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I. 


Ueber ven ® 


gegenwärtigen Standpunft der Strafgefeßgebung 
mit Prüfung 
der Fortſchritte Derfelben in Beziehung auf die neueften Geſetz⸗ 
gebungsarbeiten in Deutfchland, in Frankreih, Belgien, der 
Schweiz, Italien und Portugal, 
mit befonderer Rüdfiht auf die richtige Anwendung der Rechts⸗ 
ſprüche der oberften Gerichtshöfe 


yon Mittermaier. 


(Fortſetzung des Aufjabes Nr. XXIV. im vorigen Hefte.) 


Eines der neueften Strafgeſetzbücher Des Auslandes 
ift der am 10. December 1852 für Portugal verfüns 
dete Codigo penal. Ein Vorbericht der zur Bearbeitung 
Des Entwurfs 1845 und wieder 1850 niedergefegten Com⸗ 
million fpricht aus, daß die Commiſſion von dem Grund» 
ſatze geleitet wurde, Daß wegen Der unendlichen Verjchie- 
Denheit der Umftände, welche Die Verichuldung erhöhen 
oder vermindern, und felbft in jedem einzelnen Falle Höchft 
verichiedenartig wirfen, dem Ermeſſen der Richter einen 
großen Raum geben wollte, jo daß Der Richter nur durch 
ein Marimum und Minimum und gewilfe allgemeine Re , 
geln geleitet werden muß. Die Commifftion erklärt, daß 
eine Befugniß zu einer immer gefährlichen analogiichen 
Anwendung der Strafgelege nicht geftattet werden Darf. 

Arhiv d. Er. R. 1854. I. Gt. A 
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Die Commiſſion glaubt, daß es noch nicht an der Zeit 
fei, die Todesftrafe völlig zu verbannen, daß dieſe Strafe 
aber nur in den jeltenften Fällen gedroht und (der Vers 
“ faffungsurfunde gemäß) bei politifchen Verbrechen aus- 
geichloffen werden fol. In dem an die Königin erftatte- 
ten Berichte beflagen es die Minifter, daß in der Reihe 
der Strafarten noch die Todesftrafe vorfömmt, fprechen 
aber die Hoffnung aus, daß nach dem fortichreitenden 
Zuftande der Eivilifetion es nicht lange dauern werbe, 
daß Diefe Strafe ganz verbannt werden fönne. Statt die 
politiichen Verbrechen aufzuzählen, fchlagen die Minifter , 
vor, Die Todesftrafe nicht mehr bei dem Verbrechen ber 
Rebellion eintreten zu laſſen. 

Das Geſetzbuch wurde von der Königin, ohne vor: 
gängige Zuftimmung der Kammern eingeholt zu Haben, 
wegen des dringenden Bedürfniffes verfündet; erft der 
nächften Verſammlung der Cortes follte das Werk zur 
Prüfung vorgelegt werden. Vergleicht man dies Geſetz⸗ 
buch mit anderen europäifchen Geießbüchern, fo bemerft 
man bald, Daß es viele Eigenthümlichfeiten hat; Daß von 
der Commiſſion das ſpaniſche Strafgeießbuch von 1848 ") 
vorzüglich al8 Mufter genommen wurde, aber auch ber 
von dem berühmten Carmignani in Bila für Portugal 
bearbeitete Entwurf ?) benußt wurde, daß aber aud, das 
franzöfifche und neuere italienifche Strafgefegbücher vor 
ſchwebten. Der allgemeine Theil des Geſetzbuchs (aus 
129 88.) ftellt im erften Titel allgemeine Beitimmungen 
an die Spike, erflärt (Art. 1) als Verbrechen oder Ver: 
gehen jede von dem Strafgejege als ftrafbar erklärte vor? 


1) FR ie Haben in der Zeitfchrift für ausländifche Gefeßgebung XXI- 
241 eine Darftellung diefes Gefeßbuchs geliefert. 


2) Die Entwurf ift erfi nach dem Tode von Carmignani in dert 
nachgelaffenen Werfen jur öffentlichen Kenntniß gefommen. Wir 
werden davon umſtaͤndlicher fpredjen. 


- 


in Deutſchland, Frankreich, Belgien ꝛc. 3 


ſaͤtzliche Handlung. Die Fahrlaͤſſigkeit, als freiwillige 
Unterlaſſung einer Pflicht, iſt nur in den von dem Ge⸗ 
ſetze beſonders bedrohten Fällen ſtrafbar. — Verſuch ift (6) 
die äußere vorſätzliche Handlung, die einen Anfang ber 
Ausführung enthält, und wird (7) nur geftraft, wenn bie 
Ausführung durch Umftände, welche nicht von dem Willen 
des Thäters abhingen, gehindert wurde; Strafe tritt nur 
wegen Verſuchs ein, wenn das verfuchte Verbrechen mit 
Ichweren Strafen (Art. 29 zählt dieſe auf) bedroht iſt; in 
iofern nicht das Geſetz etwas Anderes beſtimmt. Vor⸗ 
bereitungshandlungen find nur ftrafbar (10), wenn das 
Gejep fie mit Strafe bedroht. Das delitto frustrado 
(entiprechend dem franzöfifchen delit manqué und dem 
delictum perfectum) ift vorhanden, wenn der Thäter 
1 Me Ausführungshandlungen verübte, weldye den von 
vl dem Geſetze als weientliches Merkmal des Verbrechens 
1 geforderten Erfolg hervorbringen follten, ohne daß der 
it Erfolg eintrat. ine Handlung ift nicht als Verbre⸗ 
‚ch Sen beftraft (1A), wenn der Thäter zur Zeit der That 
u voͤllig des Bewußtſeins des von ihm geftifteten Uebels be- 
8} taubt ift oder durch unmiderftehliche Gewalt gezwungen, 
m oder durch augenblidliche Nothwendigkeit der Vertheidigung 
at ſeiner jelbft oder anderer Perjonen genöthigt wurde, oder 
de wenn Die Handlung Die zufällige Folge einer erlaubten 
or hat oder durch Das Geſetz von der hierzu berechtigten 
ad Berion mit den vorgefchriebenen Formen gerechtfertigt war. 
cl Rah Art. 18 iſt Analogie oder Ableitung von Schluß: 
Rıl ſolgerungen wegen Gleichheit des Grundes nicht hinreichend, 
pop um eine Handlung ald Verbrechen Darzuftellen. In dem 
Kapitel von den Das Verbrechen erhöhenden oder mildernden 
ou) Imftänden find (19) zweiundzwanzig Erhöhungs- 8) und 


I —t ⸗— 


3) Dahin gehören ber Vorbedacht, das Auflauern, die Eiferſucht, 
Ye 
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in Art. 20 elf Milderungsgründe ) aufgeführt. Strafbar 


find nur jene Perionen, welche das nöthige Bewußtſein 
und Freiheit haben (23). Daher find ſtraflos Seder | 


geftörte, außer in den hellen Zwilchenräumen, Kinder un 
ter 7 Iahren, Perſonen unter 14 Jahren, wenn ſie ohne 
Die nöthige Unterfcheidungsfraft Handlungen verüben, Be 
teunfene, wenn die Trunfenheit volfftändig, zufällig und 
nicht erft nad) dem gefaßten verbredjeriichen Entſchluſſe 
entftanden If. Das Gefeß (24) untericheidet Miturheber 
und Gehülfen. Zu den Erſten gehören Diejenigen, melde 
unmittelbar an der Ausführung des Verbrechens Theil. neh 
men, oder Auftrag zum Verbrechen einer ihnen unterwer 
fenen Perſon geben oder durch Geichenfe, Lohn, Zwang, 
Drohung zur Ausführung eines Verbrechens Andere be 
flimmen, oder Rath geben, und Diefer, Die zum Verbrechen 
beftimmende Urfache war jo, daß ohne den Rath das Ver 
brechen nicht ausgeführt worden wäre. Gehülfen heißen 
die Ratgeber, fowie die Anftifter zum Verbrechen, ohne 
daß die im vorigen Paragraphen bezeichneten Merkmale 
vorhanden find, ferner Alle, welche Mittel oder Wear 
zeuge zum Verbrechen liefern oder wiffentlich den Urheber 
ihre Werke erleichtern. Im Titel I. von den Strafen 


werden als ſchwere Strafen aufgezählt: 1) die Tode | 


Berführung anderer Perfonen zum Berbreden, Verabredung 


mit anderen Perfonen, Verlegung befonderer Pflichten, Ber | 


übung des Verbrechens am Wohlthäter. Am Schluffe heißt «, 
überhaupt find a Be re alle Umftände, welche einem 
Verbrechen vorausgehen, es begleiten oder nachfolgen und hö⸗ 
here Verdorbenheit bei der Ausführung zeigen oder bie Qualen 
bes Verletzten vermehren oder mit Schwierigkeit der Verlehung 





zu entgehen’ oder mit größerer Gefahr für das öffentliche ohl 


verbunden waren. 


4) Dahin rechnet das Geſetz Minderjährigkeit (20 Jahre), Verfüh⸗ 
rung, Zwang, Nothwendigfeit einem drohenden Uebel zu ent“ 
gehen, Mangel richtiger Grfenntniß des durch das Berbrehett 
entſtehenden Uebels. 


in Deutſchland, Frankreich, Belgien ar. 5 


Arafe,) 2) Strafe öffentlicher Arbeiten (lebenslänglich 
oder zeitlich von 5— 15 Jahren), 3) O©efängniß, welches 
ſchweres oder einfaches ift und lebenslänglich oder von 
3— 15 Jahren erkannt wird. Nur wenn Iſolirung be 
ſonders ausgeiprochen ift, wird der Gefangene von andes 
ren Perjonen völlig getrennt (34), 4) Verbannung nad 
überjeeifchen Befitungen, 5) Landesverweifung, 6) Verluſt 
bürgerlicher Rechte. — Die forreftionellen Strafen find: 
H &efängniß (ohne Verpflichtung zur Arbeit — Höchftens bis 
3 Jahre) (38), 2) Confination, 3) Zeitweife Einftellung 
der bürgerlichen Rechte, 4) Geldftrafe, 9) Verweis. Eine 
Berihärfung des Gefängniffes ift ed, wenn Iſolirung ers 
fannt wird (49). Die Art. 51—57 beziehen fi) auf Die 
Wirkungen der Strafen und Bolizeiauffidht. — Im Titel 
IL über Anwendung und Vollziehung der Strafen be- 
kimmt Art. 71, daß Todesftrafe und Strafe öffentlicher 
Arbeiten nie Minderjährige unter 17 Jahren treffen Tann. 
Rad, Art. 73 werden Perſonen unter 14 Jahren, wenn 
Re ein mit fchweren Strafen bedrohtes Berbrechen mit 
Unterſcheidungskraft verüben, zu Gefängniß nicht über 10 
Jahre verurtheilt. Wenn mehrere ftraferhöhende Umftände 
bei einem Verbrechen zujammentreffen, fo tritt Berichär- 
fung ein und zwar bei öffentlichen Arbeiten durch Vers 
bringung über die See und bei Gefängniß mit einjamer 
Einiperrung auf eine vom Gerichte zu beftimmenden Dauer. 
— Wenn mehrere mildernde Umftände zufammentreffen, fo 
verordnet Art. 81, daß das Gericht andere Strafen, und 
Mar flatt Todeöftrafe eine lebenslängliche Freiheitöftrafe, 
Ratt lebenslänglicher Strafe nur zeitliche und ftatt der im 
Geſetze gedrohten zeitlichen ſchweren Freiheitsſtrafe auch 





5) Dualificirte Todesftrafe ift nach Art. 32 unzuläffig. Nach Art. 
91 wird die Todesftrafe öffentlich vollzogen. 
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eine Forreftionelle Einfperrung nicht unter 2 Jahren aus- 
fprechen kann. 

Rüdfall wird (85) angenommen, wenn Jemand, wel: 
her rechtskraͤftig wegen eined Verbrechens verurtheilt 
wurde, ein Verbrechen der nämlichen Art verübt und Die 
Zeit von 10 Jahren von der Verurtheilung an nicht ab- 
gelaufen ift, aud) wegen des erften Verbrechens nicht Be: 
gnadigung oder Rehabilitation eintrat. Die Rüdfallsftrafe 
iſt Die nächft höhere (nur⸗kann nie zur Todesſtrafe blog 
wegen Rüdfalld gefchritten werden). Wenn mehrere nod) 
unbeftrafte Verbrechen verübt wurden, wird, wenn nicht 
Das Gefeg in einzelnen Fällen etwas Anderes beftimmt 
und, mit Ausnahme der Geldftrafen, nur die Strafe des 
fehwerften Verbrechens erkannt, mit geeigneter Verſchär⸗ 
fung wegen des Zujammentreffend (87). Die Strafe der 
Gehülfen und die des Verſuchs ift diejenige, welche nadı 
den allgemeinen Regeln im alle des Dafeind mildernder 
Umftände für das Verbrechen zu erfennen ift (88. 89), 
nur bei dem beendigten Verſuch (frustrado) ift die nächft 
geringere Strafe auszufprechen. Weitläufige Vorichriftere 
über Vollziehung der Strafen wegen verjchiedener Ereig⸗ 
niſſe ©) enthalten die Art. 9L— 103 und über die bürger- 
liche Berantwortlichfeit wegen Verbrechen Die Art. 104—118- 
In Bezug auf die Tilgung der Verbredyen und Strafen 
beftimmt Art. 120, 121 über Die Wirkungen der Amneftie 
und der Begnadigung ) und Art. 123 über Berjährungz 


6) Nah Art. 93 fol an Seelengeftörte, die in hellen Zwifchen- 
räumen Berbrechen verüben, die Strafe nur vollſtreckt werden, 
wenn fie in hellen Zwifchenräumen ſich befinden. — Der por= 
tugieſiſche Geſetzgeber fcheint fich eine eigenthümliche Vorſtellung 
von der Befchaftenheit der hellen Zwifchenräume zu machen. 


7) Die Begnadigung hebt alle erfannten Strafen (auch Geldftrafen) 
auf, aber fie ftellt nicht wieder die verlorenen bürgerlichen Rechte 
her, wenn nicht befonders das Defret dies ausfpriht; auch 
wirft fie nicht auf die Civilflage oder auf die von Dritten er- 
worbenen Rechte. 


! 
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jede Strafverfolgung verjährt in 10 Jahren, gerechnet 
vom Tage der Verübung des Verbrechens, und wenn ges 
richtliche Verhandlungen Statt fanden, von Dem Tage des 
legten gerichtlichen Afts. (Bei Eorreftionellen Vergehen in 
5 Iahren, war die Civilflage mit der Strafflage verbun⸗ 
den, io wird auch Die erſtere in Diefer Zeit verjährt.) — 
Eine rechtskräftig erkannte Strafe verjährt nicht, . allein 
wenn jeit dem Todesurtheil zwanzig Jahre verfloffen, fo 
tritt lebendlängliche Freiheitsſtrafe ein; fchwere zeitliche 
Strafen verjähren in 10, forreftionelle Strafen in 5 Jah⸗ 
vn. Wenn durch Ablauf von 20 Jahren eine Strafe 
verjährt war, fo kann der Verurtheilte nicht in der näms 
fichen Gemeinde wohnen, in weldyer der duch Das Vers 
brechen Verletzte oder ſeine Wittwe oder Aſcendenten oder 
Deſcendenten wohnen (124). 

Im beſondern Theile ſind die Strafbeftimmungen über 
einzelne Verbrechen auf nachftehende Weife geordnet: 1. 
vom Verbrechen gegen die Religion, I. Berbrechen gegen 
die Sicherheit des Staats (hier 1. vom Verbrechen gegen 
äußere Sicherheit [141], 2. von Verbrechen, weldye Die 
Intereffen des Staats im PVerhältniß zu anderen Staaten 
gefährden [152], 3. Berbrechen gegen innere Sicherheit _ 
(bier vom Attentat gegen den König oder die Königin [163] 
Rebellion [170J), IH. Verbrechen gegen die öffentliche Ruhe 
(bier von unerlaubten Verbindungen, von Aufruhr), von Bes 
leidigungen oder Gewaltthätigkeiten gegen öffentliche Behoͤr⸗ 
den, von Befreiung der Gefangenen, von Begünftigung 
der Mebelthäter, von Fälfchungen, von Verlegung der Ges 
lege über Beerdigung und über öffentliche Gefundheit, von 
Tragen verbotener Waffen, von Bettelet, von Vereinigung 
der Mebelthäter, von verbotenen Spielen, Lotterieen, 
Contrebande, von den Verbrechen der Stantsbeamten. 
Stel IV. von den Berbrechen gegen Berfonen: D von 
Verbrechen gegen die Freiheit der Berfonen, 2) von Ber 
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brechen gegen den Bivilftand (hier auch von Kindesaus⸗ 
feßung), 3) Verbrechen gegen Die Sicherheit der Perfonen, 
Toͤdtung, Körperverlegung, Duell, 4) Verbrechen gegen 
die geichlechtliche Sittlichfeit, 5) gegen Die Ehre. Tit. V. 
von Verbrechen gegen das Eigenthum, VI. von öffent 
licher Aufforderung zu Verbrechen, VII von den Polizei⸗ 
übertretungen. 

Wir wollen, um unferen 2efern den Geift Des Straf 
geſetzbuchs zu zeigen, bei einzelnen Beſtimmungen näher 
verweilen. Bei den Verbrechen gegen die Religion wird 
Art. 130 korrektionelles Gefängniß bis 3 Jahr und Geld- 
fteafe gedroht Demjenigen, welcher mit Verlegung der der 
fatholifchen Religion jchuldigen Verehrung Diele Religion 
m Bezug auf einen Lehrſatz, Aft oder Gegenftand ihres 
Gottesdienftes durch ‚Worte, Schrift oder Handlungen 
ſchmaͤht oder Lehren zu verbreiten jucht, welche mit Den 
von der Kirche aufgeftellten Lehrfägen im Widerſpruche 
find, oder es verfucht, Brofelyten zu machen oder Andere 
zum Uebertritt zu einer von Der Fatholiichen Kirche ver= 
ſchiedenen Religion zu bewegen oder gottesdienftlidhe Hand 
Iımgen einer andern Religion öffentlih ausübt. Iſt de= 
Thäter ein Ausländer, fo kann gegen ihn ftatt des Ge= 
fängniffes Verweifung aus dem Lande, und überhaupt, 
wenn die Gottesläfterung nur in öffentlich ausgeftoßener« 
Worten ohne Abficht der Herabwürdigung der Staats 
religion befteht, Verweis erkannt werden. Der öffentlide 
Üebertritt eines Portugiefen zu einer andern Religion al 
ber Fatholiichen wird mit Verluft der bürgerlichen Rechte 
geftraft (135). 

Strenge Borfchriften beziehen ſich auf Geiftliche, 
welche ihre Stellung mißbrauchen. Nach, Art. 137 wird 
der Geiftliche mit Gefängniß von 1 bis 3 Monaten beftraft, 
weicher bei Ausübung feines Amts, in Predigten oder 
verbreiteten Schriften die Staatsgewalt beleidigt, ihre 
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Handlungen oder Die Geſetze angreift, Die Rechte des 
Staats in Bezug auf geiftlihe Angelegenheiten leugnet 
oder bezweifelt; mit Geldftrafe bedroht Art. 138 den Geiſt⸗ 
fihen, welcher päpftliche Bullen oder irgend eine Ver 
fügung der römiichen Kurie, ohne Daß ihr das Fönigliche 
Placet ertheilt war, vollftrect. 3) 
Bei den Verbrechen gegen die Sicherheit des Staats 
M die Todesftrafe häufig gedroht, ungeadhtet Die Vers 
faſſung von Portugal die Todeöftrafe für politifche Ver 
brechen aufhebt; man hat aber in der Erfenntniß, daß es 
bedenklich jein würde, gewiſſe Verbrechen als politifche 
aufzuftellen, vorgezogen, nur bei dem Verbrechen der Res 
bellion ftatt der Todesſtrafe lebenslängliches Gefängniß zu 
drohen. Nach Art. 170 begeht Rebellion Derjenige, wel 
1 ber verfucht, die Negierungsform umzuftürzen oder zu 
«| Ändern oder den König oder Regenten abzuiegen oder ihn 
xJ feiner perfönlichen Freiheit zu beraubenz oder wer die Ins 
n:  tegrität des Koͤnigreichs zu zerftören fucht oder als Urs 
r, heber die Einwohner Portugals zum Bürgerfriege aufregt 
t, oder fie oder Militairperfonen zur Erhebung gegen die fs 
nigliche Macht oder Die freie Ausübung der verfaffungse 
e| Mißigen Rechte der Minifter der Krone auffordert. Eis 
| genthümlich find die Strafvorichriften über Majeftätsbelet- 
at digung. Die körperliche Beleidigung durch Gewaltthaͤ⸗ 
&,  Sofiten gegen ven König, Die regierende Königin, Den 
k; immittelbaren Thronfolger wird mit Verbannung nad) einer 
E| überfeeiichen Beſitzung auf Lebenszeit beftraft (167). Jede 


i 








9) Es mag nicht ohne Intereſſe fein, damit die Strafvorſchriften 
des fatholiſchen Staats Spanien im Strafgeſetzbuche von 1848 


} im Art. 295 zu vergleichen. Es heißt: Der Geiftliche, welcher 
: in Predigten oder anderen Reden, in geiftlichen Edikten oder 
ie anderen öffentlihen Schriften irgend ein Geſetz, Defret, Ber: 
g; ordnung, Verfügung oder Anordnung des Staats ale der Res 


ligion zumwiberlaufend einer Kritif unterwirft, wird mit Ver⸗ 
r weiſung beſtraft. 
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Injurie, Die in Gegenwart der in Art. 167 bezeichneten Bers 
fonen gegen fie verübt wird, fo wie ein gewaltthätiges 
Eindringen in die königliche Wohnung zieht zeitliche Ver: 
bannung nach fi, wenn aber fich ergiebt, Daß nur Mangel 
an Ehrfurcht, der nad) den Umftänden als gering betrachtet 
werben fanıt, zum Grunde liegt, fo wird nur ein Verweis 
ertheilt, D der jedoch mit Gefängniß bis 10 Tagen ver: 
bunden werden kann (168). Jede Beleidigung, welche 
öffentlich, mündlidy oder ichriftlich gegen den König oder 
die Königin mit der Abficht geichieht, um Haß oder Ver⸗ 
achtung gegen Die Perjon oder gegen ihre Würde zu er 
weden, wird mit Fforreftionellem Gefängniß von 1—3 
Jahren und Geldftrafe beftraft (169). 

Das Verbrechen des Aufruhrs (sedigao) ift Davon 
abhängig gemacht, Daß 20 oder mehr Perſonen Wider 
ftand leiften (179). — Sehr ftrenge find die Strafdro- 
hungen über Münzfälfhung; nach Art. 206 iſt lebens⸗ 
längliche öffentliche Arbeit gedroht. ine auffallende Ber 
ftimmung findet ſich im Art. 214, nad) welchem Derjenige, 
welcher die Annahme einer Münze, die geiehlichen Kurs 
im Lande hat, verweigert, mit Gelbftrafe von neunfachem 
Detrage der verweigerten Münze beftraft werden follz 
ebenfo auffallend ift der Art. 235, nad) welchem Derjenige, 
welcher in anderen Kleidern, als er feinem Geſchlechte 
nad) tragen fol, herumgeht, um glauben zu machen, daß 
ihm die Tragung diefer Kleider gebührt, mit Gefängniß 
bis 6 Monat beftraft werden foll. | 

In der Lehre von dem falfhen Zeugniß findet ſich 
eine beachtungsmwürdige Vorichrift, indem nach 238 der 


9) Sollte nicht diefe Beftimmung, nad) welcher auf würdige Weife 
öffentlich der Unehrerbietige in leichten Fallen einen ernſten 
Verweis erhält, auch bei uns Nachahmung verdienen und befier 
wirken, als Gefängnißfirdfe ? 
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falfche Zeuge, 1% wenn er in dem vorbereitenden Straf 
prozefie falſch ſchwur, mit der nädhftgeringeren Strafe 
belegt wird, welche eintritt, wenn er in der öffentlichen 
Berhandlung faljch gefchworen hätte; hat Der falfche Zeuge 
vor dem. Schlufle der Discufflon widerrufen, fo ift er 
firaflos, Hat er im vorbereitenden Strafprozefle falſch ges 
ihworen, jo tritt Straflofigfeit nur ein, wenn er vor Dem 
Schluſſe des Vorverfahrens widerruft. 1) Tadelnswerth 
it es, Daß (nad dem Vorbilde des Code penal) Ders 
jenige, welcher einen falſchen zugeichobenen oder Erfuͤl⸗ 
lungseid ſchwoͤrt, nur mit Verluſt der bürgerlichen Rechte 
beftraft wird (243). 
Drerienige, welcher einen Bertrag über Verkauf oder 
Veberlieferung von Staatspapieren fehließt und nicht bes 
weiſen fan, daß er zur Zeit des Vertrags Die Effekten 
‚ Mm feiner Verfügung hatte, fol mit ©efängniß von 15 
\ Zagen bis 6 Monaten geftraft werden (273). in dem 
v tömifchen erimen vis nachgebildetes Vergehen (gewiß 
Y Weimäßig als Aushülfsverbrechen) kommt in Art. 329 vor, 
si nah welchem Jeder, welcher unberechtigt förperliche Ver 
| lungen zufügt, um einen Andern zu Handlungen zu nos 
[| thigen ober ihn davon abzuhalten, mit Gefängniß von 
J 1Monat bis zu 1 Jahr beſtraft wird. In der Lehre von 
w der Tödtung wählt das Geſetzbuch den Weg, an bie 
4 Spihe den Satz Des Art. 349 zu fielen: Wer eine Pers 


ii; fm vorfäglich töbtet, wird mit Tebenglänglicher öffentlicher 


it 10) Das Geſetz fordert auch zu dem Thatbeſtande des falſchen Zeug⸗ 

ä niſſes, daß dies über Umflände abgelegt wurde, welche weſent⸗ 
lih zu der Handlung gehörten, welche den Gegenftand ber 
Anklage bildet. 


1) Befer würde es fein, wenn wenigftens- der Widerruf berüds 
it fihtigt würde, welcher da, wo der Zeuge in ber öffentlichen 
e| Eigung vernommen wird, gemacht wird, oder, wenn man ftren- 
£ er fein will, wenn der Widerruf vor Cröffnung der öffent: 

den Sitzung geſchieht. 
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Arbeit beftraft; Todesftrafe Toll (nad) 351) eintreten, 1) 
wenn die Tödtung verübt wird mit Vorbedacht oder 2) 
mit Zufügung von Martern oder Grauſamkeiten, um Die» 
Dualen zu vermehren, oder 3) zum Zweck geichieht, um 
ein anderes Verbrechen vorzubereiten, zu erleichtern, aus⸗ 
zuführen oder Ungeftraftheit zu fichern, oder 4) wenn 
der Tödtung ein anderes Verbrechen, das wenigftend 3 
Fahre Gefängniß nach fich zieht, vorausgeht oder fie be 
gleitet oder nachfolgt. Beihuͤlfe zum Selbſtmord eines 
Andern zieht Forreftionelles Gefängniß nach fi) (354). 
Todesftrafe trifft (355) den, welcher vorſätzlich einen Aſcen⸗ 
denten tödtet, allein Die Strafe kann gemildert werden, wenn 
der Thäter Dazu gereizt wurde und fein Vorbedacht vor- 
Banden war (355). FKindesmord (verübt während Dec 
Geburt oder innerhalb 8 Tagen nad) derſelben) zieht To= 
Desftrafe nach fih, wenn er aber von der Mutter, umih 
Schande zu verbergen, oder von den mütterlichen Aſcen— 
bdenten, 19) um Die Schande der Mutter zu verbergen, ver — 
übt wird, fo tritt zeitliches ſchweres Gefängniß ein (356 — 
Bei dem Verbrechen der Körperverlegung beginnt Art. 353 
mit Drohung einer Strafe von 3—30 Tagen für jede 
förperliche vorfägliche Mißhandlung, iniofern nicht emex 
der in nachfolgenden Artikeln bezeichneten Umftände eirz= 
tritt. Die vorfägliche Körperverlegung, welche eine WunD € 
oder Quetſchung oder ein Leiden verurjacht, weldyes Spir- 
ren zurüdläßt oder Schmerzen erzeugt oder arbeitsunfäht Q 
macht, zieht Gefängniß von 6 Monaten bis 2 Jahre nach 
fid) (360). Hat aber die Körperverlegung die Folge, da # 
eine Berftümmelung oder Beraubung eines Gliedes det 
körperlichen Organs oder Lähmung oder Unbrauhbarfe tt 


12) Man merkt hier den Einfluß der bei den Bölfern romaniſch et 
Stammes herrfchenden Nationalanfiht, nach welcher die Famit ir 
ſich entehrt glaubt, wenn einer ver Abkoͤmmlinge entehn wur €- 


rn 
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eines ſolchen oder Verunſtaltung oder Arbeitsunfähigkeit 
von mehr als 20 Tagen eintritt, fo wırd zeitliche Ver⸗ 
bannung auf überfeeifche Befigungen, und zeitliches ſchweres 
Gefängnig mit Arbeit erfannt, wenn die Folge der Ber 
legung Seelenftörung oder Arbeitsunfähigfeit auf Lebens⸗ 
zeit ift. 

Wichtig in dem Gejegbuche find Die (zwar dem frans 
zöfiichen Code, aber mit weientlichen Verbefferungen nach⸗ 
gebildeten) Beflimmungen Des Art. 370 über Provokation, 
indem Milderung ausgelprochen wird, wenn der Thäter, 
infofern fein Vorbedacht da war, durch Schläge ober 
andere jchwere Gewaltthätigfeiten gereizt war !E) ober 
wenn ein Ehegatte, der im Ehebruche den andern trifft, 
diefen oder den Verfuͤhrer tödtet oder verlebt, 1%) oder 
der Vater feine noch unter väterlicher Gewalt befindliche, 
noch nicht 25 Jahre alte Tochter, Die er in der Unzucht 
tft und ihren Verführer tödtet ober verlebt, oder wenn 
Jemand durch einen gewaltthätigen Angriff auf Keufchheit 
gereizt wird (373). Wörtliche Injurien oder Anſchuldi⸗ 
gungen oder Drohungen (die nicht unter die in Art. 363 
bezeichneten fallen) find nicht unter den als bejondere 
Herabſetzungsgruͤnde der Strafen in Art. 374 genannten 
begriffen. 15) Nach Art. 375 ſoll zwar bei dem Vatermord 
des die in Art. 370 bezeichnete Milderung nicht zu Statten 
fommen, allein wenn durch Gemwaltthätigfeiten Des Vaters das - 
Leben des Sohnes bedroht war, fo fommen die allgemeinen 
Nilderungsgründe zur Anwendung. — Bei dem Zmei- 





13) Statt der Todesftrafe oder andern lebenslänglichen Strafe kann 
forreftionelles Gefängniß von 1—3 Jahren eintreten. 


14) Nach Art. 372 fleht der Ehefrau die —— nur zur 


er wenn der Ehemann die Eoncubine im ehelichen Haufe 
elt. ‘ 


15) Der Art. 374 verweiſt aber ausdrücklich auf die allgemeinen 
Milderungsgründe. 
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fampf ftraft das Geſetz (351) Jeden, der zum Duell ber 
ausfordert (1—3 Monate) oder einen Andern öffentlich 
wegen Nichtannahme der Herausforderung beichimpft. 
Feder Duellant wird, fobald von den Waffen Gebraud) 
gemacht wurde, wenn Feine Berwundung entfteht, mit Ge⸗ 
fängniß von 2 Monaten bis 1 Iahr und Geldftrafe, wenn 
Tod erfolgt, mit Gefängniß von 1—3 Jahren und Geld- 
ftrafe beftraft. Nach Art. 387 kommt das allgemeine Ges 
feg über Zödtung oder Verlegung zur Anwendung, wenn 
Das Duell ohne Beiziehung von Sefundanten oder mit 
Taäuſchung oder mit Verlegung der Duellregeln geichieht. 
In dem Kapitel von der Nothzucht geht Das Geſetz in 
viele Einzelnheiten und Abftufungen ein, insbeſondere aud) 
nad) dem Alter der DVerlegten. 1) Nach Art. 400 muß 
der Thäter in allen diefen Fällen Die Frauensperſon aus: 
ftatten; wenn aber der Thäter fie heirathet, fällt alle 
Strafe weg. Wegen Injurie wird (407) Derjenige be- 
ftraft, der oͤffentlich durch Wort oder öffentlich, verbreitete 
Schrift oder anderes Mittel einem Andern eine die Ehre 
oder ‚Achtung angreifende Hanhlung vorwirft oder dem 
Vorwurf nacherzaͤhlt (mit Gefängniß von 6 Tugen bie 6 
Monaten). Ein Wahrheitsbeweis wird nicht zugelaffen, 


.. ausgenommen wenn der Vorwurf auf die Amtshandlung 


eines Beamten ſich bezieht oder überhaupt wenn ein Ver— 


16) Nach Art. 391 wird zuerft der mit Gewalt gegen eine Perſon 
des einen oder andern Gefchlecht verübte Angriff auf Scham— 
haftigfeit mit zeitlicher Verbannung in eine überfeeifche Befitzung 
bebroht,; dann Art. 392 die Unzucht mit einer ehrbaren Frauens— 
perfon, die über 12, aber nidht 17 Jahre alt ift, mit gleidher 
Strafe, nah 393 wenn die Perfon über 17, aber niht 25 
Jahre alt ift, mit Gefängnig von 1—3 Jahren. Dann nad 
394 die Nothzucht mit einer Frauensperfon (das Geſetz fügt bei: 
wenn fie au nicht minderjährig und nicht ehrbar ift) mit le— 
benslänglicher Berbannung beftraft. Hinzugefügt ift bei 392 
und 94: wenn das Verbrechen an einer Perfon unter 12 Jah: 
ren verübt ift, tritt immer die nämliche Strafe ein, obgleih — 
nicht die Anwendung von Gewalt bewiefen wird. 
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brechen vorgeworfen wird, der Beweis ift aber Bier 
nur zuläffig durch Das Urtheil eines Criminalgerichts 
(408). Die nicht Hffentlich oder ohne Vorwurf einer bes 
fimmten Thatſache verübte Injurie wird mit Gefängniß 
von 3 Tagen bis 3 Monaten beftraft. Injurien gegen 
Berftorbene werben nur auf Antrag der Afcendenten, ‘Des 
fcendenten, Ehegatten oder Erben verfolgt (417). Ger 
richtliche ChHrenerflärung und Widerruf in Bezug auf den 
Geſchmaͤhten hebt Die Strafe auf. Als Diebftahlift erflärt 
(421) die frauduloje 1 MWegnahme einer Sache, die dem 
Thäter nicht gehört. Die Strafe ift nad) dem Betrage 
abgeftuft; beträgt Die Summe nicht über 20,000 Reis, 18) 
fo tritt korrektionelles Gefängniß ein. Mit der Strafe des 
Diebſtahls wird (422) auch der beftraft, welcher feine 
Sache, die er einem Andern verpfändet oder Deponirt hat, 
um fie fich rechtswidrig anzueignen oder zu zerftören, dem 
Andern wegnimmt. Das Geſetz zählt (422 — 8) eine 
Reihe von Umftänden auf, weldye die Strafe des Dieb- 
ſtahls erhöhen. Nach 431 tritt bei Samiliendiebftahl Feine 
Strafe ein. Der Raub (roubo) ift befonders hervorgeho⸗ 
ben und ſtrenge beftraft.1%) Bei dem Betruge (burlas) find 
(ohne eine allgemeine Begriffsbeftimmung) beiondere Arten 
der Berübung hervorgehoben und darnad) (nad) drei Gra- 
den). Strafe gedroht (450). Ebenſo ift bei der Brand⸗ 
fiftung Fein allgemeiner Begriff aufgeftellt. Das Geſetz 
(466) beginnt mit der Drohung öffentlicher Arbeiten auf 
Lebenszeit bei Brandftiftung gewifler (im Geſetz bezeichneter) 
Gegenſtaͤnde. 2) Wer vorfäglich irgend einen Gegenftand 





IN) Es würden darüber bie nämlichen Streitigfeiten entftehen, wie 
im Code penal über das Wort: frauduleusement. 


18) 100 Reis machen 16 Kreuzer. 


19) Wenn mit dem verübten oder verfuchten Raub Tötung verbun- 
den ift, tritt Tobesftrafe ein (433). 


20) Todesſtrafe iſt gedroht (469), wenn Jemand Brandftiftung ver: 


J 
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anzündet, der den im Gefeße bezeichneten Gegenftänden jo 
nahe ift, Daß als natürliche Wirkung feiner Anzündung 
ohne unvorhergeiehenen Zufall Dad Feuer Diejen Gegen: 
ſtaͤnden fich mittheilen mußte, leidet die nämliche Strafe, 
ald wenn er einen ſolchen Gegenftand unmittelbar ange: 
zündet hätte. 

Ehe wir auf den Grund unferer bisher gelieferten 
Darftellung der neueften Arbeiten der Geſetzgebung all 
gemeine Betrachtungen über den gegemwärtigen Stand: 
punkt der Strafgefeggebung aufftellen, muͤſſen wir noch 
unjere Leſer auf ein fehr zu beachtendes Werk aufmerk: 
kam machen, welches auf die niederländiiche Straf: 
geſetzgebung ſich bezieht. Unſere Leſer erinnern ſich, 
daß im Koͤnigreich der Niederlande, wo unter König Ludwig 
Napoleon 1808 ein eigenes neues Strafgeſetzbuch verfün- 
det war, noch) jeßt der fpäter eingeführte franzöſiſche Code 
penal gilt, daß aber feit 1814 die Regierung und die 
Generalftaaten mit Bearbeitung eined neuen Strafgejeg- 
buche ſich befchäftigten, viele Entwürfe vorgelegt wurden, 
bis 1840 das erfte (den allgemeinen Theil enthaltende) 
Bud) des Strafgeſetzbuchs verfündet wurde, worauf neue 
Berathungen in Bezug auf die Entwürfe des beionderst 
Theils in Den eneralftaaten begannen, aber zu feinene® 
Ziele führten, Da man fic) nicht verftändigen fonnte. Den 
noch aber enthalten für Jeden, welcher mit Gejeßgebungs = 
arbeiten beichäftigt ift, die Entwürfe, Motive der Regie = 
rung, die Berichte und Berathungen der Generalftaateze” 
ein werthvolles Material und die häufig große Grünt> = 
lichkeit beweilenden Rechtöiprüche und Auslegungen de — 
nieberländiichen Gerichtshöfe verdienen eine befondere Be 


übt und dadurch den Tod eines Menfchen verurfacht, welche 
zur Zeit, als das Feuer angelegt wurde, ſich in dem angezurue 
deten Gegenſtande befand. 


in Deutfland, Frankreich, Belgten se. | 17 


achtumg. Es war daher ein glüdlicher Gedanke, daß Heer 
van Deinie (Richter am Provinzialgerichtähof von Seeland} 
ih entichloß, in einem Werke die Grundfähe des Strafs 
sechts und Die wiflenfchaftlihe Durchführung derfelben in 
allen Einzelnheiten und Streitfragen zu erörtern, daran 
die Darftelung der in der niederländifchen Literatur, 21) 
Rechtſprechung und Geſetzgebung vorkommende Art dee 
Fortbildung Des Strafredhts zu knüpfen. 2?) Der Ders 
faffer (er ift ein Schüͤler des gründlichen Gelehrten Haus 
m Gent, welcher der Hauptarbeiter Des neuen belgifchen 
Geſetzbuchs ift), vertraut mit jedem wiflenfchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe der Deutfchen und franzöftichen Literatur, entwickelt 
af eine klare Weiſe den jogenannten allgemeinen Theil 
des Strafrecht und gewährt Dabei den Vortheil, daß der 
Leer Alles erfährt, mas in Den Niederlanden für die 
wiſenſchaftliche Eroͤrterung einer criminaliftiichen Streit 
frage geleiftet wurde, was in den Urtheilen der! nieder 
laͤndiſchen Gerichtshöfe vorfommt und in den niederländk 
hen Geieggebungsarbeiten geliefert wurde. Wir weiſen 
origlich auf Entwidelung der Lehre von der Aufhebung 
der Zurechnung wegen Seelenftörungen (p. 84) wegen 
Zrunfenheit (p. 105), über das Weien des dolus (opzet) 





2) In neuefter Zeit find wieder auf den nieberländifchen Univer: 
fläten mehrere bedeutende Abhandlungen über wichtige firafs 
tehtliche Fragen erfchienen. Die Eigenthümlichfeit, daß (mehr 
als in Deutfchland) die Verfaffer foldher Abhandlungen mit den 
in allen Sprachen über den Gegenftand erfchienenen literarifchen 
keitungen na vertraut machen und mit großer Gründlichkeit 
in biftorifche Erörterungen eingehen, giebt vielen bieler nieder: 
lindifchen Differtationen einen befondern Werth. 
gute Abhandlung über die Lehre von der Theilnahme hat ge⸗ 
liefert: Besier van den historisch Onderzock betrekelijg deLeer 
van den wedepligtigheid. Utrecht 1852. 


2) Das Wert hat den Titel: De allgemeene Beginselen van straf- 
: Fegtontwikkeld en in Verband beschouwd met de allgemeene 
Bepalingen der nederlandsche strafwogeting door M. van 
Deine. Middelburg 1852. 


Archiv d. Er. R. 1854. 1. St. 3 


ine neue 
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(p. 123), 2°) über dad Weſen des Vorbedachts (p. 130), 
über Die Frage, wie weit in Straffachen eine civilrechtliche 
Frage präjudiciel ift (p. 148), über Auslegung der Straf 
geſetze (p. 242), über Injurien gegen Berftorbene (p. 
285), 29 über Bedeutung: von Anfang der Ausführung 
bei Verſuch (p. 289), über das Verhältniß von Urheber 
und Gehülfen (p. 303), über Pönitentiarigftem, vorzüglich 
über die Einführung des Iſolirungsſyſtems im den Nieder: 
landen durch Geſetz von 1850 (p. 387). 

Unfere bisherigen Darftellungen aenügen, um den 
Reichthum der Materialien und die Fortſchritte in den 
Leiftungen der Gefehgebungskunft zu zeigen. Es ift aber 
auch Pfliht, auf eine andere, bisher in Deutichland gar 
nicht oder wenig benugte Duelle von Erfahrungen auf 
merkſam zu machen, deren gehörige Benugung dem Ge 
jeßgeber noch größere Hortichritte verbürgt. Wir meinen 
die durch die Einführung des öffentlichen mündlichen Ber 
fahrens und der Schwurgerichte zu Tage geförderten Er 
fahrungen und Die Ergebniffe der Entfcheidungen Der ober- 
ften Gerichtshöfe über wichtige Rechtsfragen. Während 
unter der Herrichaft des geheimen fchriftlichen Verfahrens 
die Strafverhandlungen und Urtheile nur wenig zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gelangten und Die Urtheile, da man 
die Verhandlungen nicht Fannte, fowie die Entſcheidungs⸗ 
gründe in einer langweiligen und unverftändlichen Form ab⸗ 
gefaßt waren, nicht leicht richtig verftanden werden konn⸗ 
ten, find durch Die neue Form des Verfahrens die Ver⸗ 
handlungen und Urtheile ein Gemeingut geworden. Ab⸗ 
gefehen von dem Vortheile, daB dadurch eine Schule des 


23) Belehrend ift befonders, was in den Niederlanden über die Mög > 
lichkeit, eine Definition von dolus zu geben, vorfam (p. 1269 - 


24) Namentlih (mit Anführung nieberländifher Rechtsſprüche p- 
251) wie weit analogifche Anwendung zuläffig fei. 
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Rechts eröffnet und die Kenntniß der Gefehe jedem Bür- 
ger erleichtert wird, Ichren die Verhandlungen oft Bälle 
fermen, welche wegen des eigenthümlichen Zufammentref 
fend der Umftände Lüden in der Gejeggebung oder Die 
Gefahren des zu weit oder zu enge gefaßten Ausbruds 
im Geſetze nachweijen. Die in diejen Verhandlungen zur 
Spradhe kommenden Anfichten und die Wahrfprüche der 
Geſchworenen eröffnen dem Geſetzgeber eine wichtige, bis⸗ 
ber nicht genügend benutzte Quelle, die des Volksrechts⸗ 
bewußtieins. Der aufmerkiame Geletzgeber kann feinen 
Geift nicht verfchließen gegen Die Gefahren, welche der 
ſtarre Formalismus erzeugt, nach welchem Der Geſetzgeber 
alle möglichen Combinationen der Verfchuldung bei einem 
Verbrechen durch ein paar Gejegesftellen umzuftoßen fucht 
und dem Ermeſſen der Richter und der Geſchworenen einen 
harten Zwang auflegt. Wir wollen ftatt vieler Beifpiele 
nur auf den in Berlin verhandelten Fall 25) aufmerkſam 
mahen, in weldyem Kühne jeine Geliebte mit ihrer Ein» 
willigung tödtete und wo Die Geſchworenen der Faflung 
des Geſetzes gemäß den Angeklagten als fchuldig des 
Mordes und Die Richter zum Tode verurtheilen mußten. 
Bil der Geſetzgeber nicht erkennen, daß Dies‘ Todesurtheil, 
welhes den Kühne mit einem Raubmörber in gleidye Ka⸗ 
tegorie ftellt, Der Juftiz unendlichen Schaden gethan hat, 
daß die fpät nachfolgende Begnadigung den Schaden nicht 
heilen fan, Daß Das Volksrechtsbewußtſein ebenfo wie Die 
dorderung der Gerechtigkeit, nad) welcher Die Strafe der 
Größe der Verfchuldung entfprechen muß, verlegt wurde ? 26) 


8) ardto für Preußifches Strafreht von Goltvanımer I. Band 
. 325. 


%) Der einfache verfländige Bürger frägt, warum Kühne zum Tode 
verurtheilt wurde, während er, wenn er die That 2 Jahre früs 
ber verübt hätte, nach dem Preuß. Landr. mit einer Gefängniß- 
frafe von einigen Jahren beftraft worden wäre? Er frägt, 


Rt 
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Belehrend find die Erfahrungen, nad) welchen Die 
Geſchworenen mit Begierde Den Ausweg ergreifen, welchen 
ifnen Die Stellung eventueller Fragen darbietet. Wer mag 
verfennen, daß darin eine Aeußerung des Volksrechts⸗ 
bewußtieind liegt, welches erfennt, daß Die Bejahung der 

nach der Anklage geftellten Hauptfrage, z. B. ob der Ans 
geklagte des Mordes, oder des Raubs, oder des vollen- 
deten Verbrechens fchuldig fei, eine zwar dem Buchſtaben 
des Geſetzes gemäße Enticheidung, aber eine ſchwere Ver: 
legung der Gerechtigkeit enthalten würde. Verfolgt man 
den Gang der Rechtſprechung in den einzelnen Staaten, 
in weldyen neue Geſetzbücher verfündet wurden, io wird 
man ſich bald überzeugen, Daß die Rechtsanwendung Här- 
ten herbeiführt, welche Der Achtung vor den Gefegen und 
der Wirkjamfeit Derfelben einen großen Schaden zufügen, 
weil Die Geſetzgeber theild, wenn auch oft unbewußt, durch 
das Abfchredungsprinzip geleitet werden, theild einem be- 
denklichen Formalismus Huldigen, indem fie fid) einbilden, 
daß fie Durch allgemeine Saͤtze und Icharfe Untericheidun- 
gen die einzelnen Arten eined Verbrechens genau trennen 
fönnten. Wir bitten Die Stimme eines alten Praftifers 27) 
zu hören, welcher nachweift, wie irreleitend in der Rechts⸗ 
anwendung die in den neuen Geſetzen aufgeitellten Be— 
griffe von Mord und Todfchlag find und wie vergeblidy 
Dad Bemühen ift, 3) alle vorfäglichen Tödtungen in die 


welche Gründe Preußen hat, die Handlung mit dem Tode zu 
beftrafen, während, wenn fie in Sachſen, Braunfchweig, in 
Heflen, Baden verübt wäre, mehrjährige Freiheitsftrafe nad 
ſich gezogen hätte. 
27) Kettenader (Hofgerichtspräftdent in Mannheim) in den Annalen 
der Badiſchen Gerichte 1853. Nro. 29. 


28) Temme Lehrbuch des Preuß. Strafrehts S.793. Wir werden 
im nächſten Hefle des Archivs von Goltdammer Died genau 
durch Zerglieverung der Gefeggebung und Rechtſprechung ver: 
fhiedener Länder nachweiſen. 
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zwei Begriffe zu Drängen. Jene immer noch fpufende 
Furcht vor dem freien Ermeſſen der Richter, Denen man auf 
der andern Seite wieder eine bisher ungefannte Macht giebt, 
nad) weldyer fie wie Geſchworene ohne Appellation über 
die Thatfragen enticheiden, bat die ſchlimme Folge erzeugt, 
daß manche Gefeßgeber, jo der preußiiche, gegen die Ans 
nahme Des Milderungsgrunded der verminderten Zurech⸗ 
mmg fid) fträubten, während die Rechtiprechung in’ andes 
ren Zändern 29) die Nothwendigkeit der Geftattung dieſes 
Milderungsgrundes zeigt und ausgezeichnete preußifche 
Aerzte felbft zu dem Ausfpruche gedrängt werden, daß 
der Angefchuldigte die That in einem Zuftande von vers 
minderter JZurehnungsfähigfeit verübt Habe. 30) 
Im Zufammenhange damit fteht die Einfeitigfeit, mit welcher 
manche Gefeßgeber nur bei einigen Verbrechen in mils 
deren Fällen eine geringere Strafe zu erkennen geftatten, 
gleichſam als wenn der Geſetzgeber das unendlich viel- 
geftaltige Leben beherrfchen und vorherjehen könnte, daß 
für die Verbrechen, bei welchen Dies Milderungsrecht nicht 
gegeben wurde, eine geringere Verfchuldung gar nie vors 
fommen würde, als diejenige, welche bei Der Drohung der 
abſoluten Strafe oder Des Minimums vorfchwebe. 51) Bedeu⸗ 
tungsvoll find Hier jene Erfahrungen, welche Herr v. Kraͤ⸗ 
weil, ein vorzüglicher preußiicher Praktiker, neuerlich zus 
iummenftellte, mit der Nachweiſung, zu welchen furchtbar 
Rrengen Strafurtheilen die Richter in Preußen bei einzel 
nen Verbrechen genöthigt wurden. 32) Als ein: wichtiges 


29) 8.8. in Balern. S. Arnold in diefem Archive 1853. Nro.IX. 


3%) Ideler medizin. gerichtliche Gutachten der wiffenfchaftlichen Der 
putation für das Mebtzinalwefen in Preußen ©. 204. J 


31) Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes hat in dieſem Archive 1852 Nro. 
IX. die Nothwendigkeit der ausgedehnten Geſtattung des richter⸗ 
lichen Milderungsrechts nachgewieſen. 


32) Im Archiv für Preuß. Strafrecht von Goltdammer J. ſ. S. 461. 


„ j ⸗ 
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Zeugniß, daß der preußiſche Geſetzgeber ſelbſt die ſchlim⸗ 
men Folgen ſeines Syſtems erkannte, begrüßt man das 
neue Geſetz, 33) nad) welchem Die Freiheit des richterlichen 
Ermeffens ausgefprochen wurde, bei dem Zujammentreffen 
mehrerer Berbrechen, bei dem Rüdfall wegen Diebftahls, 
wegen Hehlerei, bei der Urfundenfälfchung, bei mildernden 
Umftänden eine geringere Strafe zu erkennen. Als eine 
wichtige Autorität und als Bürgfchaft einer gerechten 
Rechtſprechung erfennt man Die Beftimmungen Der neuen 
öfterreichiichen Strafprozeßordnung 3%) an, nach weldyen den 
Gerichten ein allgemeines Milderungsrerht bei allen Frei⸗ 
heitöftrafen eingeräumt wurde (freilich mit Bedauern, daß 
in Bezug auf die Todeöftrafe, wo wegen der Drohung 
abſoluter Strafe nicht felten eine weit geringere Verſchul⸗ 
dung eintreten wird, das Milderungsrecht nicht gleichfalls 
gegeben wurde). 

Eine der wichtigften Quellen für Die Fortbildung de 
Rechts und für den Gejehgeber, der fich dem Bedürfniſſe 
anjchließen will, eröffnen und die Rechtsiprüche Der ober 
ften Gerichtshoͤfe. Bor uns liegen eine Reihe der wich⸗ 
tigften Entfcheidungen, welche dazu dienen, um den Sinn 
der in dem Geſetze vorkommenden Ausdrüde, Die Art, wie 
mehrere Gefepeöftellen zu vereinigen find, Kar zu machen, 
aber auch Grundfäge aufzuftellen, welche überhaupt 
bei der Anwendung der Strafgeiege den Richter leiten 
folen. Wir verdanfen der allgemeinen öſterreichiſch en 
Gerichtözeitung, 839) den Schriften von Peitler 2) ur 


33) Preuß. Geſetz v. 9. März 18593. 

34) v. 29. Juli 1853. Art. 286. 305. 

35) Diefe, viele fehr belehrende Auffäbe über wichtige Ge enftärg de 
enthaltende und die Entfcheldungen des oberften Gerichts mit 
theilende Zeitung erfcheint feit 1849 regelmäßig. 

36) Syflematifche Sammlung von 326 auf das materielle Strafrecht 
fich beziehende Entſcheidungen des oberfien Gerichtshofes vor?! 

. 1850-52 von Beitler. Wien 1858. ‘ 


in Deutfihland, Frankreich, Belgien sc. 23 


Herbſt, 27) Die Mittheilung der Rechtsiprüche Des öfterreicht- 
ſchen Gaflationshofs. Die preußiichen Enticheidungen find 
außer einer eigenen Sammlung in dem Yuftizminifterial- 
blatte 38) und in dem Archive von Goltdammer 39) enthalten. 


. Die baierifchen liefern die Sigungsberichte der balerifchen 





Schwurgericdhte. 4%) Die Kenntniß der hannovertfchen kann 
aus dem Magazin für hannoverifches Recht, 4) Die der 
koͤniglich fächftichen aus den Iahrbüchern für fächftiches 
Strafrecht, 4?) Die des Großherzogthums Heflen aus einer 
Schrift von Emerling, +3) Die der braunfchweigifchen aus 
der Schrift von Goͤrtz 44) geichöpft werden. Je mehr Die 
Sitte, folche Entfcheidungen mit Gründen befannt zu ma 
hen, in Deutichland der neueften Zeit angehört, deſto be 
greiflicher ift Die Werichiedenheit ihrer Behandlung und 
Auffaſſung, deſto wichtiger eine Beſprechung des Gegen- 
ſtandes. Niemand wird die hohe Bedeutung foldher Ent- 
ſcheidungen verfennen, Durch welche ein Zeugniß, inwiefern 


IT) Die grundfägliden Entfcheidungen des k. k. oberften Gerichts⸗ 
und Baflationshofs von Herbfl. Wien 1853. 


38) Diefe Zeitfchrift (amtlih von dem Suftizminifterium heraus: 
gegeben) erfcheint wöchentlich. 


9) Archiv für Preuß. Strafreht von Goltvammer. Berlin 1858. 
Bis jetzi 6 Hefte. 


%) Sigungsberichte der Baier. Schwurgerichte. Herausgegeben von 
ver Redaktion der Blätter für Rechtsanwendung. Grlangen. 
Bis jebt 5 Bände. 


U) Magazin für Hannoverifches Recht. Herausgegeben vom Ober: 
shpellationsgeriäjtsratge von Klenfe. Hannover. Bis jebt 8 
ände. 


2) Neue Jahrb. für ſaͤchſ. Strafrecht. Herausgegeben von Held. 
Siebdrat und Schwarze. Leipzig. Bis jebt 8 Bände. 


8) Sammlung der Entſcheidungen des großh. heſſ. Caſſationshofs 
von Emerling. Darmſtadt 1859. 


A) Sammlung der von dem Eaffationshofe des Herz hums Braun: 
ſchweig entfchievenen Strafrechtsfälle von Goͤrtz (Staatsanwalt). 
Wolfenbüttel 1853. 


ı 
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wiſſenſchaftliche Anfichten in Die Rechtſprechung übergegan- 
gen find, ein Mittelpunkt für die Rechtsanwendung ger 
geben und durch Die Autorität des höchften Gerichtshofs 
eine Gleichförmigkeit der Rechtſprechung gefichert wird. — 
Allein eben diefe Enticheidungen haben eine jehr bedenf- 
liche Seite. Die Erfahrung von Frankreich ift hier befeb- 
send und Die VBergleihung franzöfiicher Urtheile und 
Geſpraͤche mit Praktikern Frankreichs zeigen bald, wohin 
die Autorität blind befolgter Präjudizien führte. Sie wer: 
den leicht zum Sorgenftuhl für den bequemen Richter, Der 
nur frägt, ob bereits über eine gewifle, ihm zur Beurthei⸗ 
lung vorliegende Rechtöfrage ein Rechtsſpruch vorliegt, 
Den er bann gedankenlos befolgt; in den Präjudizien kann 
ein Hemmſchuh des Sieges der Wiflenfchaft und ein Hin- 
Derniß der Sortbildung des Rechts durch eine weile An- 
wendung Der Gefgge liegen. Wir machen unfere Leſer 
vorzüglich auf einen trefflidhen Aufiag von J. Helie auf 
merfiam, +5) welcher Die Gefahren hervorhebt, Die aus der 
gedanfenlofen Benugung einer Mafje oft im Widerſpruche 
ftehenber arr&ts für das gründlidye Rechtsſtudium ent- 
fiehen Eönnen. Wie wahr ift der Ausfpruch wifjenichaft- 
lich gebildeter Juriſten Frankreichs: „l’autorite n’est point 
une raison, elle n’est que lP’auxiliaire de la raison!“ 
Mer Die feit 50 Jahren ergangenen Rechtsſpruͤche Des 
franzoͤſiſchen Caſſationshofs vergleicht, überzeugt ſich Teicht, 
dag darin häufig Ungemwißheit und Verwirrung zu bemer- 
ten it) und über Die nämliche Rechtsfrage oft arrets 
im verichiedenartigften Sinne ergangen find, weil unwill⸗ 
kuͤrlich auf eine Enticheidung entweder die thatjächliche Ei- 


45) In der Revne critique de legislation et de jurisprudence. 
Paris 1853. Heft. J. o. p. I-VIIO. 


46) Worte der Revue 1. p. V. 
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genthümlichfeit Des vorliegenden Falles 47) eine gewiſſe Ent. 
ſcheidung herbeiführt, bei welcher dem leicht dehnbaren 
Geſetze eine beftimmte Deutung gegeben wird, oder weil 
der Wunſch, um jeden Preid das Urtheil aufrecht zu ers 
halten und den Ausipruch der Vernichtung zu vermeiden, 48) 
das Gericht beiwegt, die der Aufrechthaltung günftige Aus» 
legung anzunehmen, oder weil unter dem Einfluß verichies 
denartiger politiſcher Zuftände auch verichievene Meinums 
gen aufgeftellt werden. #9) Daraus erflärt es fich, daß in 
Frankreich jelbft Die tüchtigften Juriften, welche fich mit 
der Sammlung von arrets beichäftigten, 3. B. Deville⸗ 
neuve und Dalioz mit Sorgfalt Die arr&ts aufftellen, als 
auch die Fehler und Widerfprüche eines Rechtsſpruchs her⸗ 
vorheben und Helie in feinen Werfen häufig mit Strenge 
ergangene arrets prüft und ihren MWiderfprudy mit den 
Grundfägen der Wiffenfchaft zeigt. Eine wichtige Erſchei⸗ 
nung ift in dieſer Hinficht Die neue franzöftiche Zeitfchrift,59) 
welche die Aufgabe fich ftellt, Die Rechtsfprüche einer ſtren⸗ 
gen Kritik zu unterwerfen, vorzüglich) zu zeigen, wo ihre 
Anfichten der Wiflenichaft widerfprechen und wie Helle 
fagt, de ramener sous le joug des principes une 


47) Daher unterfheidet man in Frankreich felbft oft les arröts, gei 
ne-jugent, que des especes und die qui posent des principes 
ou des regles. 


48) 3.3. bei Prozefien, die ſchon lange dauerten, Toftfpielig waren 
und eine Wieberholung ber Verhandlung manche Nachtheile 
haben würbe. 


49) Man wird verfucht, bei der Betrachtung des neueften arretvom _ 

21. Rov. 1853, verglichen mit dem amı 23. Juli 1853 ergans 

enen arret über die Befugniß des Präfelten, Briefe auf ber 

Bor mit Beſchlag zu belegen (Journal du droit criminel 1853 

p. 263 u. p. 360), an den Einfluß politifcher Anfichten zu 
denten. i 


50) Revue critique (f. oben in Rote 45). Unter den Herausgebern 
finden wir tie ausgezeichnetftien Juriſten Frankreichs. Die Re- 
vue erſcheint feit Juni 1853. 
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jurisprudence qui, emportee par le fait, les m&connait 
trop souvent. Man muß es bedauern, daß in Deutichland 
die Preſſe gleichgültig gegen ergangene Rechtsiprüche geblie- 
ben ift und die Wiffenichaft ihr unbeftechliches Amt, Da wo 
ihre heiligen Grundjäße durch Gejege oder Urtheilsfprüche ver: 
legt find, durch wifjenichaftliche Nachweiſungen auszuüben, 
vernachlaͤſſigt. Es ift erfreulich zu bemerfen, daß ein öfter: 
reichiicher Schriftfteller, Herr Glaſer, fich Außert 51), Daß Die 
Gefahr der gedanfenlos aufgenommenen Präjudifate nur 
vermieden werden fann, wenn die Wiffenichaft fich Der 
Präjudifate bemächtigt, den innern Zufammenhang, der 
zwiichen ihnen befteht, anfchaulidy macht, das Eine durch 
das Andere ergänzt, indem es den tieferen Gedanken her⸗ 
vorhebt, der Beiden zum Grunde liegt und aus der fo 
feftgeftellten Norm wieder ihre Confequenzen zieht. — 
Dankenswerth ift hier auch Der Anfang einer von Temme 52) 
unternommenen, wenn auch zuweilen zu harten Kritik der 
preußiichen Rechtsiprüde. Es mag nicht ohne Werth 
fein, bier auf einige Punkte aufmerkſam zu machen, von 
deren richtiger Würdigung Die Bedeutung des Einflufjed 
der Rechtsſprüche der oberften Gerichte abhängt und zwar 
1) in Bezug auf die Quellen, aus welchen dieſe Rechtö- 
ſprüche geichöpft werben follen, 2) in Aniehung der Art 
ihrer Abfaffung, 3) und ihrer Benutzung. 

Unfehlbar wird die Rechtsanwendung eine koſtbare 
Duelle in dieſen Rechtsfprüchen finden; Die Wiffenfchaft 
ſelbſt erhält Durch fie eine neue praftifche Autorität, inſofern 
durch die in den Rechtöfprüchen aufgeftellten Grundfäge 
eine wiflenichaftliche Anficht eine Beftärfung erhält. Sp 


51) In der öfterreichifchen Gerichtszeitung 1853. ©. 392. 


52) In der Fritifchen geitfchrift für die geſammte Renteiiflenfhaft, 
Beige von Brinkmann, Dernburg 2c. Heidelberg 1854. 
d 
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finden wir in den Rechtsſpruͤchen wichtige Grundſaͤtze aus⸗ 
geiprochen, 3. B. daß Feine analogiſche Anwendung ber 
Strafgeiege geftattet ift und Der Fall, welcher beftraft wer 
den fol, immer in dem Geſetze enthalten fein muß, 58) 
daß auch der Rechtsirrthum unter Umftänden Die Straf 
barfeit ausjchließen kann. 59) So ift über die Bedingun⸗ 
gen der Ausſchließung der Zurechnungsfähigfeit ein wich- 
tiger Rechtöfpruch zu bemerken, 55) worin ausgelprochen 
it, daß, zur AusichließBung der Zurechnung nicht nothwens 
big erfordert wird, daß die That ohne Bemwußtfein und 
Abficht verübt wurde, Daß vielmehr auch bei einer mit boͤ⸗ 
jer Abſicht verübten Handlung die Zurechnung ausgeſchloſ⸗ 
ien fein fann, wenn der Thäter unter dem Einfluß von 
Umftänden gehandelt hat, welche, wenn auch nicht fen . 
Bewußtiein, Doc feine freie Thätigkeit ganz oder zum 
Theil aufheben. 

Frägt man um die Quellen, aus welchen Der oberfte 
Gerichtshof feine Entfcheidungen fchöpfen muß, jo find. 
wir überzeugt, Daß Die Praris fid) nur auf die Wiflen- 
(haft fügen muß, welche, wie Helie richtig bemerkt, 5% 
auf die science des faits und die science du droit ge 
baut jein muß. Wir betrachten den oberften Gerichtshof 
end Landes als Die mit der Fortbildung des Rechts bes 
auftragte Behörde, welche (ähnlich dem römifchen Prätor) 
af einer Seite die Wifjenfchaft, auf der andern die 
Bifigfeit verteitt und fowohl bei der Auslegung bes Sins 
ms eines Geſetzes, als bei der Frage über Anwendung 


59) 3. 8. in einem Rechtsſpruch vom 23. Januar 1852 des öfter 
reichiſchen Caſſationshofs. 
Oeſterreichiſcher Rechtsſpruch vom 22. Dec. 1851. 


55) Defterreichifcher Rechtsfprud) vom 19. Auguft 1851 und Rechts⸗ 
ſpruch in der oͤſterreichiſchen Gerichtszeitung 1852. Nro. 128. 


%6) Revue p. II. 
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eines folchen auf einen einzelnen Fall aus den Quellen 
fchöpft, aus welchen ein vernünftiger Geſetzgeber fchöpfen 
muß, nämlich aus der Wiflenichaft, welche felbft wieder 
in beftändiger Portbildung ſich befindet, und aus Dem 
Bolfsrechtöbewußtfein, an weldyes ſich der Geſetzgeber an⸗ 
fhließen muß, 5”) Dabei freilih auch nad) der Art, wie 
erweislich Der Geſetzgeber eined Landes dies Bewußtſein 
mit Ruͤckſicht auf die beſonderen Zwecke und Beduͤrfniſſe 
des Landes auffaßt. 9) Eine Klippe, an welcher in der 
erften Rüdficht Die Rechtiprechung oft fcheitert, ift die Ein 
feitigfeit, mit welcher leicht Die Gerichte als Wiſſenſchaft 
nur die Meinungen einzelner, oft aus mandyerlei (oft auch 
politifchen) Motiven zur Zeit in Anſehen ftehender Ju- 
eiften betrachten oder ohne eigenes gründliches Eingehen 
in Die Orundjäge ſich durch eben herrſchende Anfichten leir- 
ten laffen, während in der zweiten Rüdficht Die Gefahr 
darin liegt, daß Durch gewiſſe allgemeine höhere Ruͤckſich⸗ 
ten, 3. B. auf das Sffentliche Intereffe, oder Durch pol 
tiſche Rüdfichten, oft auch durch Die fogenannte Gefahr 
der Straflofigfeit eines Falls oder durch Benutzung trüg- 
licher Materialien die Gerichte fich leiten laſſen. In dies 
fer Beziehung liegt eine Gefahr in Der jogenannten anas 
logifchen Anwendung, in der Benugung der Motive der 
Geſetze, der Aeußerungen in Berichten oder in Verhand⸗ 
lungen der Kammern und in der Benusung fremder Ges 
feggebungen oder der Rechtsſprüche ausländifcher Gerichte- 
Man Hört ziemlich allgemein den Say aufftelen, daß 
analogiiche Anwendung der Geſetze im Strafrechte nicht 
geftattet fei, allein vergleicht man die Rechtſprechung, ſo 
überzeugt man fich leicht, daB man in Deutihland noch 


857) Der BVerfaffer diefes Auffages Hat in diefem Archiv 1847 &- 
602 auf die Bedeutung —5* Punkts aufmerkſam gemacht. 


68) Temme Lehrbuch des Preuß. Strafrechts S. 10 und S. 24. 
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immer von einer wiſſenſchaftlich grundloſen und leicht ge _ 
fährlichen Untericheidung von Reihts- und Geſetzesanalogie 

ausgeht, 5%) und daß Gerichte in Ländern, in welden 
verfichert wird, daß Feine Analogie zuläifig fein ſoll, z. B. 
in Breußen, 6%) dennoch durch Analogie zu ihren Rechts⸗ 
iprüchen geleitet werden. In Preußen beftimmt 8. 27 des 
Strafgeſetzbuchs ald Wirfung der Stellung unter Polizei⸗ 
aufficht, Daß dem Verurtheilten der Aufenthalt in einzelnen 
beftimmten Orten von der Volizeibehörde unterfagt werden 
fann; nachdem die Polizei einem Verurtheilten audy den 
Beſuch oͤffentlicher Vergnügungsorte unterjagte und ders 
jelbe ſich Doc, in einer Tabagie betreten ließ und Deswegen 
geftraft werden jollte, hatten Die Gerichte erfter und zweis 
tee Inſtanz den Angeichuldigten freigeipruchen, weil Die 
Berfügung der Polizei nicht durch $. 27 gerechtfertigt 
werde, indem die Worte: „Aufenthalt an einem be 
Kimmten Orte“, nicht auf den Befuch von öffentlichen 
Häufern anwendbar feien. Das Obertribunal erkannte jes 
doch abweichend, 61) daß dem $.27 nicht der Sinn und 
Zweck beigelegt werden Fann, die Befugniffe der Polizei⸗ 
behörbe: in der Weile zu normiren, daß Darin eine In⸗ 
Muftion für die Handhabung der Polizeibehörde gefun- 
den werben koͤnnte; Daher Die vorigen Urtheile vernidy- 
tt und Der Angefchuldigte zur Strafe verurtheilt wurde, 
Unfehlbar Liegt in Diefem Erfenntniffe eine ausdehnende 
Anwendung des 8. 27, indem nad) dem Sinn und Zwed 
des Gefeges eine den Worten des 8. 27 entſchieden wider: 
hrehende Ausdehnung der Polizeigewalt gegeben wurde, 





9) Der neue koͤnigl. ſaͤchſiſche Entwurf des Strafgeſetzbuchs Art. 1 
erkennt die Zuläfftgfeit der Gefeßesanalogie an. 


60) Beieler Com. S. 68, Goltvammer Material I. 55, vergl. mit 
Iemme Lehrbuch S. 136. 


61) Preuß. Juſtizminiſterialblatt 1852 ©. 194. 


‚ 
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während das Gericht von dem allgemeinen Grunbfage aus⸗ 
gehen mußte, Daß Die Freiheit des Verurtheilten nicht 
weiter befchränft werden kann, als es das ohnehin eine 
drüdende Ausnahme enthaltende Gefeg über Bolizeiaufficht 
anordnete, weil jonft folgerichtig der Polizei ein Recht ge- 
geben würde, ohne Geſetz Wirkungen der Strafe eintreten 
zu laflen. 62) 

Gefährlid, nennen wir ferner die Sitte mandyer Ge 
richte, Die Enticheidung einer Rechtöfrage durch Die un- 
geeignete Benutzung der Materialien zu geben, welche bei 
der Entwerfung und Berathung von Geſetzen entitanden. 
Niemand wird verfennen, Daß der Richter, um den Sinn 
eines Geſetzes zu erfennen, auch die bei Berathung des 
Geſetzes vorgefommenen Erklärungen beachten muß; allein 
der Verfaſſer dieſes Aufiabes Hat zu lange ald Mitglied 
von Geſetzcommiſſion und der Kammer, aber au ald 
Präfident die Art, wie Geſetze und die Dazu vorgelegten 
Motive oder Berichte bearbeitet werden, Tennen gelernt, 
als Daß er von feiner früher 63) aufgeftellten Anſicht ab- 
gehen follte, daß alle dieſe ftändiichen Materialien, Die 
Stellen in den Berichten, die Aeußerungen Der einzelnen 
Redner in der Kammer, felbft der Regierungscommiffaire, 
nur Meinungen einzelner PBerjonen, aber nicht Beftim- 
mungsgründe für Die Gerichte enthalten, Das darin Aus- 
geiprochene für den wahren Willen des Geſetzgebers zu 
halten, 6) da vielmehr der Richter Das verfündete Geſetz, 
wie e3 vorliegt, nad) den allgemeinen Grundſätzen aus⸗ 


62) Wir werden an einem andern Orte nachmweifen, wie häufig irt 
den Rechtsſprüchen die Ausdehnung des Gefeßes auf den GrunD 
der Analogie von den Gerichtshöfen gemacht wird, welche pie 
Zuläffigfeit der Analogie verwerfen. 


63) Dr ber Schrift: die Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung 
I. ©. 208. 


64) Heffter im Archiv für Preuß. Strafrecht |. ©. 33. 
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zulegen und anzuwenden hat. Mit Recht hat daher auch Das 
preußiiche Obertribunal die Anficht, Daß eine Rechtsfrage 
nad Dem Ergebnifje der Kommiſſion der zweiten Kammer 
über den in Frage ftehenden Paragraphen zu enticheiden 
fei, zurücgewiefen, 6%) indem Diefer Bericht den Richter 
nicht von der Pflicht entbinden kann, das Strafgeſetz nad 
eigener, auf Die für Gejeßesauslegung überhaupt anzus 
wendenden Grundjäge bafirten Prüfung auszulegen und 
demnaͤchſt Das Urtheil zu fällen. 

Kicht weniger muß das Verfahren gerügt werden, 
bei der Auslegung eines Geſetzes auf Das ausländifche 
Beleg, aus welchem Das einheimifche entftanden ift, als 
eine über Die Auslegung enifcheidende Norm Rüdficht zu 
nehmen. Borzüglid) wird dies wichtig, wenn ein Straf 
gefeßbuch, 3. B. Das preußiiche, vielfach durch das vor⸗ 
ſchwebende franzoͤſiſche Geſetzbuch, zu gewiſſen Strafoor- 
ſchtiften oder einer gewiſſen Faſſung beſtimmt wurde, oft 
ſelbſt woͤrtlich Die franzoͤſiſche Beſtimmung aufnahm. 
Wir haben ſchon früher in dieſem Archive 66) die Anſicht 
aufgeftellt, Daß ungeachtet dieſes Einfluffes des franzöfts 
ihen Rechts das preußische Gefegbuch 67) dennoch) als ein 
deutſches aufgefaßt, der deutichen Rechtsanfchauung ges 
maͤß ausgelegt, fortgebildet und angewendet werden muß, 
daher auch Die Benutzung der arrets des franzöftfchen 
Caſſationshofs mit großer Vorſicht geichehen muß, weil 
lkiht nachzumeiien, daß Die franzöfiiche Gejebgebung und 
ſottdauernd die Auslegung der Geſetze theils häufig Die 
delge des Einflufies franzöftfcher Schriftfteler ift, welche 





5) Archiv für Preuß. Strafreht I. ©. 262. 
66) Archiv 1851 ©. 158, 300. 


67) Ein fehr belehrender Aufſatz eines preußifchen Praftifers, v. 
Krävell, über den nachtheiligen Einfluß der franzöftfehen Straf: 
vorfhriften auf das preußiiche Strafgefeßbuch findet fi in 
Soltdammer’s Archiv J. ©. 461. 
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vielfach eine andere Rechtsanſchauung hatten, als Die Deutiche 
Wiſſenſchaft und Rechtsuͤbung, N) theild weil in Frankreich 
jelbft Das in der Strafgefeßgebung und bei franzöftichen 
Juriſten vorherrichend beliebte Nuͤtzlichkeitsprinzip 69) und 
Dabei der Einfluß der Zwedmäßigfeitsrüdfichten auf Die 
Anwendung der Strafgefege bemerkbar if. Die An- 
ficht, Daß das preußiiche Geſetzbuch als ein Produft der 
einheimifchen Geſetzgebung zu betrachten (alfo auch aus 
deutſcher Wiffenichaft zu entwideln und anzuwenden tft, 
wird auch von den preußiichen Schriftitellern 7°) und von 
dem hoͤchſten Gerichtshofe 71) anerkannt. Wenn wir oben 
darauf hingewieſen haben, Daß bei der Auslegung der 
Strafgefege der Richter aus dem Volksrechtsberwußtfein 
fchöpfen muß, io fet ed erlaubt, auf die Lehre von dem 
Diebftahl und die Unterfchlagung aufmerkfam zu machen. 
Man bemerkt leicht, Daß die Gerichte dabei oft Die jurk 
ftiichen Spibfindigfeiten und Fiktionen von der Beſitzergrei⸗ 
fung zur Anwendung bringen, z. B. bei der Frage: ob die 
Sadye in dem Gewahrfam des Thäters war, oder über 
Die Bedeutung: von gewinnfüchtiger Abficht. Uns fcheint, 
daß die Gerechtigkeit, welche die Strafe nach der Verſchul⸗ 
dung abzuftufen gebietet, vorzugsweile auf die Rechts— 
anichauung des Volkes und jo auf das Volksbewußtſein 


+ 68) Dies zeigt fih 3. B. auch bei der oben in diefem Archiv 1852 


S. 60 zerglieverten Entfcheldung der Frage: ob Diebftahl pet 
Unterfhlagung bezwedt. 


69) Es ift fehr erfreulich, auf ein eben in Frankreich erfchienen Ss 
Werk von Bertauld, Cours de droit penal, Paris 1853, au #: 
merkſam machen zu können, worin in einem wiflenfhaftlide 7 
Geifte und auf der Grundlage des Gerechtigkeitsprinzipg dem! 
Strafrecht erörtert ift. 


70) Temme Gloffen zum Preuß. Strafgefegbub ©. 15 u. Heft 
in Goltvammer’s Ardiv I. ©. 27. 


71) In einem Rechtsſpruch des Obertribunals vom 8. März 185 = 
im Juftizminifterialblatt 1852 ©. 202. 
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Rüdficht zu nehmen, den Richter anmweift, z. B. wenn ein 
Handlungsdiener, welchem der Verkauf von Waaren über: 
laffen war, eingenommene Gelder nicht in Die Kaffe legt, 
fondern für fich behält,?2) oder wenn der entweichende Ge 
fangene Kleider, die ihm als Gefangenen gegeben mur- 
den, mitnimmt, 72) oder wenn Jemand den Straßenfeh- 
richt fich aneignet, ”*) oder wenn der Kutſcher dem Herrn 
Hafer wegnimmt, um Die Pferde des Herrn befler zu 
füttern. 75) Schließt fich Das Gericht hier an das Volks⸗ 
rechtsbemußtjein an, fo wird die Enticheidung oft eine an⸗ 
dere fein, als wenn fie nach den juriftifchen Grundfägen 
vom Beſitze erfolgt. 

Auch die Art der Abfaffung der Rechtsſprüche der 
oberften Gerichte verdient eine befondere Betrachtung. Ber: 
gleicht man die Art, wie in verfchiedenen Gerichten bie 
Begrlindung eines Ausſpruchs gefchieht, jo muß man be- 
flagen, Daß entweder die Gründe nur fo furz angegeben 
werden, daß man Die wahre Bedeutung derjelben nicht 





72) In Oeſterreich wurde hier Unterfchlagung angenommen. Urtheil 
vom 31. März 1853. Gerichtszeitung Nro. 55. | 


73) In Defterreih wurde Unterfehlagung angenommen. Urtheil vom 
15. April 1852. In Preußen (Goltvammer Archiv I. ©. 91) 
nabm das Gericht Diebftahl an. 


4 In Preußen (Archiv von Goltvammer I. ©. 89) wurde 
Diebftahl angenommen (allerdings im Falle, wo der Pächter 
des Rothe ſchon ihn zufammengefehrt hatte). Der franzöftfche 
Caſſationshof nahm Fein vol an. 


75) In einer öfterreichifehen Entfcheivung des Caſſationshofs (Ge: 
tihtszeitung 1851 Nro. 125) wurde angenommen, daß ed auch 
dann Diebftahl fe, wenn der Dienftbote Sachen wegnimmt, wo 
er feinen auf Gewinnſucht fich beziehenden Vortheil erwartet, 
aber andern Vortheil hat, welcher darin beftehen kann, daß er 
fh feinem Dienftgeber gefällig beweifen will und hiefür Ber 
günftigung ſich verfbricht — f. dagegen dies Archiv 1847 ©. 
606. In Preußen war die Anfiht, daß in dem im Tert ans 

jefüßrten Fall Fein Diebftahl vorliege. Goltdammer Materia- 

ien J. S. 464. Ueber füchlifche Entfcheidungen Neue Jahrb. 

für fühl. Strafrecht VII ©. 189, 200, 256. VIO. ©. 334. 


Irhiv d. Cr. R. 1854. I. St. 1 


34 Ueber den gegenw. Standpunft ber Strafgefeßgebung 


würdigen fann, ober daß ber Grund, vorzüglich wenn 
das Nichtigkeitsgeſuch verworfen wird, nur auf Die that 
fächliche Beichaffenheit des Falls fich ftübt, oder daß 
wegen ded Mangels der Angabe der thatjächlichen Ver— 
hältniffe der wahre Sinn der in den Gründen aufgeftell 
ten Anficht oder ihre Tragweite nicht erfichtlidh ift ober 
daß die gewählte Wortfaffung der Gründe leicht irrefüh- 
rend wird. Es ergiebt ſich nämlich leicht, Daß oft Das 
Gericht, indem es Die Rechtsirage, auf Die es in dem 
Falle anfommt, durch Auslegung des Geſetzes entjcheiden 
will, zunäcft nur das Verhältniß der Nechtsregel zu den 
im einzelnen Falle vorliegenden Thatfachen vor Augen hat 
und dann Ausdrüde wählt, welche zwar ihrem Zwecke ent 
fprechen, aber allgemeiner und ausnahmslofer lauten, al 
fie eigentlidy gemeint find. ?%) Dieſe Fehler follten ver 
mieden werden; ein Rechtsſpruch Des oberften Gerichts fol 
nicht blos wie das Urtheil eines Appellationsgerichts auf 
die bei der Baflation betheiligte Partei ſich beziehen, for 
dern alle Juriften, um ihnen eine Andeutung zur Fünfte 
gen Rechtsanwendung zu geben, und ebenjo alle Bürger 
über den Sinn der Geſetze, Daher über Das, was ftrafbat 
it, belehren. Es leuchtet ein, Daß hiezu ebenio eine Feſt— 
ftellung des einzelnen in Frage ftehenden Verhältmiſſes, 
als eine Klarheit, aber auch Bollftändigfeit Der Begruͤn— 
. dung, Damit eine allgemeine Ueberzeugung von der Rich— 
tigfeit Der angenommenen Anficht entftehen kann, endlich 
die Beftimmtheit gehört, Damit erfannt werden kann, in 
welchem Umfange der Gerichtähof Die in dem Falle zur 
Entjcheidung vorliegende Frage enticheiden wollte. Dar: 
aus ergiebt fih auch, Daß die Benutzung foldher Rechts: 
ſprüche manche Schwierigkeiten hat... Wir haben ſchon 


16) Richtige Bemerkungen von Glaſer in der oͤſterreichiſchen Ge⸗ 
richtszeitung 1863. S. 392. 
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ı nachgewiefen, daß fie eine berbindende Kraft weiter, 
Dies für den einzelnen Fall nothwendig ift, nicht ha⸗ 
fönnen, daß es Pflicht der Juriften ift, Die Rechts⸗ 
de von dem wiffenichaftlichen Standpunkte aus ftrenge 
prüfen, daß aber audy die Gerichte, wenn Die 
h Rechtsſprüche entichiedene Rechtsfrage wieder in ei- 
ı Bulle vorkommt, nicht gehindert find, deren nad ih- 
Meberzeugung richtigere, wenn auch von der in Den 
htsſprüchen des Caſſationshofs angenommenen abweis 
den Anjicht zu folgen. Es wird fich aber auch Daraus 
ben, mit weldyer Vorſicht Sammlungen zu benußen 
‚ deren Verfafjer fich die Aufgabe machten, die, in den 
siprüchen aufgeftellten Rechtsſätze kurz Darzuftellen. 
: zu leicht wird ein folcher Sammler einen irreführen- 
‚ Die wahre Bedeutung des Rechtsſpruchs nicht dar⸗ 
enden Auszug liefern oder aus dem Rechtsipruche unrich- 
Folgerung enableiten, und da, wo Der oberfte Gerichts- 
vielleicht nur die Abficht hatte, Die Rechtsfrage in dem 
ndern Zufammenhange mit dem einzelnen Falle zu ent- 
iden, dennoch eine allgemeine Rechtöregel daraus ab- 
nm und in einem kurzen Satze in der Sammlung auf- 
en, fo daß Derjenige, welcher den wahren Sinn des 
htsſpruchs kennen lernen und den leßtern richtig be- 
en will, genöthigt ift, an die Duelle felbft fich zu wen- 
: und Den ganzen Fall, in welchem der Rechtsipruch 
ng, mit den Statt gefundenen Verhandlungen zu ftus 
N. 


6° 


I. 
Der 
Entwurf einer Strafprozeßordnung 
für dad Königreich Sachfen. 
Angezeigt von Arnold. 


Daß der deutiche Criminalprozeß an bedeutenden Ge 
brechen leide, daran zweifelte fchon längft Fein Sach— 
verftändiger, und ed wurden Stimmen genug laut, welde 
auf Abhülfe drangen: wie e8 aber in fo manchen andern 
Dingen ging, jo auch bier; theilß hielt man feft an dem 
Gewohnten und es war der Gemächlichfeit entgegen, einer 
gründlichen Reform fich zu unterziehen, theils waren bie 
Kräfte, denen das neue Werk hätte anvertraut werden 
fönnen, nicht vorhanden, oder wurden Doch nicht hervor 
gezogen; theild hatte man eine unmännliche Furcht vor 
dem Ausländifchen und wenn gar von franzöfiichen Inftr 
tutionen Die Rede war, fo ſah man in Diefen nichts ald 
Ausgeburten der Revolution. Selbft bis in Die neuefte 
Zeit mußte man hören, daß das mündliche Verfahren vor 
Gericht, obgleich es altdeutich ift, ferner Das Geſchwornen⸗ 
gericht, obgleich es in England ſchon Jahrhunderte befteht 
und in Deutſchland früher audy Schöffen urtheilten, ebenfo 
das Fallbeil, obgleich es fchon vor Jahrhunderten in 
Deutihland und in Italien gebraucht wurde, !) dann Das 


1) Gerichtsſaal 1853. Bd. U. ©. 304. 305. 
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Notariat, obgleich es in Deutichland fchon im Jahre 1512 
vom Kaifer Marimilian durch eine Notariatsordnung ge 
regelt wurde und in Frankreich fchon König Ludwig der 
Heilige Notare für Paris ernannte und König Philipp 
der Schöne dieſes Inftitut im Jahre 1302 allgemein machte, 
endlich Die Stabilität Der Richter, obgleich fie in Deutſch— 
land, insbefondere bei dem Reichöfammergerichte und dem 
Reichshofrath, und ebenio in Frankreich längft vor der 
franzöftichen Revolution anerkannt war, in Frankreich erft 
durch Die Revolution angegriffen, mit Der Reftauration aber 
wieder hergeftellt wurde, lauter Erfindungen der franzöfi- 
then Revolution wären und in Deutfchland nicht eingeführt 
werden dürften, wo fie aber fich in der Neuzeit eingebrängt, 
wieder ausgemärzt werden mußten! 

Hie und da — namentlih in Württemberg und Ba- 
den, begann man mit Verbeflerungen, doch erft die Stürme 
ded Jahres 1848 führten zu der allgemeineren Erkennmiß, 
daß zeitgemäße Reformen nicht länger zurüdgehalten werben 
fünnen. Aber fturmbewegte Zeiten find nicht geeignet, neue 
Shöpfungen mit ruhiger Ueberlegung zu Tage zu fördern 
und der Drang der PVerhältniffe gebot Eile. Für den 
Strafprogeß war der franzöfifche Code d’instruction cri- 
minelle das nächfte und befanntefte Vorbild und es war 
ſeht natürlich, daß folcher zum Mufter genommen murbe. 
Für Baiern, welches hierin voranging, war e8 ein Glüd, 
daß an der Spige der Juftigverwaltung ein Mann?) fand, 
welcher mit Intelligenz und Kenntniß eine reiche Erfah- 
rung in jenem Prozeß verband und deſſen auffallendfte 
Gebrechen zu befeitigen verftand. Wohl wurden in den 


2) Zuftizminifter Hein, jebt zweiter Präffvent des Oberappella- 
tionsgerichts. — Die Fönigliche Zuſicherung des öffentlih münd- 
lihen Berfahrens mit Schwurgerichten gefhah durch Prorla- 
mation v. 6. März 1848 (damaliger Juftigminifter von Beisler). 
S. Hanvbibliothef des bater. Stantsbürgers. Suppl. Bd. ©. 1. 
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Gejepgebungsausfchüffen beider Kammern Wünfche nad 
weiteren Verbeilerungen laut: allein die Ausichüffe durften 
die Gränzen ihrer Ermächtigung nidyt überjchreiten und 
felbft wo fie Handeln fonnten, war das Bewußtfein, daß 
nur wenige Mitglieder den franzöftfchen Strafprozeß ges 
nauer fannten, Erfahrung aus foldhem aber den aller: 
wenigften zur Seite ftand, dann die Erwartung, daß im 
nächſten Jahr eine Revifion des Strafprozeffes mit Bei 
rath und Zuftimmung der vollftändigen Kammern erfolgen 
werde, der Grund, aus welchem jene Wüniche nicht jogleich 
realifirt wurden. Außerdem ſprach man Die Hoffnung aus, 
daß in wenigen Jahren deutſche Wiffenichaft und deutiche 
Gründlichkeit, geftügt auf Erfahrung, Stoff bieten wer- 
den, den neuen Strafprogeß ſo zu vervollfommnen, daß 
er dem Deutichen Charakter entiprechend eine Bürgichaft 
guter Strafrechtspflege merde. 

Die Hoffnung auf die Leiftungen Deuticher Wiſſen⸗ 
fchaft hat fich bereit als begründet bewieſen und als Pro» 
dukt wiſſenſchaftlicher Auffaffung und den Grundjäßen einer 
guten Legielation entiprechend begrüßen wir den küuͤrzlich 
‚eribienenen Entwurf einer Strafprozeßordnung 
für das Königreih Sacyfen,®) der Hier vorzüglid 
in jeinen Prinzipien beurtheilt werden fol und bei dem und 
Einiges zu wünjchen übrig bleibt, was wir mit Freimuͤ⸗ 
thigfeit darlegen werben. 

Sp ziemlich gleichzeitig mit dieſem Entwurf erſchien 
auch die Strafprogeßordnung für Das Kaiſerthum 
 Defterreich, als Geile verkündet durd) Patent vom 29. 
Juli 1853. Es iſt nicht Die Abficht, Die gegenwärtige 
Kritif auch auf jenes Geſetz auszudehnen, wohl aber giebt 
ed öfter DVeranlaffung, bei Beurtheilung des königlich ſäch— 
3) Nedigirt von dem in der juriftifch =Titerarifhen Welt ſchon vor: 


theilhaft befannten Appellationsgerichtsrath Dr. Friedrich Oskar 
Schwarze zu Dresben. 
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fiichen Entwurfs eine Vergleihung deſſelben mit dem öfter 
reichiſchen Geſetz einzufchalten. Im Allgemeinen wird da⸗ 
her nur bemerkt, daß auch dieſes Geſetz, ) obgleich fo 
Manches anders fein Fönnte, dem Verfaſſer dieſes Auf- 
ſatzes Doch als ein nad) den in Defterreich vorwaltenden 
Berhältniffen wohlgelungenes Produkt der Legislation ſich 
darftellt, indem es ein organifches Ganzes ift, in Ver 
gleihung mit dem Geſetzbuch vom Jahre 1803 bebeutende 
dortichritte enthält, Sicherung der Unichuld ebenfo wie 
verdiente Strafe gegen den Schuldigen bezwedt, Gerech⸗ 
tigkeit mit möglichfter Milde paart und Befchleunigung 
der Strafprozeffe in manchen Beftimmungen unterftügt. 
Insbefondere ift e8 erfreulich, daß Dem DBerhafteten die 
Urfache feiner Verhaftung jogleicy befannt gemacht werden 
muß und ihm nicht mehr zugemuthet wird, foldye zu er- 
rathen, vielleicht fich felbft wegen einer andern That zu. 
denuneiren; Daß ferner das Recht der Bertheidigung 
umfangreich geftattet, Der Spionerie und anderen un⸗ 
würdigen Cntdedungsmitteln ein Damm ($. 146) ent 
gegengelegt und eine reformatio in peius nicht zugelaf- 
jen wird. Wohl muß man bedauern, Daß die Oeffentlich⸗ 
fit bedeutend beichränft, eine geſetzliche Beweistheorte 
aufgeftellt und das Inftitut der Geſchwornen nicht bei- 
behalten oder doch dafür ein Aequivalent gegeben ift: bei 
der Beurtheilung eines Geſetzes darf man aber nie Die 
Berhältniffe des Landes außer Beachtung laffen, für wel 
des Dad Geſetz gegeben iſt. Die verfchledenen Völker⸗ 
haften, aus welchen der Kaiſerſtaat Defterreich befteht, 
befinden ſich auf den verichiedenften Graden der Kultur 
und man Fann nicht beftreiten, Daß Inftitutionen ber er- 


4) Redigirt vom Juſtizminiſterialrath und Profefior Dr. Hve, 
welcher in ber jürififhen Melt namentlih auch duch den be- 
gonnenen Commentar zum öfterreichifchen Strafgefeh bereits 
rühmlid befannt if. \ 
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wähnten Art in allen Theilen jenes Reichs mit gutem Er- 
folg nicht durchzuführen find. Glaubt nun die Staate- 
regierung fid) überzeugt, Daß der Gefammtftaat nur durch 
Einheit in der DOrganifation und in den Verwaltungs: 
normen zu jener vollen Kraft gebracht werden kann, welche 
“ ihm innewohnt, fo liegt es felbft im Intereffe der in Der 
Kultur vorgefchrittenen Gebietötheile, fi) den Folgen 
jener Einheit, fo lange fie nothwendig, gerne zu fügen. 
Wir fprechen aber hiebei Die Ueberzeugung aus, daß Die 
fer Zuftand auf Die Dauer nicht erforderlich jein wird und 
wir geben und der Hoffnung hin, Daß unter einem Mor 
narchen, Der mit dem Yeuer der Jugend Die Kraft bes 
Mannes verbindet und jeine Weisheit durch Die Intelli— 
genz eined dem Throne und dem Vaterlande unbedingt 
ergebenen Minifteriums verftärft, der Zeitpunkt bald her 
beigeführt wird, wo jenen Ktonländern, welche für ven 
Hortichritt in Der Gejeggebung reif find, Diejer Fortichritt 
verliehen und ed möglich werde, auch in der Mannigfal 
tigfeit die Einheit feftzuhalten. Nicht die Wolfsbildung, 
nicht der Fortichritt, fondern Die Rohheit und Die Stag— 
nation find der flaatlichen Ordnung gefährlich: werben Die 
gebildeten Theile eined Reiches ihrer Bildung entiprechend 
behandelt, jo ift Died ein Sporn für Die übrigen Theile 
fich gleicher Behandlung würdig zu machen und Zufrie 
denheit und Ruhe werden allgemein herrichend. 

Menden wir und nun zu dem Föniglih ſächſiſchen 
Entwurf, 5) fo begrüßen wir vor Allem die Durchführung des 
Principe des Anklageprozeſſes. Es war — ber Ver 
fafler Diefes Auffages ſpricht aus eigener Erfahrung als mehr: 
jähriger Inquirent — es war auch für den gewiffenhafteften, 
vorfichtigften und ruhigften Mann eine ſchwierige Aufgabe, 


5) Bergl. hiezu: Schwarze, Grundzüge des Entwurfs ver Straf: 
prozeßordnung für das Königreih Sachſen. Dresden 1853. 8. 
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für Ermittlung der Schuld wieder Unſchuld mit gleichem 
Eifer thätig zu fein, in dem Deftreben für Ausmittlung 
der einen Anficht die Ausmittlung Der andern nicht we 
nigftend zu verichieben und das Vertrauen zu erhalten, 
welche der Richter bei feinem Acte jeiner Amtsübung 
verlieren Darf. — Auf der andern Seite darf aber auch 
dies Prinzip des Anflageprozefies nicht fo aufgefaßt wer⸗ 
den, daß der Richter nicht nur ohne Anklage gar nicht 
einfihreiten, 9 PBrivatverbrechen, felbft wenn fie Die öffent» 
liche Ordnung ftören, nur auf Anklage des Verletz— 
ten unterfuchen dürfte und Daß er, felbft durch Anflage 
zur Einjchreitung aufgefordert, von Amtswegen nicht be- 
rechtigt und verpflichtet wäre, Fragen zu ftellen und 
Beweismittel für oder gegen Die Anfchuldigung zu er 
heben. 

Der Entwurf ftellt Art. 2. 106. 108) den Grund; 
jap auf, Daß das ftrafgerichtlihe Verfahren einen Anz 
trag auf Anwendung der Strafgejete vorausfege. 
Viefer Antrag gefchieht in der Regel vom Staatsanwalt 
(Art. 3. 106), Doc) giebt es gewiffe Vergehen, die nur 
auf Antrag des Verletzten unterfucht werden Dürfen und 
von diefen angezeigt werden (Art. 21. 23 vgl. 100. 241). 
Da nicht fo viel Staatsanwälte aufgeftellt werden Fönnen, 
ald erforderlich wären, um alle von Amtöwegen zur Un- 
terſuchung zu bringenden Merbrechen und Vergehen fo 
(hleunig zur Kenntniß der Staatsanwaltichaft zu bringen, 
dag diefe ihr Amt erfüllen und die Thätigfeit des Unters 
ſuchungsrichters auffordern Fönnte, ehe Die Spuren ber 
That verlöfcht und Die Beweismittel verloren und erſchwert 
find, fo jollen unter der Benennung gerichtliche Po- 
ligei andere Organe des Staats aufgeftellt werben, welche 


6) Das Beifpiel Englands darf hier nicht verleiten; theils beruht 
es auf dortigen Sitten, theils wünfcht man felbft in England 
hierin Aenderung. 
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unter der oberften Leitung und Aufſicht des Yuftizminifte 
riums ftehend ftrafbaren Handlungen nachforſchen und ihre 
Entdeckungen der Staatsanwaltfchaft anzeigen (Art. 55. 
58). Inſofern Diele zum Theil fchon in andern Staaten 
beftehende Einrichtung gut ausgeführt wird, Fann fie nur 
gute Wirfung haben. 

Immer bleibt indeß der Fall möglich, Daß der Unter 
fuhhungsrichter von einem Verbrechen früher Kenntniß er 
hält, ald der Staatsanwalt foldhes erfährt oder Doch den 
Antrag auf Unterfuhung bei ihm ftelt und daß in der 
Zwifchenzeit Die Spuren des Verbrechens ganz oder theil- 
weile verfchwinden, Die Beweismittel verloren gehen ober 
doch erfehwert oder vermindert werden Fünnten. In folk 
hen Fällen bei Verbrechen, Deren Verfolgung von Amt 
wegen geichehen ſoll, Die Ihätigfeit Des Unterfuchungs 
richterd von Dem Antrage des Staatsanwalts gänzlich ab- 
hängig machen zu wollen, wäre gegen das Intereſſe des 
Staatd; Hier bleibt nichts übrig, ald den Unterjuchungd 
richter anzumweiien, dasjenige, was ohne Gefahr der Ber 
eitlung nicht aufgeichoben werden darf, audy ohne Antrag 
vorzunehmen : dieſe Ausnahme von dem Anflageprinzip 
enthalten Art. 108 und 109, und fo wie Dort verordnet if, 
daß der Unterfuchungsrichter den Staatsanwalt von dem 
Ergebniffe feiner Einfchreitungen in Kenntniß zu ſetzen hat, 
fo verfteht es fid) von jelbit, daß der Unterſuchungsrichtet 
Diefe ohne Antrag vorgenommenen Einfchreitungen auf das 
Dringende befchränft und außerdem Die Anträge Des 
Staatsanwalts abwartet. Auf Vergehen, welche nur auf 
Antrag des Verlegten verfolgt werden können, erſtreckt ſich 
natürlich diefe Ausnahme nicht. 

Das Prinzip des Anklageprozeſſes ift im Entwurf 
ganz richtig feftgehalten bei der Frage, ob der Angeichul- 
Digte vor Gericht zu ftellen fei, indem Diefe Frage nur 
vom Staatsanwalt — bei Vergehen, welche nur auf An- 
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kag Des Verletzten verfolgt werben, von dieſem an Das 
Bericht gebracht werden, fann (Art. 106. 333 vgl. mit 23). 

If der Antrag auf Einleitung einer Unteriuchung 

oder auf Stellung des Angeflagten vor Gericht geftellt 
und dem Antrag entiprochen, fo ift Das Anklageprinzip 
nicht Dahin auszudehnen, Daß der Richter auf das beichränft 
wäre, was Anklage und Bertheidigung vorbringen, ſon⸗ 
dern der Unterfuchungsrichter, das Bezirksgericht, bei wels 
chem Die Unterfuchung geführt wird, dann der Vorfigende 
und die Mitglieder des enticheidenden Gerichts find bes 
rechtigt und verbunden, Die Wahrheit von Amts» 
wegen zu erforichen (Art. 3. 120. 230. 250. 259. 267. 
270). Eben deshalb erfordert auch der Verzicht des 
Staatsanwalts ebenio wie jener Des Angeklagten auf Bes 
weismittel Die Zuftimmung des Gerichts, wenn er wirk 
fam fein ſoll (Art. 281) und der Staatsanwalt kann den 
Antrag auf Einleitung einer Unterſuchung nad) Eröffnung 
derielben ohne Zuftimmung des Gerichts nicht zurüdnehs 
men (Art. 114). 

Mit dem Anflageprinzip ift zugleich die Nothwendig⸗ 
keit eines Anklaͤgers gegeben, alfo da, wo Die Anflage nicht 
von Verletzten abhängt, fondern im öffentlichen Intereſſe 
geihieht, Die Nothwendigfeit einer Staatsanmwalts 
ihaft (Art. 17— 22). Der Wirfungsfreis der Staates 
anwaltſchaft ift nicht auf Die Anklage befchränft, jondern 
enthält auch Die Aufgabe, über Die gefegliche und vollftän- 
dige Führung der Unterfuchung zu machen und erforder: 
lihen Falls Beſchwerden zu ftellen und Rechtsmittel zu 
ergreifen. Der Staatsanwalt Handelt in feinem perfön- 
ihen, fondern einzig und allein im öffentlichen Intereffe, 
im Intereffe wahrer Rechtöpflege. Ex forgt daher nicht 


T) Ueber die Frage, ob bei Vergehen, welche nur auf Antrag zu 
anterfuchen find, Zurüdnahme des Antrags flattfirde, wird im 
Art. 122 auf Art. 103 des Strafgefeßb. verwiefen. 
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einfeitig für Ausmittlung der Schuld, fondern für Aus- 
mittlung der Wahrheit (Art. 17), mithin audy für Aus: 
mittlung der Unihuld; er kann ſogar zu Gunften Des 
Angeichuldigten eine Nichtigkeitöklage erheben, ) wenn 
diefer Ichuldlos verfolgt oder bei vorhandener Schuld zu 
einer ſchwereren als der im Geſetze beftimmten Strafe ver- 
urtheilt wurde (Art. 17). In eine eigenthümliche Lage 
fommt er, wenn die Hauptverhandlung zu Gunften des 
Angeklagten ausfällt. Darüber ift man da, mo der fran 
zöftiche Strafprogeß und Die demielben nachgebildeten Deut 
ſchen Strafprozeßordnungen herrichen, 9) nicht zweifelhaft, 
Daß der Staatsanwalt nicht befugt ift, Die Anklage und 
Damit den DVerweifungsbeichluß der Anflagefammer zu 
rüdzunehmen, obgleich der völlige Ungrund derſelben 
vorliegt, denn er hat die Anflage nur zu vertreten und 
der unfchuldige oder, minder fchuldige Angeklagte hat das 
Recht, daß feine Unichuld oder mindere Schuld von dem 
Gerichte ausgeiprochen werde, vor weldyem die Sade 
verhandelt wurde: wohl aber erfennt die Braris in Frank— 
reich und jetzt auch in den betreffenden deutichen Ländern 
dem Staatsanwalt nicht nur das Recht, fondern auch bie 
Pflicht zu, fein hohes Amt, im Namen des Staats auf 
Wahrheit und Recht hinzuwirken und nicht im Partei⸗ 
Sinne zu handeln, auch dadurch zu üben, Daß er dad 


8) Die Art. 115— 118. 233. 237. 238. 245. 393 ftehen obiger 
Beftimmung des Art. 17 entgegen. Es dürfte auch die letztere 
zu beſchraͤnken ſein, indem ſonſt der Staateanwalt in die Lage 
ommen fönnte, ein der Anflageacte entfpreihenbes, Erfenntniß 
als gegen das Geſetz erlaſſen anzufechten. Vergl. Schwarze 
Bemerkungen zu dem Geſ.-Entw. über Abänderung der —* 
ring. Strafprozeß-Ordn. ©. 9. 


9) Das neue öſterreichiſche Geſetz läßt Art. 189. 249 Rücktritt von 
der Anklage zu, wenn der Staatsanwalt hiezu mit allerhoͤchſter 
Genehmigung Auftra vom Juſtizminiſterium erhält. An fid 
ift dies (bon — bedenflid und wenn neue Umflände beider Haupt⸗ 
verhandlung erſt hervortreten, fehlt es an jener Autorifation. 
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ige, was zum Bortheile des Angejchuldigten in ber 
ehandlung ſich ergeben, anerkennt und den Geſchwor⸗ 
ı die Würdigung überläßt, ob und wie weit Die Anflage 
yucch entkräftet fei. 1%) Der Entwurf verbindet auch 
t. 286 den Staatsanwalt nur zu dem Antrage auf Ans 
ndung Des Strafgefeges, wenn er die Berurtheilung Des 
igeflagten für gerechtfertigt erachtet und in den Motiven 
zu Seite 266 ift anerkannt, Daß der Staatsanwalt am 
hlufie der Hauptverhandlung eben fo wenig wie in den 
iheren Stadien der Unterfuhhung zu einer Rücknahme des 
trafantrags berechtigt, jedoch auch nicht gehindert ift, 
bft auf Diejenigen Ergebniffe aufmerkjam machen, welche 
m Strafantrag entgegenftehen. So fehr man nun Die 
ı Grundjäßen beiftimmen muß, fo ſehr ift zu wünfchen, 
8 ſolche im Geſetze felbft beftimmter ausgefprochen 
erden. ’ 

Mit Recht ftelt der Entwurf die Staatsanwalt: 
haft nit den Richtern gleih unabhängig: fie 
t, obgleich fie nur für das Recht auftreten darf, doch 
dartei für das Recht, Partei gegen den Verbrecher; ne- 
en der unabhängigen Richtergewalt noch eine unabhän- 
ige Staatsanwaltichaft aufitellen zu wollen, wäre Ber- 
mung des Berufs der Staatsanwaltichaft und was man 
n neuerer Zeit hiefür vorgebracht, beruht vorzüglich auf 
der ängftlichen Beforgniß: daß die Staatsanwaltichaft zur 
Verfolgung unichuldiger mißliebiger Perjonen mißbraucht 


10) Der Berfaffer dieſes Auffabes Hat einer Verhandlung Bbei- 
gewohnt, wo zwei Des Raubes angeflagte PBerfonen das alibi 
vollftändig bewiefen. Welches Licht würde auf die Staatsbehörde 
fallen, wenn diefe dennoch auf der Anflage hätte beharren wol: 
len?! — In einem andern deutfchen Lande ergab fich bei der 
öffentlichen Verhandlung, daß die Denunciation, auf welcher das 
Berweifungserfenntniß beruhte, falſch war: nur blinder Partei⸗ 

eift Eonnte den Staatsanwalt tadeln, welcher den Zweifel aus- 
—* ob die Verweiſung erfolgt ſein würde, wenn das Falſum 
bekannt geweſen wäre. 
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werden könne. Diele Beſorgniß ift aber theild unbegrüns 
Det, theils rechtfertigt fie eine unabhängige Stellung ber 
Staatsanwaltichaft nicht. Ein Syſtem, welches die Staates 
anwaltichaft mißbrauchen wollte, würde dadurch nur an 
den Tag legen, daß es in den legten Zudungen liegt, 
indem es die Orundfefte einer jeden Verwaltung, Das öf 
fentliche Vertrauen, mit dieſem Vertrauen aber fich ſelbſt 
untergräbt: Das unparteiiihe Richteramt würde” die Des 
lehrung geben, daß joldyer Mißbrauch vergebens tft; würde 
aber felbft das Richteramt von der Corruption ergriffen, 
fo wäre Der Verfall des Syſtems jo nahe, daß Die Aer 
derung ruhig abgewartet werden Fönnte. 

Eben darum aber, weil der Staatsanwalt die ridy 
tige Anwendung der Gelege veranlafien und überwachen 
ſoll, darf er bei feiner Unterfuhung in einer Art bethes 
ligt jein, ‚welche ihn befangen machen koͤnnte und eben ſo 
wenig kann ein Zeuge oder ein Bertheidiger ipäter in der 
felben Sache die Rolle des Staatsanwalt übernehmen 
(Art. 48 vergl. mit 46). 

Niemand darf wegen ftrafbarer Handlungen vor Ge 
vicht geftellt werden, fo lange nicht hinreichender Grund 
vorhanden, daß die That begangen und von ihm begamw 
gen 11) worden iſt. Nothwendig ift demnach vor Allem 
die Borunterfuhung. Diefe hat daher, wie Art. 4 
ganz richtig jagt, Den Thatbeftand zu erheben und Die ir 
wohl zur Ueberführung ald zur Entlaftung des Angeſchul⸗ 
Digten dienenden Beweismittel jo weit zu fammeln, Daß über 
die Verweifung zur Hauptverhandlung entichieden und im 
Falle dieſer Verweifung die Hauptverhandlung ſelbſt um 
unterbrochen abgehalten werden kann. So wie uns aud 
frangöfifchen Rechtsquellen befannt ift, Daß in jenem Lande 
die Vorunterfuchung oft ſehr oberflächlich geführt wird, fo 


11) Ob als Urheber oder Theilnehmer. 
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fommt nun jene Klage audy in beutichen Rändern häufig 
vor. Die Erfahrung lehrt aber, daß jene Unterſuchungs⸗ 
sichter, welche nad) dem frühern Prozeß Die General: 
unterfuchung gut führten, nun auch gute Vorunterfuchun 
gen liefern und es fcheint Daher Die Quelle der Mängel 
vorzüglich eine fubjeftive zu fein. Es liegt aber auch in 
einer unrichtigen Auffaffung des neuen Prozeſſes ein 
Grund, aus welchem hie und da die Vorunterfuchungen 
mangelhaft geführt werden. Man giebt fich nämlich 
bie und da der Anficht Hin, die Norunterjuchung, welche 
den oben erwähnten Zwed hat, habe ſich auch darauf zu 
beichränfen, nur jo viel Beweife zu fammeln, daß die Ans 
Hagefammer beurtheilen fönne, ob der Angefchuldigte vor 
Gericht zu ftellen ſei. Man darf aber nicht vergeflen, 
daß gewifle Unterjuchungshandlungen, namentlidy in ber 
Regel der Augenjchein, gar nicht wiederholt werden koͤn⸗ 
nen und daß Die meiften Beweismittel, namentlich die Zeu⸗ 
gen, bis zur Hauptverhandlung verloren gehen Tönnen. 
Die Vorunterfuhung, obgleich fie mit Vermeidung jeder 
Umftändlichfeit und Ausführlichkeit, die nicht erforderlich 
iR, geführt werben muß (Motive ©. 158. 203), joll Doch 
gründlich — obgleich möglichit kurz — alles das erheben, 
was für Die Hauptverhandlung weſentlich nothmendig iſt 
und gewiß oder auch nur möglicherweile bei diefer Ders 
handlung nicht wiederholt werden kann. Bei den Artikeln 
168 ff. über Augenſchein und Sarhverftändige (ſ. auch 
Motive ©. 223) hat der Entwurf hierauf Rüdjicht ges 
nommen: ed dürfte aber zweckdienlich fein, ichon im Art. 4 
fh im Allgemeinen hierüber auszuiprechen, da auch bei 
Jugen und andern Beweismitteln eine gefährliche Ober 
Mächlichkeit begangen werden Fann. 

Die Vorunteriuhung ift ihrer Natur nad) eine ges 
tichtliche Handlung; fie ſoll dem Gerichte rechtliche Bes 
weife beurfunden. Deshalb fol fie auch von dem Bezirke; 
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gerichte Durch den Unterfuchungsrichter geführt, even⸗ 
tuell einzelne Handlungen durch requirirte Richter vor- 
genommen werden (Art. 104). Zwedmäßig ift es, Daß 
der Unterfuhungsrichter auch in fremdem Gerichtsbezirk 
Unterfuchungshandlungen vornehmen kann (Art. 104), doch 
verfteht es fich von felbft, daß dieſe gefegliche Ermächti⸗ 
gung nur auf das Inland fi) erftredt. 

Daß der Unterfuchungsrichter von dem Gerichts 
vorftande nicht für jede einzelne Unterjuchung, fondern ein 
für allemal ernannt werden joll (Art. 104), ift ſehr zwech⸗ 
mäßig, weil Uebung und Erfahrung dem Inquirenten dad 
Geſchäft erleichtert und dieſem förderlich ift: allein aus 
diefer Beftimmung, wie fie gefaßt ift, könnte man folgern, 
Daß der Vorftand dem Unterjuchungsrichter Diejes Gefchäft 
laffen müffe, auch wenn die Wahl feine gute war. So 
fehr zu wünfchen ift, Daß der Borftand die Perſon des 
Unterſuchungsrichters nicht nach Laune wechieln Darf, jo 
nothiwendig wird es fein, den Wechſel — allenfalls mit 
Genehmigung der vorgefegten Stelle zu geftatten. Ein 
Aftuar neben dem Unterfuchungsrichter ift zur Verſiche— 
rung der Nichtigkeit des Protokolls zu wünfchen, voraus 
gelebt, Daß Dafür geiorgt wird, Daß der Aftuar eine Per 
fon ift, welche vermöge Kenntniß, Stellung und Integri 
tät des Charakters Bürgfchaft gewährt, daß fie Das, was 
verhandelt wird, auffaflen und getreu in das Protofol 
niederlegen koͤnne und wolle. Schreiber, welche Taum 
ſchreiben und noch weniger einen gerichtlichen Aft richtig 
auffaffen Eönnen, dürfen hiezu nicht genommen werben. 
Der Entwurf bedingt nicht einen Aktuar, fondern geftattel 
nur deſſen Zuziehung (Art. 124), gebietet aber in jenen 
Fällen, mo es das Geſetz ausdrüdlicy vorjchreibt, Die Zus 
ziehung von Urfundsperfonen (Art. 105) und es ge 
hören hieher Leichenichau, Leichenöffnung, Ortsbefichtigung 
(Art. 168), dann in der Regel Ausjuchung und Beichlag- 
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sahme von Papieren (Art. 197), weil dergleichen wichtige 
Handlungen bei der Hauptverhandlung nicht wiederholt 
werder fönnen (Motive S.204):12) aber auch bei andern 
Handlungen fann der Unterjuchungsrichter, wenn er es 
für zweckmäßig erachtet, Urkundsperſonen beiziehen. Hier 
dürfte nicht gehörig geiorgt fein: Zeugen Eönnen fterben, 
in entfernte Länder ziehen, geifteöfranf "werden und Die 
wichtigſten Zeugenausfagen verlieren leicht an Beweiskraft, 
wenn fie vom Unteriuchungsrichter allein ohne Aktuar und 
shne Urkundsperionen aufgenommen find. Den Urkunde- 
perionen aber fteht im Allgemeinen fehr oft entgegen, daß 
ganz tüchtige Perionen hiezu nicht leicht zu haben find und 
daß hiezu — man hat in Deutichland Erfahrungen hierin 
gemacht — oft abgelebte Bürger genommen werden, welche 
den Gang des Geichäfts nicht recht verfolgen Eönnen, und 
dag überhaupt dergleichen Leute, wenn nicht Die Neugierbe 
fie reizt, der Verhandlung wenig Aufmerfiamfeit zuwen⸗ 
den, vielmehr leicht dem Schlaf ſich ergeben. 

Es ift unmöglich, überall Unterfuchungsrichter auf 
zuſtellen und Daher jehr leicht, Daß Unterſuchungshandlun⸗ 
gen ganz oder theilweife vereitelt werden fönnten, wenn 
nicht das Geſetz Dagegen möglichfte Sorge tragen würde. 
Deshalb will der Entwurf, daß die gerichtliche Po- 
lizei die feinen Aufſchub geflattenden vorbereitenden An- 
nungen zur Aufklärung Der Sache, zur Verhütung der 
Flucht Der Thäter und zur Erhaltung der Gegenftände 
md der Spuren Der That zu treffen habe, ja jogar Die 
Vezuͤchtigten und jene Perſonen, von welchen Aufflärun- 
gen zu erwarten, vorläufig, jedoch ohne Vereidung, ab» 
hören könne (Art. 56.57). Dieſes ift nicht im Geringften 
iu tabeln: wenn aber nad) Denjelben Artikeln der Staats: 
anwalt ebenfalls und zwar jogar vor der gerichtlichen Polizei 





13) Bergl. Schwarze, Bemerfungen ©. 12. . 
Archiv d. Er. R. 1854. I. St. D 
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befugt jein jo, den Verdächtigen in Verwahrung zu neh 
men, die Beichlagnahme oder Innebehaltung der Legitima- 
tionspapiere anzuordnen, Ausfuchungen und Durdyfuchun: 
gen von Räumlichkeiten und Papieren, ſowie Beichlagnahme 
von Papieren und anderen Gegenftänden vorzunehmen, 
dann Briefe und Paquete wegzunehmen, fo werben hier 
dem Staatsanwalt Befugnifie beigelegt, welche mit dem 
Amte des öffentlichen Anklägers nicht vereinbar find. Es 
bürfte genügen, wenn der Staatsanwalt in Dielen Bele 
hungen ermächtigt würde, Die gerichtliche Polizei um Diele 
Handlungen zu erfuchen und wenn dieſe Polizei die Ver— 
bindlichfeit Hätte, ſolcher Requifttion zu entiprechen. 
Vermöge des Ankflageprinzips fol der Unteriuchungs 
richter Die Vorunterſuchung gegen eine beftimmte Perſon 
nur auf Antrag des Staatsanwalts einleiten (Art. 106. 
Abſ. 1). So lange dieſe Unterſuchung gegen eine beftimmte 
Perſon nicht begründet, aber Doch der Tihatbeftand eined 
Verbrechens wahricheinlich oder gewiß ift, Dürfen inbefien 
gerichtliche Erhebungen, namentlich Augenichein, Verneh—⸗ 
mung von Sachverftändigen, Vernehmungen zur Ermitt 
lung des allenfallfigen Thäterd, nicht ausgejegt bleiben. 
Sowie nun nad) Art. 108 u. 109 der Unterfuchungsrichter, 
wenn Gefahr auf dem Berzuge ift, Die nöthigen Erörte 
rungen auch ohne Antrag des Staatdanwalts anftellen 
fann, fo wird auch Art. 106. Abf. 2 dahin zielen, daß 
der Staatsanwalt foldye Erörterungen veranlaffen kam, 
wenn auch noch gar Fein Verdacht gegen eine be; 
flimmte PBerfon vorhanden if. Es dürfte indeſſen 
Mißverftändniffe befeitigen, wenn dies beftimmter aus 
gebrüdt würde. Der Unterfuchungsrichter bejchließt zwar, 
ob er dem Antrag auf Einleitung der PVorunterfuchung 
entiprechen wolle, es fichert aber gegen nidyt hinreichend 
begründete Einleitung, daß nad) Art. 115 fein Beſchluß 
vom Bezirfögerichte geprüft werden muß. Nur ift der 
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Hall zu bedenken, wenn der Unterfuchungsrichter in amt- 
licher Verrichtung außerhalb des Gerichtsfiges ſich befin- 
det und dort vom Staatsanwalt den Antrag auf Einlei- 
tung einer andern Unterfuchung erhält und dieſe Einleitung 
fo dringend ift, daß ein Beichluß des Bezirfögerichts nicht 
abgewartet werden kann. Es unterliegt wohl feinem Zwei⸗ 
fel, daß er einichreiten fann und muß und daß fein Be 
fhluß mit den vorgenommenen Erhebungen dem Bezirks⸗ 
gerichte erſt vorgelegt wird, wenn Died ohne Gefahr für 
die Sache geichehen kann. Vergl. Art. 108. 

Daß dem Angeichuldigten, wenn das Bezirksgericht 
die Unterfuchung einftelt, auf Verlangen ein den Grund 
der Einftelung ausdrüdendes Zeugniß über foldhe aus: 
zuftellen ift (Art. 122), verdient Beifall: daſſelbe bürfte 
anzuordnen fein, wenn ber Beſchluß auf Einleitung ber 
Borunterfuhung wegen rechtlicher Unzuläffigkeit des An- 
trage als nichtig aufgehoben wird (Art. 116. Abf. 2). 
Ebenio verdient e8 Beifall, daß wenn die Einleitung der 
Unterfuchung befchloffen ift, ſolches dem Angeichuldeten 
bei defien erfter Vernehmung eröffnet werden muß rt. 
116. Abf. D. 

Die Haupthandlungen der Vorunterſuchung find Au- 
genſchein und Gutachten Der Sadjverftändigen, Zeugen- 
vmehmung, Ausfuchung (Hausfuhung und Durchſuchung 
derer Räumlichkeiten, wohin auch die Durchſuchung der 
Berfon des Angefchuldigten zu rechnen), Durchſuchung und 
Veſchlagnahme von Bapieren und Urfunden, Vernehmung 
des Angefchuldeten, allenfalls auch Verhaftung deſſelben. 
Hievon handeln die Artikel 130 His 222 des Entwurfs 
auf ſehr zweckmäßige Weile, weshalb hier nur Folgendes 
bemerkt wird. Das Recht der Ablehnung kann einem 
Sahverftändigen, welcher nicht als folcher ftändig 
aufgejtellt, auch nicht zur Ausübung der Wiffenfchaft u. |. w. 
deren Kenntniß bei dem Gutachten vorausgejegt wird, 

De 
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öffentlich angeftellt oder ermächtigt ift, zwar in der Re- 
gel geflattet werben Art. 170): wenn aber ein Mangel 
an geeigneten Sadjverftändigen ift, fo Dürfte ſolches Ab- 
lehnungsrecht ebenjowenig ftattfinden, ald ein Ablehnung: 
recht eines Zeugen, weldyer nicht beiondern Grund für fid 
hat. Die Werthsermittlung bei Sachen, wo ed auf 
den Werth zur Zeit des Verbrechens ankommt (Art. 180), 
fann auch durch ſolche Perſonen geichehen, denen Diefer 
Werth bekannt if. Die Beitimmungen ded Art. 187. 
Abi. 2, daß die Leichenäffnung unterlaffen oder auf 
einzelne Theile des Körpers beichränft werden Tann, 
wenn fchon bei der Leichenichau oder bei der theilweiien 
Deffnung des Körpers Die Todesurfadye nad) Dem Urtheile 
der zugezogenen Sacdhverftändigen mit unzweifelhafter 
Gewißheit ſich ergiebt, ift zwar höchft zwedfmäßig, kam 
aber, wie die Erfahrung ſchon öfters gelehrt Hat, zu eb 
was leichtfinniger Unterlafjung vollftändiger Deffnung fü 
ren und deshalb dürfte auszudrüden jein, Daß der Unter 
fuchungsrichter der Anficht der Sachverftändigen ungeach— 
tet Die Deffnung der drei Haupthöhlen verlangen Tann. 

Für den Sal des Ausbleibens eines Zeugen 
Jrt. 209) dürfte nicht blos erhöhte Geldftrafe, fondern 
auch Erhebung der verwirkten Geldftrafe anzuordnen 
fein, weil es nicht jelten vorfommt, Daß eine Geldſtraf⸗ 
androhung auf Die andere ohne Erhebung Der verwirkten 
Strafe verfügt wird, was nicht nur wirkungslos und des⸗ 
halb aud) gegen die Würde des Richteramts ift, ſondern 
auch den Erfolg nicht haben Fann, daß alle nur an 
gedrohten Strafen ald verwirkt anzuiehen wären, denn eine 
weitere Strafe fann nur dann flattfinden, alſo angedroht 
werden, wenn Die frühere vollzogen und wirfungslos war. 
Ganz folgerecht mit Dem Ausſchluß von gefeßlichen Beweis- 
regeln ift Die Beichränfung der Ausnahmen von der Pflicht 
zur Zeugichaftsleiftung (Art. 206.207) und die Humanität 
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m Art.217. Abi.2, daB Verwandte u. ſ. w. des An 
jeichuldigten, wenn fie von. dem Rechte, das Zeugniß ab- 
ulehnen, feinen Gebrauch gemacht haben, doch noch Die 
hegenſtellung ausichlagen Tönnen, indem dieſer Akt zu 
rgreifend ift: e8 wird aber auch durch ſolche Beftimmung 
ft die Unterfuchung gefördert, weil der Verwandte lies 
ver Zeugniß giebt, wenn er der Gegenftellung ſich nicht 
unterwerfen muß. Ebenſo verdient e8 Beifall, daß der 
Berwandte den Zeugeneid ablehnen Tann (Art. 207). 
Sehr wichtig ift Die Brage, ob die Zeugen in der Vor⸗ 
interſuchung zu vereiden und wenn Died geichehen, 
u die DVereidung bei der Hauptverhandlung zu wieder 
wien ift. Art. 218 will Die Vereidung in der Vorunterr 
whung nur dann, wenn aus erheblichen im Protokoll ans 
mführenden Gründen entweder a) zu bezweifeln tft, daß 
der Zeuge unvereidet die volle Wahrheit jagen werde, 
oder b) daß der Zeuge am Exfcheinen vor dem erfennenden 
Gerichte werde verhindert jein. In der Hauptverhandlung 
fell eine Wiederholung der Vereidung nicht ftattfinden, 3 
iondern nur Verweiſung auf den frühern Eid (Art. 272). 
Diefem Borichlage kann Referent durchaus nicht beiftim- 
mm. Es ift eine häufige Ericheinung, daß unvereidete 
Zeugen theils leichtfinniger und oberflächlicher in ihren 
Ansfagen find als vereidete, theild aus befonderen Ruͤck⸗ 
fhten die Wahrheit nicht fagen. Werden fie Dann bei 
der Hauptverhandlung eidlich vernommen und fagen bie 
Bahrheit im Widerfprudy mit ihrer frühern unvereideten 
Ausjage, fo ſchwaͤcht Diefer Wideriprudy ihre Glaubwuͤrdig⸗ 
fit umd wenn fie, um den Widerſpruch zu vermeiden, 
eidlich falſch ausiagen, jo begehen fie nicht nur einen 
Meineid, fondern täufchen auch Die Richter und verleiten 


13) Ebenfo das öfterreichifche Befe Art. 239. — Bergl. Schwarze, 
- Bemerkungen ©. 13. 
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diefelben leicht zu einem unrichtigen Urtheil. Der Unter 
fuchungsrichter kann nicht vorauswiflen, wer ohne Eid die 
volle Wahrheit nicht fagen würde und wenn er dem Ent 
wurf entiprechend nur Diejenigen vereiden will, gegen Die 
er Zweifel hegt, fo liegt in der Vereidung eine Kraͤnkung, 
welche durch Die Möglichkeit nicht leicht befeitigt wird, daß 
Die Vereidung aus Beforgniß, Der Zeuge werde vor dem 
erfennenden Gerichte zu ericheinen verhindert fein, vor 
genommen werde. Aber auch Darüber wird Der Unter 
fuhungsrichter felten im Voraus etwas wiflen oder vers 
muthen fönnen, ob der Zeuge auch vor dem erfennenden 
Gerichte werde erfcheinen können. Todesfälle ereignen fi 
oft unvermuthet, bedeutende Entfernungen vom Orte des 
Gerichts, ſchwere Krankheiten, Geiftesfranfheiten find möge 
lich und feinem dieſer Zufälle darf man bei erheblichen 
Zeugenausfagen das Schickſal der Beweisführung Preis 
geben: auch würde ed bei alten oder Fränflichen Leuten 
eitten Ichmerzlichen Eindrud machen, wenn fie ausnahms⸗ 
weife vereidet und dadurch auf den Gedanken gebradit 
würden, daß der Unterfuchungsrichter ihren baldigen Tod 
vermuthe. Werden alle Zeugen nad) gleicher Regel be 
handelt, jo fällt weder die Vereidung noch Die Nichtver- 
eidung auf. Die Vereidung wird demnach fogleich in der 
Vorunterſuchung geichehen müffen, 19) fie kann jedoch be 
Zeugen, welche nur zur Erfundigung über Nebenumftände, 
welche auf nähere Spuren führen ſollen, gänzlid) unter 
laffen werden. Bei der Hauptverhandlung fann freilich 
die Vereidung nicht unterlaffen werden, weil nicht nur Die 
erfennenden Richter und der Angeichuldigte die Ueberzeu⸗ 
gung haben müffen, daß die Vereidung geichehen ſei, fons 
dern weil auch, wie die Motive S. 233 ganz richtig bes 
14) Die Frage nad) geihlofener Borunterfuhung, ob diefe einzu= 


ftellen oder auf VBerweifung zu erfennen, kann doch nicht auf 
den Grund unvereideter Ausfagen entfchieden werben. 
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verfen, die Vereidung bei geichloffenen Thüren in Ab⸗ 
rejenheit Der Betheiligten, nicht immer mit der gehörigen 
Bürde, alfo nicht immer mit der gehörigen Wirfung ge- 
bieht, ja dem Referenten Faͤlle vorgefommen find, wo die 
k Protokoll beurkundete Vereidung vergefien, ja fogar 
efliffentlich unterlaffen war. 25) Mögen auch durch die 
wemalige Vereidung Die Eide vermehrt werden, jo iſt 
‚och Diejes bei weitem nicht jo gefährlich, als wenn die 
Ermittlung der Wahrheit gefährdet wird. Die hiedurch 
niftehende Vermehrung der Eide kann jedoch bedeutend 
emindert werden, wenn für den Sal, Daß der Angeflagte 
or dem erfennenden Gerichte jogleich nad) dem Vortrage 
es Verweiſungserkenntniſſes gefteht (Art. 270), feine Zeu⸗ 
envereidung mehr verlangt und die Wiederholung der 
jeugenvereidung jelbft gegen leugnende Angeklagte nur 
ei jenen Zeugen nothivendig erklärt wird, welche über 
Imftände ausfagen, Die für Die Enticheidung weſentlich 
md zum Beweiſe Der Schuld oder Unichuld erforderlich 
ind. Die nun beinahe fünfjährige Erfahrung in Balern 
Ipicht Dafür, Daß Die doppelte Vereidung nothwendig und 
ungefährlicy ift und daß der Präfident fehr wohl dahin 
wirken kann, Daß die Zeugen fein Bedenken haben, bie 
fäheren Ausiagen zu berichtigen: daß aber bloße Berich⸗ 
tigung nicht als Meineid aufgefaßt werden darf, liegt in 
der Ratur der Sache. 19) 

Die Frage, ob die Zeugen vor oder nad ihrer 
Ausfage zu vereiden, beantwortet der Entwurf Art. 
220 u. 272 dahin, daß fie in der Borunterfuchung nad 


15) Freilich feltene Fälle: aber die Wichtigkeit der Vereidung for⸗ 
dert ihre Berüdfichtigung und bier dürfte der Sag übel anges 
wendet fein, daß der Gefehgeber ganz außerordentlihe Fälle 
nicht zu berücfichtigen habe. 


16) In Baiern iſt es anerkannt. S. dieſes Archiv, Jahrgang 1843. 
©. 103 fi. 
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— bei der Hauptverhandlung vor der Vernehmung zu 
vereiden. 17) Referent, welcher ald früherer Inquirent ſehr 
viele Zeugen vernommen und dem baieriſchen Strafgeteß- 
buch gemäß foldhe in der Regel vor der Vernehmun 

aber auch nicht felten aus befonderen Gründen erft nad 
der Vernehmung vereidet hat, machte Die Erfahrung, Daß 
feine der über obige Frage in der Wiflenichaft wie in det 
Gefeßgebung herrfchenden verichiedenen Anſichten emen 
ganz unbedingt entſcheidenden Grund für fi hat. Aller⸗ 
Dinge giebt es Menfchen, welche eine leichtfinnige Ausfage 
berichtigen, ſobald e8 zur Vereidung fommt: es giebt aber 
auch Menfchen, melde aus falihem Chrgefühl eine um 
richtige Ausfage — beſonders wenn fie bereitS nieder 
geſchrieben ift, nicht gern zurüdnehmen und die Verlegen⸗ 
heit, welche man in folchen Fällen den Zeugen anfteht, 
ift bei weitem nicht fo groß, wenn der Unterfuchungsrichter 
den bereitö vereideten Zeugen durch Zwiichenfragen umd 
Erinnerung an den geleifteten Eid zur Ueberlegung und 
Beſonnenheit in feiner Ausfage auffordert, als wenn et 
Den nicht vereideten Zeugen nad) der Vernehmung auf 
fordert, feine Ausfage zu prüfen und das Unrichtige zu 
widerrufen. Auch ift Die während der Verhandlung ge 
fchehende Hinweifung an den erft zu leiftenden Eid nicht 
ſo wirffam, als die Erinnerung an den bereits geleifteten 
Eid, fowie ja auch der Eindruf eines bereitd und erſt 
mmittelbar vor ber Vernehmung geleifteten Eides noth- 
wendig ftärfer ift, als der bloße Gedanke an den noch 
zu leiſtenden Eid und deſſen vielleicht dem Zeugen noch 
unbefannte Würde und Feierlichfeit. Diefe Gründe duͤrf⸗ 
ten dafür fprechen, daß die DVereidung in der Regel vor 
ber Bernehmung ju gefehehen habe und dann würde auch 


11) Das öfterr. Geſetz Art. 131. 239. laßt durchgängig erft nad 
der Bernehmung vereiden. 
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Ihe Verſchiedenheit in den Artikeln 220 und 272 be—⸗ 
feitigt. 18) 

Der Unterſuchungrichter jolf nad) Art. 191 zur Aus- 
fuchung befugt fein, werm zu vermuthen ift, Daß der 
Angeichuldigte ſich an dem fraglichen Orte verborgen habe 
oder Daß Gegenftände, welche für den Zwed der Unter: 
fuhung Dienlih, zu finden feien. Nun kann man zwar 
em gut beießtes Richtercollegtum von Beweisregeln ent- 
binden: aber der bloßen Vermuthung eines einzelnen 
Unterfuchungsrichter8 zu überlaffen, ob er Die Durchſuchung 
einer Perſon für begründet erachten wolle, dürfte zu -gro- 
fer Gefährdung gereihen. Zur Befchlagnabme oder 
Durchſuchung von Papieren verlangt Art. 392 ichon et 
was mehr, nämlich „Gründe,“ e8 dürften aber „hinrei⸗ 
ende Gründe, welche in den Aften. anzugeben,“ erfordert 
werden. Die Beichlagnahme von Briefen (ver 
ihleben von der Eröffnung) ſoll auch Begritndet fein, wenn 
gegen den Angeichuldigten ein VBorführungsbefehl erlaffen 
ft (Art. 203): unter der Vorausſetzung des Art. 135, 
daß auch Die Verhaftung gerechtfertigt wäre, ift gegen 
jene Beftimmung des Art. 203 nichts zu erinnern; wenn 
aber auch die Vorausſetzung des Art. 133, Richtbefolgung 
der Borladung ohne ausreichende Entſchuldigungsurſache, 
die Beichlagnahme von Briefen rechtfertigen ſoll, fo ifl 
Mes dann zu hart, wenn gegen den Angefchuldigten, wel- 
her vielleicht nur unterlaffen hat oder gar verhindert 
made, eine hinreichende Entſchuldigungsurſache vorzubrin- 
gen, nur ſchwache Verdachtgruͤnde vorliegen. 1) Ein 
‚ Alyueifriger Unterjuchungsrichter fann auf den Grund jener 
Veſtimmung leicht zu unnöthiger Härte veranlaßt werben. 
| . 


18) Berg. indeg Schwarze, Bemerfungen ©. 13. 


9) Das oͤſterr. Gefetz erfordert zur Beſchlagnahme ebenfalls 
nur einen Vorführungsbefehl is. 110). 
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Ein großer Kortichritt im Unterjuchungsprozeß und 
fehr zu loben an Art. 166 ift ed, daß man die Angeſchul⸗ 
Digten nicht mehr zur Antwort zwingen fol. Ihr 
Richtantworten, ihre oft offenbaren DVerftellungen konnten 
doch gerade bei den verſchmitzteſten Inquifiten nicht befeis 
tigt werden und find in der Regel Indicien ded Schuld» 
bewußtieind, welche der erfennende Richter beionders bei 
der Mündlichfeit und bei der Entbindung von Beweis: 
regeln gehörig würdigen wird. 20) 

Unter der Ueberfchrift: „Bon der „Geftellung“ 
des Angefchultigten, handelt der Entwurf von DVor- 
ladung, Vorführung, Haftnahme, Nacheile, Stedbriefen 
und Beichlagnahme des Vermögens oder der Legitimationd- 
papiere. Im Allgemeinen muß man wohl hier dem Ent 
wurf beiftimmen. Die Untericheidung zwiichen Borladung, 
Vorführung und Haft entipricht den franzöſiſchen Man- 
dats de comparution, d’amener und d’arret, und wenn 
gleich Da8 mandat de depot nicht hervorgehoben ift, 10 ſpre⸗ 
hen doch auch die Art. 109. 135. 137. 150. 162 von 
Verwahrung. Gründe der Vorführung und der einſt⸗ 
weiligen Berwahrung kommen jchon im Art. 109 vor; 
andere Gründe enthalten die Artifel 133 bis 137: die 
Gründe der Verhaftung find im Art. 146 zmedmäßig 
und gerecht und wenn gleich der dritte Grund, nämlich bie 
Befürchtung, Daß der Angeichuldigte die Freiheit zur Der 
übung neuer ftrafbarer Handlungen mißbraudyen oder Die 
noch nicht vollendete That ausführen werde, eigentlich nur 
eine polizeiliche Maßregel rechtfertigt, fo läßt ſich Doch de 
gegen nichts jagen, es ift vielmehr zur Verhütung von 
Gollifionen dienlich, daß der Unterfuchungsrichter gegen 
den ihm verfallenen Angefchuldigten, nicht auch die Polizei 


20) Das öfterr. Geſetz $.177 verbietet ebenfalls Zwangsmittel zum 
Geſtaͤndniß und zu beſtimmten Angaben. 
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breiten lafien fol. Die Entlajfung, aus der 
ft kann der Unterjuchungsrichter unbejchränft oder mit 
oflichtung der Leiftung des Handgelübds oder mittelft 
jerheitsbeftellung verfügen (151 2c.). Da der Unter 
angsrichter an die Zuftimmung des Staatdanwalte 
mden ift, fo find ihm feine Beichränfungen aufgelegt 
ben. | 


(Bortfegung im nächften Hefte.) 


III. 
Ueber 


den Begriff und die heutige Auwendbarkeit 


des 
Romiſchrechtlichen erimen vis 


von 


Herrn Dr. Richard John, 
Privatdocenten an ver Univerfität Königsberg. 


Set Wächter feine Lehre von dem Verbrechen der 
Gewaltthätigfeit veröffentlicht hat, 1) ift bis auf den har 
tigen Tag diefe Lehre als abgeichloffen betrachtet, und 
wohl alle Griminaliften find der Mächterfchen Autorität - 
fo unbedingt gefolgt, Daß vielleicht jelten irgendwo eine 
foldye Uebereinftimmung vorhanden jein wird, ald gerade 
mit Bezug auf das crimen vis. — Die vorliegende 
Arbeit hat nun vor Allem das gegen fi), daß fie Die Ber 
rechtigung Diefer Einftimmigfeit und Unbedenklichkeit einiger 
maßen anzuzweifeln verfucht, und der Verfaffer erwartet 
beinahe mit Zuverficht, Daß der Vorwurf der Unbefcheiden- 
heit, der ihm bereitd an einem andern Orte — freilich 
ſehr grundlos — gemacht ift, 2) an Diefem twieberholt wer 


1) Ardiv Bd. XI. S. 635 — 647. Br. XI. ©. 341 — 389. Br. 
. ©. 1-47, 195 — 248, 374—415. 


2) Berg. die Recenfion über des Verfaſſers Landzwang und 
widerrehtlidhe Drohungen in Gersdorf's Repert. Jahrg. 
11. Bd. 1. ©. 203. Auf die übrigens unrichtigen criminalifti- 
ſchen Anfichten meines Recenſenten näher einzugehen, ift bier 
leider nicht der Drt. 
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den wird. Dieſes kann ihn indeflen an der Beröffent- 
lihung jeiner Anſichten um io weniger Bindern, als er 
einen nicht geringen Beiftand gegen Wächter aus beffen 
eigenen ipäteren Arbeiten glaubt entnehmen zu Tünnen. 

Nach dem erwähnten Auflage über das Verbrechen 
der Gewaltthätigfeit bat Wächter befanntlichy ieine Ab⸗ 
handlung über das gemeine Recht Deutſchlands 
(Leipzig 1844) dem juriftifchen Publifum übergeben. Die 
dort feftgeftellten Nefultate find für die Auffaffung des 
ganzen Raͤmiſchen Criminalrechts, folglih auch für Das 
crimen vis, von der epochemachendften Bedeutung. Mag 
es Daher geftattet fein, daſſelbe in möglichfter Kürze hier 
voranzuftellen. 

Der Begriff des gemeinen deutſchen Criminalrechts 
bat heutzutage nur noch eine wiſſenſchaftliche, keine geſetz⸗ 
liche Bedeutung mehr. Zunäͤchſt durch Die derogirende 
Kraft des Gewohnheitsrechts, ſodann aber Durch die neues 
en Barticulargeieße haben das Römiſche Recht ebenio wie 
die Garolina und das Ganonifche Recht aufgehört in 
Deutichland Strafgejege zu fein. Wir haben heute in den 
genannten Rechtsquellen nichts weiter, als den Abdrud 
des criminaliftiichen Bewußtſeins derjenigen Zeit, in wel 
her denſelben Die Geltung eined Geſetzes zufam. Das 
Römische Recht, das Canoniſche Recht und die Carolina 
haben für den Griminaliften formell feine größere Bedeu⸗ 
bıng, als irgend eine andere NRechtöquelle, weldye über 
Criminalrecht handelt. Die Bedeutiamkeit der criminalifti- 
ſchen Duellen ift, abgefehen von den neueren PBarticular- 
geießgebungen, überhaupt von feinem Außern, formellen 
Erfordernig abhängig; nur der innere, rationelle Werth 
iam einer criminaliftifchen Quelle Bedeutſamkeit verichaf- 
kn. Finden alfo heutzutage die Lehren des NRömifchen 
Eriminafrechts Beachtung, ſo verdanken ſie dieſelbe nicht 
mehr der Formalität einer vollendeten Reception, ſondern 
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nur Der in ihnen enthaltenen criminaliftiicdhen ratio. — 
Die Aufgabe der Wiſſenſchaft ift e8 aber, zu unterfuchen, 
ob Die criminaliftiiche ratio bei dieſer oder jener Lehre des 
Römiſchen Eriminalredhts vorhanden ift, und die Untaug- 
lichkeit für Die Praxis bei denjenigen Beftimmungen dar: 
zuthun, welche den Anforderungen der Wiſſenſchaft nicht 
gemügen. 


So lange das Roͤmiſche Recht als Geſetz in Deutſch⸗ 
land galt, fonnte nur aus dem äArgften Mißverftändniß 
über die Bedeutung Der Reception die Anficht hervorgehen, 
Daß das Roͤmiſche Criminalrecht nur für Diejenigen Leh—⸗ 
ren recipirt fei, in welchen Die Neception durch bejondere 
Deutiche Geſetze ausdrücklich fanktionirt worden, und jo 
Hatten auch Die Prarid fowohl wie die Doftrin die Be 
fugnig und die Pflicht, Diejenigen Beſtimmungen, melde 
Das Roͤmiſche Recht über das crimen vis enthält, in der 
Prarid anzuwenden und aus Denfelben, fo gut ed eben 
. gehen wollte, einen wiffenichaftlichen Begriff zu conſtrui⸗ 
ren. Nicht gerade undenkbar ericheint ed, Daß der Ge 
Danfe, einem geltenden Geſetze gegenüberzuftehen, deſſen 
Rationatität darzuthun, Die Doktein für eine Pflicht bei 
nahe der Pietät Halten mußte, daß dieſer Gebanfe das 
ſonſt fo fcharfe Auge eines oder des andern Eriminalifien 
in etwas getrübt habe. — Verdanken wir e8 aber mm 
einerjeits dem Verdienſte Wächter's, den heutigen Cri⸗ 
minaliften die richtige Stellung dem Roͤmiſchen Rechte ge- 
genüber angewiefen zu haben, fo erfüllen Diefe nur eine 
Pflicht der Dankbarkeit, wenn fie bemüht find, etwaige 
Unrichtigfeiten, die ihren Urjprung der früheren, befange 
neren Anfchauung des Römischen Rechts zum guten Theile 
verdanken mögen, nad) beften Kräften nachzudenken. Möge 
dem Verfaſſer Diefer Verſuch für Die Lehre Des crimen 
vis nicht ganz mißlingen. 
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Wächter definirt Dad Roͤmiſche crimen vis folgen- 

maßen: ®) j 
Das Weſen des Verbrechens der Gewaltthätigkelt 
befteht darin, daß durch daſſelbe auf eine widerredht- 
liche Weife einer Berfon für ihr Handeln oder Nicht: 
handeln gleichlam ein fremder Wille aufgenöthigt 

- und Dadurd) die Freiheit des Willens und Entichluf- 

ſes der Perſon aufgehoben und befchränft wird. 

Ein foldyes Verbrechen, heißt ed dann weiter, könne 
weder mittelft förperlicher Gewalt oder auch mittelft 
rohungen, und nicht nur an Perſonen, fondern auch an 
achen begangen werden; im letteren Falle ſei es inbef- 
t erforderlich, Daß die Gewalt an Sachen in der Weiſe 
gangen werde, daß der Thäter durch die Art der Ge⸗ 
ilt Hinlänglich darthue, er werde einen etwaigen Wider: 
mb nicht dulden, jondern eventuell auch gegen Perſonen 
t Gewaltthätigfeiten vorfchreiten. 

Diefe Definition, durch welche das Wejen Des cri- 
en vis auf die Beichränfung der Willendfreiheit bafirt 
‘, weift dem Berbrechen in dem Griminalrechte denjeni- 
n Pla an,‘ welden im Civilrechte Die actio quod 
etus causa einnimmt. Denn der ganze Titel Quod 
etus causa behandelt die privatrechtliche Beurtheilung 
njenigen Handlungen, welche, gleichviel, ob durch Dro⸗ 
gen oder durch Förperliche Gewalt, die freie Willens⸗ 
Mimmung einer Perſon aufheben. Läßt ſich nun aber 
as crimen vis auf diejem ihm von Wächter angewie⸗ 
nen Plage den Quellen gegenüber behaupten? Hieruͤber 
jolgenbes : 

1. Sollten die Römiichrechtlichen Quellen einen Zu: 
ammenhang, wie ihn Wächter behauptet hat, zmifchen 
der actio und exceptio Quod metus causa_ einerfeite 





3) Arhiv Bo. XM. p. 374. 
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und Dem crimen vis andrerſeits wirflic gekannt haben, 
fo müßte dieſer Zuſammenhang in irgend welcher Weile 
aus den Quellen erfichtlicy fein, wir müßten einige, und 
wäre es Die geringfte gegenjeitige Bezugnahme aus den 
Titeln erfehen können, welche ex ofhicio über die in Frage 
ftehenden Rechtsinſtitute handeln, alio vor Allem zwiſchen 
den Titeln Quod metus causa und den Titeln ad le-. 
gem Juliam de vi. Eine joldhe gegenieitige Bezugnahme 
— die wir in anderen Theilen des Römifchen Rechts wohl 
zwilchen Privatdelikten und Dem ihnen entfprechenden Sf 
fentlichen Verbrechen finden, und zum Theil für unfere 
Anficht von dem crimen vis weiter unten noch bemipen 
werden — ift nun aber für Die genannten beiden Ban 
- Deftentitel kaum dem Scheine nach darzuthun. 


| 


Nur eine Stelle koͤnnte gegen Die Richtigkeit des oben : 
Behaupteten ein Bedenken auffommen laflen, naͤmlich LB - 


6.2 h. t. (4,2): | 
Julianus ait: et eum, qui vim adhibuit debi 
tori suo, ut ei solveret, hoc edieto non tenerò, 
propter naturam quod metus causa action, 
quae damnum exigit; quamvis negari non por 
est, in legem Juliam eum de vi incidisse, € 
jus crediti omitisse. 

Sn diefer Stelle ift jedenfalls gejagt, daß phyſiſcher Zwang 

veruriacht jet, und ebenio ift unzweifelhaft ausgeſprochen, 

daß für den hier vorliegenden Fall des piychiiden 

Zwange® Das crimen vis angewendet werden koͤnne. 

Nichis deſto weniger ift aber Diele Stelle durchaus nicht 

geeignet, die Wächter’ihe Doftrin irgendwie zu flügen- 

Es kann hier nämlich an feine andere Form Des erimen 

vis gedacht werben, als an Die Des decretum divi March, 

durch weldyes Die Strafe ber lex Julia de vi privat® 
auf jede widerrechtliche Egenmacht übertragen ift- 

Daraus folgt denn auch, daß jede gewaltiame Eigen- 
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cht (gleichviel ob phyfiſch oder pſychiſch) unter Das 
men vis fallen müfle. — Dies im Auge werden wir 
jer Die obige Stelle folgendermaßen zu übertragen ha- 
1: Wenn Jemand jeinen Schuldner durch piychiichen 
rang dahin bringt, ihm eine Schuld zu berichtigen, fo 
m von der actio quod metus causa nicht die Rede 
1; dem Diele actio ift nur anwendbar, wenn ein pri 
rechtlicher Schaden nachweisbar iſt. (Bon einem fol- 
a kann aber natürlich nicht Die Rede fein, wo nur Das 
wmmen wird, was dem Nehmenden ſchon außerdem zu⸗ 
nd.) Da indefien jede widerredhtliche Eigenmacht un- 
Dad crimen vis fällt, fo werden die Beſtimmungen 
felben aud) hier, wo (noch Dazu) eine gewaltiame 
jenmacht vorliegt, gewiß anzuwenden jein. 


Durd) Die eben verfuchte Erklärung der L 12 8. 2 
. wird auch Der Geſichtspunkt feftgeftellt fein, von wel- 
m aus die Aufftellung des decretum divi Marei: ih 
n Titel Quod metus causa zu betrachten if. — Eine 
dere Erklärung biefür wird noch weiter unten verſucht 
tden. 


In dem Titel Quod metus causa finden wir alfo 
Wahrheit nichts, was einen Zufammenhang zwiichen 
m Römifchrechtlichen metus und dem crimen vis noth- 
ndig erfcheinen ließe. — Andrerfeits aber finden wir 
ch in den Titeln ad legem Juliam de vi nicht Die lei- 
te Andeutung eines Zulammenhanges mit dem metus. 


Iſt nun die Anſicht Wächter's richtig, daß das 
zeſentliche des Nömifchrechtlichen crimen vis Das 
erurſachen des pinchiichen Zwanges jei, To iſt es Doch 
indeftens auffallend, daß an denjenigen Stellen des Roͤ— 
tihen Rechts, wo von dem DVerurfachen des pinchlichen 
anges Die Rede ifl, von Dem crimen vis nicht gehan- 
et wird, und Daß da, wo Das crimen vis den Gegen- 
Archiv d. Gr. R. 1854. T. St. ($ 
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and der Behandlung bildet, des piychiihen Zwanges wi 
feiner Sylbe Erwähnung gefchieht. % 


2) Wir haben in den Pandeften zwei Titel, weile 
von vis handeln und bei denen ed als erwieſen angenom- 
men werden kann, daß dieſe Gewalt mit der Berurfachung 
eined pſychiſchen Zwanges nichts zu thun habe, fondern 
Daß bei derielben nur an phyſiſche Gewalt zu denken 
iſt. s) Diefe beiden Titel find: De vi et de vi armata 
(43, 16) und Vi bonorum raptorum (47, 8); und in 
Diefen beiden Titeln ift ein Zufammenhang mit dem cri 
men vis aufs unzmweideutigfte vorhanden. 
1.1 8.2 (43,16) Ne quid per vim admittatar, 
etiam legibus Juliis prospicitur publico- 
rum et privatorum nec non et constitutionibus 
principum. 

Zu vergleichen find mit Diefer angeführten Pandektenſtelle 

noch zwei Stellen des Eoder, nämlid : 
const. 4 C. unde vi (8, 4) Si de possessione 
fundi dejectus es, cum lege Julia vis privatae 
reum postulare potes 

und 
const. unica C. Quando vis actionibus (9, 31, 
Sic denique et per vim de possessione de 
jectus, si de ea recuperanda interdictio unde 
vi fuerit usus, non prohibetur tamen etiam lege 
Julia de vi publico judicio restituere accusa 
tionem. 


4) Daß die bloße Benutzung des Wortes vis im Titel Quod metu⸗ 
causa nichts ſagen will, bedarf wohl kaum einer Erwähnung; 
man müßte benn erade behaupten wollen, daß vis und ori- 
men vis in den Quellen des Römifchen Hechts identiſch feien- 


5) 1.1. &.3 (43,16) Hoc interdicetum non ad omnem vim perti- 
net, verum ad eos, qui de possessione dejiciuntur . . $. 9. 
ibid. Vim sine corporali vi locum non habere .. . 
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irfte nun Ducch Die angeführten Stellen ein Zufammen- 
ng zwifchen der vis des interdictum de vi und dem 
imen vis als unzweifelhaft Darzuthun fein, fo ift Das 
: Die vis des Titeld vi bonorum raptorum in glei 
7 Weile duch 1.2 $. 1 (47, 8) geichehen. Hier 
St es: 
Hoc edicto contra ea, quae vi committuntur 
consuluit Praetor; nam si quis se vim passum 
docere possit, publico judicio de vi potest 
experiri. — 

Daß wir nun aber gerade in PBandeltentiteln, welche 
ne alle Rüdfichtnahme auf etwaige pſychiſche Gewalt, 
x von förperlicher Gewalt handeln, Die unzweibeutigfte 
eugnahme auf dad crimen vis und die leges Juliae 
; vi finden, das beweift wohl hinlänglic, daß das Mo- 
ent der pinchiichen Unfreiheit nicht das Wejentlide 
dem Römi’chrechtlichen crimen vis gewefen fein koͤnne. 

3) Vielleicht kann man fogar noch einen Schritt wei- 
t gehen und wenigftend die MWahrfcheinlichfeit dafür be: 
wpten, daß die durch Gewalt verurfachte piychiiche Un- 
äbeit überhaupt niemals unter Dad crimen vis ges 
dien ſei. — Es wird hier nöthig, auf Grundjäge des 
smilchen Privatrechts zurüdzugehen. Werden nämlid) 
gend welche privatrechtliche Rechtöverhältniffe durch koͤr⸗ 
erliche Gewalt geftört, fo berührt Diefe Störung nur die 
u8 dem Rechte ſelbſt hervorgehenden Befugnifle, während 
ch mit Bezug auf das Recht felbft die Handlung des 
wingenden ald eine von Anfang an vollftändig richtige 
arſtellt. Es wird alfo in diefem Falle auch nur nöthig, 
im aus der Ausübung feines Rechtes Dejicirten in Die 
hm zuftehenden Befugniffe wieder zu reftituiren. So, 
vom Jemand durch Gewalt den Eigenthümer von jeinem 
Grundſtuͤck Deficirt, wird Das Recht Des Dejicirten an jel- 
nem Grumdflüce nicht verändert (derſelbe bleibt nach wie 

&* 
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vor Eigenthümer), wohl aber wird ihm die Moͤglichkeit 
entzogen, von feinen Eigenthumsrechten Nutzen zu ziehen. 
Diefe Möglichkeit muß dem Berechtigten wiederverfchafft 
werden, und in dem vorliegenden Falle geichieht es Durch 
das interdietum de vi. — Anders verhält fid, Die Sache, 
wenn Jemand durch Gewalt oder Drohungen gezwun⸗ 
gen wird, ein Recht aufzugeben, 3.8. eine Sache zu tra 
Diren. In dieſem Falle wird von dem Gezwungenen dad 
Recht felbft aufgegeben. 
1.5 (43, 16) Si rerum tibi possessionem vi tradi- 
dero, dicit Pomponius unde vi interdictum ces- 
sare, quoniam non est vi dejectus, qui com- 
pulsus est in possessionem inducere. 
Der menſchliche Wille ſchafft Die Rechtöverhältniffe, er 
allein ift auch im Stande, die bereits geichaffenen wieder 
‚ aufzugeben, wobei ed denn auf die Motive, welche den 
Willen beftimmt haben, nicht anfommen kann. Durch 
pſychiſchen Zwang alfo wird der Gezwungene nicht allein 
in der Ausübung der ihm aus feinem Redyte zufommenden 
Befugniffe geftört, jondern das Recht felbft wird in ſeiner 
Eriftenz verändert. Da es indefjen der Sittlichfeit wider 
Iprechen würde, follten Motive, welche in fich jelbft aller 
und jeder Berechtigung entbehren, einen nachtheiligen Ein 
fluß auf das durch Diejelben in feinem Willen beftimmte 
Individuum ausüben, fo wird lebtered Durch befondere 
Rechtsmittel gegen die Ichädlichen Folgen, welche aus jel- 
ner unfreien Willensbeftimmung hervorgehen fönnten, ge 
ſchützt. Diefen eben aufgeftellten Unterichied zwiſchen phy- 
ſiſcher und pſychiſcher Gewalt Hält das Roͤmiſche Reit 
für das Privatrecht unzweifelhaft feft. 9 — Ift es nun 
wohl anzunehmen, Daß ein Unterichied, der für das Pri⸗ 
vatrecht confequent durchgeführt wird, in Dem Criminal⸗ 





— — ——— 


6) ef Puchta, Lehrb. der Pandekten $. 384, 385. 
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rechte aufgegeben, und was im Privatrechte auseinander 
gehalten wurde, im Griminalrechte zuſammengeworfen fein 
ſollte? — Man würde wenigftend einige Berechtigung für 
fih Haben, wenn man einer joldyen Annahme nicht ohne 
weiteres beiftimmen, jondern Die Unterftügung derſelben 
duch beflimmte, als dem pofitiven Rechte entnommene 
Beweisſtellen fordern wollte. Dergleichen aber beizubrin- 
gen, bürfte wohl kaum möglich) jein. Hoͤchſtens koͤnnte 
man aus dem Titel De vi et de vi armata einzelne 
Fragmente anführen, welche beim erften Anblid eine Au- 
Bere Achnlichkeit mit Dem metus verrathen- dürften. 
L 18.29 (43, 16) Idem Labeo ait: eum qui 
metu turbae perterritur fugerit, vi videri de- 
jectum. Sed pofponius ait: vim sine corpo- 
rali vi locum non habere; ego etiam eum, qui 
fugatus est, supervenientibus quibusdam si 
li vi occupaverint possessionem, videri vi 
dejectum. 
In Diefer Stelle ift eine faliche Anficht des Pomponius 
verworfen; Denn mit jeinen Worten: vim sine corporali 
vilocum non habere wollte er offenbar denjenigen, der 
aus Furcht vor einem bewaffneten Haufen jein Grundftüd 
verlafſen, von dem Rechtsmittel des interd. de vi aus⸗ 
Ihließen. Das war natürlicy zu weit gegangen; denn ju⸗ 
riſtiſch mußte es für den Begriff der förperliihen Gewalt 
ganz gleichgültig fein, ob der Befiter Das wirkliche Deji- 
citen abwartete, oder ob derſelbe durch freiwillige Ver⸗ 
lafen feines Grundftüdes den zweifelloien Gewaltthaten 
woorfam; und daß Die Gewaltthaten wirklich zweifellos 
waren, Dad wird eben durch Die Schlußworte der Stelle: 
si illi vi occupaverint possessionem 
dargethan. — Juriſtiſch ift hier alſo von Furcht gar 
nicht die Rede, fondern es ift einzig und allein an phyſi⸗ 
ſiſche Gewalt, an die Dejektion zu denken. Freilich nur 
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unter der Borausfegung, daß das Eintreten der Gewalt 
thätigfeiten ameifello8 war, konnte das interd. de vi 
auch ohme wirffiche Dejektion gewährt werden. Hatte ſich 
darüber der quasi Deficirte getäufcht, jo hatte er feinen 
Anſpruch auf das interd. de vi: 

1.3 8.6 (43,16) Si quis autem viris armatis, 
qui alio tendebant, metu hoc deterritus pro- 
fugerit, non videtur vi dejectus, quia non hoc 
animo facerunt, qui armati erant, sed alio ten- 
debant. $. 7. Proinde et si, quum armatos 
audisset venire, metu decesserit de posses- 
sione, sive verum sive falsum audisset, dicen- 
dum est, non esse eum armis dejectum, nisi 
possessio ab his fuer occuputa. 

Natürlich! Denn wer auf einen falfchen Lärm Kin 
fine Orundftüde ohne irgend welche Veranlaffung verläßt, 
deſſen Rechte find auch in Feiner Weile verlegt, weber 
durch phyſiſchen, noch durch pinchiichen Zwang, und wo 
fein Recht verlegt ift, kann auch Fein Rechtsmittel zur 
Lsiederherſtellung gegeben werden, weder die actio quod 
inetus causa, nod) Das interdictum de vi. 

Es war alfo eine faliche Anficht des Pomponius, 
wenn er deswegen gegen Labeo auftrat, weil Diefer gemalt 
fame Dejeftion und Reftitution durch Das interd. de vi 
annahm, wenn Jemand aus gegründeter Furcht vor be 
Wahfneten Haufen fein Grunpftüd verließ. Aber gerade 
aus diefer falſchen Anficht des Pomponius können wir für 
uhfern Zwed viel fernen. Wäre es nämlid dem Roͤmi⸗ 
ſchen Rechte gleichgültig gewefen, mitunter einmal metus 
uttb eorporalis vis zuſammenzuwerfen, jo hätte nicht viel 
daran gelegen, wäre auch einmal ein Fall des wirklichen 
ihetus an Denfenigen Stellen mituntergelaufen, wo nur 
von vis corporalis gehandelt wurde. Mit Aengftlichkeit 
dermieben Dies aber die Roͤmiſchen Juriften, ja fie gingen 
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in ihrer Aengſtlichkeit zu weit und wollten ſelbſt diejenigen 
Bälle aus dem Gebiete der vis corporalis verdrängen, 
die nur den äußeren Anichein Des metus Darboten. 

In ähnlicher Weile wie 1.1 8. 29 eit. ift au J. 3 
5 h. t. zu erflären: 

Qui armati venerunt, etsi armis non sunt usi 
ad dejiciendum, si dejicerunt, armata vis facta 
esse videtur; sufficit enim terror armorum, ut 
videantur armis dejecisse. 

Die Furcht nor den Waffen reichte hin, um bewaff- 
nete Befigentiegung anzunehmen; nicht aber unter allen 
Umftänden, tondern nur dann, wenn durch Die vorgenom⸗ 
mene Dejektion dDargethan wird, daß die Bewaffneten bei 
weiterem WBiderftande ſich auch ihrer Waffen bedient ha⸗ 
ben wuͤrden. 

Faſſen wir nunmehr die bisherigen Betrachtungen zu⸗ 
ſammen, ſo hat ſich aus den Quellen des Roͤmiſchen Rechto 
ergeben: 

1) daß ein Zuſammenhang zwiſchen metus (Hervor⸗ 
bringen von unfreier Willensbeſtimmung) und crimen vis 
nicht nachgewieien werden kann; 

2) daß ein Zufammenhang zwifchen vis corporalis 
md crimen vis zweifellos ift. 

Aus dieſen beiden Punkten würde dann ſchon von 
kibft folgen, Daß die Hervorbringung des piychiichen Zwan⸗ 
ges nicht das Wefentliche bei Dem crimen vis jein 
künne, jondern Daß der piychiihe Zwang höchftens als 
an indbifferentes Moment aufgefaßt werden müßte. 
Nun wurde aber 

3) gezeigt, Daß daß NRömiiche Recht mit einer oft 
ielbſt zu weit gehenden Aengftlichfeit Die Begriffe Des me- 
tas und ber vis corporalis auseinanderhält, und da wir 

Veweiſe dafür haben, daß Das crimen vis durch vis 
sorporalis begangen wurde, jo bürfte Daraus mit Wahr: 
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fheinlichfeit abzunehmen jein, daß Erregung von piy 
chiſchem Zwange für das crimen vis nicht allein etwas 
Indifferentes, fondern au wohl etwad Unmög- 
liches geweſen ſei. Und dieſe Wahrſcheinlichkeit wird, 
wie mir vorkommt, durch einen Umſtand nicht wenig un⸗ 
terſtuͤzt. — Iſt es naͤmlich richtig, Daß Dad crimen vis 
nur durch vis corporalis begangen werden konnte, wie 
verhielt es ſich dann mit dem decretum divi Marci? 
Eigenmacht konnte natürlich auch durch pſychiſche Gewalt 
begangen werden. Wollte man daher das decretum divi 
Marci unter die Beſtimmungen des crimen vis bringen, 
fo mußte man conjequenterweife die Fälle, in denen Ei 
genmacht Durch piychiihe Gewalt begangen wurde, ent⸗ 
weder ganz ftraflos laffen, oder man mußte Die Beftim- 
mungen des decretum da wiederholen, wo von piychiicher 
Gewalt gehandelt wurde, alio im Titel Quod metus 
causa. 
Vergl. 1.13 D. Quod metus causa (4, 2). ?) 


7) Wie mißlih es ift, die Befchränfung der Willensfreiheit als 
das Wefentliche des crimen vis hinzuſtellen, dürfte übrigens 
aud daraus erfichtlich werden, was Wächter über homicidium 
und crimen vis fagt. Es foll nämlih nicht jede Toͤdtung un- 
ter das crimen vis fallen, diefes vielmehr nur dann anzuneh- 
men fein, wenn Beichränfung der Willensfreiheit bei der Toͤd⸗ 
tung flattgefunden habe. Daher fei denn auch ein homicidium, 
welches aus dem Hinterhalte und fo fehnell vollführt werde, 
daß der Getödtete zu einem etwaigen Widerſpruche nicht Zeit 
hatte, niemals ein crimen vis; und aus demfelben Grunde fei 
der befannte Mord des Milo am Clodius nicht an und für fid 
betrachtet als crimen vis aufzufaflen, fondern nur wegen bes 
Streites, der vor der Töbtung ftattfand und durch welchen Clo⸗ 
dius genügend dargethan habe, er wolle nidyt getödtet fein. 
Wegen diefes letzteren Umftandes fei denn Milo nad ver lex 
Pompeja de vi angeflagt. — Wächter hat zuerft vollfommen 
Recht, wenn er behauptet, daß an und für ſich der Mord des 
Milo am Clodius nicht die DBeranlaffung gewefen fein fönne, 
um die lex Pompeja de vi in Anwendung zu bringen (und das 
wird weiter unten nachgewiefen werden); daß aber das genannte 


\ 
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Sind nun in dem Vorhergehenden die Gründe ans 
gegeben, weswegen ber Wächter’ichen Auffafiung des 
crimen vis wohl faum beizuftimmen jein Dürfte, jo bleibt 
für Das Folgende der Aufgabe übrig, eine jelbitändige 
Anficht über Das crimen vis auszuführen. 

Dieſe bafirt zunächft gänzlich auf den durch Waͤch⸗ 
ter's Verdienſt feftgeftellten Hiftorifchen Thats 
ſachen; 8) nur hinſichtlich Der aus Dielen Thatiachen zu 
ihöpfenden criminaliftiichen Begriffe weicht fie von Wächs 
ter ab. — Als feftftehend darf ed angeſehen werden, Daß 


die erfte Veranlafiung zu den leges de vi durch die po» . 


litiſchen Parteifämpfe gegeben wurde, mit welchen die Roͤ⸗ 
miichen Ariftofraten fi) unter einander befeindeten. Bel 
den leges de vi haben wir nicht an irgend welche, etwa 
durch Egoismus Hervorgerufene Feindfchaften zu denfen, 
iondern der Grund zu denjelben lag in dem politiichen 
Barteitreiben. Es war nicht Der homo privatus A, 
der dem homo privatus B. gegenüberftand,, fondern ber 
Anführer der einen politiichen Partei befämpfte Den Der 


Geſetz die Beſchränkung der Willensfreiheit niht im Auge ger 
habt haben Eönne, das dürfte vor Allem aus Wächter’s eiges 
ner Ausführung zu entnehmen fein. Denn er felbft jagt (Ar- 
div Bd. XII. ©. 225), daß die Befchränfung der Willensfreiheit 
nicht durch die leges de vi, fondern erft durch die Thütigfeit 
der Zuriften zu einem wefentlihen Momente des crimen vis 
erhoben ſei Außerdem erfcheint es mir auch criminaliftifch nicht 
gerechtfertigt, bei der Tödtung den Fall herauszuheben, in wel- 
chem der Getörtete einen Widerſpruch gegen die Tödtung er- 
hoben, und denſelben von dem Falle zu unterfcheiden, in wel- 
chem diefes nicht gefchehen if. Sehen wir nämlich von ben 
jedenfalls vereinzelten Fällen ab, in denen der ausdrückliche 
Bille ausgeiprohen wurde, man wolle getöbtet fein, fo muß 
das Recht, zu leben, als ein folches angefehen werden, welches 
unter allen Umftänden gegen den Willen des Berechtigten ver- 
legt wird, und juriſtiſch muß es wohl ziemlich auf daſſelbe hin⸗ 
anstommen , ob der Widerſpruch wirflich ausgeforochen, ober 
ob hn⸗ aus der Natur des verletzten Rechts vermuthet wer⸗ 
muß. 


8) Archiv Bd. XII. ©. 1-47, 195—236. 
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entgegengeiegten. Dieſe vorwiegend politiiche Natur 
des crimen vis kann und nicht entgehen, wenn wir nur 
mit einem einigermaßen unbefangenen Auge Diejenigen 
Quellen lefen, weldye uns zur Beurtheilung ded crimen 
vis vor den leges Juliae de vi erhalten find. Der 
politiiche Parteikampf wird in keiner einzigen vermißt wer- 
den.) Halten wir alio dieſe Veranlaſſung zu den leges 
de vi feft, nehmen wir ferner auf den Umftand gebüh— 
rende Rüdiicht, daB alle Quellen, die und vor den Julb 
fhen leges de vi erhalten find, nur ein politiiched cri- 
men vis fennen, daß endlich auch nicht Die geringften 
Spuren Dafür nachzuweiſen find, daß in Älterer Zeit ein 
örimen vis ohne politiicdye Tendenz habe gedacht werben 
fönnen, fo wird man kaum Die Hypotheie für zu gewagt 
halten, daß das Ältere Römiſche crimen vis ein Ber 
brechen geweſen fei, welches dann begangen wurde, wenn 
Bas politiſche Barteitreiben zu Gewaltthätigfeiten führte. 
Es war alſo das crimen vis nicht ſchon dann vorhanden, 
wenn irgend weldyes Berbrechen, wie Mord, Diebftahl, 
Unzucht, auf gewaltthätige Weife begangen wurde, ſon— 
dern ed mußten dieſe Gewaltthaten hervorgegangen fein 
aus politifhen Tendenzen, fonft bildeten fie nicht das 
erimen vis. Wenn wir alio oben 1) Wächter darin 
beiftimmen mußten, daß der Mord Milo's am Clodius 
nicht ichon an und für ſich als crimen vis aufzufaflen 
fet, jo müflen wir hier hinzuſetzen, daß dieſer Mord des⸗ 
wegen unter das crimen vis fiel, weil er als Das Re 
fültat eines politifchen Parteifampfes angeiehen werben 
. mußte. , 


9) Namentli find Hier anzuführen: Cicero pro Tullio cap. IV, 
pro Milone, pro Caelio, pro Sestio; Sallust Catilinae im 
Ciceronem oratio; Asconius Scholien zur Rede pro Milone- 


10) Bgl. Anm. 7. 
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Freilich können gegen die Richtigkeit der oben aufs 
eftellten Hypotheſe — denn auf dem Geblete der Hypo- 
reie wird man fidy bei der nicht zu leugnenden Dürftig- 
it der Duellen immer bewegen müflen — mancherlel 
mgriffe erhoben werben, bie ſich freilich auch wieder nur 
t dem Bereiche der Hypotheſe beivegen würden. Wollte 
Amlic) irgend Jemand behaupten, im älteren Römiichen 
Rechte jet jede gewaltthätige Handlung ſchon als ſolche 
8 crimen vis geftraft, und es fei reiner Zufall, daß wir 
ur von denjenigen Prozeſſen Nachricht erhalten, in Denen 
ie Gewaltthätigfeiten aus politlichen Zwiftigfelten hervor: 
egangen waren, jo würde Diele Behauptung den erhal» 
enen Quellen gegenüber allerdings etwas bedenklich er 
heinen, mit Bezug auf die nicht erhaltenen indeflen nicht 
mt widerlegt werden koͤnnen.!i) — So viel darf indeffen 
vohl jedenfalls als feftftehend angenommen werden, daß 
Ne Duellen des älteren NRömifchen Rechts über crimeh 
ris einen Werbrechensbegriff enthalten, Der felbft mir Ruͤck⸗ 
icht auf feine heutige Anwendbarkeit fo eigenthümlicher 


11) Zu einer vollfändigen Widerlegung würde es nothwendig fein, 
bie lex Plotia als bie widhtigfie der leges de vi zu reflituiren, 
Daß dies eben außer dem Bereiche der Möglichkeit liegt, dürfte 
wohl nicht zu bezweifeln fein. Das Material der älteren le- 
ges de vi ift von Wächter mit einer gewiß nicht genug ans 
zuerfennenden Sorgfalt gefammelt; und doch flieht man wohl 
auf den erften Blick, daß eine Reftitution der lex Plotia unmög- 
Ih if. Selbft die lex Julia, durch die man allein zu der lex 
Plotia gelangen fönnte, ift nicht wieberherzuftellen. Es Fönnte 
dlefes nur aus den PBandeftentiteln verfudht werden; und wenn 
wir es au Sanio verbanfen (Obss. ad leg. Corn. Regim. 
1827 introd. p. VII), uns den Weg gezeigt zu haben, auf 
dem man das urfprünglide Geſetz von den Zujüben der Ju⸗ 
titen fondern kann, fo ift diefe Methode bei der lex Julia nicht 
anwendbar. Diefelben Redeformen nimlich, die ung bei anderen 
Vefetzen die Zufäge der Juriften anzeigen, werben hier auch noch 
dazu benugt, um innerhalb ber urfprünglichen lex felbft die 
Ttansferiptionen aus ter vis privata in die vis publica vor: 
zunehmen. 
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Ratur ift, daß er einer näheren Betrachtung gewiß nicht 
unwerth ifl. — | 

Am deutlichften werden wir uns den Begriff dieſes 
Verbrechens machen, wenn wir Die Verichiedenheit deſſel⸗ 
ben von anderen ähnlichen Verbrechen, namentlich) dem 
Hochverrathe und dem Landfriedensbruche, nachzuweiſen 
verſuchen. 

Geht beim Hochverrathe Die verbrecheriſche Tendenz 
weſentlich darauf hinaus, die Eriftenz des beftehenden 
Staates und feiner DVerfaffung zu negiren, fo Tann Das 
crimen vis gar nicht anders gedacht werden, als unter 
der Vorausſetzung der Anerkennung eben dieſes Staates 
und feiner Verfaſſung. Denn wer eine politiiche Stellung 
innerhalb eine8 Staated zu behaupten ſucht, kann füge 
licherweile nichts anders wollen, als den Staat felbft er 
halten und Die Inftitutionen defielben ihrem inneren Weſen 
nad) fortbilden. Darin, daß dieſes geichehen müfle, ftimmt 
er. auch mit feinem politifchen Gegner überein, er wider 
ipricht ihm nur hinſichtlich Der Art, auf welche Das ge 
meinfame Ziel herbeigeführt werden fol. Hierüber feine 
Anfichten geltend zu machen, muß nun wohl jedem Staat 
bürger freiftehen; nicht aber fann zugegeben werden, daß 
jede Meinung ſich in jeder beliebigen Weije, in jeder 
Form geltend mache, fondern ed darf das nur in der 
verfafjungsmäßig feftgefegten Form geichehen. 
Wer dieſe Form nicht achtet und auf gewaltfame Weile 
feinen Zweck durchzuſetzen ſucht, Der berührt allerdings 
nicht den Staat felbft in feiner Eriftenz (und folglich be 
geht er auch feinen Hochverrath), ſondern er verlegt nur 
eine von den Geſetzen feftgeftellte Form. Und fo wie 
Derjenige fein Dieb ift, weldyer feinem fäumigen Schuld: 
ner ohne Wideripruch die geichuldete Summe fortnimmt — 
denn er verftößt nur gegen die Form, durch welche er zu 
feinem Zwede hätte gelangen ſollen — ebeniowenig iſt ber, 
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welcher nach den Orundfägen des älteren Römiichen Rechts 
das crimen vis beging, ein Hochverräther. 

Mit dem Landfriedensbrucye des deutichen Nechts Hat 
daS crimen vis nur eine Außerliche Achnlichfeit, während 
der inneren Natur nach zwilchen beiden Berbrechen Die 
größte Verſchiedenheit obwaltet. Um dieſen Unterfchieb 
mit einem Worte zu bezeichnen: Wer dad crimen vis 
begeht, der Handelt im Intereſſe des Staates, nicht in 
jeinem eigenen Intereſſe (reipublicae causa), wer den 
gandfrieden bricht, hat allein fein Intereffe im Auge und 
verfolgt nur Diefes; ein Necht, welches ihm zufteht und 
welches der Staat ihm nicht verichaffen kann oder will, 
ſucht er fich ſelbſt zu verichaffen (der Landfriedensbrecher 
handelt propter rempublicam). 1%) — Dies. die in 
nere Berfchiebenheit beider Berbrechen; Außerlid) gleichen 
fie fich zwar — find es duch beides Kinder einer wüften 
tumultuarifchen Zeit — beide führen Raub, Brand, Tod- 
ſchlag u. ſ. w. herbei; aber dieſe Außere Aehnlichfeit darf 
und nicht verleiten, Dem Gedanken Raum zu geben, ale 
fönne etwa Das Roͤmiſchrechtliche crimen vis durch den 
deutichrechtlichen Landfriedensbruch erſetzt und jo für das 
deutfche Recht überflüffig gemacht werden. Das wird 
eben Durch Die Verfchiedenheit Diefer beiden Verbrechen un- 
moͤglich gemacht. 

-MWir Haben weder im ſpäteren Römifchen Rechte 
(ieje Andentung, welche weiter unten bewiefen werben - 
ſoll, mag hier vorläufig genügen), noch in dem Germani⸗ 


12) Der Umftand, daß bei dem älteren crimen vis häufig audy felbft- 
füchtige Zwecke verfolgt fein mögen, kann die Natur des Ver⸗ 
brechens ebenfowenig abändern, als eine Aenderung in der 
Natur des Landfriedensbruchs anzunehmen ift, wenn der Land⸗ 

-  friedensbrecher ein wirflihes Recht gar nicht hat, fondern bie 
ſes zu, Haben nur vorgiebt. Die Hinter der äußeren Erfcheinärtg 
der Handlung liegenden fittlihen Motive fönnen für die crimi- 
naliftifche Beurthellung von Feiner Bedeutung fein. ' 


78 Ueber den Begriff und die heutige Anwendbarkeit 


ichen Rechte irgend einen Verbrechensbegriff, welcher dem 
crimen vis des älteren Roͤmiſchen Rechts entipräche, und 
audy die neueren Griminalgeiege laſſen denjelben wenig: 
tens in jeiner Allgemeinheit vermiffen. Und Doch wird 
man Diefem ceriminaliftiichen Begriffe eine praftifche Bes 
deutung gewiß nicht abfprechen fönnen. Zu allen Zer 
ten, nicht nur der politiihen Aufregung, fondern auch nur 
der politiihen Regiamfeit, wird ein Parteitreiben vorhan⸗ 
den fein, und es ift dem Laufe der menfchlichen Dinge 
nad) nicht anzunehmen, daſſelbe werde immer innerhalb 
der gejeßlichen Schranken bleiben. Vielmehr find auf die 
tem Gebiete Verbrechen nicht nur denkbar, fondern es 
dürfte auch nicht fchwer werden, einichlagende Beiſpiele 
aus der heutigen Zeit anzuführen. Sehen wir von den 
nunmehr vorübergegangenen Zeiten politifcher Aufregung 
in Deuticyland ganz ab, jondern bliden vielmehr nach eb 
nem politiſch regſamen Lande, nad) England. Bon dor 
ber theilten vor nicht langer Zeit Die Tagesblätter folgen 
den Vorfall mit, der fi) in einer Fabrikſtadt ereig 
net hatte. An dem Vorabende eines MWahltages fürch⸗ 
teten die Mitglieder der einen Partei in der Minorität 
zu bleiben und ihren Gandidaten nicht Ducchbringen zu 
fönnen. Da überfielen fie in der Nacht die Wähler der 
entgegengeiegten Partei, riffen fie aus den Betten um 
fohleppten fie in denjenigen Theil der Stadt, welcher durch 
einen Fluß von dem Wahlplage getrennt war. Die ein⸗ 
zige Verbindungsbrüde wurde bejegt und fo während des 
MWahlaftes der Verkehr mit dem andern Ufer im All— 
gemeinen und folglich aud) für Die in der Nacht herüber- 
geichleppten Wähler der andern Partei aufgehoben. — 
Geſetzt dieſer oder ein ähnlicher Vorfall ereignete ſich in 
einem beutichen Staate. In Preußen würde man jelt dem 
11. Zuli 1851 allerdings $. 82 des Strafgeſetzbuches in 
Anwendung bringen. Welche gefegliche Beitimmung des 
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meinen Rechts aber hätte man wohl für dieſen Kal 
kkend machen wollen? 

Die Anwendbarkeit dieſes Älteren Römijchrechtlichen 
imen vis für Die heutige Zeit und Die wuͤnſchenswerthe 
eception Deflelben durch alle Diejenigen Gefeßbücher, 
iche Die entiprechenden Beftimmungen noch nicht enthalr 
ı, fann wohl faum irgend weldyem Zweifel unterliegen, 
Ne Anhänger der Älteren Schule werden zwar einwenden, 
m̊ ed nicht angehe, Beitimmungen des Roͤmiſchen Rechts, 
ehe in Deutichland niemals Geſehzeskraft gehabt hätten, 
e gejeglichen Geltung zu bringen. Es kann indefien 
ute nicht mehr darauf ankommen, ob ein criminaliftiicher 
griff aus Rechtöquellen entnommen ift, welche früher 
mal in Deutichland gejetliche Kraft hatten, fondern nur 
ch darauf, ob der fragliche Begriff eine criminaliftifche 
to ausſpricht. Woher er genommen, ift dann gleich 
tig. 


Es ift nunmehr die Frage zu erörtern, wie es fich 
t dem crimen vis der Pandekten verhalte, ob dieſes 
e Ratur, weldye e8 im älteren Rechte hatte, beibehalten, 
ver ob eine Veränderung der Begriffe flattgefunden habe. 

Als epochemachend in der Fortentwidelung des cri- 
em vis ericheint Die lex Julia Augusta de vi. 18) 
Bächter hat bereitS Darauf hingewieſen, daß dieſem Ge⸗ 
de eine andere Tendenz zu Grunde gelegen haben müfle, 
18 den früheren leges de vi. Auguſtus führte den Rö- 
hen Staat aus den Wechielfällen republifaniicher Barteie 
etrebungen zu den geordneten und geficherten Zuftänden 
mer monarchiſchen Verfaſſung. — So wurden die leges 
de vi der Republik überflüffig, wenigftens mußte bei Der 





18) Bel. Wächter Archiv Br. XM. ©. 217. 
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Reviſton Dderfelben der politiiche Gefichtspunft gänzlich 
aufgegeben werden. Damit wurde denn aber Das crimen 
vis felbft ein vollftändig anderes. Lag in den früheren Zeiten 
der Grund des Berbrechend in dem überreizten Ehrgeiz, 
welcher fid) an Die von den Geſetzen vorgefchriebenen For⸗ 
men nicht binden mochte, dieſelben vielmehr zur Durch⸗ 
führung politiicher Tendenzen überichritt, jo wurde nun 
mehr die Beranlaffung, aus weldyer eine Gewaltthat 
hervorgegangen, gleichgültig. Der Mord wurde z. B. 
nicht Deswegen als crimen vis aufgefaßt, weil in ihm bie 
Verletzung einer gefeglichen Form enthalten war, fondern 
weil jeder Mord, abgeiehen von allem Anderen, als. eine 
verbrecheriiche Handlung beftraft werden mußte. Betrachtet 
man die verichiedenartigen Formen, in welchen früher das 
crimen vis zur Ericheinung fam, fo wurden alle Diele 
verfchiedenartigen Erfcheinungen begriffsmäßig dadurch feſt 
gehalten, daß fie alle die Verlegungen einer durch Dad 
Geſetz vorgeichriebenen Form enthielten; nachdem man Die 
fen Gefichtspunft aufgegeben, da blieb Diefen verfchieder . 
artigen äußeren Erſcheinungen nichts weiter gemeinfam, 
als das Moment der Gewalt, durch weldye der betref 
sende verbrecheriiche Erfolg herbeigeführt wurde. Füuͤr die 
Fortentwidelung des crimen vis mußte alſo dieſes Außer 
Moment der Gewalt die Grundlage bilden. Man gab 
es auf, Die Natur des verlebten Nechts bei dem crimen 
vis in's Auge zu faſſen, man jah vielmehr nur noch auf 
die Art und Weife, in welcher irgend ein Nedyt verleht 
wurde, und nahm das erimen vis da an, wo Die Ver 
tegung auf gewaltthätige Weite begangen war.14) Freilich 


14) Den unterſchied des älteren erimen vis von den crimen vis 
ber Pandeften kann man aud in der Weiſe ausprüden, daß 
das ältere crimen vis in der Verlegung einer Form, das 
der Pandekten in der Form ber Rehtsverlegung be⸗ 
ſtanden habe. 
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n man nicht behaupten, daß das Rejultat duch Au⸗ 
tus gleich in Dem Umfange herbeigeführt wurde, in 
chem wir Daflelbe jetzt ald das Pandektenrecht anerken⸗ 
; müffen, vielmehr ift. die weitere Durchführung des von 
guſtus aufgeftellten Prinzips als ein Werk der Roͤmi⸗ 
m Juriſten aufzufafen. 15) Dieje fprechen es auch 
nz unummunden aus: 

Hoc jure utimur, ut quidquid omnino per vim 

fiat, aut in vis publicae aut in vis .privatae 

crimen incidat. (1. 152D.R. 3.) 
efe Stelle hat, wenn wir dasjenige feithalten, was 
n unter Nr. 3 gefagt ift, den Sinn, daß jedes Ber- 
Ken, ſei ed, welches ed wolle, als crimen vis auf 
aßt werden Inne, fobald bei Begehung deſſelben koͤr⸗ 
rfihe Gewalt angewendet fei. Daraus würde denn 
gen, Daß jeder Durch gewaltiame Mittel herbeigeführte 
brecheriſche Erfolg ald cerimen publicum zu betrafen, 
5 alio dad crimen vis eleftiv fonfurrirte mit jedem 
cch andere leges judiciorum publicorum hernorgeho: 
ven Verbrechen, jofern zum Thatbeftande Ddefjelben Das 
oment Der Gewalt entweder ausdrüdlich gefordert war 
er ſich daſſelbe aus der Natur des fraglichen Verbre⸗ 
ms von jelbft verftand. Es war aber fodann das cri- 
m vis ein crimen publicum, welches fubfidiariich 
erall Da eintrat, wo ein Durch körperliche Gewalt her- 
igeführter verbrecheriicher Erfolg ſich nicht als ein be- 
"dered crimen publicum herausftellte. 


) Wächter Archiv Bo. XII. ©. 225 ff. Durch das Geſetz Au- 
guftus’, welches die Beftimmungen der lex Plotia zum Theil 
aufnahm (Wächter Archiv Bd. XII. ©. 217), find ohne Zwei⸗ 
fel noch Beflimmungen der lex Plotia in den Pandeften mit 
enthalten. Freilich ift die Bedeutung derfelben eine mwefentlich 
andere geworden (vergl. das im Terte Ausgeführte). Als der: 

leihen aus dem älteren Rechte herübergetragene Beflimmungen 

ellen fich beifpielsweife dar: 1. 1, 1.3 pr., J. b pr., 1. 7 de vi 
poblica. 
Archi d. Gr. R. 1854. I. St. F 
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Daß die Natur Des verlepten Rechts bei dem 
erimen vis der Pandekten nicht im. Entfernteften in Be 
tracht kommen koͤnne, jondern Daß ed Dabei einzig und 
allein auf die Form der Rechtsverlegung ankam, 
wird wohl aufs Unzweifelhaftefte dadurch erwieien, Daß 
wir Verbrechen, welche Die verfchiedenartigften Rechte ver- 
legen, nach den Vorfchriften des crimen vis beftraft jes 
hen, fobald der rechtsverletzende Erfolg durch Gewalt her⸗ 
beigeführt wurde. So z. B. 

a. Jede Vermögensverlegung, weldye auf gewaltfame 
Weiſe herbeigeführt ift, berechtigt zur Anftellung Der aetio 
vi bonorum raptorum, 

1.2 8.9 (47,8) Damni Praetor inquit. Omnia 
ergo damna continet, et clandestina? Sed 
non puto clandestina contineri, sed ea, quae 
violentia permixta sunt. 
$. 23 ibid. Et generaliter dicendum est, 
ex quibus causis furti mihi actio competit in 
re clam facta, ex iisdem causis habere me 
hanc actionem . 
ein Sb, Der ſich übrigeng nicht allein für Das furtum im 
Allgemeinen nachweiſen läßt, fondern auch für Die einzelnen 
qualificirten Arten deflelben ; fo beifpielßweife für Den Abigeat: 
1.2 8.21 (47, 8) Si per vim abductum pecus 
incluserit quis, utique vi bonorum raptorum 
conveniri poterit. 
Nur ein Beiſpiel findet fi) meines Wiſſens dafür, dab 
die gewaltfame und Die heimliche Vermoͤgensbeeintraͤchti 
gung unter ein und Diefelbe actio geftellt find. Diele 
Stelle ift 1.3 8.4 D. de incendio, ruina etc. (47, 9 
Non solum autem, qui rapuit, sed et qui ab- 
stulit vel amovet, vel damnum dedit, vel re 
cepit, hac actione tenetur. 
Der Grund für dieſes Zuſammenwerfen des Raubes mit 
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dem Diebſtahl ift wohl in dem Zwede gerade dieſer actio 
zu ſuchen. Es follten nämlid den durch Schiffbruch, 
Brand oder auf: ähnliche Weiſe Verunglückten vor Allem 
die Dabei entwendeten Sachen zurüdgeftellt werden, es 
war alfo das Edikt weſentlich im Intereffe der Verun⸗ 
glüdten erlaffen und für dieſe mußte ed natürlich gleich 
gültig fein, ob ihnen Die Sachen heimlidy oder mit Ges 
walt entzogen wurden. — Über felbft an dieſer einen 
Stelle wird ſofort auf Die fonft beftehende Verſchiedenheit 
zwiſchen heimlicher und gewaltſamer Vermögensbeſchadl— 
gung hingewieſen: 

$. 5 ibid. Aliud autem esse rapi, aliud amo- 

veri, palam est; siquidem amoveri aliquid etiam 

sine vi possit, rapi autem sine vi non potest. 

Wir gewinnen folgendes Refultat: 

Sobald eine Vermögensbeeinträchtigung auf gewalts 
jame Weiſe begangen wird, fällt fie unter Die actio vi 
bonorum raptorum, und Diefe concurrirt eleftio mit Der 
actio furti: 

1.82 D. $. 3 de furtis (47, 2) Quum raptor 
omnimodo furtum facit, manifestus fur existi- 
mandus est. | 

1.1 D. vi bon. rapt. (47,8) Qui rem rapuit, 
et furti nec manifesti tenetur in duplum, et vi 


ante actum sit vi bonorum raptorum, dene- 
ganda est furti actio; si ante furti actum est, 
non est illa deneganda, ut tamen id, quod 
amplius in ea est, consequetur. 16) 

da es ferner feſtſteht, DaB Derjenige, der ein Recht auf 





16) Bergl. 1.49-%.7 1.90 D. de furtis (47, 2). 


- 


bonorum raptorum in quadruplum. Sed si 


tk actio vi bonorum raptorum hatte, ein gleiches auch 
das publicum judieium de vi geltend machen fonnte, 
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1.2.8.1 (47, 8) Hoc edicto contra ea, quae 
vi oommittuntur, comsuluit Praetor; nam si.quis 
se vim passum docere possit, publico judicio 
| de vi potest experiri — 

fo darf als erwielen angenommen werden, Daß jede ges 
waltſame Vermögensverlebung nach den Grundſaͤtzen des 
Pandektenrechts als erumen vis angefehen werden konnte. 17) 

b. Injurien. Es fönnen bier natürlich nur Die 
I. g. Realinjurin in Betracht kommen, welche im Roͤmi⸗ 
fchen Rechte wohl fo ziemlich in der lex Cornelia de in- 
Juriis zufammengefaßt find. 15) Daß verberare und pul- 
sare auch nach den für Das crimen vis geltenden Vor- 
fehriften beftraft werde, iſt ausdrüdlich gefagt: 

1.10 $.1 (48, 6). 

1.2 (48,7) 
und daB in Folge deſſen Der Hausfriedensbruch, Das do- 
mum alicujus vi introire, .ebenfall® als crimen vis 
aufgefaßt jet, Dürfte aus der Anwendung einer vichtigen 
Analogie wohl von feldft folgen. 

c. Unzucht wird im Römifchen Recht nad) den 
Borfchriften der lex Julia de adulteriis coercendis be 
ſtraft. Gewaltſame Unzucht indeffen (Nothzucht) fällt un 
ter die vis publica: 

1.29 $.9 (48,5) Eum autem, qui per vim str 
prum intulerit, vel mari vel feminae .... ac 
cusari posse dubium non est, quum eum pu- 
blicam vim committere nulla dubitatio sit. 
(Bergl. 1.3 $.4 (48,6). 

So jehen wir aljo Die Verlegungen von Rechten, die 

Wrer Natur nach möglichft verichiedenartig find, fammt 


17) Daß Dasjenige, was bier mit Bezug auf die Mobilien ge 
fagt ift, in gleicher Weiſe aud aut Immobillen zu en 
fei, dürfte feitfiehen aus 1.1 $.2,3 (43,16) c.4, C. (8, 4 


18) Bergl. 1.5 pr. D. de inj, et fam. lib. (47,10). 
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und fonders unter Das crimen vis fallen, wem Die Ver⸗ 
letzung auf gemwaltiame Weile geichehen ik. Daraus duͤrf⸗ 
ten Dann folgende Saͤtze abzuleiten fein: 
1. Das crimen vis der Pandekten nimmt nicht Rüde 
ſicht auf Die Natur des verletten Rechts, ſondern 
nur auf die Art der Rechtöverlekung ; 
2. Daffelbe ift gar nicht ein einzelnes beflimmtes Ber 
dredyen, fondern umfaßt eine ganze Gruppe Der 
verſchiedenartigſten Verbrechen. 


Wie verhaͤlt es ſich nun mit der heutigen Anwend⸗ 
barkeit dieſes ſo eben betrachteten crimen vis der Pan⸗ 
deften? — Eine geſetzliche Autorität darf das Verbre⸗ 
chen nicht mehr beanſpruchen; es hat keine andere Bedeu⸗ 
tung, als diejenige iſt, die es ſich ſelbſt durch ſeine 
criminaliſtiſche Vernuͤnftigkeit zu verſchaffen im Stande iR. 

Laßt man ein Verbrechen zu, Defien Weſen darin be- 
ſteht, daß ein vedjtöverlegender Erfolg auf gewaltfame 
Weife herbeigeführt wird, fo muß man confequenterweife 
dieſem Verbrechen der Gewalt ein anderes gegenüber 
fielen, deſſen Weſen Darin befteht, daß irgend ein vet 
brecheriſcher Erfolg auf heimliche Weile herbeigeführt 
iſt. Man Hätte dann ein Syftem des Eriminalrechts auf 
geftellt,, welches aus nicht mehr als zwei Verbrechen be- 
Rinde, näntlih aus dem der Gewalt und Dem der 
Heimlichfeit. Den Vorzug der Einfachheit koͤnnte man 
emem ſolchen Syfteme allerdings nicht abſtreiten, e8 würde 
aber dieſer eine, nod) dazu etwas zweifelhafte Vorzug auch 
wohl der einzige bleiben. 

An dieſer Stelle Tann nicht gut außer Acht gelaflen 
werden, daß. ein f. g. Begriff der formalen Verbres 
ben fih in unfere criminaliftifchen Syfteme Eingang zu 
sihaffen gewußt Hat. - 
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Bei Feuerbach 19) finden’ fi die formalen in- 
nerhalb der jogenannten vagen Verbrechen, weldye in 
materiell und formell vage Verbrechen eingetheilt wer: 
den. Dieſe Feuerbachiiche Eintheilung dürfte indefien wohl 
nicht mehr anerfanmt werden, weil überhaupt der Begriff 
der vagen Verbrechen auf irgend welche Bedeutung kei⸗ 
nen weitern Anſpruch zu machen hat. 20) 

In neuerer Zeit bat Abegg 2!) den Begriff‘ der for 
malen Verbrechen zur Bildung eined criminaliftiichen Sy⸗ 
ftemd herangezogen. Er verfteht unter formalen Verbre⸗ 
hen Diejenigen, welche felbft ohne Rüdjicht auf einen be 
+ flimmten Gegenftand des Angriffs, auf einen beftimmten 
Erfolg, ſich lediglih durch ihre Form durch die dem 
Rechte und Gelege entgegengeſetzte Handlungs weiſe has 
takterifiren. Als ſolche formalen Verbrechen feien denn im 
gemeinen Rechte bezeichnet: Gewalt Wis) und Betrug, 
dalsum). 

"Richtig iſt in Diefer Darftellung Abegg’s jedenfalls, 
daß er das Weſen Des Römiichen crimen vis nicht in 
die Natur Des verlehten Rechts, jondern in Die Art der 
Rechtöverlegung geſetzt hat; und es ift auch jedenfalls feht 
richtig gefühlt, wenn er dieſem Verbrechen Der Gewalt 
ein anderes, naͤmlich den Betrug entgegenſetzen wollte 
Unrichtig dürfte indefien Folgendes fein: 

1. Abegg glaubt in dem Betruge ein Verbrechen 
zu haben, welches dem Römiſchrechtlichen crimen vis it 
der Weile entipräche, Daß, io wie Diefed alle gewalt: 
famen Rechtsverletzungen umfaßte, der Betrug alle heim: 


19) weg Mittermater 14. Ausg. des Feuerbach’fchen Lehrb. 
S. XXIX. 


20) Bergl. Mittermaler zu Feuerbach Zuſatznote zu $. 161 
und zu $. 3 


21) Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft 1836. 5.184. 
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lien in fi aufnehme. Der Betrug, menigftens fo weit 
ee ſich gemeinrechtlich begründen läßt, umfaßt nicht heim⸗ 
liche Tödtung, nicht heimliche Unzucht, nicht heimlichen 
Hochverrath, nicht heimliche Injurien, und Doch fallen alle 
dieje Verbrechen, jobald fie gewaltiam begangen werden, 
unter Das crimen vis. Dieſer Gegenſatz zwiſchen cri- 
men vis und Betrug wäre aljo fchon nicht ausreichend, 
jelbR wenn Abegg Recht hätte, daß das Weſen des Ber 
truged in der Form ber Redhtöverlegung und nicht in der 
Art des verlegten Rechtes liege. Aber auch Diefe Anficht 
dürfte fich wohl kaum halten lafien. Denn der Betrug, 
wie Derielbe aus den Quellen des gemeinen Rechts nach⸗ 
zuweiſen ift, hat ein ganz beftimmtes Objekt der Rechts⸗ 
verlegung, nämlid, das Vermoͤgensrecht; und Die Aus⸗ 
drüde „Betrug“ und „betrüglicherweife handeln” find für 
das Criminalrecht durchaus nicht identiſch. 

2. Wenn Abegg die Verbrecdjen eintheilte, je nach⸗ 
dem fie gemwaltiam oder heimlich begangen find, fo Tonnte 
er den formalen Verbrechen nicht mehr die materia- 
len gegemüberftellen. Denn es dürfte ſich wohl unter 
Abegg's materialen Verbrechen Feind nachweiſen laffen, 
welches nicht entweder gewaltiam oder heimlich begangen 
würde. War alfo einmal eingetheilt in Gewalt und Ber 
trug, ſo waren nothwendigerweife in dieſen beiden Ver⸗ 
brechen alle materialen Verbrechen als Unterarten mit 
enthalten. Was aber jubordinirt werden mußte, durfte 
nicht coordinirt werben. 

3. Endlich iſt aber die Aufſtellung eines Begriffes 
der formalen Verbrechen überhaupt nicht zu rechtfertigen. 
dedes Verbrechen erfordert eine Rechtsverletzung, denn Ver⸗ 
brechen ift eben Die Negirung des Rechts, nicht aber eine 
veſenloſe Form. Dielen Gedanken wird auch Abegg, 
der fichtlich ein Anhänger der Hegel’ichen Rechtsphllofsphie 
M, gewiß nicht beftreiten, und die Verlegenheit, welche 
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daraus eniftand, daß ein Berbrechen in einem Enfteme, 
welchem man die Natur des verlegten Rechts als prin- 
cipium divisionis zu Grunde legte, feinen Platz nicht 
finden konnte, hätte vielleicht eher Dazu führen jollen, die 
Srrationalität dieſes Verbrechens zu erkennen, ald daß man 
den Begriff des Verbrechens überhaupt verleugnete, Daß 
man Verbrechen conftruirte, deren Weſen in der Form 
der Rechtöverlegung läge. Denn ohne daß- ein Recht ſelbſt 
verlegt wird, ift der Begriff des verbrecheriichen Unrechts 
ebenjowenig denkbar, als der Begriff des Unrechts über 
haupt. — 

So lange allerdings die Pandekten auch ald Crimi⸗ 
nalgefegbuch in Deutichland galten, war man auf feinen 
Fall berechtigt die Beftimmungen derfelben Deswegen zu 
verwerfen, weil in denielben eine eriminaliftiiche ratio nicht 
anzuerkennen war. Es waren einmal die Beftimmungen 
über crimen vis Geſetz, und der Richter hatte nicht das 
Recht, Diefe Beftimmungen deswegen zu_veriverfen, weil 
fie nicht vernünftig waren. — Heute ift das freilich an- 
derd. Das Verhältniß, in dem wir heute zum Roͤmi⸗ 
ſchen Rechte ftehen, berechtigt und vollfommen, Diejenigen 
Verbrechen deſſelben zu verwerfen, denen wir ein richtiges 
eriminaliftiiches Fundament abfprechen müflen. Daß dies 
bei dem crimen vis der Fall fei, dafür glauben wir in 
dem VBorhergehenden einige Gründe beigebracht zu haben - 
Und fo dürften denn auch die neueren Eriminalgefebücher, 
welche fämmtlidh ein crimen vis nady dem Borbilde ber 
- Bandelten nicht aufftellen, vom Standpunkte der Wiſſen⸗ 
haft aus vollkommen gerechtfertigt ericheinen. 

Wenn nun nichtödeftomweniger einzelne Criminaliſten 
dieſe Lüde der neueren Eriminalgefegbücher für eine be 
Dauerliche erklären, fo ift e8 wohl anzunehmen, daß die 
ſes Bedauern nur aus praftifchen, nicht aber aus 
wiſſenſchaftlichen Rüdfichten entftanden fei. Schein 
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bar ift allerdings der praftifche. Nuten des crimen vis 
der Pandekten nicht unbedeutend. Denn der Sap 1. 152 
R. J.: 
Hoc jure utimur,' ut quodcunque per vim fit, 
aut in vis publicae aut in vis privatae crimen 
incidat, 0 
würde wohl feine gewaltſame verbrecheriſche Handlung 
denken laſſen, durch welche Der urtheilende Richter in Ver⸗ 
legenheit geſetzt werden koͤnnte. Iſt ſie doch jedenfalls 
entweder vis publica oder vis privata. Doch jo prak—⸗ 
tiich bedeutiam auch immer Das crimen vis ericheinen 
mag, es ſcheint nur; einen reellen Gewinn vermag daſ—⸗ 
ſelbe auch nicht einmal der Praxis zu bringen. 

Bor Allem ift Die weite Ausdehnung, welche Das 
crimen vis im Römifcyen Rechte vermöge des Dort gel⸗ 
tenden Anklageprozeſſes haben Eonnte, heutzutage in feiner 
Weife mehr zu behaupten. Stand es damals dem Ans 
Häger frei, ob er bei Mord, Raub, Nothzuht u. 1. w. 
diefe einzelnen Berbrechen in's Auge faflen oder ob er 
jeine Anflage auf das allumfaflende crimen vis baftren 
wollte, fo fällt heutzutage Das crimen vis bei allen Den; 
jenigen gewaltſamen Verbrechen fort, welche in dem cris 
inaliftiichen Syſteme ihren Platz bereitd gefunden haben; 
md Da dieſes bei den meiften und wichtigften der Fall 
fein bürfte, jo fönnte das crimen vis höchftens noch die⸗ 
jmigen Berbrechensarten umfaſſen, die man bisher für zu 
unbedeutend hielt, ald daß man einige Mühe darauf hätte 
verwenden mögen, ihnen den geeigneten Platz im Syſteme 
wit Rüdficht auf Das durch fie verlegte Recht nachzuwei⸗ 
en. Kommen nun dergleichen Vergehen in der Praxis 
wirklich einmal zur Beftrafung, ſo dürfte das einzig ratio- 
nelle Auspilfsmittel Die Anwendung der Analogie fein: 
das namenlofe Verbrechen wird dadurch derjenigen Fa⸗ 
ie zugewieſen, mit welcher es feiner ganzen Natur nad 
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die größte Verwandtichaft zu haben ſcheint; und auf dieſe 
Weile Dürfte auch kaum eins von denjenigen Verbrechen, 
für welche Wächter Das crimen vis anwenden. will, 
ungeftraft bleiben. Beiſpielsweiſe mag dies an einzelnen 
derfelben nachgewiefen werden: 

Denjenigen, der einen Andern einſpertt, ohne den 
Thatbeſtand des plagium im Uebrigen zu erfüllen, will 
Waͤchter nad den Vorſchriften des crimen vis beſtraft 
wiffen. — Yür Die .Beurtheilung des Falles wird es in 
deſſen gar nidyt gleichgültig fein, ob das Einiperren nur 
Dazu geihah, ‚um eine Freiheitdentziehung zu bewirken 
(denn bier würde man nad) der Analogie ded plagium, 
in weldyem Die reiheitdentziehung das weientlichfte und 
hauptſächlichſte Moment bildet, ftrafen müflen), oder ob 
die widerrechtlihe Einſchließung nur einen gefährlichen 
Schuldner ficher ftellen (e8 würde Dann der Geſichtspunkt 
der widerrechtlichen Eigenmacht maßgebend jein) ober .nur 
Schimpf und Aerger veruriachen tollte (ed wäre dam 
felbftverftändlich Die actio injuriarum anzumenden). 

Derjenige, der an einer Frauensperion unzüchtige ge 
waltſame Berührungen vornimmt, ohne indefien Das stu- 
prum jelbft zu ‚begehen, wird, je nachdem er entweder 
eine Befriedigung der MWolluft in feinem Handeln fand 
oder nur beleidigen wollte, entweder nad) Analogie de 
stuprum, oder nad) Analogie der Injurien zu beftrafen 
fein. 

Wird Jemand gezwungen, einen falihen Wechfel zu 
indoffiren, fo wird die auf gewaltfame Weile entftandene 
Zahlungsverbindlichfeit es rechtfertigen, wenn man die 
Analogie Der concussio anwendete. — 

In ähnlicher Weile würde man nun aud) vielleicht 
mittelſt der Analogie bei anderen Verbrechen und Verge⸗ 
ben ſelbſt ohne Die Huͤlfe des crimen vis zum Ziele ge 
langen. — Freilid Hat man gegen ein ſolches Berfahren 
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bereitö den Einwand erhoben, es ſei zu gefährlich, den 
Richter bei Der Beftrafung auf die Analogie zu verweifen, 
— Diefen Einwand fönnten wir vielleicht am einfachften 
damit zuruckweiſen, Daß fi) kaum etwas Gefährlicheres 
denfen laffe, als nad) falſchen Prinzipien, wenn auch 
auf eine der Empirie bequeme Weile zu ftrafen. Aber 
angenommen, ed jei Die Analogie fo fehr gefährlich, Daß 
fie um jeden Preis vermieden werden müßte, wird Denn 
dur) das cyimen vis die Gefährlichkeit der Situation 
irgendwie vermindert? Ein beflimmter Name wird al- 
lerdingd gewonnen, unter dem man fidy indeflen einen be 
fimmten Verbrechensbegriff Ichwerlich wird denken Eönnen. 
Und wie fieht ed nun vollende mit der Beftrafung Des 
einzelnen Falles aus? Das Römiichrechtliche Strafen- 
ſyſtem findet in Deutichland fchon längſt Feine Anwendung 
mehr und vor Allem find Die durch Das Römiſche Recht 
feftgefegten Strafen für das crimen vis (Berbannung 
und Confiscation des dritten Theiles des Vermögens) feit 
Jahrhunderten durch die Praxis befeitigt. Statt deſſen 
find arbiträre Strafen eingetreten, nicht etwa in der Weiſe, 
daß der Richter feinem arbitrium nur innerhalb eines be- 
fimmten Strafmaßes hätte Raum gewähren fönnen, jons 
dem die Praris vindieirte fich für die Beftrafung des 
erimen vis ein in's Unendliche gehende arbitrium. 
Carpzov 3.2. läßt für Das crimen vis alle zwifchen- 
zeitiger Freiheitsſtrafe und Todesſtrafe liegenden Straf 
ten und Strafmaße zu, und ich wüßte nicht, Daß jpätere 
Juriften Die Grenzen dieſes Arbitriums weſentlich einges 
Kränft Hätten. Unter folchen Umftänden ift es nun aber 
in der That nicht einzuiehen, wie Durch das crimen vis 
die bei der Beftrafung nad) Analogie etwa hervorgehende 
Gefahr befeitigt werden koͤnnte. Im Gegentheil, fte ift 
mr noch in erhöhtem Grade vorhanden. Straft Der Ridy- 
tee nad) der Analogie, fo hat er fich bei Der Beſtrafung 
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doch wenigftens an diejenigen Prinzipien zu halten, welche 
für die Beftrafung des Verbrechens aufgeftellt find, nad 
defien Analogie er eben ftraft; hält er ſich aber an das 
crimen vis, fo hat er feinen andern Haltpunft, als fein 
eigenes Gewiſſen oder feine eigene Willkuͤr. 


Fafſen wir nunmehr die gewonnenen Refultate zw 
fammen , fo find Diefelben in der Kürze folgende: 

1. Die Quellen des älteren Römiichen Rechts wei⸗ 
fen ein crimen vis nad), deſſen Begriff nicht nur der cri- 
minaliftifchen ratio entipricht, fondern ſich auch als braudy 
bar für die Bedürfniffe der heutigen Zeit darftellt. 

2. Dieſes crimen vis des älteren Rechts ift nicht 

in die Bandekten übergegangen. Vielmehr ift 
| 3. Das crimen vis der Pandekten von ber Akt, 
daß daſſelbe weder den Anforderungen der Wiſſenſchaft 
genügt, nod) auch von irgend weldyem praftiichen Nuten if. 


Zum Schluffe dieſer Abhandlung ericheint es erfor 
derlich, denjenigen Berbrechensbegriff, welchen Wächter 
als Roͤmiſchrechtliches crimen vis Hingeftellt hat, in fer 
ner felbftändigen Berechtigung zu prüfen. Wächter Sept 
denjelben folgendermaßen auseinander: 2°) „Das crimen 
“ vis wird nur Durch Diejenige rechtöwidrige Gewaltanwen 
dung gebildet, Durch welche Die perfönliche Freiheit verlegt 
und dem MWiderftrebenden ein fremder Wille als Norm 
aufgedrungen werden fol. Auf Diefe Weife erhält es ei 
nen beftimmten Gegenftand, wird in den Mitteln beftimmt 
und ebenio auch im nächften Erfolge der Handlung. Das 
eigentlich Unbeftimmte bei ihm ift ber Endzweck be 


N 
33) Archiv Dh. XIU. ©. 382 ff. 
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Ihäters, Dasjenige, was berielbe durch Die Beichränfung 
der Freiheit der Perſon erreichen will. Worin dieſes auch 
beftehen mag, das Verbrechen ift in fi) immer crimen 
vis, da feine Natur nicht erft Durch einen bejonberen, auf 
andere Rechtöverlegungen gerichteten Zweck bes Verbre⸗ 
herd, sondern durch jene Beeinträchtigung der Willens» 
freiheit fich beftimmt. Dieſes Verbrechen aber noch weiter 
zu beichränfen, hiefuͤr dürfte weder in den deutſchen Ger 
jepen, noch in Der Natur der Sache irgend ein Grund 
liegen. 

E3 kann zwar allerdings Fälle geben, in welchen Die 
Verletzung des Rechts auf periönlicye Freiheit bloß Das 
Mittel bildet, um eine andere verbrecheriſche Rechtöverlegung 
auszuführen. Hier wird man unterfcheiden muͤſſen: Liegt 
hier Die ganze Rechtöverlegung bloß in dem perjönlicyen 
Zwange, ift fomit, fobald man ſich das Merkmal dieſes 
Zwanges hinwegdenkt, Feine Rechtöverlegung mehr vor 
handen, ober bildete Die perjönliche Gewalt einen weſent⸗ 
lichen Beftandtheil Der ganzen Rechtöverlegung, wie fie in 
concreto vorliegt, fo daß Die hezwedte Nechtöverlegung 
gerade eben in der Ausführung und Beendigung der gans 
sen Gewaltthat befteht: fo kann hier von einer Eoncurrenz 
mehrerer Verbrechen nicht Die Rede fein. Es kann dann 
die Handlung entweder nur ald Verbrechen der Gewalt: 
thätigleit oder als jenes Dritte Verbrechen aufgefaßt und 
beftraft werben. Beim Accufationsprozeffe würde hier Der 
Ankläger die Wahl haben, welchen Weg er als den fiches 
teen einfchlagen wollte. Beim Inquifitionsprozefle Dagegen 
dat der Richter die Pflicht, die Strafbarkeit des Inquiſi⸗ 
tm vollftändig und in ihrer höchiten Ausdehnung zu ers 
mitteln, und hier müßte Daher der Richter die Handlung 
nad) dem firafbarften Gefichtspunfte, fo weit fich Diefelbe 
erweilen läßt, behandeln und beftrafen. Ein Beifpiel hier 
für dürfte eine Durch perjönliche Gewalt abfichtlich bewirkte 
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Toͤdtung bilden, ferner perjönliche Gewalt, durch welche ein 
Hodjverrath ausgeführt werben ſoll. Ift hier die Toͤdtungs⸗ 
abficht, Die Hochverrathsabſicht erweisbar: jo wird beim Ins 
quifitionsprozeß der Richter das Verbrechen als Tödtung, als 
Hochverrath aufzufaffen haben. Die Gewalt bildet hier bloß 
einen Theil des Thatbeftandes des ichwereren Verbrechens, 
niht aber ein für ſich beftehendes zweites Werbrechen 
Laßt fich aber jene Abficht nicht erweiſen, 10 hat der Rich 
ter das Verbrechen bloß als crimen vis aufzufaffen und 
zu beftrafen, weil hier die criminelle Gewalt e8 allein ift, 
welche in Betracht fommt und das Wejen des vorliegen 
den Verbrechens beftimmt. “ 

Es wird gewiß nur mit Danf anerkannt werben, 
dag Wächter darauf. aufmerkſam gemacht Hat, wie Die 
Berlegung der menichlichen Willensfreiheit als ein bejon- 
deres Verbrechen aufgefaßt werden muͤſſe. Denn das 
Objekt dieſes Verbrechens ift ſo wefentlich von dem aller 
anderen Verbrechen verichieden, Daß dadurch die ganze Na 
tur des Verbrechens jelbft eine durchaus eigenthümliche 
werden muß. Wer die menchliche Willensfreiheit angreift, 
der verlegt dasjenige Recht des Menſchen, worauf feine 
ganze juriftiiche Perjönlichkeit beruft, und aus Diefem 
Grunde werden wir ein derartiges Vergehen gewiß nicht 
zu den leichteren rechnen können; und wenn Die für daſ—⸗ 
jelbe beftimmte Strafe dem eben ausgeiprochenen Gedan⸗ 
fen vielleicht nicht gleichfommen follte, io hat das feinen 
Grund wohl nur darin, daß da, wo die Willensfreiheit 
allein verlegt wird, Die Gefährlichkeit Der Handlung eben 
nicht bedeutend ericheint, weil doch auf alle Fälle nur ein 
vorübergehender Zuftand der Unfreiheit herbeigeführt wird. 

Diefe Verlegung der Willensfreiheit des Menſchen 
als eine befondere Art der Injurien zu bezeichnen, Dürfte 
vielleicht um fo weniger Bedenken haben, ald wir wenig- 
ſtens eine Stelle des Römifchen Rechts anführen koͤnnen, 
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in welcher das Berurfachen eines pſychologiſchen Zwanges 
einer Injurie gleich geachtet wird: 
1.15 8.1: D. (47,10) Si quis pulsatus quidem 
non est,, verum manus adversus eum levatae 
et saepe territus quasi vapulaturus, non ta- 
men percussit, utili injuriarum actione’tenetur. 
Iſt es nun aber einerjeitd gewiß gerechtfertigt, wenn 
man Berlegungen der menichlichen Willendfreiheit als bes 
tondere Vergehen auszeichnet, fo darf man das Verbreche⸗ 
riihe, welches in einer foldhen Handlung liegt, auch ges 
wig nicht da überjehen, wo Die Beeinträchtigung der 
Millensfreiheit fih nur als ein Mittel anderer, weiterer 
verbrecheriicher Zwecke darſtellt. Und Hier glaube ich 
Wächter nicht beiftimmen zu dürfen, wenn er in Fälle, 
wo durch periönlidhe Gewalt Tödtung oder Hochverrath 
ausgeführt wurde, außer der Tödtung und dem Hoch⸗ 
verrathe nichts weiter beftraft wiflen will. Denfen wir 
uns folgenden Fall: Der A. hat den. durch pſychiſchen 
Zwang dahin gebracht, eine Perſon zu tödten, C. dage⸗ 
gen hat. eine andere Perſon felbft getödter, ohne irgend 
welche Gewalt vorher an einer andern Perſon verübt zu 
haben. U. fowohl als €. follen geftraft werden. Iſt 
Waͤchter's Anſicht richtig, daß bei einer durch perfön- 
lihe Gewalt begangenen Tödtung nur Diefes legtere Ver: 
brechen und zwar Deswegen beftraft werden dürfe, weil es 
den ftrafbarften Gefichtspunft darbietet, fo wären Die bei- 
den eben angeführten Fälle hinfichtlih der Strafbarfeit 
ganz gleich geftellt und die perfönliche Gewalt, welche in 
dem erfteren derjelben noch außer Der Tödtung begangen, 
würde ungeftraft bleiben. Ein folches Verfahren dürfte 
aber mit den Anforderungen der Gerechtigkeit wohl kaum 
vereinbar fein. Wollte man nämlich Die perjönliche Ge- 
walt da ftraflos laſſen, wo ſich Diejelbe als bloßes Mittel 
wm weiteren verbrecheriichen Zwecken herausftellt, jo muß 
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man conjequenterweife auch diejenige Tödtung ungeftraft 
laffen, welche nur als Mittel 3. B. der Bermögensbeein- 
trächtigung angewandt wurde. Wächter würde aber 
freilich in Diefem alle nicht Die Bermögensbeeinträdhti- 
gung, jondern die Tödtung als das ſchwerere Verbrechen 
beftraft wifien wollen. Indeſſen dürfte Das Deswegen 
nicht möglich fein, weil ja Tödtung gar nicht beabfichtigt 
war, fondern vielmehr Vermögensbeeinträchtigung; letztere 
darf alfo bei der Beftrafung in feiner Weile außer Acht 
gelaffen werben. 


Mächter hat gewiß vollfommen Recht, wenn er be 
hauptet, ed fei fein concursus delictorum in denjenigen 
Fällen vorhanden, in welchen durch Amvendung perjönlicher 
Gewalt ein weitered Verbrechen begangen wurde. Soll nam- 
lid) ein concursus delictorum gedacht werden koͤnnen, 
jo muß audy eine Mehrheit der verbrecheriigen Willens⸗ 
beftimmungen gedacht werden fönnen. Bei einem einheit 
lichen dolus ift concursus delictorum nicht Ddenfbar, 2?) 
vielmehr werden fich Diejenigen Fälle, in denen bei ein 
heitlicher verbrecheriicher Willensbeftimmung Der Außer: 
Erfolg mehrfache Rechtöverlegungen enthält, entweder ald 
fortgefegte oder ald zuſammengeſetzte Verbrechen 
ausweiſen. Unter letzteren, glaube ich, Fann man paffend 
alle diejenigen Verbrechen zujammenfaffen, bei Denen dad 
eine Verbrechen nur ein Mittel zur SHerbeiführung des 
andern abgab. Als solche zufammengefegte Verbrechen 
laſſen fih 3.8. die Tödtung durch Brandftiftung, Die Be 
raubung durch Tödtung, die Unterichlagung durch Urfum 
denfälfchung auffaffen. Und denfelben Geſichtspunkt wer 
den wir auch für Die mittelft periönlicher Gewalt begam 


23) Der f. g. conc. deliet. idealis iſt eben nur in der Idee, nicht 
aber in der Wirklichkeit ein concursus delictorum. 
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genen Berbrechen feithalten müflen. Dabei dürften denn 
folgende Fälle unterfchieden werben: 

1. Iſt nichts weiter begangen, als perfönliche Ges 
walt, d. 5. befteht der Thatbeftand des Verbrechens in 
einem Reden, Uengftigen, welches ſich felbft Endzweck ift, 
jo liegt ein einfaches Vergehen vor, welches eben feiner 
geringen Gefährlichkeit wegen eine befonders ftrenge Strafe 
nieht erfordern wird. 

2. Wurde derfelbe Zuftand pſychologiſcher Unfrei⸗ 
heit durch Körperlihe Dualen herbeigeführt, jo liegt be 
reitö ein zufammengejebtes Verbrechen vor. Denn fowohl 
die Realinjurie, wie auch Die pfochifche Unfreiheit werden 
in dieſem Falle Momente für die Strafbarfeit abgeben. 

3 Wird piychiicher Zwang Dazu angewandt, um 
einen weiteren verbrecheriichen Erfolg zu erzielen, fo liegt 
ein zufammengefehtes Verbrechen vor, deſſen Momente 
einerſeits durch den piychiichen Zwang, andererfeitd durch 
den weiteren verbrecherifchen Erfolg gebildet werden. 

4. Wird endlich pfyihiiche Gewalt angewendet, um 
einen Zuftand der Unfreiheit herbeizuführen, mittelft deſſen 
ein weiteres Verbrechen vollendet wurde, fo liegt in Diefem 
Tale ein aus drei Momenten zufammengeiehtes Verbre- 
hen vor, und alle drei werden bei der Strafzumeſſung in 
Betracht zu ziehen jein. 

Am deutlichften dürfte fich der Unterfchied Diefer zu— 
ſammengeſetzten Verbrechen von dem concursus delicto- 
rum zeigen, wenn man auf den Verſuch der Derbre- 
hen Rücklicht nimmt. Der concursus delictorum läßt 
eine einheitliche Verjuchshandlung nicht zu, wenn auch bei 
demielben mehrere Verfuchshandlungen unter einander und 
mit vollendeten Verbrechen Eonfurriven Fönnen. Ein zus 
ſammengeſetztes Verbrechen hat Dagegen immer nur ei- 
nen verbrecheriichen Verſuch und dieſer wird Dann aud) 
als Verſuch dieſes einen zufammengejebten Berbrechend zu 

Archiv 9. Cr. R. 1854. I. Et. G 
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firafen fein. So z. B.: Hätte Jemand das unter Nr. 4 
angeführte zufammengeiegte Verbrechen beabfichtigt, wäre 
aber nur bis zur wirklichen Ausführung der Realinjurie 
gekommen, fo würde in Diefem Falle nicht Die vollendete 
Realinjurde, fondern der Verſuch des zufammengefetten 
Verbrechens zu ftrafen jein, denn Die Abficht des Inju⸗ 
riirenden ging ja über die Injurie weit hinaus. 


IV. 
Ueber bie 


erfolgung einer Beleidigung durch die Erben bed 
Beleidigten. 


Bon 
dem Herrn Appellat.-Rathe Dr. Schwarze 
zu Dresben. 


Das römische Recht, deſſen Anwendbarkeit in der 
ehre von den Injurien, troß der verfchiedenartigen Be⸗ 
andlung der Injurienklage in Dem gemeinen Rechte und nach 
m heutigen Nechtsanfichten, nicht völlig ausgeichloffen 
t,!) anerkennt, daß 

a) der Erbe Die von dem Erblaffer erhobene Inju⸗ 
imflage fortftellen Tönne, 2) 

b) der Erbe die dem guten Namen des bereitd ver- 
trbenen Erblafjerd zugefügte Injurie rigen fönne, 3) 

c) gewiſſe Perſonen Die anderen, mit ihnen in einem 
heſtinmten Berhältniffe ftehenden Perſonen zugefügten In 
jutien rügen können. *) 


I) Heffter, Lehrb. d. Strafrechts $. 296. Anm. 2. 3. Feuerbach, 
Lehrb. und Mittermaier 8.271 ff. Wächter, Lehrb. 8. 151 ff, 
Abegg, Lehrb. $. 287 ff. 

2) Temme, Beiträge 3. Preuß. Strafrecht ©. 105 ff. und die vor: 
ſtehend angezogenen Kehrbücher. 

3) et, Abegg im Arch. f. d. Erim. Recht. Jahrg. 1844. 

.461 ff. 


t) Nittelbare Injurien. — Bol. bef. Wächter a. a. O. u. Weber, 
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Der Sag unter a. beruht auf dem allgemeinen 
Orundfage, daß Klagen, welche ohne das Norhandenfein 
einer eigentlichen Vermögensverlegung auf Ahndung einer 
bloß periönlichen Kränfung gerichtet find (actiones vin- 
dictam spirantes), auf und gegen die Erben nicht über: 
gehen. Bon der Injurienflage — welche in dieſer Sin 
fiht fih von den Klagen aus den übrigen Privatdelicten 
weſentlich unterſcheidet — wird in fr. 2. $. 4 de collat. 
(vgl. noch Gaj. IV. 8.112. — $. 1. Inst. IV.12) aus: 
drüdlich geiagt: magis — vindictae, quam pecuniae 
habet persecutionem und in pr. 13. pr. de injur. be 
flimmt: Injuriarum actio neque heredi neque in he- 
redem datur. Dagegen tritt bei unfrer lage, wie bei 
allen an ſich in Betreff des Mebergangs befchränften Kla— 
gen, Der active und paſſtve Uebergang ein, 5) fobald bei 
Lebzeiten der Parteien Die Litisconteftation erfolgt war. 9 
Im Allgemeinen müffen wir Daher annehmen, Daß der 
Erbe Die dem Erblaffer bei Lebzeiten deſſelben zugefügte 
Beleidigung nicht rügen Fonnte, wenn der Beleidigte die 
Klage nicht bereit erhoben. 


Der Sag unter b.. wird in mehreren Stellen des 
Römiſchen Rechts anerfannt. Es wird Die der Ehre des 
Perftorbenen zugefügte Kränkung als eine gleichſam dem 


über Injurien und Schmähfchriften. Abth. J. S. 191 ff. (Aufl. 
M.). Bol. nod Sagemamn, Beiträge 3. Erl. d. Badiſch. 
Strafg. Bd. J. ©. 76. K. przuß. Allg. Landrecht II. 20. 
$. 567, 568. Komme. Kritif des K. Preuß. Entw. Bd. IL 
©. 224 fi. 


5) fr. 13. pr. de injur. 


6) Keller, Litisconteftation und Urtheil ©. 166 ff. Francke, Er⸗ 
laͤuter. ‚einzelner Rechtsmaterien S. 42. 43. in Verb. mit Heff⸗ 
ter, a. a. O. F. 311. Anm. 9. Für das deutſche Recht wür- 
den wir das Moment der mitgetheilten Klage ſubſtituiren. 
Frande und beffter a. a. O. 
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Erben ) widerfahrene Beleidigung und dieſer als ver 
pflichtet angefehen, Die Ehre feines Erblaſſers zu verthei- 
digen. 8) Muß man hierbei zugeftehen, daß das Roͤmiſche 
Recht, in richtiger Würdigung des hier zugleich maßgeben- 
den füttlihen Punktes, den Erben als denjenigen, welcher 
den Erblaffer in allen Richtungen Hin vertritt, zum R&- 
her der beleidigten Ehre des Verftorbenen auftief, jo folgt 
zugleich Daraus, Daß nicht ſowohl die Rückſicht auf Die 
vermögensrechtliche Einheit Des Erben und des Erblaffers, 
als vielmehr die Rüdfiht auf Die Pietät, welche der er- 
ftere dem lebteren Ichuldet, ihm dieſes befondere Recht 
verichaffte. Es hat daher das Römische Recht dem Sohne, 
felbft wenn er nicht. Erbe feined Vaters geworden, bie 
Befugniß gegeben, wegen Verlegung der väterlichen Grab⸗ 
ftätte zu klagen, indem das Geſetz nod) bemerkt, ) Daß 
diefe Klage, welche nur auf eine Beftrafung und Ger 
nugthuung gerichtet fei, nicht ald eine Einmifchung in eine 
Erbſchaft und die vermögensrechtlichen Verhaͤltniſſe derfel- 
ben angefehen werben duͤrfe. Auch ift bereitd von Abegg 10) 
mit gewohnter Sorgfalt und Umficht gezeigt worden, daß 
diefe Berechtigung des Erben und Verwandten in der 
Auffaffung des Rechts der Bamilie und der Verwandt⸗ 
ihaft, welche dem Roͤmiſchen Rechte eigenthümlich ift, 
wurzelt. . 

Das Römiiche Recht geftattet gewiflen Perſonen, die 
Anderen zugefügten Injurien ftatt derfelben zu rügen. 11) 


7) Dicendum est heredi quodammod ° „actanı injuriam (fr. 1. 


$. 6. de injur.). Abegg, a. a.O. ©.4 

8) Semper enim heredis interest, —* existimationem pur- 
gare fr.1. 8. 6. cit. 

9) Bgl. fr. 10. de sepulero violato in Verb. mit fr. 20. $. 5. 
de acquir. vel omitt. hered. 

u) Crim. Archiv a. a. O. 

"0) Heffter und Wähler, a. a. O. Weber, be Injurien und 
Schmaͤhſchriften. Abth. ©. 194 ff. (Aufl. U. 
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Das Roͤmiſche Recht fragt Hierbei nicht, 12) ob Die Inju⸗ 
die auch eine Ehrverlegung für den Kläger enthalte 
(eigentlich mittelbare Injurie), jondern findet in der ſtren⸗ 
gen häuslichen Verbindung und Gewalt eine gemigende 
Rechtfertigung der Vorſchrift, 13) Daß das Familienhaupt 
Die Berlegungen der Ehre feiner Untergebenen nicht mr 
als gejelicher Vertreter derſelben, ſondern auch ald Ber 
legungen jeiner eignen Ehre, da er Die Ehre der Familie 
zu wahren und zu erhalten Bat, 14) verfolgen fönne. 

Die neuen deutſchen Gefeggebungen ftimmen unter 
ſich in den hier angedeuteten Punften nicht durchgängig 
überein. Insbefondere find Die Fragen, ob und inwieweit 
Jemand die einem Dritten widerfahrene Beleidigung in 
. eignem Namen und ob der Erbe die dem Rufe des Erb- 
laſſers zugefügte Kraͤnkung verfolgen dürfe, nicht gleidy 
mäßig beantwortet worden. 

Der römiich rechtliche Begriff der Injurie, als einer 
abfichtlichen rechtswidrigen Kränfung der bürgerlichen Per 
ſönlichkeit, muß auch jet als der maßgebende betrachtet 
werden, dafern wir ihm, in Confequenz der Auffaffung 
der Injurie im Deutichen Rechte, nur noch die Modifica⸗ 
tion beifügen: iniofern ſich der Verletzte nad) der Anficht 
der Staats- und Standed-Genoffen an jeiner Ehre gefränft 
fühlen Fann.15) Zeigt fich in dieſer Auffaffung auch mehr 
das Anerfenntniß einer außerhalb der Perſon des Ber: 
legten liegenden Rüdficht, al3 wir es bei den Römern fin 


12) fr. 1. $. 3. de injur. — fr. 15. $. 24. ibid. 
13) sl noch Mittermaier, in Weibke's Rechtslexicon Bb. V 
. 893. 





14) const. 2. Cod. de injur. — fr. 1. 6.5. de injur. 
15) a0 alter, . d. Injurie, im N. Archive d. Crim. Rechts 


V. S. 343 und bei. Heffter, d. Begriffsverfchiedenheit d. 
sim. N deutſchen Injurie, ebendaſ. Jahrg. 1839. ©, 237 ff. 
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den, welche dem Begriffe der Injurie eine mehr objective 
Beftimmung, in unmittelbarer Beziehung auf die Perſon 
des Verletzten ımd ohne weitere Beachtung der öffentlichen 
Anſicht über Die Kränfung, gaben, 16) jo macht ſich auch 
andrerfeitö in der prozefjualen Behandlung der Injurie 
immer noch und mit voller Entichiebenheit Der rein fubs 
jecive Geſichtspunkt geltend. 

Das römiiche Recht gewährte dem Beleidigten einen 
Eriag für Die erlittene Injurie Durch eine Gelbfumme, 17) 
zu deren Abentrichtung an ihn der Beleidiger verurtheilt 
wurde. Keineswegs ward jedoch der Anſpruch auf die 
leßtere als ein Vermoͤgensrecht, welches etwa mit Dem 
Delicte gleichzeitig erworben wurde, angeſehen, da man 
die Klage ausdruͤcklich ald eine actio vindietum spirans 
bezeichnete und den Uebergang des Slagerechtd auf Den 
Erben ausſchloß. 

Mir fönnen Die Beibehaltung der römifchen Injuriens 
Hage ebenjowenig, ald Die Behandläng der Injurien im 
Wege des Eivilprozejles billigen. 18) 

Die römiiche Injurien- Klage beruht auf einem in 
dee Neuzeit aufgegebenen Syfteme. Bei aller Anerfens 
nung der befondern Stellung und Berechtigung des Bers 
letzten bei dieſer Vergehens-Art ift es Doc immer unpafs 
ſend, eine Genugthuung dem Beleidigten durch eine Ver⸗ 
moͤgens⸗Bereicherung zu gewähren. 19) Der Verluſt an 
ungefränfter Ehre kann nicht durch einen Gewinn am 





16) Heffter, a. a. O. 


17) Die Unterſchiede der praͤtoriſchen Klage und der Klage ex L. 
fönnen bier übergangen werben. Bgl. noch Heffter, 


18) Im K. Sachſen ift die Injurienflage bes gemeinen Rechts bes 
reits im Jahre 1712 aufgehoben worden. 


19) Die deutfchen Reötennfihten find mit folder Auffaftung unvers 
einbar. ‘Henke, Gefch. d. deutfch. peinl. R ©. 18. 
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Vermögen ausgeglichen und Die Beziehung auf Die Staatd- 
gewalt, welche wir bei jeder Strafe ald nothwendiges Er⸗ 
forderniß betrachten, nicht durch den Hinweis auf Die dem 
Derlegten durch das Geſetz gewährten befonderen Ber- 
günftigungen bejeitigt werden. Das Römifche Recht ver- 
fuhr bei feinem Syſteme der Privatdelicte confequent, als 
e8 die Injurie in der gedachten Maße behandelte; — Das 
heutige Recht ift inconjequent, wenn es hier Das Roͤmiſche 
Recht beibehält, deſſen Syftem es im Uebrigen aufgege 
ben hat und aufgeben mußte. oo . 

Noch weniger läßt fi) Die Behandlung im Wege des 
Eivilprozefles rechtfertigen. 29) Die Formen dieſes Pro: 
zefles find unpafiend, wo es fid) um ZJuerfennung einer 
"Strafe handelt. Eine Strafe bleibt die Genugthuung für 
den Beleidigten aber felbft dann noch, wenn man Diefem 
die Taration der Ehrenfränfung überläßt und die Strafe 
von dem Beleidiger dem Beleidigten gezahlt wird. Selbft 
das Römiſche Recht, wie bemerkt, fieht in dieſer Klage 
feinen vermögensrechtlichen Anfpruch, ſondern macht ben 
Uebergang auf die Erben von der Litisconteftation abhän⸗ 
gig. Die Gründe zu dieſer letztern Beſtimmung paffen 
nicht mehr für unfer heutiges Recht. 2) Wir würden mit 
gleihem Rechte auch Den Uebergang der Injurienflage ge: 
‚ gen die Erben (ded Beleidigers) mit der Litisconteftation 
annehmen müffen, wie es das Römifche Recht, in Eonfe 
quenz feines Grundgedankens, ganz richtig gethan hat. 2%) 


20) Vgl. dagegen Art. XVI. des Einf. Gef. 3. K. Pr. Str. G. B. 
21) Vgl. noch Coceiji, jus controvers. tit. de injar. Quaest. 21 sg. 
22) Tale judicium in heredem transfertur, quale defunctus suscepit. 
Bol. noch Hier Weber, a. a.O. S. 103. 104. 108. Frande, a. a. O. 
S. 56 ff. — Lauterbach, de action. injur. recantat. $.27 will 
fogar die Erben des Infurianten zur Leiſtung des Widerrufs 
2c. verurtheilen. — In Sachen wurde ausprüdlih durch das 
Mandat v. 1712 die Fortftellung gegen die Erben des Beleidi⸗ 
— wegen der, Entſchädigung der Realinjurien nad: 
affen. 
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Den Injurianten trifft eine öffentliche, Dem Erlaffe und 
überhaupt der Privatwillfür des Injuriirten nicht mehr 
unterworfene Strafe. Die Kraͤnkung des geiftigen Cuts, 
das wir Ehre nennen, — dieſes bejondere, dem Roͤmiſchen 
Rechte weniger zufagende Moment der jegigen Auffaffung 
der Injurie — kann nicht der Taration durch den Ders 
legten behufs der Vermehrung jeines Vermögens überlaffen 
werden. 23) Deffenungeachtet hat man die befondere jub- 
jetive Richtung der Ehrverlegung dadurch aud) bei der 
Strafe noch zur Geltung fommen laflen, *%) daß man eine 
Genugthuung unmittelbar dem Verletzten Durch die Ab⸗ 
bitte, Den Widerruf ıc. 25) und neuerdings an Stelle der⸗ 
felben durch Abichrift des Straferfenntnifles gewährte und 
hierdurch den befondern und eigenthümlichen Charakter Der 
Injurie, Dur) welchen fie, ſich von andern Vergehensarten 
untericheidet, anerkannte. Berner ift Hier zu berüdjichtigen, 
daß man nicht mehr, wie früher, 2) die Abficht des In- 
jurianten als ein befonderes Moment des Tihatbeftandes 
bervorhebt, vielmehr hier die Rüdlicht auf Die allgemeine 
Volksanſicht dergeftalt enticheiden läßt, Daß eine nach Dies 


23) Vgl. insbef. hier v. Kettenader,, das Verbr. der Ehrverletzung 
(1839) S. 99. v. Arnold, über Befchränfung sc. der Injurien- 
Hagen (Erlangen 1851) ©. 55 ff. Die Württ. Gefeßgebung 
läßt neben der Klage auf öffentliche Beftrafung nach Art. 17 
des Geſetzes über die privatrechtl. Folgen der Verbrechen ıc. 
v.5. Sept. 1839 die Aftimatorifche Injurienklage noch zu. Vgl. 
übrigens hierüber v. Wächter, Archiv f. d. civiliſt. Praxis 
Br. XXI. ©. 77. 


24) Nur infoweit koͤnnte man noch von einer Cumulation einer öffentl. 
und einer PBrivat:Strafe fprehen; — die Cumulation läßt fi 
im Uebrigen auch gemeinrechtlich nicht rechtfertigen. 


35) Vgl. noch Heffter. $. 308. not. 2. 


26) Das Preuß. Landrecht Th. V. Tit. 20. $. 538 ift auch in diefem 
Bunfte der getreue Abdruck der damals herrfchenden Rechts⸗ 
anföjauung. Bol. über daſſelbe Jarcke in Hibig’s Zeitfhrift 
Heft 35. S. 49 und Mittermaier im N. Archive d. Crim. R. 
Bd. XUL ©. 508. 
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fer für ehrverlegend zu betrachtende Handlung ichon an 
fi) den dolus des Handelnden in fidy faßt?”) und Daher 
das Recht auf Ehre und Achtung bei feinen Genoflen in 
den Vordergrund ftelt. Auch hierdurch wird das bejons 
dere Recht des Injuriirten und Die rein perjönliche Bezie- 
hung deſſelben zu dem Publikum anerkannt. — Weiter 
gelangt in Betracht, daß die Injurie nicht nur auf Ans 
trag unterjucht wird, fondern auch mehrere Gejeßgebuns 
gen 28) gerade hier die außerdem beichränfte Rüdnahme 
des einmal geftellten Antrags begünftigen und fie bis zum 
Straferfenntniffe geftatten. Es wird hierdurch anerfannt, 
Daß bei dem Vergehen der Injurie nicht blos gewiſſe ju- 
ftiz- politiiche Gründe die Ausübung des, Strafrechts des 
Etaated von dem Antrage des zunädft Verlegten abs 
hängig machen, sondern daß fogar die nunmehr vom 
Staate eingeleitete ftrafrechtliche Verfolgung durch Den 
Widerſpruch des Injuriirten wieder aufgehoben werben 
kann. Man macht ſonach die Fortftellung der Unter 
ſuchung ‚durchgängig von der Willkür des Verlegten ab 
bängig und anerkennt die fortdauernde rechtliche Geltung 
des beionderen Intereffes des VBerlebten. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen ftellen wir und 
die Frage: Ift der Erbe zur rechtlichen Verfolgung einer 
dem Erblafler zugefügten Beleidigung befugt! — Wit 
fteHen Diele Frage fo allgemein, weil wir zugleich den Fall 


— 


27) Der Beweis des dolus hat hier nichts Beſonderes. Wächter, 
a. a. O. 8.154. Heffter, a. a. DO. $. 302. Mittermater in 
Weiske's Rechtslexicon, a.a.D. ©. 894. Abegg, Lehrb. $.296. 
Keitenader, a. a. O. S. 5 ff. Die frühere civilrechtliche Ver: 
folgung der Injurie, bei welcher der animus injuriandi al# 
Theil des Klaggrunds aufgeftellt wurde, führte zu feltfanen 
Anfichten bei dieſem Punkte. 


28) 3. B. die K. Preuß. Geſetzgebung (Str. G. B. Art. 160 u. 
343.). Gegen diefe Beftimmung erflärte fich insbeſ. Temme 
in f. Beiträgen ©. 125 und in f. Kritik des Entw. a. a. D. 
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in das Auge faflen, wo dem Erblaffer bei deſſen Rebzeiten 
eine Beleidigung zugefügt worden if. Dieler Fall kann 
ſich io geftalten, Daß der Erblaſſer den Strafantrag geftellt 
bat, vor der Enticheidung aber geftorben ift, oder daß er 
den Antrag nicht geftellt Hat, möglichermeite aber aud) von 
der Beleidigung (Verlaumdung) nichts erfahren hatte. 

Die Frage ift anders zu behandeln, ald die wegen 
des Klagerechts der Erben in Betreff der einem Berftors 
benen zugefügten Beleidigungen. Weder daraus, daß bie 
Geſetzgebung ein ſolches Klagerecht den Erben zugefteht, - 
kann ein Schluß für die Bejahung der Frage, noch dars 
aus, Daß fie es ihnen verweigert, ein Schluß gegen Die 
Bejahung abgeleitet werden. Man kann den Verwandten 
das Recht zur Rüge der dem Rufe eined Verwandten zus 
gefügten Kraͤnkungen zugeftehen und dennoch ihnen Das 
Recht zur Kortftellung einer auf Antrag des Erblaffere 
eingeleiteten Unterjuchung verweigern. 

Nehmen wir zunäcft den Kal, daß der Beleidigte 
die zugefügt erhaltene Beleidigung gerügt hat, jedoch vor 
Beendigung der Unterjuchung geftorben ift. Welche Gründe 
laſſen nun dafür ſich anführen, Daß man dem Erben Das 
Recht zur Fortftellung der von dem Erblaffer erhobenen 
Injurienflage gewährt? 

Der Beleidigte Ipricht durch die Stellung des Straf 
antrags das beflimmte Verlangen nach einer Genugthuung 
durch Das Gericht aus, und es ift, wenn fchon ihm aud) 
nachher Die Rüdnahme des Antrags geftattet wird, nicht 
m vermuthen, Daß er ihn zurüdgenommen haben würde. 
Dieſe Erwägung würde für die Zuläffigfeit einer Fort: 
Rellung der Unterfuhung nach dem Tode des Belei⸗ 
digten ſprechen. Nicht minder läßt ſich für fie anführen, 
daß, wenn gleich der Beleidiger Durch den Tod des Ber 
ledigten infofern in eine ichlimmere Lage geräth, als nun- 
mehr er eine Rüdnahme des Antrags durch Widerruf 
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oder fonft zu erwirfen nicht mehr im Stande iſt, er den 
nody auf eine jolche Rüdnahme feinen erzwingbaren An- 
forudy Hatte und daß die Strafe, weldye durch Das ftraf- 
gerichtliche Erfenntniß nur ausgefprochen wird, durch Das 
Vergehen felbft bereit verwirft war, jonach auch die 
Strafe, weldye ihn trifft, von einer ferneren, durch ben 
Tod des Beleidigten etwa unmöglid gewordenen Erklaͤ⸗ 
rung oder jonftigen progeffualen Handlung deſſelben gan 
unabhängig ift und der Tod des DBeleidigten auf fie und 
die Strafbarfeit des Vergehens überhaupt nicht rückwir⸗ 
fen fann. 

Deffenungeachtet fprechen fehr erhebliche Gründe für 
die Anficht, Daß Die erhobene Injurien-Rüge mit dem 
Tode des Beleidigten jofort erliicht. 

Das Recht auf Ehre ift ein unveräußerliches, der 
Perſon felbft anhängendes und Daher nur mit ihr denk 
bares Recht. Mit dem Tode erliiht dieſes Recht, in 
welches eine Succeſſion nicht ftattfindet. Es ift fein ver- 
mögensrechtliche8 Interefie, das fich an dieſes Recht 
knuͤpft. — Der Beleidigte verlangt, indem er den Straf 
antrag ftellte, eine Genugthuung, deren Zweck nicht bloß 
die Beftrafung des Injurianten, ſondern zugleich Die Wie 
derherftelung der durch Die Injurie verlegten Achtung iR, 
welche der Beleidigte unter feinen Mitbürgern genießt und 
beaniprucht. Dieſes ganze, auf der Stellung des Belei— 
Digten in der bürgerlichen Gefellichaft beruhende WVerhält 
nis fallt mit der Eriftenz des DBeleidigten von felbft weg, 
und ed kann der Legtere nicht durch eine Fiction, gleich 
als ob er noch am Leben fei und Rechte ausüben könne, 
als nod) vorhanden angejehen werden. — Die Unterfuchung 
ift ferner fortdauernd von der Zuftimmung des Beleidig⸗ 
ten abhängig, mit feinem Widerfpruche fällt fie. von felbft 
zufammen. Dieje Zuftimmung fann ebenfowenig wie ber 
Widerſpruch vermuthet werden. Sie iſt Daher nicht vor 
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handen und mit ihrem Mangel auch die Bedingung 
der Fortſtellung aufgehoben. — Die Privatgenugthuung, 
ein wejentlicher Bunft des Straferfenntniffes, kann einem 
Berftorbenen nicht geleiftet werden. Schon Diefe Unmöge 
lichkeit zeigt Die Unthunlichfeit einer Fortſtellung, welche 
in ihrem Zielpunfte theilweije vefultatlos bleiben muß. 
Man Hat hier an die Stelle des Beleidigten Die Erben 
tubftituiren wollen und beftimmt, Daß auf den Antrag 
derjelben dem Andenken des Berftorbenen Die Öenugthuung 
geleiftet werde. 2) Diele Subftitution enthält einen Wis 
deripruch, da bier, wie gedacht, von einem vermoͤgens⸗ 
rechtlichen Beftandtheile des Nachlafjes feine Rede iſt. — 
Will man eine Fortitelung nad) dem Tode zulaffen, fo 
muß man entweder die Erben aud) zur Nüdnahme 
bes Antrags ermächtigen, oder Die Unter: 
fuhung nunmehr von Amtswegen fortgehen 
laifen und beendigen. Beide Aushilfen führen zu 
Schwierigkeiten. In Betreff der erfteren Maßregel ift 
wiederholt daran zu erinnern, Daß das Recht auf den 
Steafantrag ein hoͤchſt perfönliched if. Der Dritte kann 
in die Ausübung deſſelben nicht eintreten. Weiterhin find 
ihm Die Rüdlichten, welche den Erblaffer zur Stellung 
des Strafantrags bewogen, möglicherweile fremd, jeden⸗ 
falls aber für ihn nicht in gleicher Maße Beitimmungs- 
gründe, wie fie es für den Erblaffer waren. Deſſen⸗ 
ungeachtet fol der Dritte über Die Ausübung des Rechte 
anderweit, vielleicht im ganz entgegengejegten Sinne, ald 
in dem des Berechtigten, Disponiren. In welche eigens 
Kümliche Lage geräth ferner 3.8. der Vormund des Un- 
windigen, deſſen Vater eine Injurien-Rüge erhoben hatte, 
wenn er über Die Kortftellung derielben fich entiihließen 
ſoll. Soll z.B. in dem Falle, wenn der Großvater jeine 


29) Allg. Preuß. Landrecht IL. 20. $. 606. 
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Schwiegertochter denuncirt hatte, nady dem Tode deſſelben 
ber Ehemann der legten die Demmeiation fortftellen? 
In Betreff der zweiten der obgedadyten Maßregeln ift zu 
erinnern, daß mit einer Yortführung von Amtöwegen der 
Grundgedanke, von welchem das Geſetz bei der Frage 
über Die Unterjuchung und Beftrafung von Injurien aus: 
geht, geradezu bejeitigt wird. ine folche Verwandlung 
einer auf Antrag eingeleiteten Unterſuchung in eine von 
Amtswegen zu führende Unterſuchung ift wenigftend ba, 
wo nicht blo8 die Kinleitung von Dem Antrage ab- 
hängig ift, iondern auch Die Fortitelung mit dem Wider 
ſpruche des Antragftellerd beendigt wird, eine juriftifdhe 
Unmöglichkeit. 3) Was würde übrigend gerade in einem 
toldyen Falle mit der Privatgenugthuing werden? 

Die geftellte Frage macht ſich auch in Betreff der 
Koften geltend. Wil man, eintretenden Falls, wenn der 
Denunciat lodgeiprochen wird und die Denunciation als 
grundlos ſich Darftellt, den Erben des Denuncianten auch 
Die nad) deſſen Tode aufgelaufenen Koften zur Laſt Iegen, 
jo muß ihnen auch eine Wahrung ihres Intereffeß bei der 
Fortführung der Unterſuchung und conjequent Dann Das 
Recht der Rüdnahme des Antrags geftattet werben. Man 
fann nicht jagen, Daß hier nur eine nothwendige Folge 
des auf Antrag des Erblaſſers eingeleiteten Verfahrend in 
Frage jei, mithin Der Erbe, welcher Die Koften einer un⸗ 
erheblichen Rüge feines Erblaſſers zu tragen verpflichtet 
werde, nur für Die Solgen einer von ihm in vermögend 
rechtlicher Beziehung zu vertretenden Handlung feines Exb- 
lafiers -einzuftehen habe. Denn der Erblafler würde zur 
Rüdnahme des Antrags befugt geweſen jein. Sonach 
würde Die Verpflichtung des Erben, dem gleiches Recht 
nicht zufteht, ſich weiter exftreden, als fie, eintretenden 


30) Vgl. dagegen Temme-, aı a. D. 
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Hals, für den Erblaſſer gegangen jein würde. Wir nehs 
men vielmehr an, Daß der Erbe, wenn die Rüge ald uns 
erheblich fich darftellt, für Die bis zu dem Tode des Erb: 
laſſers aufgewendeten Koften aus dem Nachlaſſe haftet, 
Daß Dagegen eine weitere Verpflichtung ohne gleichzeitige® 
Recht zur Rüdnahme des Antrags unzuläffig jein würde. 
Die bis zur Zeit des Todes des Erblafferd aufgelaufenen 
Koften Hat der Angefihultigte, wenn Die ihm beigemeffere 
Beleidigung bereits zur Genüge beicheinigt ift, Dagegen der 
Erbe, wenn die Unwahrheit oder Doc) Unerheblichfeit Der 
Rüge ausreichend bereits feftfteht, zu übertragen. Iſt wer 
bee Das Eine noch das Andere conftatirt, fo wird Der 
Richter allerdings, jo weit nöthig, zu Diefem Behufe noch 
Erhebungen vornehmen koͤnnen und hiernach Die Koften- 
frage enticheiden. Einem völlig gleichen Verfahren begeg- 
nen wir in den Ländern des fehriftlichen Prozeſſes in dem 
Falle, wenn der Angeichuldigte vor dem Schluffe der Un- 
terfuchung verftorben ift und Die Frage, ob der Nachlaß 
jur Uebertragung der Koften verpflichtet ſei, entfteht. Auch 
bier können, foweit nöthig, zur Entſcheidung dieſer Frage 
Erhebungen noch vorgenommen werden, dafern nicht, im 
Falle Die Sache zweifelhaft ift, Die Staatskaſſe es vorzieht, 
ohme Weiteres von einer Beiziehung des Nachlaffes Ab- 
wiehen und Die Koften zu übernehmen. — Uebrigens vers 
ſteht es füch von jelbft, Daß hier, wo dergleichen vermögend- 
techtliche Intereffen in den Vordergrund treten, den Erben 
(nicht den Verwandten, welche nicht Erben geworden find) 
die geordneten Rechtsmittel in Bezug auf Die Koften-Frage 
nachzulaſſen find, 2) wie in den Ländern Des. gemeinen 
Prozeſſes auch nicht beftritten wird. 

Kann der Erbe die dem Exblaffer bei Lebzeiten Def: 
jelben zugefügten, aber von dieſem nicht gerügten Injurien 


3) Bol. noch K. Saͤchſ. Entw. e. Str. P. O. Art. 99 ff. 
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verfolgen? — Wir verneinen dieje Frage und zwar auch 
in dem Falle, wenn der Erblaſſer bei ſeinen Lebzeiten von 
der Injurie feine Kenntniß erhalten hatte. Wir verneinen 
fie ohne Unterfchied, ob die Geſetzgebung die Injurien 
Klage noch zuläßt oder nicht. — Das Recht zur Denun⸗ 
ciation ift, wie wir oben gezeigt haben, ein höchft perfün- 
liches, Das feineswegs Fraft des Geſetzes ſchon auf Die 
Erben des Berechtigten übergeht. Es ift Fein Beftandtheil 
der Erbichaft und Das Recht auf Ehre überhaupt ein um 
veräußerliches Recht. 22) So wenig wir [nady der richii- 
gern Anficht 33)] eine Eeifibilität des Klagerechts zugeftehen 
werden, jo wenig kann aud) hier von einer Trandmiifton 
auf die Erben die Rede fein. Hierzu kommt, Daß Die jub- 
jective Auffaffung der (an ſich ehrverlegenden) Thatſache 
Seitens des Betroffenen, insbefondere in Hinblid auf das 
etwa zwiichen ihm und Dem Urheber dieſer Thatjache ftatt 
findende perjönliche Verhältniß, gerade bei den Injurien 
vorzugsweije enticheidet und Diefelbe Thatſache nach Dielen 
Beziehungen bei dem einen als ehrverlegend, bei bem 
- Andern nicht als ehrverlegend ſich darftellen wird. ‘Diele 
Nüdjichten find dem Dritten fremd und für ihn nicht maß 
gebend. Er würde leicht eine Handlung ded Dritten ald 
Snjurie auffaffen und rechtlich verfolgen, wo der Erblaffe 
an eine ſolche Auffaffung nicht gedacht Hat. 3%) Hatte der 
Erblaſſer vor feinem Tode Kenntniß von Der Injurie er 


32) Cicero orat. pro Caecina cap. 12 in fine: actio enim inju- 
riarum non jus possessionis assequitur, sed dolorem immi- 
nutae libertatis judicio poenaque mitigat. 


33) Müblenbrud), b 8 d. Ceſſion der Forderungsrechte (Aufl. 
II.) $. 25. 


34) Wir finden —* Einfluß ſubjectiver Auffaſſung oft auch in der 
richterlichen Entſcheidung über die Frage, ob eine Handlung 
als Injurie zu betrachten fei, indem der Richter, nah der 
Grundlage feiner Entſcheidung befragt, eben nur auf den Aus: 
ſpruch feines eignen Rechtsgefühls fich beruft. Vgl. Ketten 
ader a. a. O. S. 4. 
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halten, ohne fle zu rügen, fo liegt fogar Die Vermuthung 
ſehr nahe, daß er fle überhaupt nicht rügen wollen. Denn 
wenngleich vielleicht zu der Zeit, als er ftarb, Die Ver 
jaͤhrungsfriſt noch nicht abgelaufen war und ihm Daher 
zur Anbringung der Rüge noch einige Zeit zugeftanben 
haben wuͤrde, fo kann doch Die Thatfache, Daß er Die In 
jurie noch vor Ablauf der gedachten Frift gerügt haben 
würde, nicht ald gewiß vorausgefegt und auf Diefe Vor⸗ 
ausfegung hin ein außerdem unzuläffiges Strafverfahren 
für zuläffig erklärt werden. Das Recht erlofch, wie jedes 
andere nicht transmiflible Recht, mit dem’Tode des Bes 
rechtigten, zu Defien alleinigen Gunſten e8 eingeführt war. 
Ebenſowenig würden wir Den Bruder des Chemannes nach 
dem Tode des letztern für befugt erklären, einen, Diefem 
überdies vielleicht befanmt geweſenen Ehebruch der Ehefrau 
defielben wider dieſe behufs crimineller Beftrafung zur An- 
jeige zu bringen. Selbft wenn der Erhldfer die Denun- 
ciation bereitS präparirt oder 3.3. einen Auftrag zur Er⸗ 
bebung der Denunciation im Teftamente oder auf fonft 
welche Weife ertheilt haben follte, würde das BVerhältniß 
fi) nicht ändern. 35) Denn, felbft abgeiehen von der 
Frage, ob er mit Ausübung eines lediglich an feine Pers 
jon gefnüpften Rechts einen Andern für die Zeit, wo er 
nicht mehr am Leben und mithin fein Recht felbft erlofchen 
fein würde, beauftragen konnte, fo mag eine foldye Erflä- 
tung immer noch nicht der Einreichung der Denunciation 
gleichgeftellt werben, da nur exit dieſe Die von dem Geſetze 
anerfannte Willenserklärung ded Injuriirten enthält und 
nur in Diefer Form Das Verlangen nad) Genugthuung von 
dem Geſetze beachtet wird, auch die Annahme nicht aus- 


35) Darin feßt aber 3. B. Roßhirt, Geſch. u. Syſtem d. deutſchen 
Strafrehts Bd. V. S 267 einen Unterfchieb. 


Archiv d. Er. R. 1854. I. St. ö 
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geſchloſſen if, Daß der Injuriirte von der Einreichung ber 
Denunciation noch abgefehen haben würde. 2%) | 


Was nun Die rechtliche Verfolgung der in Bezug auf 
den guten Ruf eines Verſtorbenen verübten Injurien an⸗ 
langt, fo kann ohne Weitered zugegeben werden, daß ein 
fireng juriſtiſches Moment für Die Zulaffung einer folchen 
Derfolgung durch Die Verwandten oder Erben wohl kaum 
aufzufinden fein dürfte. Das Recht auf Ehre ift ein um 
übertragbares, lediglich der Perſon anhaftendes Recht. 
Der Todte fühlt feine Handlung als einen Schimpf feiner 
Ehre mehr und erleidet aus einem Schimpfe durchaus 
feine Nachteile. Dennoch fprechen naheliegende juſtiz⸗ 
politifhe Gründe dafür, das Andenken der Verſtorbenen 
auf Anrufen der Familie zu fchügen. Die Kränkung, 
weldye durch &ine Berunglimpfung des Andenfens Des 
Berftorbenen der Familie des Lettern zugefügt wird, Tann 
möglicherweile fo ſchwer Diefelbe treffen, als ob fle einem 
ihrer lebenden Glieder zugefügt worden wäre. Es ift ein 
ganz natürliches, im fittlichen Gefühle und in der Pietät 
gegen verftorbene Verwandte begründetes Verlangen, den. 
. guten Namen des Berftorbenen und mit ihm eine theure 
Erinnerung an ihn in der Familie, fowie in dem Publ 
kum vor den Berunglimpfungen Dritter, die vielleicht bet 
feinen Lebzeiten zu feig, als Calumnianten aufzutreten, 
jest ungeftraft ihre Bosheit zu befriedigen hoffen, ficher zu 


36) Die Württemb. Praris nimmt an, daß der Erbe auch zur De 
nunciation der bei Lebzeiten des Erblaffers dieſem zugefügten, 
ihm aber unbefannt gebliebenen Injurien berechtigt fei (Huf 
nagel, Kommentar Bd... ©. 221 ff.). Noch weiter geht das 
Badiſche Str. G. B. $. 316, welches ven Verwandten (ohne 
die Erben zu erwähnen) das Recht ertheilt, an der Stelle des 
Beleidigten aufzutreten, wenn er, ohne bie Anklage erhoben zu 
— — geſtorben oder ſonſt gehindert geweſen iſt, die Anklage 
elbſt zu erheben. | 
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fielen. Keineswegs würden wir auch das Recht zur Ver⸗ 
folgung folcher Infurien auf die Ehrenkränfungen, welche 
zugleidy einen Augriff auf Die Ehre der Familie enthalten, 
beichränfen. 2) Mit foldyer Beichränfung. wird der Sag 
ſelbſt, daß Die Familie zur Denunciation berechtigt el, 
wieder aufgehoben, da dann die Familien⸗Mitglieder nicht 
fowohl Die Ehre des Verftorbenen rechtfertigen, als ihre 
eigne Ehre als Selbftbetheiligte vertheidigen. Es laſſen 
fih viele Ehtverlegungen denken, Die gar keinen Bezug 
auf die Familie Haben und doch für fie als Bewahrerin 
der Ehre des Berftorbenen ſehr fehmerzlich fein werden. 28) 
Dagegen würden wir bier das Klagerecht der Verwandten 
auf Berläumbungen befchränfen. Handlungen, welche 
im Galle der Wahrheit den Urheber derſelben ‚der öffent 
lihen Berachtung preisgeben oder wohl felbft eine ftrafs 
bare That enthalten würden, follen nicht wider Die Wahrs 
heit Dem Berftorbenen beigemeflen werden Dürfen. Andere 
ehrverlegende Aeußerungen und Handlungen, Die oft nur 
an Grobheiten anftreifen, oder felbit Urtheile über ven 
Berftorbenen, welche nur die perjönlihe Mißachtung des 
Urtheilenben ausdrüden, fcheinen nicht geeignet, den Vers 
wandten zum Kächer für den Berftorbenen aufzurufen. 
Der gute Ruf des Verftorbenen wird in foldhen Fällen 
jltener gefährdet, — es .treten hier mehr fubjeftive Ans 
ſchauungen und Auffaffungen des Injurianten ein. Man 
Mag und muß zwar, fobald beide Theile noch Mitglieder 
der bürgerlichen Gefellichaft find und daher Jeder das 
Recht auf Anerkenntniß feiner Stellung in der letztern hat, 


IT) Wie 3. B. in der franzöftfchen Speußpraris, vgl. Mittermaier 
zu —* Lehrb. $. 277. 


38) Wir anerfenmen jedoch — ve mittelbare Beziehung 
auf die Familie durch die Beſchraͤnkung berjenigen, welche wir 
dien als. zur Rüge berechtigt anfehen, wovon wir noch fprechen 


He 
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Dem Einzelnen geftatten, Angriffe auf dieſes Recht und 
hierdurch auf jeinen Werth in ber bürgerlidyen Gejellichaft 
mit Hilfe des Gerichts zu rächen. Allein fobald Diele 
perjönliche, gegenfeitige Beziehung der Einzelnen mit dem 
. Tode eines von ihnen erloichen ift, hört auch Die Folge 
berjelben in ihrer Geltung für Die gegenteitige, gleichfam 
ehrenhafte Behandlung auf. — Das Recht zur Rüge ber 
Berläumdungen in Bezug auf Verftorbene würden wir 
endlich nur den nächſten Verwandten und nicht auch ben 
Erben zugeftehen. Es ift ein Samilienglied, deſſen guter 
Name gefränft worden ift, und die Verbindung der Fa⸗ 
milie ift es, weldye Diefe gegenfeitige, gewiffermaßen foll- 
dariſche Haftung aller Glieder hHerbeiführt und fittlich 
rechtfertigt. Der Erbe, der Repräfentant des Erblafiers 
in vermögensrechtlicher Beziehung, fteht dieſen zarteren, in 
dem SHeiligthume der Familie und der Blutsverwandtichaft 
wurzelnden Rüdfichten ferner, ald die Verwandten. Man 
dehne Deshalb auch den Kreid der legteren in unferer 
Frage nicht zu weit aus. Wir würden nur Gatten, Fin 
Der und Geichwifter, welche Die Yamilie bilden, und bie 
Geſchwiſter der eltern als Diejenigen, weldye loco pa 
rentum find und mit den lebtern jelbft in der innigften 
Verbindung ftehen, ee rechnen. Es ift möglich, daß 
der Erbe durch die Verlaͤumdung mitbetroffen wird, 3. B. 
durch Die Beichuldigung, daß Alles, was der Erblaffer 
Binterlaffen, von ihm geftohlen fei, indem Der wifjentliche 
Beſitz einer geftohlenen Sache eine ehrlofe Handlung if; 
allein in ſolchem Yale ift ed die Beleidigung des Erben 
felbft, weldhe ihm das Recht zur Rüge giebt. Durch 
dieſe Beichränfung erkennen wir in der Verläumdung ge ' 
gen den Ruf des Verſtorbenen zugleich eine Beleidigung 
für feine Binterlaffene Samilie, nur daß wir fie in der 
Thatſache der Verläumdung jelbft finden, nicht auch noch 
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eine unmittelbare Beziehung auf die Familie ſelbſt voraus⸗ 
ſetzen. 89) 


In den Fällen, in welchen das Gefeh eine dritte 
Perfon ermächtigt, Die einer von ihr vertretenen Perſon 
zugefügten Beleidigungen felbftändig zu rügen — um noch 
af Diefe Fälle zu übergehen — werden wir zu unter 
ſcheilden Haben, ob das Geſetz ihr dieſes Recht giebt, 
weil fle zugleich mit beleidigt erfcheint oder aber weil 
der DBeleidigte zum felbftändigen Auftreten bei Gericht 
überhaupt nicht oder zur Zeit nicht gefeglich befähigt 
ift. 49) 


In den erfteren Fällen ift dem mittelbar Beleidig- 
ten ein felbftändiges Klagrecht gegeben, das in Betreff 
der Entftehung, Verjährung und der Formen feiner Gel- 
tendmachung grade fo behandelt werden muß, als ob bie 
Beleidigung dem Kläger unmittelbar zugefügt worden 
wäre. Es ift Daher insbefondere unabhängig von dem Ver- 
sichte, Dem Tode Des unmittelbar Beleidigten, und es ber 
freien Die dem Lebteren geleiftete Genugthuung und Die 
verbüßte Strafe den Injurianten nicht von Strafe und 
Genugthuung, gegenüber dem mittelbar Injuriirten. 41) 
Seftattet Das Geſetz 3. B. der Oberbehörde, Die einem 


39) Der Badiſche Entw. v. 1836 enthielt $. 267. folgende Beſtim⸗ 
mung: „Wer durch Handlungen, weldhe, gegen Lebende ver= 
übt, zur Claſſe der Berläumbungen gehören würden, dag 
Andenken eines Berftorbenen verunglimpft, wird auf Klage der 
Aeltern oder des Ehegatten deſſelben von der Strafe der 
Verlaͤumdung getroffen. " 


%) Bel. noch K. Pr. Str. G. B. $. 162. 
4) Die Beftimmung in fr. 7. $. 5 de injur. bezieht fi nur auf 
den Fall, wo Jemand durch dDiefelbe Handlung In verfdhies 


denen Richtungen mehr ach beleidigt wird, nicht auch auf 
ven Fall, wo Mehrere durch diefelbe Handlung belefdigt wor- 
den. 
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Beamten zugefuͤgten Beleidigungen gleichfalls zu rügen, 
ſo kann aus dem Verzichte, aus der Verzeihung, aus 
dem Tode des Beamten keine Einwendung gegen die 
Rüge der Oberbehoͤrde abgeleitet werben. Ebenſo iſt für 
die lebtere Die Verjährung ielbitändig und von der Zeit 
an, wo Die Oberbehörbe Kenntniß von der Beleidigung 
erhielt, zu berechnen. 


Wird Der Dritte durch das‘ Gejeb zur Rüge ermäd)- 
tigt, weil der unmittelbar Beleidigte yicht felbft bei Ge 
richt auftreten kann, fo ift der Dritte nur ald der gefeh- 
liche Bevollmächtigte Des unmittelbar Beleidigten auf Die 
Dauer Diefer Behinderung anzuiehen, Dergeftalt jedoch, 
daß der Legtere Die Erklärungen des Erſteren ald für ſich 
verbindlich betrachten muß. Hat der Dritte auf Die In 
jurienflage verzichtet, an Einreichung derſelben fich ver 
faumt, Zugeftändniffe irgend einer Art gemacht, fo kann 
ber Beleidigte fpäterhin dieſe Handlungen nicht anfechten. 
Dagegen kann er, wenn er inmittelfi Die Befähigung, 
jelbft vor Gericht aufzutreten, erlangt Bat, auf die Fort 
ftellung der von dem Dritten angeftellten Rügenflage ver 
sichten. So viel. indbejondere Die Verjährung anlangt, 
fo läuft fie von der Zeit, wo der Vertreter von der Be 
leidigung Kenntniß erhielt, dergeftalt, Daß, wenn der Ver 
treter während der Verjährungsfrift die Selbitändigkeit x. 
erlangte, er nur während des Reſtes dieſer Frift Die Des 
nunciation einwenden kann, es wäre denn, Daß er erſt 
nad) Ablauf dDiefer Krift Kenntniß von Dem Vorgange 
erhielt und hierdurch alfo erft in Die Möglichkeit verjebt 
wurde, jein Recht auszuüben. Mit dem Tode des Ber 
tretenen exlifcht Die Injurienklage von felbft, — mit dem 
Tode des Bertreterd tritt nur ein anderer Beauftragter 
ein, dem jedoch, wie Dem verftorbenen Vertreter, Das 
Recht zur Rüdnahme der Denunciation zufteht. 
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Jedenfalls iſt e8 nicht zu billigen, wenn das Des 
nundationsrecht einem Dritten eingeräumt wird, Der we⸗ 
der felbft Durch Die Injurie verlegt, noch zur Vertretung 
des Beleidigten nad) allgemeinen Grundſaͤtzen berechtigt 
und verpflichtet if. 


V. 
Ueber den 


Zuſtand ber Strafprozeßordnung in Deutſchland 
und Prüfung 
ber neueften Gefebgebungsarbeiten mit befonberer Rüdficht auf 
Die Fragen über den Werth gefeglicher Beweisregeln Der Ent 
fheidungsgründe und der Nechtömittel, 


von 
Mittermater. 
(Fortfehung des Auffabes Nr. XXVI. im vorigen Hefte.) 


Die am Schluffe des vorigen Aufiabes aufgeftellte 
Frage: inwiefern Die feit Sahrhunderten ald Die wichtig 
ften Bürgichaften für Die Rechtſprechung durch Staat 
richter betrachteten Einrichtungen der Vorſchrift gejeglicher 
Beweisregeln, der Verpflichtung der Richter, Entſcheidungs⸗ 
gründe zu geben, und der Geftattung von Redytsmitteln 
auch bei dem neueingeführten mündlichen öffentlichen Straf- 
verfahren nothwendig und zwedmäßig find, erhält in der 
neueften Zeit eine erhöhte Bedeutung, da immer mehr die 

neueſten Gefeßgebungsarbeiten in Deutfchland fich dahin 
neigen, Die mit dem mündlichen Strafverfahren im Zufam- 
menhange ftehenden Schwurgerichte zu befeitigen, und ents 
weder alle ftrafbaren Handlungen oder den größten Theil 
derfelben, insbefondere auch ſolche Vergehen, bei welchen 
man bisher Schwurgerichte für unentbehrlich hielt, 3. B. 
politiihe Verbrechen, zur Aburtheilung an Staatsrichter 
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zu weilen. Ueber den Umfang, in welchem bei dem münds 
lihen Strafverfahren von dem Staatsrichter alle oben ges 
nannten Drei Sarantieen oder nur einige angewendet wers 
den follen, zeigt fich eine auffallende Verfchiedenheit der 
Anfichten. 

Seit unjerem lebten Auflage find vier neue Straf⸗ 
prozeßordnungen oder Entwürfe erfchienen, in welchen den 
Staatsrichtern ein weiterer, größerer Wirfungsfreis, als 
in ben Gefegen von 1848, 1849 beigelegt ift. 

») In dem 1853 dem Weimarifchen Landtage vors 
gelegten Entwurfe, der eine Revifion der im Jahre 1850 
verfündeten thüringiichen Strafprogeßordnung bezwedt, ift 
das Schwurgericht zwar beibehalten, 1) allein während Das 
Geſetz von 1850 in $.1 ald Verbrechen im engeren Sinne 
außer Den mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen fh Die 
politiichen (in Art. 77—99, 99—116) aud) mit geringeren 
Strafen bedrohten und alle von Amtswegen duch den 
Staatsanwalt zu verfolgenden Preßvergehen aufführt, nd 
nach $. 15 Die Aburtheilung aller diefer Verbrechen an Die 
Geſchworenengerichte gewiefen ift, erklärt der neue Ent 
wurf 8. 1 als Verbrechen nur mehr diejenigen, welche eis 
nem Strafſatze von Zuchthaus unterliegen (gleichviel ob 
Zuchthaus allein oder mit anderen Freiheitäftrafen gedroht 
MD) Auf Diefe Weiſe iollen viele der bisher von den 


l) In den Berhandlungen der Kammern fpradhen ſich mehrere 
Rebner (unter Ihnen auch der Vicepräfldent Thon) gegen bie 
Schwurgerihte aus; f. Verhandlungen der Kammern ©. 1307. 
— Der Ausſchuß hatte (Verhandlungen S. 970) den Antrag 
peRell, den $.1 abzulehnen. Bei der Abftimmung (Berhand- 

gen ©. 1324) waren 15 (gegen 14) Stimmen für Ableh⸗ 
nung, allein fpäter (Verhandlungen S. 1403) befchloß die 
Mehrheit, den von der Megierung vorgelegten Nachtrag zur 
Strafprogefordnung von 1850 anzunehmen und die befchloffenen 
Abänderungen als Anträge zu betrachten. 


3) Der Minifter von Wydenbruck entwidelte in den Verhandlungen 
(6. 1309) die Gründe, welche für die Beibehaltung der Schwur⸗ 


‘ 
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Schwurgerichten abgeurtheilten, gu den politifhen Verbre⸗ 
then gehörigen (nicht mit Zuchthaus bebrohten) Straffällen 
in Zukunft von den Preidgerichten ohne Gefchworene ent 
ſchieden werden (nad) $. 252 ohne gefegliche Beweisregeln 
und nad) $.317 mit Geftattung der Appellation gegen bie 
freisgerichtlichen Urtheile. 2) 

2) Der Entwurf Der Strafprozeßordnung 
für Das Herzogthum Altenburg (aus 338 Para 
graphen) überläßt das Urtheil in allen Straffällen Dem 
Staatsrichter und befeitigt Die Schwurgerichte. 9) Es fol 
die Frage, ob eing Thatſache als erwielen anzunehmen if, 
nur nach der freien, aus der gewiflenhaften Prüfung der 
Beweife gewonnenen Heberzeugung, der abflimmenden 
Richter beurtheilt werden ($. 238). Dem Urtheile find 
Gründe beizufügen, welche Die Hauptpunfte Der Anklage, 
Dad Ergebniß Der in: der ‚Hauptverhandlung gegen und 
für den Angeklagten vorgeführten Beweiſe, 5) Die hieraus 
für die Verurtheilung ober Freiiprechung gezogenen Schluß- 
folgerungen enthalten follen (245). Rechtsmittel gegen die 
Urtheile find zuläffig, allein nicht wegen angenommenen 
oder nicht angenommenen Beweifes ©) (272). Der Ent 


gerichte ſprechen, wiverlegte aber die Gründe, welche oft für 
unbedingte Hinwelfung aller politifhen Verbrechen an Ges 
ſchwornengerichte angeführt werden und der Oberflaatsanwalt 
von Ekendahl ſucht (S. 1315) felbft die Nachtheile einer fol- 
hen Hinweiſung zu zeigen. 

3) Wir werden im Berfolge diefes Auffaßes die einzelnen Abänbe- 
rungen und die Grörterungen darüber in der Kammer angeben. 


4) Der der Kammer vorgelegte Entwurf befteht aus 337 Bara- 
graphen. Bon den @inzelnheiten unten. 


5) Man bemerkt, daß nad diefer Faflung eine genaue Nachwei⸗ 
fung ber Iogifchen Operation der Richter, durch welche fie zu 
ber Annahme der Meberzeugung gefommen find, nicht geforbert 
wird. 


6) Der Bericht der juriſtiſchen Commifflon der Kammer geht noch 
weiter, als bie Megierung, indem biefe Mechtamittel wegen ber 


in Deutſchland sr. 123 


ef iſt übrigens auf Deffentlichkeit und ˖Muͤndlichkeit ges 
aut. 7) 

3) Der Entwurf der großh. Schweriniſchen 
Redlenburgiichen Regierung vom 24. Sept. 1853 
ber Das Berfahren vor dem Criminalcollegium fchlägt 
5. 24) eine öffentliche mündliche Schlußverhandlung vor 
em veriammelten Collegium vor, in welcher von dem 
Borfigenden dem Angefchuldigten in einem überfichtlichen 
Bortrage Die Ergebniffe der Unterfuchung vorgehalten, und 
mofern Dies zur. Hebung von Dunfelheiten oder Zweifeln 
ir nothwendig gefunden wird, Zeugen und Sacjverftän- 
ige nochmals abgehört werden, der Angeichuldigte vera 
ommen und Dann die Bertheidigung vorgetragen wird 
36.37). In Anſehung des direkten Beweiſes fol es bei 
er Berordnung vom 12. Januar 1841, worin gefehliche 
Beweisregeln vorgeichrieben find, fein Bewenden behals 
mE) ($.Al), jedoch in Bezug auf den Anzeigenbeweis 


erfannten Strafart und Strafgröße zuläßt, die Commifflon aber 
ausfpricht, taß wenn man einmal den Richtern die unabänder: 
liche Entſcheidung der Thatfrage anvertraut, weit unbeforgter 
die Seftitellung der Strafe ihnen überlaffen werden Tann. 


7) Ein früherer Entwurf, wie er zwifchen Regierung und Land⸗ 
fhaft vereinbart wurde, nahm die Schwurgerichte auf; aus den 
landſchaftlichen Mittheilungen über den Landtag von 1853 ©. 
586 fieht man, daß die Mehrheit ver Commiſſion ſich für die 
Beibehaltung der Schwurgerichte ausfpradh ; in der Kammer 
wurde, aus Gründen, die wir unten näher prüfen müflen) der 
Antrag durch Mehrheit von 16 gegen 14 Stimmen abgelehnt. 
Ein Mitglied (von Kroff) erflärte ſich gegen die Münplichkeit, 
ſprach aber aus (Berhandlungen S. 617), daß er ein Urtheil- 
ſprechen nad) bloßer moralifcher Nebergeugung für einen großen 
Fehler gegen die Stantsgrundfäge Halte. 


I) Nach den Motiven zu 5. 41 erfährt man, daß zwei angefehene 
Juriſten, Gebrüder von Wild, in einem befondern Gutachten 
alle gefeglichen Beweisregeln aufheben und nur die freie Meber- 
jeugung entfcheiden laffen wollten, daß die Regierung aber damit 
nit einverflanden war, weil fie (von den Gründen unten) nidht 
ein dringendes Bedürfniß erkennen konnte, dem Nichter zu ge- 
Ratten, feine fubjeftive Ueberzeugung über ben geſetzlich erbrach⸗ 
ten Beweis zu feßen. 


124 Ueber den Zuftand der Strafprozeßorbnung 


die in jener Verordnung enthaltene Beichränfung aufgehor 
ben werden und Daher nur Die freie Ueberzeugung des 
Richters enticheiden, Die Beichränfung, daß auf ben 
Indicienbeweis Fein Tobesurtheil gebaut werden fol, weg- 
fallen fol. 2) Dem Urtheile müflen ausführliche Entſchei⸗ 
Dungsgründe beigefügt werden (8.40), Rechtömittel gegen 
Die Urtheile find zuläffig (43), nur gegen Das zweite Er 
fenntniß, wenn es beftätigt, wird feine Berufung - zuge 
lafien, ausgenommen, werm das Urtheil lebenslaͤngliche 
‚Breiheitsftrafe ausfpricht. 

4) Die neuefte Steafprogeßordnung, die für Graus- 
bündten vom 28. Oft. 1853 (aus 83 Paragraphen), ift 
auf Mündlichkeit, Deffentlichkeit und Anflageprinzip ge 
baut, überläßt das Urtheil den ftändigen Richtern, 1% 
fhreibt Dieien gefegliche Beweisregeln vor, fordert aber 
moralifche Ueberzeugung von der Schuld (58). Selbſt 
wenn ein Geftändniß abgelegt ift, darf nur Verurtheilung 
erkannt werden, wenn dieſe moraliiche Meberzeugung und 
anderweitige Inzichten für die Schuld fprechen. ‚Die Be 
Dingungen, unter welchen der Richter auf den Grund von 
Zeugenausfagen oder Inzichten 11) Die moralifche Ueber 
zeugung als genügend zur Verurtheilung annehmen darf, 


9) Nah den Motiven hat die Verordnung von 1841, welche in 
befter Abficht viele Bedingungen vorfchrieb, bei deren Dafeln 
ein auf Indicien verurtheilt werden darf, fih nicht gut be 
währt und indem fie zu viel verlangte, die Vollbringung des 
Anzeigebeweifes in den meiften Fällen unmöglih gemadt. 


10) Zwar find diefe auh aus dem Volfe gewählt, allein fie find 
feine Gefchworene, die man entſchieden nicht einführen wollte. 


11) Es muß nad) $. 59 1) der Thatbeftand des Verbrechens, fo 
viel es feiner Natur nach möglich ift, erwielen fein; 2) es müf- 
fen mehrere Inzichten da fein, welche gegen den Beklagten fpre- 
hen, auf gefonderten Thatfachen beruhen, fehr dringend find 
und miteinander fo übereinftimmen, daß biefelben auf Feine nur 
irgend wahrfcheinliche Weiſe anders, als durch die Annahme 
der Schuld erklärt werden koͤnnen. 
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id im Gejege angegeben. Enticheidungsgründe auch über 
e Thatfrage müffen Dem Urtheil beigefügt werben (62), 
echtSmittel gegen Urtheile finden nicht Statt, mir wegen 
xmverletzungen findet Caſſation Statt. 

Wir wollen nun näher Die Fragen erörtern, inwie⸗ 
m bei einem öffentlichen mündlichen Anflageverfahren 
» bei Urtheil durch Staatsrichter Die bisherigen Garan- 
een: 1) die geielichen Beweisregeln, 2) Entſcheidungs⸗ 
tünde, 3) Rechtsmittel, nothwendig find. 

1. In Bezug auf Die geſetzliche Beweistheo- 
e 12) ift es befammt, Daß der Kampf gegen die Zweck⸗ 
aͤßigkeit einer foldhen ſchon unabhängig von der Frage 
ver mündliche Verfahren und Schmwurgerichte durch Die 
tienntniß der Nachtheile, nad) welcher die Richter Häufig 
yuldige Verbrecher wegen der im Gefebe aufgeftellten 
chranken losſprechen mußten, hervorgerufen wurde, fo 
ıB bereits das Föniglicy ſaͤchſiſche Gefes vom 30. März 
338 $.X Die Richter ermächtigte, nur nad) der durch die 
wliegenden Beweiſe gewonnenen Veberzeugung über die 
atlächlichen VBerhältniffe zu urtheilen. Entſcheidungs⸗ 
ründe wurden angegeben; die Erfahrung lehrte, daß die 
lichter in dieſen Gründen ausführlid, Die Iogifche Opera⸗ 
on, wie fie zur Ueberzeugung gelangten, darlegten und 
ie Geftattung von Rechtsmitteln führte nicht felten zur 


2) Eines der geiftreihften und gründlichſten Werfe über den Be- 
weis von einem ital. Praftifer Brugnoli della Certezza e prova 
eriminale col Confronto di varie legislazioni d’Europa, Mo- 
dena 1846, ift in Deutfchland unbeachtet geblieben, verdient 
aber die Aufmerffamfeit aller Juriſten. Auch hat Best, deſſen 
Merk über den Beweis Marquardſen in einer deutfchen Bear: 
beitung befannt machte, eben die zweite Auflage feines Werfes: 
& treatise on the principles of evidence and practice as to 
Reofs, London 1854, herausgegeben. Dies fehon in der erflen 
Auflage werthvolle Werk ift jet fehr bereichert und vorzüglich 
wichtig, da es die wichtigen feit 1851 in England ergangenen 
Geſetze über Beweis praftifch entwidelt. 
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Abänderung des eriten Urtheils. Je mehr Die Stimmen 
für Die Einführung des mündlichen Anklageverfahrens zahl 
zeicher wurden, Defto häufiger wurbe ausgejprochen, Daß 
mit Diefem VBerfiihren Die geſetzliche Beweistheorie - unver 
träglich fei. In der preußiſchen Verordnung von 1846 
8.19, durch welche mündliches Verfahren vor dem Kam⸗ 
mergerichte eingeführt war, wurde Die geſetzliche Beweis 
theorie aufgehoben, Enticheidungsgründe aber auch in Au 
fehung der Thatfrage wurden ebenjo wie Die Appellation 
beibehalten. Als i. 3. 1848 Die Stimmen für Einführung des 
mündlichen öffentlichen Verfahrens und der Schwurgerichte 
lauter wurden, fchien ed eine ausgemachte Sache, Daß, nad» 
dem für Die Gejchworenen ohnehin von geſetzlichen Beweis⸗ 
regeln nicht Die Rede fein konnte, allgemein (alfo audy für Die 
Staatsrichter, wenn fie über die geringeren Straffälle zu 
urtheilen hatten) den Grundſatz aufzuftellen, Daß Die ge 
jegliche Beweistheorie wegfallen müfle und in Dem baieri⸗ 
ichen Gefete vom 4. Juni 1848 18) wurde ausgefprochen, 
dag das firafrechtliche Verfahren im Weſentlichen nad 
dem Borbilde der auf dem linfen Rheinufer beftehenden 
Geſetzgebung geordnet werden follte. Da nun das fraw 
zöftiche Verfahren bei den Torreftionellen Straffällen ebew 
falls feine geletliche Beweistheorie Fannte, wohl aber Ent 
fheidungsgründe forderte und Appellation zuließ, fo wur 
den nad) dieſen Grundfäßen in allen deutfchen Staaten 
(mit Ausnahme von Braunichweig), 1%) in welchen münd- 
liches Verfahren und Schmwurgerichte eingeführt wurden, 
ausgelprochen, daß auch Die Staatsrichter in den bezirks⸗ 
gerichtlichen Fällen nur nach innerer Meberzeugung urthei⸗ 


13) Ueber die Örunbiagen der Gefeßgebung, über die Gerichtsorga⸗ 
nifation und das Verfahren in Civil» und Strafjachen $. 16. 


14) Nah $. 92, |. dazu die Motive in Degener’s Schrift: die grö- 
Seren Juftizorganifationsgefege II. Bd. S. 62. Die Richter fels 
len darnach wie Gefchworene urtheilen. 


Sn 


\ 
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m follten. Da der Kreis diefer Straffälle (politifche und 
Sreßvergehen wurden nad den damaligen Geſetzen 
hnehin von den Gejchworenen abgeurtheilt) Klein war, 
eine jchweren Strafen von den Staatsrichtern auszuſprechen 
aren, jo fand man in der allgemeinen Aufhebung Der gefeb- 
hen Beweistheorie Fein Bedenken, um jo mehr, als in 
er Wiſſenſchaft immer entfchiebener Die Grimdloftgfeit eis 
sex gefeglichen Beweistheorie gezeigt wurde. 15) Der Vers 
affer dieſes Aufiages Hatte es noch im Jahre 1845 für 
köglich gehalten, in der Weile, wie bie badiiche Straf 
rozeßordnung dies anordnete, eine gefehliche Beweistheorie 
it Beftimmung gewiſſer Schranken mit dem mündlichen Ans 
ageverfahren zu verbinden, 16) jedoch fo, Daß die Richter nicht 
huldig fein follten, wenn auch die geſetzlichen Beweiſe 
orhanden find, zu verurtheilen, fo lange fe nicht von 
er Schuld überzeugt wären, daß fie aber nicht verurthei- 
m bürften, wenn es an den gejeglich vorgefchriebenen 
Jedingungen der Beweisfraft mangelte. — Der Berfafler 
atte feit dem Ericheinen feines Werfes von 1845 Die 
Beobachtungen in Ländern, in welchen das mündliche 
Strafverfahren vor Staatsrichtern, Die nach innerer Ueber⸗ 
eugung urtheilen jollen (ohne Jury) befteht, 3. B. in Nea⸗ 
xl, Toskana, Sardinien, Barma, und Die Erfahrungen 
ver Juriſten der Staaten, in welchen das mündliche Ver⸗ 
fahren ohne Geſchworene ſo eingeführt ift, Daß die Richter 
nach einer geſetzlichen Beweistheorie urtheilen, z. B. in den 
Riederlanden, geſammelt und iſt zur Ueberzeugung gekom⸗ 
wen, daß jeder Verſuch einer geſetzlichen Beweistheorie auf 


5) Köfllin, Wendepunkt des Strafverfahrens S. 107. Gneiſt, 
eilbung der Geſchworenengerichte S. 61. Zachariä, Reform 
. 194. 


16) In dieſer Richtung ift die Ausführung meiner Särift: Die 
rüb heit ze. in Strafprozefien, Stuttgart 1845 ©. 402 ır. 
eitet. | 
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trrigen Borausjegungen beruft und insbeiondere bei dem 
eingeführten mündlichen Verfahren den Rachtheil erzeugt, 
Daß die Richter Schuldige freiiprechen muͤſſen. ‘Diejer im 
Jahre 1849 ausgeiprochenen Ueberzeugung 17) bleibt ber 
Verfaſſer noch jest treu, muß aber zugleich ausfprechen, 
Daß die Art, wie jegt manche Gejebgeber und Schrift 
fteller die Aufhebung der geieglicdyen Beweistheorie recht⸗ 
fertigen und das, was fie an Die Stelle feben wollen, 
große Bedenklichfeiten hat. Wir erfahren, DaB man Die 
Staatsrichter ebenio wie die Geſchworenen betrachtet und 
was vor 14 Jahren Gans 18) für höchft gefährlich erklärte, 
foll dennoch in Das Leben treten. 

Kiemand hat in neuefter Zeit geiftreicher Die Anficht 
vertheidigt, daß Richter wie Geichworene nur nady innerer 
Ueberzeugung urtheilen müffen, als Helie. 19) Rachdem er 
nachzuweiſen verjuchte, Daß die frühere gefegliche Beweis⸗ 
theorie mit Dem damaligen Strafverfahren zuiammenhing, 
geht Helie davon aus, daß Die Gewißheit in dem Zuftande 
des Verftandes befteht, in weldyem das Dafein oder Nicht⸗ 
Dajein einer Thatjache angenommen und eine thatlädhliche 
Behauptung als wahr oder unwahr erklärt wird. Diefer 
Zuftand hat feine Grade, erkennt Feine Zweifel an. Evi 
benz und Induktion find die Erfenntnißquellen. Die Ju⸗ 
ftiz muß ſich mit einer moralifhen Gewißheit begnügen, 
welche auf der Prüfung von Thatfachen beruht, Die nicht 
unter unferen Augen vorgingen, und aus Geſetzen ober 
Ideen abgeleitet ift, welche ald allgemein gültig Das menſch⸗ 
liche Bewußtiein (conscience) anerkennt. Es genügt, 


17) In meinen vier Abhandlungen als Einleitung zur neuern Aus: 
gabe von Feuerbach's Nechtsfällen. FYranffurt 1849. ©. 19. 


18) In feinen Beiträgen zur Revifion der Preuß. Gefeßgebung. 
1. 3. ©. 69. i ß ſebs 


19) In feinem Traité de linstruction criminello. V vol. (Paris 
1853) pag. 391—431. 
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"wie Helie p. 403 fagt) nicht, Daß Die Veberzeugung im- 


stinctive jei, fie muß raisonnee jein. Die weſentlichen 
Bedingungen des Dafeind der Gewißheit find 1) Die aufs 
merfiame Erforſchung der Thatſache und ihrer Neben 
umftände; 2) die Prüfung aller Hypotheien, welche bie 
anfchuldigende Thatiache erklären können; 3) die Nach⸗ 
weiiung der Wahrheit der Thatſache aus konkludenten 
Gründen. Die bloße Möglichkeit, Daß eine Sache anders 
iin Eönne, hindert die Gewißheit nicht. Helie weift nun 
nah, Daß. am Anfang der franzöfiichen Revolution, als 
bie ichon früher geltend gemachten Gründe gegen die Ans 
nahme der geieglichen Beweistheorie größere Macht durch 
bie neu einzuführende Gejeßgebung erhielten, in der Situng 
vom 26. Dec. 17 der conftituirenden Verſammlung bei 
der Berathung, was man an die Stelle der alten Beweis⸗ 
theorie ſetzen jollte, der DVorichlag, Die intime conviction 
zu verlangen, die Zuftimmung erhielt, und die Vorjchrift, 
daß Die Geſchworenen nad) intime conviction urtheilen 
tollten, in alle jpäteren Geſetzgebungen überging. Dar- 
nad) ftand in Frankreich feit, Daß Die intime conviction 
des Richters Die einzige Grundlage der menichlichen Zus 
Rig und Die moralifche Gewißheit die Grundlage der ges 
rihtlichen fei; daß aber Die Operation des Geifted Des 
Richters, wie er zur Gewißheit gelangt, durch feine Wirkſam⸗ 
keit des Geſetzes getroffen werde, frägt man aber, ob gefeßliche 
Öarantieen gegeben werden jollen, fo erklärt Herr Helie 
(p. 422), daß in der menjchlichen Natur das Streben nad 
dem Guten und Wahren vermöge des angebornen Gejeges 
liegt und der Menſch dabei dem Gewiffen folgt, welches 
Helie eine Art von Takt nennt, welcher in allen Lagen bie 
gute oder fchlechte Natur der Handlungen erfennen lehrt 
und aud) Die ficherfte Garantie der Juſtiz ift, indem der 


%) Die Verhandlung ift in Helie p. 416 abgebrudt. 
Archiv d. Er. R. 1854. I. St. J 


430 Ueber den Zuftand der Strafprozeßorbnung 


Richter das moraliihe Geſetz als Erfennungsmittel und 
fein Gewiſſen als Führer bat. Dazu kommt bei Dem 
Richter noch das Gefühl der Pflicht, welches Die Liebe der 
Wahrheit ſtaͤrkt. Das Geſetz mag Die Formen der Be 
weile regeln, man kann gewifie Bedingungen der Beweis⸗ 
kraft aufftellen, aber nur als leitende, nicht aber als ver 
bindliche Regeln. Bei der unendlichen Verſchiedenheit 
menichlicher Handlungen ift e8 unmöglich, die Erforichung 
berielben abfoluten Regeln zu unterwerfen. Kein Geſet 
kann gebieten, ob der Richter Gewißheit haben ſoll oder 
nicht. Der moralifche Beweis, d. h. der freie Eindrud, 
den in dem Gewiſſen des Richters Die ganze Verhandlung 
zurüdläßt, ift e8 allein, auf weldyen Die Juſtiz bauen 
fann: Die conviction intime ift es, weldye ebenio Die 
Geſchworenen, wie Die Staatsrichter leiten muß. 21) Uns 
fheint, daß bei dieſer fcharflinnigen Ausführung unfe 
gelehrter Freund theild feinen eigenen Vorderfäben, nad 
welchen die juriftiiche Gewißheit logiich und Die convietion 
nicht bloß instinctive, ſondern raisonnee jein muß, be 
feiner weitern Entwidlung untreu wird, theils Die Ge 
müthsftimmung, welche man von dem Staatsrichter und 
Geſchworenen bei dem Gefchäfte Des Richtens fordern muß, 
und die Stellung des Richterd und der Geſchworenen bei 
Enticheidung über die Wahrheit vergangener Thatfachen 
verrvechielt und von dem, was bei Beurtheilung von Gu⸗ 
tem und Boͤſem leiten muß, einen Schluß auf Die geiftige 
Operation des Urtheilens des Richters macht. Man be 


21 Hr. Helie p. 431 widerlegt meine in mehreren Schriften geäu⸗ 
Berten Bedenken, ob man den angeftellten Staatsrichtern har 
Schranfen buch, gejegliche Beweisregeln geben muß, dadur 
daß der Richter wie der Geſchworene aus der nämlichen Duelle 
feiner Erkenntniß [höpfen muß und fagt: daß wenn man MiP- 
frauen gegen den Staatsrichter Hat, dann die Frage nicht mehr 
entre la preuve morale et la reglementation des preuves par 
la loi, fondern nur entre le jury et les juges permanens ſei. 
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merft leicht, daß Helie mit fo vielen feiner Landsleute in 
ber jogenannten conviction nur einen. Inftinft fieht, welcher 
bie Richter leiten muß. Niemand wird verfennen, Daß 
die Stimme des Gewiſſens lehrt, was gut und böfe ift 
und dem Antriebe zum Guten Kraft verleiht. Auch Der 
Staatsrichter und der Geſchworene muß diefe Stimme des 
Gewiſſens beachten, weil fie ihn zur gewifienhaften Prü- 
fung und einem dem Ergebniffe diefer Prüfung entipre- 
chenden Ausipruche feiner Ueberzeugung antreibt, ihn ge 
gen die Verſuchungen der Bequemlichfeit oder des Leicht- 
finnd, gegen die Macht der Einflüfterungen oder Ein: 
fehüchterung "Anderer und gegen Die Feigheit ftärft, bei 
welcher er durch die Erwägung nachtheiliger Folgen für 
feine perfönliche Stellung jich beftimmen läßt, feinen Aus- 
fprud) feinem Vortheile gemäß zu geben. Die Operation 
des Urtheilens über die Wahrheit von Thatiachen ift aber 
nicht eine Sache eines Inftinfts der Wahrheit. Die An- 
nahme einer foldhen Anficht würde den Ausipruch ber 
Richter über Die Schuld nur von dem Gefühle. abhängig 
machen, Das feiner Natur nad) trüglich ift, durch Die 
Macht eines gewiffen Eindruds beftimmt wird und die 
Rechenichaft über die Gründe ausfchließt, durch welche der 
Kichtende zu feinem Ausfpruche gelangt. Wer Gelegenheit 
hatte, vertraulich mit franzoͤſiſchen und engliichen Geſchwo⸗ 
ımen über die Gründe ihres Wahrſpruchs zu verkehren, 
weiß, wie die Exften, oft irre geleitet Durch Die verbreiteten un⸗ 
klaren Borftellungen, vom Wahrheitsinftinfte oder Der Macht 
des Totaleindruds zum Wahripruche der Schuld beftimmt 
werden, wo die englischen Geichworenen fich nur durch Die 
Abwägung der vorgefommenen Beweile und durd) Die} weile 
ihnen eingeichärfte Regel beftimmen laffen, daß fie nur da 
den Angeflagten ichuldig finden follen, wo jeder nad) den 
Verhandlungen vorliegende Zweifel gegen die Schuld ge- 
migend bejeitigt if. Die Operation des Urtheilensd über 
J* 
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die Wahrheit der Thatiachen muß eine Operation des Ber 
Standes jein, welche Die vorliegenden Beweiſe für und 
wider nad den Regeln prüft, welche ein vermünftiger 
Mann in den wichtigften Verhältnifien des Lebens anftellt, 
wo es darauf ankommt, auf die Annahme gewiffer That 
fachen einen Entichluß zu faflen. - Bei Diefer Prüfung des 
Darf es 1) jedes einzelnen Beweismittel und zwar in’ Be 
‚zug auf Die Art feiner Erhebung, 3.3. ob alle Foͤrmlich⸗ 
keiten beobachtet wurden mit Rüdficht auf Das Benehmen 
der Dabei thätigen Perfonen, 3. B. Zeugen, und Die Art 
und den Inhalt der Ausſage; 2) ed müflen alle Erfahrun⸗ 
gen über die Truͤglichkeit gewiſſer Beweiſe benutzt werden, 
z. B. in Bezug auf das Zeugniß der Mitſchuldigen; 9) 
jeder Zweifel, der gegen die Annahme der Wahrheit ſich 
erhebt, muß genau geprüft, 4) ed müſſen die Gründe für 
und wider abgewogen und 5) die richtigen Echlußfolge 
rungen aus dem Inhalte der Beweismittel abgeleitet wer 
den. Wenn auf dieſe Art das Richten über die Wahrheit 
der Thatjachen in einer logiichen Operation und Daher in 
einer Berftandesthätigfeit beftehen muß, jo kann nicht ge 
laͤugnet werden, daß zur richtigen Vornahme des Gefchäfts 
außer der oben bezeichneten Gemüthseigenichaft auch ein 
gewifier Takt gehört, der in richtiger Beobachtungdgabe, 
in der Gewandtheit des vollftändigen treuen Auffaſſens 
der Thatfachen und jchneller Vergleihung und Abwägung 
der widerftreitenden Beweiſe gehört; allein daraus folgt 
nicht, Daß Der Gefehgeber ſich mit dem Wahrſpruche als 
dem Produkt des Inftinfts der Wahrheit begnügen darf. 
Beachtungswuͤrdig ift hier noch, was ein neuerer Schrift 
fteller, Walther, in feiner gründlichen Schrift über Rechts⸗ 
mittel 22) in Bezug auf den Zufammenhang der Beweis⸗ 


Ü 


[\ 
22) Die Rechtsmittel im Strafverfahren von Walther. München. 
©. 78-89. 
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theorie mit dem Prinzip des Strafverfahrens ſagt. Nach 
ihm befteht Das Unterfuchungsprinzip in dem Streben nach 
der hoͤchſten materiellen Wahrheit, und die Entfchelbung 
der Thatfrage nach Der freien Veberzeugung des Richters 
iR nothwendige Konfequenz Diefes Prinzips. Nach feiner 
Anficht iſt der englische Prozeß ein vorherrichend inquifitor 
riiher, mit dem mündlichen Verfahren ift eine bindende 
Beweistheorie unverträglich; 23) Daher findet Herr Walther 
in ben Ausnahmsregeln des englischen Rechts eine In⸗ 
foniequenz, erklärt, daß auf jeden Ball die englifche Ber 
weislehre eine ganz andere Stellung des Alftfenpräfidenten 
vorausſetze und eine Nachahmung der engliichen Beweis⸗ 
regeln bei dem franzöfiichen Präftdenten nicht wohl möge 
lich je. Wir werden unten nachweiſen, warum wir wer 
der mit der Anficht Des Verfafiers von dem Unterjuchungss 
prinzip, noch mit ber, Daß der englifche Prozeß ein inquls 
fitorifcher fei, 24) einverftanden fein koͤnnen. Es iſt leicht 
nachzuweiſen, daß auch der wahre Charakter der engliichen 
Beweislehre zu einleitig aufgefaßt ift; allein man muß 
Herrn Walther gewiß darin Recht geben, wenn er behaup⸗ 
tet, Daß eine bindende Beweistheorie dem mündlichen Bers 
fahren widerfpricht, wenn er die Anwendung engliicher 
Baweisregeln für unvereinbar mit der Stellung des fran- 
zoͤſiſchen Praͤſidenten betrachtet und auch von einer em⸗ 
piohlenen Zufammenftellung leitender Beweisregeln Tein 
Heil hofft. Wir glauben die Ergebniffe der neueren 
Forſchungen und Erfahrungen in Bezug auf gefehliche Be- 
weißvorichriften in folgenden Sägen aufftellen zu koͤnnen: 


RB) Walther S. 85 bemerft, daß dies Verfahren mehrere Wahr- 
heitserfenntnifmittel bietet und fagt: dieſe Erfenntnigmittel 
gehen bei einer pofltiven Beweistheorie ganz verloren. 


24) Dagegen vroteſtirt jeder englifhe und amerifanifche Juriſt und 
fhon der Umftand, daß der englifche Präfivent nie in ber Ber: 
handlung sinen Anfchuldigungszeugen, der nicht auf ber Zeus 

genlifte and. vorrufen laſſen kann, ſpricht Dagegen. 
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1) Das Geichäft des Urtheilens über Die Schuld⸗ 
frage iſt die nämliche geiftige Arbeit des Ueberlegens und 
der Abwägung der Beweiſe, mögen Staatsrichter oder 
Geſchworene zu urtheilen haben. 25) Man muß jeder gu: 
ten Gefeßgebung zutrauen, Daß fie auch da, wo fle durch 
Geſchworene urtheilen läßt, in dieſen das Bewußtſein le 
bendig erhält, daß die Geſchworenen ald Richter einen 
Wahrſpruch geben müflen, welcher Produkt der vollftän- 
digen Abwägung der Beweiſe ift.2%) Der Richter wie 
der Geſchworene ſoll Rechenichaft Darüber geben, daß er 
auf einem verftändigen, forgfältig prüfenden Wege zu fer 
nem Urtheile Fam. Während der Staatsrichter durch 
Enticheidungsgründe oͤffent lich Rechenſchaft ablegt, muß 
der Gefchworene bei ſich Die nöthige Prüfung vornehmen 
und feinem Gewiſſen Rechenichaft ablegen. Aus Diefer 
Auffaffung erklärt e8 fi), Daß ehrenwerthe Schriftfteller 
gewünfcht Haben, 2”) daß auch die Geſchworenen ihren 
Wahrſpruch motiviren. Wir halten -Died zwar für um 
ausführbar ; 28) allein wir legen defto mehr Werth auf 
das Dajein anderer Garantieen, welche bei den Geſchwo⸗ 
renen Das Vertrauen zur Gerechtigkeit ihres Wahrſpruchs 
verbürgen. | | 

2) Die Aufgabe der Gejeggebung muß dahin gerichtet 


25) nn auch von Hotz (Staatsanwalt in Zürid) 
in feinem beachtungswürdigen Buche: Leitfaden für Gefchworene, 
enthaltend eine durch populäre und praftifche Beifpiele erläuterte 
Anleitung der Pflichten des Geſchworenen. Zürich 1863. ©. 186. 

26) Daher zeigt auch Dernburg über Werth und Bedeutung der 
Schwurgerichte, Franffurt 1848, ©. 17, daß der franzöffde 
Geſetzgeber von feinen Gefchworenen nicht ein Gefühls-, ſon⸗ 
dern ein raifonnirtes Urtheil verlangt. 


27) Zernburs l. e. ©. 110—112. ©. auch Biener, Abhandl. IL 
. 113. 


28) S. die Nachweiſung in meinem Aufſatz in dem Magazin für 
hannoverifches Recht IL. ©. 90. | 
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ein, das Strafverfahren in Bezug auf die Beweife fo zu 
segeln, Daß den urtheilenden Staatsrichtern oder Geſchwore⸗ 
nen Die zuverläfftgften Materialien auf Die befte Weile ges 
tefert und Die Urtheilsfällung erleichtert werde. Hierin 
liegt der Hauptiheil der englifcdyen Beweislchre. 2) Ihr 
Charakter muß nicht bloß in dem Dajein gewiſſer Beweis» 
regeln, nicht in den Vorichriften, daß zur Verurtheilung 
wegen geivifier Verbrechen, 3. B. Huchverrath, eine gewiffe 
Zahl Zeugen gehört, fondern darin gejucht werden, Daß 
anf einer Seite das möglidhft umfaſſendſte Material gelie- 
fert und den Gejchiworenen Die Beurtheilung des Werths 
äberlafien wird, auf Der andern Seite Die Gefchworenen 
vor dem Eindrude trüglicher Beweismittel bewahrt wer: 
ben. Aus dem erften Gefichtspunfte erklärt fich der jelt 
1823 geltende io wohlthätige Orundiag, daß fein Zeuge 
wegen ſeines Intereſſe am Ausgange des Prozeſſes oder 
wegen erlittener Strafe von dem Zeugnifje ausgeichlofien 
werden joll. 8) Nur in Bezug auf Das Zeugniß ber 
Ehegatten ift eine Ausnahme anerkannt. — Auf dem zwei⸗ 
ten Gefichtspunfte beruhen Die Säge Des englifchen Rechts, 
dag a) fein Zeuge vernommen werden darf, der nicht beeidigt 
wird, weil der Eid die Bürgſchaft für Die Verftärfung des 
Pflichtgefühls Des Zeugen giebt, und weil die Zulaffung 
von Zeugen, die unbeeidigt ausjagen (gleichlam nur um 
renseignemens zu gewähren, 31) mehr oder minder Doc, 


29) Wir machen unfere Lefer auf die zwei in ber Zeitſchrift für 
ausländifche Gefekgebung Band XXVI. Nro. XI. mitgeiheilten 
Geſetze — die Prozeßordnung für Malta und die amerifanifche 
Geſetzgebung für Indiana aufmerffam. In ihnen ift die eng- 
lifche Beweislehre am beiten copificirt. 


3%) Darüber Best, treatise p. 185. | 
3) Daher erflärt fih auch auf das Beftimmtefte jeder engliſche 
Jurift gegen die franzöfifhe Sitte, nach welcher der Aſſtſen⸗ 


präfident während ber —— ‚Zeugen , jedoch unbeeidigt, 
als Auskunftszeugen vernehmen darf. 
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auf die Ueberzeugung der Geſchworenen einen Einfluß 
übeh kann, ungeachtet feinem Zeugnifle die nöthige eibliche 
Sanktion fehlt. b) Alle Zeugniffe von Hörentagen (mit 
einer Ausnahme) werden nicht zugelafien: c) eben ſo 
wenig Ausiagen, bei welchen Der Zeuge feine individuelle 
leicht trüglihe auf willfürlihe Auffafiungen beruhende 
Meinung ausipredhen würde, z. B. über Das Benehmen 
des Angeichuldigten in gewiſſen Lagen. 32) Ausiagen über 
den früheren Lebenswandel unt Charakter des Angeſchul⸗ 
Digten dürfen von dem Anfläger nicht vorgebracht werben. 3%) 

3) Es muß durd) Die Geſetzgebung in allen zum Richters 
amte Berufenen das Bemwußtiein begründet werben, Daß 
ihr Geichäft eine verftändige Operation des gewiffenhaften 
Prüfens und Abwägens der Beweile und ihr Ausiprud 
das Broduft des Gefühle nicht jein muß. Daher muß ſchon 
der Eid der Geſchworenen a) beftimmt darauf gerichtet 
werben, daß fie nach den vorgelegten Beweiſen zu urtheis 
len haben, und wuͤnſchenswerth ift Die Vermeidung aller 
Ausbrüde, wodurch eine unklare Vorftellung erweckt wird, 
daß es nur auf ein Dunfles Fühlen, oder auf den Total 
eindrud anfommt. 3%. Die Gefehgebung muß fi auf 
Har darüber ausiprechen, Daß, wenn fie den Staatsrichtern 
auflegt, nach innerer Ueberzeugung zu ſprechen, ſie Dabel 
vorausfegt, 35), Daß bie Richter Die Grundregeln der Logif, 


32) Daher wird fogleih dem Polizeimann (constable) Schweigen 
geboten, wenn er 3. B. ausfagen will, welche Gebehrben der 
Angefchuldigte bei der Verhaftung machte, ob er beftürzt war. 


35) Ausgenommen, wenn der Vertheidiger Beweife des guten Cha⸗ 
rafters anführte, wo dann auch der Anfläger zur Piderlagun 
andere Thatſachen vorbringen kann. Der Rückfall darf 
an werden, wenn ber Wahrſpruch der Schuld ergan: 
gen ft. 


84) Geib, die Reform des deutichen Nechtslebens ©. 135. 


85) Arnold im Gerichtefanl 1852 UI. ©. 278. Dies fpredyen au) 
aus aie Motive zur großherzogl. heſſiſchen Strafprozeßorbnung 
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die Grundjäge der Wahricheinlichkeit und Die rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen über den Beweis zu Rathe ziehen werden. b) Es 
muß Dabin gewirkt werden, daß in der Verhandlung Die 
Grörterungen des Staatsanwalts und des Bertheidigers 
den Charafter an fidy tragen, daß die vorgelegten Beweiſe 
nach den durch Die. Wifjenichaft entwidelten Beweisregeln 
gegliedert und geprüft werden. c) Es muß Elar die Idee 
beroorgehoben werden, Daß Da nur eine Annahme bes 
Schuldbeweiſes zulaͤſſig ift, wenn die Geſchworenen finden, 
daß nach forgfältiger Erwägung aller Umftände vernünfs 
tiger Weiſe fein erheblicher Zweifel an Der Wahrheit ber 
Schuld mehr übrig ift. 36) 

4) Das Streben muß dahin gehen, daß Die vernuͤnf⸗ 
tigen, auf logiſche Saäͤtze und lange Erfahrung gebauten, . 
durch Die Wiffenichaft entwidelten Beweißregeln den Ger 
ſchworenen gehörig entwidelt und von ihnen wie von den 
Staatsrichtern benugt werden. Bei den lebten liefern Die 
Entiheidungsgründe die Bürgichaft, daß die Berathung 
nach jenen Regeln ftrengeft geichehen ift. Während bei dem 
Berfahren vor dem Staatsrichter Das Geſetz vorausſetzen 
darf, Daß Dieje mit der wiflenichaftlich entwidelten Beweis» 
iehre gehörig vertraut find, muß bei dem ſchwurgericht⸗ 
lichen Verfahren gelorgt werden, daß der Staatsanwalt 
und der Vertheidiger nad) den Beweisregeln Die Anklage 
und Bertheidigung begründen, und der Präftdent im 
Schlußvortrage Die einichlägigen Regeln zergliedere, Die 
Geſchworenen warne und auf Zweifel aufmerkſam mache. 
Wenn man zwar diefe Art von Darftellung des Praͤſidenten 
für bedenklich Hält, EN) weil dann die befondern Auffafiun- 
gen des Vorſitzenden leicht einen großen Einfluß auf Die 


26) Darin liegt, wie die Erfahrung lehrt, ein Hauptgrund der 
guten Wirfamfeit der engliihen Jury. 


37) Gewichtige Gründe von Arnold im Gerichtsſaal 1862. I. ©. 
278. 80. 


⸗ 
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Geſchworenen üben, fie von eigener Prüfung der Beweiſe 
abhalten Tönnen, fo jeten wir freilih voraus, Daß bie 
Stellung des Präfidenten eine andere als in Frankreich 
fein wird, allein wir beiorgen feine Gefahr, wenn. ber 
Bräftdent gewiſſenhaft ift, fich vor Zudringlichkeiten huͤtet 
und ‚Die Berweisregeln mehr im Allgemeinen oft Durch 
Benugung von erläuternden Beifpielen entwidelt. Was 
Dagegen den Werth gefeglicher Beweisvorſchriften betrifft, 
fo kann die Nichtigkeit der in neuerer Zeit gegen folche 
Beweisvorichriften angegebenen Gründe nicht in Albrebe 
geftellt werden. Begnügt fid, der Geſetzgeber mit allge 
meinen unbeftimmten, fehr elaftifchen Vorſchriften, fo if 
eigentlich Die gefegliche Beweistheorie eine Umſchreibung 
des Satzes, Daß die Richter ihrer Ueberzeugung folgen 
ſollen; fucht aber der Gefeßgeber in der beften Abſicht bie 


Gefahr der Verurtheilung Unfchuldiger zu beieitigen, dur) 


enge gefaßte und viele Befchränfungen enthaltende Beweis⸗ 
vorichriften das Ermeffen der Richter zu regeln, fo if 
vorherzufehen, daß zu oft Die Richter Schuldige freifprecyen 
müffen. Bor und liegt ein merkfwürdiged Zeugniß. Die 
neue Bernifche Strafprozeßordnung hat (nad) uniern obigen 
Mittheilungen) den in Eorreftionellen Faͤllen ohne Zuziehung 
von Geſchworenen urtheilenden Richtern eine geſetzliche 
Beweistheorie vorgeichrieben. Der Generalprofurator von 
Bern hat nun in feinem jehr beachtungsmwürdigen ‚Berichte 
über den Zuftand der Strafrechtspflege des Kantons Bern 
vom 1. Juli 1851 bis 31. December 1852 88) nachge⸗ 


wieſen, Daß Die vorgeichriebene Beweistheorie fich als um 


genügend und unpraftifch gezeigt und die Folge gehabt 
habe, daß in Ermangelung der erforderlichen Beweiſe bie 
Anzeigen nicht verfolgt oder Die Angeichuldigten freiger 


38) Diefer fehr umfaflende, von dem Generalprofurator Herrmann 
- bearbeitete Bericht enthält viele fehr beadhtungswürbige Erfah 
rungen über Mängel oder Lüden des Gefepe. . 
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prochen werden müffen. Bergleicht man Die in der neuen 
ftreihiichen Strafprozeßordnung enthaltenen Beweisvor⸗ 
hriften 89%), jo muß man anerfennen, Daß ſie das treue 
Frgebniß der richtigften Sorfchungen in Der Beweislehre 
ntbalten und Die Richtung bezeichnen, In welcher Die Richter 
n den Entiheidungsgründen über die Operation des Urs 
heilens, um zur Ueberzeugung zu gelangen, fich rechtfer- 
igen follen. Wir halten für den Kernpunft Diefer Bes 
weislehre den 8. 260 49), injofern er den nad) den Erfah⸗ 
ungen Englands fo trefilich wirfenden Eat: daß da, wo 
ermünftiger Weile anzunehmende erhebliche Zweifel an 
er Schuld vorliegen, nicht verurteilt werden Darf. (9) 


9) Strafprozeßordnung vom 29. Juli 1853 $. 259—82. 
0) Der $. 260 lautet: 
Allgemeiner Grundſatz für die Beurtheilung der rechtlichen Kraft ver 
Beweiſe. 


F. 260. Die rechtliche Kraft der Beweiſe iſt nach den in 
den folgenden 88. 261 — 282 vorkommenden Beſtimmungen zu 
beurtheilen, jedoch ift Fein Beweismittel für ſich allein, fondern 
jeder in Verbindung mit der ganzen linterfuhung und Ber: 
handlung in Betradt zu ziehn. Sobald daher entweder bie 
Unpartheilichfeit der Zeugniffe durch yperfönliche Verhaͤltniſſe 
oder die Glaubwürdigkeit was immer für eines Beweiſes dur 
entgegenftehende Erfahrungen, oder wegen deſſen Unwahrfchein- 
lichfeit nad) dem natürlichen und gewöhnlichen Gange der Er: 
eigniffe in ihrem Zufammenhange bebenflich gemacht wird, ver- 
liert der Beweis an feiner rat, und ein auf foldhe Art ges 
fhwächter Beweis fann nicht mehr als rechtlich betrachtet werben. 
Der Richter ift folglich auch beim Daſein der im gegenwärtigen 
Sefege bei den einzelnen Beweisarten aufgeführten einzelnen 
Beweis-Erforderniſſe nicht verpflichtet, den Angeklagten als 
ſchuldig zu verurtheilen ($. 283), wenn er aus der aufmerffamen 
Erwägung aller Umftände die Erwägung von der Schuld def- 
ſelben nicht erlangt hat, fondern ihm ‚darüber aus entgegen 
fiehenden,, aber deutlich zu bezeichnenden Gründen ($. 292 
lit. g.) noch Zweifel übrig bleiben. Dabei darf jedoch der 
Richter nicht Vorausfeßungen und Wahrnehmungen als Bes 

ründung annehmen, deren Berückſtchtigung eine ausbrüdliche 
Befimmung des Geſetzes unterfagt ($$. 3 u. 233 des Strafs 
ee) ner welche in ver gepflogenen Berhandlung nicht ent- 

n find. 
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übrigens mit einer Umfchreibung und Bezeichnung der 
Richtung ausdrüdt, nad) welcher Die Ridyter das Daſein 
eines Zweifeld prüfen iollen. Der ichwierigfte Punkt in der 
Beweislehre bleibt immer der auf den Beweis durch Zu 
fammentreffen der Umftände fich beziehende. Die in $. 27941) 
- aufgeftellten Drei Bedingungen lafien dem Ermeflen der 
Richter noch einen weiten Raum. Wenn nad) $. 280 der 
Sat aufgeftellt wird, daß in Der Regel zu Dielen Be 
weiſen nur das Julammentreffen von Drei rechtlichen 
Verdachtsgruͤnden nothwendig ift, jo kann dieſe Beftimmung 
der Unſchuld gefährlich werden, weil leicht durch Zufall 
drei Indizien zuſammentreffen koͤnnen; allein wir beſorgen 
dennoch keine Gefahr, weil eben 8. 280 eine Vorſchrift 
enthält, welche dem Streben, viele Indicien aufzuzählen, 
entgegenwirft, und weil $.260 und 282 dem Richter zur 
Pflicht macht, nach gewiffen im Geſetze angebeuteten Rüd: 
fihten 2) das Dafein von Zweifelsgründen zu beachten, 


41) Der Art. 279 beſtimmt: 
Zufammentreffen von Verdachtsgründen. 


s 2796. Ein die That leugnender Befchuldigter kam 
aus dem Zufammentreffen von Verdachtsgründen jedoch um 
dann rechtlich übertwiefen gehalten werden, wenn folgende Be 
dingungen vereint zufammentreffen:: 

1. Es muß die That mit allen Umftänden, welche ihre 
Strafbarfeit begründen, rechtlich erpiefen fein. 

2. Es muß gegen den Befchulvigten bie erforderliche Zahl 
rechtlicher Verdachtsgründe von der in den $$. 138— 40 anges 
führten Art oder von gleiher Stärfe zufammentreffen. 

3. Aus der Berbindung der durch die Unterfuchung er 
hobenen Verdachtsgründe, Umftände und Berhältniffe- muf 
fit eine fo nahe und deutliche Beziehung der That auf bie 


Perfon dee Angeflagten ergeben, daß nad dem natürlichen 


Gange der Greignife fein Grund zu Zweifeln übrig bleibt, 
daß er die That begangen habe. 


42) Nah $. 282 müſſen die rechtlichen DBerbachtsgründe, die In 
$. 282 erwähnten Umflände, jeder für ſich rechtlich bewieſen 
fein und es darf weder Durch die Verantwortung des Beſchul⸗ 
digten, noch durch entgegenftehende Erfahrungen ober andere 
Umftände, welche für die Schulblofigfeit ſprechen und von bem 


⸗⸗ 
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fo daß die Richter nicht gehindert find, Die Schuld an 
wierfennen,® aber vor leichtfinniger Annahme gewarnt und 
zur Rechenſchaft über die Geiftedoperation aufgefordert 
werden. 

I. SBrüfen wir nun die zweite Garantie einer Ver⸗ 
trauen erwedenden Urtheilsfällung durch Staatsrichter, 
namlich Die Anordnung, Daß die Richter Entfcheis 
dungsgrünte aub in Anſehung ihres Aus- 
ſpruchs über Die Thatfragen geben müffen, fo 
balten wir Diele Garantie für nothwendig. Die Einführung 
bes mündlichen Verfahrens und die Aufhebung Der geſetz⸗ 
lichen Beweistheorie hat häufig Die Anficht erzeugt, Daß 
die Enticheidungsgründe nicht mehr Die Bedeutung haben, 
welche ihnen in dem alten Strafverfahren zugeichrieben 
werden mußten. Am fcharffinnigften ift Diefe Anficht in 
nenefter Zeit von Walther 42) begründet worden, indem 
er den Sat aufftellt, Daß Die Enticheidungsgründe in 
dem mündlichen Verfahren ohne geiehliche Beweistheorie 
gar feinen Sinn und gar feine Bedeutung haben und 
ſelbſt unmöglich find. Die Bedeutung diefer Gründe (für 
die Entidyeidung der Thatfrage) war, wie Walther be- 
merkt, Die: ein Surrogat für die Deffentlichfeit zu gemäh- 
ren, was Da wegfällt, wo ohnehin das Verfahren öffent- 
fh if. Für den prüfenden Oberrichter Fonnten fie eine 
Bedeutung haben, um zu erkennen, warum der vorige 
Richter das Urtheil gab, was aber nur da Anwendung 
Andet, wenn die Enticheidung auf geieglicher Beweistheo- 
tie beruht, während da, wo die Richter ohne eine jolche 
Theorie nach freier Ueberzeugung enticheiden, feine Ent- 


Gerichte forgfältig nach $. 260 zu würdigen find, entfräftet ober 
zweifelhaft werben. 
4) Die Rechtsmittel im Strafverfahren S. 131. rüber fehon 
Köftlin im Wendepunft des deutſchen Strafverfahrens 
. 114 fi) gegen die Entjcheldungsgründe erklärt. 
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ſcheidungsgruͤnde angegeben werten können und Die Richter 
nur ausiprechen, daß fie überzeugt wordene find, aber 
nicht, warum fie e8 wurden, indem fie auf ihre gewonnene 
Heberzeugung ſich berufen fönnen. Walther findet für 
feine Anficht eine Beftätigung in der braunſchweigiſchen 
Prozeßordnung, nad) welcher aud) Die Kreisrichter Feine 
Enticheidungsgründe geben; er beftreitet auch die Richtig, 
feit der Behauptung, daß durch joldye Gründe größer 
Gründlichfeit der Berathung veranlaßt werde; ihm jcheint, 
daß dieſe Anficht auf einem unberechtigten Mißtrauen ge 
gen den Richterftand beruhe und daß die Gründlichfeit 
auch ohne Enticyeidungsgründe auf anderen Wegen be 
wirft werden fönne. +*) 

‚ Wir koͤnnen mit dieſer Anficht und nicht befreunden 
und würden ed für einen bedenklichen Rüdichritt und einen 
Nachtheil für den Richterftand und für das Vertrauen zu 
Rechtöpflege erfennen, wenn man mit einer unmotivirten 
Ueberzeugung der Staatsrichter fich begnügen wollte. 9 
Wir geftehen, daß wir früher das Inftitut Der Entſchei⸗ 
dungsgründe im Zufammenhange mit gefeglicher Beweis⸗ 
theorie und mit dem Rechte Der Berufung gegen ben 
Staatsrichter auffaßten. 9) Wir werden bei Nro. IL 
nachweiien, Daß wir die Zulaffung der Berufung für eim 
nothwendige Garantie halten; allein wir behaupten, dah 


44) Walther S. 138 bemerkt insbefondere, daß die Berathung und 
Abftimmung über die probucirten Beweismittel im Einzelnen zu 
empfehlen jei. 

45) Schon Gans in feinen Beiträgen zur Revifion der preußifcen 
Sefeßgebung I. S. 85 erklärt es für eine kaum begreiflide 
Monftruofität, mit folher unmotivirten Weberzeugung fid zu 
begnügen. 


46) Walther ©. 138 hebt aus früheren Schriften des Verf. Stellen 
hervor, die beweifen follen, daß konſequent der Verf. des ge 
enmwärtigen Aufſatzes felbft gegen die Entſcheidungsgründe im 
Beutigen Verfahren fich entfcheiden müffe. 


in Deutſchland sr. = 143 


elbft ohne Appellation die Enticheidungsgründe -eine wich⸗ 
ige Garantie gewähren und große Bedeutung haben. Es 
ft befannt, daß nad dem franzsitichen Rechte in for- 
eftionellen Rüdfällen die Richter, welche ohne Geſchworene 
ichten, Enticheirungsgründe dem Urtheile beizufügen ha- 
on, +”) und wenn auch nicht felten in Frankreich Diefe 
Motivirung fehr ungenügend mit einem Paar allgemeiner 
Phraſen geichieht, fo ift Dies doch nicht die Sitte der 
befferen Gerichtshoͤfe, und glüdlicherweile lehrt auch hier 
wieder Die Erfahrung, daß die‘ rheinifchen Gerichtshoͤfe 
ücht selten weit gründlicher das franzöftiche Beleg an- 
venden und in Bezug auf die Thatfrage trefflich motivirte 
Irtheile geben. Auf jeden Fall haben die deutichen Ge⸗ 
eßgebungen feit 1848, welche öffentlihes münbliches 
Strafverfahren einführten, aber gefegliche Beweistheorie 
ingeführt haben, den Staatsrichtern Die Pflicht aufgelegt, 
Intiheidungsgründe beizufügen. Das preußiiche Geſetz 
om 17. Juli 1846, \ welches öffentliches muͤndliches 
Berfahren für den Bezirk des Kammergerichts in Ber- 
in einführte, Hat in $. 19 die gefeliche Beweistheorie 
mfgehoben, aber Die Richter verpflichtet, Die Gründe, 
velche fie bei der Prüfung der Beweiſe leiteten, im Urs 
heile anzugeben. #5) Nur die braunfchweigifche Straf 
seogeßordnung hat auch für die Urtheilsfälung durch 
Staatsrichter nur Die freie Ueberzeugung, feine Ans 


7) Wir wiffen wohl, daß der franzöftfche Caſſationshof in einigen 
Rechtsſprüchen (f. auch Helie traite V. p. 432) ihre conviction 
auszufpredhen nöthig haben sans Etre astreints à dednire les 
causes de cette conviction ; allein in der Praris werben re- 
gelmäßig Motive angegeben. 


#8) Tüchtige preußifche Praktiker, welche die Prinzipien des neuen 
preußifihen Geſetzes für die richtigen erflärten, ſprachen ſich 
damals entjchieden dahin aus, daß Die Abgabe der Entſcheidungs⸗ 
gründe eine unerläßliche Forderung fei; ſ. Neffel, das preuß. 
Strafprozeßgeſetz, Berlin 1848. S. 246. Die Schrift: Krit. 
Bemerf. über das preuß. Gefeß von einem prakt. Richter ©. 93. 
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gabe der Enticheidungsgründe gefordert. Wir ſind ſchul⸗ 
Dig, zu erklären, daß nad) den Erfundigungen bei aus 
gezeichneten braunfchweigiichen Praftifern gegen dieſe An 
ordnung feine Klagen laut werden; dennoch möchten wir 
dies Zeugniß nicht als einen Grund gelten laflen, daß 
überhaupt in allen Ländern, da’, wo die Staatörichter 
allein in den ichwerften Straffällen auch das Urtheil über 
Die Schuld ausfpredhen, ihre unmotivirten Urtheile gen 
gen follten, weil es bedenklich ift, von Der Erfcheimung, 
nad) welcher in Braunichweig Die Richter nur in korrektio⸗ 
nellen Fällen, wo geringe Strafen, in der Regel einfadyere, 
zu erfennen find, wo auch bisher Die politiichen und Preß⸗ 
prozefie an Geichiworene gewiefen waren, ohne Entſchei⸗ 
Dungsgründe urtheilen, aber nur wenn Stimmeneinhellig 
feit vorhanden ift (Strafprozeß- Ordnung $. 92); einen 
Schluß abzuleiten, Daß auch in anderen Ländern, wenn ben 
Staatsrichtern überlaffen würde, auf Mehrheit der Stim 
men felbft Todesurtheile wie Orakelſpruͤche unmotivirt zu 
geben, ein gleiches Vertrauen ihren Urtheilen zu Thal 
werde. Dorzüglich bitten wir unjere Leſer zu erwägen, 
daß in zwei Ländern, in welchen feine Schwurgerichte 
vorkommen, wo nur Staatdrichter in allen Straffällen, 
jedoch auf den Grund des mündlichen öffentlichen Ber 
fahrens urtheilen, gegen ihre Urtheile auch Feine Berufung 
zugelaffen ift, Dennoch, Enticheidungsgründe über Die That 
frage als mefentliche Garantieen erklärt werden, naämlich 
im Königreicye der Niederlande und in den italienifchen 
Staaten von Neapel, Sardinien und Toskana. Im Dielen 
Staaten ift aud) jede gefchichtliche Beweistheorie bejeitigt; 
in den Niederlanden ift zwar eine Art von geſetzlichet 
Beweistheorie vorgefchrieben, allein jo allgemein und ev 
ſtiſch, Daß eigentlich zulegt nur Die Meberzeugung des 
Richterd enticheidet. Die forgfältigfte Beobachtung ded 
Verfaſſers dieſes Aufiages in ven oben bezeichneten Län 
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dern, ‚die Grfundigungen bei ausgezeichneten Praktikern 
und Das Studium vieler Strafurtheile und ihrer Entichets 
dungsgruͤnde begründen Die Ueberzeugung, daß es auch 
bei bem miündlidyen Strafverfahren, bei dem Mangel einer 
geieglichen Beweistheorie jehr wohl den Gerichten moglich 
iR, gute Rechenſchaft über Die geiftige Operation der Rich⸗ 
ter ablegende Enticheidungsgründe zu bearbeiten. Alle 
Praltiker aber Diefer Länder verfichern, Daß in der Pflicht, 
Entſcheidungsgruͤnde zu geben, ein Hauptmittel liegt, ges 
rechte und gründliche Urtheile zu fichern. Die ehrenwer⸗ 
theſten und hochgeftellte Richter jener Länder erflären ges 
radezu, Daß fie es für ein großes Unglüd halten würden, 
wenn man die Richter nöthigen wollte, unmotivirte Straf 
uriheile zu erlaffen und dadurch das Vertrauen zu dem 
Richterftande zu ſchwaͤchen. — Prüft man genauer den - 
Stand der Frage, fo überzeugt man ſich bald, daß der 

Grund, aus welchem mandye Schriftiteller gegen die Ent 
ſcheidungsgruͤnde fich erklären, theild in den Anfichten über 
Die Bedeutung des Urtheilend nach freier Üeberzeugung, 
theils in Der Art der Auffaffung des mündlichen Etrafs 
verfahren liegt. In Bezug auf den erften Punkt begreift 
man freilich, Daß Diejenigen, welche die richterliche Ueber⸗ 
jeugung, mit der man ſich begmügt, als ein Produkt des 
Inftinkts der MWahrheit betrachten, oder Alles auf den 
Totaleindruck ftellen oder in einer gewiffen unausſprech⸗ 
lichen Macht, für welche fi) der Richter Feine Rechen: 
ihaft geben kann, den Grund der richterlichen Ueberzeu- 
gung finden, auch von Dem Werth Der Enticheidungsgründe 
ich nicht überzeugen können. Sobald man aber nad) Der 
obigen Ausführung von der richterlichen Enticheidung for 
dert, daß fie auf eine Gewißheit ſich füge, welche das 
Ergebniß einer geiftigen Operation fein muß, bei welcher 
nach einer auf den Grund der auf Forderungen Der Logik 
wb lange Erfahrung gebauten Beweisregeln nen 


echiv b. Gr. I, 1854. I. ©t. 
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Prüfung aller vorgelommenen Beweije Die Thatfache der 
Schuld ald gewiß angenommen wird, weil fein erheblicyer 
Zweifel an der Schuld mehr übrigt, 10 iſt es leicht, Die 
Rechenſchaft Des Richters über die vorgenommene Geiſtes⸗ 
operation in Entidyeidungsgründen auszudrüden. — Dies 
ift nad) den Zeugniffen aller Männer, die lange in Cri⸗ 
minalfollegien urtheilten, möglidy und wohlthätig. Man 
bat aber audy in Der vorliegenden Frage Die wahre Be 
Deutung des mündlidhen Strafverfahrene im Zuſammen⸗ 
hange mit der Beweislehre nicht richtig gewürdigt. Un 
fehlbar wird die Erreichung der Gewißheit wefentlich 
durch Das mündliche Verfahren befördert, injofern Die ur 
theilenden Richter (Staatsrichter oder Geſchworene) ſicher 
find, zuverläflig Die richtigen Ausiagen, 3. B. der Zar 
gen, treu zu erfahren, zugleidy Durch Die Fragen, welde 
fie ftellen können, jeden Zweifel oder Lüde zu bejeitigen 
im Stande find und durch die Beobachtung des Zeugen 
und der Art feiner Ausfage die Mittel erhalten, ficherer 
über jeine Glaubwürdigkeit zu urtheilen und durch bie 
Art, wie von Seiten des Staatsanwalt und des Ber 
theidigerd auf Die Bemweiserhebung gewirft und das Er 
gebniß derſelben zergliedert wird, ein weit vollftändigeres 
Bild des Ineinandergreifend aller Beweife, aller Zweifel, 
die fid) gegen die Annahme der Schuld erheben faffen, 
und zugleich Die Möglichkeit erhalten, auf gerechte Welle 
das BVerhältniß Diefer Zweifel zu den Anjchuldigungsbewer 
fen zu würdigen. So weit erfenmt der praftiiche Englaͤn⸗ 
der den Werth der Mündlichkeit; fobald man, wie bad 
oft- in Frankreich geſchieht, den Vortheil geltend macht, daß 
Die Richter aus der Art des Benehmens des Angeklagten, 
aus feinem Schweigen auf eine Frage oder auf feine Hab 
tung im Verhöre Edylußfolgerungen auf jeine Schuld ab» 
leiten fönnen und den (oft gerühmten) Totaleindrud von 
der Schuld erhalten, muß Diefe Richtung der Muͤndlichkeit 
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r gefährlich erklärt werden. Wer weiß nicht, wie oft 
mzoͤſiſche Geſchworene vertraulich verfichern, daß fie zum 
zahrſpruche der Schuld beſonders durch die Verlegenheit, 
er das Schwanfen, oder die Weigerung des Angeklagten 
antworten, ober Durch fein heuchlerifches Lächeln oder 
ftige Yeußerungen beitimmt wurden. Wer weiß aber 
cht auch, wie trüglich foldye Gebehrbenipähe ift und 
n auffallendes Betragen des Angeflagten nur die Folge 
idenichaftlichen Benehmens des Staatsanwalts oder der 
dringlichen Faptiöien Befragung und eines Parteilichkeit 
rrathenden Betragens des PBräfidenten ift. 49) 
Wir fegen nach der obigen Ausführung voraus, daß 
e Staatsrichter bei ihrer Berathung und- Abftimmung 
ich ohne gefegliche Beweistheorie den vernünftigen Ber 
eisregeln folgen. In den Enticheidungsgründen liegt Die 
ürgichaft 59%) dafür, daß die Richter mit Gewifjenhaf- 
jfeit prüfen und Rechenſchaft über Die Art ablegen, wie 
: zu ihrem Urtheile gefommen find. 
Es fällt bei Dieter Entwidelung und nicht ein, in 
x Pflicht, Enticheidungsgründe zu geben, ein unfehlbares 
Rittel zu erblicken, immer gerechte Strafrechtöpflege zu 
halten. Wir wiflen recht wohl, wie leicht ed einem ge- 
yandten Richter wird, da, wo einmal der Wille feftfteht, 
en Angeklagten ſchuldig zu erklären, auch Enticheidungs- 
ründe zur Rechtfertigung zu finden; mir werden ebenjo 
yenig mit der häufig vorkommenden Eitte zufrieden fein, durch 


9) Mit Recht Hat die neue öfterreihifche Strafprogeforbnung $. 143 
erklärt, daß verwirrte Reden, Stottern, Zittern, Veränderung 
der Gefichtsfarbe, Beftürzung u. A. nicht als rechtliche Ver: 
dachtsgründe gelten follen. 


0) Zn den Motiven zur heſſ. Strafprozeßordnung ©. 37—30 wird, 
nachdem ausgeführt wurde, daß man keinen Beweis einzeln 
habe geben wollen, ausgeſprochen, daß die den Richtern zur 
Pflicht gemachte Motivirung (Entwurf $. 337) ihres Urtheils 
die Bürgſchaft giebt für ihre Pflichterfüllung. 


8” 
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allgemeine unbeftimmte Ausdrüde 51) die Annahme zu 
rechtfertigen. Selbft Die große Zahl von kunſtreich ge 
häuften Enticheidungsgründen täuicht und nicht. 5) Wir 
fordern, daß die Richter in den Gründen vollftändige Res 
henichaft geben, auf welche Beweismittel fie ihr Urtheil 
bauten, inwiefern fie die Erfordernifie der Glaubwürdig- 
feit vorhanden fanden, warum jie Die vorhandenen Zwei⸗ 
fel als bejeitigt betrachteten. 53) Daß die Bearbeitung 
folcher Enticheidungsgründe moͤglich ift, lehrt die Erfah: 
rung. — Das Inftitut der Enticheidungsgründe zeigt feine 
Bedeutung vorzüglid) im Zuſammenhange mit der Berus 
fung, weldye wir (wie bei Nro. III. gezeigt werben fol) 
für eine nothwendige Garantie bei Urtheilen der Staat 
richter betrachten, und jelbft wenn man dieje nicht zuläßt, 
in Verbindung mit der Nichtigfeitsbeichwerde wegen uns 
wahrer oder mangelhafter Entſcheidungsgründe. 5%) Aber 
aud) da, wo diefe Rechtsmittel nicht geftattet find, werben 


‚ 51) 3. 23. in Erwägung, daß durch mehrere Zeugen hergeftellt if, 
daß ꝛc. oder daß aus dem Zufammentreffen mehrerer Umftände 
fich ergiebt, daß ac. ' 


52) Wir- befigen ein Urtheil einer militairifhen Commiſſion aus 
Italien, in welchem 16 Indicien aufgeftellt find, darunter 3.2. 
daß der Angeklagte bei jeder Gelegenheit Sympathie für bie 
Bewegungspartei an den Tag legie, unter andern ern, 
bag er an einem politifhen Mittageffen Theil nahm, unter 
andern Nummern, daß er bei einem Leichenbegängniß eines 
verftorbenen politifchen Parteimanns fich betheiligte, unter an- 
dern Nummern, daß er einen politifchen Flüchtling unterftügte. 


53) In der öfterreihifchen Strafprozeßordnung ©. 292 wirb ben 
Richtern genau vurgefihrieben, worauf fie bei der Bearbeitung 
der Sntfcheidungsgründe fehen follen. 


54) Daß diefe Art der Nichtigfeitsbefchwerden zuläffig und ausführ⸗ 
bar ift, beweift die Gefebgebung von Neapel, und Nicolini hat 
die Zwedmäßigfeit davon trefflich nachgewiefen. Auch in ande 
ren italienifhen Staaten wünfchen die Praktiker die Ausdeh⸗ 
nung der Gaffation auf ſolche Fälle. Kin hochgeflellter preu⸗ 
Bifcher Praftifer verfichert,. daß das Obertribunal in Berlin ein 
Urtheil caffirte, weil die Motive (wegen der Thatfrage) ganz 
allgemein und nichtsfagenn waren. 
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e Enticheidungsgründe einen Werth Haben, um bas 
flichtgefühl der Richter, welche wiffen, daß fle Rechen 
yaft in den Gründen ablegen müffen, zu verftärfen und 
e Gefahr zu beieitigen, daß ein Urtheil der Schuld auf 
re oberflächliche Abftimmung, auf bloße durch trügliche 
efühle oder fogenannten unflaren Totaleindrud gebaute 
eberzeugung 55) der Mehrheit der Richter gebaut iſt. 

- Werben fchlechte oder unwahre Enticheidungsgrünbe 
hgefaßt, fo wird In der firengen Sritif, welche die Preſſe 
Wübt, ein Mittel liegen, Die Richter aufmerkſamer und 
rgfältiger zu machen. Unfere bisherigen ‚Ausführungen 
id aber bedingt durch eine zwedmäßige Art der Abftim- 
ung. Hier zeigt fich eine Unflarheit und eine Mangel- 
ftigfeit in manchen unierer Kollegien, welche der Aufs 
erkiamfeit aller Freunde einer gerechten Juſtiz würdig 

Man hat nämlich Häufig die Sitte, nur nad) den 
efultaten abftimmen zu laflen, und nimmt Daher einen 
ollegialbeihluß an, wenn z. B. nur die Mehrzahl der 
ichter den Angeklagten fhuldig erklärte, wenn auch jeder 
bftimmende aus verichiedenen Gründen fein Urtheil aus⸗ 
rach. Derjenige, weldyer das Urtheil zu bearbeiten hat, 
mmt Dann aus den von den einzelnen Mitgliedern vor- 
ebrachten Gründen einige heraus, wie fle ihm zu dem 
ezogenen Refultate zu paflen jcheinen, oder erhebt Die 
rünbe, welche die Abftimmenden leiteten, zu den Ents 
beidungsgründen des Kollegtums. In Preußen ift Diele 
itte Schon 1819, 1834, vorzüglich 1840 zur Sprache 
efommen und Der Yuftizminifter (v. Mühler) hatte durch 
eifript vom 12. Dec. 1840 nad Vernehmung einiger 
jerichte fich Dafür ausgeiprochen, 5%) daß ehe es zur Ab⸗ 


) Wo feine Entfcheidungsgründe verlangt werben, gefchieht es 
(leider find ſolche Fälle fchon vorgefommen), daß ein Richter 
bei der Abftimmung fi einfach auf feine Meberzeugung beruft. 


) Preuß. Iuftizminifterialblatt 1841. S. 18. 24. 
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flimmung über das Endrejultat fommt, die der Entichel- 
dung zu Grunde liegenden faktiſchen und rechtlichen Mo 
mente durch die Mehrheit feftgeftellt werden muͤſſen und 
fo eine Abftimmung über Die einzelnen Gründe nothwendig 
ft. Auch Herr v. Savigny 56) Hat fich für die Zweck⸗ 
mäßigfeit der Abftimmung nad) Gründen ausgeiprochen. 
Befolgt man bei der Abftimmung eine andere Methode, 
fo fommt man zu einem trüglichen Reſultate und febt ſich 
ber Gefahr aus, ein Strafurtheil als angebliches Refultat 
der Mehrheit des Gerichts zu erklären, bei welchem viel 
leicht jedes der mitftimmenden, zur Mehrheit gehörigen 
Mitglieder die Entfeheidungsgründe mißbilligt. Wird über 
Gründe abgeftimmt, jo zeigt ſich erft Der wahre Wille des 
Gerichts und die Erfahrung in Kollegien lehrt, Daß oft 
ein Urtheil, welches bei allgemeiner Abftimmung auf 
Schuld lautet, bei näherer Abftimmung über Die Gründe 
ald ein von der Mehrheit gemißbilligted Urtheil fich er 
giebt, weil Die Mehrheit jeden der Gründe verwirft, wor⸗ 
auf die einzelnen Abftimmenden ihr Urtheil der Schul 
bauten. Wenn z.B. A. den Angeflagten fchuldig fand, 
weil Zeuge B. eine beichuldigende Ausſage des außer 
gerichtlichen Geftändniffes bezeugte, weil die Drohung er 
wiefen ift und weil der Angeklagte fidy nicht rechtfertigen 
fonnte, wozu er das gefaufte Gift verwendete, wenn dad 
Mitglied C. diefe Gründe als trrig erflärt, aber ſchuldig 
findet, weil der Angeklagte am Drte der That gefehen 
wurde und vorher ſchon Verfuche zur Ausführung de 
Verbrechens machte, wenn dann das Mitglied D. die 
Gründe des A. und C. für nicht genügend erflärt, aber 
aus anderen Gründen fchuldig findet, fo würden Die Drei 
Stimmen der Schuld, ungeachtet Der Verſchiedenheit ber 


57) Spfiem des’ heutigen roͤmiſchen Rechts von Savigny. VI. Thl. 
- 40 . i 


7 in note. 
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ünde, zufammengezählt die Mehrheit gegen zwei, Die für 
iſprechung fich erklären, bilden. Läßt aber der Bor- 
nde über jeden einzelnen Grund abftimmen, jo wird 
bald ergeben, daß jeder Grund von der Mehrheit ver- 
rfen wird und das Ergebniß wird dam ein ganz an- 
ed jein. Unfehlbar muß, wie der preußiiche Miniſter 
feinem Reſkript jagt, jedes Urtheil ein Vernunftichluß 
a, wobei die Thatjachen und Das Geſetz die Prämifien 
b. der richterliche Spruch Die Konflufion bildet. Die 
amiſſen müſſen aber feftgeftellt fein (und Died muß durch 
Mehrheit des Gerichts gefchehen), ehe man zur Kork 
Ron gelangen kann. Wir wiflen freilich, Daß Die an⸗ 
e Methode, Die bequemere, raſchere, Die Urtheile foͤr⸗ 
nde und den Freunden des Wahrheitsinftinfts und Des 
taleindrucks mehr zuiagende ift; allein daß fie zu trüg- 
en Urtheilsiprüchen führt, wobei die gerühmte Mehrheit 
e Unwahrheit ift, kann Niemand verfennen, der lange Zeit 
Gerichte Erfahrungen über Abftimmungen fammelte. 


VI. 

Die . 
Berufung auf dad Rechtöbewußtfein im Volke. 

Don 


Herrn Dr. DOfenbrüggen, 
Profeſſor ver Nechte in Zürich. 


Seit Savigny in feiner ichönen Abhandlung übe * 
die Entftefung des pofitiven Rechts deducirt hat, das 
Recht jet eine Seite des Volkslebens und ber eigentliche 
Sitz des Rechtögfei Das gemeiniame Bewußtſein Des Volke, 
ift Diefed Thema immerfort behandelt und variirt worden 
Von den Schweizerbergen. tönte ed weder in Thibaut’s 
Ohren mit den Worten Bluntfchli’s: „Nicht in den 
engen Kreis der Juriftenzünfte ift es (das Recht) einge 
ichloffen, nody für dieje nur vorhanden. Es fol vielmeht 
in den Mächtigen und Schwachen, in den Hohen um 
Niedern, den Reichen und Armen, den Gebildeten md 
Ungebildeten, in Allen und für Alle joll es ein le⸗ 
bendiges Recht fein, fie Alle umfaffend, Alle verbindend, 
Alle beherrſchend.“ Und felbft von foldhen mußte This 
baut es hören, daß er die Entitehung und das Weſen 
des Rechts völlig verfannt habe, die das römiiche Recht 
nur als einen foſſilen Antiquitätenfram behandelten. 

Die Berufung auf das Rechtsbewußtſein des Volke, 
das ungetrennte Rechtsbewußtſein des deutſchen Wolfe, 
das allgemeine rechtliche Bewußtſein, Die allgemeine Rechts⸗ 
anfhauung und auch wohl auf das natürliche Gefühl und 
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geiunden Menichenverftand bat in Betreff des Crimi⸗ 
rechts an Stärfe und Schärfe zugenommen, ſeit Das 
ksthuͤmliche Schwurgericht in Deutichland eingeführt iſt. 

finden wir eine foldye Berufung faft auf jeder Seite 

8 bedeutenden neueften Buchs, Temme’s Lehrbudy 
preußifchen Strafrechtd; durch das ganze Werk zieht 
der Grundgedanke, daß nur durch Schöpfen aus Der 
nen iprudelnden Quelle des Rechts, „dem ungetrübten 
chtsbewußtſein im deutſchen Bolfe,“ Dem deutſchen Straf- 
t geholfen werben fönne. Und jelbft bei der Bearbei- 
g des Strafgeſetzbuchs, an welhem Temme und au 
e Juriſten (ſ. Kräwel in Goltdammer's Archiv I. 
461) vornämlich das tadelten, Daß Grundſaͤtze und 
gungen des franzöftichen Rechts Den deutichen Rechtes 
hauungen vorgezogen feien, wurde ed anerfannt, daß 
an den Entwidelungsgang des deutichen Criminalrechts 
» das ſich Hieran anichließende Rechtsbewußtſein Des 
liks bei Abfaffung des Str. G. B. nicht verleugnen dürfe“ 
Temme’s Gloflen S. 98). Dem gegenüber nimmt 
ı freilich Die preußiiche Criminalpraris, mit der wir be 
ders durch Goltdammer's Archiv befannt gemacht 
tden, eigenthümlich gemug aus und es ift eine unberech⸗ 
te Zumuthung an Deutichland, wenn Goltdammer 
spricht (Vorwort S. 5), daß Preußen die Führung in 
Fortbildung des deutichen Strafrechts zufallen dürfte. 
ht wenige der Enticheidungen Des Kammergerichts, Des 
jeren Gerichtshofs, auf den jeit der Geichichte des Müls 
3’ von Sansſouci jeder Preuße mit Stolz hinblickt, zei⸗ 
ı ein volllommened Ignoriven des Rechtöbemußtieind im 
fe. Einige Belege mögen dieſes beweifen. 

B. hatte aus den Reuien des Schulzen £. Aale zum 
xthe von 1 Thlr. 15 Sgr. in Der Abficht weggenom- 
n, ſolche ſich rechtswidrig anzueignen. Während der 
e Richter Hier Diebftahl annahm, erkannte Dad Kam⸗ 
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mergericht (17. Rov. 1852), ed ſei fein Diebftahl began⸗ 
gen, ſondern nur ein duch unberechtigtes Fiſchen 
. verübter Eingriff in Die Fiichereigerechtigfeit ded F. in 
Gemäßheit des 8.273 des Str. G. B. Dieſer Baragrapf 
Jautet: „Wer unberechtigt fiſcht oder frebft, ſoll 
mit Geldbuße bis zu 50 Thalern oder mit Gefängniß bis 
zu 3 Monaten befttafi werden" (Ci. Goltdammer's 
Archiv I. S. 88). . 

Der Buriche 2. war in die Stube des Arbeitömannd 
W. getreten, hatte Hinter dem Rüden des Lehtern einen 
Eimer fortgenommen und dafür 5 Sgr. zurüdgelaflen. 
Der Eimer war mindeftend 10 Sgr. werth. Durch Die 
übereinftimmenden Verfügungen des Kreisgerichts zu Span 
dau und des Kammergerichts ift Die Anklage wegen Dieb 
ftahl zurüdgewielen, weil nur die Abſicht angenommen 
werben koͤnne, einen Kaufvertrag abzuichließen Golt⸗ 
dDammer’s Archiv J. S. 91). 

Das Kreisgericht in Berlin hatte Die von B. zwar 
auf Sffentliher Straße, aber nicht in Gegenwart anderer 
Perſonen, insbelondere nicht vor einer Mehrheit Anderer 
ausgeftoßene Beleidigung aus dieſem Grunde nicht für 
. eine öffentliche erflärt. Das Appellationg-Urtel Des Kam 
mergerichtd (22. Rov. 1852) erklärt Dieielbe aber für eine 
folche, „weil das Geſetz ausdrüdlid nur den Ort als Er 
forderniß nennt und biebei nicht Die Anweſenheit eine 
Mehrzahl anderer Perſonen als Bedingung Hinzufügt, 
weil ferner jene Bezeichnung des Ortes allein im $. 152 
als eine Beichränfung des Thatbeitandes in dem Stimme 
zu betrachten ift, Daß nicht, abgefehen von dem Orte, jede 
vor einer Mehrheit von- Perfonen ausgeftoßene Beleidi⸗ 
gung für eine öffentliche erklärt werde und es fonad) un 
zuläffig ericheint, Diefe Befchränfung dadurch noch zu ver 
mehren, daß außerdem auch noch dieſe Mehrheit von 
Berfonen an dem öffentlichen Orte gefordert wird.“ Die 
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; Urtheil des Kammergerichts iſt conform dem Erkennt: 
fe des rheiniſchen Gaflationshofes (28. Juli 1820 j. 
oldmar, die Jurisprudenz des rhein. Caflationshofes 
Berlin S. 309). Der Criminalfenat des k. württemb. 
yertribunal8 Hat Dagegen in einer Recursſache (4. März 
42) ſich dahin ausgeiprocyen, Daß die Deffentlichfeit des 
ts nicht nach der Beftimmung, fondern nad) der au⸗ 
nblidlichen Frequenz deſſelben zu beurtheilen jei (ſ. Hu f⸗ 
gel, neue Präfudicen S. 338). Zu weldyen Eoniequen- 
ı eine ſolche Auffaflung der Deffentlichkeit in abstracto, 
e fie jenes Urtheil de Kammergerichts enthält, führt, 
t schon Temme (Lehrb. S. 861) an einem Beifpiele ges 
gt: „ Das Kammergericht müßte confequent eine öffents 
be Berläumdung annehmen, wenn Einer auf der Straße 
: Mittheilung einem Andern heimlich in's Ohr geflüftert 
tte. “ 

Nach dem Berichte der Berlinifchen (Bofftichen) Zei⸗ 
ng 1853 Nro. 277 (erfte Beilage) hatte die junge Frau 
ies verhafteten Arbeitsmannes es gewagt, in einer Nacht 
nfchen 12 und 1 Uhr vermittelt einer Leiter die Mauer 
8 Gefängnißhofes zu überfteigen, und mit ihrem Manne 
cht blos geſprochen, jondern ihm auch zur Erleichterung 
iner Haft Tabad, Pfeife, Schwefelhölzger und Brannt- 
ein Durch das Fenſter gereicht. Der Polizeianwalt erhob 
ıf Grund des 8.346 des Str. G. B. die Anklage gegen 
e Frau wegen „widerrechtlichen Eindringend in ein bes 
iedigtes Beſitzthum eines Andern.“ Die Frau wurde vom 
Inzelrichter freigefprochen, Dagegen aber vom Polizei⸗ 
walt Recurs eingelegt und mit Rüdjicht darauf, daß 
is befriedigte Eigentum in dieſem Falle der Gefängniß- 
f und Das Eindringen zur Nachtzeit geweſen, 50 Thlr. 
eld» event. 6 Wochen Gefängnißftrafe gegen die An- 
flagte beantragt. Das Kammergericht trat der Ausfüh- 
ng des Pollzeianwalts bei, erfannte aber auf Die nie 
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drigſte Strafe von 5 Thlr. event. 1 Woche Gefängniß. 
Der 6. 346 fteht im Dritten Titel des II. Theil: „Leber: 
tretungen in Beziehung auf Die periönliche Sicherheit, Ehre 
und Freiheit“ und lautet: Mit Geldbuße bis zu 50 Thas 
feen oder Gefängnig bis zu 6 Wochen wird beftraft: 1) 
wer in die Wohnung, das Geichäftdzimmer ober Das bes 
friedigte Beſitzthum eines Andern, oder in abgeichloffene 
Räume, welche zum öffentlihen Dienfte beftimmt find, 
widerrechtlich eindringt ꝛc.“ 

Solchen Enticheidungen und Erſcheinungen gegenüber 
fann man e8 Temme nicht genug Dank wiffen, daß er 
fo eindringlich den preußifchen Juriften es vorhält, Daß 
ed noch ein Rechtsbewußtſein im Wolfe gibt, und es ifl 
erflärlich, wie er Dabei in eine der Sache freilicy nicht für 
Derliche Ueberihwänglichfeit gerathen Fonnte: ein Extrem 
ruft ja leicht ein anderes hervor. Diefe Ueberſchwaͤnglich 
keit erregt einiges Bedenken, ob Denn der producirte Zeuge 
wirflich in vollem Maße zuverlälfig ſei und das Bebenfen 
wird vergrößert, wenn man fieht, wie da, wo er citint 
wird für Themata, Die gerade zu den am meiften beſtrit⸗ 
tenen in der criminaliftiichen Doctrin gehören, er für beide 
Theile ausfagen ſoll. 

Geib, Reform des deutichen Rechtslebens S. 169, 
berichtet, Der Hauptgrund, Den man für die Strafbarket 
der Verfuhshandlungen mit abiolut untauglichen Mitteln 
und an einem zum Berbrechen fchlehthin unbrauchbaren 
Object unternommen, anführe, ſei Das natürlihe Ger 
fühl, aber deſſenungeachtet müffe er fich gegen die Straf, 
barkeit in Diefen Fällen erklären, obgleich, wie er mit 
Emphaſe hinzufegt, er nicht zu Denen gehöre, bie bem 
natürlichen Gefühl und Rechtsbewußtfein Des Volks ein zu 
geringes Gewicht beilegen. Temme nimmt binfichtlic 
der fraglichen juriſtiſchen Controverie Denielben Stanbpunft 
mit Geib ein, injofern auch er wider die Strafbarkeit 
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her Verſuchshandlungen ift, abee fi) auf Das „unges 
ibte Rechtsbewußtſein Des Volks“ berufend, meint ev, 
8 Bolt wuͤrde fich ebeniowehig herbeilafien, den Mann, 
e ftatt einer vermeinten fremden ſeine eigene Frau ums 
mte, wegen verfuchten Ehebruchs, als Denfenigen, Der 
mandem Juder ftatt Gift voriegte, wegen verluchten 
iftmords — zu beitrafen (Xehrb. S. 287). 

In feiner Abhandlung über den Einfluß des Irrthums 
: Bezug auf Das Object im Strafrecht” Alrdiv Des 
sim. 1838 ©. 36) deducirt Geib, Daß „unier dermalis 
6 gemeined deutiches Recht“ fich dahin enticheide, „Daß 
m Irrthum im Object durchgängig und überall ein wes 
licher Einfluß zuzuichreiben ſei,“ nach feiner Ueberzeu⸗ 
ng müfle man bei Diefer, wie bei jo vielen Controverſen 
iſres gemeinen deutichen Rechts vor Allem den Grund» 
danfen- fefthalten, Daß die P. G. O. nicht wie Das roͤ⸗ 
iſche Recht, oder wie die. g. leges barbarorum, ein bes 
mntes feftes Prinzip aufftelle und Daffelbe auf alle einzelnen 
Alle mit logischer Conicquenz durchführe, ) jondern daß 
eſelbe vielmehr Die Abficht Hatte, den gefunden Mens 
henverftand und das natürliche Gefühl der Ridy 
r in jeinem ganzen Umfange anzuerkennen und gleichiam 
ar oberften Richtichnur von deren Handeln zu erheben. 
dachdem er fich noch weiter Darüber verbreitet, fährt er 
xt: „Dieier reinmenſchliche, oder, um mic) jo auszu⸗ 
rüden, Diefer Gefühls- Gefichtspunft ift mit der ganzen 
tatur unfered gemeinen Rechts jo weſentlich verbunden, 
aß mir benjelben nothwendig überall im Auge behalten 
fen und Die Enticheidung irgend einer Streitfrage, 
elche aus dieſem Gefichtspunfte gerechtfertigt werben 
nn, verbient daher, fo lange Die entgegengefegte Meinung 


1) Diefes für die leges barbarorum nachzuweiſen, möchte doch 
wohl fchwierig fein. 
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nicht aus ganz unzweideutigen Gründen ſich darthun läßt, 
unftreitig den Vorzug.“ Hieran werben Beifpiele gereiht, 
unter denen ſich auch folgendes befindet: „Jemand glaubt 
ſeine Geliebte zu bejuchen, mit der er ichon feit Jahren 
in den vertraulichften Verhältniffen lebte und will auch 
jegt wieder mit ihr Den Beiſchlaf vollziehen, ganz uner- 
wartet findet er MWiderftand und nur mit Mühe erreicht 
er endlich jeine Abficht, allein Die Genothzüchtigte, Die blos 
wegen Eörperliher Echwäcde feine Angriffe nicht abzuweh—⸗ 
ren vermochte, iſt nicht feine Geliebte, iondern eine von 
ihm ſelbſt hochgeachtete Freundin.“ Wenn man, jagt er, 
folhe Faͤlle Nichtjuriften vorlege, fo werde man von Ab 
len dieſelbe Antwort erhalten, Die er wenigftens durch— 
gängig erhalten habe, daß von einem gemeinen Morde, 
von einer eigentlichen Nothzucht ꝛc. gar nicht die Rede fein 
fonne. Ic glaube, wenn das angeführte Beifpiel von der 
Rothzucht „dem gefunden Menichenveritande” vorgelegt würde, 
fo würde fich dieſer zunächſt darin bewähren, Daß er nicht 
antwortete, fondern Die Frage ftellte, wo benn Der abſon⸗ 
derliche Fall vorgefommen wäre. Es gehört Dieler Fall 
zu denen, in welchen ſich manche unfrer Griminaliften jo 
jehr gefallen, zu den outrirten und unter die unpaffenden 
Fictionen. — Geib's Gegner, Pfotenhauer (Einfuf 
des Irrthums 20. II. ©. 48), erzählt, daß er Das empir 
fhe Verfahren Geib's nachgeahmt und jene Falle Nicht 
juriften vorgelegt habe, er könne aber verfichern, Daß das 
Urtheil der von ihm in Anſpruch genommenen Bonfulenten 
entgegengefegt ausgefallen je. Pfotenhauer zieht 
daraus den wichtigen und richtigen Schluß, „Daß man der 
ſ. g. gelunden Menjchenverftand überichäge, wenn man ihn 
in ber feinen juriftiichen Caſuiſtik zum oberften Richter mas 
chen wolle. ” 

Wenn wir nun in joldyer Weife Ddiejelbe Auctorität 
in derjelber fraglichen Sache pro und contra citirt jehen 
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und wenn wir bemerfen, daß die Ausdrüde „allgemeines 
Rechtsbewußtſein“ und „allgemeines Gefühl” pro- 
miscue gebraudyt werben, jo liegt Die Vermuthung nahe, 
daß wir es Hier mit einer unbeftimmten Größe zu thun 
haben. Einigermaßen fann die Berufung auf eine „cons 
Rante Praris" verglichen werden. Wie oft ift der Fall, 
für den ſolche Berufung nügen fol, verichieden von ans 
deren gleihmäßig entichiedenen Sällen und „minima 
circumstantia variat ius“ ift ein alter wahrer Satz; 
wie oft ift nicht conftante Praris ein oft wiederholter Irr- 
tum, Der denn doch einmal der befieren Rechtsanficht 
weicht, und ferner, wie. oft ift Die allgemeine Anführung 
einer conftanten Praxis der letzte Trumpf, den ein Advo- 
cat auszufpielen vertuht! So’ ift auch Die Berufung auf 
das allgemeine Rechtöbewußtiein und Das allgemeine Ges 
fühl nichts anders, ald das Citiren eines Deus ex ma- 
china, der da helfen ſoll, wo Die Doctrin oder das Wil: 
ien und Können des fich darauf Berufenden dieſen im 
Stiche läßt. Doch Hören wir Temme, deſſen derartige 
Berufungen jedenfalls den Vorzug haben, daß fle im All⸗ 
gemeinen in deſſen Grundanficht von Recht und nationaler 
Rechtsbildung wurzeln. Er jagt (Lehrb. S. 19 vgl. S.7D: 
„Die eigentliche, wahre Duelle des Rechts, aus der man 
zunaͤchſt hätte ichöpfen jollen, das Rechtsbewußtſein Des 
deutichen Volkes, blieb aber nur gar zu fern liegen. Aber 
verfiegt ift darum dieſe Duelle dennoch nicht. So ftarf 
und fräftig ift das Rechtsbewußtſein eines Volkes und be- 
ſonders Des deutichen Volkes, daß es ſich fort und fort 
lebendig erhalten hat, trotzdem, daß es ſeit Jahrhunderten 
ihon nach allen Seiten hin, jowol in der Wiffenichaft, als 
in der Gefeßgebung, als mithin auch in ber praftifchen 
Anwendung zu einer thatjächlichen Geltung entweder gar 
nicht oder nur widerwillig hat fommen Eönnen.“ An ei- 
ner andern Stelle (Gloſſen S. 90 vgl. Lehrb. S. 10. 
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3%): „Hätten wir feine pofitive Strafgejege, tondern wuͤrde 
als Verbrechen nur das geftraft, was das Rechtsbewußt⸗ 
jein als ftrafbar anerfennt, jo würde. e8 jener Fictionen 
(im Gebiete des dolus ıc.) nicht bedürfen; wir hätten als⸗ 
Dann anjtatt eines eingebilveten geieglidyen Gewiſſens ein 
wirfliches fittlich-rechtliheg Gewiſſen.“ Am färfften ipricht 
fih Temme im Lehrb. 8.13 aus, wo er Das Geben 
geichriebener Gelege den Beruf, aber audy den Fluch des 
modernen Staatd nennt und nur mit Bedauern zugibt, 
„daß der moderne Staat ſowie ohne geichriebene Geſetze 
überhaupt, jo insbeſondere auch ohne geichriebene Straf 
geiege nicht exiſtiren kann.“ Welches ift Denn aber ber 
Gegeniat zu Dem modernen Stqate? Gewoͤhnlich nimmt 
man an, es fei Der antife Staat. Über diejer hatte ge 
fchriebene Gefege und darin finden Die alten Schriftfteller 
einen Fortſchritt von Den vorftaatlichen Zuftänden, f. Sal- 
lust Catil.6: „Aborigines, genus hominum agreste, 
sine legibus, sine imperio, liberum atqye solutum.“ 
Aber nicht ruͤckwaͤrts, fondern vorwärts ibealifirt Temme. 
Wie aber der zufünftige „modernfte” Staat im Ganzen 
ausjehen joll, das erfahren wir aus jeinem Dem Strap 
recht gewibmeten Hauptwerfe nicht. Wenn wir und vor 
läufig an Die Oegenwart halten, io finden wir, Daß es 
in naͤchſter Nähe noch Ländchen gibt, Die fein gejchriebened 
Strafgeieg haben, in Denen die Richter dem Herfommen 
folgen und ein gewiffes Naturrecht und jo viel fie eben 
von der Doctrin des Strafrechtd wiffen, zur Anwendung 
bringen. Die Bewohner von Appenzell» Innerrhoden find 
ein genus hominum agreste, sine legibus etc. um) 
ein Beſuch des Rathhauſes in Appenzell bringt dem Jus 
riiten ein ganzes Stüd mittelalterlicher Rechtögeichichte zur 
klaren Anſchauung; Die Strafinftrumente erjcheinen wie 
Reliquien aus alter Zeit, Die Gefängnifje, bewegliche und 
teansportable Kaften, Die auf dem Boden ftehen, gleich 


im Bolte. 161 


öfonomifc) eingerichtet hinſichtlich Des Lichts wie Des Rau⸗ 
med, find fo primitiv wie Die Criminalprocedur mit ihrer 
tortura impropria —; Alles ift intereffant für den Rechts: 
biftorifer und für den Reifenden, aber ohne ein totales 
Aufgeben unferer Civiliſation nicht übertragbar auf andere 
Länder, Daher wir denn wohl vorläufig in Dem „modernen 
Stante Des pofttiven Geſetzes“ bleiben müflen. 

Sragen wir nun Temme nad) der Grfemtnigquelle 
des Nechtsbewußtieind im Volke, fo ftellt ſich Die Sache 
als fehr einfach heraus. „Das allgemeine fittlidhe und 
rechtliche Bewußtſein trägt jeder Menſch in fih. Das 
tonfrete Rechtsbewußtſein des Volkes kann Jeder, der es 
finden will, leicht finden; wer im Volke lebt und ſteht, 
trägt es nothwendig gleichfalls in ji." Wer Diefes Be⸗ 
wußtfein „nothwendig“ in ſich trägt, wird natürlich in den 
einzelnen Fällen, wo es zuc Anwendung kommen foll, nie 
in Berlegenheit jein und Darauf fommt e8 doch wohl eben 

Hiebei muß e8 auffallen, daß Temme jelbft nicht 
immer mit Sicjerheit anzugeben vermag, welche Antwort 
das allgemeine Rechtsbewußtiein des Volks auf einzelne 
Fragen ertheilt. In jeinen Gloſſen ©. 259 leſen wir: 
„Die mildere Behandlung des Kindesmorbs hat, nad) dem 
allgem. Rechtsbewußtjein im Wolfe, ihren Grund ledig⸗ 
ih in der Anerkennung der weiblichen Ehre. — Die 
Doctrin des beutfchen Strafredhts Hat noch andre Gründe 
binzugenommen, naͤmlich die Furcht, das Kind und ſich 
jelbſt nicht ernähren zu können." Dagegen im Lehrbud) 
8.807: „Im allgemeinen Rechtsbewußtfein gilt bejon- 
ders die Anerfenmung dieſes erften Grundes, der Außer 
ven weiblihen Ehre 1.” und in der Anm. ift zu dem 
Worte „beſonders“ Hinzugefügt: „Nicht ausichließlich, wie 
aus einer nicht ganz deutlichen Ausdrudsmeife in Den 
Stoffen — entnommen werben koͤnnte.“ Temme thut 
ſich ſelbſt Unrecht, wenn er feine Ausdrucksweiſe an Diefer 

Archiv d. Er. R. 1804. I. St. RL 
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Stelle in den Gloſſen nicht ganz deutlich) nennt; fie ift fo 
Deutlich als möglich und e8 Tann daraus nur Eins ent- 
nommen werben. E 

Die in neuefter Zeit oft behandelte Frage: ob an er- 
wärmter Luft und Lichtgas ein Diebftahl möglidy ſei? ift, 
fo viel ich weiß, zuerft von Temme fchon vor mehr ale 
zehn Jahren befprocyen worden (eriminaliftiiche Ztg. f. d. 
Preuß. Staaten 1841 ©. 221 u. 1842 ©. 45) und feine 
juriftiichen Gründe haben mid, überzeugt, daß die Ent 
wendung foldyer Dinge nicht ald Diebftahl, ſondern als 
Betrug aufzufaflen fei. Wenn er aber neuerdings (Glof- 
fen ©. 269. Lehrb. S. 900) dieſen Satz lediglich al8 einen 
Ausdruck der allgemeinen Rechtsanſchauung hinſtellt und 
nur darin feine Begründung findet, jo möchte ich mir de 
gegen eine Bemerfung erlauben. Mittermaier bat fid 
für Diefe Frage ſehr interejfirt und berichtet (Archiv des 
Crim. 1852 S. 550), daß er über dieſelbe mit Praktikern 
verichiedener Länder Rüdipradye genommen und unter dem 
felben eine große Berfchiedenheit der Anfichten gefunden 
habe. Temme wird und einwerfen: Was fümmern und 
die juriſtiſchen Praktiker verichiedener Länder? Die fol 
len doch nicht Das Rechtsbewußtſein des. deutſchen Voll 
oder Die allgemeine Rechtsanſchauung repräfentiren? Aber 
eine engliiche Jury, alſo einftimmig zwölf Volksvertreter 
und Männer mit common sense, haben einen gewiflen . 
David White im Jahre 1853 des Diebftahls fchuldig 
erklärt, weil er Gas durch jeine Röhre, um Gas zu ge 
winnen, ohne ed bezahlen zu müflen, abgeleitet habe . 
Der court of appeal, an den Diefe Sache gelangte, er 
Härte fich ebenfalls für Diebftahl (Archiv Des Crim. 1859 
©.123). Ich gebe dem Juriften Temme Recht, ſelbſt 
den audgezeichneten engliichen Oberrichtern gegenüber, aber 
‚zweifelhaft ift mir fein Sag: „Was überhaupt nicht mit _ 
Händen zu greifen ift, Das wird allen fünftlichen Deductio⸗ 
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m zum Trotze Die allgemeine Rechtsanſchauung niemals 
ie Diebftahl anfehen." Es gibt auch Rechtsfragen, die 
7 Laie nicht mit Händen greifen fann und dazu gehört 
ohl die obige Frage. 

Aljo fo ganz leicht erfennbar und ficher ift denn Doch 
ohl das allgemeine Rechtsbewußtſein im Wolfe nicht, 
ie das auch manche Divergirende und in Oppofition zu 
nander tretende Wahrſpruͤche von Geſchworenen in glei 
ven Fällen anzeigen. Faſſen wir aber Daflelbe noch etwas 
iher in's Auge und ftellen wir Die Frage: ob ein folches 
nn wirklich eriftirt in Der auf das Detail der Rechts⸗ 
agen gerichteten Auspehnung, wie e8 von Temme an 
mommen wird? Für Diele Frage wird es wohl erlaubt 
in, Zeugen abzuhören, Die durch ihre Kenntniß des deut⸗ 
yen Volfs im Norden und Süden des Paterlandes als 
werwerflich ericheinen, ISmmermann und Auerbad). 
rer Erftere hat und in feiner unvergleichlichen Dorf- 
Achichte im Münchhaufen den Hofichulzgen auf dem Ober- 
‚fe vorgeführt, einen norbdeutichen Bauer mit allen fei- 
m Vorzuͤgen und feinen Fehlern. „Der Bauernftand tft 
x Granit der bürgerlichen Geſellſchaft,“ fagt Immer: 
ann fehr Ichön, — aber vft fları wie der Granit. Ex 
ihrt fort: „Der Bauernftand hängt fo jehr von Eonve- 
ins, Herkommen, Standeöbegriffen und Standesvorur- 
yellen ab, wie nur die höchften Claſſen der Gefellichaft.“ 
Jaflelbe zeigt Auerbady an feinem Furchenbauer. Beide 
ypen des Bauernftandes, der Hofichulzge und der Fur: 
enbauer, haben ihr Rechtsbewußtjein und ihre Rechts⸗ 
orurtheile und bei aller Tüchtigfeit ihre Bornirtheit. In 
lchen ehrenwerthen Perfönlichfeiten, wie es namentlich 
er Hofſchulze ift, der doch jedenfalls „im Volke Iebt und 
ht,“ Das allgemeine Rechtsbewußtiein des Bolfes finden 
a wollen, des aus fo verichiedenen Menſchenclafſen zus 
ammengeiesten Volks, würde zu einer Praͤſumtion füh- 

go. 
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rn. Das Rechtsbewußtſein eines Menſchen follte ſich 
vornemlid) dann äußern, wenn er in einen Rechtsſtreit 
verwickelt wird. Wie to oft weichen aber die proceſſiren⸗ 
den Gegner aus Dem Bauernftande nur der Madıt des 
Urtheils der Höchften Inftanz, jelbft wenn fie von ben Ju: 
riften zum Nachgeben gemahnt find. „Recht muß doch 
Recht bleiben,“ behaupten beide mit gleicher Zähigfeit und 
wenn dann der enticheidende Rechtsſpruch dem Streite ein 
Ende macht, io kann man ziemlich ficher jein, daß ber 
Unterliegende den Rechtsſpruch für einen Unrechtsiprud 
hält. Aus den Rechtsanſchauungen der Leute aus dem 
Volke ergibt ſich durchaus nicht immer Das „ ungetrübte 
Rechtsbewußtſein Des Volks.“ 

Meine Anſicht von dem fraglichen Thema iſt kurj 
dieſe. Daß das Rechtsbewußtſein im Volke fein Phan 
tom ſei, Davon bin ich überzeugt, wie Savigny um 
Temme und alle deutichen Juriften, Deren geiftiges Auge 
nicht durch Actenftaub blöde oder in der Bücherwelt kury 
fihtig geworden if. Wer an seiner Criftenz zweifeln 
wollte, der fann feine Stimme hören, wenn es durch einen 
großen Gewaltftreich gefränkt wird. Ich will midy aber 
hier nicht in politiiche Reflerionen verlieren, jondern am 
dem Gebiete des Criminalrechts ftehen bleiben. Es finden 
fi in den Strafgefegbüchern Beflimmungen, von denn 
man mit Sicherheit jagen fann, daß fie gemacht find im 
DOppofition und Vernachlaͤſſigung des Rechtsbewußtſeins 
im Volk, es kommen Entſcheidungen der Gerichte vor, die 
in directem Widerſpruch mit dieſem Rechtsbewußtſein und 
dem gefunden Menſchenverſtande und Geſetzgeber und 
Richter ſollten ſich hüten, dieſe negative Schranke zu über 
fehen. Aber wer alle Fragen des Criminalrechts vor Die 
höchfte Inſtanz eines allgemeinen Rechtsbewußtſeins briw 
gen zu koͤnnen glaubt, der irrt ſich; ed würde ihm fein 
Irrthum klar werden, wenn eine allgemeine Umfrage mög 
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ih wäre; da Diefe nicht möglich iſt, bat ex fh vor einer 
großen Fiction zu hüten. Fictionen find aber, werauf 
Temme mehrfach aufmerkfiam macht, auf dem Straftechts. 
gebiete am wenigſten zu gebrauchen. 

Ich nannte ſo eben das allgemeine Rechtsbewußtſein 
eine negative Schranke. Es kann ſich daſſelbe laut gegen 
die Anwendung eines beſtimmten, uͤblich geweſenen Straf⸗ 
übeld erklaͤren. Manche Strafübel haben aufgegeben wer⸗ 
den müfjen ihrer Negation durch das allgemeine Rechts⸗ 
bewußtſein gegenüber und in Folge fortgefchrittener Civi⸗ 
liſation. Diefe fchreitet aber nur allmälig fort und fo 
offenbart ſich auch das Darauf ruhende Rechtsbewußtſein 
eines Volks nicht ploͤtzlich; Die Entwidlung Defjelben ruht 
nicht, aber gewiſſe Zeiten ftellen fich und deutlicher als 
lebergangsperioden dar, in denen Gefittung und Rechts⸗ 
bewußtiein fich für große Kragen ſchon nach einer Seite 
himeigen, ohne daß dieſe Fragen jchon erledigt find. So 
iſt es mit der Frage nad) der Todesftrafe. Gegen manche 
qmalificirte Todesſtrafen hat fich fchon Das allgemeine 
Rechtsbewußtſein erklärt, gegen die Todesftrafe überhaupt 
noch nicht entichieden. Hier verführt Temme ganz rich 
tig wenn er die Controverſe nicht mit dem Rechtsfpruche 
abſchließt, Das allgemeine Rechtsbewußtſein Des Deutfchen 
Volkes verdamme Die Todesftrafe, fondern fich begnügt, 
zu fagen, es regt ſich im Volke das Bemußtfein, daß wir 
einer Stufe der Bildung und Humanität wenigſtens ent 
gegenreifen, auf welcher die Todesftrafe als Strafe ganz 
aibehrlich werden und als eine Barbarei erfcheinen werde 
ehrb. 5.397). So hätte er an vielen anderen Punkten 
auch verfahren follen. 

Im Vorhergehenden bin ich ſtkeptiſch geweſen gegen 
die Annahme der Eriftenz und Beftimmtheit eines allge: 
meinen Rechtsbewußtſeins in deſſen von andrer Seite her . 
behaupteten Ausdehnung auf Das Detail des Eriminal- 
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rechts. Ich will einen Schritt weiter gehen, zu Der Frage: 
ob ſich die Wiflenichaft dem allgemeinen Rechtsbewußtſein 
ald dem Regulator in der ebenfalls behaupteten Weile 
unterzuordiien habe? Dabei jcheint es paffend, nochmals 
‚hervorzuheben, daß bie Bezeichnungen: allgemeines Rechte 
bemußtfein des Volks, allgemeines Rechtsgefühl, natür 
liches Gefühl und gelunder Menjcyenverftand neben und 
durch einander, als identiſch oder Doch als verfchmiftert 
gebraucht werden. ® | 
„Geſunder Menfchenverftand“ ift eine refpectable 
Größe, aber er Hat einen fchlimmen Doppelgänger. 9 
Im gewöhnlichen Leben wird mit Dem Namen in ganz um 
gehöriger Weile Mißbrauch getrieben. Was man damit 
bisweilen bezeichnet, verdient am allerwenigften Diefen Ra 
men, follte gradezu Dummheit genannt werden. Der 
Dumme fteht in der Regel, eben weil er dumm ift, feine 
Dummheit nicht ein und wenn eine Ahnung davon in ihm 
aufdämmert, tröftet er fich damit, Daß wenn ihn Die No 
tur nicht zu einem Genie gemacht babe, ihm Doch der ge 
funde Menfchenverftand befchieden ſei. Andre verfahren 
in zarter Ruͤckſicht oft ebenio euphemiſtiſch mit ihm. Auf 
diefe Weife wird eine große Menge Dummheit unter die 
Firma des gefunden Menfchenverftandes praftifirt. Sega 
wir Diefen Pfeudo-gefunden-Menfchenverftand = Dummheit 
auf den Richterſtuhl, fo entftehen Gefchichten, die zwat 
für den Humoriften ſehr anziehend find, aber nicht für 
den Rechtiuchenden. 
Noch häufiger follte, wo man gefunden Menfcher 
verftand nennt, Die Bezeichnung „Gefühl“ gebraucht fein, 


2) Im Jahre 1852 habe ich bei einer afademifchen Feier einen 
Bortrag gehalten über „Jurisprudenz und gefunden Menfchens 
verftand,” welcher abgedrudt ift in der damals von W. im; 
mermann In Zürich herausgegebenen „Helvetia.” Da biefe 
geitfhrift eine geringe Berbreitung gefunden hat, ift es mit 
wohl erlaubt, daraus einige Saͤtze wieder zu gebrauchen. 
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wie ja auch Die Berufungen auf das natürliche Gefühl, 
das richtige Gefühl und den gefunden Menfchenverftand 
durch einander gehen. Der PVerftand kann irren, fein Ges 
fühl hält der Menſch für untrüglich, wie den Inſtinct der 
Zhiere. ‚Grade der Menich, welcher Ear zu denfen ſich 
richt gewöhnt hat, fügt und beruft ſich am meiften auf 
ein Gefühl; er fühlt, daß er Recht Habe, allen Grün 
den des Gegners zum Trotz. Ein ſolches Fühlen, „das 
dumpfe Weben des Geiftes in fi,” über Fragen auf 
dem NRechtögebiet enticheiden zu laflen, bringt faum weni⸗ 
ger Gefahr, ald wenn man die Dummheit auf den Rich⸗ 
terſtuhl ſetzt. 

Faſſen wir nun aber das Verhältniß des gefunden 
Mmichenverftandes, der mit Recht diefen Namen verdient, 
und der Jurisprudenz ind Auge, fo wird fich ergeben, 
daß der erftere, trog jeiner Berechtigung zum Urtheilen, 
doch als ſolcher alle Rechtsfragen jegt zu beantworten und 
alle Rechtsverhältniffe aufzufafien und zu würdigen nicht 
im Stande if. Sind aber deshalb unfer Recht und uns 
ſere Rechtswiſſenſchaſt im Argen und bürfen wir eine Zeit 
zurückwuͤnſchen, in welcher die Jurisprudenz, dieſes en- 
fant terrible, noch in den Windeln lag, der geſunde 
Menichenverftand vorzugsweiſe das Recht zu finden hatte? 
Mit Hülfe der deutichen Criminalrechtsgeſchichte kann die 
Beantwortung biejer Frage nicht ſchwer fallen. Sie zeigt 
und auf dem. deutichen Boden eine Zeit des Mittelalters, 
in welcher es Feine „juriftiihe Geheimlehre” gab. Das 
Recht Hat da einen fo gemüthlichen Charakter, es ift io 
wei Symbolik darin und eine foldye „Vergnuͤgtheit.“ Das 
Graufige ift jo zart verdeckt. Die alten Rechtsquellen 
md Rechtöfprücdye find reich an poetiichen Formen und an 
Bilderſprache. Erhängt werben ift = in der Luft reiten, 
den düren Baum reiten, den Aft bauen, die Weide 
ſchmecken; bei der Berurtheilung zum Scheiterhaufen heißt 
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ed: „im euer foltu reiten, das Haar dem Rauch, den 
Leib Dem Feuer, die Seele dem lieben Gott." Auch die 
fchredlichen Marterwerkzeuge haben zum Theil liebliche poe⸗ 
tiihe Namen. Es war in Deutichland ein Spruͤchwort: 
„Es ift nit allweg gut die Jungfer zu küflen.” Mit dem 
Namen Jungfer bezeichnete man nemlidy nicht nur „ein 
Folterhandwerkzeug, „fo in einer jchredlichen Anichraubung 
beftunde,“ fondern auch eins der graufamften Toͤdtungs⸗ 
inftrumente. Der Verurtheilte mußte einen weiblichen Aus 
tomaten umarmen, der ihn dann graufam zerfleiichte. ‘Die 
Engländer nannten einen Folterapparat: Die Tochter des 
Herzogd von Exeter, die Schotten ihr Fallbeil: the mai 
den. Auch die Gefängniffe erhielten hübiche Namen. 
Sp eins in Erfurt: Das Paradies. Aber troß Jungfer, 
und Paradies, trug Euphemismen und Romantif werden 
wir gewiß nicht, auch wenn wir ganz vom Strafeniyftem 
abfehen, Die mittelalterliche Rechtspflege zuruͤckwünſchen. 
Davor warnt nichts mehr, als die Kenntniß der Beweis: 
Iehre des altgermanifchen Strafprozefles. Sie war eim 
facher und Bandlicher, als die heutige Beweislehre, dem 
gefunden Menichenverftande zugänglicher, aber es wurde 
wenig beweiſen, vieles präfumirt. Auch Die Ordalien dei 
Mittelalters beruhten auf einer: großen Praͤſumtion. Sp% 
ter wucherte Die praesumtio doli in den verfchiebenften 
Bariationen und bei einzelnen Verbrechen gab es noch be 
fondere Praͤſumtionen (präjumtiver Kindesmord). Und m 
Diejer mit Praͤſumtionen erfüllten Beweislehre war Das 
fiherfte Wahrheitserforfchungsmittel die Folter. Nachdem 
die Folter bejeitigt und die Bräfumtionen aufgegeben ober 
doch als ein Uebel erkannt find, ift Die criminaliſtiſche 
Beweislehre in einer Weile ausgebildet, Die ihr zwar ben 
Charakter der Handgreiflichkeit genommen, Dagegen ihr. Die 
Befähigung gegeben Bat, zum Finden des wirklichen Rechts 
zu führen. Die Gefahr, daß Die in unſerm Jahrhundert 
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ſo ſehr fortgefchrittene Strafrechtswiſſenſchaft zu einer „Ges 
heimlehre“ werde, ift zur rechten Zeit Durch die Reception 
dee Schwurgerichte in Deutichland abgewendet. In dem 
Schwurgerichte haben der gejunde Menfchenmerftand und 
die Jurisprudenz ihre berechtigte Stellung. Neben ein- 
aber demjelben Ziele zuftrebend, welches fein anderes ift, 
ald das Hecht zu finden, werden ſite eben in folder Ge⸗ 
meinfchaft Das Ziel ficherer erreichen, als bei einem ifo- 
lirten Wirken. In dieſer Gemeinfchaft wird die Juris: 
prudenz verhindert, über das Ziel hinauszugehen, — sum- 
mum ius summa iniuria —, Der gefunde Menſchen⸗ 
verftand auf halbem Wege ftehen zu bleiben. Dieſes Ne- 
beneinander der Jurisprudenz und des gefunden Menſchen⸗ 
verftandes in den Schwurgerichten muß aber nothwendig 
ju einer innigeren Berührung führen. Nicht allein, daß 
dabei Die Rechtskenntniß im Volke in ruhiger Progreſſion 
wähft, Die Schwurgerichtöverhandlungen üben einen heil- 
ſamen Rüdfchlag auf Das materielle Strafrecht. Meberfeine 
Theoremen in den Strafgefeßbüchern müffen fehwinben und 
der geiunde Meufchenverftand zieht auch hier eine nega- 
tive Schranfe. Die neubeginnende Bewegung in der 
Strafgeleggebung Deutichlands wird in Diejer Richtung 
einen neuen großen Bortichritt bringen. 

Somit gelangen wir zu folgendem Refultat. Das 
Recht, alſo auch das Strafrecht, ift eine Seite des Volks⸗ 
lebens. Es ift ein verfchiedenes, gemäß den Culturzuftän 
den der Völfer. Wir leben nicht mehr in primitiven Zu- 
Ränden und fehnen und nicht nad) folchen zurüd, Daher 
km audy die Rechtspflege Feine primitive fein, Deren 
Handhabung jeder Mann aus dem Volke gewachſen wäre 
und dDemgemäß fönnen wir aud) den gefunden Menfchen- 
verftand, bei aller Anerkennung feines Werthes, als ober- 
fien Richter für alle Rechtsfragen nicht gelten laſſen und 
dem ihm verichwißterten Rechtsbewußtſein im Volke, Das 
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ohnehin fo ſchwer zu ermitteln ift, fol nicht der R 
wiſſenſchaft untergeordnet werden, wohl aber foll Diel 
fen Stimme hören, wie fie laut und allgemein ſich A 
Suum cuique! 

Wenn bedeutende Wiflenichaftsmänner in ein C 
gerathen, fo ift es Zeit, Dagegen aufzutreten, Daher 
auch ich Die obige Einrede für zeitgemäß gehalten. 
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Bei der Prüfung des gegenwärtigen Standpunftes 
er Strafgefeßgebung in der Richtung, inwiefern fie den 
Inforderungen der Gerechtigkeit und der Criminalpolitif 
ntipricht, verdient vorerfi Die Ausdehnung des Straf: 
jebiets eine beiondere Aufmerffamfeit. Die wiffenichaft- 
hen Nachweifungen 1) über die Nachtheile einer folchen 
Iusdehnung, insbejondere, daß durch die Beftrafung von 
9 vielen Handlungen, deren Strafwürdigfeit der Bürger 
icht einfieht, Die Scheu vor dem Ernfte der Strafjuftiz 
ermindert, der Wirkſamkeit der Strafgeſetze geſchadet und 


1) Kifka, über das Verfahren bei Abfaffung der Gefepbücher ©. 72. 
Meine Schrift: Die Strafgefeßgebung in ihrer Yortbildung I. 
©. 156, II. ©. 24. Baumeifter, Bemerkungen zur Straf 4* 
gebung S. I—12. Hye, Comm. zum öferreih.-Strafgeleg L 

. 49—60. 


Archiv d. Gr. R. 1854. II. St. M 
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die Würde des Richteramtd vermindert wird, haben einen 
wohlthätigen Einfluß gehabt, und 3. B. in der Lehre-von 
dem Beriuche zur Anerkennung geführt, Daß die Borberei- 
tungshandlungen nidyt gefttaft werden follen. Seit 1849 
find Dagegen unjere Strafgejeßgebungen durdy eine Reihe 
von Strafdroßungen erweitert worden, Durch welche Hand: 
lungen, deren Strafbarfeit früher unbefannt war, als 
Störungen der öffentlihen Ordnung, als ftrafbar erklärt 
wurden. 

Die Borgänge der Jahre 1848/1849 wurden als 
Holgen der Berbreitung gewiſſer gefährlicher Grundiäte 
und damals unfträflicher Neußerungen und einer Thätig- 
feit betrachtet, deren jchlimme Früchte Die in der allgemei- 
nen Aufregung zum Ausbruche gefommenen Verbrechen 
waren, denen man hätte vorbeugen fönnen, wenn die da 
malige Strafgeieggebung Strafdrohungen gegen Die ge 
fährlidhen Keime von Verbrechen enthalten haben würde. 

Auf dieſe Art wurden nidht nur in Den neueren 
Preßgeſetzen, fondern auch in den Strafgeſetzbüchern?) 
oder durch einzelne ergänzende Geſetze 3) Strafdroßungen 
erlafien, wodurch entweder unter dem Geſichtspunkte St‘ 
rung Der öffentlidyen Ruhe und Ordnung 4) oder unter 
MWiderfland gegen Die Staatsgewalt 9) öffentlicdye Reden 
oder Handlungen, durch weldye Jemand gegen Die con 
flitutionelle Monardjie, gegen die Unverleplichfeit des Re 


3 


2) Z. B. in dem preußiſchen Geſetzb. v. 1851 $. 87. 100, in dem 
‚öfterreich. Strafgefebb. v. 1852 $. 65. 303. 305. 

3) 3.3. in Baden, Geſetz v. 15. Febr. 1851, als Zuſatz zu dem 
Art. 630. 631 des Strafgefegbuchs verfündet. — Königl. fühl. 
Geſetz v. 4. April 1851, eingefchaltet im neuen Entwurfe von 
1853, Art. 122, und medfIenburg. Geſetz v. 9. Juni 1852. 


3.2. im oͤſterreich. Strafgefegb. $. 65, im badiſchen und preu⸗ 
9 eisen Geſetzbuche. 
5) 3. B. im preuß. Geſetzb. $. 100. 
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genten, gegen bie beftehende Regierungsform aufzureizen 
fucht, oder Handlungen, die in den Geſetzen als Ver⸗ 
brechen oder Vergehen bezeichnet find, anpreift ober ver- 
dienſtlich erklärt oder Die Einrichtungen der Ehe, der Fa⸗ 
milte, Unverlegbarkeit des Eigenthums herabmürdigt oder 
durch Erdichtungen, Entftelung . der Wahrheit, grobe 
Schmähungen zum Haffe oder Verachtung wider die Staates 
regierung auffordert, mit Strafe bedroht wurden. 6) Yrägt 
man um die Geſchichte Diefer Art von Strafgejeggebung, 
fo fand fidy nur in dem preußifchen Landrechte ) eine ähn- 
liche Vorſchrift, durch welche Erwedung von Mißvergnü- 
gen und Unzufriedenheit gegen Die Regierung durch frechen, 
unehrerbietigen Tadel oder DVeripottung der Landesgeſetze 
mit Strafe bedroht wurde. Ziemlich allgemein war In 
Preußens) dieſe Vorfchrift wegen ihrer Unbeftimmtheit ges 
tabelt und 1848 hatte Die Regierung ſelbſt in der Natio⸗ 
nalveriammlung Die Unhaltbarfeit der bisherigen Beftim- 
mungen anerkannt und einen abändernden Gejegedentwurf 
vorgelegt. °) 

Die eigentlihe Duelle, aus welcher die Geſetzgeber 


Ihre neueften Strafgefeße ichöpften, lag in der franzöftichen 


Geſetzgebung, welche zuerft in Deutichland 1%) in dem 


— 





6) Wir werden nachweiſen, daß die Redaktion der Geſetze in den 
einzelnen Geſetzgebungen ſehr verſchieden iſt. 


7) Theil II. Tit. 20. $. 151—155. 
8) Hitzig, Zeitſchrift XII. ©. 287. Temme, Comment. ©. 82. 


9) Merkwürdig iſt der von der GCommifflon am 14. Oct. 1848 
darüber erftattete Beriht. Nach dem Borfchlage der Commif- 
fon follte das Strafgefeh auf die öffentlihhe Verbreitung 
wiffentlich thatfähhliher Unwahrheiten, welde in der 
Borausfeßung ihrer Wahrheit geeignet waren, Haß oder Ber: 
«tung gegen die Einrichtungen des Staats zu begründen, ſich 

jiehen. 


0) Geſetz v. 17. Mai 1819. 1822. 1830. 1835. f. Zuſammen⸗ 
Rellung und Gonmentar in Morin Repertoire vol. II. p. 598. 


— 
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1822 den Kammern vorgelegten Entwurfe eines Polizei⸗ 


ftrafgefegbuch8 für Baiern Nadyahmung fanden. 19 Ein 
fräftiges, Die Nachtheile joldher Strafvorichriften nachwei⸗ 
jended Gutachten erftattete damals Feuerbach. 12) 
Unfehlbar befinden ſich unter den in den oben ange: 
führten neuen Strafgejegen mit Strafe bedrohten Hand- 
lungen mehrere, welche auch ohne dieſe Geſetze ftrafbar 
fein würden, weil fie entweder als Arten des Verſuchs 
anderer Verbrechen, ald Handlungen der Anftiftung ober 
der Theilnahme betrachtet werden fönnen; wir geben aud 
unbedingt der Staatdgewalt Die Befugniß, mit Strafe ein- 
zelne Handlungen zu bedrohen, welche als Keime von 
Verbrechen, deren Beichaffenheit aber das Gefeb Dann 
Har bezeichnen muß, Der bürgerlichen Gejellichaft nicht 
gleichgültig fein Fönnen, weil regelmäßig mehr oder min 
der die Grundlagen der Gejellichaft gefährdet werben. 
Bedroht Hier der Geſetzgeber beftimmte Handlungen, bei 
deren Bezeichnung der Bürger weiß, was unter Strafen 
verboten ift, und der Richter, der das Geſetz anzuwenden 
hat, nicht im Zweifel jein kann, welche Handlungen er 


-beftrafen darf, fo wird gegen Die Gerechtigkeit ſolcher 


Strafgeſetze nichtd einzuwenden fein und jeder wohlgeſinnte 
Bürger wird, wenn er auch findet, Daß das Verbot zu 
firenge ift, fi) Dody dem Gejehe unterwerfen. Allein 
die Vergleichung der oben angeführten neuen Strafgefege 
lehrt, daß dem Geſetze einzelne vorgefommene Fälle vor 
ſchwebten, deren Wiederholung er vorbeugen wollte, und 
wobei er, weil er erfennt, daß noch andere ähnliche, ebenio 
gefährliche Handlungen vorfommen koͤnnen, Tieber allge 
meine Ausdrüde wählte, 3. B. Haß und Verachtung er 
regen oder Verbrechen als verdienftliche Handlungen dar 


11) ©. darüber dies Archiv vun. ©. 230. 
12) In Feuerbach's Leben und Wirken II. .S. 316. 
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ftellen, oder die Unverlegbarfeit des' Eigenthums herabs 
würdigen, — bei deren Gebraud,) dem Geſetzgeber ebenfo 
wenig die Tragweite der Strafdrohung, ald die im Laufe 
der Zeit vorfommenden Verhältniffe vorſchweben, unter Des 
nen Die Anwendung Diejer Geſetze gefchehen wird; das 
Strafgebot erhält Dadurch eine Ausdehnung, die vielfache 
Nachtheile erzeugt. 


1) Eine ichlimme Folge ift die, Daß die Strafanwens 
dung einen verderblichen Charakter der Unbeſtimmtheit 
enthält, weil ein Strafgeſetz vorliegt, in welchem Die mit 
Strafe bedrohte Handlung feinen feften Thatbeftand Hat, 
io Daß weder Die Bürger wiffen, was verboten ift, noch 
die Richter einen ficheren Anhaltspunft haben, der fie dar⸗ 
über belehrt, was beftraft werden ſoll. Weder das Volks⸗ 
rechtsbewußtſein, noch Der Gerichtsgebrauch, da bisher Die 
in Dielen neuen Geſetzen beftraften Handlungen nie beftraft 
wirden, nod, Die Wiflenichaft, welche fonft die Richter 
lätet, giebt einen Anhaltspunkt. Kein wifjenichaftlicyes 
Verf hat noch mit dieſer franzöfiichen Nachahmung ſich 
beſchaftigt und fchwerlich wird es der Wiffenichaft gelin« 
gen, 18) wiflenichaftliche, ficher leitende Grundfäge aufftellen 
m können, da ja die in Diefen neuen Geſetzen gewählten 
Ausdrüde: Erregung von Haß oder Verachtung oder Ges 
hrdung Der öffentlichen Ruhe und Ordnung, hoͤchſt uns 
bekimmte find, gegen welche die Wiffenichaft und Geſetz⸗ 
gebungsfunft felbft Verwahrung einlegt, weil Jeder bei 
dieſen Ausprüden fich denken Tann, was er will, weil 
nan unter Verbrechen gegen Die Drbnung ebenfo gut viele 





18) Ein Verſuch diefer Art, — wegen mancher feinen Bemerkungen 
über die Gränzen der Anwendung diefer neuen Strafgefeße bes 
ahtungswürdig, — befindet fih in v. Zehrmann, Criminal⸗ 
krifon S. 264 (wahrfcheinlih von dem Fortſetzer des Werkes, 
Sch. Rath Brauer). 
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andere Vergehen ftellen kann, die in den Geſetzbüchern 
als felbftändige Vergehen aufgezählt werden. 

2) Zergliedert man die einzelnen Strafgeieße, ſo 
überzeugt man fich leicht, Daß die Verichiedenheit der Res 
daftion in den verfdjiedenen Geſetzgebungen theild Die Un- 
Hlarheit des Zwecks, den der Geſetzgeber erreichen wollte, 
zeigt, theild eine Unbeflimmtheit enthält, weldye Der Rechts⸗ 
anwendung fchadet. Wenn 3.3. die Erregung Des Hafles 
und der Verachtung der Regierung mit Strafe bedroht 
wird, 14) jo bedarf es nur eines Blickes auf Die Berathun- 
gen in den badifchen Kammern über Art. 631*, um fid 
zu überzeugen, daß ein großer Streit ſich Daniber erhob, 
ob (nach dem Borichlage der Regierung) gelagt werben 
fol: Wer aufzureizen ſucht, 15) oder ob es heißen fol: 
Heußerungen macht, welche zur Aufreizung geeignet 
find, 16) oder ob die Redaktion vorzuziehen fei: Wer die 
Anordnungen ded Staats dem Hafle ausjegt. 17 Jeder 
Juriſt bemerkt leicht, daß die Rechtsanwendung wefentiid 
verfchieden ift, je nachdem eine oder andere dieſer Yaflum 
gen gewählt wird, bei der erften Redaktion kommt es auf 
bie Abjicht des Angeklagten bei feiner Aeußerung an, 
und der Richter fommt, wie bei allen Tendenzprozeſſen, 
in Die gefährliche Lage, aus einigen oft ſchwachen Indicien 
auf die Beichaffenheit der Abficht ichließen zu müflen. Bei 
der zweiten Redaktion tritt Das bedenkliche Verhältniß ein, 
Daß wenn das Gericht einmal den aufreizenden Charakter 


14) Ueber die frangöflfche Auffaffung des Ausdrucks: Exeitation 3 
la haine et au mepris. Chasson trait& des delits de la parole 
I. p. 258. 


15) Diefe Faſſung iſt im Art. 631a angenommen; ; fie findet fd 
auch im öfterreidhifchen Geſetzb. Art. 6 

16) Diefe Faſſung flug die badiſche Commiſſion vor; fle find 

9 — in er rad. Sefehe matten lt. 5 hr 

17) Dies iſt die Baflung bes preuß. Geſetzb. Art. 101. * 
Geſet v. 1852. 


AL 


— F 
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der Aeußerung angenommen hat, der Angeklagte durch Die 
ſelbſt wahricheinlidy gemachte Einrede nicht befreit werben 
kann, Daß feine Abficht nicht auf Aufregung gerichtet war. 
Bei der regelmäßig auf Willfür beruhenden vichterlichen 
Beurtheilung, ob Die Aeußerung zur Aufreizung geeignet 
war, tritt jelbft wieder ein anderes Ergebniß ein, je nach⸗ 
dem der Richter darnach prüft: ob an fih und unter 
allen Umftänden, oder ob fie nur unter den Um» 
ſtaͤnden des einzelnen Falls geeignet war. 15) If 
die Dritte Faſſung gewählt, fo müßte confequent und je 
denfalls Die Unteriuhung darauf gerichtet fein, Daß wirk⸗ 
lich in Dem Falle Aufreizung erfolgte. 

Wenn Die neueren Strafgeiege die Heußerungen ſtra⸗ 
fen, weldye Eingriffe auf Die Unverleßbarfeit des Eigen 
thums, Der Ehe, Familie, Gebote der Sittlichfeit enthalten, 
ſo it wieder die Redaktion der Geſetze in den einzelnen 
Staaten fehr verfchieden 19) und ift entweder darauf ges 
richtet, daß der Richter prüfen muß, ob die Aeußerung 
zur Untergrabung der Achtung geeignet war, oder ob ber 
Thäter die Herabwürdigung beabfichtigte. Weberhaupt 
aber fragt man, ob Dies neuerfundene Vergehen wahrhaft 
ſtrafwuͤrdig ift, ob denn überhaupt durch noch fo grundlofe, 


18) Wenn 3. B. ein Menſch, deſſen allgemein befannte Perfönliche 
fett kein Vertrauen einflößt, vielmehr Widerwillen erwedt, vor 
Berfonen, die fehr verftändig, der Staatsregierung ergeben und 
allen Aufreizungen abhold And, noch fo aufreizende Aeußerun⸗ 
gen vorträgt, fo wird er Feine Aufregung hervorbringen, viel- 
mehr nur I felbft ſchaden. 


19) Im öfterreih. Strafgefekb. Art. 305 heißt es: wer die Eins 
richtungen der Ehe, der Familie, oder die Mechtsbegriffe über 
Eigenthum herabwürbigt oder zu erfchüttern fuchtz das badifche 
Strafgeſetzb. fieht darauf, ob die Neußerungen bie den Gebo⸗ 
ten ſchuldige Adytung zu untergraben geeignet find; das fädhl. 
Geſetz von 1851. Art. 4 droht Strafe dem, welcher die Rechts⸗ 
infitute der Ehe, des Eigenthums herabwürbigt, der baterifche 
Entw. 9. 1863 Art. 114 droht Strafe dem, der jene Rechts⸗ 
tnfitute angreift oder mit Spott und Verachtung behanbelt. 


\ 
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wenn auch die beftehenden Aniichten lebhaft angreifenden 
Meinungen, die tief geavurzelte Heiligkeit der Ehe und des 
Eigenthums zu erichüttern im Stande tein fonnen.2°) Un; 
fere Geſetzgeber, erichredt Durch einige Ausbrüche des ro⸗ 
hen Communismud, wollten durch ihre Strafgeieße dem 
Einflufe ſolcher verderblichen Lehren vorbeugen, ohne zu 
bedenten, daß Die weite Faſſung ihrer Straigeiege aud 
die Freiheit Der Meinungen, deren Grundlofigfeit Die Kris 
tik, aber nicht Das Strafgeieß angreifen muß, gefährden 
und folgerichtig auch zur Beftrafung von Anfichten,- weldye 
das Erbrecht angreifen, oder im Geiſte des großen Ra 
tionalöfonomen Hill Die Eigenthumsverfügung jehr be 
ichränfen, dem öffentlicyen Intereffe unterordnen wollen, 
führen fönne. Wenn andere neue Strafgeiege Das öffent 
liche Anpreiien von ftrafbaren Handlungen mit Strafe 
bedrohen, weil dadurch Widerftand gegen die Staat 
regierung gepredigt wird, ſo zeigt ſich auch Hier wieder 
in den Strafgeiegen der einzelnen Staaten eine große Vers 
fchiedenheit, 21) welche aus der Unflarheit der Gejeßgeber 
hervorgeht und Die Richter irre leitet. Man bemerkt leicht, 
daß Die Geſetzgeber, welchen einzelne 1848 und 1849 vor 
gefommene politiiche Verbrechen rechtfertigende Handlun 
gen vorichwebten, fih nicht klar machten, daß ihre al. 
gemeinen Ausdrüde zur Beftrafung von Aeußerungen auf 


20) Mit Recht Hat auch Abegg in feiner Kritif des Entwurfs bed 
fähf. Strafgeſetzb. S. 58 dies hervorgehoben. 


21) Im badifchen Strafgefeßbuche Art. 631 c ift mit Strafe bebroft, 
wer ein Verbrechen als vervienftliche Handlung darftellt. — 
öfterr. Gefebb. droht Art. 305 Strafe dem, der unfittliche over 
durch das Geſetz verbotene Handlungen anpreifet over zu recht⸗ 
fertigen fucht, das preuß. Geſetzb. Art. 87 firaft den, der Hand: 
lungen , die In ven Gefegen als Verbrechen oder Vergehen be: 
eichnet find, durch öffentliche Rechtfertigung anpreifet, das 
snigl. fühl. Geſetz Art. 4 firaft den, der Handlungen, bie 
das Gefeh verbietet, als lobenswerth oder verbienftlich, oder 
Berfonen wegen foldher Handlungen als lobenswerth darſtellt. 


i 
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in anderen Ballen führen, weldye fie felbft nicht ftrafen 
wollten, Daß ſolche allgemeinen Strafgeieße confequent auch 
Männer ftrafen müflen, welche fchlechte Strafdrohungen 
angseifen und einer befieren Zufunft vorarbeiten wollen. 
Daß Thomafius, der Die Hexenprozeſſe angriff, Beccaria, 
weldyer Die Folter aufheben wollte, dann ebenio geftraft 
werden müßte, wie derjenige, der (man denke an die 
ſchwankenden Gränzen des Erlaubten und Unerlaubten) 
die Handlung desjenigen anpreift, welcher den Verführer 
feiner Schwefter tödtete oder Die Ehre jeiner Frau im Duell 
vertheidigte, oder Die Unzwedmäßigfeit der Wuchergeſetze 
jeigt, oder die Erlaubtheit ded Widerftandes gegen unge: 
rechte Eingriffe von Beamten rechtfertigt. 

Die Gejebgeber leben audy in einer großen Selbft- 
täuichung, wenn fie glauben, daß fie Durch die von ihnen 
gewählten Ausprüde, 3. B. Durch Erdichtung, oder 
Entfellung der Wahrheit für eine fichere Rechts⸗ 
anwendung geſorgt hätten. Vergleicht man Die Entichei- 
dungsgründe zu gefüllten Urtheilen, jo wird zwar in man⸗ 
hen derſelben der Satz aufgeftellt, Daß jene Ausdrücke 
Rh nicht auf faliche Urtheile beziehen, Da dieſe frei 
kin müßten, daß aber das Vorbringen unmwahrer That- 
lachen, das Entftellen der Wahrheit ftrafbar fein müſſe; 
allein wir fragen: ob denn das Gericht auch dem An⸗ 
geflagten den Wahrheitsbeweis geftatten will, ferner, Durch 
welche Drittel oft der Richter das Merfmal der Unwahrheit 
berftellen fol, insbeiondere wenn Thatiachen, Die der fernen 
Vergangenheit angehören, vorgebracht wurden, mo begreiflich 
dbft unter den Geichichtöichreibern Die größte Verichieden- 
beit der Auffaffung vorkommt. Auch der Ausdrud: Ent 
kellung der Wahrheit ift ein vieldeutiger: Das Gericht U. 
nimmt Entftellung an, weil eine gewifle Thatfache anders 
mähft wurde, als fie vorkam; das Gericht B. ftraft wer 
gen Entftellung, weil der Angeklagte nicht alle vorgekom⸗ 
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menen Thatiachen oder nicht alle Rebenumftände anführte; 
nach dem Gerichte C. wird wegen Entflellung geftraft, 
weil der Angeklagte Die Thatiachen in einem andern Zus 
ſammenhang, als ſie hatten, Darftellte, oder jo vortrug, 
daß unrichtige Folgerungen abgeleitet werden Eönnen. Fuͤhlt 
das Gericht A. und B. nicht, Daß es hier fi) zum Rich⸗ 
ter über Die hijtoriihe Wahrheit aufwirſt; und gerechter⸗ 
weije einen (oft fonderbaren) Beweis der Wahrheit Dem 
Angeklagten nachlaflen muß? Kann das Gericht C. in Ab- 
rede ftellen, Daß es mit feiner Theorie nur unridytige 
Urtheile ftraft? 

3) Die nachtheiligen Wirkungen der bisher geſchil⸗ 
derten Strafgeiege find, daß der redlichſte Mann Strafe 
leiden kann wegen Handlungen, deren Unrecht er nicht er 
fennen kann, und deren Strafwürdigfeit er nicht voraus 
fieht, weil er nicht errathen kann, von welchen Aus 
fihten der Gerichtshof ausgehen wird. Eben, weil bei 
einem großen Theile der nad) den neuen Strafgeiegen be 
drohten Handlungen nur Aeußerungen gewiſſer (von denen 
Der von der Regierung gewünichten abweichenden) Meis 
nungen vorliegen, tritt leicht der Fall ein, daß Jemand 
wegen Aeußerungen von Anfichten beftraft wird, welde 
in dem beftehenden geiftigen Kampfe von einem große 
heile, vielleicht von der Mehrheit der Bürger gethellt 
werben, io daß das Strafurtheil von allen Gleichgefinnten, 
und felbft von anders Denfenden gemißbilligt wird, weil 
fie in foldyen Beftrafungen eine Beichränfung der noth 
wendigen Freiheit der Aeußerung der Meinungen erbliden. 
Es leuchtet ein, Daß in ſolchen Verhältniffen der Beftrafte 
als Märtyrer, ſelbſt als reblicher Mann, der offen jene 
Ueberzeugung ausſpricht, noch mehr geachtet wird und 
das Strafurtheil der Staatsregierung jelbft fchadet. 

4) Die Bedenklichfeiten gegen die Zwedmäßigfeit ber 
bisher angeführten neuen Strafgefehe vermehren fich, wenn 
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man erwägt, daß nad) dem Zeugniffe der Erfahrung dieſe 
Geſetze nicht felten gegen Erzeugniiie der Wiſſen— 
ihaft und in den kirchlichen Gonfliften der 
Staatsregierung mit den firhlidden Behörden 
über die Gränzen ihrer Gewalt zur Anwendung kommen. 
Wir geben zu, daß die Form der Wifjenfchaft jur -Ber- 
breitung ftrafbarer Aufforderungen mißbraucht werden 
und Die Strafbarfeit eines Unternehmens nicht durch die 
Einfleidung in eine jogenannte wifjenichaftlihe Form aufs 
gehoben werden kann; ebenio kann nicht in Abrede geftellt 
werden, daß oft Durch die Umftände, unter denen die Vers 
breitung einer Aeußerung erfolgt, durch die Form und 
durch Die unzweideutigen Ausbrüde der Zweifel leicht bes 
feitigt wird, ob Der Aeußernde eine verbrecheriiche Abficht 
hatte; allein darüber, ob die Gränzen der Wiflenfchaft 
eingehalten find, ob eine Schrift eine wiffenichaftliche ift, 
fann dem Gerichte in der Regel das Urtheil nicht übers 
faflen werben. Am meiften werden Anflagen . wegen Des 
die Öffentliche Ordnung gefährbenden Charakters einer 
Rede oder Schrift bei geichichtlichen oder politifchen Arbeis 
ten erhoben werden. Hierin aber werden immer in dem 
großen geiftigen Kampfe verſchiedene Anſchauungsweiſen 
vorkommen. Der Vertheidiger einer Anſicht wird ſich auf 
geſchichtliche Nachweiſungen und Erfahrungen berufen, er 
wird aus angefuͤhrten Thatſachen, die er nach ſeinem 
Standpunkte in einem gewiſſen Zuſammenhange darſtellt, 
Schlußfolgerungen ableiten, er wird die nach ſeiner Vor⸗ 
ſtellung vorhandenen ſchlimmen Zuſtaͤnde lebhaft ſchildern 
und prophetiſch die Folgen in der Zukunft hervorheben. 
Wer kann hier als Richter auftreten und ausſprechen, 
daß die wiſſenſchaftliche Graͤnze uͤberſchritten iſt? 22) Der 


22) Im Winter 1853 erklaͤrte der engliſche Miniſter im Oberhauſe, 
daß England aufhören würde, ein Land der Freiheit und bes 
gefeglichen Fortichrittes zu fein, fobald man behauptete, daß 
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Richter, wenn er Geſetze über Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung anwenden toll, wird einzelne Stellen Der Rebe 
“oder Schrift aus dem Zuſammenhange reißen, um zu jeb 
gen, daß der Verfaffer nicht von wiffenichaftlihem Stre⸗ 
ben geleitet worden, Daß er vielmehr verbredyeriiche Abs 
fichten gehabt habe, er wird, wenn er von Entftellung der 
Wahrheit ipricht, Die Unrichtigfeit der von dem Angeklag⸗ 
ten behaupteten Schilderungen oder PBrophezeiungen und 
Schlußfolgerungen zeigen, dabei ſich ſelbſt in Den Hiſto—⸗ 
rifer oder PBolitifer verwandeln, die Nachtheile der Ten: 
Denzprozefle herbeiführen und leicht Urtheile fällen, über 
welche jelbft der firengfte, der Regierung treu ‚ergebene 
wiffenichaftlihe Mann hart urtheilen wird. 

In der Anwendung der neuern Strafgeiege auf Res 
den und Schriften in Bezug auf Firchlidhe Eonflikte ift 
durch Die Erfahrung das Bedenkliche dieſer Geſetze Dar 
gethan worden. Es iſt begreiflich, daß der feit Jahrhun⸗ 
derten geführte Kampf über Die Gränzen der Staalöge 
walt und der kirchlichen Behörden nicht fo bald geichlichtet fein 
wird, Daß er eben durch jein Alter, durch die in Der fa 
tholifchen Kirche begründete organiiche Gliederung der 
Diener der Religion, durch die Macht der ihr zu Gebete 
ftehenden Mittel, und die Berufung auf die Heiligkeit der 
Religion neue Nahrung erhält, und jene Strafe Partheien 
erzeugt, welche fich ichroff gegenüberftehn und die Ver 
theidigung ihrer Anfichten für eine Pflicht Halten. Wäh 
rend Der franzöftiche Code penal 28) nad) merkwürdigen 
Discuſſionen 24) davon ausging, Daß ed dem Geiftlichen 


man das beftehende Gefeß nicht anflagen dürfe; dürfte man bied 
nit, fo wäre es unmöglih, das Geſetz zu verbefferm we 
man, um Abänderungen zu verlangen, bie Mänge des Bes 
ſtehenden nachweifen muß. 

23) Code penal art. 201—8. 

24) Gut zufammengeftellt in Nypels etude de la legislation pt- 
nale, somparee. Bruxelles 1851 p. 251. 
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ht geftattet fein fönne, daß geiftliche Amt zu mißbrau⸗ 
en und ftatt durch die Religion belehrend und tröftend 
ıf. die Gläubigen zu wirken, die Anordnungen des Staats 
ner Kritif zu unterwerfen und die Gläubigen zu Richtern 
wüber aufzurufen, ob der Staat oder Kirche Recht 
aben 25), die Strafdrohung an die einfache Thatjache 
nipft, wenn der Geiftlicye in der Ausübung feined Be⸗ 
ıf8 in öffentlicher Berfammlung in jeiner Anſprache einen 
adel oder Kritik der Weigerung eined Geſetzes, einer 
erordnung, oder Akts der Regierung ausfpricht 2%), Hatte 
an in deutfchen Staaten, in denen ed an jolchen Geſetzen 
hlte, feine Zuflucht zu den bisher beichriebenen Geſetzen 
er Gefährdung der. öffentlichen Ordnung. Die Erfah- 
mg lehrt aber, daß dieſe Rechtsanwendung große Be⸗ 
nklichfeiten erregt. Wergleiht man die Entſcheidungs⸗ 
ründe der Urtheile verichiedener Gerichte, fo bemerft man 
ad, Daß, wenn auch die Richter verfichern, daß die Ur- 
jeile frei feien und es nicht Darauf anfomme, zu entſchei⸗ 
m, ob der Staat oder die Kirche Recht habe, dennoch 
18 gefällte Strafurtheil ſich entweder darauf ftübt, Daß 
t einer Rede oder Schrift eine Entftelung der Wahrheit 
orkam (wobei das Gericht von jelbft über falſche Urteile 
hticheidet oder confequent eine Beweisführung wegen Der 
chatſachen zulaffen mußte), oder daß das Geriht aus 


5) In den Motiven, nach welchen der Entwurf vorgelegt wurbe, 
heißt es: la societe doit s’armer contre ces hommes fana- 
tiques ou seditieux, qui au nom du ciel voudroient troubler 
la terre, et n’invoqueraient la puissance spirituelle, que pour 
avilir ou entraver l’autorite des lois. 


6) Wir haben im vorigen Hefte des Archivs 1854 ©. 8 u. 9 die 
ähnlichen noch firengeren Strafvorfchriften von Spanien und 
Bortugal mitgetheilt. Am Ausführlichften ift der 1851 von der 
Regierung in Piemont den Kammern vorgelegte Gefeßes- 
entwurf, in welchem (Art. V.) ausdrüdlich beftimmt ift, daß der 
[ehlenbe Geiftlihe fi nicht auf Befehl feines Oberen berufen 
ann. . 
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‚manchen Stellen nachweift, Daß Der Angeflagte aufzuregen 
fuchte, oder daß eine gewiſſe Aeußerung geeignet war, 
Unzufriedenheit zu erweden. Alle dieſe Deduktionen aber 
beruhen auf willfürlicher Auffaffung 27). Die Strafurtheile 
machen den Beftraften zum Märtyrer und werden von 
einem großen Theile der Bürger, welche für Die Kirche 
Parthei nehmen, gemißbilligt. Die Erfahrungen der neue 
ften Zeit haben die Nothwendigfeit eines Schutzes der 
Rechte des Staatd gegen Uebergriffe der Kirche und felbft 
eine Sanftion der von dem Staate gezogenen Gränzen 
durch Strafgefete, zugleih aber audy Die Schwierigfelt 
folder Geſetze wegen des Widerſtreits Der Interefien 
‚gezeigt. Auf einer Seite kann der Gefeßgeber nicht bie 
Gefahr verfennen, wenn durch Strafanwendung gegen. 
Geiftlicye, Die bei ihren Handlungen ihrer Durch Berufung 
auf Die feit Jahrhunderten vertheidigten Anfichten einge 
wurzelten Ueberzeugung folgten oder durch Befehle Kirch 
licher Oberen in eine fchlimme Zmangslage gefegt werben, 
ein großer Theil Der Bürger, weldye Die Gefinnungen ber 
Verurtheilten theilen, Die Beftrafung für ungerecht Hält. 
Auf der andern Seite kann der Staat nicht gleichgültig 
bleiben, wenn durch das Widerftreben der Geiſtlichen gegen 
Die Anordnungen des Staats die Achtung des Volks vor 
dem Geſetze und der Sinn des Gehoriams erichüttert, der 
Frieden in den Gemeinden und in den Familien geflört 
wird; während der ‚Staat davon ausgeht, Daß der Geil 
liche jedes Rangs Unterthan des Staates ift, in welchem 
er wirkt, und durch Berufung auf Befehle einer andern 
Macht der Ungehoriam des Geiftlichen nicht entfchuldigt 
werden kann. — Auf jeden Ball wird der, Geſetzgeber 
weijer handeln, wenn er ftatt unbeftimmter Gejeße, deren 


27) Es ift leicht nachzuweiſen, daß wegen der nämlichen Aeußerun⸗ 
gen von Geiſtlichen das Gericht A. verurtheilte, während das 
Gericht DB. Feine Strafe erkannte. 
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tachiheile wir oben gezeigt haben, durch das Geſetz be- 
immte, geſetzlich fo bezeichnete Handlungen, daß Ihre 
Strafbarfeit einfach erkennbar ift, mit Strafe bedroht. 28) 

5) Nicht unbeadytet darf aber der Gefeßgeber laſſen, 
aß die bisher von und gefchilderten neuen Strafgeieße 
och den großen Nachtheil haben, daß fie die Wirfjam- 
eit der Polizei lähbmen, viele bedenktlihe PBro- 
effe veranlajfen, dem Anſehen des Richter— 
andes ſchaden und den Rechtsſinn im Bolfe 
ntergraben. 29) Es fann nur nachtheilig fein, wenn 
le Organe der Bolizei, welche von allen gutgefinnten 
hürgern unterflügt werden follen, als beftändige Ausfpäher 
rd Denuncanten der Aeußerungen von Bürger betrach- 
t werben, fo daß Jeder mit Angft darauf bfidt, wenn 
n SBolizeibeamter in den Kreis tritt und nach feiner 
cht wachen fol, ob nicht eine Die Ordnung bedrohende 
lenßerung gemacht wurde. In welcher unangenehmen 
age ift der Staatsanwalt, welcher ſogenannte Verbrechen, 
ie Eeinen gefeblichen feften Thatbeftand haben, verfolgen 
mB. Wie bedenklich muͤſſen Strafverfolgungen werden, 
ei denen ed auf Aeußerungen anfömmt, 80) bei denen 


28) Darauf beruhen die Beflimmungen des Code penal und die 
oben angeführten Gefehe. Ueber das franzöftfche Geſetz Helie, 
theorie du Code penal IV. vol. p. 272—282. Von den deutfchen 
Gefeßgebungen enthält nur das würtemberg. Strafgefeßb. Art. 
947—52 einige hieher gehörige Beftimmungen. 


9) Mehrere von den Regierungen nach London gefendete Männer, 
entweder um die dortige Polizeiverwaltung zu fludiren oder mit 
den Boltzeibehörven fich zu benehmen, rühmen die Kraft und 
Wirkſamkeit der Londoner Polizei; allein fie beachten nicht, daß 
die englifhe Polizei deswegen fo viel Macht hat, weil. fie von 
allen Bürgern unterflüßt wird, und dieſe Erfcheinung die Folge 
iſt theils des freundlichen, leivenfchaftslofen Benehmens ber 
Bolizeiperfonen, theils des Umſtandes, daß die englifche Polizei 
F in Bezug auf gemeine Verbrechen vorbeugend und ſchützend 
wirkt. 


%) Alle engliſchen Richter erkennen, daß nicht leicht eine größere 
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ber Zeuge io leicht ſich täuichen kann, weil er einfeltig, oft 
mit vorgefaßter Meinung zuhörte, den Zufammenhang nicht 
richtig würdigte und Das Gehörte um fo weniger treu 
wiedergiebt, je mehr in den öffentliches Aufiehen er: 
wedenden Fällen die allgemeine Beiprehung unwillkür⸗ 
li) auf den Zeugen wirft. Daß aber durch Die neue 
Strafgeießgebung nadıtheilig auf Das nothwendige Ber 
trauen zu dem Richterſtande wirft, ergiebt ſich leicht, 
wenn man erwägt, daß die Gerichte, welche joldye unbe 
flimmte Strafgejege anzuwenden haben, leicht in Die Lage 
- fommen, daß ihre Strafurtheile im Widerjpruche mit den 
Anfichten und Forderungen eined großen Theild wohlge 
finnter Bürger find, und nicht felten die Meinung fid 
bildet, Daß die Gerichte durd, Einwirkung von Oben einen 
auf willfürlicyer Auffaffung beruhenden einjeitigen Aus 
fprud) gegeben Haben. Wir find überzeugt, daß Der Au 
ben, den in einzelnen wenigen Yällen diefe neuen Geſetze 
gewähren, nicht in Betrachtung fommen kann gegenüber 
den Nachtheilen, weldye ficher in der Mehrzahl der Zalle 
für den Rechtszuſtand herbeigeführt werden. 


Als ein nicht weniger bedeutender Punkt drängt fd 
bei dem Studium der neuen Strafgefegbücher das Ber 
hältniß des Strafmaaßes auf, welches bei den Straf 
Drohungen und folgeweife bei den Strafurtheilen zum 
Grunde gelegt if. Faſt in allen Staaten und zwar in 
jolchen, in welchen neue Strafgefeßbücher eingeführt find, 
werden immer mehr Klagen über die zunehmende Zahl 
der Strafgefangenen laut. Die Urſache Diefer Erjcheinung 
liegt in den vielfach irrigen Grundlagen der neuen Sträf 
gelegbücher in Bezug auf das Maaß der Strafdrohungen. 


Gefahr unwahrer Seugenausfagen vorfommt, als da, wo der 
‚Zeuge über gehörte Worte und ihren Zufammenhang auf | 
fagen foll. 


Ueber ben gegenw. Standpunkt der Strafgefeßgebung sc. 187 


Bergleidht man die Strafurtheile, welche in den einzelnen 
Staaten gefällt werden, jo bemerkt man eine Härte, welche 
ebenfo mit der Berheißung, daß die neuen Strafgefebe 

auf dem Prinzip der Gerechtigkeit beruhen und die Stra- 
fen der Größe der Verfchuldung entfprechen tollen, wider: 
ipricht, als fie Die Rechtsanwendung erſchwert, unfere 
Gefängniffe unverhältnigmäßig anfüllt, und jchwere Nach⸗ 
theile veranlaßt. Es würde eine lohnende Arbeit fein, Die 
Straftabelle aller deutſchen Staaten zu vergleichen und 
juiammenzuftellen, wie das nämliche Verbrechen (im wes 
ientlihen mit gleichen Umftänden der Verſchuldung) in 
den verſchiedenen Staaten beftraft ift; man würde ſich 
dann 3. B. überzeugen, Daß die in Oeſterreich ausgeſpro⸗ 
henen Strafen 51) faum die Hälfte des Strafmaaßes be- 
tragen, weldyes in anderen deutichen Staaten z. B. in 
Balern 32) und Hannover 38) erfannt werden, und wie 
wnverhältnigmäßig hart in Preußen die ausgeiprochenen ' 
Strafen find. 2) Wir bitten einen neuerlid in Oeſter⸗ 
teich 85) entichledenen Straffall zu vergleichen, in welchem 
in Mann einem Andern einen Schlag über die rechte 
Kopfieite von hinten mit einem Diden Stode gab, und 
den zu Boden Geftürzten noch ein Paar Streiche zufügte, 





31) ©. Statiſtiſche Nachweiſungen in meinem Auffage in dem Ge: 
richtsſaale 1852. ©. 238. 


3) Dies Hat auch Ein ausgezeichneter baieriſcher Juriſt in den 
Blättern für Rechtsanwendung in Baiern, Srgänzungsblätter 
851, ©. 93. 


3) Rachweifungen in meinem Auffage in dem Geridhtsfanle 1853. 
U. ©. 416. 


A) Dies folgt aus den eigenen Geftänpniffen des Minifteriums bei 
Gelegenheit der Vorlage des Entwurfs, wodurch bei mehreren 
Berbrechen mildernde Umſtände zugelaflen wurden. 5. oben in 
biefem Archive 1854. ©. 22, ebenfo aus den intereffanten Nach⸗ 
weifungen des Herrn Krämel im Goltdammer’fchen Archiv für 
Strafrecht in Preußen L ©. 461. 


5) Oeſterreichiſche Gerichts zeitung 1853. S. 292. 
Archlv d. Er. R. 1854. II. St. N 
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worauf der Geichlagene ftarb, wo denn das Gericht Ziaͤh⸗ 
tigen jchweren Kerfer erkannte, und bitten fich zu über 
zeugen, welche weit höhere Strafe nach den Geſetzen ans 
derer Staaten 8%) hätte erfannt werden müffen. 


Die Gründe, weldye die harten Anfichten über das 
Strafmaaß in den neuen Gefeßbüchern erklären, liegen 
in dem Fortwirfen der ehemaligen Vorftellungen von der 
Nothwendigkeit durch die Strafprohung abzuichreden (je 
ed die materielle Abfchrefung Durch die Zufügung oder 
die einer fogenannten piychologiichen Abfchredung). Es 
war begreiflih, daß man um ficherer abzuichreden lieber 
zu viel Uebel drohen wollte, und der oft unbemußt mitwir⸗ 
fende Zweck der Sicherung vor dem gefährlichen Verbre⸗ 
her vermehrte Die Härte der Strafdrohung. Die Ber 
fafler der neuen Strafgeiegbücher waren fo fehr an bie 
- bisherigen Strafgrößen gewöhnt, Daß fie ſich nicht Davon 
leicht losmachen konnten. 


II. Ein anderer Grund der unverhältnigmäßig har 
ten Strafdrofungen liegt in dem Forwirken der geſetz⸗ 
lihen Bermuthungen,. welche das Geſetz aufftellte, 
oder von denen ed ausging. 39) Die Macht der wife 
Ihaftlihen Forſchungen hätte endlich die Verbannung ber 
Vermuthung des böfen Vorſatzes bewirkt; aber unvermerft 
ift eine damit zujammenhängende Vermuthung über ben 
Umfang des Dolus über Die jogenannte unbeftimmte Ab 
fiht 28) in einigen Gefegbüchern beibehalten worben. Bor 
zuͤglich zeigt fich Dies bei den Strafdrohungen über Gift 


36) 3. B. nad preuß. Strafgefebb. Art. 194, wo zehn: bis zwar 
zigjähriges Zuchthaus erfannt iſt. 

37) Sehr richtige Bemerfungen über die Nachtheile ſolcher geſeh⸗ 
lihen VBermuthungen finden fih in dem Auflage * Der: 
brüggen in Prutz' deutfhen Mufeum 1853. Nr. 30. ©. 137. 


38) 3. B. in dem fächfifchen Entwurfe Art. 97. 


. 
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wrd 39, und Raub 4%) und am meiften bei der Brands 
iftung, wo Die neuere Theorie Die ftrengeren Straf 
tohungen von dem Umitande abhängen läßt, ob der 
Ihäter Das Eintreten der Folge (3. B. wenn ein Menſch 
98 Leben verlor) wahricheinlich vorherfehen fonnte, wo 
Menbar eine geiegliche Vermuthung zum Grunde Tiegt, 
98 derjenige, in Deifen Bewußtiein als mögliche 
Folge ein gewiſſer Erfolg trat, auch dieſen Erfolg gewollt 
habe (wobei man mit mancherlei theoretiichen Spisfindigs 
keiten 3. B. von Dem eventuellen Ergeben in den 
hlimmften Erfolg fih half. Die ganze Lehre von 
der Rüdfallsitrafe in der Art, Daß der Rüdfall ims 
ner mit einer höheren Strafe beftraft werden muß, be 
cuht ebenio auf einer gejeglichen Vermuthung. Es leuch⸗ 
tt ein, Daß alle ſolche Vermuthungen im Widerfpruche 
wit dem Grundſatze ftehn, nach welchem jeit Aufhebung 
der gejeßlichen Beweistheorte Die freie Ueberzeugung der 
Richter enticheiden muß, und daß fie zu einem formel- 
In Rechte, zu einer oft furchtbaren Härte in der Straf- 
awendung führen, da dem Angefchuldigten die Widerle⸗ 
gung der geſetzlichen Vermuthung oft ichwierig wird und 
die Strafe von einer nun auf die bei dem Urtheile über 
den Seelenzuftand einer Perſon enticheidenden Indicien 


9 Wenn 3. B. das baieriſche Strafgeſetzb. Art. 149 beftimmt, 
dag wenn Jemand in rehtswidriger Abfidht einem Andern 
Gift beibrachte, woran diefer ftarb, der Thäter nicht mit der 
Entfhultigung gehört werden foll, daß feine Abficht nicht auf 
Toͤdtung, fondern nur auf Beſchaͤdigung gerichtet war, fo ift 
dies eine gefegliche Vermuthung. 


0) 3.3. Im Art. 234 des baier. Gefeßbuchs, nach welchem ber, 
weldher eine Perfon vergewaltigt und in dieſem Zuſtande an 
isren Sachen eine Entwendung verübt hat, nicht mit der Ein- 
rede gehört werden foll, daß er nicht um des Raubes willen, 
fondern im Zorn, aus Rache ober anderer Urſache die Miß⸗ 
bantlung verübt habe. — Wer mag läugnen, daß hier eine 
gefeglihe Vermuthung aufgeflellt if. 


Ne 
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gebaute Beurtheilung des Inneren des Angeflagten ab- 
hängig gemacht ift. 

II. Ein Hauptgrimd der Härte in den Strafdrohun- 
gen liegt in dem ungeeigneten Einflufie, welchen Die fran- 
zöftiche Strafgejehgebung auf einige neue deutſche Geſetz⸗ 
gebungen erhielt und zwar theild Durch Die Aufnahme Der 
franzöftfchen dreitheiligen Eintheilung der ftrafbaren Hands 
lungen in Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen, theild 
durch Nachahmung franzöfiicher Strafdrofungen. Man 
mußte, nachdem man bei der Klaſſificirung der Verbrechen 
Diejenigen Handlungen aufftellte, welche mit gewiffen Stra⸗ 
fen beftraft find, conjequent gewiffe Handlungen, weil man . 
fie als Verbrechen erklären wollte, auch mit der jchweren 
Zudthausftrafe bedrohen, +1) ohne zu beachten, daß bas 
nämliche Verbrechen aud) mit Merkmalen vorfommen Tann, 
bei welchen Die Verſchuldung durchaus nicht Der Karten 
(entehrenden) Zuchthausftrafe entfpricht. *2) Ebenfo unglaub- 
lic) war Die Aufnahme der im franzöftichen Code aufgeſtell⸗ 
ten, den deutichen Redhtiprüchen jeit Jahrhunderten wider: 
fprechenden, in Frankreich jelbft von allen befieren Juriſten 
getabelten Süße, nach welchen der Verſuch wie das voll 
endete Verbrechen, die Theilnahme wie Die Urheberidaft 
geftraft werden ſoll, in einige neue Geſetzbuͤcher. 48) 


IV. Der Hauptgrund der unverhältnißmäßig harten 
Dauer der Freiheitsftrafen liegt in der Unflarheit der Auf 


41) 3. DB. gewiffe Arten des Diebfiahle, die Urkundenfälfcung, 
— Körperverletzung, welche zwanzigtägige Krankheit nach 
zieht. 


42) Zeuiche Nachweiſungen von Kräwel in Goltdammer's Archiv J. 


43) Nur wenn Todesſtrafe oder lebenslaͤngliche Freiheitsſtrafe den 
vollendeten Verbrechen gedroht iſt, kann der Michter milder 
Strafe erkennen. S. noch die gegründeten Bemerkungen var 

. Kräwel im Ardiv von Goltvammer L ©. 477. 
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affung des Gefängnißfnftems. 4%) Auch hier bemerft man 
den Ichädlichen Einfluß des Fortwirkens früherer Anfichten. 
Es war begreiflich, wie man zu einer Zeit, in welcher 
Me Einrichtung der Strafanftalten vernachlaͤſſigt und der 
Befferungszwed gar nicht beruͤckſichtigt war, zu lange 
bauernder Sreiheitöftrafe kommen fonnte, weil man von 
den Standpunkte der Sicherung die Gefellichaft vor der 
zu früh erfolgten Rüdfehr des Verbrechers in Die Gefel- 
haft bewahren wollte und zugleich durch möglichft Tange 
dauerndes Erleiden vom Uebel der Gefangenfchaft den Ger 
fangenen nad) feiner Entlaffung abichreden wollte. Es 
iſt aber nicht begreiflich, wie Diefe Anfichten noch jetzt fort- 
bauern können, nachdem es anerfannt if, daß Die Ab- 
ihredung nicht Der Hauptzwed der Strafe ift, vielmehr 
das Maaß der Strafe der Größe der Verichuldung an- 
paſſen ſoll, und wenigftens nad) den DVerficherungen der 
Staatsmänner die Gefängnißeinricdytung auf Beflerung der 
Sträflinge berechnet wird. 

Daraus erklärt es fi), daß in Ländern, in welchen 
das Strafrecht in feiner practiichen Bedeutung und das 
Gefaͤngnißſyftem im Zujammenhange mit der Wirkſamkeit 
dee Strafe und dem rechtlichen Brinzipe des Strafrechts 
aufgefaßt, Die Stimme der erfahrenften Kenner des Ger 
fängnißwefens ſich gegen die bisherige Art der Straf- 
brohungen erklären und BVorichläge machen, wie ohne 
Gefährdung der bürgerlichen Gejellfchaft die Strafzeiten 
gleichmäßig abgefürzt werden fönnen. In Norbamerifa 
M Diefer Gegenftand fchon ſeit Tängerer Zeit verhandelt. 45) 
Ein alter erfahrener Generalinfpektor der Gefängniffe in 





4) Wir werden im naͤchſten Hefte eine Darfiellung des gegenwaͤr⸗ 
tigen Standpunktes der Gefängnißfyfteme liefern. 


%) Bute Nachmelfungen in dem Pennsylvanian Journal of prison 
disciplin etc. April 1851 p. 65 etc. Januar 1852 p. 52. 


L 
192 Weber den gegenw. Stanbpunft der Strafgefehgebung ıc. 


England, HIN, Hat in feinem an Erfahrungen fo reichen 
Werke 46) die Nachtheile hervorgehoben, wenn das Straf: 
urtheil abfolut nur lange dauernde Strafe oder im Geſetze 
gedroht ift, ausipricht und ihre Vollziehung ohne Rüdficht 
auf die Art des Betragend des Gefangenen durchgeführt 
wird. In Frankreich hatten erfahrene Männer, . 8. 
Bonneville und Dupin *”) als ein Ausgleichungsmittel das 
Syſtem der proviioriichen Freilaſſungen vorgeichlagen. Bor 
züglich enthält der neue in Belgien von dem unermübli- 
hen Generalinipector der Gefängniffe Ducpetiaur bearbei 
tete Entwurf 48) eines Geſetzes über das Gefängnißinftem 
zahlreiche wichtige Vorichläge der Verbeflerung und in ber 
ausführlichen dazu gehörigen Drudichrift eine treffliche 
Begründung der Vorfchläge. 

Nicht genug fönnen Die Nachtheile Der zu Tanger 
Dauer der Strafeiten nad; den Erfahrungen aller Ge 
fängnißdireftoren hervorgehoben werden. 49) Cie ftimmen 
im Wefentlichen mit den Erfahrungen überein, welche der 
achtungswuͤrdige preußifche Juriſt v. Kraͤwel 50) als Ergebnip 
feiner Beobadhtungen als Afftfenpräftdent mittheilt. ragt 
man um den Betrag der in jedem Jahre vermehrten Ausgabe 
für Die Gefängniffe, fo liegt es nahe, daß die bürgerliche Ge 
ſellſchaft gegen Einrichtungen fich verwahren muß, Durch welche 


46) Crime its amount, causes and remedies by H. Hill. Londen 
1853. 


47) Bonneville, traite des diverses institutions complementaires 

- du regime penitentisire. Paris 1847 und Dupin in dem p- 
201 von Bonneville angeführten Briefe. 

48) Avant-Projet de loi sur le r&gime des prisons, soumis 5 13 
commission. Expose des motifs. 

49) In dem Exposs des motifs zum belgifchen Glefeßesentwurf 
je — auch an Belgiern gemachten Erfahrungen p. 6—8 an⸗ 
geführt. 


50) In Goltdammer's Archiv für preuß. Strafrecht I. Bd. 41% '; 


— 11 —V fe Jr „a 
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x unnöthige Ausgaben aufgebürbet werden. Noch wichtiger 
ber find die Rüdfichten der Gerechtigkeit und Menichlich- 
it. Nach allen Erfahrungen der Gefängnißdirektoren 
Krb eine zu lange andauernde Freiheitsftrafe häufig für 
en Gefangenen gegen den Willen des Gejetgebers, gegen 
ie Vorausſicht Der Richter in eine lebenslängliche ‚vers 
vandelt, weil in vielen Bällen eine lange Gefangenſchaft 
Ne geiftigen und phyſiſchen Kräfte der Gefangenen, und 
hre moraliiche Energie in jo hohem Grade ſchwaͤcht, daß 
le (nach 10: oder 12jähriger Gefangenfhaft) nach ihrer 
Intlaffung unfähig werden, ihr Gewerbe ordentlich zu bes 
reiben, die Mittel eines ehrlichen Fortkommens fich zu 
erichaffen, entweder durch ein dumpfes Hinbrüten, durch 
Rangel an Selbftvertrauen, oder Durch phyſiſches Lei⸗ 
en 51) und eine gewiffe geiftige Depreifton außer Stand 
mb, nachhaltig und verftändig ein Geſchaͤft zu betreiben 
der eine Bitterkeit fühlen, welche fie Anderen wiberlid) 
nacht, oder durch Die (gerade bei gebeflerten Gefangenen) 
ft ausgebildete pietiftiiche Richtung der zum arbeitiamen 
eben nöthigen Selbftftändigfeit und moraliichen Energie 
eraubt werden oder durch die häufig in Folge langer 
Befangenichaft eintretende Aufregung leicht Gewohnheiten 
nehmen, weldye andere Menicdyen bewegen, ſich von 
fmen zurüdzuziehen, fo daß dieſe lange Gefangenichaf 
übt jelten die Veranlaffung zu Rüdfällen wird, zugleid) 
Ne Zahl der Armen vermehrt, weil der Entlaffene feine 
Mittel findet, ſich den nöthigen Unterhalt zu verfchaffen. 
zugleich liegt in dieſer langen Gefangenichaft ein Haupt- 
mınd des Ruins der Yamilien, der Dürftigfeit derſelben, 
den der Yamilienvater lange im Gefängniffe war, Der 


1) Ran ſcheint die Erfahrungen der Aerzte wenig zu beachten, daß 
Berfonen, die lange in Strafanftalten zubrachten, durh Ans 
[amelen der Füße (mit den weiteren Fo gen) durch Magenlei⸗ 

den wenig tauglich zu harten Arbeiten fin 
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schlechten Erziehung der Kinder und der Entfremdung ber 
Gemüther der Samilienglieder. Es verdient Daher die 
größte Aufmerfiamfeit derjenigen, welche die Wirfiamfeit 
der Strafjuftig mit den menichlichen und jocialen Intereflen 
verbinden wollen, Mittel zu erfinnen, wie die bisherigen 
Strafzeiten abgefürzt werden können, ohne Die bürgerliche 
Sicherheit zu gefährden, wie Die entnervenden Wirkungen 
der langen Gefangenichaft vermindert und Die entlaffenen 
Sträflinge der Gefellichaft und ihren Familien möglichk 
gebeflert, aber auch mit Erhaltung der moraliichen, geiftis 
gen. und phyfiihen Kräfte, Die zur tüchtigen Wirkſamkeit 
. im thätigen Leben fähig machen, zurüdgegeben werben 
fönnen. 
Unbezweifelt fann die Dauer der Strafzeit in bem 
Maaße vermindert werden, je intenfiv ftärfer die Gefans - 
genſchaft eingerichtet ift, je mehr fie Uebel für den Ge 
fangenen enthält, je mehr fie auf wirfiame Weife bie 
Beflerung der Gefangenen erzielen fann und in dem 
Sträfling foldye Eigenichaften entwidelt, durch welche er 
am meiften in den Stand gefegt wird, nad feiner Enb 
laſſung auf ehrliche Weile Erwerbsmittel zu finden und 
je mehr überhaupt Die Beforgniffe. entfernt oder vermindert 
werben, welche Die bürgerliche Gejellichaft gegen eine Perſen 
haben kann, weldye Verbrechen verübt. 

Wir werden im folgenden Aufiabe über Den Zuftand 
der Gefängnißfrage nachweiſen, wie weit das Syſtem ber 
abioluten Siolirung nach den bisherigen Erfahrungen ald 
wirkiam ſich bewährt. Hier genügt es zu prüfen, in wel 
chem Berhältniffe das Zellenivftem zu dem bisherigen Sy 
ſteme gemeinichaftlicher Haft fteht. Kein Beobachter kann 
läugnen, daß der Gefangene bei dem Syſteme ber able. 
Iuten Iſolirung Entbehrungen leidet, Die bei der gemelt 
fhaftlichen Haft nicht vorfommen, daß für Viele Die Aus 
ſchließung von dem Zufammenjein mit andern Gefangenen, 
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die Pflicht die Maske zu tragen, Die Beichränfung der 
Bewegung im Freien ein ſchweres Leiden ift, während in 
diefem Syſteme ein Mittel liegt, den Nachtheilen mora⸗ 
licher Anſteckung durch Gemeinichaft mit Anderen vorzus 
beugen und jelbft die Keime der moraliichen Beſſerung 
im Sträfling zu erftiden. Man hat Daher in allen Län 
dern anerkannt, Daß die Strafe mit Einzelnhaft fürzer jein 
muß, ald die in Gemeinichaft. In Belgien war 1844 
im Gefege Die Reduktion der Strafzeit verichieden, je nadhs 
dem correctionelle oder criminelle Strafe erfannt ift, vors 
geichlagen. In Baden ift für die Strafanftalt in Bruch⸗ 
ial beftimmt, daß bei der Einzelnhaft, die überhaupt nicht 
über ſechs Jahre erfannt werden darf, zwei Monate einer 
dreimonntlichen gemeinichaftlihen Haft gleichftehen. In 
dem niederländiichen Gelege vom 28. Juni 1851 werden 
ſechs Monate Einzelnhaft einem Jahre gemeinfchaftlicher 
Haft gleichgeftellt. In dem Geſetzesentwurfe für Die Zuchts 
Bausitrafe in Holftein von 1853 ift ein nad) Der Länge 
der Dauer der Strafe anfteigendes Reduftionsverhälts 
wg vorgeichlagen, io daß ein Jahr ſechs Monate Eins 
zelnhaft einem Jahre gewöhnlicher Einiperrung gleidye 
fehen, ebenio in den erften drei Jahren die Strafzeit um 
die Hälfte rebucirt wird, vier Jahre Dagegen neun Jah⸗ 
ten Gemeinfchhaftshaft, fünf Jahre Ifolirung zwölf Jah⸗ 
tn gemeinichaftlicher Haft gleichftehen. Der Ausſchuß 
dagegen in jeinem Berichte vom 8. Dec. 1853 verwirft 
dieſe Reduktion und läßt überhaupt Drei Monate Zellenhaft 
für ſechs Monate Gemeinichaftshaft gelten. In Belgien 
nimmt die Commiſſton ein nad) der Dauer fteigendes 
Berhältnig an, fo daß in den erften ſechs Monaten feine 
Verminderung, in den lebten ſechs Monaten des erfien 
Jahres Reduktion auf A Monate, im zweiten Jahre Re 
dultion von 2, im dritten auf 542, im fünften auf 
"z eintritt. Man bemerkt, wie wenig Gleichfoͤrmigkeit 
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in den einzelnen Borichlägen ſich findet. 59) Alles kommt 
Darauf an, ob man ein durchgreifendes fich gleichtheilen- 
des Verhältniß aufftellt oder davon ausgeht, Daß je läns 
ger die Einzelnhaft Dauert, defto härter fie empfunden 
wird, und daher auch in den nadyfolgenden Jahren bie 
Reduktion ftärker jein muß. Bei der Verichiedenheit Der 
Wirkung der Einzelnhaft nady der Individualität Der Ge 
fangenen wird zwar ein gleicdyförmiger gerechter Maaßitab 
nicht zu finden jein; nad) den von dem Berfafler eingezo 
genen Erfundigungen ift am geredyteften Die Einzelnhaft 
auf Die Hälfte der Zeit zu ſetzen, weldye Die in Gemein- 
ſchaft erftandene Strafe beträgt. 

Wenn man nun anerkennen muß, Daß Gerechtigkeit, 
und Griminalpolitif überhaupt eine VBerfürzung ber bis 
herigen Breiheitöftrafen fordern, jo fümmt ed nun auf bie 
Frage an: auf welchem Wege Died am beften erreicht 
werden fann. 1) Gewiß ift, daß jchon in den bisherigen 
Grundlagen, worauf unjere Gejeßgeber das Maaß ihrer 
Strafdrohungen bauen, eine Aenderung eintreten muß und 
zwar, injofern der Geſetzgeber das Marimum der Straf 
größe bei Freiheitsftrafen herabſetzt, und ftatt lebensläng- 
licher Freiheitsſtrafe (Die freilid da, wo Todesftrafe auf 
gehoben wird, beibehalten werden muß) oder Doc, fett 
des zwanzigjährigen Zuchthauſes ein zwölfjähriges ald 
Marimum aufftellt, weil nadı allen Zeugniflen der Ge 
fängnißbeamten, wenn die Gefaͤngnißzucht gut ift, bie 
jenigen, bei welchen überhaupt auf Beflerung zu rechnen 
ift, fchon in weit fürzerer Zeit (4. DB. in A—6 Jahren) 
fo gebefjert find, daß man fie entlaffen fann, und über: 
haupt eine Strafzeit von zwölf Jahren regelmäßig fo den 
Gefangenen phyſiſch und geiftig herabbrüdt, daß er häufig 


52) Julius will die gemeinfame Haft um Y, in den erſten fünf 
Zahren und fpäter um 2/,, de Metz um die Hälfte, v. Birth 
nd einem fleigenden Verhaͤltniß abfürzen laſſen. 
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nicht mehr der bürgerlichen Gefellichaft gefährlich wird. 
In Bezug auf einzelne gefährliche Perſonen 58) läßt ſich 
durch Zwangsarbeitsanftalten die nöthige Sicherheit bes 
gründen. 5%) Wenn aber eitte joldye Reduktion vorges 
ſchlagen wird, fo fordern Diejenigen, welche dafür fprechen, 
a) eine Aenderung des Syitemd der Verurtheilungen zu 
furz Dauernder Strafen, insbejondere durch Erhöhung der 
Intenfion derjelben, durch Einzelnhaft und felbft mit ges 
eigneter Anwendung des Dunkelarreſtes. b) Man fors 
dert, Daß manche jet zu leicht, insbeſondere nur polizetlich 
beftrafte Handlungen, 3. B. Diebftähle, ohne Ruͤckſicht 
auf den Betrag, empfindlicher geftraft werden, weil nad) 
der Erfahrung die fchlechte im Gefängniffe mit Gemein» 
ſchaft vollzogene Strafe von einigen Tagen oder Wochen 
feine abichredende, vielmehr eine verichlechternde Wirkung 
Yet und aus den Tabellen fich ergiebt, daß die meiften 
Rückfälle bei denjenigen vorfommen, welche mit kurzzeiti⸗ 
gen schlecht vollzogenen Gefängnißftrafen zuerſt beftraft 
wurden. 

2) Ein anderes Mittel ift, daß der Geſetzgeber, 
wenn er auch das Marimum der gedrohten Strafe hoch 
ſtellt, dem richterlichen Ermeſſen mehr überläßt, ald Die 
jezt gefchieht, entweder indem er (wie in England) Fein 
Rinimum ſetzt, oder mildernde Umftände überhaupt an- 
nehmen und dann Die Strafe unter das Minimum her- 


88) Na den bei Gefängnißvireftoren verſchiedener Länder eingezos 
genen Erfundigungen tft die Zahl der gefährlichen Gefangenen, 
deren Entlaffung auch nady einer langen Reihe von Jahren 
die Beforgnig vor Rückfällen begründet ift, Hein, und zwar 
Fieren dahin theils die —5 theils ſolche Per⸗ 
onen, deren tiefgewurzelte Rohheit ſchwere Verbrechen erzeugte, 
iheils ſolche, bei denen Heuchelei und Falſchheit der Grund⸗ 
charakter iſt. 


H) Wir werden ſpaͤter auf den neuen belgiſchen Entwurf Art. 46, 
ber dötention supplämentaire, zurücfommen. 
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abzuiegen geftattet. Wir haben in dierem Archive ſchon 
wiederholt 55) die Inkonſequenz und die Nachtheile gezeigt, 
welche entftehen, wenn die Geießgeber dies Milderungs⸗ 
recht gar nicht oder nur bei einigen Verbrechen anerfen- 
nen und vergefien, Daß dad nämliche Verbredyen aus 
hoͤchſt veridhiedenen Motiven verübt werden kann, welche 
die Verſchuldung weſentlich modificiren, Daß es feiner- 
menihlichen Weisheit vergönnt ift, alle möglichen Com⸗ 
binationen der PVerichuldung zum Behufe der Strafdro⸗ 
hung vorherzujehen, daß aber der Weg, mit welchem Die 
Staatsmänner tröften, nämlich die Begnadigung, ein 
ſchlimmes Ausgleichungsmittel if. Wir mwünichten aber, 
Daß unfere Richter bei ihren Abftimmungen über bie 
Strafgröße mehr den Ruͤckſichten folgen möchten, nad 
weldyen englifche Richter verfahren. 59) Auch follten die 
Geſetzgeber erwägen, daß fie, wenn fie einen gewiſſen 
Milderungsgrund geftatten, 3. B. den der verminderten 
Zurehnung, das Ermeſſen des Richters nicht jelbft wie 
der zu ehr befchränfen jollten. 57) 


2) Das wichtigfte Mittel, alle Interefien auszugle; 
Ken, ift das der vorläufigen Entlaffung wegen 
guter Aufführung. In dem Urtheile wird darnaqh 
Das volle Maß der Strafe ausgefprochen, weldyes Dad 


55) Archiv 1852 Nr. IX. Bergl. jevod die Bemerkungen von 9. 
v. Kräwel in dem Archiv von Goltvammer I ©. 465. 


56) Wir werden eine Zujammenftellung der Rückſichten, nad wel 
chen die englifchen Richter verfahren, in einem befonderen Auf: 
ſatze liefern. - 


57) Wenn 3. B. der baieriſche Entwurf von 1853 Art. 84 wegen 
verminderter Zurechnung die Strafe, wenn fie Todes: ober le 
benslängliche Zuchrhausftrafe fein würde, nicht unter 10 Jahre 
Zuchthaus herabzuſetzen geftattet, fo Hat man wohl nidt deach⸗ 
tet, wie dadurch wegen der Eigenthümlichkeit, in welcher fans 
hafte Seelenzuftände vorkommen, oft auf eine das Volksrechts⸗ 

ewußtfein verleßende Weile Strafurtheile- veranlaßt werben. 
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ericht als gerechtes, der Verſchuldung des Verurtheilten 
tfprechendes, erfennt; der Gefangene muß diefe Straf- 
it aushalten, wenn nicht Die Gnade die Zeit abfürst; 
t er aber durch völlig tadelloſes Betragen während ei⸗ 
x längeren Dauer der Haft gezeigt, Daß er gebeflert er⸗ 
heint und die bürgerliche Gejellichaft ihm vertrauen Fann, 
‚ wird er provijorifch unter .der Bedingung in Freiheit 
efebt, daß er fich auch in der Freiheit gut beträgt, fo 
aß er, wenn er die Freiheit mißbraucht, fogleich wieder 
t die Anftalt zuruͤckgebracht und für den Reſt der Straf: 
it Dort verwahrt wird: bei dieſer Einrichtung erreicht 
er Staat den Bortheil, daß die Strafe nicht meiter aus⸗ 
edehnt wird, ald es nöthig ift, als alle oben geſchilder⸗ 
n Nachtheile der langen Gefangenihaft (in Bezug auf 
ie Koften, die Berichlechterung der Gejundheit des 
traͤflings 2.) vermieden werden, daß der Sträfling ben 
tößten Antrieb zum guten Betragen in der Anftalt er- 
Alt und Die provijorifche Freilaffung zugleich ein Mittel 
ed, den Sträfling zu prüfen, ob er den Verfuchungen 
um Unrecht in der Freiheit widerftehen Fann und ihn in 
inen guten Vorſätzen zu beftärfen, während die bürger- 
iche Geiellichaft die Sicherheit erhält, daB wenn der 
Sträfling ſich in der Freiheit nicht gut beträgt, er jofort 
vieder in Die Anftalt zuruͤckgebracht wird. 


Dieſe Maßregel ift zum erſten Male in dem oben 
angeführten belgischen Entwurfe auf gejegliche Regeln ge- 
bracht. 59) Nach Art. 39 können Steäflinge, wenn fie Die 
Hälfte ihrer Strafzeit überftanden, Beweife ihrer aufrichtigen 
Reue und hinreichende Garantien ihrer fünftigen guten Auf- 
führung gegeben haben, proviforifch entlaffen werden unter 
ſolchen Bedingungen, welche im Intereffe der Verurtheil- 





8) Avant projet de loi art. 39—45. 
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ten und Denen der Ordnung und öffentlichen Sicherheit 
für nothwendig erfannt werden. Dieſe Entlaffung erfolgt 
durch koͤniglichen Beichluß auf den Antrag des Juftizmini- 
fterd und nach vorgängiger Vernehmung des comite de 
surveillance des Gefängnified und des Generalprofura- 
tors (40), fie unterbricht Die Vollziehung der Strafe. un 
ter der Bedingung, daß der Entlaffene wieder in die An- 
ftalt zurüdgebradyt wird im Falle ſchlechter Aufführung 
oder Mißbrauchs jeiner Freiheit. Die Zurüdverjegung in 
die Anftalt erfolgt auf Verfügung des Staatsprofurators 
und Beftätigung durch Beichluß des Königs, fie bewirkt, 
daß die im Urtheil beftimmte Strafe fortläuft, ohne Ab- 
rechnung der in der Freiheit zugebracdhten Zeit (Al). Die 
provijoriich Entlafjenen genießen die Wohlthat der Schuß 
auffichtövereine und werden unter Polizeiaufficht geftellt 
(42). Beträgt fid) der Entlafiene gut (der Entwurf for 
dert une conduite reguliere et exempte de tout re 
proche), jo wird er nad) Ablauf der Zeit, Die vom 
Strafgericht ausgeiprodyen war, definitiv frei. Dadurch 
wird auch das Aufhören oder die Erlaffung der im Ur 
theil ausgefprochenen Stellung unter Bolizeiaufficht bewirkt 
(43). In Bezug auf die zu lebenslänglicher Freiheit 
ftrafe Verurtheilten wird es fo betrachtet, als wenn de 
Strafe auf zwanzig Jahre erfannt wäre (44). Der At, 
45 bezieht ſich auf Die jugendlichen Lebertreter. Das hier 
vorgefchlagene Syftem der bedingten Entlaffung wurde in 
einigen Staaten, 59) z. B. in Baden, ichon feit Tängerer 
Zeit unter der Form der Begnadigung auf Wohl 
verhalten mit gutem Erfolge angewendet; es war be 


59) Nach den vor den Strafgefeßbuche von 1851 geltenden Gefegen 
gab es für gewiffe Fälle, 3. B. NRüdfall, fogenannte Detentio⸗ 
nen bi8 zum Nachweis des ehrlichen Erwerbs, oder bis zur 
Beſſerung. Eine folche Detention war vollſtreckbar nach Ablauf 
der ordentlichen Strafe. 
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eits 1847 in Frankreich vorgefchlagen 6%) und bei jugend⸗ 
hen Uebertretern ſchon feit 1822 in mehreren franzöftichen 
Inftalten für foldye Mebertreter mit gutem Erfolge ange 
vendet. 6) In England beruhte die Verbefierung des 
Transportationsſyſtems jeit einer Reihe von Jahren auf 
ee Einrichtung der tickets of leave, infofern ſchon der 
ne Transportation Verurtheilte und vor der Vollziehung 
verielben in Strafanftalten Verwahrte nad) Beichaffenheit 
ned Betragens eine befiere Lage in der Colonie herbei- 
ühren und in dem Transportationsorte durch fein gutes 
Betragen bewirken konnte, daß er in eine beflere Klaffe 
wrrüdte, fobald er fich fchlecht beträgt, wieder in Die 
Mafie zurüdveriegt wird, wo er ftrenger behandelt wurde. 
luf den Grund der gemachten Erfahrungen hatte der 
usgezeichnete Generalinſpektor der Gefängniffe Die Ein- 
ührung der bedingten DBegnadigung vorgeichlagen. 6%) 
duch Das Geſetz vom 20. Auguft 1850 62) wurde Die 
dee verwirklicht, indem die Richter in Fällen, in denen 
te zu fieben- bis vierzehnjähriger Deportation fonft ver- 
wiheilten, zu Strafarbeit (penal servitude) zu ver: 
stheilen angewieien und ftatt vierzehnjähriger bis le⸗ 
yendlänglicher Deportation zu jolcher Arbeit zu verurtheilen 





—— — — 


60) Bonneville, traite des diverses institutions complementaires 
da regime pe£nitentiaire p. 201. 


61) Bonneville p. 229 und Bucqnet, tableau de la situation mo- 
rale et materielle en France des jeunes detenus. Paris 
1853 p. 38. Wir werden im nächften Hefte des Archivs darauf 
jurüdfommen. 


62) Wir werden nähere Nachrichten darüber und über das neue 
Geſetz vom 20. Auguft 1853 im nädhften Hefte diefes Archivs 
mittheilen; vorläufig verweifen wir auf das Expose des mo- 
tifs de la loi sur les prisons p. 19. 


83) Eine treue Darftellung des jetzigen Geſetzes in den preußifchen 
Jufizminifterialblatt 1854 S. 46 ıc.; ein guter Auffaß iſt auch 
in der Berliner Zeitfchrift: Der Publiciſt 1854 Ar. 14—17. 
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ermächtigt wurden.**) Zugleidy war Die Regierung ermädh- 
tigt, nad) Der Hälfte ber Strafzeit Dem zur Strafarbeit Ber 
urtheilten bei mufterhafter Aufführung einen Freipaß zu geben, 
durch welchen er Die Entlafjung befommt, aber wegen ſchlechter 
Aufführung in Die Anftalt zurüdgebracht werden kann. Es 
ift Die Anftalt getroffen, daß Die Behörde vor der Entlaffung 
fi) genau erfundigt, ob der Gefangene nad der Entlais 
jung bei einer adıtbaren Perſon dauernde, nuͤtzliche Be 
(häftigung erhalten fann. Die Zeit jeit dem Ericheinen 
des neuen Gefeges ift zu furz, um zuverläifige Erfahrung 
mitteilen zu können. Beachtung verdient noch, Daß in 
Frankreich 65) neuerlich das Syſtem der liberte sous 
condition als ſehr empfehlenswerth vorgeichlagen wor 
den ift. 


Unfehlbar bietet das Syſtem Die größten Wortheile, 
die wir oben erwähnten; es wird am meiften zur Vermin⸗ 
derung der Zahl der Gefangenen und zur Beflerung der 
felben beitragen, zugleich ein Uebergangspunft der Prüfung 
fein, um es moͤglich zu madyen, zu erfennen, ob der ent⸗ 
laffene Gefangene Kraft genug hat, Die in der Anftalt de 
wiefene Befferung gegen die Verſuchungen, Die auf ihn 
In der Freiheit einftürmen, zu bewähren. 


Schon bei der Berathung des Geſetzes im engl 
ihen Parlamente haben jedoch gegen die vorgefchlagene 
Maßregel fich gewichtige Stimmen erhoben und der Ber 
faffer dieſes Aufſatzes, welcher jeit längerer Zeit die An- 


64) Sieben Jahre oder weniger Deportation ſtehen gleich drei Jahre 
Sirafarbei, fieben bis zehn Jahre flehen gleich vier bis ſechẽ 

ahre. 

65) In den merkwürdigen Verhandlungen der Afademie der Willen: 
fhaften in Paris 1853. f. Compte rendu des seances et 
travaux de l’academie par Verge 1853, troisieme serie, tom 
IV, p. 80. 
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ſichten erfahrener Gefängnißdireftoren verfchiedener Länder 
fammelte, will nicht unterlaflen, die Einwendungen gegen 
das Syftem zu bemerken. Man beforgt vorerft, daß da- 
durch ein Syſtem der Heuchelei begünftigt wird, nad) wel- 
dem der ichlaue Gefangene, um die Vortheile dieſer Ent- 
laſſung zu genießen, durch icheinbaren Gehorſam, Froͤm⸗ 
wigfeit, Arbeitſamkeit und ein nach den beſonderen Anſichten 
der Beamten eingerichtete Betragen dieſe täufcht und fich 
bie Entlaffung verichafft, aber bald Die Freiheit mißbraucht. 
— Man fürchtet Die Willkür von Seite derjenigen, welche 
darüber zu berichten und zu enticheiben haben, ob die be 
dingte Freiheit eintreten ſoll. ‚Borzüglid) beforgt man, 
daß die zwitterhafte Lage des bedingt Entlaffenen, über 
defien Haupte immer das Schwert hängt, ihm einen wah- 
ven Vortheil nicht gewährt, da man ſich ſcheuen wird, 
mit einem ſolchen Menjchen, deſſen ſchleunige Zurüdbrin- 
gung in die Haft immer bejorgt werden muß, in Berfehr 
zu treten, 3. B. ihn in Dienft zu nehmen, dadurch aber 
der Entlafiene jelbft leicht in eine der Begehung neuer 
Verbrechen günftige Stimmung verfett wird. Man hebt 
Die Gefahr Hervor, welche Die Willfür derjenigen nach fich 
ziehen kann, welche oft auf trüglicye Nachrichten und Be⸗ 
richte von Polizeibeamten zu enticheiden Haben, ob der 
Entlafiene wieder in die Anitalt zurücdzubringen ift und 
ſraͤgt endlich, unter welchen Bedingungen diefe reincar- 
ceration geichehen darf, ob nur, wenn ber Entlaffene 
irgend ein neues Vergehen (auch bloße Polizeiübertretung) 
verübt, oder auch, wenn er grobe unmoraliiche Handlun⸗ 
gen begeht oder überhaupt verdächtig fich beträgt, 3. B. 
in ſchlechter Geſellſchaft müffig herumſchweift, fich betrinft. 
Ungeachtet diefer Einwendungen erklären ſich Die erfahren- 
fen Praftifer günftig für Die bedingte Freilaffung, erken⸗ 
nen jedoch, Daß große Vorſicht in der Feſtſetzung der Re⸗ 
gein dee Ducchführung angewendet werben muß. Die 
Archiv 9. Er. R. 1854. II. St. O 


— 
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Beforgniß Der Heuchelei wird von den Praftifern gering 
geachtet, weil erfahrene Gefängnißbeamte, Der Direktor, 
Geiftlihe, Arzt, wenn fie lange Zeit einen Gefangenen 
beobachten, die Heuchelei von der Mahrheit bald unter 
ſcheiden Fönnen. Für zwedmäßig hält man, Daß Das 
Auffichtscomite fein Gutachten giebt; aber um hier Ber 
trauen zu begründen, fordert man, daß die Comite aus 
jelbitftändigen, unabhängig (nicht von der Regierung oft 
mit Rüdfiht auf politifche Gefinnungen) gewählten Mär 
nern beftehe, welche Gewandtheit mit Gewifienhaftigfeit 
und Erfahrung verbinden. Die wichtigfte Bejorgniß be: 
zieht fi) auf die Stellung des bedingt Entlafienen und 
auf die Willfür, welche in Anſehung feiner Wiederverjegung 
in Die Haft ftattfinden fann. In der erften Rüdjicht muß 
Alles vermieden werden, was die Stellung unter Polizei 
auffiht fo häufig nach fich zieht, fo daß der Entlaflene 
nicht in eine Durch Die Maſſe läftiger Beichränfungen wi 
derliche Lage kommt; man hält es für nothivendig, daß 
befonders Die Schubauffichtsvereine unterftügend dem Ent 
laſſenen zur Seite ftehen und daß wie in England die 
Entlaſſung nur ausgeiprochen wird, wenn man Buͤrgſchaf 

hat, daß der Entlafiene bei achtbaren Berfonen ſeuen 
Erwerb findet, ober hinreichende Mittel felbftftändiger Er 
nährung bat. Die Zurüdverfegung in die Anftalt muf 
möglichft beichränft, ed muß Alles vermieden werdet, 
was die Beforgniß der Willfür begründet... Es muß dv 
her Durch mehrere Vertrauen erweckende Behörden der Auf 

fpruch ergehen, Daß dieſe Zurüdverfeßung erfolgen muß; 
e8 muß eine forgfältige (zwar nicht gerichtliche) Unter 
fuchung vorgehen, ob Grund zur Zurüdverfeßung vorhan⸗ 
den ifl. Auf Verübung neuer Vergehen fie zu beſchrtaͤn⸗ 
ten fann man nicht für zwedmäßig halten, weil die be 
dingte Entlafjung nur bewilligt ift, um zu erkennen, ® 
der Gefangene wahrhaft gebefiert ift und Vertrauen mr 
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dient; Da aber, wo er grober ISmmoralitäten oder neuen 
tiederlichen Lebenswandels ſich fchuldig macht, beweift, 
daß jeine Beſſerung nicht tief wurzelte und Die bürger- 
lihe Geſellſchaft noch nicht gefichert if. Wir werden in 
dem Aufinge über den Stand der Gefängnißfrage auf 
die weitere Entwidelung dieſes Syſtems zurüdfommen. 


D* 


VII. 
Weber 


den unbeftimmten Dolus. 


Bon 


Herrn J. D. 9. Temme, 
Profeſſor der Rechte in Zurich. 3) 


Bei einem jeden Volfe ift Recht nur das, was 
das allgemeine Rechtsbewußtiein des Wolfe dafür au 
erkennt. Bor dem allgemeinen Rechtsbewußtfein des Bol; 
kes kann jeder befondere Rechtsfall nur fein eigenes, be 
fonderes Recht haben. Diejes kann nur entnommen fen 
aus der gefammten fittlichen und vechtlichen Vorſtellung 
des Volkes, angewandt auf Die gefammte fittliche und 
rechtliche Individualität des Falles. Sittlichfeit und Recht 
— in fih eins — fönnen da aud in der Anwendung 
nur eins fein. 

Anders ift es vor dem pofitiven und gefchriebenen 
Rechtsgeſetze. ine notwendige Folge aller abftracten 
Vorſchriften des gefchriebenen Rechtsgeſetzes ift Das Häufige 
materielle Anrecht des einzelnen Falles. Nur. zu oft kann 
das geſchriebene Recht nur auf Koften des Rechts des konkreten 


1) Die Redaktion bemerkt, daß der Auffag des Herrn Temme 
fhon im December 1853 vor der Seit erfhien, als die Ab- 
ns des Herrn Krug über Dolus und Gulpa erſchie⸗ 
nen iſt. 
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alles zur Geltung kommen. Beſonders ift das im Struf⸗ 
echte. Das Geſetz ftellt ein- für allemal beftimmte Be- 
üffe auf, nad denen die Strafbarfeit jedes einzelnen 
jalles beurtheilt werden fol, nicht mehr als einzelner Hall, 
mbern als eine Erfcheinung, Die ſich unter Den aufgeſtell⸗ 
en Begriff bringen läßt. Trifft der Begriff nicht zu, fo 
od gar nicht geftraft. Trifft er zu, fo wird geftraft, 
md zwar fo, wie das Geſetz wiederum ein- für allemal 
on vornherein die Strafe feitgeftelt Hat.) Auf die in 
ie gefeglichen Begriffe nicht aufgenommenen Momente 
ird nicht weiter geachtet. Das Gefeh aber fann nur 
finzelned aufnehmen, und dieſes Einzelne nur in einer . 
eftimmten, aljo beſchraͤnkten Weiſe. Beſonders gilt Dies 
ir die Momente der innern That. 

So entftehen namentlich) auch die Borfchriften über 
wlus und Eulpa einerſeits völlig abgeriſſen und ifo: 
t von allen anderen Momenten der That. Ob der 
häter aus Haß oder Rachſucht, oder aus Liebe oder 
fitleid gehandelt, ob feine That das Erzeugniß einer an 
h anzuerfennenden, gar edlen, oder aber einer zu ver- 
unmenden gemeinen Gefinnung war, Momente, Die vor 
m Gerichte des mit der Sittlichfeit unzertrennlid) Hand 
: Hand gehenden allgemeinen Rechtsbewußtſeins von Der 
fcheidendften Bedeutung find; auf das Alles kommt es 
em geichriebenen Gefege nicht weiter an, als etwa zum 
we einer Zumeflung der Strafe. Es find, das ja Alles 


9) Man fagt, die Strafgefeße werben für das Volk gegeben, ba: 
mit Jedermann feine Handlungen danach einrichten folle. In 
Wahrheit werben fie nur zu fehr —* den Richter gegeben als Damm 
gegen feine Willfür, in neuerer Zeit leider zugleih nur zu oft 
als ein Befehl, dort zu ftrafen, wo fittliches und vechtliches 
Bewußtfein das Gegentheil von ihm forbern. ine folde Be: 
deutung der Strafgefeße rechtfertigt denn auch allerdings den 
— fonft widerfinnigen — Sab, daf die Unkenntniß des Straf: 
geſehes nicht entſchuldige. 
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Geftaltungen der That, Die eben in jedem einzelnen Falle 
nothwendig geionderte und verichiebene fein müflen, über 
die aljo von vornherein etwas Allgemeines gar nicht feſt⸗ 
geftellt werden Eann, und Die man Daher kurzweg ganz 
übergeht. Andererjeits find jene Vorfchriften ebenſo flarr 
als einfeitig aufgeftelt. Dolus und Eulpa, Vorſatz (mit 
Abſicht) und Fahrläifigkeit, find einmal beftimmte Begriffe, 
die man auch Durd) Geſetz nicht willfürlicdy anders beftimmen 
fann, wenn man nicht zugleich geradezu deutlich ausſpre⸗ 
hen will, man wolle den Unfinn zum Geſetz — Recht — 
erheben. Und dennoch giebt es, obwohl der Dolus immer 
nur Einer fein kann, eine folche große Menge von Grau 
Dationen der Culpa, faft bis nahe an den Dolus hinan⸗ 
reichend, Daß man fie eben wegen dieſer Mannigfaltigfeit 
in einem Geſetzbuche nicht vorher beftimmen Tann. Es 
fteht damit ähnlich, wie mit den Motiven unter Gefir 
nung; man hat es auch ähnlich mit ihnen gemacht. Hier 
glaubte jedoch Die deutſche Doctrin einichreiten zu muͤſſen 
Die Quellen des Gemeinen Strafrechts find in Be 
griff auf Dolus und Eulpa einfady und Har. Sowohl 
das Römifche Recht, ald die P. G. O. kennen nur einer 
feit8 den Dolus und andererfeit Die Culpa als die ker 
den einzigen und ftreng geichiedenen Arten Der verbrede 
riichen Willensbeftimmung. 2) Der Begriff des Dolus iß 
‚ihnen ein ganz beftimmter, wie er auch eben logiſch ſich 
darftellt: der Entichluß zu einer, als ſolche erkannten, 
verbrecheriichen That. Bei foldhen Verbrechen, die zu if 
vem Thatbeftande einen beftimmten äußeren @rfolg der 
Handlung erfordern, muß der Entichluß fich zugleich auf 
diejen beziehen. Borfag und Abſicht müflen alſo hier de 


3) Der Streit, ob die &riminalculpa als verbrecheriſcher Wille 
oder als Verfiandesfehler. aufzufafien fei, foll bier bei Seite 
bleiben. Ich kann die bloße Fahrläffigfeit nur unter dem let 
tern Geſichtspunkte auffaflen. 
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Kmmt jein. Jede andere verbredheriiche Willensbeftim- 
sung kann daher nur der Eulpa anheimfallen, von ber 
Hogen Unadhtiamfeit an bis zu dem frevelhaften Muth⸗ 
sillen (Auxuria)- hinauf. Dabei aber glaubten Doctrin 
und Praris, namentlicy in Begriff auf Ein Berbrechen, 
ſich nicht beruhigen zu Dürfen. 

Das Verbrechen der Töbtung iſt (dem Durdhgreifen- 
den Prinzip der Quellen gemäß) nur als doloſes in den 
Duellen mit dem Tode bedrohet. Die fahrläffige Tödtung 
fallt nur mehr unter den Geſichtspunkt der polizeilichen 
Ahndung und das Corpus Juris ift dürftig Darüber und 
de P. G. O. führt nur zwei befondere Fälle auf. Reli- 
gtöje Anfichten, namentlich auf die Bibel geftügt, zugleich 
m Berbindung mit der älteren deutſchen Rechtsanficht, Die 
gerade bier am meiften den Erfolg ftrafte, Hatten aber 
eige ftrengere Ahndung herausgefordert, namentlicy für 
ſolche Faͤlle, in denen nicht bloß Unachtſamkeit, jondern 
Leichtſim, Muthwille, oder Zorn, Rachſucht u. ſ. w., den 
auch nicht gewollten toͤdtlichen Erfolg herbeigeführt Hatten. 
Die Geſetze waren klar. Aber dem Richter, wie dem 
Gelehrten, der das Geſetz einmal umgehen will, hat e8 
dennoch nie an Gründen oder doch an Einfällen gefehlt, 
wm zu feinem Ziele zu gelangen. Das zeigt Prarid und 
Doctrin der politiichen Verbrechen, auch) — namentlich — 
in der neueften Zeit, in Braris und Doctrin das Vers 
brechen der Toͤdtung ſchon — namentlidy in früherer Zeit. 
Für das Verbrechen der Tödtung wurde bie Eintheilung 
in die verſchiedenen Arten der tödtlichen Verlegungen ers 
Amden, hauptſaͤchlich für daſſelbe Die Bräjumptionen des 
Dolns. Beides Fonnte noch am Ende für Gründe aus⸗ 
gegeben werben. Allein man ging aud) noch weiter. Die 
L 15. $. 1. ad 1.Corn. de sic. fagt: „Nihil interest, 
oceidat quis, in causam mortis provocat.“ Darauf 
baute man fehr einfady die Lehre, daß Die ordentliche 
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Strafe des Todtſchlags auch den treffen müfle, „qui vo- 
cans infligit, ex quo immediate consequitur homici- 
dium, atque adeo instrumento utituar ad homicidium 
apto, quo communiter et necessario quis interfici- 
tur.“ Man hatte dafür eine Art von Spridywort (aͤhn⸗ 
‚ lid) dem neueren Stichwort der „moralifhen Mitichuld*) 
fonftruirt: „in puniandis delictis dolum in genere 
sufficere.“ %) So war ja dem Gelee, Das. Dolus for 
derte, vollflommen Genuͤge gethan. Gewifienhaftere hal 
fen fi) noch andere. Das „dolus in genere“ war if 
nen denn Doch den Quellen gegemüber etwas zu allgemein, 
und fie forderten Dafür den fpecielleren — „animus no- 
cendi.“ Ueber foldye8 Unweſen der PBraris muß noch 
©. Fr. Böhmer Flagen. 5) 

Für das Verbrechen der Toͤdtung wurde nun aud 
Der animus indirectus erfunden. Aber ald eine Wohlthat, 
zur Steuerung ſolches Unweſens. Nicht jeder dolus in 
‚genere, nidyt jeder animus nocendi, wenn der Erfolg 
des Todes eingetreten war, follte Die Strafe des Tod 
ſchlages rechtfertigen, jondern nur dann, wenn Der einge 
tretene tödtlidye Erfolg mindeitend hätte vorausgeſehen 
werden fönnen. 

Das nun Diefer animus indirectus an ſich fen 
Mehr- Berechtigung hat, als jene Gründe u. ſ. w., de 
nen es entgegentreten follte, leuchtet ein. Sch werbe 6 
gleich mit wenigen Worten darauf zurüdfommen.. Gleich 
wohl hatte er für Die Zeit feiner Erfindung und Entftehung 
eine relative Berechtigung, die des Fleineren Uebels 7 
über dem größeren. Später verlor er dieſe freilich, al 
Das Wefen des von den Geſetzen geforderten verbredhers 
ſchen Dolus von der Doctein fo klar zum Bewußtſein ge 


4) Bgl. Berger, EI. jurispr. er. p. 91. 92. 
5) Med. in C.C.C. Art. 137. $. 4. 
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acht war, Daß man auch für die Lehre der Toͤdtung 
ht mehr Zweifel haben konnte. Er war nur lediglich, 
Irrthum, theilmeife fpisfindig begründet, theilweife. 
roͤßtentheils) aus Indolenz nachgebetet. Er wurde ein 
r⁊thum ſogar bis auf feinen Namen. Es handelt ſtch 
dei lediglich um den Erfolg der Handlung. Mit Recht 
tten Daher die älteren Juriften von einem animus (Ab⸗ 
bt) indir. geiprochen. Die neueren jprechen von einem 
olus (Borfab) indir. Ex war zugleid) ein um fo. verberb- 
berer Irrthum geworden, je tiefer er in eine Zeit Bin- 
geführt wurde, in welcher geläuterte Rechtsanſichten 
ich als Doctrin und Praxis eine mildere Handhabung 
r Strafrechtöpflege, felbft in Bezug auf das Verbrechen 
r Tödtung, zur Folge gehabt hatten. 


Das Irrige der Lehre von dem indirecten Dolus oder 
nimus leuchtet übrigens ein. Der verbrecheriiche Dolus 
t zwei Elemente: das Erkennen der verbrecherifchen That 
8 foldyer und das Wollen der jo erkannten That. Bei 
erbrechen, die zu ihrem Thatbeftande einen beftimmten 
Beren Erfolg der (vorfäglich vorgenommenen) Handlung 
fordern, ift nothwendig ein Erkennen, Daß diefer Erfolg 
tftehen werde, und das Wollen des jo erfannten Erfol- 
8. Dies ift Die verbrecheriiche Abſicht (animus). Was 
m nicht erfannt hat, Tann man nicht wollen. Einen 
folg der Handlung, den man nicht als aus berfelben 
tftehend erfannt hat, Tann man nicht wollen. Dennoch 
Acht Die Lehre vom indirecten Animus aus, daß man 
n nicht erfannten Erfolg (man ſoll ihn nur haben ein- 
en können und deshalb müffen) gewollt Habe. Das 
wiberfinnig. 


Ausdrüdlich aber bedarf es hier Der Bemerkung, 
6 Der Borwurf des Irrthums nur die gewöhnliche 
hre des indirecten Dolus [mit Einihluß des neueren 
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von Koͤſtlin S)) treffen Tann, aber nicht io fehr die Net⸗ 
telbladt’s. Gerade der faft ausichließlich wegen des 
dol. indir. geichmähete Rettelbladt Hat eine an fi 
richtige Anficht aufgeftellt, und er ſah wenigftens nad) 
eifter Seite hin klarer, ald alle Diejenigen, bie ifn 
angreifen, um an Die Stelle feiner Theorie ihre Lehre 
von dem unbeftimmten Dolus aufzuftellen. Rettelbladt 
fordert nämlich für jeinendolus indir. ausdrücklich Die Einficht 
des Handelnden, daß aus feiner Handlumg der wirklich ein 
getretene ſchwerere (töbtlicye) Erfolg habe entftehen können.” 
Wer eine foldhe Einſicht von dem Erfolge feiner Handlung 
bat und dennoch mit dieſer Einficht Die Handlung aus: 
führt, der will eben nothwendig auch den fo erfannten Er- 
folg, und er hat eine eben jo beftimmte ald Directe Abſicht 
in Beziehung auf dieſen Erfolg. Freilich mag Nettel: 
bladt Dies nicht fo deutlich erfannt haben, da er fünf 
feine ganze Theorie nicht hätte aufftellen und namentlid 


6) Köftlin, Neue Revifion S. 293 f. ftellt folgende Theorie ei 
ner „indireeten Abficht“ auf: „Die Zurehnung zur indirecten 
Abſicht feht voraus, daß der Thäter weder mit Vorſatz, no 
bloß culpos gehandelt Habe. Sie erfordert alfo 1) im Unter 
ſchied vom Verſehen, eine Abficht, d. h. den Entfchluß, er 
Handlung zu begehen, die ihrer wejentlihen Natur nach ur 
breherifch if; allein dieſe Abficht darf 2) nicht direct im Be 
wußtfein des Handelnden liegen, fle darf nicht in der Form des 
Borfages in feinem Wiflen vor der Handlung gegenwärtig ge 
wefen fein; fie feßt daher einen ohne Ueberlegung 
delnden voraus. — Diefer Schuldgrund fteht mithin 3) zwiſchen 
der direrten Abfiht und dem Verjehen, von welchen beiden et 
ein Element an fi ra „Beim impetus,“ fährt Köflin 
fort, „liegt das Dolofe in dem Entſchluſſe, überhaupt em 
Nechteverlegung zu begehen, überhaupt auf eine Weiſe ſich zu 
benehmen, bie nothwendig zu rechtswidrigen Folgen führen 
muß.” Es follen alfo alle entflandenen Folgen zum Dolus 
jugeredänet werden. — Das ift denn freilich eine Lehre, die nu 
n einen Polizeicoder des Abfolutismus gehören dürfte. 


7) Nettelbladt (Glänzer), diss. de homic. ex intent. indir. 
comm.: „Si agens scit, ex sua actione praeteris, quod di- 
recte extendit, eadem facilitate aliud quid sequi posse, quosd 
hoc, si sequitur, in dolo est.“ 
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noch nicht Davon hätte ſprechen koͤnnen, Daß die Handlung 
auf einen anderen beflimmten verbredjeriichen Erfolg 
habe gerichtet fein müflen. Darin liegt allerdings ein 
Widerſpruch; allein mindeftens Fein größerer, ald in dem 
Mäteren dolus indeterm. 

An die Stelle des indirecten Dolus trat der unbe 
fimmte Dolus. Feuerbach, der .entichiedenfte Bekaͤmpfer 
bed erfteren, wurde der Begründer des letzteren. Er 
mterichied beftimmten Dolus (dolus determinatus): 
„wenn Der entitandene geiegwidrige Erfolg Der unmittelbare 
md ausichließlidhe Zweck des Vergehens war," und 
unbeftimmten , oder eventuellen Dolus (dolus indeter- 
mimatus et eventualis), wenn die Abficht des Ber- 
brechers auf mehrere NRechtöverlegungen einer beftimmten 
Art oder Gattung alternativ. gerichtet war.“ Als Bei⸗ 
fplel des Tebteren führt er an: „Z. B. ich will mid) an einen 
Menichen rächen und fchide nad) ihm, nicht gerade um 
ihn zu tödten, auch -nidyt um ihn bloß zu vermunden, 
iendern um meine allgemeine und unbeftimmte Abftcht, 
dm zu ſchaden, auszuführen. Welchen Erfolg gerade 
diefe Handlung habe, ift mir gleichwiel; ich will nur, daß 
eine von Diefen Berlegungen wirklich werde.) Die Do: 
ctrin ift faft allgemein der Keuerbacy’ichen Lehre gefolgt. 
Der unbeftimmte Dolus wird nur noch weiter eingetheilt. 
Es ift namentlich feit Weber) ald das Herrfchende an- 
miehen: Unbeftimmter Dolus ift überhaupt vorhanden, 
„wenn Die Abſicht des Verbrechers mehrere aus feiner 
Handlung möglicherweife hervorgehenbe rechtswidrige Er- 
felge umfaßt.” Diefer unbeftimmte Dolus 'ift nun a) 
„alternativer,“ wenn es dem Verbrecher bei feinem un- 


9 euerbag, Lehrb. $. 59. Vergl. Grolmann's Bibl. B. 2. 
. 282. 


I) Reues Archiv d. Er: R. Bo. 7. ©. 526 f. ° 
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beftimmten Dolus gleihgültig war, weldyer von ben 
als gleich möglich vorhergefehenen mehreren Erfolgen nun 
eintreten moge;“ b) eventueller (i. e. ©.) „wenn ber 
Handelnde zunaͤchſt oder vorzugsweife einen gewiſſen, mins 
der ftrafbaren Erfolg, und den eingetretenen firafbareren 
Erfolg nur infofern auch wollte, als Diefer bei Verfolg 
des erfteren zugleich auch als Leicht mögliche Folge vor 
auszufehen und um des Hauptzweds willen in feinen 
Willen mit aufgenommen wurde. 19) Exft in ber neueren 
Zeit haben ſich einzelne Stimmen gegen ihn erhoben. 11) 

Mas nun diefen unbeftimmten Dolus anbetrifft, fo if 
zunächft Darauf aufmerfiam zu machen, wie der Davon 
aufgeftellte Begriff auch nad) der Seite bin an Um 
beftimmtheit leidet, auf welcher man doch gerade oder 
mindeſtens Die größte Beftimmtheit ſuchen follte. Der in- 
Directe Dolus ftelt fidy ausſchließlich als indirecte Ab⸗ 
fit dar, er bezieht fich lediglich auf den Außeren Erfolg 
einer Handlung, in fofern derfelbe zum Thatbeftande des 
Verbrechend gehört. Von dem unbeftimmten Dolus 
fann man nady einigen feiner Vertheidiger das Nämlich, 
nad) Anderen aber auch Anderes, nämlic; feine Beziehung 
auch auf Die verbrecherifche Handlung jelbft und für fid, 


10) Diefe Lehre ift ohne alle Mopificationen aufgenommen von 
Bauer, Lehrb. $. 51, Abegg, Lehrb. $. 84, Marezoll, 
Er. R. $. 26, Berner, Imputab.=Lehre S. 185 f. Sie iR 
auch im wefentlihen, freilich modificirt (1 unten), bie von 
Wächter, Lehrb. 8. 73, Hende, Handb. IL S. 348. Das 
‘gegen verhält Mittermaier zu Feuerb. F. 59. Anm. I. fd 

ediglich referirend zu ihr. Heffter, Lehrb. 8. 65, ſchließt 
ſich gleichfalls an, doch fpricht er nicht von einem unbeftimms 
ten, fondern von einem mehrfady beftimmten Borfag dol. de 
term. cgmpositus multiplex.” 


11) Luden, Handb. ©. 251 fe Temme, Lehrbuch des preuf. 
Strafr. 88. 50. 51 (fon früher in meiner Lehre von be 
Todtung nad) preuß. R., Leipzig 1841, hatte ich mich dagegen 
ausgefprohen,;, Dfenbrüggen, die Branpftiftung in ben 
Strafgefepgebungen Deutſchlands. S. 197. 
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annehmen wollen. Meift bleibt man Darüber ganz im Dun: 
tlen. Auf die Terminologie ſoll dabei allerdings fein 
großes Gewicht gelegt werden. Es Herricht Darin leider 
noch immer feine Mebereinftimmung, obwohl fi immer 
mehr folgende richtige Bahn bricht: Der Vorſatz bezieht 
fh immer auf die Handlung für fih, ohne den Außeren 
Erfolg, Die Wirkung derfelben. Die Abficht bezieht fich 
den auf weiteren Erfolg, auf Die durch Die Handlung her- 
verzubringende Wirkung. Der Zwed, das lebte Ziel des 
Handelnden, auf das Motiv, Die Triebfeder, durch welche der 
Bille: Vorſatz und Abficht, in Bewegung geießt ift. Hierzu 
iR Kolgendes zu nehmen, was nicht immer klar auseins 
andergehalten wird: Der Vorſatz ift zu jedem Verbre⸗ 
Gen erforderli. Die Abſicht ift bei den meiften Ver⸗ 
brechen gleichgültig; bei einigen aber wird zum Thatbeftande 
eine beftimmte, auf einen beftimmten Erfolg gerichtete Ab- 
Acht gefordert. Hierbei findet wieder ein weiterer Unter: 
ſchied ftatt, je nachdem die Erreichung dieſer Abficht, alle 
das wirkliche Eintreten des Erfolges zum Thatbeftande 
gehört oder nicht. Zum Thatbeftande der Entführung 
> B. gehört wollüftige Abficht, zum Thatbeftande des 
Diebſtahls gewinnſüchtige; ob aber der Thäter feine Wol⸗ 
luſt befriedigt, einen Gewinn ſich wirklich verichafft, ift für 
den Thatbeftand vollig gleichgültig. Zum Thatbeſtande 
der Tödtung und der Brandftiftung Dagegen ift es noth- 
wendig, Daß der beabfichtigte Erfolg der Handlung, ber 
Tod, die Feueröbrunft, auch wirklich eintrete. Motiv 
md Zweck endlich find vor dem Gelege für den That- 
deſtand immer gleichgültig. Nur Particulargeießgebung 
bat manchmal eine Ausnahme gemacht, freilich ohne dabei 
auf die Erreichung des Zwecks Rüdficht zu nehmen. So 
Rellte das Preuß. A. L. R. 12) ein befonderes Verbrechen 





12) I. 20. $$. 1490. 1492. 


216 Ueber den unbeflimmten Dolus. 


der Vermögensbefhädigung aus Muthwillen, und ins 
bejondere aus Rache oder Bosheit auf. 

Aus dem Gefagten ergiebt ſich übrigens Folgendes: 
Bei den Verbrechen, zu deren Thatbeſtande eine beftimmte 
verbrecheriiche Abſicht gehört, ift Vorſatz und Abſicht ew 
forderlih. Gleichwohl ſpricht man allgemein auch hier 
nur von einem. verbrecherifchen Vorſatze, indem man den 
Ausdrud Vorſatz auf Den gefammten verbrecdherifchen Ent 
ſchluß bezieht. ES leuchtet ein, Daß das mindeftend um 
genau ift und leicht zu Verwirrungen führen kann. Ge 
nauer wäre hier von einer (verbrecheriichen) Abſicht zu 
iprechen, denn der Thäter will bei jedem Werbrechen 
durch feine Handlung als deren Erfolg, eine Verlegung 
des Strafgeſetzes. Allein aud) dies muß verwirren, ge 
genüber der Beziehung Des Ausdrudes Abficht auf ei⸗ 
nen äußeren phyftichen Erfolg der Handlung. Es dürfte 
Daher als der bezeichnendfte und genauefte Ausdruck für 
den gelammten verbrecherifchen Entichluß ‚nur Das den 
Duellen entiprechende Wort: Dolus übrig bleiben. 18) 

Die Ausdrüde Dolus, Vorſatz, Abficht werden nır 
noch nicht 10 .übereinftimmend in der Doctrin gebraudt, 
daß man Daraus eninehmen könnte, was unter Dem m 
beflimmten Dolus von den Rechtslehrern verftanden wer 
ben fol.1%) Klar wäre dies, wern man auf Die logiſche 
“ Eintheilung der beftimmten und unbeftimmten Dolus zw 
rüdgehen Dürfte. Unter Dolus wird (richtig) der geſammte, 
auf das ganze Verbrechen gerichtete verbrecherifche Ent 
ſchluß verftanden. Diefer wird num eingetheilt in den be 


13) Die Behauptung Köftfin’s, Nevif. S. 244, daß der Dolus 
des Röm. R. dem Ausbrude Vorſatze genau ehtfpreche, nun 
nicht für allgemein richtig erachtet werben. 


14) Köftlin, Revif. ©. 251 f. foricht zwar von dolus determ 
und indeterm. bei der Abfiht; er verftcht unter dieſes aber 
den Dolus überhaupt (S. 248). 
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fimmten und undeftimmten. Danach müßte alio der un- 
beftimmte Dolus auch bei foldhen Verbrechen angenommen 
werden, bei Denen zu ihrem Thatbeftande weder ein be 
fümmter äußerer Erfolg, noch auch nur eine beftimmte, 
af einen Äußeren Erfolg gerichtete Abficht, erforderlich ift. 
Gleihwohl ift bei Feuerbach wenigſtens beflimmter an- 
nehmen, daß er fo die Sache nicht hat auffaflen wol- 
km. Seine Beifpiele, und noch mehr feine Ausführung, 15) 
weiſen Deutlich Darauf hin, Daß er nur an Diejenigen Ver⸗ 
Drehen gedacht hat, Die zu ihrem Thatbeſtande einen Au- 
heren Erfolg und eine hierauf gerichtete Abficht fordern. 
Bon den meiften anderen Rechtölehren möchte man bei- 
nahe annehmen, daß fie fich den Unterichied gar nicht Mar 
gemacht haben. Andere Dagegen nehmen denn freilidy ge- 
radezu einen unbeftimmten Dolus audy bei ſolchen Ver⸗ 
brechen an, bei denen es auf Erfolg und darauf gerichtete 
Abſicht gar nicht anfommt, 3. B. bei der Bigamie. 36) 
Eine gewiſſe Bonfequenz läßt ſich darin alferbings nicht 
verfennen. 

Daß mun der unbeftimmte Dolus, mag man ihn in 
dem einen ober dem andern Umfange auffaffen, gar feine 
Berechtigung hat, ein logiſches Unding ift, dürfte einer 
weitläufigen Beweisführung faum bedürfen. 

Vorſatz und Abficht gehen nur Darin auseinander, 
daß jener fid) auf die Handlung für fidy, dieſe auf den 
äußeren Erfolg der Handlung ſich bezieht. Beide find 
en Wollen. Der Menſch will Dur feine phyſiſchen 
Kräfte thätig werden, die Handlung vornehmen; er will 
durch dieſe Handlung einen Erfolg herbeiführen. “Der 
Menſch kann aber nur dad wollen, was er erfannt 





15) Grolmann’s Bibl. I. S. 230 f. 
19) Beſeler, Eommentar zu der Preuß. St. G. B. ©. 307 vgl. 
mit ©. 46. 
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hat. Erkennen und Wollen jind Die beiden wefentlichen 
Beftandtheile des Vorſatzes, wie der Abjicht, alio des 
Dokus. Sie find deffen beide einander vollig entfprechende, 
dedfende Beſtandtheile. Das Erkennen aber ift immer 
nur ein beftimmtes. Erkennen ift Untericyeiden eines Ge- 
genftandes von einem anderen. Ein unbeflimmtes Er⸗ 
fennen wäre ein Widerſpruch in fi. Schon danach kam 
ed weder einen unlegitimen Vorſatz, noch eine unbeftimmte 
Abficht geben. Denn ein nothiwendiger Beftandtheil bei⸗ 
der ift das Erkennen, alfo etwas Beftimmtes. Anderer: 


ſeits kann aber das Wollen für fi nur etwas Beftimm: 


tes jein. Auch injofern Deden Wollen und Erfennen ein- 
ander. Was beftimmt erkannt ift, kann auch nur beftimmt. 
gewollt werben. Ein unbeflimmtes Sehnen fann man 
ſich denken, ein unbeſtimmtes Wollen nicht; es wär 
ebenfo ein logiſches Unding, wie ein unbeftimmtes Erken⸗ 
nen. Das Wollen ift ja eben ein fich jelbft beftimmen. 

Das haben denn nun auch, wie oben gezeigt, ein 
zelne Rechtölehrer eingefehen und fie ſprechen deshalb 
nicht mehr von einem beftimmten und unbeftinmten, ſondern 
von einem einfad und mehrfach beftimmten und eventuellen 
Dolus (wie namentlih Heffter); an der Sache fe 
halten fie freilich feft. Es wird danach dem einfach be 
flimmten Dolus gegenüber ein alternativer und ein even 
tueller Dolus angenommen. 

Der alternative Dolus wird nicht übereinftimmen 
aufgefaßt. Allgemein wird dabei vorausgeieht, daß bet 
Verbrecher mehrere Wirkungen als möglicherweife aus fer 
ner Handlung entitehend, erkannt habe. Im Weiteren 
geht man auseinander. Rad) der gewöhnlichen Meinung 
jol er zwar nur Eine bderjelben wollen, es foll ihm aber 
gleihgültig fein, welche derjelben eintrete. Daß in 
biefer gewöhnlichen Meinung gar fein Sinn liegt, bebarf 
faum der Bemerkung. Etwas wollen und gegen Eiwas 


tn een Ändern — 
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gleichgültig fein, hebt einander auf. Wenn ich einen Er⸗ 
folg will, fo bin ich eben nicht gleichgültig gegen ihm. 
Wenn ed mir gleichgültig ift, ob ein Erfolg eintrete oder 
nicht, do will ich ihn eben nicht. Daß bier von meh⸗ 
teren Erfolgen die Rede ift, ändert nichts. Wenn es mir 
gleichgültig ift, welcher von mehreren Erfolgen eins 
trete, jo kann id) eben Feinen einzigen wollen. Es 
it ein vollfommener Widerſpruch, zu fagen: welder 
von mehreren Erfolgen meiner Handlung eintrete, ift 
mir gleichgültig, aber Einen Derjelben will ich. Was 
dabei noch Das von Feuerbach aufgeftellte Beiipiel (oben) 
betrifft, jo ift Dieles jchon Darum unglücklich gewählt, weil 
derjenige, Der eine „unbeflimmte Abficht, zu ſchaden“ 
hätte, eben nur einen juriftifchen Begriff, aber feinen 
fonfreten Erfolg Durdy jeine Handlung herbeiführen wollte! 
Rach Anderen foll bei dem alternativen Dolus der Han- 
delnde die eingetretene Wirfung nur nicht ausichließ- 
li), aber doch als eine der mehreren möglichen Folgen 
beitimmt gewollt haben. Auch hierin liegt entweder fein 
Einn, oder ed wird dadurch fein Gegenſatz gegen den 
(einfachen) beftimmten Dolus ausgefprochen. Es kommt 
darauf an, was Die Worte: „nur nicht ausfichließlich” bes 
deuten jollen. Sie fönnen Zweierlei bezeichnen wollen. 
Juerft: Der. Handelnde habe von den mehreren ald mögs 
lid erfannten Solgen nur, Eine beftimmte gewollt (Die 
eingetretene). Dann wäre der alternative Dolus aber 
nicht weiter, al8 der einfache beftimmte Dolus. Denn 
er toll, wie ausdrüdlich gefordert wird, Diefe eine Folge 
beftinmt gewollt haben. Zum Anderen: Der Handelnde 
habe jede Der als möglich erkannten Folgen gewollt, aber 
nich jo, Daß fie jämmtlich, jondern nur jo, Daß irs 
gend eine derielben eintreten jolle. Das wäre vollkom⸗ 
men und nur mit anderen Worten der Wideriprud) Des 
Gleichguͤltigſeins. Der Handelnde hätte ſich alddann Kür 
Arciv b. Gr. BR. 1854. II. St. EN 
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keine einzige der mehreren moͤglichen Folgen beſtimmt ent⸗ 
ſchieden, er hätte ſich für Feine einzige beſtimmt, und den⸗ 
noch joll er Die eingetretene beflimmt gewollt haben. Man 
fann auch nicht Dagegen fagen, der Handelnde Habe den 
einen oder den anderen der mehreren Erfolge in ber Art 
beftimmt gewollt, Daß, wenn der eine nicht eintrete, doch 
der andere eintreten jolle. Auch das wäre ein Wider 
ſpruch. Das Wollen als beftimmted Wollen fchließt das 


gleichzeitige Wollen mehrerer Erfolge, Die einander aus 


ichließen, aus. Ic Tann nicht zu gleicher Zeit wollen, 
Daß der, auf den ich fchieße, entweder bloß verwunde 
oder Daß er getödtet werde. Ich müßte fonft zu gleicher 
Zeit wollen, daß er bloß verwundet und nicht bloß ver 
wundet, daß er getöbtet und nicht getöbtet werde. Ih 
kann das Eine und das Andere nur in der Zeitfolge Hin 
tereinander wollen, und nur Das, was ich zuletzt, als ih 
die That ausführte, wollte, ift mein Dolus. 

Der eventuelle Dolus (i. e. S.) wird übereinftimmende 
aufgefaßt. Er fol vorhanden fein, wenn der Handelnde 
zun ächſt nur einen beftimmten Erfolg wollte (und zwar 
einen nicht eingetretenen), zugleich aber erkannte, daß ein 
anderer ftrafbarer Erfolg (der wirklich eingetretene, weil 
meift als der ſchwerere vorgeftellte) aus der Hanblumg 
entftehen Eönne, und dieſen nun mit in feinen Willen 
aufnahm. Es leuchtet ein, daß Diejer eventuelle Dokus 
nichts ift, als ein etwas mobdificirter alternativer Dolus. 
Bei dem alternativen Dolus fol der Handelnde Eins ode 
das Andere wollen, feines vorherfehend; bei dem even 


— — ._ 


ao em 


tuellen Dolus fol er gleichfals Eins oder Das Anden . 


wollen, aber das Eine vorherfehend vor dem Anden. 
Was gegen den alternativen Dolus gift, gilt fomit auf 
gegen ben eventuellen; bei dem letztern wäre nur ned 
mehr Widerfpruch, wenn Das möglich wäre. Sch fan 
nicht gleichzeitig Hauptjächlid, nur verwunden und ne 
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abei tödten wollen. Zu Einer und derjelben Zeit kann 
nur das Eine oder das. Andere wollen. Was ich 
Ausführung meiner That wollte, ift, wie immer, fo 
h bier, mein Dolus. 

Es fei um der Vollftändigfeit willen bier noch Der 
. culpa dolo determinat. gedacht. Sie gehört in 
en hieher, als man fie einerjeitd an die Stelle des in⸗ 
ecten Dolus zu ſetzen und theild danach dann anderer: 
6 eine erhebliche praftiiche Wirkung derfelben Damit zu 
binden pflegt. Die culpa dolo det. joll vorhanden 
t, wenn derjenige, der einen beftimmten rechtswidrigen 
olg will, Durch feine Darauf! gerichtete Handlung aus 
lpa einen andern rechtöwidrigen Erfolg berbeiführt. Dem 
ftande, daß er ſich vorläglich in einem factum illici- 
ı befindet, wird Dann manchmal Die Wirfung beigelegt, 

der durch Die Eulpa herbeigeführte Erfolg, manchmal 

der nur zufällig entftandene Erfolg, zum Dolus ihm 
erechnet werden fol. Namentlidy ift Dies bei ber 
rratio delicti und bei Dem Verſuche an einem untaug⸗ 
1 Objecte der Ball, und man geht hierbei fo weit, 
"der Ehemann, der auf Ehebrud, ausging und in der 
nung, eine andere Frau zu umarmen, in der Dunfel- 
feine eigene Frau umarmte, wegen Ehebruchs beftraft 
ben ſoll. 1) Freilich fol dabei die Lehre vom Irr⸗ 
m enticheidend fein. — Die culpa dol. determ. ift 
t8, als ein Zufammentreffen von Dolus und Culpa, 
ei nach richtigen Grundfägen weder die Culpa, noch 
Dolus an ihrer Natur etwas verlieren fönnen. Nas 
wii) Daß der Handelnde im fact. illieit. war, kann 
den nit gewollten Erfolg von gar feinem Einfluffe 
. „Wer eine unfchuldige Handlung vornimmt,” fagte 
m Feuerbach gegen den indirecten Dolus, 18) aber 





ı Köflin, Revif. S 
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einſieht, daß daraus leicht eine Verletzung entſtehen koͤnne, 
iſt in Beziehung auf dieſe Verletzung ganz in demſelben 
Verhaͤltniſſe, wie derjenige, der ein Verbrechen unterneh—⸗ 
men wollte.” Das Zuiammentreffen von Dolus und 
Eulpa tft ein Zufall, der mit Dem verbredyeriichen Willen 
gar nichts zu Ichaffen hat. Der Dolus befommt ja fchon 
für fi jeine Strafe, des Verſuchs oder des vollendeten 
Verbrechens; er würde Doppelt beitraft, wenn er auch noch 
als auf Die Culpa einwirkend geahndet werben jollte. Zu 
welchen Wideriprüchen müßte man fommen, wenn mal 
etwas Anderes annehmen wollte. Der Jäger, ber in 


feinem Revier jagt und Jemanden aus Unvorfichtigfet | 


oder gar durch Zufall tödtet, müßte darnach anders 
beurtheiflt werden, als der Jäger, der auf fremdem Re 
vier eine Jagdeontravention ausübte und gleiches Unglid 
hatte. 


— — — — —— 


Sch kehre zu dem unbeſtimmten Dolus zuruͤck. Ih 


glaube bewieſen zu haben, daß er Feine Berechtigung hat, 


weder unter Der genannten Bezeichnung, noch unter der— 


nicht eigentlich verichiedenen — Auffaffung als alteate 
und eventuell beftimmter Dolus. Es drängt ſich Die Frage 


auf, wie er gleichwohl nicht jo ſehr entftehen, als fo ab 
gemein und fo lange fi Anerkennung verfchaffen Fonnte. 


Theilmeife braucht man zur Beantwortung der Frage mt 


auf die Gefchichte des indirecten Dolus zu verwelfen 
Theilweiſe fteht Die Sache freilich anders. 


Ungeadhtet der milderen Anfichten, Die zu Ende bed 
vorigen Jahrhunderts in der deutichen Strafrechtöpflege ſich 


geltend machten, gab es Doch, namentlich bei dem Ber 


brechen der Tödtung, Fälle, in denen man, obwohl be 
Dolus fehlte, mit den Strafen der bloßen Culpa nik 
glaubte ausreichen zu Fönnen. Früher Hatte Dafür der ir 
directe Dolus ausgereicht, Diefen mußte man immer met 
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aufgeben, feine Unhaltbarfeit war nicht mehr zu bezweifeln. 
Feuerbady hatte zu Dderielben Zeit Den unbeftimmten 
Dolus erfunden. Dieſer leiftete ganz Dieielbem Dienfte, 
wie jener. Fe uerbach war ohnehin bald eine bedeutende 
Autorität geworden. Die Doctrin nahm jeine Lehre an, 
auch, in anderen Dingen. Die leider zum reifen Nach⸗ 
denfen nur zu oft gar zu träge Prarid wandte fie an, 
wie auch in anderen Dingen. Dazu kam ein Anderes. 
der Dolus ift etwas Innerlihes. Er muß gleichwohl 
hewieſen werden. Er fann nur erfammt werden aus aͤu⸗ 
jeren Thatiachen. Das fann nur auf zweierlei Weile ger 
heben. Zuerft durch das Geftändniß des Handelnden. 
jum Anderen dur Thatumftände, von welchen auf ihn 
in Schluß gemacht wird. Beides war für Die Praris 
ine ichlimme Sache. Ein Geſtändniß ift nicht immer zu 
langen. Eine Thatſache, — auch ein internum, — 
veldye nur Durch einen Schluß aus anderen Thatiachen, 
urd) Indicien, erwieſen ift, Farm — oder konnte wenigftend 
rüher — nicht für vollftändig erwieſen erachtet werben; 
8 konnte alio nicht Die volle, ordentliche, fondern nur eine 
yeilweiie, außerordentlihe Strenge zur Anwendung kom⸗ 
in. Zur Bräjumtion Des Dolus konnte man nicht im- 
ver mehr greifen, wenigftend nicht zu dem Namen. Das 
[les traf beſonders zu gerade in denjenigen Fällen, in 
enen der Angeichuldigte gemöhnlih in jener Gemüthe- 
immung gehandelt hatte, in weldyer er eben gar feine 
lare Abſicht eines Erfolges bei feinem Handeln vder ein 
lares Bemwußtiein ſeiner Abficht gehabt Hatte, alfo bei dem 
eſten Willen nicht im Stande war, über dieſe ein beſtimm⸗ 
es und fie beftimmt bezeichnendes Geftändniß abzulegen. 
Der Inquirent aber will jeine Sache Elar haben und Klar 
nahen, nad) dem Gompendium oder nad) dem Geſetzes⸗ 
Paragraphen; er müßte jeine Sache nicht verftehen, wenn. 
da etwas Dunkel hleiben ſollte. Der unbeftimmte Dolus 
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gab für das Alles Mittel und Erfag. Die Künfte des 
gewandteſten Inquirenten feheiterten in den meiften Fällen 
daran, und mußten jcheitern, ein directes Geftändniß Der 
Abficht zu tödten zu erhalten. Der fchlechtefte Inquirent 
hat leichte Mühe, von dem Inquifiten Die Bemerfung 
zu erhalten, daran, daß fein Hieb, jein Stoß, ſein Schuß 
auch den Tod herbeiführen könne, Daran habe er allerdings 
auch wohl gedacht. Die nothmendige Folge ergibt fid 
- Dann von jelbft. Der Inquirent braucht dann nicht ein 
mal mehr die Frage zu ftellen: Alſo Haft du Diefe als 
möglih gedachte Yolge auch in deinen Willen aufge 
"nommen? Er fann dem armen Menfchen, der arglos 
die erfte Frage bejahet Hatte, geradehin auf den Kopf zu 
fagen: Alio Haft Du nothwendig jene als möglich gedachte 
Folge in deinen Willen aufgenommen! In den An- 
geichuldigten wird gewöhnlich mehr hinein, als aus ihm 
heraus inquirirt. 1) Ich bin eine lange Reihe von Jah 
ren Inquirent gewejen, aber niemals ift mir der Fall ei 
ned unbeftimmten Dolus vorgefommen. Einfady aus dem 
Grunde, weil ich nicht daran glaubte und Daher nicht in 
Die Lage Fam, ihn in Die Angefchuldigten hineinzuinquiriren. 

Die Lehre von dem unbeftimmten Dolus ift bisher 
betrachtet worden in ihrer Stellung in der gemeinrecht⸗ 
lihen Doctrin, Die als ftrafbare Willensrichtungen nur 
den Dolus und die Culpa fennt, und den Quellen gegen- 
über auch nur kennen fann. Sie kann aber auch über 
Haupt einer vernünftigen Strafgefeßgebung gegenüber feine 
Berechtigung haben. Jedes Gefeg kann nothwendig für bie 
Beftrafung nur unterjcheiden, ob Die mit Strafe bedrohte 
Handlung, jo wie fie mit Strafe bedroht ift, alſo auch 
nebft dem zu ihrem Thatbeftande gehörigen Erfolge, von 


19) Das Gefagte gilt nur für einen Theil, aber leider für einen 
großen Theil der Prarid. Daß die Doctrin wahrlich nicht frei 
von Schuld daran if, bevari Tauım ver Bemerkung. 
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em Handelnden gewollt, oder nicht gewollt war. Es 
bet ſich Dadurch für jede Strafgeſetzgebung nothwendig 
ie Lehre vom Dolus und von der Culpa. Innerhalb 
iefer Lehre aber kann die vom unbeftimmten Dolus nie 
ls Berechtigung haben. | 

Gleichwohl gibt es, wie bereitö oben bemerft, eine 
moße Menge von Gradationen der Culpa, fo daB Diele 
uletzt biß nahe an den Dolus binanreichen kann. Eine Geſetz⸗ 
jebung, Die überhaupt Die Aufgabe Hat und erfüllen will, 
in gerechtes Berhältniß zwilchen der ftrafbaren That und 
rer Strafe feftzuftellen, muß unzweifelhaft Darauf Rüdficht 
ehmen. Daraus folgt aber nichts weniger, als die Be⸗ 
ehtigung Des unbeftimmten Dolus; das hieße fonft Die 
Berechtigung des Widerſinns aufftellen. Die Aufgabe 
ann nur erreicht werden durch Aufgeben Der abjolut be- 
immten und durch zweckmäßige Beflimmung der relativ 
eſtimmten Strafgefeße. 

Hauptſaͤchlich ftelt fi) das Beduͤrfniß übrigens nur 
ei der Tödtung heraus, theilweife auch bei der Verwun⸗ 
ung, für welche lettere man freilich vielfach zu dem Aus- 
unftsmittel der kritiſchen Tage gegriffen hat. Das Rich⸗ 
ge wird da Die Geſetzgebung nie treffen eben weil fle es 
icht treffen kann. Und fie kann es nicht treffen, eben 
zeil fie Geſetzgebung ift, weil fie etwas Gemachtes an 
ie Stelle deſſen ſetzt, was allein berechtigt ift, des im 
Bolfe lebenden Rechte. | 

Das beweifen auch namentlid) wieder uniere neuen 
deutſchen Strafgefeßbücher, auch in der Lehre von dem 
mbeftimmten Dolus. Es möge zum Schluß ein kurzer 
Ueberblid auf fie geworfen werden. Es wird fich Dabei 
Kigen, daß Die gemeinrechtlihe Doctrin faft überall auf 
Re influirt hat, was Denn natürlich auf die Praxis um 
ſo nachtheiliger zuruͤckwirken mußte, ald dieſe es mur eben 
mit ftarren Geſetzesparagraphen zu thun hatte, anftatt 
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eines Doctrinellen Satzes, den man Doc, mit der Doctrin 
am Ende weiter und anders bilden fonnte. 

In die früheren Straſgeſetzbücher der neueren Zeit 
ging der indirecte Dolus über. ?%) Das preuß. A. L. R. 
11. 20. 88. 26. 27. definirt den „Vorſatz“: „Mer abficht- 
lich etwas thut oder unterläßt, wodurd) Jemand gegen die 
Borichriften eines Strafgeieges beleidigt wird, Der begeht 
ein vorſätzliches Verbrechen. — Iſt die Handlung fo be 
ichaffen, Daß der geiegwidrige Erfolg, nach der allgemein oder 
dem Handelnden beionders befannten natürlichen Ordnung 
der Dinge, nothwendig Daraus entftehen mußte, fo wird ver 


muthet, Daß Das Verbrechen vorjäglich fei unternommen - 


worden.“ Dies follte der indirecte Dolus der Doctrin 


uiid: — 


fein und er war ed für Die Praris. Freilich war auf : 
ein anderer, durchaus richtiger Sinn darin zu finden. 2) ° 


Aehnlich verordnet Das öfterr. St. G. B. über Perbre 
hen $.1: „Zu einem Berbrechen wird böjer Vorſatz er 
fordert. Bier Vorfab fällt aber nicht nur dann zu 
Schuld, wenn vor oder bei der Unternehmung ober Un 
terlaffung das Uebel, welches mit dem Verbrechen verbur 
ben ift, geradezu bedacht und beichlofien, ſondern auf, 
wenn aus einer anderen böjen Abfidht etwas unternommen 
oder unterlaffen worden, woraus Das Uebel, welches w 
durch entftanden ift, gemeiniglich erfolgt oder doch leicht 
erfolgen kann.” Die Redaction von 1852 hat dieſe de 
ftimmung wörtlich beibehalten. Der indirecte Dolus de 
Doetrin ift hier noch Deutlicher ausgeſprochen, befannt il 
der Streit, ob außerdem nod) eine Präſumtion des Dolud 
darin liege. 

Aud noch das baierifhe St. G. B. hat den iv 


20) Das franzsf. St. G. B. fennt weder den indirecten, noch dm 
unbeflimmten Dolus. 


21) al. meine Lehre von der Tödtung nad preuß. R. (1841) 
.7ı . 
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Directen Dolus und. zwar mit einer geradezu ausgeipros 
ebenen Präjumtion des Dolus aufgenommen, und es muß 
auffallen, daß Feuerbäch hier nicht feinen unbeftimmten 
Dolus eingebraht hat. Es verordnet Art. Al: „Wer mit 
dem’ Vorlage, ein Verbrechen zu bewirken, eine Handlung 
unternommen hat, woraus eben jo leicht ein größeres ale 
ein geringeres Verbrechen entftehen Tann, ift in Anfehung 
des daraus entftandenen Verbrechens als vorfäßlicher Ue⸗ 
beithäter zu beftrafen, und joll mit dem Vorwande, daß 
feine Abficht nur auf das geringere Verbrechen gerichtet 
geweien sei, nicht gehört werden.” Art. 44: „Wenn Je⸗ 
mand mit erwiejener Abficht eine Handlung vorgenommen 
bat, woraus nad) allgemein befannter Erfahrung ein uns 
beftimmter gejetwidriger Erfolg unmittelbar und nothwen⸗ 
Dig zu entftehen pflegt, fo ift für erwielen anzunehmen, 
daß diejer Erfolg der Handlung ebenfall® beabfichtigt ger 
weien jei, wofern nicht Durch Flare Beweile das Gegen⸗ 
theil Dargetban werden kann.“ — Diele Beftimmungen 
bat das oldenb. St. G. B. Art. 54. 57. wörtlid auf 
genommen. 

Aus den jpäteren St. G. B. ift der indirerte Dolus 
verihwunden, großentheild, wie in der Doctrin, um dem 
‚ ambeftimmten Platz zu machen, mandymal noch mit ausdruͤck⸗ 
licher Präjumtion des Dolus. Es haben ihn namentlich 
Folgende aufgenommen: Sachſen, Art. 31: „Bel einer 
mit Vorſatz verübten gejegwidrigen Handlung ift der ein- 
getretene Erfolg auch dann als von dem Thäter beabſich⸗ 
tigt anzunehmen, wenn er Diejen Erfolg nicht ausschließlich, 
iondern Denjelben, oder eine andere Rechtöverlegung ber 
wirfen wollte, oder wenn die Handlung von einer ſolchen 
Beichaffenheit war, Daß der Thaͤter den wirklich eingetres 
tenen Erfolg voraugfehen mußte. ! — Württemberg, 
Art. 57: „Eine Rechtsverletzung wird auch dann ald vor- 
fäglich zugerechnet, wenn fie derjenige, Durch deſſen Hand- 
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lung fie herbeigeführt worden ift, nicht ausſchließlich oder 
vorzugsweife gewollt hatte, mag es ihm nun gleichgültig 
gewejen fein, ob der wirklich eing@tretene, oder ob ein an- 
derer, gleichfalls mit feiner Handlungsweiſe bezweckter Er- 
folg eintrete, oder mag er nur für den Fall, daß es fi 
nicht anders fügen würde, zum Voraus Die erfolgte Rechts⸗ 
verlegung gewollt haben.“ 22) — Braunfhweig, 928: 
„Der Erfolg eines Verbrechens ift dem Thäter auch als⸗ 
dann als vorfäglich zuzurechnen, wenn er nicht ausfchließlich 
diefen, ſondern unbeftimmt dieſen oder einen geringeren 
Erfolg beabfichtigte.” — Hannover, Art. (9: „IH 
anzunehmen, daß eine dem Strafgeſetze zumiderlaufende 
Handlung mit rechtswidrigen Vorſatze verlibt worden, und 
ift diefelbe von der Beichaffenheit, Daß daraus nach all; 
gemeiner oder dem Thaͤter befonders befannter Erfahrung 
ein beftimmter Erfolg zu entftehen pflegt, oder eben 
jo leiht eine größere, ald eine geringere Verletzung 
entitehen Eonnte, jo ift nicht minder anzunehmen, daß der 
Thäter den eingetretenen Erfolg beabfichtigt Habe, ſo— 
fern nicht aus den Umftänden mit Gewißheit oder hoher 
MWahricheinlichkeit fich ergibt, daß feine Abficht beftimmt 
und ausichlieglich auf einen andern ftrafbaren Erfolg gerid» 
tet war. — Dagegen fann ein ungewöhnlicher Erfolg 
dem Thäter nur dann zum rechtswidrigen Vorſatze angerech⸗ 
net werden, wenn dieſer Erfolg in feiner Abſicht lag.” — 
Gr. Heften, Art. 68: „War Die Abficht des Handelnden 
nicht ausfchließlich auf einen beftimmten Erfolg gerichtet, 
jondern unbeftimmt auf einen oder den andern von 
mehreren möglichen Erfolgen, fo wird ihm Derjenige 
Davon zum Vorſatze zugerechnet, Der wirklich eingetre 
ten iſt.“ Woͤrtlich jo Nafiau, Art. 56. und Baden, 


23) Ss ift duch Geſetz vom 1 Auguft 1849 biefer Art. auf⸗ 
gehoben 


J 
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4. 88. — Weimar, Art. 29: „Der bei einer verbreche- 
rifchen Handlung eingetretene Erfolg ift dem Thäter als. 
vorfäglich zugurechnen, wenn jeine Abſicht auf dieſen Er⸗ 
folg gerichtet war; auch dann, wenn er diefen Erfolg nicht 
ausichlieglich, fondern unbeftimmt Diefen oder einen andern - 
Erfolg beabfichtigte, ingleichen wenn er, ohne den Sinn 
feiner Handlung fi beflimmt zu vergegenmwärtigen, nur 
überhaupt eine Rechtöverlegung beabfichtigte.” Das preuß. 
St. G. B. Hat mit Recht über Dolus und Culpa gar 
nichts aufgenommen. 
Bon den ſchweizeriſchen Strafgeegbüchern haben 
die für Aargau und Schaffhaufen fi dem öfter- 
teihiichen angeichloffen, jenes in $.3: „Auch dann fällt 
böjer Vorja zur Laft, wenn zwar das wirklich erfolgte Uebel 
nicht eigens Die Abficht der Handlung war, immer aber aus 
äner andern böfen Abjicht eine Handlung unternommen 
wurde, woraus das Uebel gewöhnlid) zu folgen pflegt, oder 
doch leicht folgen kann.” Schaffhauſen in$.2 wörtlich fo. 
Den unbeflimmten Dolus Haben dagegen aufgenommen 
Luzern $.31: „Als Fahrläffigkeit ift e8 indeflen nicht zu 
betrachten, fondern als abfichtliche Uebelthat, wenn der ein- 
getretene rechtswidrige Erfolg einer Handlung von dem 
Thaͤter als moͤglich vorausgefehen wurde, er aber Die That 
verübte, indem es ihm gleichgültig war, ob Diefer oder 
ein andcker Erfolg eintrete.” Graubünden $. 20: 
„Der eingetretene flrafbare Erfolg wird dem Handelnden 
gleichfalls zum Vorſatze gerechnet, wenn feine Abficht nicht 
ausſchließlich auf einen beftimmten Erfolg, fondern un- 
beffimmt auf einen oder den andern von mehreren mög- 
lichen Erfolgen gerichtet war.” Thurgau $. 35 wort 
üh wie Heifen und Baden. Die anderen ſchweiz. 
St. G. Bücher erwähnen des unbeſtimmten Vorfages nicht; 
Zuͤrich, Baſel und Waadt gar nicht; doch hat Frei- 
durg Art. 32 folgende Beftimmung: „Es ift nicht bloße 
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Fahrläffigfeit, iondern Wille vorhanden, wenn Die Folgi 
der That vorausgeiehen werden fonnte. Und St. Gal— 
len Art. 4: „In Der Regel wird jeder vechtswidrige Ex 
folg einer willfürlihen Handlung io lange al® mittelbare 
oder unmittelbarer Zweck des Thäters, oder als voräß 
fi) angenommen, bis fich beftimmte Gründe für Die Aus: 
nahme zeigen. 

Die Unrichtigfeit der fämmtlichen mitgetheilten geſetz 
lichen Beftimmungen über den indirecten wie unbeſtimmten 
Dolus bedarf feiner Auseinanderiegung weiter. Die über 
den indirecten Dolus und über Die Bräfumtion Des Dolus 
find längft überall als falſch anerkannt. Sie galten zu 
ihrer Zeit für ebenfo unumſtößliche Wahrheiten, als noch 
größtentheilß jeßt Die neueren über den unbeftimmten Dolus. 
Möge die Zeit nicht fern liegen, da Doctrin und Praris 
auch Die letzteren als falich anerkennen. Nur auf Eins 
darf aufmerfiam gemächt werden, nämlich darauf, mie die 
aufgeführten Gelegbücher auch in dieſen Materien, aus je 
jüngerer Zeit fie ftammen, meift defto Doctrinärer gewor— 
den find. Das weimarifche, Das doch gewiß nicht zu den 
Ichlechteften deutichen Strafgefegbüchern gehört, ipricht I 
gar Davon, daß Das Verbrechen ald Zweck (!) feine 
Handlung nur überhaupt eine Nechtöverlegung (alſo einer 
juriftifchen Begriff!) habe beabfichtigen fönnen. 

Andererfeitd bedarf es freilich auch kaumdnoch der 
Erwähnung, wie ſolche Geſetze, zumal in Verbindung mit 
den falfchen Grundjägen der gemeinrechtlichen Doctrit, 
zu den größten Ungeredhtigfeiten in der Rechtspflege noth⸗ 
wendig hinführen müffen. Cigentlih nur in Verbindung 
mit Diefen Örundjäßen; denn, wie bereitd oben bemerft, 
ift der unbeſtimmte Dolus ein logiſches Unding ; aud die 
gefeglichen Beftimmungen darüber find alio ohne Inhalt 
und Bedeutung, für die Praxis ald gar nicht vorhanden 
zu betrachten. Etwas Widerſinniges, etwas, das fich nich 
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denken läßt, kann ein Geſetz mit praltiſchem Erfolge nicht 
anbefehlen. 

Der indirecte Dolus hatte bei feinem Entftehen eine 
Art von Berechtigung. Der unbeftimmte Dolus hat nie 
igend eine Berechtigung gehabt. Die Lehre vom indi- 
recten Dolus hat viel Unrecht in Die deutfche Rechtspflege 
hineingetragen. Cchädlicher wirkte und wirft noch bie 
auf den heutigen Tag die Lehre von dem unbeftimmten 
Dolus. 24) 


24) Nur die gemeinrechtliche deutſche Doctrin und Praris Fennen 
diefe Lehren. Schon das hätte zum Nachdenfen über ihre Un- 
haltbarkeit laͤngſt aufforbern follen. 


VIII. 
Der 
Entwurf einer Strafprozeßordnung 
für das Koͤnigreich Sachen. 
Angezeigt von Arnold. 
Fortſetzung des Aufſatzes Nr. I. im vorigen Hefte. 


Iſt Die Vorunterfuhung fo weit gediehen, Daß über 
die Frage entichieven werden kann, ob der Angefchuldete 
vor Gericht zu ftellen ſei, fo muß über dieſe Frage, 
jedody nur auf Antrag des Staatsanwalts (Urt. 225) 
entichieden werden. Das über Diefe Frage enticheidende 
Gericht ſoll nur das Bezirksgericht fein, bei welchem 
die Vorunterſuchung geführt wurde, Doch darf der Unter 
ſuchungsrichter 2) weder an der Berathung noch an de 
Enticheidung Diefer Frage 2) Theil nehmen (Urt. 224. 
vgl. 47). Es kann nicht getadelt werden, Daß Die Ver: 
mweifung auch wegen der ſchwerſten Verbrechen nur von 
dem Bezirfsgerichte und nicht von einem Obergerichte 


1) Mitgliever des Bezirksgerichts, weldhe nur einzelne Unterſu⸗ 
hungshandlungen vorgenommen haben, Fünnen an der Berw 
thung und Entſcheidung Theil nehmen. Art. 47. 


2) Bei bloßen Zwifchenfragen während der Vorunterfuchung kann 
der Unterfuhungsridhter an der Berathung Theil nehmen, nicht 
aber an der Beichlußfafiung. Art. 126. 
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niögeiprochen werden fol, weil ja der Entwurf feine Ge⸗ 
ſchwornengerichte will (Urt. 229) und nur bei Diefen, 
welche nicht auf einen Bezirksſprengel befchränft find, Die 
Berweifung von dem Obergerichte nothwendig ift, für 
befien Sprengel das Gefchwornengericht zufammentritt. 
Eine andere Frage, ob denn Das Bezirfögericht als über 
die Hauptverhandlung erfennendes Gericht ernannt wer- 
den joll, auch wenn von den ſchwerſten Verbrechen und 
Strafen Die Rede, wird unten erörtert werben. 

Es ift ganz natürlich, Daß, wenn Die Borunter- 
uhung nod) Mängel hat, diefe vor der Enticheidung 
über Die Verweiſungsfrage gehoben werden müflen (Lt. 
25, 230): die Ausnahme des Art. 231, vermöge wel- 
der, wenn nur noch Beeidigung von Zeugen fehlt, und 
nicht auf Verweiſung, fondern auf Einftelung zu erfen- 
nen, dieſes Erkenntniß unter der Bedingung der Nachho⸗ 
Img jener Vereivung zu erlaſſen, dürfte nicht zu machen 
jän, weil wie Art. 231 felbft vorausfieht, Die Möglichkeit 
gegeben ift, Daß Zeugenausjagen geändert werden und 
dann die Nothwendigfeit einer Aenderung des Erkennt⸗ 
niſſes eintreten kann. 

Iſt eine Vervollſtaͤndigung der Vorunterſuchung nicht 
erforderlich, ſo kann das Erkenntniß nur entweder auf 
Einſtellung der Vorunterſuchung oder auf Verwei⸗ 
ſung des Angeſchuldeten zur Hauptverhandlung beſchloſſen 
werden (Art. 224. 227 — 229). 

Auf Einftellung ift ‘zu erfennen, a) wenn Die 
weitere Verfolgung als vechtlich unzuläffig erfcheint, d. h. 
wenn es am Thatbeftande fehlt oder die Strafbarkeit aus⸗ 
geichloffen oder bereitö getilgt ift, ober wenn der Antrag 
auf Unterſuchung von einem hierzu nicht Berechtigten ge- 
Rellt wurbe, b) wenn ein genügender Entlaftungsbewveis 
vorliegt, c) wenn der Anfchuldiguhgsbeweis jo ungenü- 
gend iſt, Daß vorausfichtlih die Abhaltung der Haupt: 


L 
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verbandlung nutzlos jein würde, d. b. mit andern Wo 
daß eine Berurtheiling nicht zu erwarten ift (Art. 

vergl. mit 115). Im entgegengeiegten Falle ſoll 
Berweitung zur Haupmwerhandlung erfannt werden ı 
229), alio Dann, wenn eine Verurtheilung zu erwarte 
Dieje Beilimmungen .vertienen Beifall. . Es hängt 
Frage, wann zur Hauptverhandlung zu verweiten jei, | 
zuſammen mit Der Frage, ob und warn gegen eine 

der Hauptverhandlung geichehene (rechtäfcäf 
Sreilprechung eine Wiederaufnahme des Verfahrens, 
zum Nachtheil des Freigeſprochenen ftattfinde. Geht 
Geieg, wie der Enmwurf Art. 364. zum Theil thut, 
dem Grundiage aus, daß die Wiederaufnahme zum’) 
theil nur aus beionders wichtigen Gründen jtattfinden 
Damit nicht Der Hreigeiprochene noch Die ganze Ve 
rungszeit hindurdy einmal um Das andere verfolgt, 

feicht unichuldig verfolgt, allenfalls verhaftet und be 
zwiichen verloren gegangenen Entlaftungsbeweiten uni 
Dig veruriheilt werde, ſo muß es Dafür jorgen, Daß 
durch voreilige oder gar leichtiinnige Verweiſung 
Schuldigen durch Die vergeblihe Hauptverhandlung 
durch die Dann erfolgende Freiſprechung eine bedingte 
freiung von der verdienten Strafe verihafft werde. 

aber das Geſetz aus Beſorgniß, Daß bie und da ei 
ein Schuldiger der Strafe entgehen fönne, die Wiede 
nahme zum Nachtheil Die ganze VBerjährunggzeit Hin 
ſo oft zu, ald neue Beweismittel vorgefunden we 
welche mit Grund erwarten lajlen, Daß nun eine V 
theilung erfolge ($. 367. des neuen öfterr. Geſ.), 
fann man freifich mit dem öfterr. Ger. 5.200 nur „ı 
liche Beichuldigung“ zur Bedingung des Beſchluſſes 
Anklage (Verweiſung) machen. Bei der Unmöglid 
ein Geſetz zu geben, welches alle möglichen Mißſt 
verhütet, dürfte der Borichlag des jächitichen Ent 
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m deswillen den Vorzug verdienen, weil Das Unrecht bei 
veitem nicht fo groß ift, wenn hie und da ein Schuldiger 
ee Strafe entgeht, ald wenn ein Unfchuldiger der Ver⸗ 
gung, namentlich der Chifane Preis gegeben wird und 
weil die Fälle Außerft jelten vorkommen, wo nad) durch⸗ 
gführtem Anklageprozeß und geichehener Freifprechung 
noch neue Belaſtungsbeweiſe gefunden werben, weit leich- 
te und weit ‚öfter aber es vorkommen fann, daß dhifandie 
Berfolgungen wiederholt werden und daß Entlaftungsbes 
weile verloren gehen und Diefer Verluft zu neuer Verfol⸗ 
gung mißbraucht wird. 

Die Verweiſung fol an das Bezirksgericht, 
wenn aber ſich gezeigt, daß der Einzelnrichter zuftändig, 
an diefen gefchehen (Art. 229): Das Bezirksgericht foll 
alio für Die ſchwereren Fälle Das enticheidende Gericht 
ud ein Geichwornengericht fol ausgefchloffen fein. Die 
Frage ift zu wichtig, als daß nicht Referent ſich er- 
Inuben müßte, Bierüber fich zu Außern, und zwar nur im 
Interefle der Rechtspflege, nicht wie öfter geichieht, vom 
Barteiftandpunfte aus. — Das Wohl des Staats, Die 
öffentliche Sicherheit, Die Sicherheit der Perſon und des 
Eigenthums erfordern eine vollfommen unparteiifche Straf 
techtöpflege: nur wo ſie herricht, ift Thron und Land ges 
ſichert. Diefe Strafrechtspflege kann nur erwartet wers 
den, wenn die Richter Die Fähigkeit und den unerichütter- 
lichen Willen haben, Die Wahrheit und das Recht zu fin- 
den und auszuſprechen. Die Staatsregierung und das 
Rolf, beide müflen das Vertrauen auf jene Fähigkeit und 
imen Willen haben, wenn nicht Mißftimmung und Unheil 
entftehen ſoll. Die Frage aber, wie Die Gerichte organi⸗ 
ft werden follen, kann nur gründlich erörtert werden, 
wenn man auch Die Frage von der Unmittelbarfeit (Muͤnd⸗ 
Üdkeit) der Verhandlung, und von den Rechtsmitteln ges 
gen das Endurtheil mit berüdfichtigt. Der fchriftliche 

Archiv d. Er. R. 1834. IT. SR Q 
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Strafprogeß, wie er bis auf Die neuere Zeit in Deutſch⸗ 
land berrichte, Hatte Das jcheinbare Gute und das Bes 
queme, daß auf den Grund Desjenigen, was in Den 
Alten enthalten war, nicht nur ein wohl motivirtes 
Erfenntniß verabfaßt, fondern auch in jeder höheren Ins 
ſtanz gruͤndlich geprüft werden ‚fonnte, ob Die vorige In 
ftanz den Akten gemäß Recht geiprochen habe. Es 
ift aber ein großer Unterichied zwiichen einem nur akten⸗ 
mäßigen Recht und einem wirklichen Recht um 
nur letzteres, nicht Das erftere ift zu erſtreben. Das ab 
tenmäßige Recht entfteht, wenn der Unterjuchungsrichter, 
vielleicht mit Urkfundsperionen, Deren oͤfters vorkommende 
Unzulänglichkeit fi) ja da ſchon erprobt Hat, wo fie bem 
Gejege gemäß beigezogen werden mußten, Die Beweiſe 
fammelt, die Verhöre vornimmt und niederichreibt ober 
einem Actuar Dietirt u. ſ. w. Hier fommt, Redlichkeit 
vorausgefegt, Alles in die Akten, wie es Der Un 
teriuhungsridhter aufgefaßt Hat und jelten Fommt 
eine Berichtigung vor, weldye der Actuar 8) oder Die Ur 
fundsperjonen veranlaßt hätten. Hat der Unterfuchungs 
richter in der Auffaffung geirrt, hat er eine vorgefaße 
Meinung, oder will er fich bei dem Oberrichter duch 
recht jchön verabfaßte Unteriuchungsakten empfehlen, ſo 
fommen Unrichtigfeiten in die Aften, welche mit zum 
Grund der Enticheidung genommen werden. Selten ge 
langt Der erfennende Richter zur Entdeckung foldyer Un 
richtigfeiten; aber dennoch find dem Verfaſſer Diefes Aufs 
ſatzes mehrere Falle zur Kenntniß gefommen. Einen ber 
wichtigften dieſer Fälle zu erzählen, fei hier erlaubt. Ein 


3) Es giebt Länder, wo den Untergerichten ein fpärliches Aver- 
fum zur Annahme und Sonorirung der Schreiber ge 
wird. Dort werden gewöhnlich Schreiber nad Bohifeilei 
genommen, weldye nicht die geringfte Sicherheit geben, daß ft 
den Unterfuhungsrichter controliten fönnen und wollen. 
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quiſit geftand nach Inhalt der Aften wiederholt eine 
tTodesſtrafe belegte Brandftiftung auf die umftändlichfte 
eiie. Der Bertheidiger behauptete, der Inquiftt jei fo 
hfinnig, daß er eine Erzählung gar nicht machen könne: 
ugenausfagen und das Gutachten des Gerichtsarztes 
terftügten dieſe Behauptung. Nahe Indicien für bie 
chuld waren nicht vorhanden, noch weniger Beweiſe. 
a8 Medicinalcolegium ſprach aus, Daß wenn gleich In⸗ 
uſit nach den Angaben der Zeugen und des Gerichts: 
tes nicht zurechnungsfähig ſcheine, jo beweiſe body Die 
%hlauheit, mit welcher er nach feinem Geftändnifle den 
Nan angelegt und ausgeführt und hiebei ebenjo wie 
achher alle Indicien gegen ſich vermieden und befeitigt 
site, Daß er bei weiten nicht unzurechnungsfähig,, jedoch 
emindert zurechnungsfähig jel. Die erfte Inftanz erklärte 
m Inquifiten für ſchuldig, erkannte jedoch wegen gemin- 
ter Zurechnungsfähigfeit nur auf eine Freiheitsſtrafe. 
18 Die zweite Inftanz den Inquirenten unter Himveifung 
f den Dienfteid und den Aftuar unter ipecieller Ber: 
dung befragen ließ, ob denn Inquiſit Alles jo geflanden 
be, wie e8 in den Akten ſtehe, gingen die Ausjagen 
der dahin, daß der Inquirent Alles aus der Aftenlage 
id namentlid) aus den Erfundigungen der Gendarmen 
muthet und dem Inquifiten, welcher feiner Erzählung 
big, vorgehalten, Diefer aber auf jeden Vorhalt gelacht 
w nie widerjprochen, alſo zugeftanden habe. Zur Er- 
ichterung des erfennenden Richters habe Inquixent nur 
8 Reſultat der mühiamen Verhöre und dieſes ald Ers 
hlung und Geftänbniß des Inquifiten in die Aften 
eiirt. — Das der oberfte Gerichtshof den Inquijiten 
eiſprach, verfteht fich von ſelbſt. 

Die Mündlichkeit, welche auch der fächftiche Entwurf 
It. 4. 5. will, gewährt den unichägbaren und unerſetz⸗ 
hen Vortheil, daß alle erfennenden Richter den Ange⸗ 

® 
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Ichuldigten und die Zeugen jelbft hören und fehen, nicht 
der Auffaflung und Darftellung des Unteriuchungsrichtere 
überantwortet find, Die Gebärden des Angefchuldigten und 
der Zeugen jelbft beobachten, und Fragen zur näheren 
Aufklärung, welche man bei fchriftlihem Prozeß wegen 
anfcheinender Unrichtigkeit unterlaffen — die Acten nicht 
auf Ergänzung zurüdienden — würde, Die aber oft in 
ihrem Erfolg als ſehr wichtig ericheinen, ftellen Eönnen. 
Die Mündlichfeit Hat aber auch den Nachtheil, daß gerade 
was ihr den Vorzug gibt, Die unmittelbare Anichauung 
und damit Die unmittelbare Weberzeugung der erfermenden 
Richter, in einer zweiten Inftanz, theild gar nicht, theild 
nur mit vielen Koften veproducirt werden kann, mithin 
eine Berufung über die Frage „ob Schuldig” nicht im 
mer Diejelbe Richtigkeit der Enticheidung in zweite 
Inſtanz erwarten läßt, wie Die Enticheidung in erfter In 
ftanz. Man Hat deshalb ſchon den Gedanken gehabt, 
erſte und zweite Inftanz bei Der Hauptverhandlung gleich⸗ 
zeitig gegenwärtig fein zu lafien, damit leßtere über die 
jelbe Berhandlung urtheile wie Die erfte: Die in jolde 
Anordnung liegende Gefährdung des amtlichen Anfehend 
der erften Inſtanz ift aber jo einleuchtend, Daß hier bei 
halb nichts weiter gejagt werden foll. 

Wil man einer einzigen Inftanz den Schuldausſpruch 
anvertrauen, fo muß Das Geſetz Dafür forgen, daß biele 
Inſtanz fo organifirt fei, Daß von ihr ein richtiger Wahr 
ſpruch mit jener Zuverläfftgfeit erwartet werden Tann, 
welche bei menſchlichen Inftitutionen möglich if. Die 
Intelligenz und die Moralität der Richter gewähren allen 
noch feine hinreichende Bürgfchaft, weil auch ber intells 
gentefte und charafterfeftefte Menfch irren — von ben 
Emdrüden der Verhandlung zu weit Hingeriffen werben 
fann und, namentlich eine Verfchiedenheit der Auffaffung 
der Ausſagen und einer Berichiedenheit der Anfichten über 
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18 Benehmen‘ des Angefihuldeten und der Zeugen ſehr 
kt vorkommt. Nur wenn ein mit unabhängigen 
Rännern ziemlich zahlreich bejegtes Kollegium 
it fehr überwiegender Stimmenmehrheit die 
Schuld für bewiefen erklärt, nur dann kann man eine 
tichtigkeit der Enticheidung als entichiedene Regel anneh- 
sen und eine zweite Inftanz bezüglich des Schuldaus⸗ 
pruchs namentlich Dann als nicht nothwendig erachten, 
venn für außerordentliche Fälle noch ein Mittel gegeben 
ſt, unrichtige Wahriprüche zu befeitigen. 

Prüfen wir nun, inwiefern Gefchwornengerichte und 
imsiefern Richtercollegien im Stande fein mögen, als ein- 
äge Inftanz eine Bürgichaft für wirkliche Wahrſpruͤche zu 
geben und das Vertrauen Der Regierungen wie der Voͤl⸗ 
fer zu verdienen. 

Geihwornengerichte gehören wie andere Gerichte 
we Staatögewalt und die Jury handelt im Namen diefer 
Gewalt. Sie Dürfen daher nicht auf demofratiiche Prin⸗ 
ipien gegründet werden, am allerwenigften in Deutſch⸗ 
and, welches in den legten Jahren gewiß hinreichend be- 
siefen und erfahren hat, daß nur monarchiſch conftitutios 
elle Srundfäge die Bürgen für Sicherheit und Ordnung 
nd. Geichwornengerichte dürfen insbefondere nicht, wie 
bon vorgeichlagen wurde, mittelft einer Volkswahl zu- 
ammengejebt werden, weil ſonſt leicht Die jeweilige Volks⸗ 
immung und nicht die Würdigfeit der Gewaͤhlten ents 
heidet, Die Wahl Das Reſultat von Parteiungen fein 
ann und nicht unparteliihe Männer, fondern PBarteimän- 
er die Befugniß erhalten, zu Gericht zu fiben. Zu Ges 
hwornen darf auch nicht Jeder fähig erklärt‘ werden, 
veldher Staatsbürger, intelligent und unbefcholten ift, fon- 
een es ift auch ein ſolches Vermögen oder eine joldhe 
Rente erforderlich, Daß der Gefchivorne für Die Dauer der 
Sigung aus eigenen Mitteln leben kann und daß aud) 
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die Beſtechung Ihn nicht fo leicht erreiche. Den Geſchwor—⸗ 
nengerichten Darf ferner nicht, wie in Sranfreich zur Zeit 
der Revolution von der conftituirenden Verſammlung ge: 
ichehen war und ſpäter nur unvollftändig verbeffert wurde 9, 
der Charakter einer Infallibilität beigelegt und ihren Aus 
fprüchen gleichſam als Ausfprüdyen der Repräfentanten 
eines fouveränen Volks eine Rechtöfraft beigelegt werben, 
welche nicht einmal im Wege der Wiederaufnahme der 
Unterſuchung (Revifton) eine Aenderung zuläßt. Abe 
eben fo wenig dürfen Die Geſchwornen einzig und allein 
von der Regierung — auch nicht aus einer Lifte von 
Befähigten — gewählt werben. Denn nicht nur find 
Megierungsbeamte nicht wohl im Stande, alle Tüchtigften 
im ganzen Regierungsbezitfe jo genau zu fennen, um bie 
befte Wahl zu treffen, nicht nur find fie hiebei von Be 
richten untergeorbneter Organe abhängig und meniclide 
Schwächen koͤnnen leicht Einfluß haben, jondern es gefähr 
det aud) Die Unbefangenheit einer ſolchen Wahl, Daß ba. 
Wählende, wenn audy nicht äußerlich ericheinbar, Doch ge 
wiffermaßen als verantwortlich für gute Wahl angeichen 
und ihm jedes hie und da nicht angenehme Verdict zur 
Laft gelegt wird. Die Gefchwornen in jenen Xänden, 
wo fie durch Regierungsbeamte gewählt find, werben Mt 
mit Mißtrauen betrachtet, während jedes Richtercollegium 
Vertrauen genießen jol. Eben Darum aber, weil folde 
Geichworne wiffen, daß fie vom Volke mit Mißtrauen be 
trachtet werden, iſt e8 Ehreniache für fie, dieſes Mißtrauen 
durch die That zu widerlegen und Dad Bewußtſein dieſer 
Nothwendigkeit ſchwaͤcht nicht jelten ihre Unbefangenheit, 
macht fie ängftlich und hat Verdicte zum Refultat, welde 
bei Unbefangenheit nicht zu Tage gefommen wären, bet 
Staatsregierung unangenehm find und den Beweis liefen, 


4) Mein Aufſatz im Gerichtsfaal, Jahrg. 1851. Bd. I. ©. 46 folg 
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3 Die Wahl der Geſchwornen durch Regierungsbeamte 
:ade Das herbeiführt, was man durch ſolche Wahl vers 
dern wollte. 

Staatsregierung und Volk müfjen vertrauen Dürfen, 
ß Die Gejchwornen die Intelligenz und den reblichen 
erichütterlichen Willen haben, einen gerechten Wahrfpruch 
‚fällen. 5) Zu Ddiefer Fähigkeit ift juriftifches Studium 
en jo wenig wie überhaupt wifjenfchaftliche Bildung ers 
erlih. Die Unzulänglichkeit von gefeßlichen Beweis; 
geln — auch für Juriften — ift klar bewiefen und wird 
ten noch befonders bejprochen werden: es fteht alſo den 
jeſchwornen nicht entgegen, daß ihnen die Wiſſenſchaft 
her Regeln nicht befannt fei. Eben jo wenig ſteht den 
jeſchwornen entgegen, daß fte in Der Regel jene juriſti⸗ 
hen Kenntniſſe nicht befigen, um den Theil des Wahr⸗ 
ruchs, welcher nicht die bloße Thatſache, ſondern die 
erihuldung betrifft, zu fällen: im Gegentheil, man darf 
6 gewiß annehmen, daß wenn Die Mehrheit der Ge⸗ 
wornen (welche doch von allgemeiner Intelligenz und 
m dem Präfidenten ſogar für den vorliegenden Fall über 
e Ratur und den Begriff des Verbrechens und über Die 
eftimmungen des Geſetzes belehrt find) Die Meberzeugung 
ht gewinnen kann, baß ein Verbrechen begangen wurbe, 
e That noch weniger dem Angefchuldigten zur Schuld 
tgerechnet werden kann, welcher zur Zeit_der That über 
is Geſetz nicht belehrt war, in Der Regel der ungebilde- 
n rohen Claſſe angehört, und wenn Dies nicht der Fall, 
sh in der Leidenichaft, in der Noth oder in einem Zu: 
ande gehandelt bat, weldyer dem Zuftande ruhiger Ueber⸗ 


5) Zu den Borzügen des Gefhwornen » Inftituts gehört au, daß 
bis zum Beginn der Verhandlung ungewiß 4 wer als Ge: 
f&worner einzutreten hat, daß demnach eine Beftehung nur in 
den Fällen möglich ift, wo die Verhandlung wegen ihrer Dauer 
Unterbrechung erleidet. 
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legung, in welchem Die Geſchwornen handeln, ganz 
gegengeſetzt ift. 


Das Bertrauen auf Intelligenz und Moralitäi 
Geſchwornen kann nur dann ein allieitige fein, wenn 
gefeglicher Ausicheidung der Unfähigen und derjen 
welche die Sicherheit für Unabhängigkeit nicht bieten, 
gierung und Volk einzig und allein im Intereffe der I 
ſprechung dahin zufammenwirfen, Daß nur Diejenigen 
fonen auf die Lifte der Geichwornen kommen, welche 
jo wichtiges Amt anvertraut werden Fann. ©) 


Zwölf Gefchworne, aus foldher Lifte dur | 
durch Reduction (nicht durch Wahl) des Affiienpräftd: 
und durch Recujation des Staatsanwalts und Des 2 
Hagten zu Diefem Amte berufen, find eine hinreid 
Zahl. Die Majorität aber darf nicht die einfache (i 
gen. 5), fondern fie muß eine größere jein, wenn 
Schuldausiprud ganz zuverläffig fein jol. Denn d. 
Stimmengleichheit die Niht- Schuld jo viel Wahrſcheit 
feit für fih hat als die Schuld, ſo ift es gefäh 
einer einzigen Stimme fo viel Macht einzurär 
dag durch ihren Mebertritt der Schuldausiprudy unt 
Strafe gerechtfertigt wäre: Die wurde auch in Fran 
anerkannt und für foldyen Fall den Richtern die 


6) In Bayern wird aus der Lifte der geieg! ih Fähigen ein 
von den Ortsvorftehern u. f. w. eil von der S 
tegierung geneut Der Landrath (ein Collegium von 
Beſteuerten, Pfarrern und Univerſitätsvertretern) ſcheid 
Hälfte der Gewählten aus. Bon der andern Hälfte n 
für jede Situng 45 Männer durch das Loos beftimmt, 
welchen ver 9 ten en 15 ftreiht und dann jeber 
9 recufiren fann. — nlih ift das franzöftfche Geſetz 
7. Aug. 1848 und — das neue franz. Gef. v. 10. Junt 
iR noch immer zweckmaͤßiger als die ältere franzöfifche € 
gebung. 
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cheidung übertragen, aber bald wieder eingefehen, daß 
wich Diefer Weg der fichere nicht jei. Nur dann darf 
san die Schuld für zuverläffig bewieſen erachten, wenn 
bei Berfchiedenheit der Meinungen immer gegen eine 
Stimme für die Unſchuld wenigftens zwei 
Stimmen für die Schuld ſich ausfprechen und ſonach 
von den Zwölf Geichwornen wenigftens acht Stim- 
men für den Schuldausipruch ſich erflären. D Selten 
wird bei ſolcher Einrichtung ein Wahrfpruch unrichtig 
kin: um aber audy gegen möglichen Irrthum zu fichern, 
iſt es eine fobenswerthe Anordnung des franzöftichen 
Rechts (Art. 352. Code d’instr.), daß wenn die Rich⸗ 
ter einftimmig überzeugt find, daß Die Gejchwornen in 
der Hauptfache (au fond) geirrt haben, der Gerichtshof 
das Urtheil auszuiegen und. die Sache in die nädhftfol- 
gende Sitzung zu verweifen habe.) In Bayern, wo Das 
Geſetz v. 3. 1848. Art. 212. daſſelbe verfügt, wurde 
von einigemal Gebrauch gemacht, aber bis jegt nur 
dnmal von dem zweiten Schwurgerichte ein freijprechendes 
Erkenntniß erlaffen Y; in den andern Fällen kamen zur 
weiten Schuldigerflärung zum Theil fogar Geftänpnifle. 


Nur in einer Richtung wird den Gefchwornen Unzu⸗ 
verläffigfeit ihrer Wahriprüche vorgeworfen, naͤmlich in 
yolitiichen und Preßprozeſſen. Diejer Vorwurf iſt zumel- 


N) Eine nun beinahe fünfjährige Erfahrung in Bayern hat dieſes Ver⸗ 
ältniß als ganz zunerläfflg erprobt und Feine Klage wegen 
tihwerung. der PBerurtheilung hervorgerufen. Ebenſo im 
Herzogthum Naffau. Gerichtsfaal, 1853. II. ©. 356. — Das 
franzöf. Gef. v. 10. Juni 1853, weldyes nur eine Mehrheit 
von 7 Stimmen verlangt, empfiehlt ſich nicht zur Nachahmung. 


8) Rur zu Gunften des Angeklagten, alfo nur für den Fall eines 
Schuldausſpruchs ift dies verorbnet. 

9) Einigermaßen ift &8 wahrfcheinlich, daß bie Freifprehung mehr 
deshalb geſchah, weil es fi von einem Todesurtheil handelte. 
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len gegründet, zumeilen ungegründe. Es ift wol 
zu verwundern, daß wenn in einer Gegend eine B 
mung des Volks ſich auf verbrecherifchem Wege 
der Preſſe äußert, Die Geichwornen, weldye aus De 
Umfreis genommen find, leicht jener Mißſtimmun 
Gehör leihen, als dem Recht, Dem Gele und De 
nung und daß fie die nachtheiligen Folgen der Abw 
vom Geſetz nicht gehörig erwägend zu einem ung: 
Verdict fich verleiten fafien. Es ift aber eben jo 
zu verwundern, wenn — bejonders in aufgeregten 
— Die Regierungdorgane und namentlich Die St 
wälte von der richtigen Anficht, Daß Geſetz und O 
aufrecht erhalten werden müffen, zu der irrigen M 
übergleiten, daß fchroffes Einjchreiten um jo ſchnell 
Ziele führe und Daß es zwedmäßig jei, auch Das ( 
fügige und das Zweifelhafte gerichtlich zu verfolge 
durch Einfchüchterung die Ordnung herzuftellen. 

nun noch Wengftlichfeit oder übertriebene Empfini 
hinzu oder gar MWohldienerei, jo wird auch Die 
Strafbare vor die Jury gebracht, zuweilen um aı 
und von ſich weg die Verantwortung oder doch de 
wurf der Nichtverfolgung zu wälzgen. Der Mißitan 
unrichtigen Freiſprechung ift indeffen bei weiten 'r 
groß und folgenreich, -ald der Mißſtand einer ung, 
Verfolgung. Bei der ungerechten Sreiiprechung fa 
das Nechtsgefühl einem Jeden, Daß das Recht 
jei; Der Vorwurf fällt auf Die Gefhwornen u 
Gedanke läßt fih — felbft zum Theil bei denen, 
zur Partei des Freigefprochenen gehören — nicht 
drüden, daß Die Männer, welche foldyes Verdict 
als zuverläffige Geichworne nicht angefehen werben | 
Bel ungerehhter Verfolgung fällt der Vorwurf nid 
auf Die verfolgenden Organe, jondern aud au 
Staatsregierung, von welcher man erwartet, | 
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ihen Unfug nicht dulde: die Mißſtimmung wird nicht 
tterdrüdt, jondern genährt. 10) 

In Staaten, welche aus mehreren Regierungsbezirken 
ſtehen, koͤnnten unbegründete Freiſprechungen in politi- 
hen und Preßprogefien 11) auf zweifachem Wege befeitigt 
erden: entweder indem man dem Plenum des oberften 
derichtshofs Das Recht einräumt, einzelne Fälle vor das 
heſchwornengericht eines andern Regierungsbezirks zu vers 
seifen, wo unbefangenere Beurtheilung zu erwarten ift, 
der indem man derjelben das Recht gibt, für einzelne 
Halle die Geichwornen aus allen Theilen des Reiches zu 
rufen, wo dann Staatsanwalt und Angeichuldigter durch 
ahlreichere Recufationen eine Jury bewirken Eönnen, wel: 
ber die Vermuthung der Befangenheit nicht zur Laft fällt. 12) 

Rechtsgelehrte Richter, von der Staatöregies 
ung ernannt, bedürfen nicht erft einer Auswahl in Hin⸗ 
ht auf Intelligenz und Moralität: dieſe Auswahl wird 
bon bei der Berufung zum Richteramte getroffen und 
ann fortwährend überwacht. Während nun aber ben 
Beihmwornen — und nicht immer mit Unrecht — der 
dorwurf gemacht wird, daß fie bei ihren Wahrjprüchen 


0) In Bayern haben die Schwurgerichte allgemein Vertrauen. 
Mehrmals kamen an die höheren Stellen Bitten von Landleus 
ten, ihre Civilprozeſſe an die Gefchwornengerichte zu ver⸗ 
weifen, weil dort gereht und fchnell entſchieden werbe. 
Auch die Geſchwornen achten nicht den Zeit: und Koftenauf: 
wand. Selbit die Anordnung einer Sigung, welche ſechs Wo: 
hen lang dauerte, fonnte feinen Antrag auf Abfchaffung der 
Gefhmwornengeridhte, fondern nur einen Antrag auf kürzere 
Sitzungen bewirfen. 


4) Auch in den Fällen, wo Räuberbanden oder Brandftifter einen 
ganzen Bezirk eingejchüchtert haben. 


12) In der legtern Art machte in der bayerifchen Reichsrathskam⸗ 
mer der Reichsrath Heink einen Borfchlag und in’ denfelben 
Tagen, wo biefer VBorfchlag gemacht wurde, machte die fran- 

fiihe Regierung einen ähnlihen Borfchlag. Die Ueberein- 
mung beider Vorfchläge fpricht fehr für die Zweckmäßigkeit. 
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zuweilen der Volksftimmung mehr Einfluß gönnen als 
dem Recht, wird von der andern Seite den rechtögelehts 
ten Richtern öfterd vorgeworfen, daß fie namentlidy in 
politifchen und Preßprozeſſen zuweilen ungerecht verurthel- 
len. Ob ſolcher Vorwurf gegründet oder ungegründet id, 
läßt fich Hier um fo weniger beurtheilen, als bei Dem 
früheren heimlichen Berfahren das Sachverhaͤltniß nicht fo 
befannt wurde, daß eine gründliche Prüfung, ob ber 
Vorwurf gegründet fei oder nicht, möglid) wäre. Schlimm 
‚ genug, daß die nachtheilige Meinung befteht und Daß bie 
Abhängigkeit der Richter bei ihren Wuͤnſchen nad) Beför 
derung für fi und ihre Angehörigen nicht geeignet if, 
das Mißtrauen zu befeitigen. WIN eine Staatsregierung, 
wie hier der Entwurf, Feine Geſchwornengerichte und ſo⸗ 
gar gegen den Schuldausiprud) Feine Berufung, fo if es 
unbedingt nothwendig, ſolche Einrichtungen zu treffen, dab 
die Richter und ihre Wahrfprüche auch in politifchen und 
Preßprozeflen Vertrauen im Bolfe haben, denn ohne Ber 
trauen fteht Feine Regierung auf die Dauer feft, Ber 
trauen aber läßt fich eben ſo wenig als Die Liebe erzwin 
gen oder erbitten, fondern nur durch Die That erwerben. 
Die Richter müffen nicht nur auf Lebenszeit angeftellt 
und es muß nicht nur ihre ganze Befoldung ihnen auf 
Lebenszeit 13) gefichert, fondern dieſe Bejoldung muß auf 


fo bedeutend fein, daß fie für den Fall, daß fie ein zwar 


gerechtes aber mißliebiges Urtheil fällen, Die allenfalligen 
Solgen leichter tragen Fönnen. 1%) in unbedingtes (pe 


13) Daß die Richter im Falle Verfchuldens ihre Stelle verlieren 
fönnen, ift dadurch nicht ausgefchloffen. 


14) Die gerechteſte Regierung kann durch falfche Denunciationen 
und falfche Deductionen getäufht werden. Wo Parteileiden⸗ 
fhaften herrſchen, wie bei politifchen Bewegungen, weiß jet 
Partei ihre Anficht als die rechtlich oder doch im öffentlichen 
Wohl begründete darzuftellen. 


= 
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emtoriſches) Recufationsrecht kann nicht wohl geftattet 
werden, weil daſſelbe gegen die nämlichen Richterperionen 
öfters geübt, Deren Amtsaniehen gefährdet und mißbraucht 
werden kann; es ift aber auch nicht fo begründet, wie bei 
Geſchworenen, wo ed auch Dazu dient, foldye Geſchwore⸗ 
en zu bejeitigen, weldye zu Diefem Amt nicht volle Tuͤch⸗ 
ügfeit befigen und Dennoch Durch Die Lifte und den Zufall 
des Looſes hiezu berufen wurden. Statt Des peremtoris 
ſchen Recufationsrechts Eönnte Die Anordnung dienlich fein, 
daß für politische und Preßprozefle die Richter aus dem 
wenigftend mit Dem “Doppelten Der erforderlichen Zahl bes 
ſehten Collegium durch einen Plenarbeſchluß deſſelben 
nicht für einen einzelnen Fall, ſondern für alle vorkom⸗ 
wenden Fälle eincd Jahres oder einiger Jahre gewählt 
werden müflen. Wahl durch den Präfidenten hat fo ziem- 
%B daſſelbe 15) gegen fich, was oben gegen die Wahl der 
Geſchworenen durch Regierungsbeamte gefagt wurde. Res 
afation aus beftimmten Gründen muß natürlidy geftattet 
werden. 

Aus denſelben Gründen, aus welchen oben zwölf 
Geſchworene und von dieſen wenigſtens acht Stimmen für 
den Schuldausſpruch für nothiwendig erachtet wurden, find 
mh zwölf Richter und von dieſen wenigftens acht 
Stimmen für den Schuldausipruch erforderlich. 19) Es 
ann für eine Minderung Diejer Zahl nicht gelagt werden, 
aß rechtsgelehrte Richter mehr im Stande find, einen 
ichtigen Wahripruch zu fällen, als Geſchworene, denn es 
vurde fchon oben dargethan, Daß hiezu die Geſchworenen 


15) Ausnahme ift z. B., daß der Praͤſident feine Richter kennt. — 
Art. 249 des ſaͤchſ. Entwurfs überträgt die Wahl der Richter 
dem Borftand. 


16) Shwarze, Grundzüge ıc. S. 37, fündigt für die Bezirks: 
gerichte a) bei Berweijungserfenntniffen drei, b) bei Erfennts 
niffen über die Hauptverhandlung fünf Richter (felbft bei To- 
besurtheilen) an. 
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eben fo fähig find; ja gerade bei politiihen und Preß: 
vergehen ift zu erwägen, Daß den von der Regierung an 
geftellten und nicht leicht ganz unabhängigen Richtern in 
der Regel ein Mißtrauen des Volkes entgegenfteht, Dad 
nur durch Die größere Zahl der Richter, durch uͤberwie⸗ 
gende Stimmenmehrheit, durch gediegene Enticheidunge 
gründe und durch unbeichränfte Deffentlichfeit der Ber 
handlungen geihwächt werden kann. Wer die Zahl von 
zwölf Richtern zu ſtark finden will und auf Die Koſten 
hindeutet, der bedenke doch, Daß bei zwei Inftanzen, deren 
jede mit jech8 Richtern bejegt ift, ebenfalls zwoͤlf Richter 
nothwendig find. Entiheidungsgründe aber haben nicht 
nur dann einen Werth, wenn eine Berufung geftatie 
wird, indem Dadurch Die erjte Inftanz zur Borficht mb 
Gründlichkeit hingedrängt wird und das Recht des Appel 
lanten eine Gegendeduction zu liefern, große Bedeutung 
hat; ſie haben aud) dann bedeutenden Werth, wenn feine 
Berufung geftattet wird, theild weil die Richter dadurch 
zur Gründlichfeit in der Beurtheilung bejonders veranlaßt 
werden, theils und vorzüglich, weil ein Urtheil, melde 
durch ‚gute nticheidungsgründe gründlic) gerechtfertigt 
wird, weit leichter Die Anerkennung jeiner Richtigkeit ers 
hält. 

Würden die obigen Bedingungen durch Das Geſeß 
feftgejtellt, fo ließe es ſich als möglich denken, daß das 
Berlangen nad) Geichworenengerichten und ſoweit biek 
nicht erreicht werden, das Bedürfniß einer zweiten Snftay 
beichwichtigt würde. Freilich würde die oben erwähnte 
Eontrole des Wahrſpruchs, vermöge deren die Richten, 
wenn fle einftimmig der Leberzeugung find, Daß Die Ge 
ſchworenen au fond geirrt haben, die Sache in eine am 
dere Sitzung verweilen fönnen, wegfallen; allein es liegt 
eine ziemliche Entihädigung darin, Daß Die Richter, welde 
in beftändiger Uebung des Urtheilens find, auch mehr in 
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r Lage fd) befinden, große Irrthümer zu vermeiden. !7) 
He weitere, nun auch in Deutfche Gefeßgebungen über: 
sgangene Anordnung des franzöfiichen Rechts, daß wenn 
e That, deren der Angeklagte von den Geſchworenen 
huldig erklärt wurde, durch Fein Geſetz verboten ift, auf 
keiiprechung zu erfennen ift (Code d’instr. art. 364), 
am nicht Anwendung finden, wo rechtögelehrte Richter 
wiheilen. 

So wie man da, wo man Gejchworenengerichte urs 
heilen läßt, nicht alle Verbrechen und Vergehen vor Diefe 
Berichte verweifen kann, weil funft die Laft für die Ges 
hworenen zu groß würde, fo fann man auch da, 
ge nur rechtsgelehrte Richter urtheilen, nicht alle Ver⸗ 
hrechen und Vergehen vor ein Richtercollegium bringen 
vollen, welches mit zwölf Richtern befeßt ift: es würde 
dadurch eine jo große Zahl von Richtern erforderlich, Daß 
ke faum aufzubringen wären und zu foftfpielig würden. 
Bollte man für Die geringeren Verbrechen und Vergehen 
88 als einzige Inftanz enticheidende Gericht geringer be- 
Ben, 3. B. mit neun Richtern, von Denen eine Majo- 
kat von fechfen für Den Schuldausipruch hinlänglid) 
haͤre, jo wäre nicht nur wieder. Die Koftipieligfeit noch 
umer zu groß, fondern ed wäre auch zu bedenken, Daß 
8 ja immer noch von Strafen an Freiheit und Ehre han- 
dt und daß es gefährlich ift, Diele hohen Güter von der 
Iuffaffung und dem Urtheil Der ſechs Richter auch dann 
Öhängig zu machen, wenn drei Richter, denen doch Dies 
be Auffaffungsgabe und diefelbe Kraft zugetraut werben 
nf, Den Schuldausfprud für nicht begründet erachten. 





N) &o richtig indeffen diefes ift, ebenfo muß auch anerfannt wer: 
den, daß Gefchworene, welche felten ihr Amt zu verrichten ha⸗ 
ben, der Verhandlung aufmerkſamer folgen, als hie und ba 
mancher Richter, welcher der täglich verfommenden Strafſachen 
müde, die Aufmerkſamkeit verliert. 
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Es wird daher nichts übrig bleiben, ald für Die ges 
ringeren Verbrechen und für Die Vergehen, ſoweit fie nicht 
politiihe und Preß⸗Verbrechen und Vergehen find, zwar 
geringer beſetzte Richter» Collegien, aber nur als erfte 
Inſtanz aufzuftellen, gegen. deren Ausſpruch eine Be⸗ 
rufung zuläffig ift. Diefem Ausfunftsmittel entging we 
der Die franzöftfche Geſetzgebung, noch Die ihr nachgebil⸗ 
deten deutſchen Strafprozeßgeſetze: ja jelbft der Fön. tädıl. 
Entwurf geftattet in den Art. 366. 357 unter der Be 
nennung „Einſpruch“ ein Rechtsmittel gegen Die Erfennt 
niffe der Einzelnrichter auch für den Fall, daß bie bei 
gebrachten Beweiſe als ausreichend oder nicht ausreichend 
erachtet wurden, alio ein Rechtsmittel "über die Thatfrage, 
d. i. eine partielle Berufung. 

Nun hat zwar Referent oben felbft zugegeben, daß 
bei der Mündlichfeit im Strafprozeſſe eine Berufung übe 
die Frage „ob Schuldig“ nicht immer Diefelbe Richtigfet 
der Entfcheidung in zweiter Inftanz erwarten läßt, wie be 
der Entſcheidung in erfter Inftanz, und dieſe Anficht fol 
bier auch nicht im Geringſten zurüdgenommen ober be 
Ichränft werden. Man darf aber auch nicht vergeflen, 
daß Die Legislation, will fie nicht felbft Unzufriedenheit 
veranlafien, die möglidhfte Garantie für richtige 
Schuldausſprüche geben muß. Yühlt fie ficy nicht in der 
Lage, dieſe Garantie Durch ein zahlreich befegtes Richter 
collegium zu geben, fo ift es ihre Pflicht, ja es erfordert 
das Bedürfniß, dem Regierungs-Syitem Vertrauen ‚zu er⸗ 
halten, eine andere Garantie aufzufuchen und ale folde 
dürfte nur das Nechtömittel der Berufung aufzufinden 
jein. Denn wenn die Motive des Entwurfs Seite W 
eine Garantie Darin finden, daß ſchon der Verweiſungs⸗ 
befchluß und ebenfo der Beichluß auf unmittelbare Ladung 
nicht nur ſchon von dem Bezirfögerichte nur nach forgfäb 
tiger Prüfung erlaflen werden (Art. 229. 243), ſondem 
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uch durch Das Rechtsmittel der Berufung angegriffen 
verben fönnen (Art. 233. 245), fo muß Doch erwogen 
derben, Daß bei den erwähnten Befchlüffen und Berufun- 
pen noch nicht von ſolcher Gewißheit die Rede ift, 
velche eine Verurtheilung begründen, fondern nur 
on jolher Wahrjcheinlichfeit, welche erwarten läßt, 
aß Die Hauptverhandlung nicht nutzlos jein 
vird (Art. 228); daß ferner in der Hauptverhandlung 
übt nur Deductionen, ſondern auch neue Beweis: 
nittel zuläffig find (Art. 250— 255. 259), alio die 
Sache felbft fo verändert werden kann, Daß das Verwei⸗ 
ſungs⸗Erkenntniß feine Grundlage mehr hat und daß es _ 
ſonach fich nicht rechtfertigen würde, die Berufung gegen 
das Endurtheil deshalb zu verweigern, weil gegen Das 
Benveilungserfenntniß eine Berufung geftattet war. 

- Wenn man der Berufung in Strafiachen entgegen: 
est, fie Fönne nicht ftattfinden, wenn den Richtern feine 
Beweisregeln vorgefchrieben find, 18) indem ja der Ober: 
ichter nicht prüfen fönne, ob der untere richtig unter Diele 
tegeln fubiumirt habe, fo muß man bedenken, Daß es ja 
icht auf Die formelle Prüfung anfommt, ob Der untere 
tichter den Inhalt der Beweiſe unter gewiſſe feitfte- 
ende -Beweisregeln richtig jubjumirt habe. Was 
ewiß und was wahricheinlich jei, Das lehrt jedem von 
er Natur mit hinreichenden Geifteöfräften begabten Men: 
hen eine Logik, Die er nicht erft zu lernen braucht, Die 
ielmehr Durch das wiſſenſchaftliche Studium nur zu Ha: 
erem Bewußtiein ihrer Negeln gebracht wird und wer 
me natürliche Logik nicht befigt, Der wird durch Das 


8) Walther, vie. Rechtsmittel im Strafverfahren, München 1853. 
S 114 f. — Wenn hier der Anficht diefes Gelehrten entgegen- 
etreten wird, fo darf dies nicht im Geringften als ein Tadel 
Feines Werks im Allgemeinen angefehen werben. Dieſes verrüth 
vielmehr fo viel Talent und Kenntniffe, daß man fih von 
dem Verfaſſer mit allem Grund fehr viel verfpredhen darf. 


Archiv d. Er. R. 1854. II. St. R 
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Studium der Logik nie zum logifchen Denken nd Schliu 
Gen, iondern nur zu einer Scheinlogif gebracht werben 
Es giebt demnach Regeln der Gewißheit und Wahrſchein 
lichkeit, welche jedem intelligenten Menſchen inne wohne 
und auch beſonders bei den Richtern als wiflenichaftile 
gebildeten Menſchen ald vorhanden angenommen werben 
förmen. Nach dieſen Regeln prüft die zweite wie die erſt 
Snftanz und wer feine Berufung zulaffen wollte, weil di 
erfte Inftanz ſchon nach natürlichen Iogifchen Grundjäge 
die Beweife geprüft habe, der kann nicht läugnen, daf 
Die zweite Inftanz im Stande ſei, ebenfalls nach dergle: 
hen logiihen Grundjägen zu urtheilen. Der Mangel an 
poſitiv feftgefegten Regeln geftattet zwar die Möglichkeit, 
daß beide Inftanzen felbft in Den Regeln verfchieden find: 
allein es ift ja nicht nothwendig, Daß Die zweite Inſtanz 
gerade nach denfelben Regeln urtheile, welche die erſte 
Inftanz leiteten; es ift nicht Die Frage, ob Die erfte In 
ftanz eine gewiffe Regel richtig aufgefaßt und richtig ar 
gewendet, fondern ob fie richtig geurtheilt Habe: Daß hier 
über Die zweite Inſtanz richtiger enticheiden fönne, daß fie 
die richtigeren Regeln aufftellen, richtiger urtheilen fönne, 
Das läßt ſich nicht beftreiten, weil Die Nichter zweiter Ir 
ftanz in der Regel aus den tüchtigften der erften Inftan 
genommen werden uud das Gericht zweiter Inſtanz ge 
wöhnlich zahlreicher beſetzt ift. 

Die Verhandlungen in zweiter Inftanz gewähren ent 
weder diejelben Beweiſe, wie in erfter Inſtanz, und dam 
kommt es nur auf Die abermalige Beurteilung an: ode 
das factiihe Nefultat in zweiter Inftanz ift ein andere 
und dann entweder vollftändiger oder unvollftändiger. M 
ed vollftändiger, d. b. find Nova hinzugefommen ober 
die früheren Beweiſe grünbdlicher oder voltftändiger bar 
geftellt, dann hat Das wirkliche Recht einen Sieg erlangt, 
ber nicht Deshalb zu verſchmähen ift, weil die erſte Iw 


n 
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ftanz nicht fo gut: informirt war und Den man nicht da⸗ 
buch angreifen fann, Daß nun eine Reviflon oder eine 
Reftitution, nicht aber eine Berufung vorliege. So lange 
feine Rechtöfraft vorliegt, hat der ältere Strafprogeß ba, 
wo Appellation zugelafien wurde, au) nova in appel- 
latorio zugelaffen; es läßt ſolche auch der Civilpro⸗ 
zeß zu und weldye Verzögerung, welche Schwerfälligfeit 
in der. Behandlung würde Die Legislation verurfachen, 
‘wenn fie um theoretiiher Ausicheidung willen: feine 
nova in appellatorio zulaflen, 19) sondern Diefe zur - 
beiondern Ausführung verweilen und erft nad) eingetrete- 
nee Rechtskraft des Urtheild zulaffen wollte! Nur wenn 
dag factifche NRefultat der Verhandlungen in zweiter Ins 
Ranz nicht fo vollftändig wie in der erften wäre, nur 
- dann wäre ein Mißftand vorhanden. Dieje Fälle kommen, 
wie die Erfahrung lehrt, jo ziemlich felten vor und wenn 
fe iogar eine bedeutende Zahl bildeten, fo würde doch 
de Frage: „Sol deshalb, weil der zweiten Inftanz nicht 
immer Diejelben Beweismittel in derſelben Nolftändigfeit 
vorgeführt werden können, wie fie Der eriten Inftanz vor: 
gelegen, das Rechtsmittel der Berufung ausgeichloffen, 
alfo auch in den vielen Fällen ausge chloffen werden, wo 
ber zweiten Inſtanz dieſelben Beweismittel ebenſo vollftän- 
dig vorgeführt werden können?’ Die Verneinung Diejer 
Frage dürfte von der Nothwendigkeit geboten fein, gegen 
unrichtige Urtheile erfter Inftanz ein Rechtsmittel zu ge- 
ben und da die Art Der Ausführbarfeit, insbefondere die 
Beichränfung der abermaligen oder der neuen Beweisauf- 
nahme in zweiter Injtanz auf das Erhebliche und Noths 
wendige bereitö in bisherigen Geſetzgebungen vorkommt, 
io ift Darüber hier nichts weiter zu jagen. 


19) GSs iſt nicht zu vergeflen, daß jest von einer Berufung die 
Ha aber von einer Nichtigfeitsbefchmerbe. 


MR’ 
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Wenn demnach zugegeben wird, daß eine Berufung 
über Die Frage nad) der Schuld Dann entbehrlich iſt, wenn 
Diefe Frage von zwölf Geichworenen 20) oder von zwoͤlf 
möglichft unabhängig geftelten Richtern beantwortet wird, 
fo muß doch auch behauptet werden, Daß, fobald es an 
dieſer Zahl fehlt, eine Berufung nothwendig ift und troß 
ihrer Mängel doch bedeutenden Rechtsſchutz gewährt und 
einem Zuftande vorzuziehen ift, wo wenigen Richtern bie 
fouveraine Gewalt anvertraut wäre, über Ehre und Frer 
beit der Angefchuldeten nad Gutdünfen zu richten. 

(Fortfegung im naͤchſten Hefte.) 


20) Nur in der Zahl und Unabhängigfeit der Gefchworenen 
findet der DBerfafler diefes Auffahes den Grund der Inappella⸗ 
bilität ihrer Verdicte: dieſen Grund in der Cigenfchaft als Ge⸗ 
fhworene, als Männer aus dem Volke zu fuchen, deutet auf 
eine Bolfsfouverainität, welche mit monarchiſch-conſtitutionellen 
Einrichtungen unverträglid ift. 


IX. 


Ueber 
Rechtsmittel der Appellation im Strafprozeffe 
vom 
Heren Hofgeridhtsrath Gerau in Darmftadt. 


Die franzöftiche Strafprogeßordnung geftattet befannts 
m Strafprozeſſe gegen Die Erfenntniffe erfter Inſtanz 
aus Staatsbenmten gebildeten Zuchtpolizei- Gerichte 
inſoweit fle ‚über Die Thatfragen entfcheiden, fowie 
| die Strafzumeflung das Rechtsmittel der Appellation 
Einſchränkung. Zur Angabe von Enticheidungs- 
en bezüglich der Aburtheilung der Thatfragen vers 
tet Das Geſetz Die Zuchtpolizeis Gerichte nicht, allein 
Gerichte fügen ihren Erfenntniffen gewöhnlich auch 
fem DBetreffe Enticheidungsgründe bei. 

Die Gejeggebung anderer Stäaten, namentlich Deutſch⸗ 
‚ iſt bei Aufnahme des Principe der Mündlichkelt 
der Beurtheilung der Thatfragen nach fubjectiver 
pofttive Beweisvorichriften nicht gebundener Meber- 
ng der Richter zum Theile diefem Syfteme der fran- 
ven Straf Prozefgefehgebung gefolgt, 3. B. Die Das 
Prozeßordnung von 1845, das bairiſche proviſoriſche 
} von 1849, der heffifche Entwurf von 1852, zum 
e haben fie die Appellation gegen die Entſcheidung 
Thatfragen nur unter Befchränfungen aufgenommen, 
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wie die nieterländiiche Strafprogeßortnung von 1839, das 
neue preußische Geieg vom 3. Mai 1852, zum Theile gar 
nicht geftattet, wie Die neapolitaniice Strafprogeßordnung 
von 1819, die braunichweigiiche Strafprogeßordnung und 
der Koͤniglich jächfiihe Entwurf einer Strafprozeßorbmung 


von 1853. Auch in der Toctrin haben fih Stimme. 


gegen die Zulaſſung des Rechtsmitteld der Appellation 
ausgeſprochen und ſolche ald mit den SPrincipien der 
Mündlichkeit des Verfahrens und der Aburtheilung nad 
fubjectiver durch pofitive Beweisvorichriften nicht gebunde 
ner Ueberzeugung der Richter unvereinbar erflärt. 1) Hier: 
durch ift eine Frage der höchften politiichen und prafti- 
fhen Bedeutung angeregt, Die tief eingreift in Das game 
Syſtem der Rechtsmittel und in die Garantien für ge 
ficherte Pflege des Strafrechts, darum eine ernftliche und 
gründliche Prüfung verdient. 

Sorgfältige Erwägung hat mich zu der Weberzeugung 
geführt, Daß das Rechtömittel der unbeichränften Appeb 
lation gegen die Erft- Inftanz-Urtheile der aus vechtöge 
lehrten Staatsbeamten gebildeten Gerichte über die That 
fragen nicht nur mit dem Principe der Muͤndlichkeit der 
Verhandlung und der Aburtheilung nad) fubjectiver durch 
pofttive Beweisregeln nicht gebundener Meberzeugung be 
Richter vereinbarlidy ift, fondern Daß auch in Diefer Ap 
pellation eine zur Erhaltung des Vertrauens der Staatd 
Angehörigen nothiwendige und gewichtige Garantie für 
wahrhaftige und zuverläffige Enticheidung der fehmierigen 
Thatfragen beruht. 

Die Rechtfertigung dieſes Satzes verfuche ich in ber 
nachfolgenden Darlegung. Ich ftelle meiner Abhandlung 
Die Gründe der Gegner der Appellation voran und laft 
dann meine Beurtheilung folgen. 


1) ©. die Motive zum ſaͤchſiſchen Entwurfe ©. 280 u. f. 
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‚Der erſte Grund der Gegner der Appellation wirb 
in der Behauptung ausgeiprochen, daß bei der Form des 
Anflageprogeffed und der münblichen unmittelbaren Bers 
handlung und Beweisaufnahme vor Dem enticheidenden 
Gerichte Die in dem Rechtsmittel der Appellation gefunden 
werben wollende vermehrte Garantie für eine wahrhaftige 
und gerechte Enticheidung der Thatfragen als unnöthig 
eriheine. Der Verhandlung vor dem enticheidenden Ges 
tihte gehe nämlich eine Vorunterfuhung und ein Verwei⸗ 
ſungs⸗Erkenntniß voran, in welchem Die Gründe der Bes 
laftung wie der Entlaftung einer gründlichen Erforſchung 
und Prüfung unterworfen würden, in Folge beffen nur 
derjenige Angeichuldigte zur Hauptverhandlung verwiefen 
werde, gegen welchen ſich dringende Verdachtögründe erge⸗ 
ben Hätten. Auch da, wo Das Gele mit Umgehung eines 
befondern Verweilungs-Erfenntniffes Die unmittelbare Vor- 
ladung kurzer Hand zur Verhandlung vor dem entfcheidens 
den Gerichte verftatte, gehe Diejer Worladung eine Vor⸗ 
erörterung und Prüfung über die Verdachtögründe vors 
aus. Gegen das Berweilungserfenntniß, wie gegen ben 
Beſchluß der unmittelbaren Vorladung feien dem Beichul- 
digten überdies Rechtsmittel geftattet. — Erfolge dann in 
der Hauptverhandlung eine Dem Angeklagten ungünftige 
Enticheidung der Thatfragen, jo liege gegen ihn eine breis 
malige Prüfung der Entiheidung vor. Die mündliche 
unmittelbare Berhandlung und Beweisaufnahme vor Dem 
entſcheidenden Gerichte fichere auch Die richtige und volls 
fommene Wahrnehmung aller Beweisgründe und Ents 
Iaftungsbeweije und verftatte Dem enticheidenden Richter 
eine fo zuverläjfige richtige Auffafiung aller Erfenntnißs 
gründe der Wahrheit, daß Täufchungen und unrichtige 
Beurtfjeitung der Thatfragen nicht mit Grund zu beforgen 
fiehe. Der zweite Hauptgrund der Gegner der Appellas 
tion befteht in der Behauptung, daß ſte nicht vereinbarlich 
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jei mit dem Principe der Aburtheilung der Thatfragen 
nad) fubjectiver ungebundener Ueberzeugung Der entſchei⸗ 
denden Richter und mit dem Geifte der mündlichen Ber: 
handlung. , 

Dielen beiden dem Weientlichen nad) hier angebeutes 
ten Gründen kann ich die Bedeutung und die Conſequen⸗ 
zen nicht zuerfennen, weldye ihnen von Den Gegnern ber 
Appellation beigelegt werden will. 

Borerft mich zu dem eriten Diefer beiden Säbe wer 


dend, fo kann ich dieſen Grund nur für unerheblich ew 


flären. | 
Allerdings geht der Hauptverhandlung vor dem ent 


fcheidenden Gerichte eine Vorunterſuchung und ein Ders | 


weifungs » Erfenntniß voraus und auch Der unmittelbaren 
Vorladung ohne Verweifungs- Erfenntniß eine Voreroͤrte⸗ 
rung und ein Borladungsbefchluß ; allein beide vorgängige 
Verhandlungen find unerichöpfend, fie haben nur ben 
Zwed der Ermittelung eines für Erfennung der Anklage 
binreichenden Verdachts; Die DVertheidigung ift erft nah 
gefchloffener Vorunterfuchung zuläffig; Die Zeugen werben 
nur in ganz befonderen Ausnahmefällen beeidigt. . Ent 
gegenftellungen finden nur ausnahmsweiſe ftatt, bei bem 
dem Berweiiungs-Erfenntniffe vorangehenden Bortrage im 
Anklagejenate hat weder der Beichuldigte noch fein Bew 
theidiger Zutritt, alles dieſes nach fehr richtigen Gründen. 
In einer foldyen nur für einen befchränften Zweck beredy 
neten unvollfommenen Vorunterſuchung kann ſonach feine 
Garantie für demnächftige mwahrhaftige gerechte Entſchei⸗ 
dung der Thatfragen auf den Grund einer weiteren haupts 
ſaͤchlich enticheidenden Hauptverhandlung gefunden werben, 
und Die Erfahrung hat längft gezeigt, Daß es mit biefer 
Verſetzung in den Anklageftand oft fehr Teicht genommen 
wird, weil man den Anfichten des entfcheidenden Gerichte 


nicht vorgreifen will. Dieje Anficht ift aber um fo mehr 


« 
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begründet, als in den meiften Fällen die Mehrheit ders 
jenigen Richter, weldye an Dem Berweilungsbeichlufle Theil 
genommen haben, aud) bei der endlichen Enticheidung mits 
Rimmen. Bei ter auf unmittelbare ohne beionderes Vers 
weifungss&rfenntniß ergebenden Vorladung zur Hauptvers 
handlung und Enticheidung tritt Das Geſagte noch in 
höherem Grade ein, weil diejer Vorladung eine noch une 
vollitändigere Voreroͤrterung vorangeht. 

Der behauptete vortheilhafte Einfluß des mündlichen 
Verfahrens und der unmittelbaren Beweisaufnahme vor 
den enticheidenden Richtern auf Deren reine und klare Auf- 
faffung und richtigere vollkommenere Beurtheilung Der 
Thatfragen kann nicht in Abrede geftellt werden, dennoch 
aber kann ich Dieier unmittelbaren mündlichen Verhand⸗ 
ling vor den enticheidenden Richtern, meiner Vorliebe und 
hohen Achtung vor der Miündlichfeit der Verhandlung ohn- 
erachtet, einen fo mächtigen Einfluß auf Die Vollfommen- 
beit der richterlichen Entiiheidung über die Thatfragen 
nicht beilegen; Daß ich es Deshalb für unbedenklich halten 
fönnte, den Richtern die ſouveraine Macht der unabänders 
lihen Enticheidung gerade in Dem ichwierigften und wid): 
tigften Theile des richterlichen lrtheild, in welchem ohnes 
bin jede poſitive verpflichtende objectwe Grundlage für 
ihre Entfcheidung, alſo jede Außere Garantie für Wahr. 
haftigkeit und Gejegmäßigfeit ihrer Enticheidung mangelt, 
beizulegen. Insbefondere aber finde ich Dies in dem Falle, 
wenn das Gele Das Geichwornengericht nicht aufnimmt 
und mit deſſen Wegfall den aus wenigen rechtögelehrten 
Richtern gebildeten Gerichtähöfen die Aburtheilung auch 
der ichwerften Verbrechen uͤberwieſen ift, noch in höherem 
Grade bedenflih. Die Enticheidiing über die Thatfragen 
beruht in einer meiftens jchwierigen auf fünftlicher Schluß 
folge beruhenden Beurtheilung, wobei Verftand, größeres 
oder geringeres auf Erfahrungen beruhendes Bertrauen 
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zu den Menfchen, ernfter oder leichter Sinn, mehrere oder 
mindere Gombinationdgabe, ja ſelbſt momentane Gemüths- 
ftimmung einen jehr entfchridenden Einfluß üben, und wo- 
bei aus den äußern Xebensverhältniffen hervorgehende vors 
gefaßte Anfichten und Täuichungen nur zu leicht Pla greis 
fen. Gerade dieſe Unabänderlichkeit des Schuld-Ausipruche 
des Geſchwornengerichts bildet bei mir ftetd ein Bedenken 
gegen Diele Inftitution; allein bei dem Geſchwornengerichte 
haben die Gelee für den mit dem Weſen der Jury in 
nothiwendiger Verbindung ftehenden Wegfall der Appella⸗ 
tion Doch wenigftend andere Garantien Durch Die größere 
Zahl der Geichwornen, durch ausgedehnted Recuſations⸗ 
recht, Durch den Hinzutritt Der Richter zu der Abftimmung, 
wenn Die Schuld nur mit einfacher Stimmenmehrheit aus⸗ 


geiprochen ift, Towie Durdy eine mehr formale Behandlung . 


im Anflageverfahren und bei der Verweiſung, ſowie in 
der Hauptverhandlung geichaffen. — Einem gemöhnlid 
aus drei, höchſtens aus fünf, von dem Präfidenten ofme 


Recuſationsrecht des Angeflagten berufenen Richtern ge ! 


. bildeten Richtercolleg — die Macht Der unabänderlicen 
Entſcheidungen über Die Thatfragen und Strafzumeflung 
beizulegen, das jcheint mir in fo hohem Grade bebenflid, 
daß feine Gründe-je dieſe Bedenklichfeiten zu beieitigen 
im Stande jein werden. 

Die Gerichte Deutichlands haben ſich bisher bei 
Vertrauens und der Achtung würdig gezeigt, ihre Selbſt⸗ 
ftändigfeit und Unabhängigkeit ift bisher unangetaftet ge 
blieden. Haben wir aber Garantien dafür, Daß die Ric 
ter bis auf jeden einzelnen herab, dieſes Vertrauen in ab 
ler Zufunft bewahren werden, daß ihre Unabhängigfeit in 
künftigen Zeiten nicht durch Äußere Einwirfungen beein 
trächtigt werden wird? Können wir mit Weberzeugum 
behaupten, es jeien nicht ichon namentlich in politiſch bes 
wegten Zeiten, in Zeiten religiöjer Spannung Mißgrifft 
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und Verirrungen auf dem Gebiete der Strafrechtspflege 
ſelbſt zum Nuchtheile der Stantsordnung vorgefommen? 

Meiner Anficht und meinen Erfahrungen nad) ift ein 
ſolches unbedingtes Bertrauen in die Vollfommenheit 
menſchlichen Wiſſens und Willens, wie folches ſich in 
der Verleihung der Macht an Die Gerichte zur unabän- 
derlichen Entiyeidung über die Schuldfrage Darlegt, nad) 
den Erfahrungen über die menichliche Unvollkommenheit 
nicht gerechtfertigt. Die enticheidenften Gründe der Staats⸗ 
Hugheit, ſowie die NRüdjichten für fichere Handhabung 
ber Gerechtigkeit Sprechen Dagegen. Der Werth der Muͤnd⸗ 
lichkeit des Gerichtöverfahrens würde m. E. großentheils 
ihwinden, wenn Die Eoniequenz des Wegfall der Appels 
lation Daran gefnüpft wäre. 

Als gewiß iſt es anzunehmen, Daß Die bei weitem 
größere Mehrheit der Stantsangehörigen und Rechtsver⸗ 
ſtaͤndigen ein Geſetz, weldyes Die Appellation gegen Die 
Entichetvung über die Thatfragen bei aus Staatöbeamten 
gebildeten Gerichten ausichlieft, mit Mißtrauen und Bes 
iorgniß aufnehmen wird, eben weil gerade in der Entichei- 
dung über die Thatfragen der michtigfte und fchiwierigfte 
Theil der richterlichen Entſcheidung beruht, derjenige Theil, 
wo gerade der jubjectiven Auffaffung und Beurtheilung 
feine ſpecielle pofitive verpflichtende Grundlage gegeben 
und feine beftimmte Schranke gegen Irrthum' und Bill: 
für durch Das Geſetz gezogen werden kann. Diele Auf- 
faflung und Bedenken beruhen fo tief in den Erfahrungen 
und Beobachtungen, in dem aus der Verfchiedenheit Der 
menichlichen Auffaffung und Beurteilung der beweifenden 
Kraft der Anzeigen, und aus Der lleberzeugung der Un⸗ 
vollfommenheit des menichlichen Wiſſens und Willens fidh 
bildenden Berürfniffe rach wiederholter Prüfung Der wich⸗ 
tigften und folgenichiweren Frage der Schuld, daß gelehrte 
Debuctionen ſolche nie vertilgen können und werben. 
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Es ift deshalb eine gewagte und nie zur A 
nung gelangende Behauptung, Daß die in einer ı 
holten Prüfung durch ein höheres Gericht beruhend 
rantien für richtige Entiheidung der Fragen der | 
bei dem PBrinzipe der Mindlichfeit und den Damit | 
bindung ftehenden Einricdytungen unnöthig feie. 

Mir fcheint daher Das Bedürfniß einer Appell 
inftanz zur wiederholten Prüfung und Enticyeidur 
Thatfragen ein fehr dringendes und wohlgeredhtfe 
Jeder, welcher Die Bedenklichkeiten kennt, mit weld 
Richter öfters bei ihrer Enticheidung über Die € 
fragen fämpfen, und wie verjchieden oft hierüber d 
fichten des den Verhandlungen anwohnenden Pub 
find, wird gewiß mit der Anficht, „Daß eine Appell 
inftanz zu Den Örundbedingungen einer ficheren, Ber 
erwedenden Rechtspflege gehört, übereinftimmen, ind 
dere aber alddann, wenn Die Geieggebung im Geil 
mündlihen Verhandlung das Syftem der. Aburtf 
nad) fubjectiver Heberzeugung der Richter aufyene 
hat. 

Die Anfiht, daß da, wo die Richter an pi 
verpflichtende Beweisregeln nicht gebunden find, un 
pellation nicht zugelaffen ift, Die enticheidenden Richt 
ihrer Prüfung und Enticheidung über Die Schuld 
mit deſto größerer Gewiffenhaftigfeit zu Werfe gehen 
den, flüßt fi) auf zu großes Vertrauen, baut au 
fälligfeiten, und fcheint mir in Den Erfahrungen ihr 
ftätigung nicht zu finden. 

Wenn behauptet ift, Daß Die auf den Grun 
braunfchweigifchen Strafprozeßordnung , welche Die $ 
lation nit aufgenommen hat, gemachten Erfahrung: 
Vorzüglichfeit Diejes Syftems bewährt hätten, ſo iſt 
gegen zu erinnern, Daß da, wo eine wiederholte Pr 
abgeihnitten ift, eine Erfahrung über die Richtigfel 
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Erfenntniffe der Erftinftanzftrafgerichte gar nicht gemacht 
werden fann, wenigftens Feine auf genügende Gründe ges 
ftüßte. 

In Frankreich befteht Das Rechtsmittel der Appella- 
tion feit einem halben Jahrhundert und Hat ſich Dort be⸗ 
währt, nirgends haben fid Stimmen gegen Diejelbe erho- 
ben, Die vielfach ergehenden abändernden Erfenntniffe ha⸗ 
ben aud) die Nüglichfeit und Nothiwendigfeit dieſes Rechts⸗ 
mittels genügend bewiejen. Nach dieſer Darlegung muß 
ih Die Behauptung, Daß die Appellation gegen die Ent: 
ſcheidung über Die Thatfragen bei dem Syiteme der Münd- 
lichkeit und ſubjectiven Gewißheit ald entbehrlich ericheine, 
für eine ungeredhtfertigte und unenwiejene halten. 

Im Gegentheile, ich halte Die Appellation gerade beim 
Mangel verpflichtender Beweisregeln und bei dem Prin⸗ 
cipe der jubjectiven Gewißheit für eine jo nothwendige 
Bedingung eined genügenden Rechtsſchutzes, Daß ich in 
der Richtaufnahme deflelben in das Eyftem der Rechts⸗ 
mittel eine große Luͤcke erblide. Cine jo hochwichtige, in 
das practifche Nechtsbedürfniß und in Die Rechtsgewohn⸗ 
heit des Volkes, in deſſen Anichauung und Auffaffung 


"tief und folgenichwer eingreifende Frage fann und Darf - 


nur nad) den Bebürfnifien, nad der Auffaſſung und 
den Erfahrungen des practiichen Rechtslebens, und nicht 
nach theoretiichen Debductionen beurtheilt werden. Dieſe 
Erfahrungen und Bedürfniffe des practiichen Lebens ſpre⸗ 

hen aber für das Syſtem mehrerer Inftanzen nad) den 
ſolchem unterliegenden Gründen, ſowie nach Der Rechts: 
gewohnheit zu Taut für Die Erhaltung der Appellation, ale 
daß dieſes Beduͤrfniß und Die ihm zur Seite ftehenden 
Gründe durch theoretiiche Raiſonnements verdrängt werben 
fönnten. Da, wo Gründe und Gegengründe bei der Ent- 


ſcheidung über Die Thatfragen Ziveifel erregen, Da hängt 


tie Entfcheidung über Schuld oder Nichtfehuld oft von 
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einer Stimme ab, die Abjtimmung Der einzelnen Richter 
aber vielfady weniger von dem hervorragenden Gewichte 
Der Gründe oder Gegengründe, ald von ihrer Ipeciellen 
Charafterrihtung, von mehr oder minderem Vertrauen 
oder Mißtrauen in Die Menichheit, geiftiger Energie ober 
ängftlihem Scepticiemus, was alles bei dem gewiflendaf 
teften Menichen ummwillführlihen Einfluß auf feinen Aus 
ſpruch übt. | 
Die Touveraine Macht Der Richter zur unabänderlichen 
Entſcheidung über Die ichwierige und jchlüpfrige Frage der 
Schuld ift und bleibt darum ein gefährlicher Sag, ber dad 
Bertrauen zur Zuverläifigfeit und Gerechtigkeit der Straf 
rechtöpflege unmöglich erlangen fann und wird, Der über 
Dies zu Dem großen Mißftande führt, daß während in dem F 
wichtigften und ichwierigften Theile der Enticheidung al® 1 
dann nur Eine einzige Inftanz befteht, für Die wenige |. 
ichwierige Geſetzes-Anwendung zwei, resp. drei Inftanet } 
gegeben find. Nicht allein Das Intereſſe der vollfomme 
nen Bertheidigung, ſondern aud) Das Intereffe des Stand I 
an PVerurtheilung wirklich Schuldiger erheiicht die Auf 
nahme des NRechtsmitteld der Appellation gegen Die Uns 
ſcheidungen über Die TIhatfragen, das Interefje des Staat }. 
ſelbſt kann bei Verbrechen gegen den Staat im hoͤchſten 
durdy Das Princip der Nidytappellabilität gefährdet wer 
den, namentlich in Zeiten, wo Die Achtung vor Der Her } 
ligfeit und Unverleglichfeit Ded Zeugen: Eides ſich in de 
Denklicher Weile vermindert hat. Den Erfenntniffen be 
Appellationsgerichte wird man mit Recht in der Regel ein 
höheres Vertrauen zuwenden, weil dieſe Gerichte entfern 
ter und unzugänglicher von allen perjönlicyen Beziehungen 
und Einwirfungen ftchen, weil in der Appellationsinkam 
eine größere Anzahl in Kenntniſſen und- Erfahrungen ge 
veifterer Richter prüft und enticheidet, und weil in Folge 
der Beichwerderechtfertigung eine jchärfere Prüfung her 
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beigeführt wird. Intelligente und erfahrene practifche Kenner 
des franzöfiichen Prozeſſes, deren Anficht und Erfahrung id) 
in dieſer wichtigen Sache zu Rathe zog, Haben fi fehr 
entichieden über Die günftigen Erfolge und über die Noth- 
wendigfeit Der Appellationd > Inftanz ausgeiprochen. ‘Die 
Erfahrungen in Sranfreich und in der zum Großherzog: 
tum Heſſen gehörigen Provinz Rheinheffen haben Dies 
beftätigt. 

Die von dem Juftigminifter Frankreichs im Jahre 
1851 an den Präfidenten der damaligen Republik ein- 
geiendete Generalslleberfiht der Straf-Iuftiz-Vermaltung 
Frankreichs vom Jahre 1849 legt folgendes Ergebniß dar. 

Im Jahre 1849 wurden in Sranfreid in den fog. 
Eorrectionellftrafiachen 164,057 Urtheile erlaffen. Gegen 
7015 dieſer Urtheile wurde die Appellation eingefegt, alio 
43 Appellationen auf 1000 Urtheile, in den Jahren 1847 
und 1848 erfolgten 45 Appellationen auf 1000 Urtheile. 
In Folge der Appellation wurden von den 7015 angefoch⸗ 
tenen Urtheilen 4343 von den Appellations-Gerichten be- 
fätigt, allo in 62 von Hundert die Appellation verivor: 
fen, und in 2672 Urtheilen wurde ganz ober theilmeife 
abändernd erkannt, alio in 38 von 100 Apyellationen Das 
Urtheil erſter Inftanz geändert. 

Tiefe im Jahre 1849 ergriffenen Appellationen be⸗ 
trafen 9144 Alngeichuldigte, von Dielen waren 6009 Ap⸗ 
pellanten, 2397 waren Appellaten und 738 waren zugleich 
Appellanten und Appellaten. 

Die Appellationg = Gerichte haben bezüglich von 5748 
Angeichuldigten — Wppellanten und Appellaten — Die 
Entiheidungen Der Gerichte erfter Inftanz in allen Theis 
fen beftätigt, nämlich bezüglich 846 freigeiprochenen An— 
geichuldigten wurde das erftrichterliche Sreifprechungs- 
Urtheil beftätigt, bezüglich A834 wurde Die richterliche 
Verurtheilung, bezüglich 65 Angeichuldigter Die vom er: 
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iten Gerichte ausgeiprochene Incompetenz: Erflärung | 
ſtätigt. Hinſichtlich 3399 Angeichuldigter wurde die & 
icheidung des Gerichts erfter Inſtanz abgeändert, näml 
516 in der eriten Inftanz freigeiprochene Angeichuldk 
wurden in Der Appellations-Inſtanz verurtheilt, geg 
79 Angeichuldigte wurde tie in eriter Inftanz ausge 
tprochene Strafe in zweiter Inſtanz erhöht, 660 in ef 
Inſtanz verurtheilte Angeichuldigte wurden in Der Appı 
lations⸗Inſtanz freigeiprodhen und 1285 Angeichuldigte h 
ben in der Appellationg - Inftanz eine Minderung od 
Milderung ihrer vom Richter erfter Inftanz erkannten Stra 
erzielt, bezüiglid 142 Angeflagter haben die Appellation 
Gerichte Die in eriter Inſtanz verfannte Kompetenz regulit 

Im Ganzen wurde Das Loos von 5745 Angeſchu 
digten in der Appellationd » Injtanz nicht geändert. Da 
2008 von 1312 Perionen wurde in Folge Der Appellatio 
gemildert und Das Loos von 1945 wurde -in der Appelk 
tions-Inftanz erichwert. Nur in 293 Appellations⸗Sache 
wurde Das perjönliche Ericheinen Der Zeugen durch d 
Appellations-Gerichte erfordert. 

In der Provinz Nheinhefjen wird nad) eingezogen 
zuverläifiger Ausfunft bei 100 Appellations-Fällen in 8 
bis 40 Sachen abändernd erfannt. 

Mer noch an. der Nothiwendigfeit der Verſtattu 
einer Appellation gegen die Erfenntniffe, ſoweit fie üb 
die Schuldfrage enticheiden, auch "beim Principe der min 
lichen Prozeßverhandlung zweifeln fönnte, der wird wo 
im Angefichte ſolcher Erfahrungen eine Zweifel aufgeb 
fönnen. Die weitere Behauptung der Gegner der App 
lation gegen die Entjcheidung tiber Die Thatfragen: Ds 
fte nicht vereinbarlich jei mit dem Principe der Aburthe 
fung über die Ihatfragen nach jubjectiver Meberzeugem 
der Richter und nicht mit Dem Geiſte der mündlichen Ber 
Handlung und unmittelbaren Beweisaufnahme vor den em 
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halte auch dieſe Anficht für ungeredhtfertigt, for. 
Geſetz Dielen beiden Principien den richtigen 
: beilegt. Sollte fie aber auch bei ftrengerer 
er Auffaffung wirklich begründet fein, fo halte 
ch die Aufnahme dieſes Satzes in ein Prozeß: 
unzuläjfig, weil er den Bedürfniffen ‚nach einem 
gejicherten vollfommenen Rechtsſchutze für den 
ie für Einzelne widerftrebt und mit den höheren, 
n ftaatspolitiihen Gründen, welche der Einfüh- 
hrerer Inftanzen unterliegen, im Widerfpruche 


oberfte Zwed aller Rechtöverwaltung im Staate 
erwirklichung des materiellen Rechte, denn in der. 
t des Rechts beruht der Grundpfeiler des Staats. 
erbrüchliche, möglichft wahrhafte und gerechte 
8 Rechts, vein nad) dem Geſetze iſt Das höchfte 
, die höchſte Zierde eines gebildeten Volks. 

em oberften Zwede müffen fich alle Anftalten der 
waltung und alle Gejete, Syſteme und Formen 
ſeßrechts anpaſſen und umtergeordnet bleiben. 
Inftanzen zur Prüfung beftrittener That und 
hältniffe Hat Die Gerichtsverfaffung Deutſchlands 
Staaten ſtets als unerläßlicdye Bedingung einer 
; Handhabung des Rechts erkannt. Diefe Auf: 
ze früheren Gejeßgebungen war nicht eine mehr 
Form des früheren fchriftlichen Verfahrens, nein, 
: ohne Zweifel in der richtigen Erfenntniß der 
menheit alles menichlichen Wiſſens und Willens, 
r Würdigung der Mannigfaltigfeit und Verſchie⸗ 
er menichlichen Auffaſſung, namentlich in der Ber 
\ der Thatverhältniffe und deren Gewißheit, und 
de in den hierhin bezüglichen Beftimmungen Die 
. Cr. R. 1854. II. St. S 
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Geſetze am wenigften vollfommen und zureichend fin 
fein werden, und in der Darin begründeten Ueberze 
der Geſetzgeber, Daß die Sicherheit richtiger und gei 
Pflege des Rechts einer erhöheten Garantie in de 
laſſung des Recurſes auf eine nochmalige Entidy 
durch einen höheren Richter bedürfe. 


‚Die größte Kunft des Gejeßgeberd und fein 
Pflicht Hefteht darin, feine Anordnungen mit dieſem 
ften Zwecke der Rechtsverwaltung und dieſem oberfte 
dürfniffe des Staats und feiner Angehörigen nad 
möglichft ficheren und zuverläfiigen Rechtsſprechung in 
lang zu bringen und die Gerichtöverfaffungen, di 
fchiedenen Prozeß⸗Syſteme und Formen als Mitt 
jenen höheren Zweck ſolchem anzupajfen. Die Höchfte 
aller Prozeß - Einrichtungen befteht demnach darin, d 
die nöthigen Garantien für genügende Sicherung dei 
teriellen Rechts gewähren. Kürze und Wohlfeilhe 
gerichtlichen Verfahrens, conjequente Durchrührung 
bewährten Syftemd find große, hochanzuſchlagende Bı 
einer Prozeßordnung, aber alles dieſes nur jo wei 
in jo lange, als fie das Bedürfniß und Die Garantie 
hinreichend geficherten Pflege und Verwirklichung de 
teriellen Rechts nicht beeinträchtigen. Man Hat dat 
ftem Der verpflichtenden Beweistheorie verlaffen un 
das Syftem der Aburtheilung über Thatfragen naı 
gebundener Ueberzeugung der Richter fubftituirt, nid 
den Richtern eine nad) freiem Belieben und Willi 
übende fouveraine Macht der nticheidung über 
Sreiheit, Ehre und Vermögen der Staats -Angeht 
fowie über Die höchften Intereflen Des Staats in die 
zu geben, jondern weil man. verpflichtende, pofitive, 
cielle Beweisregeln für unausführbar und unven 
findet mit der mündlichen unmittelbaren Verhandlung 
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Straffälle vor dem enticheidenden Richter und der DVer- 
urtheilung nad) Anzeigen. 
In England legen die Geichwornen Ihren Wahr: 
fprüchen einen durch Gerichtsgebrauch geichaffenen und fort 
gepflanzten Inbegriff von unverbindlichen Beweisregeln zu 
Grunde. Die franzöfiiche Gefeggebung hat beim Ger 
ihmornen» Gerichte für Die Enticheidung Der Thatfragen 
das in deſſen Weſen und Geifte beruhende PBrincip der 
reinen Cubjectivität, der äußeren Unverantwortlicyfeit auf: 
genommen, Daher gegen Die Entiheidung der Thatfragen 
Appellation nicht geitattet und nicht geftatten können. 
Bei den aus Staatsbeamten gebildeten Gerichtshöfen 
Dagegen hat die Geſetzgebung Franfreichd zwar auch das 
Syſtem der Aburtheilung über die Thatfragen nad) fub- 
jectiver, durch pojitive Beweisregeln nicht gebundener Ue- 
berzeugung der Richter, aljo das Princip der fubjectiven 
Gewißheit aufgenommen, dieſer jubjectiven Weberzeugung 
unb Gewißheit jedoch einen anderen, wejentlidy verichiede- 
nen Charakter wie bei dem Geichmornen: Gerichte bei: 
gelegt, nämlih den Charafter Außerer Berants 
wortlichfeit, den Charakter nothwendiger Webereinftims 
mung dieſes jubjecfiven Fürwahrhaltens mit den allgemeinen 
Srundiägen und Anforderungen der Bernunft, Wiffenichaft 
und Erfahrung. Das franzöftiche Geſetz hat dieſes Damit 
audgeiprochen, indem es Die Beifügung von Enticheidungs- 
gründen zu den Erfenntniffen verordnete und Die Appella- 
tion gegen die Enticheitung tiber Die Thatfragen geftattete, 
und hat darum aud) Das Syſtem der mündlichen Verhand⸗ 
lung und Beweisaufnahme vor dieſen Gerichten in weni: 
ger ftrenger Weile durchgeführt, wie bei dem Geichwor- 
men⸗Gerichte. Durch die Berftattung der Appellation gegen 
Die Urtheile der aus Staatsbeamten gebildeten Gerichte 
Bat das Geſetz, wie bemerkt, Die Enticheidung über die 
Ihatfragen einer, Außeren Controle unterworfen, die jub- 
Se 
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jective Auffafiung und Ueberzeugung der Richter nody auf 
eine weitere, mehr allgemeine objective dem Berwußtiein und 
der Erfenntniß aller Menichen zugängliche Duelle und Grund⸗ 
lage der Gemwißheit, auf Die Grundlage Des vermünftigen 
Denkens, der Wiflenichaft und Erfahrung verwieſen. Nach. 
dieſem Princip muß die Gewißheit außer Der Ueberzeugung 
Der Richter fi) noch auf einen weiteren Rechtfertigungds 
grund höherer, allgemeiner Geltung ftügen. Mit dieſen 
Princip ift der jubjectiven Gewißheit der Charakter abe | 
futer alleiniger Geltung genommen, ſie ijt Dadurch mit den 
höheren Anforderungen in Einflang gebracht, welche die 
Staats⸗Geſellſchaft eines gebildeten Staates an Die Straſ⸗ 
rechtspflege macht, in welcher nicht Die jubjectiv individuelle, 
unvollfommene Auffafjung und Anſicht weniger Richter die . 
höchfte und alleinige Quelle der Wahrheit und des Rechts € 
jein darf. Nach dieſem Syfteme Finnen und müflen bie 
Erkenntniſſe der Richter über die Ihatfragen auch mit 
dieſen Gründen höherer, allgemeiner Geltung gerechtiv & 
tigt werden und dieſe Gründe und Enticheidung einer me 
teren, höheren Prüfung unterworfen werden koͤnnen. Bar 
den Öerichten Frankreichs werden deshalb auch Den Enticher 
Dungen über die Thatfragen, wenngleich in der franzoöſiſchen J 
Prozeßordnung Dies nicht ſpeciell vorgeichrieben ift, ebent 
wie von den Gerichten der Niederlande, Neapels.und de 1 
Kicchenftäats ihren Urtheilen Enticheidungsgründe bezüp 
li) der Thatfragen beigefügt. Sranzöftiche Nechtsgelehrt 
haben, geftügt auf Die gemachten Erfahrungen, Die Anſich 

ausgefprochen, daß eine geſetzliche Verpflichtung der recht⸗ J 
gelehrten Richter zur Angabe von Enticheidungsgründe, 
bezüglich der Enticheidung über die Ihatfragen, werthvole J 
Garantien gegen oberflächliche Entſcheidung über Die Thor 
fragen enthalte, auch mit den Grundprincipien der fraw 
zöftichen Geſetzgebung übereinftimme. In Diefem Auf 
ſpruche liegt von ſelbſt auch das Anerkenntnig ber Ber 
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tbarlichfeit Der Appellation mit dem Princip der muͤnd⸗ 
ben, unmittelbaren Verhandlung und Beweisaufnahme 
« den enticheidenden Richtern und mit Dem Princip der 
burtheilung nad) Der moraliſchen, jubjectiven Ueberzeugung 
t Richter. ?) 

Dieſe Auffaffung erſcheint mir für den Geſetzgeber 
ich als Die allein richtige, jobald man die Mündlichfeit 
T Verhandlung nicht aus dem Geſichtspunkte eines 
elbſtzwecks, fondern als Mittel für den höheren Zweck 
7 vollfommenen Handhabung der Wahrheit und Des 
echts auffaßt. 

Bon deutichen Redytögelehrten wird gegen Die Zu- 
Higfeit der Appellation, namentlidy bezüglicy der Straf- 
meſſung innerhalb der geieglich beftimmten Gränzen ber 
a geltend ‚gemadht: Wenn der zunaäͤchſt erfennende 
ihter Da, wo ihn Feine geieglichen Vorfchriften an ein 
Mimmtes Strafguantum binde, wo er nach feinem in- 
viduellen Ermeſſen, nad feinem natürlichen Gefühle 
eihiam als Geichworner die ihm adäquat icheinende 
uße verhänge, da müfle die Art und Weife, wie er von 
eier Befugniß Gebrauch macht, reipectirt werben u. ſ. w. 3) 
h halte dieſes Raifonnement für unrichtig und Der Ab⸗ 
bt, ſowie Dem Geifte Der Strafgefege widerftrebend. Un⸗ 
bundene Willkühr ift auch hier vollig dev Abſicht des 
Iießes entgegen. Das Geſetz kann Die Strafe für das 
nzelne Verbrechen nicht ipeciell in Der anzumendenden 
roͤße feft beftimmen, weil die Strafe fi) nach der in 
dem einzelnen Falle verichiedenen objectiven und jubjecti- 
n Strafbarfeit verichieden geftaltet und Darlegt, dem 
chterlichen Ermeſſen ſonach ein gewiffer Spielraum ge: 


1) Mittermaler, bie o Nndlichleit, das Anklageprincip ꝛc. Stutt⸗ 
gart 1845. 6 4 


3) Deutſches Seafverfüen Br. V. ©. 353. 
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ftattet werden muß. Allein für Diefe Jumefjung der Strafe 
innerhalb der geſetzlich beftimmten Gränzen hat Das Gele 
jelbft wieder beflimmte, den Richter Außerlidy verpflichtende 
Regeln und Anhaltspunkte vorgeſchrieben. Gegen Diele 
Vorjchriften für Strafzumeſſung ift ein Verſtoß möglid, 
das Geſetz jelbft giebt die Anhaltspunkte für deſſen Wahr: 
nehmung, und darum ift eine Appellation an den höhmen 

Richter zur Prüfung, ob die Strafzumeffung Der geld 
lichen Regel und Auffaffung entipreche, nicht allein zuläf 
fig, fondern völlig dem Geifte der Strafgefege entſprechend. 

Die Gegner der Appellation erklären ferner Dieielbe 
unvereinbar mit dem @eifte des öffentlichen muͤndlichen 
Verfahrens und der unmittelbaren Beweisaufnahme vor 
den enticheidenden Richtern. E8 werden insbeiondere Hier 
zur Unterftüßung dieſer folgenjchweren Behauptung die fol 
genden Säge aufgeitellt. 

Der Eindrud, welchen Die Selbftanſchauung des ge⸗ 
richtlichen Dramas erzeuge, fönne nicht Durch beftimmte 
Kategorien und Terminologien in Entideidungsgründe 
Dargelegt werden. Einen angemeflenen Recurs zu gewäh 
ren, ſei noch feiner Geießgebung gelungen, weil man fib 
‚dem mißtrauitchen Volfe gegenüber auf ragen der Form 
und Gejeged- Auslegung nicht beichränfen dürfe und eine 
neue Berathung über Die TIhatfrage doch ſtets eine Wie 
derholung der mündlichen Verhandlung erfordere, welde 
eben deshalb, weil fie mündlich jei, nicht gleichförmig wie 
derholt werden koͤnne. Eben darin beftehe die Unüber 
trefflichfeit Des Principe der Muͤndlichkeit, Daß es Die ob. 
jective Wahrheit ein- für allemal feftzuiegen ftrebe. 4) Bon 
anderen Gegnern wird angeführt: Der Zweck der bi% 
herigen zweiten Inſtanz fei vorzüglich der, größere Bu 
rantien dafür zu erlangen, daß die Enticheidung in all 


4) Deutfches Strafverfahren, neue Folge. Bd. V. ©. 358. 
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willen genau dem in den Acten enthaltenen Material 
preche und die Schlüffe zu prüfen, welche in erfter 
Manz aus den in denielben enthaltenen Ergebniffen der 
sörterungen in Bezug auf die Schuldfrage gezogen wor- 
n find. Bu 

Bei dem mündlichen Verfahren werde die Unterlage 
e das Erkenntniß durch die mündliche Verhandlung vor 
m erfennenden Gerichte gefihaffen, in derjelben und Durch 
selbe bildeten fich Die Richter Die Ueberzeugung von der 
chuld oder Nihtihuld des Angeklagten. Vor den Rich 
m jelbit eritatten Die Zeugen ihre Ausfagen und gebe 
r Angeflagte eine Erklärung ab. Die Verhandlung 
de ein untheilbared Ganzes, werde unmittelbar vorge- 
mmen und in diejer Unmittelbarfeit liege das Wefen der 
tündlichfeit. Das in der Sikung aufgenommen werdende 
rotofoll ſei kurz, diene weientli nur zur Beurkundung 
t Beobachtung der Foͤrmlichkeiten. Für die Zuläffigkeit 
ned Rechtömitteld, gegen das auf mündliche Verhandlung 
iprochene Urtheil würde ein unerläßliches Erforderniß 
n, Daß Den in zweiter Inſtanz erfennenden Richtern alle 
m Beweiſe des von ihnen zu beurtheilenden Straffalls 
rhandenen Mittel mit derjelben Vollftändigfeit, wie den 
tern eriter Inftanz vorgeführt werden was zu ermög- 
ben außer dem Bereiche menichlicher Kräfte liege. Das 
orleſen der Protocolle in zweiter Inftanz gewähre Das nicht, 
e die mündlihe Abhör, ſelbſt die mündliche Abhör Der 
ugen und des Angeichuldigten in zweiter Inftanz ge⸗ 
ihre nicht gerade Ddiejelben Ausiagen, welche vor den 
tern erfter Inftanz abgegeben worden, und auf Deren 
rund die Entſcheidung der Richter erfter Inftanz gefällt 

Die Richter zweiter Inftanz erklärten nicht, ob Das 
theil Der Richter erfter Inftanz durch das dieſem vors 
fegene Material gerechtfertigt ſei oder nicht, fie erklärten 
tw auf die vor ihnen flattgefundene Verhandlung, ob ſie 
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dem Urtheile erſter Inſtanz beiträten oder nicht. Das 
Moment, auf welches die Entſcheidung beruhe, ſei etwas 
rein fjubjertives, Die zum zweiten Male vor Gericht ers 
fcheinenden Zeugen könnten — weil fie den ganzen Sad 
verhalt, insbejondere die Ausiagen der übrigen Zeugen 
fennen gelernt haben, leicht beivogen werben, von ihren 
früheren Ausiagen abzuweichen. Die Zeit zwiſchen ber 
erften und zweiten Verhandlung könne audy der Bolktän 
digfeit der Verhandlung hinderlich in den Weg treten, bie 
Zeugen könnten nicht mit der Beftimmtheit fich Der Bor 
fälle erinnern und die Vorleſung der Protocolle koͤnne bie 
mündliche Abhör nicht eriegen, der Angeichuldigte könne 
die Zmwiichenzeit Dazu benugen, um den Einfluß einzelne 
Beweismittel zu jchwächen. 

Meberhaupt ſei Die unmittelbare richterlihe Wahrneh⸗ 
. mung, auf weldye Die Richter erfter Inftanz ihre Urteil 
gebaut hätten und über welche nun die Richter zweiter 
Inſtanz enticheiden jollten, Feiner Lebertragung auf einen 
andern Gerichtshof fähig. Eine nochmalige Wiederholung 
des vorhandenen Materials jei nicht ſowohl eine Wieder- 
holung der früheren Verhandlung, al8 vielmehr die Vor 
führung eines zum Theil neuen Material und Die hierauf 
gegründete Enticheidung ſei mehr eine anderweite etfte Jr 
ftanz, als wie eine zweite zu betrachten. 

Ueberdies nehme eine joldhe nochmalige Verhandlung 
einen außerordentlich vermehrten Aufivand an Geld, Zeit 
und Fräften in Anſpruch. 9) 

Zu berüdjichtigen fei es auch, daß in der zweiten 
Inftanz das Urtheil auch zum Nachtheil des Angefchuldig 
ten abgeändert werden fünne u. |. w. 

Unterwirft man dieſe Gründe einer unbefangenen 
firengen Kritik, ſo muß man wohl zu der Ueberzeugung 


5) Motive des ſaͤchſtſchen Entwurfs. 1863. $. 281 u. f. 
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gelangen, Daß Die meiften Die Probe nicht beftehen, Dage- 
gen auch manche Wahrheit in ihnen beruht, daß jedoch 
das Wahre Derielben ſich auf eine zu excluſive theoretifche 
Auffaffung und auf zu ſtarre Ueberhebung der Muͤndlich⸗ 
feit des Verfahrens zu einem Selbftzwede des Prozeßrechts 
fügt und daß dieſe Gründe und Auffaffung, wie bereits 
zuvor bemerkt worden, gegenüber dem unverrüdbar feſtzu⸗ 
baltenden höheren Zwede des Verfahrens, nämlid) Die 
Sicherung möglichfter Harmonie des in den Urtheilsſprü⸗ 
den der Gerichte begründeten formalen Nedytd mit dem 
materiellen Rechte und der objectiven wirflihen Wahrheit 
feine Geltung behaupten und feine Anerkennung finden 
fönnen. Der von Jagemann in der Zeitichrift für Deut- 
ſches Strafverfahren aufgeftellte Sa, „eben darin beruhe 
die Unübertrefflichfeit des Principe der Mündlichfeit, daß 
fie Die objective Wahrheit ein- für allemal feftzuftellen 
ſtrebe,“ ift deſſen Vorliebe für das Geichwornen » Gericht 
entflofien, ftüst fich auf Unterftellung zu hoher Vollkom⸗ 
menheit menichlicher Einfiht und Willens, muß darum 
für unrichtig gelten, weil Die Erfahrungen Des- practiichen 
Lebens insbeiondere aud) auf dem hier berührten Felde 
jedem bejonnenen Beobachter das Gegentheil dieſer Auf- 
faffung, nämlidy die Unvollfommenheit aller menichlichen 
Erfenntniß, darlegen. Steht aber dieſe behauptete Unvoll- 
fommenheit der menichlichen Erkenntniß und menichlichen 
Willens in Richtigkeit, — und das wird wohl Niemand 
in Zweifel ziehen, dann folgt hieraus mit Nothwendigkeit 
der Sab, Daß es dem Begriffe, fowie den Anforderungen 
und Conſequenzen der Gerechtigfeit und der Staatsflug- 
heit wideripricht, einem Gerichte von wenigen Richtern Die 
jouveraine Macht beizulegen, nach jubjectiver Auffaffung 
und Anficht unabänderlich über die Höchften Erdengüter 
der Staatdangehörigen und die höchften Interefien Des . 
Staats zu enticheiden, daß Daher das Princip der fub- 
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jectiven Gewißheit nur iniofern Der Gerechtigkeit entipre- 
chen fann, wenn zugleich umfaſſende und binreichende Ga⸗ 


rantien damit verbunden find, Daß Diele jubjective Gewiß⸗ 


heit mit höchiter Mahricheinlichfeit auch Die objective 
Wahrheit und Gewißheit in ich ichließt. Dieſe Garantien 
beruhen aber in einer einmaligen mündlichen Berhand- 
lung vor einem aus wenigen Staatöbeamten gebildeten 
Gerichte und in deren unabänderlicher, ungebundener Ems 
ſcheidung über Die meiſtens ſchwierigen Ihatfragen ohne 
Zuläſſigkeit des Recurſes auf wiederholte Prüfung nit, 
wenn man auch von Achtung und Vertrauen zu dem 
Richterſtande erfüllt iſt. 

Ein ſolches unbedingtes Vertrauen wird unſeren Ge 
richten in dieſem Grade nie zur Seite ftchen, weil es in 
ben Erfahrungen über Unvollfommenheit alles mencchlichen 
Wiſſens und Wirkens feine Begründung nicht findet. Ge 
genüber dieſem Satze und Dem Gebote der Rechts-Sicher⸗ 
heit müfjen alle theoretiichen Erörterungen in den Hinter 
grund treten, weil Die Menichen Die Bedürfniffe Des prac 
tiichen Rechtslebens nicht nach theoretiichen Sätzen, ſondern 
nach den Erfahrungen des practiichen Lebens bemeflen. 
Die Mündlichfeit als Mittel für den höheren Zwed de 
ficheren Hanthabung des materiellen, vein nach der dee 
der Gerechtigkeit und des Geſetzes bemefjenen Rechtes muß 
wie alle Formen dieſem höheren Zwecke ſich unterorbnen 
und anpaflen. Wenn das Princip der Mündlichkeit bei 
feiner reinen Durchführung ſich mit jenem oberften Zwede 
alles Verfahrens nicht verträgt, jo muß ed modificirt und 
in einer nach jenem oberften Zwecke modificirten Weiſe zur 
Ausführung gebracht werden, wie dies ja bei allen Sy 
‚ftemen und Regeln der Wiflenichaft der Fall if. Die 
Bedürfniffe des practiichen Rechtslebens laſſen ſich nun 
einmal nicht überall in theoretiſche Syſteme einengen, in 
den Extremen iſt die Wahrheit noch nie gefunden worden. 
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ı Der Wirklichkeit aber iſt es auch jo. Keine Geſetz⸗ 
bung hat je das Princip der Muͤndlichkeit rein und frei 
n aller Benutzung der ſchriftlichen Erkenntnißgruͤnde 
xchgeführt, und nie wird eine Geſetzgebung daſſelbe rein 
xchführen konnen, alle neueren Entwürfe bethätigen Die- 
I, die franzöttiche beweift ed. Wie weit Die Zulaffung 
e schriftlichen Exfenntnißquellen zu geftaiten ift, Daß muß 
h nad dem Bedürfniſſe und den Anforderungen Der 
vedmäßigfeit richten, ohne die Mündlichfeit der Ber: 
ndlung in ihrem Weſen zu beeinträchtigen. Mit wel- 
em Rechte will man aus dem Grunde einer angeblichen 
wereinbarlichfeit mit dem Princip der Münblichfeit Die 
läffigfeit fchriftlicher Erfenntnißquellen für die zweite 
ıftanz beftreiten, während man fie in der erften Inftanz 
ibedenklich zuläßt. Gewiß ift es, Daß die Staats-Ge⸗ 
Iichaft in dem Rechtsmittel wegen Der Formverlegungen- 
id wegen Verftöße in der Anwendung des Geſetzes über 
8 materielle Recht feinen Erſatz finden kann und wird 
e.die Abichheidung einer zweiten Injtanz, für wiederholte 
uſcheidung über die Ihatfragen und Strafzumeffung, 
ß vielmehr mit der verminderten Sicherheit der Rechte: 
ege durdy Wegfall der Appellation audy das Vertrauen 
e Rechtsverwaltung jinf.n würde Mit dem Princip 
e Mündlichkeit, wie ſolches überhaupt ausführbar ift 
d auch in allen neueren und älteren Geſetzbüchern und 
iwürfen zur Ausführung gefommen und möglid) ift, ift 
er auch die Appellation gegen die Enticheidung über Die 
yatfragen ausführbar und zuläffig, weil, wie bemerkt, 
ch in dem Strafverfahren eine reine Münblichfeit nicht 
glich ift, und dann die Frage der mehreren oder mins 
en Benusung der jchriftlichen Erfenntnißquellen als 
age der Zweckmäßigkeit nad) den Umftänden zu bemeflen 

Hierüber nachher das Weitere. 

Die von den Gegnern der Appellation aufgeftellten 
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weiteren Eäße: ed jei noch Feiner einzigen Geſetzgebung 
gelungen, einen angemefjenen Recurs zu gewähren, und 
der Eindrud, welchen die Selbftanichauuna des gerichtlichen 
Dramas erzeugt, könne durch beitimmte Kategorien und 
Terminologien in Enticyeidungsgründen nicht Dargelegt 
werden, find zum größten Theile ungerechtfertigt, koͤmen 
aber, fo weit fie richtig find, weder Die Unzuläffigket, 
noch) den Unwerth der Enticheidungsgründe und Appell 
tion darlegen. Vorerſt die Enticheidungsgründe betreffend, 
jo ift bei der Enticheidung über Die Thatfragen allerdings 


der Total» Eindrud, weldyen die gejammte mündliche Ver 
handlung und unmittelbare Gefammtbeweisdarlegung auf : 


die Richter hervorgebracht hat, für Deren Enticheidung 
maßgebend. Allein dieſer Totaleindrud ift nichts andere, 
als der Eindrud aller einzelnen Erfenntnißgrünbe 
und Beweije, in Deren Zuſammenſtellung. San 
Richter wird bei jeinem Ausipruche über die Schuld einem 
Gejammteindrude folgen, deſſen Quellen und Beltim 
mungsgründe und einzelner Beftanbtheile er fd 
nicht bewußt ift, im Gegentheil, jeder gewiſſenhafte Ric 
ter wird fich, ehe er feine Ueberzeugung ausipricht, über 
“ alle Gründe, auf welche ſich ſolche ſtuͤtzt, Rechenſchaft ab 
legen. 

Nur die einzelnen Beweisgründe find es, welche in 
‚ihrer Zufammenftellung einen gerechten, pflichttreuen Ric 
ter zu einem Schuldausipruche bejtimmen fünnen und duͤr⸗ 
fen, und dieſer einzelnen Gründe muß er fih im Augen 


blidfe feines Ausſpruchs bewußt fein, denn jonft ift fen | 


Ausſpruch ein oberflächlicher und objectiv ungerechtfertig 
ter. Einem dunfeln Gefühle zu folgen, deſſen Gründe 
ſich der Richter nicht bewußt ift, verftößt gegen jene 
Pflicht. 


Warum ſollte e8 nun aber dem Richter unmoͤglich 


— — nn 


jein, die Gründe, welche ihn zu ſeinem Ausſpruche be ' 
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mmten, deren er fich alio voll bewußt ift, fo wie Deren 
iſammenhang au, niederzuichreiben, und. Dabei zugleich 
8 Eindruds zu erwähnen, weldye die Haltung der Zeu- 
n und des Angejihuldigten auf ihn hervorbrachte? Die 
glichen Berichte über Die Ergebnifje der öffentlichen Ge- 
htsverhandlungen beftätigen Diele Anficht. Die fleinen 
bedeutenden Thatumftände find es doch nicht, welche 
e den an Denken und Ueberlegen gewöhnten Richter 
ticheidend find, jondern Die Hauptbeweisgründe und de⸗ 
rn Zujammenhang. Ueberdies fann auch der Eleinfte 
mftand, den der Richter wahrnimmt, schriftlich bezeugt 
erden. Sollten aber Die durch die mündliche Verhand- 
ng erfter Inftanz in ihrer Glaubwürdigkeit feftgeftellten 
rotpeolle der Vorunteriuchung, jo wie Die Protocollarjiche 
ufzeichnung Der während der Sigung vorgefommenen 
nen Beweisgründe, follten die in den Enticheidungs- 
ünden niedergelegten gemeinjchaftlichen Zeugniffe aller 
ihter über Das in der mündlich öffentlichen Verhandlung 
mittelbar Berhandelte und unter der Controle des Pu⸗ 
ikums wahrgenommene feinen Glauben verdienen und 
e des höheren Richters Ueberzeugung nicht maßgebend 
n fönnen, jo weit er nicht abweichende eigene Wahr: 
hmungen madıt? | 

In Sranfreich befteht die Sitte der Anführung von 
ticheidungsgründen, es haben fich gegen deren Werth 
id gegen deren Bereinbarlichfeit mit dem Principe der 
tündlichfeit Feine Stimmen erhoben, fie.haben ſich viel- 
ehr in langjähriger Uebung bewährt. Dieje Entichei- 
mgsgründe nun dienen nicht zur mehreren Begründung Des 
ctheils, fondern auch Der Beichwerde und deren Beur: 
eilung fowie der Verhandlung in der Appellationsinftanz 
x Stüge und zum Anhaltspunfte. 

Die behauptete Lnvereinbarlichfeit. der Appellation 
ver die Entſcheidung der Thatfragen mit dem Principe 
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der ſubjectiven Gewißheit und der Münblichkeit der Ber- 
handlung betreffend, ſo kann ich dieſe Unvereinbarlichkeit 
nicht anerfennen, ich bin vielmehr der entgegengefehten 
Anficht, tofern den Principien Der ſubjectiven Gewißheit 
und Mündlichfeit der richtige, dem Berürfniffe möglichk 
vollfommener Handhabung der Wahrheit und Gercechtig⸗ 
feit entſprechende Charafter beigelegt wird. Diejer Ehe 
rafter Darf aber nicht Der der reinen jubjectiven Gewiß 
heit, iondern der der jubjectiven, auf die allgemeinen Re 
geln des vernünftigen Denkens, der Wiſſenſchaft und Er- 
fahrung, alſo auf objective Grundlage zu ftügenden Ueber: 
zeugung, und nicht Der Der reinen erclufiven Muͤndlichkeit 
jein. Wie Die Geſetzgebung den Charakter dieſer beiden 
Principien feſtſtellen will, Das hängt lediglich von ihr ab, 
weil hierbei nur Die Rüdlichten der Geſetzgebungspolitik 


on 


maßgebend iind und jein jollen, da beide Principe nidt 


Gelbitiwede bilden, ſondern als Mittel für Den höheren 
Zwed der Sicherung Der materiellen Wahrheit und de 
materiellen Rechts aufzufaflen find. Daß aber Die. reine 
Subjeetivität und Die reine Mündlichfeit diefen Höheren 
Zweck nicht fördern fünnen und niemals fördern werben, 
Das ift wohl eines weiteren Beweiſes nicht bedürftig. 

Auch bei dem Principe der auf Die objective Grund 
lage der Erfahrung, Wiſſenſchaft und des vernünftigen 
Denkens zu ftügenden jubjectiven Gewißheit ift Der ent 
icheidende Richter bei feiner Enticheidung zulegt auf jeine 
jubjective Beurtheilung und jein Gewiſſen hingewieſen, Die 
allgemeinen Regeln der Erfahrung, Wiſſenſchaft und des 
Denkens verpflichten ihn nur moraliſch. Allein mit Dieier 
ihm angewielenen objectiven Grundlage ift für ihn eine 
äußere Verantwortilichkeit vor einem allgemein gültigen 
und erfennbaren Geſetze geichaffen und damit Die Grund- 
lage für eine Beichwerde und für eine Berufung auf wie 
derholte Prüfung und Entſcheidung gegeben. 
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Bei der Prüfung der’ Frage Der Vereinbarlichkeit der 
pellation mit dem Princip Der Münbdlichfeit muß es zu⸗ 
jeben werden, daß Die völlig gleichförmige und iventifche 
production der Verhandlung erfter Inftanz, namentlid) 
: Beweisführung vor dem Appellationsrichter, in vielen, 
Wen nicht möglich jein wird. Ebenio gewiß aber ift ee, 
B Die völlig gleichförmige und identiſche Reproduction 
ch dem Zwecke des Verfahrens und der Appellation gar 
bt nöthig ift und Die Appellation dennoch ihren Werth 
Jauptet. | 

Nash dem Zwede des Verfahrens gilt es im Straf 
ozeſſe weſentlich überall der Ermittelung und Feftftellung 
e Wahrheit, weil dadurch Die gerechte Anmendung der 
sfeße bedingt if. In welchen Formen und in welchen 
adien des Verfahrens die Wahrheit feftgeftellt wird, ift 
r gleichgültig. Bon einer peremtoriichen oder erecutiven _ 
fung eines Abſchnitts des Verfahrens ober einer. be- 
mmten Form Der Erfenntniß für den Zweck der Feft- 
Nung der Wahrheit darf feine Rede fein. Bei dem 
Incip der Enticheidung nach moralifcdyer Veberzeugung 

: Richter darf dieſen feine Quelle der Erfenntniß ver 
(offen werden. Im Geifte der Mündlichkeit liegt eine 
Bere (lafticität Der Verhandlung. Es kann ſonach bei 
urtheilung des Zweds und der Zuläfligfeit der Appel- 
ion nicht ſowohl darauf anfommen, ob Die Richter erfter 
ftanz nad) dem Beweismaterial, jo wie es denſelben 
rgelegen hat, nad) genügenden Gründen ihre Meberzeu- 
ng von der Gewißheit oder der Unmwahrheit der That⸗ 
igen ausgefprochen haben und durch welche Gründe jte 
zu beftimmt worden find; fondern weientlich Darauf, 

ed überhaupt nad) den vorhandenen Erfenntnißgründen 
rechtfertigt ift, Die Gewißheit der ausgeiprochenen Schuld 
er Nichtihuld anzunehmen. seine Gejehgebung fann 
rum im Strafprozeife neue Beweisgründe und neue 
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Thatſachen in der Appellationsinftanz ausichließen. Stehen 
dieſe Säge aber richtig, ſo kann aud Darauf gar nichts 


anfommen, ob die Verhandlung der erften Inftanz vor den 


Appellationsrichtern in vollftändiger Fdentität wieder re 
producirt wird oder nicht. Ebenſo gleichgültig bleibt 28, 
ob Dann im einzelnen Falle die Appellation dem Weien 
nach in eine Reviſion oder Reftitution übergeht. Die wie 
derholte neue Verhandlung wird jedenfalld richtiger und 
nad) überwiegenden Gründen dem Appellationsrichter über 


wiejen, weil wohl höchft jelten Der Necurs allein auf neue 
beweilende Thatumitände wird geftügt werden, auch die ; 


Prüfung des Zweit» Inftanzrichters nie auf Die Prüfung 
der neuen Beweismittel allein beichränft bleiben kann und 
wird. Es würde einen groben Verftoß gegen Die Gerech⸗ 
tigfeit enthalten, deshalb den Recurs auf wiederholte Prüuͤ— 
fung nicht zu geftatten, weil eine völlig identifche Wieder 
holung der früheren Verhandlung vor dem höheren Rid- 
ter unmöglich ift, wenn man anders die Möglichkeit am 


nimmt, Daß Die Entſcheidung über die Thatfragen eine 
unrichtige fein kann. Solcher Grund kann vor der Ber 


nunft und Öerechtigfeit die Probe nicht beftehen, er würde 
im Gegentheil der Münbdlichfeit ihren hohen Werth ent⸗ 
ziehen. 


Nach dem ausgeführten Zwede der Appellation geht 
alſo der Zwed der Verhandlung vor dem Appellations⸗ 


richter auf wiederholte Prüfung und Enticheidung der Frage 


der Schuld mit Hinblid auf die erhobene Beſchwerde, und 


e8 ift der Verhandlung diejenige ſpecielle Richtung und 


Auedehnung zu geben, um die Prüfung und zuverläfiige 
Enticheidung Darüber zu ermöglichen, ob nach Den übers 
haupt vorliegenden Erfenntnißgründen, — gleichviel, ob 
und wie fie in der erften Inſtanz benußt worden jind, Die 
angefochtene Entſcheidung des Erftinftanzrichters eine nad 
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ven Regeln der Wiſſenſchaft, der Erfahrung und des ver- 
rünftigen Denkens gerechtfertigt ift. 

Dieje Frage prüft und entidheidet der Appellations⸗ 
dichter auf den Grund der vor ihm gepflogenen Verhand- 
lungen, jo wie der ihm vorliegenden Enticheidungsgründe 
des Erftinftanzrichterd und der Verhandlungen erfter In⸗ 
ſtanz nach jeiner Ueberzeugung gerade jo felbftändig, wie 
der Richter eriter Inſtanz. Dabei kann es darauf nicht 
anfommen, ob etiwa Zeugen abweichende Ausjagen madyen, 
weil es der Beurtheilung des Appellationsrichterd über: 
lafien bleibt, weldyen Werth er ihnen beilegen will, da es 
ja, wie bemerft, weientlich darauf anfommt, feftzuftellen, 
was wirflih wahr ift, und nicht Darauf, ob für den Un- 
terrihter genügende Gründe vorlagen, das, was er für 
wahr erklärte, auch für wahr zu halten. Das Geſetz joll 
es deshalb auch ganz dem Ermeſſen des Appellations- 
richters anheimgeben, ob und wie weit er mit Berüdiicy- 
tigung der Anträge der Partheien die frühere Verhand— 
Img ganz oder theilweiſe vor fich zu wiederholen für no- 
tig erachtet. Dem Princip der Muͤndlichkeit in feiner 
Beienheit wird genügt, wenn in jedem Falle der An- 
gefhuldigte mit jeinem VBertheidiger und dem 
Staats-Anwalte in der Verhandlung vor dem 
Appellationsgerichte mündlid gehört werben, 
wenn die neuen Beweije unmittelbar vor dem 
Appellationsgerichte vollführt werden, wenn über 
bie erhobene Beſchwerde muͤndlich verhandelt wird, und 
wenn Die Zeugenverhörprotocolle der Vorunterſuchung, io: 
wie Die in der Hauptverhandlung vor dem Richter erfter 
Inftanz geführten Protocolle über die in Der Hauptver- 
handlung zuerft neu verhörten Zeugen, ſowie über Die hier 
Beroorgetretenen Aenderungen und Zufäße zu den in ber 
Borunterfuhung aufgenommenen Zeugenverhörprotocollen 
in Gegenwart beider Theile vorgeleien werden, den Par: 

Archiv. d. Gr. R. 184. IT. Et. x 
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theien dadurch Gelegenheit zu mündlichen Erinnerungen 
hiergegen gegeben wird und je nad) den Umjtänden und dem 
Bebürfnifie des einzelnen Falles mit Vertagung der Ber: 
handlung die frühere Beweisaufnahme ganz oder theilweiie 
mündlich wiederholt wird. ) Für die erfte Inftanz- Ber: 
handlung muß aber das Gejeg mit dieſen Verordnungen 
die Vorjehrift in Verbindung bringen, daß die Ergebniſſe 
der in der Sitzung des Erftinftanzgerichtd neu erhobenm 
Beweiſe dem Weientlichen nach kurz zum Protocolle nie 
Dergeichrieben werden, ebenjo wie die Abweichungen und 
Zufäße, welche fich in der Hauptverhandlung zu den in 
der Borunterfuchung erhobenen Zeugen-Ausfagen ergeben. 
Die Protocolle Der DVorunterfuhung und der Hauptver 
handlung vor dem Erjtinftanzrichter haben aber vor dem 
Appellationsgerichte um jo höhere Glaubwürdigfeit, als fie 
ichon der mündlichen Verhandlung vor dem Erftinfany 
richter unterworfen waren. Ein kurheſſiſches Gefeh vom 
20. Juli 1851 beichränft Die Appellation auf den Fall 
wo fie auf neue Beweiſe oder Thatumftände geftügt wer 
den will, und ein fönigl. preußiiches Gele vom 3. Ma 
1852 beftimmt: „Das Appellationsgericht muß hinfichtlich 
der Thatjachen, die in dem erſten Urtheile enthaltene Fer 
ftellung zu Grunde legen, injofern nit neue That 
ſachen oder neue Beweife oder die gänzliche oder theil 
weile Wiederholung der in der erften Inſtanz fattgefur 
denen Beweisaufnahme eine abweichende thatjächliche Feb 
ftelung begründen. Eine ſolche Wiederholung Hat Das 
Appellationsgeriht nur dann anzuordnen, wenn fich we 
jentlihe und durch die bisherigen Verhandlungen nicht zu 
bejeitigende Bedenken gegen die in dem erften Urtheile ent 
haltene Aufftellung der Thatjachen ergeben oder wenn bie 


6) Diefes Verfahren ift auch dasjenige der franzöfifchen Straf⸗ 
prozeßordnung Art. 209. 210. 211 und der Praxis. 
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Ziederholung mit Rüdfiht auf Die vorgebrachten neuen 
Hatiachen oder Beweiſe nothwendig ericheint. 

Mit jolyen Beftimmungen geräth meines Ermeſſens 
ne Gejeßgebung in Inconjequenz. 

Neue Thatiachen und Beweiſe können für ſich itolirt 
icht beurtheilt werden, ihre Bedeutung kann nur in Ber 
mdung mit der geiammten früheren Verhandlung und 
en barin gelieferten Beweilen beurtheilt werden. Es muß 
Kto in jolchem Falle neuen Vorbringens die frühere Verhand- 
ng entweder völlig wiederholt oder Das frühere Beweis- 
taterial nad) den Protocollen beurtheilt werden. Beides 
ber widerftrebt den Gründen und der Auffaffung, mit 
elchen die Gegner der Appellation jolche für unvereinbar 
tt dem Principe der Mündlichkeit erflären. Das Tönig- 
ch preußiſche Geſetz giebt überdies vielen Zweifeln Raum, 
amentlich über den Begriff eined wejentlidhen Be— 
'entens und ob unter der thatfächlichen Feftftellung 
uch die Beurtheilung des Gefinnungs-Zuftandes des Ver⸗ 
recherd bei der Außern Thathandlung — der perjonale 
Batbeftand — verftanden wird. Die gänzliche Verfagung 
m Appellation gegen Die Enticyeidung über Die That- 
agen, namentlich gegen die Strafzumejlung inner 
alb der dem Nichter geitatteten Gränze ſcheint mir eine 
AR nach den Gründen der Gegner ungerechtfertigte. 

Die Appellationsbeichwerde kann eine dreifache Rich: 
ung nehmen. Sie fann gerichtet werden a) gegen Die aus⸗ 
eiprochene Seftftellung der einzelnen Thathandlun- 
‚en Des jog. objectiven Thatbeftandes; b) gegen Die auß- 
jeiprochene ‘ Feftftelung Des Gejinnungszuftandes, 
ait welchem der Beichuldigte Die Außere Thathandlung 
ollbrachte, den fubjectiven Thatbeftand ; c) gegen Die Der 
eftgeftellten That angepaßte Strafzumeljung. Jeden 
als nur auf die Enticheidung über die äußeren That: 
handlungen könnten die Gründe der Gegner der Appella- 

&* 
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tion ihre volle Anwendbarkeit leiden, wenn fie ' 
richtig wären; gewiß aber nicht auf den unter b) 
erwähnten Theil der Erfenntniffe. Der Gefinnunge 
des Beichuldigten, womit er die äußere Ihat voll 
kann — abgeiehen von dem Geſtändniſſe — nie 
ftand eines directen Beweiſes fein, er wird ftete 
Sclußfolge aus den für ermwielen angenommenen 
ſachen abftrahirt. Die Enticheidung über den ſub 
Thatbeftand ift alio eine weientlidy geiftige Operat 
fi) auf vorgängiges Fuͤrwahrannehmen beftimmter 
Thatumftände als nothwendige Prämiflen ftügt. 9 
Erftinftanzrichter ift die Wahrnehmung aller Beweif 
wendig zur Feftftelung der äußeren Thatumftänd 
welchen er dieſen Schluß ziehen fol. Bezüglich d 
pellationsrichters aber ift — falls nur gegen Diefe 
der Entſcheidung recurrirt wird, Die Enticheidung f 
in der Regel nur eine geiftige Operation, denn fie 
nur in der Brüfung, ob der von dem Unterrichter a 
als erwiefen unterftellten äußeren Thatumftänden g 
Schluß ein gerechtfertigter ift, mit welcher Prüfur 
die Prüfung der Gewißheit der unterftellten Außere 
umftände — der thatjächlichen Brämiffen des Schu 
in feiner nothmwendigen Verbindung fteht. Der Rid 
fter Inftanz joll nämlid), fobald die Motive, mit ı 
die äußere That von dem Verbrecher verübt vr 
einer zweifelhaften Beurtheilung fähig find, Die ( 
für eine Feftftellung Diefes Gefinnungszuftandes in 
Urtheile jedesmal fpeciel angeben, alfo 3. B. Die 
momente und Umftände, auf welche er die Annahı 
poſer oder Dulojer oder vorbedächtiger Verübung d 
Bern That fügt, er Darf fih nicht auf Die allg 
Bemerkung beichränfen: Der ganze Zufammenbar 
Umftände rechtfertige den Schluß auf fahrläffige, ot 
fihtliche oder vorbedächtige Vornahme der ftrafbaren 
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Hat der Unterrichter aber ſein Urtheil alſo motivirt, was 
in Den meiſten Faͤllen feine weitläufige Arbeit fein wird, 
und wenn Die Enticheidungsgründe ihren Werth, behaupten 
tollen, regelmäßig geichehen joll, fo wird das Urtheil bes 
Oberrichterd ſich in den meiften Fällen auf die Prüfung 
beihränfen fönnen, ob der von dem Unterrichter gezogene 
Schluß ein gerechtfertigter war, wozu in ber Regel bie 
sünbliche Verhandlung mit dem Angefchuldigten, deſſen 
Bertheidiger und dem Staatsanwalte neben dem Bortrage 
aus den Berhandlungen erfter Inftanz genügen wird. 

Roh in höherem Grade findet das eben Geſagte 
Anwendung auf den Fall, wo Die Appellationsbefchwerbe 
gerichtet wird gegen die Strafzumefjung. 

Die Strafzumeffung ftügt fi) auf die für erwieſen 
angenommenen TIhatumftände, Die zum Theil als beglei- 
tnde Umftände der äußeren verlebenden That erfcheinen, 
theils in der Perſon des Verbrecher und feinen Bezie⸗ 
hangen zum Berlegten beruhen, Die zum Theile eines be 
ionderen Beweijes bedürfen. 

Die Thatumftände, auf weldye die Strafzumeffung 
geftügt wird, find in den meiften Fällen beftimmt und Far 
anegeprägt und die Strafzumeflung befteht, fofern Die 
Bahrheit der als wahr unterftellten Thatumftände nicht 
angegriffen wird, meiftens in einer einfachen Geſetzes⸗An⸗ 
werbung auf den concreten Fall, nad) deſſen beflimmten 
objectiven und jubjectiven Merkmalen. Ich fehe darum 
nicht ein, mit welchem Nechte man in den Fällen unter 
b. c. felbft nad) den Gründen der Gegner der Appella- 
tion Dieied Rechtsmittel unbedingt verfagen will. Das 
vorallegirte fönigl. preußiiche Geleh hat darum auch, wie 
ed scheint, in dieſen Fällen Die Appellation nicht aus⸗ 
geichloflen. 

Die weiteren Gründe der Gegner der Appellation, 
namentlich, daß in Der Zwifchenzeit von Dem erften Urs 
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theile biß zur Verhandlung in der Appellations -Inftanz 
Bemeile verloren gehen, die Zeugen in Folge ihred Bes 
kanntwerdens mit den Ausſagen der übrigen Zeugen zu 
Aenderung ihrer Ausiagen verleitet werden, Den wahren 
Sachverhalt vergeffen könnten, ferner die Befürchtumg zu 
großer Koftipieligkeit der Rechtspflege u. dgl. find theils 
unerheblich, theild dürfen fie feine Beachtung finden. 

Die zuerft angeführten Gründe beweilen zu vid. 
Der Zeuge ift durch feinen Eid zur Ausfage der Wahr 
heit gebunden, feine Angaben werden durch Die früheren 
Brotocolle controlirt. Gerade das Bekanntwerden mit den 
frühereri Ausfagen der übrigen Zeugen Fann Die Angabe 
der Zeugen von Irrthuͤmern reinigen. Wäre Diejed Be 
denfen richtig, jo dürften Feine Confrontationen jtattfinden, 
ed müßte denn auch, daffelbe Bedenken erhoben werben 
gegen die Glaubwürdigkeit der Ausfagen der in der Haupt: 
verhandlung vor dem Erftinftanzrichter verhörten Zeugen, 
welche ichon in der Vorunterfuhung vernommen wurden. 
Die Vornahme in der Verhandlung in der Appellations⸗ 
Inſtanz fol überdies durch das Geſetz in möglichft Furgr 
Friſt vorgeichrieben werden. Wiederholtes mündliche 
Berhör bereits früher vernommener Zeugen wird ohnehin 
felten vorfommen, wie die oben mitgetheilten Nachwelſe 
aus der Rechtſprechung Frankreichs darlegen. 

Der Koftenpunct muß da außer Beachtung bleiben, 
wo es ſich von nothwendigen Bedingungen und Garantien 
für eine zuverläffige Seftftellung der Wahrheit und de 
Rechts, alfo von einem weientlichen Zwecke des ganzen 
Verfahrens handelt. Es ift dieſes Bedenken überdied um 
begründet, indem durch die mit dem Syfteme der Nicht 
appellation nothwendig in Verbindung ftehende größer 
Ausdehnung und der häufigere Gebrauch der Nichtigfeitd 
befchwerde auf der andern Seite größere Koften entftchen 
müflen. Durch Gründung einer Appellations-Inftanz für 
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Me und jede Beſchwerden, ſelbſt der Nichtigkeitsbeſchwer⸗ 
en gegen das Urtheil erfter Inftanz, mit Beichränfung 
iner in weife Schranfen eingeengten Nichtigfeitöbefchwerde 
gegen Die in Tester Inftanz ergangenen Erkenntniſſe wer: 
ven bei weiten Die meiften Nichtigfeitöbefchwerden weg⸗ 
allen und überdies die doppelten bei verfchiedenen höhe- 
en Gerichten getrennt zu verfolgenden Rechtsmittel gegen 
daſſelbe UÜrtheil erfter Inftanz befeitigt. 


Sobald das Geſetz die Appellation gegen das End- 
uetheil über Die Thatfragen geftattet, muß die ohnehin zu 
umnügen Weiterungen und Koften führende Appellation 
oder Nichtigfeitöbeichwerde gegen Das Verweifungs-Erfennt- 
niß auf Die Fälle beichränft werden, wenn das die Ver: 
weiſung ausfpredyende Gericht unzuftändig oder nicht ge- 
richtsverfaſſungsmäßig zufammengefegt war, oder die Sache 
an ein unzuftändiges Gericht verwiefen wurde, oder bei 
Elaſſung des Verweiſungsbeſchluſſes eine fpeciell zu be- 
zeichnende weientliche Formverletzung unterlief, oder ein un- 
fühiger oder beftochener Richter mitwirkte. 


Durch ſolche Beihränfung der Foftipieligen Nichtig- 
kitöbeichwerden und der Rechtsmittel gegen das Verwei⸗ 
ſungs⸗Erkenntniß, ferner Durch die Anordnung des Ge- 
ſches Daß in der Mehrheit Der unbebeutenderen Straffälle 
unter Wegfall eines befonderen Verweiſungs-Erkenntniſſes 
die Hauptverhandlung vor dem Erftinftanzrichter durch 
unmittelbare Vorladung eingeleitet wird, kann eine grö- 
here Koftenverminderung herbeigeführt werden, wie durch Die 
Berfagung der Appellation gegen die Urtheile erfter In- 
tanz. 

Der Koftenpunft ift allerdings bei Einführung des 
ffentlihen mündlichen Verfahrens ein Gegenftand, Der 
ſroße Aufmerkiamfeit verdient und gegen welchen vielfach) 
hne genügenden Grund, namentlid) durch übermäßige 
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Verftattung der Rechtsmittel und überflüfftge Formen ve 
ftoßen wird. Durch Die Veriagung Der Appellation g 
gen die Enticheidung über Die Schuldfragen eine Kofte 
Erſparniß zu erzielen, das ift aber in feinem alle gı 
rechtfertigt, einer folchen Eriparnig müßte der Vorwu 
einer jehr übel angebrachten treffen. 


XI. 


Ueber den 
gegenwärtigen Standpunkt der Strafgeſ etzgebung 


insbeſondere 


Beziehung auf die Geſtattung der Berufung gegen die von 
Staatsrichtern gefprochenen Urtheile, 


yon 
Mittermaier. 
(Fortſetzung des Aufjages Nr. V. im vorigen Hefte.) 


Während in den Staaten, in weldyen Schwurgerichte 
nzerührt find, 3. B. in Norbamerifa, Die neueften Straf: 
geipbüicher immer ausgedehnter unter dem Namen: new 
Trial ein Rechtsmittel gewähren, das mit der Berufung 
ztoße Aehnlichkeit hat, während ſelbſt in England Die 
Stimmen immer lauter werden, welche die Geftattung bes 
wew trial in allen Strafiadyen fordern, D macht ſich In 
deutichland neuerlich eine, wie wir glauben, bedenkliche, 
Whtung geltend, welche auch bei den von Staatsrichtern 
jällten Uxtheilen Das Rechtsmittel der Berufung aue- 
ließen will. Als man in Deutichland 1849 Geſchwor⸗ 





1) Noch 1853 wurde von Butt eine Bill wegen Bewilligung von 
new Trial eingebradht; f. darüber Legal observer 1853 March 
p. 271. Die zweite Lefung der Bill wurde freilich nicht be= 
willigt, aber aus Schwachen Gründen, wie fie fchon früher vor⸗ 
gebracht wurden (f. meine Schrift: das englifche Strafverfahren 
S. 540). Die englifhen Richter find faft regelmäßig gegen 
Bermehren der Geichäftslaft und Lord Balmeriton war gegen 
die Bill, weil durch das new Trial die rafche Beftrafung, auf 
weldhe Alles anfomme, gehindert würde. 
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nengerichte einführte und die geiehliche Beweistheorie aufs 
‚bob, war Die Ueberzeugung feft begründet, daß in Bezug 
auf Diejenigen Etraffälle, deren Beurteilung noch den 
Staatsrichtern überlafien blieb, die Garantieen Der Ent 
iheidungsgründe und der Berufung beibehalten weiden 
müßten. Dem Porbilde Frankreichs, welches bei den von 
den forreftionellen Gerichten gefüllten Urtheilen Diefe Ges 
rantieen fannte, folgten alle deutichen Geſetzgebungen und 
nur in Braunichweig urtheilten auch Die Stantsrichte 
ohne Enticheidungsgründe und ohne daß Berufung zuläffig 
war. Allmählig Hatte die Umänderung Der politiichen 
Verhältniffe Die den Geſchwornengerichten günftige Stim 
mung geändert. Es wurden entweder Dieje Gerichte auf 
gehoben und die Urtheilsfällung in allen Strafiachen wurde 
wieder den Staatsrichtern übertragen, oder Die politiichen 
Berbrechen, oder auch andere Verbrechen, welche 1849 
das Geſetz vor die Geichivornen gewiefen hatte, wurden 
den Geſchwornen entzogen. E8 war begreiflich, Daß mande 
Geſetzgeber zur Anficht famen, jene Einrichtungen, melde 
bei den Geichwornengerichten in Die Rechtsuübung Tamen, 
und’ in deren Anwendung man Hauptmittel Der Verein 
fachung und der Beichleunigung Der Strafjuftiz erkannte, 
aud) auf die Urtheilsfällung durch Staatsrichter zu über 
tragen, insbeiondere Die Berufung auszufchließen, weil man 
meinte, durch Die Einführung des mündlichen öffentlichen 
Verfahrens eine ſolche Schutzwehr und fo viel Sicherheit 
einer gerechten Lrtheilsfällung yegeben zu haben, daß die 
einft bei dem geheimen ichriftlichen Verfahren nothwendige 
Berufung entbehrt werben konnte. MWiffenfchaftliche Aus 
führungen ehrenwerther Schriftſteller 2) ſuchten ſelbſt nach—⸗ 


2) Walther, die Rechtsmittel im Strafverfahren. München 185. 
©. 114 ıc. Schwarze, Grundzüge des Entwurfs der Stuf 
—— für das Königreih Sachſen. Dresden 1859. 
©. 
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zumeiten, Daß Diele Berufung nicht blos wegen der im 
neuern Verfahren gewährten Schugmittel entbehrlich, jon- 
dern audy mit dem mündlichen. Strafverfahren unverträg- 
ih wäre. Bon den neueften Gefebgebungen hatte jedoch 
die öfterreichiiche Strafprogeßordnung 8) die Berufung bei- 
behalten; ebenjo findet fi) Die Berufung im großh. heift- 
ihen Entwurfe, +) wogegen der Entwurf der Königl. ſächſ. 
Strafprozeßordnung 5) die Berufung ausichloß, Die neuefte 
deutiche Strafprogeßordnung, Die für das Herzogthum Als 
tenburg, vom 27. Febr. 1854 geftattet, nur gegen Ent- 
ſcheildung der Einzelnrichter nach allen Richtungen Hin 
auch wegen angenommenen Beweiſes das Nechtömittel der 
Appellation. ) Gegen Endurtheile der Criminalgerichte 
dagegen joll Appellation nur zulälfig fein, wenn Die in 
Frage ftehende That aus dem Grunde, weil fein einfchla- 
gended Strafgeieh vorhanden ift, für fein Verbrechen ge: 
halten wurde, obgleich ein ſolches Geſetz vorhanden war, 
oder wenn fie für ein Verbrechen gehalten wurde, wäh— 
rend Fein Strafgeieh vorhanden war oder wenn die That 
duch unrichtige Gejegesauslegung einem falichen Straf: 
geiege unterzogen war oder wenn auf eine andere Straf: 
art ald Das anzumwendende Strafgeſetz beftimmt, oder auf 
en anderes Strafmaaß, über oder unter dem geieglichen 
Rune erkannt worden ift. 

Die Ausſchließung der Berufung gegen die auf den 
&rumd eines mündlichen öffentlichen Strafverfahrens ge: 





d) Strafprogeßordnung vom 5. Auguft 1852, Art. 295 u. 315. 


M Entwurf von 1853, Art. 400; f. dazu die gut abgefaßten Mo— 
tive ©. 86. 


5) Motive zum ſächſ. Entw. ©. 280. 


6) Strafprozeßordnung $. 304. Die Einzelnrichter haben über 
Bergehen zu entfcheiven, d. h. über Verbrechen, welche nad 
einem Straffab von hüöftene Iehewögenttigem Gefüngniß 
beftraft werden (Straf-P.:O 
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fällten Urtbeile finder ich bereitö seit einer Reihe we 
Jahren in Italien, in Neapel, in Parma, in Piemont w 
in Toskana, ebenio wie in dem Roönigreich Der Niebe 
lande. Der Verfaſſer dieſes Aufiages har es bei all 
Reiten für Pflicht gehalten, bei Den Juriften Der genän 
ten Länter Erfuntigungen einzuziehen, um die Erfahrn 
gen über die Nothwendigfeit Der Berufung zu ſammehn 
zugleich aber hat der Verfafjer in Frankreich, Belgien w 
den Rheingegenden, in weldyen nach Dem franzöi. Ned 
Derufungen gegen correftionelle Urtheile vorfommen, d 
Stimme der erfahrenen Juriften Darüber zu jammeln g 
judht, ob Die geftattete Berufung bei dem mündlichen Be 
‚fahren als überflünig oder ſelbſt unverträglich füch ergieb 
— Tas Ergebniß der Erfundigung ift, Daß in eim 
Reihe von Fällen dies Rechtsmittel der Richtigfeitöbe 
ihwerde al3 genügend um die Vortheile der Appellatioı 
zu eriegen nicht betrachtet werden kann, Daß mande 
Strafurtheil unfehlbar in zweiter Inftanz abgeändert wei 
den wäre, wenn das Geſetz die Berufung und Damit bi 
Vorbringung neuer Beweile zur Widerlegung der Enticye 
Dungsgründe der erften Inſtanz gejtattet- haben würd 
Dei den italiäniichen Juriften ”) ift insbeiondere die Anfid 
vorherrichend, Daß der Geſetzgeber wenigſtens die af 
tion nicht in der beichränften dem franzof. Rechte nachgı 
bildeten Richtung einführen, ſondern mit Dem ausgedeh 
ten Charakter geftatten follte, welchen fie in der Gele 
gebung Neapels hat. Die Stimmen erfahrener franzof 
iher Juriſten erkennen Die Geftattung der Appellatio 


7) Die alten italienifhen Juriſten vergeffen nicht, daß nad da 
unter Napoleon bearbeiteten Geſetzbuche für das Königreli 
Italien von 1807, Art. 509— 512 gegen die auf Todes 
-lautenden Urtheile der Gerichte Appellation und ein vollftänd! 
ges mündliches Verfahren (auch mit Zuläffigfeit neuer Beweiſe 
geflattet war. 
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gen Urtheile der Richter fit wohlthätig 8) und bezeugen, 
8 die Vorfiellungen deutfcher Juriften von der Schwie- 
gkeit Der Durchführung des Mitteld im mündlichen Ber- 
hren auf irrigen Vorausſetzungen berufen und durch 
tfahrung widerlegt werden. 

Es mag unſern Leiern nicht ohne Werth ein, Den 
lang der legislativen Vorichläge in den Niederlanden 
ei Gelegenheit der Geiegesentwürfe über die Gerichts- 
rganiiation, in Bezug auf die Berufung in Strafiachen 
men zu lemen. Man überzeugt fi aus den Erflä- 
ingen der Juriften jenes Landes, daß die Anfichten ge: 
yeilt find. Während Manche, wie ſich bald ergiebt, weil 
aan einmal feit einer Reihe von Jahren im Lande fi) 
n Die Ausfchließung der Appellation gewöhnt habe, und 
iten Klagen über Strafurtheile laut würden, noch fort 
auernd Die Appellation (vorzüglich um Koſten zu eripa- 
en) ausichließen wollen, fprechen hoͤchſt ehremverthe nie: 
erländiiche Yuriften fich für Die Nothivendigfeit der Ap- 
elation (ſchon im Zufammenhange mit dem Inſtitut der 
Mticheidungsgründe) aus. In dem den Generalitanten 
m 19. Januar 1852 vorgelegten Entwurfe über Gerichts— 
tganiiation war im $. 70 entfchieden die Berufung gegen 
te Urtheile der Strafgerichte anerfannt. Dagegen ift es 
Khtig, daß in dem am 2. April 1853 vorgelegten Ge- 
Yesentwurfe eine Berufung gegen Urtheile wegen Ber- 
rechen nicht geftattet ift und Die Motive der Regierung 
erufen ſich darauf, Daß eine joldhe Berufung koſtbar jein 
rirbe wegen des zahlreichen Richterperſonals, deſſen man 
ebürfte, daß dadurch überhaupt die Koften der Juſtiz 


5) Wir berufen uns Kat Allem auf den Ausſpruch des ausgezeich⸗ 
neten Praͤſidenten Grafen Portalis (in den mömoires de l'a- 
cademie des seances. Paris 1841. vol. II. p. 962). Wir ba- 
ben in ter Schrift: Die Mündlichkeit ıc. bie Stelle abdruden 
laſſen; f. zwar darüber Walther, über Rechtsmittel S. 129. 
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vermehrt, für Die Bürger große Beläfligungen wegen wie 
derholter Ericheinung als Zeugen vor Gericht herbeige 
führt würde. Auch wird angeführt, Daß gegen Die Ein 
führung der Appellation Die bisherige Art der Rechtipre 
hung, die ſich als günftig bewährt hätte, enticheide. Ehe 
wir Die Gründe prüfen, welche für und gegen die Bew 
fung angeführt werden fönnen, ſei ed noch erlaubt, auf 
den oft von den Gegnern Der Berufung bervorgehobenet 
Punkt aufmerfiam zu macen, daß in den Ländern, ih 
welchen mündliches Verfahren eingeführt, aber Berufung 
gegen Urtheile ausgeichlofien ift, feine lagen über Dielen 
Rechtszuſtand laut werden. — In Bezug auf Die italienk 
ichen Staaten und Die Niederlande haben wir bereitö oben 
den aus zuverlälfiger Quelle geichöpften Zuftand ange 
führt. Weberhaupt aber bitten wir, nicht zu viel Werth 
auf das Schweigen der Praktiker eines Landes übe 
Mängel der Gejebgebung, oder auf ihre Gutachten, die 
jich für Beibehaltung des DBeftehenden ausiprechen, zu le 
gen. Denn die Richter kommen nicht leicht in Die Lage, 
Stimmen zu hören, daß man mit ihrem Urtheile unzufde 
den war, oder Daß durch Appellation Grund zur Abände 
rung des Urtheild eingetreten wäre. Die ausgezeichneten, 
gewiffenhaften Richter werden von der Richtigkeit ihre 
Urteile überzeugt fein, Die mehr gleichgültigen Richter 
werden leicht verleitet, Die Appellation für überflüffig zu 
erflären, weil fonft eine größere Geichäftslaft entfieht umd 
die von ihrer Weisheit und Unfehlbarkeit zu ſehr einge 
nommenen Richter find Gegner der Appellation, weil durch 
die Abänderung Des Urtheils Teicht ihr Anſehen leiden 
fönyte. Auf Die Stimme der Anwälte, wenn fie gegen Die 
Appellation in Strafiachen jich erklären, wirft oft um 
bewußt die Rüdficht ein, daß durch die Berufung ihre 
Geichäfte, für die fie (da die Mehrzahl der Verurtheilten 
arm ijt) feine Gebühren erhalten, ſehr vermehrt würden: 
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i der Berufung auf die Erfahrungen von Braunichweig 
18 bemerkt werden, daß Die dortigen Obergerichte, wenn 
in Strafiachen richten, nur in ſehr beichränfter Com⸗ 
tenz urtheilen, da Die meiften Nerbrechen vor die Ge 
wornen gehören, vorzüglich aber wirkt in Braunichweig 
ich den Zeugniffen der erfahrenften Verionen das Erfor- 
rniß hoͤchſt wohlthätig, Daß auch die Strafurtheile Der 
taatsrichter auf Einftimmigfeit berufn müffen. Wir 
id ichuldig zu erflären, daß wir ebenjo Urtheile ung 
wftellen koͤnnen, welche Staatsrichter fällen und allge- 
eines Vertrauen genießen und verdienen, jo Daß fein Be- 
irfnig der Geftattung einer Berufung fich geltend macht. 
in jolcher glüdlicher Zuftand ift aber wejentlich bedingt 
urch gewiſſe Vorausfegungen und zwar 1) in Bezug 
uf Die Bejegung des Gerichts. Je größer die Zahl 
er Richter ift, Defto mehr wird Das Urtheil, für weldyes 
ah jorgfältiger Abwägung jo viele ehrenwerthe Fenntniß- 
Äde und erfahrene Richter fich ausſprachen, auf allge 
keines Vertrauen rechnen koͤnnen. Daß Dies bei einem 
tollegium von 3 jelbft von 5 nicht leicht Der Fall ift, be- 
zeift fich leicht, weil die Stimmeneinheit, mit der man 
ich begnügt, eine zu Eleine Zahl von Männern für fich 
at, deren Ausipruch die Bürgichaften enthalten fol, daß 
8 Urtheil ein der Wahrheit entiprechendeds war. Un- 
bar würde Daher Stimmeneinhelligfeit oder doch die 
irderung von zwei Drittel der Stimmen (bei größerer 
lichterzahl) Dazu beitragen, dem Urtheile Vertrauen zu 
hern. 2) Dies Vertrauen wird um jo mehr begründet 
in, wenn Die allgemeine Weberzeugung vorhanden iſt, 
iß in Bezug auf die Anftelung der Richter nur Die 
üdficht auf Die zum Nichteramte nöthigen Eigenichaften 
B Geiftes und des Gemüths, und Feine Rüdficht auf 
slitiiche Geſinnung leitete, Daß auch die Stellung ber 
ichter in Bezug auf Entlaffjung und Berjegung eine 
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ſolche ift, Daß die vollite Unabhängigkeit ald gefichert be 
trachtet werden fann. 9) Kommt dazu, DaB ausgedehnter 
Rekuſationsrechte, al8 fie in unſeren Belegen fich finder 
den Angeflagten gewährt werden und ift Die Zahl be 
politiichen Prozeſſe Hein, iv Daß wegen der faft unvermeit 
lichen Unbeftimmtheit des Ihatbeftandes dieſer Werbrede 
und der Schwierigkeit Die richtige Grenze von Recht wm 
Unrecht zu finden Die Richter nicht in Die Lage komme 
daß ihre Strafurtheile mit der Beiorgniß betrachtet wer 
den, Daß auf die Richtenden höhere Einflüffe oder Pa 
theienanfichten eimwirften, jo werden auch von Staatsrid 
tern Urtheile gefällt werden, in Anſehung deren wede 
Mistrauen nody der Wunſch fich geltend macht, daß Be 
rufung gegen dieſe Urtheile zulaͤſſig fein ſollte. 10) Allen 
wenn man von dieſer Seite gegen Ausſchließung der Appel 
lation feine Einwendung zu erheben Urſache Hat, ſo lieg 
zur Prüfung noch eine andere wichtigere Frage vor: ob bu 
jeit Jahrhunderten ald Die wichtigfte Garantie gegen Ir 
thümer der Richter und ald Mittel der Abhülfe mer 
kannte Seftattung der Berufung gegen Lirtheile bei den 
neu eingeführten mündlichen Verfahren entbehrlidy wird 
weil Dies Verfahren andere genügende Garantieen gewährt 


9) Die Einrichtungen, nad welchen in manchen Laͤndern erft ned 
einer gemeflenen Reihe von Jahren Richter unentlaßbar wer 
den, fowie die Einrichtung, nach welcher Richter beliebig verfeh 
werben fönnen und die neueren Disciplinargefeße find nicht g 
eignet, das DBertrauen auf die Unabhängigkeit der Richter gt 
börig zu fihern. 


10) Bir find fhuldig, zwei Länder anzuführen, England und Bel 
gen, in welchen, wenn man mit verftindigen und freifinnige 
Bürgern fpricht, ein ſolches Vertrauen zu den Staatsrichter 
fi) fund giebt, daß fie ihren Urtheilen unbedingt fo gut, al 
den Bahrfprüden der Gefhworenen trauen. Diefe Erjcheinun 
aber ift die Folge der günftigen, die vollfte Unabhängigkeit de 
Richter fihernden Stellung und der politifchen Zuftände biefe 

änder. 
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) der Mangel der Berufung durch andere zuläſſige 
echtsmittel hinreichend eriegt wird und ob überhaupt mit 
m mündlichen Verfahren Die Geftattung der Berufung _ 
rträglich ift. 


Man bemerkt, daß die Geſetze der Staaten, in wels 
en Staatsrichter Über ſchwere Verbrechen ohne Berufung 
rtheilen, doch gegen Die von den correftionellen Richtern 
nd von Einzelnrichtern gefällten Urtheile die Berufung 
ulaſſen. Man fragt billig, worin Die Gründe liegen, aus 
nichen das Geſetz, wenn es erkennt, daß in den eben 
zeichneten Straffällen die Berufung ein Mittel ift, die 
Befahr richterlicher Irrthümer abzuwenden, Died Mittel 
nicht auch in den jchwerften Straffällen, in Denen Die 
Klimmen Folgen irriger Urtheile noch Ddrüdender jind, 
gewähren ſoll. Die. Rückſicht auf Die durch Geftattung 
der Berufung vermehrten Koften kann kein befriedigender 
Grund fein, weil jonft in Der Conſequenz jeder Kortichritt 
in der Gerishtöverfafjung und dem Verfahren gehinvert 
würde und weil die Bürger ein Recht haben zu verlangen, 
daß wenn auch Die Koſten vermehrt werden, eine Juſtiz 
gewährt werde, welche Die Gerechtigkeit der Urtheile fichert, 
m jo mehr als aud) Das öffentliche Intereffe fordert, 
dab fein ungerechtes Urtheil gefällt und fein Mittel ver- 
Weigert werde, welches Dazu Dienen kann, Die Gerechtigkeit 
der Strafurtheile zu verbürgen. Schwerlich kann e8 dem 
genden Menſchenverſtande begreiflich gemacht werden, 
Barum man in Straffällen, in welchen bis fünf Jahre 
Sefängniß oder Zuchthaus bis drei oder Arbeitshaus bie 
echs Jahre erfannt worden, Berufung zuläßt und in Den 
hoͤhern Strafen ſie nicht geſtattet. Wer es weiß, auf 
velchen ichwanfenden, zufälligen Grundlagen die Einthei- 
ung in fogenannte Vergehen, bei welchen Berufung ge- 
tattet wird und in Verbredyen, bei denen fie audgelchlof- 

Archiv v. Er. R. 1854. II. St. 8 


300 Ueber den gegenw. Standpunft der Strafgefeßgebung ıc. 


jen fein fol, beruht. 11) Es icheint unbeftreitbar richt 
zu fein, Daß wenn eine Geſetzgebung, 3.3. die franzoſtſe 
und die ihr nacdhgebildeten deutſchen gegen Strafurtkel 
welche von Staatsrichtern gefällt werden, Berufung gef 
ten, weil fie Died zur Erzielung gerechter Urtheile ob 
doch des nöthigen Vertrauend für nothiwendig halten, we 
fie bei Urtheilsfällung durch Staatsrichter nicht Die &a 
rantieen vorhanden finden, deren Dafein bei Urtheilen de 
Geſchwornen die Ausfchließung der Appellation rechte 
tigt, diejenigen Geſetzgebungen, weldye alle Strafiade 
an Enticheidung der Staatsrichter weifen, auch folgeridfi 
die Berufung zulaffen müßten. 

Es mag, um Schlußfolgerungen abzuleiten, belehren 
fein, Die Ergebniffe der ftatiftifchen Tabellen der Laͤnde 
mitzutheilen, in welchen gegen Urtheile wegen Bergehe 
Appellation zuläjfig if. In Frankreich wurden” va 
3,675,362 Urtheilen, welche von Zuchtpolizeigerichten ge 
fällt wurden, gegen 163,771 Appellation eingelegt (ch 
96 von 1000). Man nimmt in Frankreich an, daß duch 
ichnittlich jährlich Die Hälfte der Urtheile erfter Inſtan 
von den Appellationdgerichten beftätigt werden. In ba 
Jahren 1826 bis 1830 wurden 537 Urtheile beftätig 
und 463 abgeändert; von 1831 bis 1835 553 beftätigt 
447 geändert; von 1836 bis 1840 wurden 585 beib 
tigt, 415 geändert; von 1841 bis 1845 erfolgten GM 
Beftätigungen und 396 Abänderungen; von 1846 W 
1850 610 Beftätigungen und 390 Abänderungen. 3 


11) 3. B. nad dem franzöftfchen Code if da, wo Jemand ea 
Andern verwundet, der neunzehn Tage arbeitsunfählg wi, 
ein Vergehen, wenn die Verwundung zwanzigtägige tr 
nach fich zieht, ein Berbrechen vorhanden. Im erften Falle 
gegen das Urtheil Appellation Statt. Noch mehr zeigt id de 
ſchwankende Grundlage, wenn z. B. nad) den deutjchen Geh 
büchern Diebftahl, Betrug, Unterfchlagung nad) dem Betrag 
abgefluft werden. 
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ezug auf 49,549 PVerurtheilte, welche im Laufe der 
ahre 1826 bis 1850 die Berufung ergriffen, wurde in 
veiter Inſtanz die Verurtheilung aufgehoben und Los— 
rechung erkannt, während bei 31,093 die im erften Ur⸗ 
eile erkannte Strafe vermindert wurde. Im Jahre 1851 
urde bei 6187 Berurtheilten in zweiter Inftanz das Ur: 
il beftätigt, in Bezug auf 7431 PVerurtheilte wurde:in 
veiter Inftanz Losiprechung ausgefprochen, gegen 1422 
ie erkannte Strafe herabgefeßt. . 

Im Königreihe Belgien!?) wurden in den Jahren 
836 bis 1849 6476 Berufungen eingelegt, während im 
zanzen 218,711 Urtheile von den Zuchtpolizeigerichten ge- 
Kt wurden. Die Zahl der Appellationen hat ſich ge- 
undert; während 1837 noch 718 Appellationen eingelegt 
irden, betrug 1849 die Zahl nur 562. In 3626 Fäl- 
m erging in zweiter Inftanz eine Beftätigung, in 2775 
fällen eine Abänderung des Urtheild. Man rechnet, daß 
n Belgien durdyfchnittlid, etwas mehr als 3 Urtheile von 
00 durch Berufung angegriffen werden, 11 von 100 Ap- 
ellanten bewirften, daß in zweiter Inftanz ihre Verurthei- 
mg aufgehoben und 12 von 100, daß die Strafe ge 
aindert wurde. 

Im Rönigreicdh Der Niederlande wurden im Jahre 
1847 von 100 Uxtheilen, gegen welche Berufung ergrif- 
ii war, in 56, 1848 in 50, 1849 in 52, 1850 in 56, 
851 in 50 Fällen in zweiter Inftanz beftätigt, wogegen 
1857 von 100 42, 1848 47, 1849 44, 1850 3, 1851 
8 Urtheile abgeänbert wurden. 

Im Königreihe Baiern lehrt Die Tabelle über Die 


2) Bir entlehnen biefe Nachrichten aus ber ausgezeichneten Arbeit, 

welche unter dem Titel: Expose de la situation du Royaume. 

- Periode decenale. Bruxelles 1852, von der ftatifttfehen Cen⸗ 

traleommiffion bearbeitet wurde. p. 393—95 finden fidh bie 
Nachrichten über die Appellation in Zuchtpolizeifällen. 


a” 
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Ergebniffe der in der Rheinpfalz vorgefommenen Appell 
tionen, !3) Daß von 1833 bis 1849 die Zahl Der Beruf 
gen gegen Zuchtpolizeiurtheile ſchwankend ift. Während i. 
1833 in 128 Broceturen Appellationen eingelegt wurd 
fanf die Zahl 1836 auf 116, 1837 auf 117, 1848 
125, und ftieg 1849 wieder auf 178. Völlig abgeänk 
wurden (209 Perſonen hatten Berufung ergriffen) 2 
theilweife abgeändert 15, 87 Urtheile wurden beitätl 
Im Jahre 1846 ergriffen 196 Perſonen die Appellatie 
40 bewirkten die völlige, 18 die theilweile Abänderm 
des erften Urtheild, in Bezug auf 107 erfolgte Beſta 
gung; von 288 Perjonen, welche 1849 appellirten, ı 
langten 39 die völlige, 22 die theilweile Abänderung d 
Urtheils. 117 Urtheile wurden beftätigt. 

Es ift zu bedauern, daß die Tabellen nicht mehr : 
Einzelnheiten eingehen, 3. B. in wie vielen Fällen die A 
änderung des Urtheil3 erfolgte, weil das Obergericht Di 
Schuldbeweis nicht Hergeftellt fand, in wie vielen FA 
wegen Anerkennung der Unzurechnungsfähigfeit des Ang 
Elagten, bei wie vielen Urtheilen wegen des mangelnd 
Strafgeiebes, in wie vielen Fällen das Strafmaß he 
abgelegt wurde. Nur eine Tabelle 14) Tiefert wenigfta 
die Nachweifung, in wie vielen Fällen bei dem rhet 
pfälzifchen Appellationdgerichte die im erften Urtheile e 
fannte Strafe herabgefeht wurde. Im Jahre 1843 wu 
den von 138 verurtheilenden Erkenntniſſen 29, 1844 u 
139 32, 1845 von 159 33, 1846 von 131 16, 1 
von 185 30, 1848 von 136 23, 1849 von 147 16, 18 
von 181 24, 1851 von 151 16 und 1852 von 168 1 
UÜrtheile gemildert. 


13) v. Hermann, Deiträge Fa Statiftif des Königreichs Baiern 
München 1853. ©. 


14) Mitgetheilt vom Herrn Abxellationsrath Merkel in Zwetbrüde 
im Gerichtsſaal 1853 U. ©.5 
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Die bisherigen Mittheilungen find auf jeden Sal 
tiofern belehrend, als fich ergiebt, daß auch in Ländern,. 
ı Denen mündliches Strafverfahren befteht, in dem freilich 
ur beichränften Kreiſe der Vergehen die Berufungen häu- 
g in aweiter Inftanz eine Abänderung des erften Urtheils 
erbeiführen und jo bewirken, Daß Die im erften Uxtheile 
egende Rechtsverletzung abgewendet wird. Die Tabellen 
Agen aber auch, daß für den Staat der von Manchen 
efürchtete Nachtheil nicht eintritt, weil theils gegen Die 
Rehrzahl der Urtheile überhaupt feine Berufung ergriffen 
Krb, theils Die Mehrzahl Der Appellationen die Beftäti- 
ung des Urtheild zur Folge hat. Der Grund, aus wel- 
hem jo wenige Appellationen vorfommen, liegt theild darin, 
aß an den correctionellen Gerichten in Frankreich viele mit 
jeringen Strafen bedrohte Hebertretungen einzelner regle- 
nens, oder Berlegungen von Geſetzen über Abgaben, 
über Forfte, über Fifcherei geweien find, wo der Berur- 
Heilte ebenio wie in vielen Fällen, in Denen nur geringe 
Strafen erfannt wurden, Fein oder geringes Intereffe hat, 
Berufung zu ergreifen. In anderen Fällen (mo eben 
eine große Etrafe gedroht if) wird häufig ein Geftänd- 
#6 abgelegt oder die Verurtheilung beruht auf einfachen 
laren Beweiſen oder auf den geſetzlich vollen Glauben 
egründenden PBrotofollen gewiffer Beamten. Die Haupt: 
Ue in welchen Berufungen vorfommen, 15) find Chebrud) 
von 24 Berufungen erfolgte in 6 Abänderung des Ur- 
heile), Mißbrauch des Vertrauens (die Unterſchlagung 
wach deutſchem Strafrecht), von 104 Berufungen erging 
änderung in 46, Betrug (von 195 Berufungen bewirk- 
m 67 eine Abänderung), Bankerott, einfacher (in 19 


b) Aur in der oben Note 12 angeführten belgifchen Statiftif p. 
395 find Appellationen auch nad) den einzelnen Vergehen, bie 
den Gegenſtand des Prozeſſes bildeten, aufgeführt. 
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Fällen wurden Urtheile geändert, in 25 beftätigt). Wegen 
Keörperverlegungen wurden 1476 Berufungen eingelegt 
(639 hatten Abänderung, 837 Beftätigung zur Folge). 


Wegen fahrläffiger Tödtung wurden 27 Urtheile abgeän 


dert, 38 beftätigt. Wegen Diebftahl (ohne erſchwerende 
Umftände) ergingen auf eingelegte Berufung in 1239 Ar 
len Abänderung des Urtheild in 476 und Beſtätigungen 
in 765 Fällen. Wegen calomnie und diffamation 
wurden in zweiter Inftanz 60 Urtheile abgeändert, 77 
beftätigt. 

Sammelt man die Erfahrungen der PBraftifer in Be 
zug auf Die Gründe, aus welchen die Abänderung de 


— — 


Urtheils ergeht, ſo bilden die Fälle, in welchen das zweite 


Gericht findet, daß das erſte mit Unrecht eine Handlung 


beſtrafte, während fein Strafgeſetz da war, bei manden - 


Gerichten Die größte Zahl; bei Körperverlegung liegt Der 
Grund der Milderung gewöhnlid darin, Daß Das Dafein 


der Provokation befler nachgewiejen oder von Den Ober . 
gerichten befler gewürdigt wurde, oder Das Gericht Die 
Mishandlung für geringer annahm; allein nur jelten m 
folgt Die völlige Abänderung des Urtheild aus dem Grunde, - 


weil das zweite den Schuldbeweis nicht annimmt, entwe j 


ber weil der Angeklagte Beweiſe für Das alibi oder über 
Haupt Entlaftungsbeweile vorbringt, oder weil nachgewie⸗ 
jen wird, daß die Indicien, auf welche das vorige Urtheil 


gebaut war, auf ungemügenden Beweifen beruhte, ober ber 


Daraus abgeleitete, Die Schuld annehmende Zufammenhang 
fih auf andere Art erklärt. 


Wenn dennoch ehrenwerthe, gewiflenhafte Männe 


die Berufung nicht geftatten wollen, fo tft es Pflicht, bie 
Gründe dieſer Anficht, Die am beften in der trefflichen 
Schrift von Walther und in den Motiven zum ſächſiſchen 
Entwurfe enthalten find, näher zu prüfen. Dieſe Gründe 
find folgende: 1) Der Zwed der Berufung ſei der, daß 


Ueber den gegenw. Standpunft der Strafgefeßgebung ıc. 305 


er obere Richter das Urtheil des unteren Richter prüfe und 
aß juriftiiche Irrthümer, d. 5. unrichtige Anwendungen 
es pofttiven Rechts oder des Geſetzes zu verbeffern find. 16) 
Da aber, wo dem höheren Richter nicht die nämlichen 
Raterialien vorgelegt werden koͤnnten, nad) welchen der 
re Richter entichied, könne auch Feine Prüfung ald mög: 
Ib angenommen werden und die Entſcheidung des Rich⸗ 

ers über Die Thatfrage, welche ihm im mündlichen Ver: 
ahren obliege, fei feine juriftiihe Funktion, fondern eine 
werjuriftiiche, nämlicy Die des Geichwornen. 2) Die in 
vem früheren Verfahren geftattete Berufung hing mit der 
amaligen gefeglichen Beweistheorie zufammen, an weldye 
der erite Richter gebunden war und wo ed dem Oberrid)- 
ter leicht wurde, zu prüfen, ob nach den gefeglichen Be: 
weisnormen der vorige Nichter richtig geurtheilt Habe, wo⸗ 
gegen im mündlichen Verfahren nad) aufgehobener Beweis- 
theorie Diele Prüfung Dem oberen Richter unmöglich ift, 
weil er nicht weiß, auf welche Gründe das aus freier Üe- 
berzeugung hervorgegangene Urtheil gefällt wurde, warum 
der erfte Richter den Beweis der Schuld annahm. 17) 
%) Eine Prüfung des vorigen Urtheild wird im mündli- 
Gen Verfahren ſchon deswegen unmöglich, weil eine voll- 
Rindige Reproduction des erften Verfahrens nicht erwartet 
werden Fann. 13) Schon überhaupt muß von dem Ein- 
Äafle der Zeit, welche von der erften Ausjage des Zeu- 
gm an bis zu jeiner neuen Vernehmung in der Beru— 
fangs-Inftanz verfließt, ein ichlimmmer Einfluß befürchtet 
werden; weil auf Die Zeugen Die Gefpräche mit ande: 
tim Berfonen, die Bemühungen der Verwandten und 





16) Walther, die Rechtsmittel S. 116. 120. Motive zum fähl. 
Entw. S. 281. 


M) Walther, ©. 122, ſächſ. Motive ©. 285. 
18) Walther, S. 126, fühl. Motive ©. 284. 
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Freunde des Verurtheilten wirfen und manche Modification 
der früheren Ausſagen hervorbringen werden. Won der 
Untreue des Gedächtniffed des Zeugen, Der nad) längerer 
Zeit ſich nicht mehr an alle Einzelnheiten genau erinnert, 
ift mandye unwahre Ausfage in der zweiten Inftanz zu 
erwarten, und in Ballen, in denen Der Zeuge nach dem 
erften Urtheile ſtirbt oder verreilt, geht ohnehin oft en 
höchft wichtiger Beweis, der dem erften Richter vorlag, ver⸗ 
loren. 

4) Auf die Enticheidungdgründe des erften Urtheils 
fann fein Material gebaut werden, welches dem Ben 
fungsrichter wichtig werden kann. 

5) Wollte man neue Beweiſe in der zweiten Inſtanz 
zulaffen, 3. B. Zeugen, io fönnte dann ſolche Zulaffung , 
nur aus einer Begrifföverwirrung erflärt werben, 19) weil 
die Aufftelung der zweiten  Inftanz nur den Zwechk hut, 
irrthümliche oder fehlerhafte Enticheidungen des erften 
Richters zu verbeflern, und die Enticheidung bei weränder 
ter Sachlage eigentlich eine erfte Entſcheidung fein würde = 

6) Die Berufung ift in Dem mündlichen Verfahren 
völlig entbehrlich. Während fie im früheren jchriftlichen 
geheimen Verfahren Mittel fein mochte, die vichterlichen 
Irrthuͤmer zu verbeffern, bietet Das neue mündliche Vers | 
fahren andere befiere Garantien dem Angeklagten. 2% Schon 
in der förmlichen Worunterfuchung liege ein genügender 
Schutz; durch die mündliche Hauptverhandlung hat ber 
Verteidiger Hinreichende Mittel, Die Beweiserhebung ju 
controliren, darauf felbft (3.3. durch Fragen an Die Jew 


19) So fagt Walther ©. 126, fähf. Motive S. 286. 


20) Die Motive zu dem preußifchen Gefepentwurfe von 1852 recht⸗ 
fertigen die Ausfchließung der Berufung auch dadurch, daß die 
Gründe, welche bei Bergehen und Webertrefungen bie 
sun ber Berufung zu rathen fcheinen, nicht bei Verbrechen 
paflen. 
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m) zu wirken, und die urtheilenden Richter find ficher, 
ıB ihnen die Ausjagen der Angeichuldigten und Zeugen 
t vollem Umfange vorliegen und die Nidyter Durch eigene 
nmittelbare Wahrnehmung von dem Beweismaterial un: 
rrichtet werden. 21) . Der Angeklagte kann fich bei Die- 
m Verfahren nicht beichweren, weil nicht bloß, ehe Das 
jerweilungserfenntniß gefällt wird, die genauefte Prüfung 
er Sache vorgenommen wird, fondern auch der Ange: 
huldigte gegen das Verweifungserkenntniß das Recht der 
3erufung hat. 

7) Geftattet das Gele Die Berufung des Verurtheil- 
n, jo muß es auch dem Staatsanwalt Das Necht geben, 
zerufuͤng zu ergreifen; geftattet man aber dies, io leidet 
er Angeklagte manche Härte, wenn gegen jeine Freiſpre⸗ 
Jung oder gegen Die zu milde Strafe des erften Urtheils 
uf den Grund der Berufung des Staatsanmwalts der Aus- 
jang Der zweiten Verhandlung für den Angeichuldigten 
chlimmer werden kann. 22) 

8) Die Berufung wird entbehrlich, ſobald Die Nich— 
igkeitsbeſchwerde gehörig geordnet und wegen neu aufge 
undener Beweile das Nechtömittel der Reviſion (oder 
Wiederaufnahme) geeignet erweitert wird. 28) 

Eine genaue Prüfung diefer Gründe wird lehren, 
daß fie auf grundloien Vorausfegungen beruhen und daß 
für Die Begründung des nöthigen Vertrauend zur Straf 
sechtöpflege, nach welcher den Staaterichtern Die Urtheils- 
Allung überlaffen wird, die Verbannung der Berufung 
teine heilſame Einrichtung jein würbe. 2*) 


21) Sad. Motive ©. 283. 
22) Sächſ. Motive ©. 287. 
33) Sächſ. Motive S. 289. 90. 


4) Wir freuen uns, aus dem eben erfchienenen Auffage in Ge⸗ 
richtsſaal 1854, Aprilheft S. 288 zu fehen, daß der erfahrene 
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1) Schon die Anficht, welche Die Gegner der Berw 
fung über den Zwed dieſes Rechtsmittels aufftellen, kann 
nicht gebilligt werden. Die Prüfung der Obergerichte, ob 
der vorige Richter gerecht geurtheilt habe, ift zwar ein. 
Mittel, durch welches der Zwed der Berufung erreicht 
wird; fie ift aber nicht felbit der Zwed. Die Geſchichte 
lehrt, daß überall bei Geftattung der Appellation der 
Zwed vorſchwebt, Dadurch eine Garantie zu geben, duch 
welche ficherer die Wahrheit hergeftellt, der Nachtheil 
möglicher Ginfeitigfeit oder Irrthums der Gerichte abge: 
wendet, dem Angeflagten Die Beruhigung gegeben werde, 
daß er auf den Grund wiederholter Prüfung und nad: 
tem ihm möglich gemadyt wurde, Das erfte Urtheil in 
jeinen Elementen anzugreifen, verurtheilt wurde, und daß 
die bürgerliche Geſellſchaft das erhöhte Vertrauen habe, 
Daß ein gerechted Urtheil gefällt wurde; Daraus erklärt 
jich, daß bei der Ausbildung des Rechts dem Appelliren 
den 25) von dem Geſetze Die Befugniß, neue Beweije vor 
zubringen, gegeben wird, was hinreichend beweift, daß der 
Gejeßgeber nicht beabfichtigt zu erfahren, ob der erfe 
Richter gerecht gerichtet habe, fondern Daß Der Zweck vor 
ichwebt, Daß nur nach allen Aufflärungen und Beweiſen, 
die in der Sache vorgelegt werden Fönnen, durd die wie 
derholte Prüfung der Sache ein gerechtes Urtheil gefällt 
werde. Die Gründe aber, auf welchen die Vortheile der 
Berufung zur Erreihung dieſes Zwecks beruhen, liegen 
a) in der Art der Beſetzung der Obergerichte, theild ir 
jofern fie aus einer größeren Zahl der Richter beftehen, 
als Die Gerichte erfter Inftanz, theild die Mitglieder des 


und kenntnißreiche Arnold gleichfalls die Velbehaltung der De: 
rufung für nothwendig erflärt. 


25) Was im Civilprozefie gilt, muß ebenfo auf das Strafrecht u" 
gewendet werden fönnen. 
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Obergerichts aus der Mitte Der Richter oder ausgezeich⸗ 
neter Anmwalte genommen find, welche durch lange Erfah: 
rung vorzügliche Gewandtheit in der Rechtsanwendung 
erlangten; b) in der Art der Berathung, indem erfah- 
rungsmaͤßig bei den Obergerichten in der Regel eine Sache 
veflicher und genauer erwogen wird, 26) als Dies in Der 
Regel bei den Untergerichten wegen des großen Geichäfts- 
drangs moͤglich ift; c) in der Art der Stimmung der 
Oberrichter, Die aufgefordert zur Prüfung eines ihnen vor: 
liegenden Urtheils, leichter in Der Lage find, Die in Diefem 
Urtheile liegenden Gründe mit denjenigen, welche zur Wi- 
derlegung angeführt werden, vergleichen zu fönnen und fo 
kichter vor Einjeitigfeit der Auffaffung bewahrt werden; 
d) in der Beichaffenheit der dem Obergerichte vorliegen: 
den Materialien, indem, wie wir zeigen werden, Die Ente 
: Meldungsgründe des erften Urtheils trefflich geeignet find, 2”) 
te Grundlofigfeit dieſes Urtheild zu. zeigen und Beweiſe 
mÄefern, Daß das Urtheil auf irrigen Grundlagen be: 
ruhte. 

2) Nicht zuſtimmen kann man der oben angeführten 
Anicht, Daß die Berufung mit der geieglichen Beweis- 
Heorie zuiammenhänge und nady Aufhebung derſelben Die 
F Oberen Richter nicht wiffen können, auf welchen Gründen 
4 28 nach freier Ueberzeugung gefällte Uxtheil der erften 





26) Wir bitten in diefer Hinficht die Erklärung des Herrn Merkel 
im Gerichtsfaal 1853 TI. ©. 504 zu beaditen. 


27) Walther (über Rechtsmittel) S. 138 hat zwar auf eine ſcharf⸗ 
finnige Weife die Unrichtigkeit diefer Anficht zu zeigen gefucht; 
allein feine Gründe beruhen theils auf der (fchon im vorigen 
Hefte des Archivs widerlegten) Anficht von der geringen Be— 
deutung der Entſcheidungsgründe, theils auf der VBorausfeßung, 
dag in der Berufungsinftanz Feine neuen Beweife zugelaflen 
werben follen, theils auf einer, (der Erfahrung wiberftreiten- 
den) VBermuthung, daß jeder Angeklagte fich ſchon in erfter 
Inftanz fo gut als möglich vertheidigen und alle Mittel brau— 
hen werde. 
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Richter beruhte. Jeder Geſetzgeber muß nämlidy voram 
ſetzen, daß Die Staatsrichter zwar nicht nach gejeßliche 
aber nad) jenen Regeln, welche als tie zuverläifigften p 
Entdeckung der Wahrheit: von der Vernunft nachgewi 
ien find, Die Beweile prüfen. Daß aber ed möglidy I 
und gefordert werden muß, 28) daß die Richter in We 
Gründen über Die geiftige Operation ſich rechtfertigen 
durch welche fie zur Annahme des Schuldbeweiſes ge 
lahgten, ift jchon im vorigen Hefte des Archivs nachge 
wieien. 29) 

3) Wenn die Gegner einen jo enticheidenden Wertl 
Darauf legen, daß bei der mündlichen Verhandlung in de 
Berufungsinftanz eine Reproduction des Verfahrens be 
erften Inftanz nicht möglid) ift, fo kann nicht verfann 
werden, daß in einer gewiflen Hinſicht dies häufig de 
Fall ift; allein Die Gegner überichägen Das Gewicht bie 
ſes Verhältnifies 8%) und beachten nicht genug die Erſah⸗ 
rungen der Appellationsgerichte z. B. in Franfreich und 
in den Rheingegenden. Es darf nicht überjehen werben, 
daß in vielen Fällen der Berufung ed nur auf eine jutk 
ſtiſche Beurtheilung anfommt, wo der Appellirende dad 
Urtheil in Bezug auf den Schuldbeweis nicht angreift; ab 


— — — — — un 


28) Sehr gut iſt von dem erfahrenen Verfaſſer der Motive zum 
heffifchen Entwurfe ©. 87 gezeigt, daß die Aufhebung der ge 
jeßlihen Beweistheorie ver Geftattung der Berufung nicht ent 
gegenftehe. 

29) Archiv 1854 ©. 145. 


30) Indem oben Note 1 angeführten englifchen Gefepes- Entwurf 
über new trial von 1853 {ft daher vorgefchlagen, daß der Rich 
ter wenigftens bei Verhandlungen über Bapitalverbrechen einen 
Reporter aufftellen foll, ver genau in der Sigung Alles auf 
eichnet und daß wenn ein Zeuge, der in der Sitzung auslagkt, 
* ſtirbt oder wegen ſeiner Entfernung nicht vor Gericht 
gebracht werden kann, ſeine Ausſage in der erſten Verhandlung 
ne dem Prozeß über new trial als Beweis gebraucht werben 
oll. 


|, 
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lein wo auch Die Alppellation Darauf gerichter ift, daß Das 
Gericht mit Unrecht den Angeklagten für ichuldig erfannte, 
wird in vielen Fällen der Appellivende nicht beftreiten, dag 
die Zeugen eine gewiffe Ausiage machten, er wird aber 
zeigen, Daß ein Zeuge wegen feiner periönlichen Verhält- 
niffe unglaubwürdig ift, vder daß jeine Ausiage durch an- 
dere Zeugen widerlegt wird, oder daß die Richter aus jei- 
nen Ausfagen zu viel ableiteten, ober Daß auf den ange- 
führten Indicien fein genügender Beweid gebaut werben 
kann. In diefen Fällen erfahren Die Oberrichter Durch den Die 
Ergebnifje der Beweiſe treu darftellenten, Die VBerhandlun- 
hmgen einleitenden Vortrag des Nichterd Den Stand ber 
Beweiie und erhalten genügende Materialien ihrer Urtheils⸗ 
Allung, wenn fie Die auf Widerlegung des Urtheils berechne: 
ten Ausführungen des Vertheidigers, Die neuen Beweiſe hören, 
auf die in den Akten und Enticheidungsgründen aufgezeichne- 
tn Ausfagen in der erften Verhandlung 31) bauen. Wenn 
nicht zu leugnen ift, daß der Ablauf Der Zeit von einer Ver: 
Bandlung zur andern einen ſchlimmen Einfluß oft auf Die 
Zeugenausiagen ausübt, jo beachte man, Daß auch da, wo in 


der erften Inftanz der am 6. Jan. 1851 vor dem Unterju- 


chungsrichter ausjagende Zeuge in der öffentlichen Sitzung 
am 12. Dec. 1851 (oft wohl noch Ipäter) ausiagen muß, 
der nämliche ichlimme Zuftand eintritt. Muß man aud) 
zugeben, daß in Bezug auf die vollftändige Reproduction 
der Verhandlungen in einzelnen Fällen Unvollkommenhei⸗ 
ten und Mängel 82) eintreten, jo berechtigt Dies doch nicht, 





31) Die Gegner beachten nicht geyug die Sitte, z. B. in Frank⸗ 
reich, nach welcher der Vertheidiger nicht felten den Antrag 
ſtellt, daß in dem vom Gerihtsfhreiber geführten Sitzungs⸗ 
protofolle eine gewifje wichtige Zeugenausfage (vorzüglich wenn 
der Seuge von feiner vorigen Ausfage abweicht) amtlich bemerft 
werde. 


32) Aud bier vergißt man, daß in unferen Verhandlungen häufig 
die Ausfagen abweſender Zeugen vorgelefen werben (mas wir 
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deswegen Die Berune:y zu verbannen, währen? jeder Ric: 
ter zugeben mus, daß Lies Minel Tod in vielen Fäl—⸗ 
len tie Fortwwirkung har, Das Urtbeile verbenert werden, 
welche einen Unichultigen tcaten oder eine ungerechte Strafe 
aufgelegt baber mürten. Man muß mit Schreden daran 
Denfen, Tas in einem Gerichte von fünf Richtern eine 
Mebrkeit ven Treien inarpellabel fie Todesſtrafe oder 
Zuchthaus von zwanzig Jahren ausiprechen fann und wi 
bitten ftatt vieler Fälle, die wir anführen könnten, mu 
zmei neuerlich vorgefommene zu beachten, in welchen ef 
in zweiter Inftanz ein zum Tode Berurtheilter, Den Das 
erfte Gericht als zurechnungstähig erflärte, auf Den Grund 
neuer ärztlicher Unteriuchung als unzurechnungsfähig frei 
geiprochen wurde, 33) währent in einem andern Yalle ein 
auf Ten Grund des Indicienbeweiled zu lebendlänglichen 
Zuchthaus Werurtheilter in zweiter Inftanz völlige Los⸗ 
ipredhung erhielt. 34) 

4) In Bezug auf den Zujammenhang der Entide 
Dungsgründe mit der Berufung wird Geber, der jelbk oft 
Vertheidigungen in zweiter Inftanz führte oder über Be 
rufungen zu urtheilen hatte, zugeben muͤſſen, Daß in ge 
hörig abgefaßten Enticheidungsgründen 35) nicht ſelten die 
beften Mittel liegen, eine Berufung zu begründen, berm 















nn En _ —_ 


zwar für widerſprechend dem Princip der Mündlichfeit ie 1“ 
ten). Wo es aber auf Benutzung von Ausjagen des Zeug, 
welche er bei der Sigung in erfter Inftanz ausfagte, in zwe 
ter Initanz anfommt, muß beachtet werden, daß Bier her Jens 
unter der Gontrole des Angeflagten ausfagte, welcher Frag 
ſtellen und Einwendungen. vorbringen Eonnte. 


In Defterreih. Der merkwürdige Fall findet ſich in ber fer 
reichiſchen Gerichtszeitung 1854 Nr. 13 ©. 50. 

Der Ball ift abgedrudt in Schletter Fortſ. von Hipige Ir 
nalen der Griminaltechtspflege Jahrg. 1853 Dftoberheft ©. 60. 
Wir beziehen uns auf die Nachweifungen in biefem Ardi 
1854 ©. 149 f. 


33 


— 


34 


— 


35 


u, 
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Ergebniß die Abänderung des vorigen Urtheild vechtfertigt, 
entweder weil in den Entiheidungsgründen auf Die Aus- 
jagen eined Zeugen gebaut wurde, deſſen Unglaubwürdig- 
feit nachgewieſen werden kann, oder weil aus einer That: 
ſache, die das Gericht für erwieſen anjah, ein Indicium 
abgeleitet wurde, während Der Beweis leicht geftört wer: 
ben fann oder weil das Gericht Die Ausſage eines Zeu⸗ 
gen unrichtig oder unvollftändig auffußte oder den Ent- 
laftungsbeweis ald ungenügend betrachtete, während leicht 
dieier Beweis ergänzt werden kann, oder weil auf Aus- 
jagen von Kunſt⸗ oder Schreibverftändigen gebaut wurde, 
deren Unrichtigfeit nachzuweiſen ift. 

5) Wenn einige Gegner der Berufung die Unzuläi- 
figfeit neuer Beweiſe in der zweiten Inftanz, Andere we- 
nigftens Die Nachtheile der dadurch entftehenden Koſten 
‚hervorheben, jo beruht Diefe Anficht auf der oben bei 
Kr. 1 nachgewiefenen Annahme eines unrichtigen Zwecks 
der Berufung und wird widerlegt durch Die Gejchichte Der 
Appellation, bei welcher von jeher neue Beweiſe geftattet 
wurden. Vorzüglich verdienen Die Erfahrungen der Län- 
ber Beachtung, in weldyen gegen correctionelle Urtheile 
Berufung zuläifig ift. 29) In Sranfreih wurden im Jahre 
1850 nur in 309 Fällen (während doc, 9062 Appellatio- 
nen vorfamen, Zeugen hervorgerufen; im Jahre 1851 fas 
men nur 263 Zeugenvernehmungen in der Berufungs- 
inftanz vor. Man bemerkt leicht, wie wenig Faͤlle vor: 
fommen, in denen Borrufung von Zeugen für nothivendig 


36) Nach dem franzöftihen Rechte kann der Appellant nur Beweiſe 
vorbringen, bedarf aber Hierzu der Autorifation des Gerichts; 
daher Hat ſich die Eitte gebildet, Daß der Appellirende fidı vor- 
aus an den Prafidenten wendet und feine Zeugen bezeichnet, 
weil das Gericht die Zulaffung von Zeugen weigern kann (was 
in Frankreich felbft getavelt wird) ſ. überh. Morin Repertoire 
vol. II. p. 769. 72. Das Gericht kann auch von Anıtswegen 
die Borrufung von Zeugen anordnen. 
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erachtet wird, weil das oben unter Nr.2 geichilderte Ver: 
hältniß es in den meiften Fällen den Angeklagten moͤglich 
machte, ihre Berufung zu rechtfertigen, ohne daß fte Hierzu 
Vernehmung von Zeugen bedürfen. 37) 

6) Wenn die Vertheitiger der Verbannung Der Ap: 
pellation vorzüglid) hervorheben, Daß Das mündliche Ber: 
fahren im Gegenſatze des früheren ichriftlichen Verfahrens 
jo große Verbeſſerungen und toldye Garantieen enthält, 
welche die Berufung entbehrlich machen, 10 fann es dem 
Berfafler dieſes Aufiages, Der ſeit AO Jahren Die Vorzüge 
des mündlichen Verfahrens nicht an's Kicht ftellte, der obigen 
Behauptung der Bortrefflichkeit Des neuen Verfahrens zu 
wideriprechen; allein wir bejorgen, daß ein Sprung im 
Schließen gemacht wird, wenn man deswegen die Ent 
behrlichfeit der Berufung laͤugnen wil. Man vergift 
dann, daß in der geheimen inquifitoriichen ohne Beiztehung 
eined Vertheidigers geführten Vorunterfuhung, in welcher 
der Staatsanwalt eine große Uebermacht übt, der Ange 
ichuldigte nicht 10 große Garantieen hat, als Manche 
glauben, Daß aber auch das Ergebniß Der häufig einieilig 
geführten Vorunterſuchung eine große Nolle in Der Haupt: 
. verhandlung hat, To daß es oft dem Angeklagten jchwer 
wird, dieſem Einfluſſe entgegenzumirken; leitet man ein 
jo großen die Berufung entbehrlich machenden Vortheil 


aus dem Verweiiungserfenntniß und aus dem Richter dd, . 


Dagegen Berufung zu ergreifen, io beachtet man nicht, ba 


jenes Erkenntniß ſich nur auf das häufig einfeitige Ergeb 


niß der Vorunterfuchung ftügt, und Die Berufung in den 
meijten Fällen dem Angeichuldigten wenig nüßen wird, da 





37) Wir werden jpäter nachweiſen, dag die Vorfchriften, welde in 
dem preußifchen Gefeße von 1852 und in der neueren. öfter: 
reichiſchen Strafprogeß-Ordnung in Bezug auf die Art der Er⸗ 
hebung neuer Beweife in ter Appellations-Initanz vorkommen, 
erheblichen Einwendungen unterliegen. 
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das Urtheil, ob der vorliegende Verdacht genügend iſt, 
um vor Gericht zu ftellen, auf einer willfürlichen Grund» 
lage beruft; Daß aber auch bei der mündlichen Verhand⸗ 
fung der Angeflagte in die Lage fommen kann, durch Bes 
rufung ein ungerechtes Urtheil umzuftoßen, fann Niemand 
läugnen, der aus Erfahrung weiß, wie wenig oft Die 
Vertheidigung genügend vorbereitet fein kann, und aud 
der befte Vertheidiger überrajcht wird, vorzüglich wenn oft 
der Präfident von dem Rechte Gebrauch macht, von 
Amtöwegen Zeugen vorzurufen, Die der DVertheidiger nicht 
fennt. Erwägt man, Daß jo oft Anträge des Vertheidi⸗ 
gerd abgeichlagen werden, daß Das Befragungsrecht bes 
Bertheidigerd in Bezug auf Zeugen oft befchränft wird, 
daß oft. erft im Laufe der Verhandlungen der Vertheidiger 
bemerkte, wie nothwendig Vorrufung von Zeugen werden 
fann, auf deren Vorladung er aber nicht antragen fonnte, 
weil erft Die unerwartete Wendung der Berhandlungen 
ihre Wichtigkeit zeigt, fo wird jeder, welcher den Gang 
von mündlichen Verhandlungen Fennt, zugeftehen, daß oft 
erft Der unerwartete Inhalt des Urtheild nothwendig ma- 
hen kann, durch Berufung zur Widerlegung des Ur- 
theils 2°) Ausführungen und felbft neue Beweiſe vorzu- 
bringen, Die nad) der Lage der Verhandlungen der Ber: 
theibiger früher nicht für netfwendig Halten konnte. 89) 
Wenn aber die Gegner der Berufung hoffen, DaB durch 
Die Nichtigfeitsbefchwerbe oder das Rechtsmittel der Re- 
vifton die Berufung entbehrlich werde, fo wird Diefe An- 


38) Serzüglich liegt in der in den neueren Geſetzen geftatteten Be⸗ 
fügniß, das Urtheil auf Gefthtspunfte zu bauen, auf welche 
die Anklage nicht geftellt war, oft ein Grund, welcher die Be: 
rufung nothwendig macht. 

39) Borzüglid) tritt dies oft ein, wo das Gericht wider alles ver: 
nänftige Erwarten einen rechtswidrigen Vorſatz oder Vorbe⸗ 
dacht anninmt. 


Archiv d. Er. R. 1854. 11. St. V 
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ſicht leicht widerlegt, wern man erwägt, Daß bei ber Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde nur die Heilung vichterlichen Irrthums 
möglich ift, wenn dieſer in der Anwendung des Geſetzes 
liegt, während in den Fällen, wo der Schuldbeweis irrig 
angenommen ift, fein Rechtsmittel geftattet wäre. Wird 
auch Der Stoff der Wiederaufmahme der Unterfuchung 
noch fo weit ausgedehnt ?*), jo wird dadurch doch nic 
Rechtshülfe, welche Die Berufung für Die Fälle gewährt, 
wo der Angeklagte zur Zeit der erften Berhandlung zwar 
das Beweismittel kannte, aber es nicht dem Vertheidiger 
anzeigte, weil er ed nicht für nöthig Hielt 49) ober ber 
BVertheidiger erft Durch Das Urtheil erfährt, Daß das Ge 
richt wider alled Erwarten auf einen Beweis Werth 
legte, defien Widerlegung durch Beweismittel in der er 
fien Verhandlung nicht nöthig ſchien. 

7) Wenn endlid) die Gegner darauf fich berufen, 
daß, fobald man Berufung geftatte, diefe auch dem Staats 
anwalte geftattet werden müfle, jo kann daraus nichts 
gegen die Ausfchließung der Berufung überhaupt abgelei⸗ 
tet werden. Niemand wird verfennen, daß der bürgerlis 
hen Gefellichaft die zur Verfolgung der öffentlichen Im 
terefien notäwendigen Mittel gegeben werden müffen. Es 
läßt fich aber nicht in Abrede ftellen, Daß weit größere 
Nachtheile für Das Vertrauen zur Gerechtigkeit der Ge 
jege und für Die Wirfiamfeit der Regierung und Achtung 
der Gerichte durch Strafurtheile entftehen, durch welde 
ein Unichuldiger überhaupt oder ein Schuldiger zu einer 
ungerechten härteren Strafe verurtheilt wird, als wenn 


398) Dies ift z. B. im ſaͤchſiſchen Entwurf Art. 365 der Fall. 


40) Dies ift Häufig der Fall, da der- Angeklagte bei feinen Mitthei⸗ 
lungen an den Bertheidiger nicht die Wichtigkeit eines Umſtan⸗ 
des einfleht, oder davon, baß er nicht fhuldig erklärt wird, fo 
überzeugt ift, daß er das Vorbringen des Beweismittels nicht 
für nöthig hielt. ; 
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n Schuldiger losgeſprochen oder zu milde beftraft wird: 
em Angeklagten Die Berufung zu geben ift daher 
we den Staat jelbft viel wichtiger als ein Mittel dem 
taatsanmwalte zu gewähren, weil Die Ergreifung der Be⸗ 
fung durch den Staatsanwalt leicht den Verdacht auf 
e Regierung wirft, +1) daß fie leidenfchaftlich Die Anklage 
erfolgt, und den Angeklagten neuen Qualen Preis giebt, 
ſeils weil das ergangene mildere Urtheil nicht vollſtreckt 
jerden kann, theild weil Der Angeklagte einer neuen pein- 
hen Verhandlung ausgejegt wird. Es verdient daher 
ohl Erwägung, ob nicht die Gejeßgebung weiſer han- 
elt, wenn fie dem Staatsanwalt Fein Berufungsredht 
räumt; auf jeden Fall dürfte es fich rechtfertigen, wenn 
ie Gejeggebung Das Berufungsrecht des Staatsanwalts 
a ausjchließt, wo er nur Das Rechtsmittel Darauf grün- 
et, DaB das Gericht die Strafe zu milde ausgemeffen 
abe, #2) weil der Staat zwar ein Intereffe hat, daß nicht 
in Schuldiger ungerecht losgeſprochen wird, Daß Der 
Schuldige überhaupt geftraft wird, jein Interefje aber in 
zezug auf das Strafmaaß nicht fo weit geht, Daß gerade 
ine beftimmte Strafe ausgeſprochen werde, 48) in Fällen, 
vo das Gele, das nur ein Marimum und Minimum 


1) Die Gefebgeber fühlen jelbft, daß da, wo das Gericht findet, 
daß Geſchworne, wenn fie losfpradyen, oder nur eines gerins 
geren Verbrechens fchuldig fanden, fi irrten, Feine Umftoßung 
des Wahrſpruchs erlaubt werben foll, während da, wo die Rich- 
ter finden, daß ein verurtheilender Wahrfpruh auf Irrthum 
beruht, die Verhandlung der Sache an eine neue Jury gebracht 
werben foll. 


12) Auch H. Arnold im Gerichtsfaal 1854 J., S. 292 iſt diefer 
Anficht. 


13) Es iſt eine ſehr weiſe Vorſchrift der öſtreichiſchen Strafprozeß⸗ 
ordnung $. 376, nach welcher bei Wiederaufnahme der Unter⸗ 
fuhung, da, wo auf das neu herworfommende Verbrechen To- 
desftrafe verhängt wäre, ſtatt dieſer Strafe Lebenslänglicher 
Kerker zu erfennen if. 


mr 
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droht, dem Gerichte ed überläßt, nad) jeinem Ermeſſen 
Die Umftände zu würdigen und Die ald gerecht ericheinende 
Strafe auszufprechen. Wenn aber audy Die Gejehgebung 
dem Staatsanwalte ein Berufungsrecht allgemein geftat 
tet, jo verdient Die Art, wie Dies Recht von den Staat 
anmwälten ausgeübt wird, Beachtung. In Frankreich wur 
den 1850 9062 Urtheile von den Bezirfögerichten erlaffen 
gegen 3421 appellirten Staatsanwälte **) in 947 Fällen 
wurden Die in erjter Inſtanz Losgefprochenen in zweiter 
Inſtanz verurtheilt; gegen 1274 wurde die Strafe von 
den Obergerichten erhöht. Im Jahre 1851 wurden auf 
den Grund der Berufung des Staatsanwalt 729, die 
in erfter Inftanz losgeiprochen waren, in zweiter Inflanz 
verurtheilt, und bei 1250 wurde die Strafe des erfln 
Urtheild erhöht. In Belgien wurden in den Jahren 
1836 bis 1849 888, Die in erfter Inftanz losgeſprochen 
waren, in zweiter Inftanz verurtheilt und gegen 5% 
wurde Die erfte Strafe erhöht. 45) 


Es ergiebt fi), daß die Berufungen der Staatsan⸗ 
wälte nicht jo häufig, auf jeden Fall die Fälle weit zahl 
reicher find, in welchen ein in erfter Inftanz Verurtheilter 
auf den Grund der Berufung in zweiter Inftanz Los⸗ 
ſprechung oder Milderung der erkannten Strafe bewirkt. 
Noch verdient eine wichtige Frage Erörterung, nämlich ob 
eine Berufung gegen die Höhe der erfannten Strafe ge 
ftattet werden fol. Auch Diefe Frage iſt neuerlich ver 


44) Es geſchieht fehr oft, daß der Verurtheilte nicht appellirt, aber 
dann, wenn der Staatsanwalt Berufung ergreift, ſich anfchlieft, 
und eine Milderung der erfannten Strafe zu bewirken fuct. 


45) In der baiertien Pfalz wurden 1843 auf Berufung des Staats 
anwalts in 9 Fällen die Strafen in gweiter Inſtanz erhöht (in 

29 —DB 1844 und 1845 in 3 Fällen, 1846 in einem 
Balk, 1848 in 2, 1851 in einem Yalle während in 14 Fallen 
ilderung eintrat), 1852 in 9 Fällen erhöht (in 19 gemilbert). 
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eint worden. +) Man beruft fic darauf, Daß die Aus- 
effung der Strafe nur auf Gründen Des fubjectiven Er- 
nefiens beruhe, daß da, wo das Geſetz ein Marimum 
md Minimum beftimmte, der zunächft erfennende Richter 
ad) jeinem natürlichen Gefühle gleichiam als Geſchwor⸗ 
er Die ihm adäquat fcheinende Buße verhängen Darf, und 
defer Ausfprudy um fo mehr geachtet werden muß, als 
em Sculdigen eigentlid, Die ganze Strafe empfindlich 
® und ihm ein paar Zahlen mehr oder weniger gleich- 
ültig find; man bemerft auch, Daß Dem Oberrichter Feine 
che zuverläffigen Materialien, um die Strafe gerecht 
uszumefien, zu Gebote ftehen, als dem Richter der erften 
Inftanz, und Daß. fonft den Obergerichten eine große Ge⸗ 
häftslaft und dem Staate große Koften aufgebürbet 
yürben. 

Es jei erlaubt, aber dieſe Gründe näher zu prüfen 
nd Die Anficht zu vertheidigen, daß auch gegen Urtheile 
segen zu hoch erfannter Strafe Berufung zugelaffen wer: 
en foll. +) Daß die Rüdficht auf Koften nicht für einen 
Staat, der bei großen Bauunternehmungen, 3. B. Eifen- 
ahnen nicht jo ängftlich rechnet, in Betrachtung fommen 
arf, wenn ſich nachweifen läßt, Daß die Geftattung ber 
jerufung wegen zu hoher Strafe eine Forderung der Ger 
htigfeit ift, bedarf Feiner Ausführung. Eine foldhe For⸗ 
erung aber ift es, daß Die gerechte Strafe, d. h. eine 
Ihe erkannt werde, Deren Größe der Größe der Ver: 
buldung Des Webertreterd entipricht. Jeder Gefeßgeber 
kennt aber, daß hiezu dem Richter ein weites Ermeſſen 
ſöglich gemacht werden muß, entweder durch jehr viele 


3) Scheuerl, erläuternde Anmerf. zur bair. Str. Pr. O. ©. 132. 
Biris (in München) im Gerihtsfaal 1850 I. S. 340 und Mo: 
tive zum ſaͤchſ. Entwurfe ©. 289. 


N) Eine gute Ausführung diefer Anflcht f. vom H. Appellations- 
rathe Merkel im Gerichtsſaal 1853 II. ©. 498. 
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im Geſetze bei jedem Verbrechen aufgeftellte Abftufungen 
in der Strafdrohung oder durch Aufftelung des Mari, 
mums und Minimums oder Drohung verichiedener Straf 
arten, zwiſchen welchen Der Richter wählen fann, um 
ſelbſt durch Den Ausiprudy, daß der Richter wegen Mil 
derungsgründe (allgemeiner oder bejonderer) eine geringere 
Strafe erkennen darf; die Geſetzgeber erfennen aber im: 
mer mehr, daß das Syſtem vieler Abſtufungen aufzufd- 
len manche Nachtheile Hat und das neuer gemählk 
Syftem, weit gefaßte Strafräume zu feßen, oder Head: 
feßung der Strafe wegen Milderungsgründe auszuipreden, 
beruht auf der Vorausfegung Des Geſetzgebers, Daß die 
Richter den Grad der Verichuldung würdigen und darnach 
Die Strafe ausmeflen, würde Das Geſetz viele Abftufngen 
‚gemacht haben, fo würde Niemand zweifeln, Daß der An- 
geflagte ungerecht geftraft ift, wenn der Richter nadı 
einer höheren Abftufung, als in dem Falle fidy rechtfer 
tigte, Die Strafe beftimmte. Wenn nun der Richter, ber 
ein Gefeh mit Marimum und Minimum anzuwenden hat, 
Die Strafe zu hoch ausmißt, jo hat er ebenfo unrecht ge 
handelt, als wenn er die höhere Abftufung angenommen 
haben würde. Wir läugnen, daß ein gerotffenhafter Richter 
nur nad) fubjectivem Ermeſſen beliebig die Strafe beftim- 
men darf; 48) er muß fi Rechenichaft über die Gründe 
geben, welche ihn bei der Ausmeffung, um Die Größe de 
Berichuldung zu finden, gerechter Meile leiten mußten. 
Frägt man die Erfahrung, aus weldyen Gründen bie Ap— 
pellationsrichter oft Das Strafmaaß herabiegen,, fo liegen 
fie entweder darin, Daß fie auf Die vom erften Richter 
nicht genug gewuͤrdigte fehwere Provokation, 3. B. bei 
Körperverlegung, auf das ungerechte aufregende Betra 


48) Wir bitten die Lefer, an die Verhandlungen der badifchen Kam: 
mern über die Ausmefjung der Strafe fih zu erinnern. 
dies Archiv 1839, ©. 171. 
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gen des Beamten, welchen Widerftand geleiftet wurde, 
auf den Umftand, daß die That nicht mit Vorbedacht 
(wie Der erfte Richter annahm), jondern in Affect verübt 
wurde, auf Die Geringfügigfeit des Nachtheils Ruͤckſicht 
nehmen. Weber alle ſolche Bunfte kann der obere Richter 
auf den Grund einfacher Verhandlungen ohne vollftändige 
Reproduktion Der früheren Verhandlungen entfcheiden, und 
dadurch ein Unrecht abwenden, auf Deffen Abftellung 
ebenio der ungerecht zu ſchwer Beftrafte ein Recht hat, wie 
der Staat jelbft, weil ungerechte (gerade bei der öffentlichen 
Strafrechtspflege würdigt das Wolf leichter, ob ein Anges 
Hagter zu bart beftraft wurde) Strafurtheile feine Wirk⸗ 
famfeit haben und dem Anfehen der Gerichte fchaben. 49) 
Es verdient noch die neuerlich in Oeſterreich aufgeftellte 
Anficht erwähnt zu werden, nach welcher Die Gefeßgebung, 
welche Beiorgniffe vor einem zu großen den Richtern er: 
theilten Milderungsrechte hat, den Gerichten Der zweiten 
Inſtanz ein nod) ausgedehnteres Recht, die Strafe jelbft 
unter das Minimum, noch weiter ald ed Die erften Rich- 
ter Durften, herabzuiegen, eingeräumt hat. 5%) Es jcheint, 
daß der Gefehgeber davon ausging, Daß er um fo mehr 
auf den mit weiler Einſchärfung gemachten Gebrauch Des 
richterlichen Milderungsrechts rechnen kann, jemehr dafür 
die Art der Beſetzung der höheren Gerichte, Die wieder: 
holte Prüfung der Sache Bürgichaften liefert, Daß eine 
Milderung der Strafe gerechtfertigt war. 


49) Will man feine Appellation hier geftatten, fo kommt man zu 
der ſchwerlich zu billigenden Anſicht, daß auf dem Wege ber 
Gnade geholfen werden muß. 


50) Defter. St. B. O. $$. 293, 94 u. $$. 305 u. 306. 


XII. 


Einige Worte über das neue Preußiſche Strafrecht 
und das demſelben gewidmete Goltdammer'ſche Archiv. 
Von 
S. A. Zachariä. 


Es iſt bekannt, Daß bereits zu Anfang dieſes Jahr: 
hunderts die Nothwendigkeit einer Reform des Strafrechts 
in Preußen erkannt war, und Daß deshalb die Criminal⸗ 
ordnung von 1805 ‚den allgemeinen Titel eines erften 
Theils des allgemeinen Criminalrechts für Die Preußiſchen 
Staaten erhielt. Denn fchon bald nad der Publication 
Des „Allgemeinen Landredyts von 1794”, welches im 
11.3. Tit. 20 auch das Strafrecht umfaßte, konnte man 
ſich der Einficdyt nicht verichließen, daß Diefer Theil der 
©efeßgebung der verhältnigmäßig am wenigften gelungene 
und jeinem Zwecke nicht entiprechende fei, indem er zwar 
eine neue Redaction, aber durchaus Feine Reform 
des Strafrechts für Preußen gewährte. Deshalb machten 
fi) auch bald neue Geſetze nothwendig, Die nicht blos 
Zufäge, Ergänzungen und Modificationen lieferten, ſondern 
zum Theil ganzen Abichnitten des Allgemeinen Landrechts 
Derogirten. Verſchiedene Umftände, deren nähere Erörtes 
rung bier zu übergehen ift, verzögerten aber Die Ausfüh: 
rung jener Abficht dergeftalt, daß nad) vielerlei Vorarbei⸗ 
ten erft gegen das Ende des dritten Derenniums dieſes 
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hundertS der erfte Entwurf eined neuen PBreußiichen 
fredhts (1828) zum Abichluß Fam, aber bald wieder 
andern Bearbeitung unterzogen wurde. Nachdem 
Herr von Savigny das Juftizminifterium für Ge- 
revifion übernommen hatte, begann abermals ein neues 
um für SHerftellung einer reformirten Strafgeſetz⸗ 
19. Das nächfte Refultat war der in vielen Stüden 
tfenswerthe Entwurf von 1843, welcher auch veröf: 
dt und von verfchiedenen Seiten einer eingehenden 
k unterzogen worden iſt. Aber auch dieſer Entwurf 
e 1845, 1846 und 1847 wiederholten Umarbeitungen 
jogen, durch welche er in vielfacher Beziehung eine 
‚ andere Geftalt erhielt. Die aus den Berathungen 
Königlichen Staatsraths Hervorgegangene neue Re⸗ 
m wurde (31. Dechr. 1847) den vereinigten ftändi- 
Ausicküffen vorgelegt, mußte ſich aber nad) 1848, 
Theil in Bolge der eingetretenen Verfaſſungs⸗-Aende⸗ 
m, fowie der jet fich in übermwiegender Weile gel: 
machenden Einflüffe, eine neue Umarbeitung gefallen 
, welche nad) erfolgter Zuftimmung der beiden Kam⸗ 
in dem Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 endlich 
de ganze Monarchie Geſetzeskraft erhielt. 
Vergleicht man dieſes neue Preußiſche Strafgeleß- 
welches nun faft 3 Iahre (ſeit dem 1. Juli 1851) 
vendet worden ift, mit den übrigen Deutichen Straf: 
yüchern, fo läßt fich eine beionders im ſ. g. allge— 
ten Theile hervortretende große Verſchiedenheit in 
ieller und formeller Hinficht nicht verfennen. Denn 
hl Die leßtern ebenfalls im Einzelnen, was den Um⸗ 
Des Strafgebietes, die Strafarten, das Strafmaaß, 
urechnung, Milderungsgründe u. ſ. w. betrifft, faft 
lihe Mannichfaltigfeiten darbieten und fich ihrer 
"hung, Grundlage, Fafſung und ſonſtigen Geftaltung 
in verſchiedene Gruppen zufammenftellen laflen, ſo 
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haben tie Doch injofern einen gemeinjamen Charakter 
bewahrt, als ſie gewifien Grundprinzipien des gemeinen 
Deutihen Strafrechts, wie es fich auf der Bafis der 
gemeinrechtlichen Quellen durch Dochin und PBraris in 
einer dem deutichen Rechtsbewußtſein entiprechenden Weile 
entwidelt und feftgeftellt hat, treu geblieben find und m 
jofern al8 Zweige eines gemeiniamen Etammes betrad« 
tet werden fönnen. Das neue Strafgeſetzbuch Der preußis 
Ihen Monarchie Dagegen, in deren weftlichen Theilen über 
ein halbes Jahrhundert das franzöftiche Strafrecht umd 
Die franzöftiche Gerichtsorgantiation in Uebung geweſen 
war, bat fi in jehr wichtigen und auf Die Beſtrafunz 4 
höchft einflußreichen Beziehungen Der franzoͤſiſchenß 
Rechtsauffaſſung angeſchloſſen und ift dadurch zu Dem inf 
übrigen Deutichland geltenden Strafrecht in eine gewifk 4. 
Oppoſition getreten, über deren Erfolg fich für jetzt ned 
keineswegs mit Sicherheit ein Urtheil fällen läßt. | 

Zwar würde man fich eines großen Irrthums fh d- 
dig machen, wenn man glauben wollte, das Strafgeih } 
bu) von 1851 jei nur eine Mebertragung des Code 
penal von 1810. Bon letzterem weicht daffelbe, ſoweh 
was den Inhalt als die Form der Strafbeftimm 
betrifft, in zahlloien Beziehungen ab und es läßt 
jelbft bei flüchtiger Weberichau nicht verfennen, daß dung ' 
ten Fortichritten der deutſchen Strafrechtsmiflenicet 
den in Deutichland gefammelten Erfahrungen und in @ 
dern deutſchen Ländern beftehenden Gefegen und bearben 
ten Entwürfen eine nicht unerheblihe Rüdficht zu ar 
geworben ift. Dies ergiebt ſich ſchon aus einer Berge 
hung der „Einleitenden Beftimmungen“ ($. 1 
und des erften Theile „Von der Beftrafung der Bri, 
brechen und Vergehen im Allgemeinen”, weldyer wie 
in 5 Titel (1. Bon den Strafen, 2. Bon dem Berfudt 
3. Von der Theilnahme an einem Verbredyen oder EZ 
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en, 4. Ton den Gründen, welche Die Strafe aus: 
teßen oder mildern, 5. Bom Zujammentreffen mehrerer 
brechen und vom Rückfalle) zerfällt, — mit den ent: 
chenden TIheilen des Code penal. Dagegen find es, 
jeteben von einer Mehrzahl einzelner Beftimmungen, 
B. ber Uebertragung der Art. 64 f. des Code penal 
Die 88. 40 f. des Strafgefegbuchs, welche in der be: 
flichen franzoͤſiſchen Weile Die Frage über Die Zurech— 
ıg enticheiden), bejonders Die beiden, auf die Strafbe- 
mung fo wefentlidy und in fo umfaflender Weiſe in- 
renden Lehren vom Verſuche des Verbrechens und 
t der Theilnahme an demielben, in welchen Das neue 
eußiiche Strafgeſetzbuch, wenn aud mit gewiflen, Die 
wte des franzöfiichen Rechts einigermaßen mildernden 
odificationen, der Deutichrechtlichen Auffaffung untreu 
vorden ift, indem es die Negeln des Code penal, welche 
ı Ccüberhaupt ftrafbaren) Verſuch bei Verbrechen Der 
rafe Des vollendeten Verbrechens und alle Verbre— 
»ns⸗Complicen Derfelben Strafe unterwerfen (Code 
nal Art. 2. 59.) in den SS. 32 f. und 35 f. adoptirt 
t, obwohl alle übrigen deutſchen Strafgeiegbücher (ſelbſt 
8 Defterreichiiche, welches Den bloßen Verſuch doch 
nigftens allgemein als Milderungsgrund behandelt 
d auch eine verichiedene Beftrafung der Complicen mit 
ickſicht auf Die Beichaffenheit des böfen Willend ermög- 
st) Die gemeinrechtlihen Prinzipien fefthalten und Die 
uere franzöftiche Rechtswiſſenſchaft felbft — man ver: 
eiche 3. B. Die Werfe von Roſſt, von Chaveau und 
elie, Fauſtin u. A. — Die Verwverflichfeit der Prinzipien 
8 Code penal in beiden Beziehungen wiederholt und 
tichieden genug anerkannt hat. 

Eine andere Eigenthlimlichfeit Des Preußifchen Straf: 
ſetzbuchs, Die aber zum Theil ichon durch die 1845 bis 
47 erichienenen Entwürfe vorbereitet worden ift, tritt 
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hinſichtlich des allgemeinen Theild in Dem Vermeiden a 
ler Definitionen und Säge hervor, weldye nicht unmit 
telbar Die Zulättigfeit einer Beſtrafung überhaupt 
die Art und das Maaß der Strafe zum Gegenſtan 
haben. Man hat ſich dabei von den im Ganzen gewl 
richtigen Grunde beftimmen laften, Daß es eben io gefäßk 
lich als verwerflich sei, Der richterlichen Beurtheilung duri 
geiegliche Definitionen Feſſeln anzulegen und Durd & 
Macht des Geſetzes Begriffe und Anſichten zu firiven 
über welche Das Geſetz in Wahrheit feine Gewalt hal, 
und Die, wenn aud) ihre Faſſung noch io ſehr Dem gegen 
wärtigen Standpunkt von Doctrin und Praris entſpricht, 
doch morgen vielleicht durch neue wiflenichaftliche Forſchu 
gen oder practiihe Erfahrungen ſich ald mangelhaft, ww 
genügend oder einieitig herausftellen Fünnen. Die con 
iequente Verfolgung dieſer Maxime hat — audy hier wie 
der in Uebereinftimmung mit Dem Code penal — dap 
geführt, Daß verichiedene Beflimmungen des allgemeine 
Theild, welche fchon in den auf einander folgenden ns 
würfen von 1843 bis 1847 mehr und mehr abgeluͤtz 
worden waren, obwohl fie in allen übrigen beutfchen 
Strafgeiegbüchern häufig ad modum des balerif 

Strafgeſetzbuchs von 1813 hervortreten, (z. B. über Bel 
endung des Verbrechens, über verbrecherifchen Vorfag um 
Sahrläifigfeit, über Complott und andere Arten der The 
nahme, über Goncurrenz der Verbrechen, fortgefebtes u 
wiederhoftes Verbredyen u. 1. w.) in der neueften Reda⸗ 
tion völlig geftrihen, ja Daß jelbft Feftiegungen, weit 
unmittelbar auf die Strafbeitimmung influiren, wie . % 
allgemeine Anweijungen für den Richter über Die Straf 
zumeffung (Erhöhungs- und Minderungsgründe der Straf 
barkeit), wie fie 3. B. felbft das öfterreich. Strafgeieht 
buch im Dritten, vierten und fünften Hauptftüd Des erat 
Theils aufgeftellt hat, durchaus vermieden worden find. 
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Es Liegt Hierin im Gegenlab zu andern modernen 
oducten der Strafgeiebgebung, 3. B. aus Dem zweiten 
d dritten Decennium dieſes Jahrhunderts, welche fich in 
er für eine criminalrechtliche Vorlefung oder ein Lehr: 
h des peinlichen Rechts paſſenden, für einen Gefebge- 
: aber höchſt unpaflenden Weile ausdrüden und mehr 
Iren als fanctioniren, gewiß ein Vorzug des preußi- 
m Strafgeſetzbuchs; auch loben wir e8 an demſelben, 
3 e8 noch mehr wie andere neuere Strafgelegbücher, 
» 3. B. das hefien-Darmftädtiiche, braunfchweigifche, 
liche, thüringfche u. a. Begriffsbeftimmungen vermie- 
; Bat, bei denen man, wie 3.8. bei der Definition des 
rfates jo leicht in Gefahr koͤmmt, entweder zu viel 
e au wenig, oder etwas nicht auf alle Fälle Paflendes 
fagen, oder durch irgend einen nicht nad) allen Seiten 
ogenen Ausdrud der Definition eine nicht beabfichtigte 
jeeignete Richtung zu geben, während ed zum Theil 
- Begriffe des gemeinen Lebens find und man ficher 
auf rechnen fann, daß alle Menfchen, Die überhaupt 
Räandig urtheilen fönnen, wenn fie auch feine befriedi- 
be Definition Davon geben fönnen, Doch im einzelnen 
le richtig beftimmen werden, ob fie der Sache nad 
Banden find oder nicht. Dergleichen Definitionen find in 
iffer Weiſe nothwendig in einem Lehrbuch; jedenfalls find 
Das Buch mag eine noch fo große Belebrität erlan- 
, darin injofern ungefährlich, ald Ieder Davon abgehen 
n, wenn er den fehler entdeckt, wogegen bei einer ge: 
sch firirten Definition der Richter gezwungen ift, aud) 
; feiner Ueberzeugung nad) irrige zur Anwendung zu 
gen, oder wie Hommel zu fagen pflegte, Dad Geſetz 
gut es gehen will, zu „umfchiffen.“ “Das warnendite 
fpiel in Deutichland ift ja bekanntlich auch in dieſer 
Hebung das baieriſche Strafgeieg von 1813 mit feinen 
finitionen und PBräfumtionen. 
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Je weniger nun aber ein Geietzbuch dergleichen Be 
ftimmungen enthält, jemehr ed dadurch dem vermünftigen 
richterlichen Ermeſſen zur Enticheidung überläßt, deſto 
wichtiger wird für Das lebendige Recht Das geräuichlore 
Walten der Wiffenichaft, deſto mächtiger der Einfluß der 
Praris, oder die Berüdjichtigung der Art und Weile, wie 
in ichon vorgefommenen gleichen oder ähnlichen Fällen ge 
urtheilt und entichieden worden if. Dabei wird es frei, 
lich unvermeidlich jein, Daß Die coorbinirten Gerichtshoͤfe 
eined größern Staats in ihren Anfichten und Ausſpruͤchen 
von einander abweichen; Dies ſchadet aber nichts, weil zu 


erivarten ift, Daß aus der möglichen Vergleichung der ver F 


ſchiedenen Auffafiung doch die Erfenntniß Des MWahren 
oder Richtigen hervorgehen werde und weil Da, wo ein 
oberfter Gerichtshof befteht, an weldyen Griminalfachen, 
jei ed Durch wirkliche Rechtsmittel oder durch Nichtigkeit 


beichwerden gelangen, ein Mittel zur Ausgleichung de &. 
disharmonirenden Anfichten gegeben if. Denn bie En fi 


ſcheidungen in höchfter Inftanz, wenn fie auch an fih mr 


für den fraglichen Fall maaßgebend find, werben bed }: 
durch die Autorität Des Obertribunald eine ganz beionber Ei 


Bedeutung gewinnen, vorausgefegt daß fie nicht blos al 


unmotiyirte Orafeliprüche proclamirt werden, ſondern mit #: 


den wenn auch nur furz gefaßten Gründen, aus denen ſe 


hervorgegangen find, zu allgemeiner Kenntniß gelange #; 


Nimmt man dann noch hinzu, daß es zugleidy der dispe 


tatio fori überlaffen bleibt, das materielle mit DE, 
formellen Strafrecht, in den 10 zahlreichen Berührungk R; 
punften mit einander in Einklang zu ſetzen, bebenft mr 


wie unendlich wichtig es ift, daß Die für und noch neum 
Inſtitute der Staatsanwaltichaft und der Schwurgerichtt 
ſowie die Prinzipien der Anklageihaft und der Muͤndlih 
feit, fich in möglichft übereinftimmender und dem Zwei 


der Erziehung materieller Wahrheit und Gerechtigkeit # J. 





mann 
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chenden Weije fich entwideln, io wird man nicht ver: 
ten förmen, wie wichtig e8 für Die lebendige Fortbil- 
g Des Rechts jet, daß Die Ergebniffe doctrineller Un⸗ 
uchungen in Verbindung mit einem möglichft reichen 
etiichen Material gejammelt und allgemein zugänglich 
sacht werden. 

Daß dies Alles auch auf Preußen und, vermöge der 
ührten Beichaffenheit jeiner neueften Straf- und Prozeß⸗ 
jeßgebung, in ganz bejonderem Maße Anwendung fin- 
‚, dürfte feinem Zweifel unterliegen. Wenn nun aber 

eine nothiwendige Vorausjegung für Die Erreichung 

bezeichneten Zwede das Dajein cines Central⸗Organs 
rachtet werden muß, in welchem Doctrin und Praxis 
treten ift und Die Ericheinungen des Rechtslebens raſch 
: möglichft allgemeinen Kunde gebracht werden, jo muß 
gewiß ald ein Verdienft erfannt und gewürdigt werden, 
nn ein durch Erfahrung und gelehrte juriftifche Bildung 
m befähigter und außerdem vermöge feiner Stellung 
3 Mitglied des oberften Gerichtshofes noch beionders 
zu berufener Mann fid) in uneigennügigem Streben 
ch Förderung der vaterländifchen Rechtsentwicelung ſich 
e Gründung eines ſolchen Central⸗Organs unterzieht. 
m dieſem Standpunft aus haben wir das zu Anfang 
5 vorigen Jahres ins Leben getretene „Archiv für 
reußiiches Strafrecht, herausgegeben durch Golt- 
immer, Königl. Ober-Tribunalsrath” mit Freuden be- 
äüßt und, von der Üeberzeugung durchdrungen, Daß ein 
rartige8 Unternehmen auch für Wiflenichaft und Praxis 
8 Strafrechts im übrigen Deutichland von Wichtigkeit,‘ 
Me Zeitichrift jeit ihrem erften Auftreten mit um io gro- 
rem Intereſſe verfolgt, ald wir ſchon aus dem trefflichen 
orwort des Herausgebers fahen, Daß es Dabei Feines- 
196 auf. ein Abſchließen von der Rechtsentwidelung. 
eutſchlands, ſondern vielmehr auf eine fortwährende 
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lebendige Verbindung mit berielben abgeiehen ſei. 
wir fanden darin die inzwiſchen durdy Die That bewä 
Erklärung des Herausgebers: „Die Zeitichrift iſt für 
preußiiche Strafrecht gegründet. Sie wirb Daher in 
Hauptiadhe audy nur dieſes im Auge haben. Allein 
giebt ein preußiiches Strafreht nur als eh 
eigenthümlich ſich fortbildenten Zweig | 
deutihen Strafrehts überhaupt, als ein, w 
aud) mit fremden Beftandtheilen gemiſchtes, Product de 
icher, in Jahrhunderten gebildeter Rechtsanichauung. € 
(die Zeitihrif) darf Erörterungen allgemeine 
Natur aus Dem Gebiete des deutſchen Str 
rechts nicht abweijen, fobald fie nur einen Hinl 
auf jenes haben oder doch eine Anwendung auf dafl 
ſt illſchweigend in ſich tragen.“ 

Wir halten ed deshalb für unſere Pflicht, vie 2 
des Archivs, auch infofern fie, wie Schreiber Diefes, ei 
andern deutſchen Bundesftaate angehören, ausdrücklich 
das hoͤchſt verdienftliche und danfenswerthe Unterneh 
des Herrn Goltdammer aufmerkjam zu machen und 
Ueberzeugung auszufprechen, daß die Zeitichrift auch 
Berhalb Preußens und jelbft außerhalb Deutfchlande | 
gen der darin enthaltenen, für Strafreht und Straf 
fahren überhaupt intereffanten Mittheilungen Beacht 
verbient. j 


In Betreff ihres Inhaltes find nach dem Bork 
des Herausgebers, welches in den bereitö vorliegen 
Heften Bd. I. Heft 1-5 und Bd. IL. Heft 1 vollfiän 
zur Erfüllung gebracht ift, viererlei Beſtandtheile zu! 
tericheiden, nämlidy: 


I. rein wiffenfchaftliche Abhandlungen ; 
II. Mittheilungen aus den Schwurgerichtsverhanbli 
gen; 
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II. Mittheilungen aus der Praris der Gerichtshöfe und 
der Staatdanmaltichaften ; 
. Reue legiölatorifche Producte (Entwürfe, Motive, 
Kammerverhandlungen, Commilfions-Berichte u. T. m.) 
Auch ift der Anfang mit furzen, die Literatur des 
ußiichen Strafrechts betreffenden Anzeigen gemacht. 
Beichränfen wir und vorläufig auf den erften Band 
Zeitihrift (Heft L—5) und überbliden die Darin ge 
erten wifjenichaftlichen Abhandlungen, resp. an Rechts⸗ 
e angefnüpften Erörterungen, fo finden wir eine ganze 
ide, meiftend jchägenswerther Beiträge. So wird gleich) 
Lerfte Heft eröffnet mit einem fehr umfaflenden, eine 
n fo ausgedehnte Gelehrſamkeit ald Erfahrung befun- 
den Aufing von Mittermaier „über die Stellung 
»Wirkſamkeit der Sachverftändigen im Strafverfahren, “ 
he ſich an frühere Leiftungen des Verf. in Betreff dei- 
en Gegenftandes (cf. Haimer'l, Mag. f. Rechts: u. 
satsw. Bd. II.) anichließt und im zweiten und Dritten 
te fortgeiegt ift. Demnächſt hat Heffter fchon in das 
e Heft „Bemerfungen über Anwendung und Auslegung 
neuen Strafgeſetzbuchs niedergelegt, weldye auch hin⸗ 
tip anderer neuerer Strafgefebgebungen Beachtung 
dienen, und im zweiten Heft eine kurze Abhandlung 
ber den Anfangspunft der Strafverjährung ” geliefert, 
fi) zwar mit Interpretation der betreffenden Paragra⸗ 
n Des preuß. Strafgeiegb. beichäftigt, wie fich beim 
cf. von felbft verfteht, mit wiffenfchaftlicher Haltung und 
zeündung. Im zweiten Heft findet fi außerdem 
>» Abhandlung von Kisfer, „über Die Tragung der 
ten in Unterjuchungsfachen gegen Perionen unter 16 
jren, welche wegen mangelnden Unterjcheidungsvermo- 
8 freigeiprochen werben,” welche (einem Urtheil Des 
in. Caſſationshofs gegenüber) Die richtige Anſicht, Daß 
ſolchen Fällen auch Feine Verurtheilung in die Koften 
Archiv. d. Er. R. 1854. I. St, W 
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ftattfinden könne, in überzeugender Weife vertritt. Daran 
ichließen ſich ein Paar, jpecieller das preußifche Recht ber 
rührende, Abhandlungen von Rumpe und v. Kräwel 
und eine im dritten Hefte fortgefegte, allgemeinere Beach⸗ 
tung verbienende Ausführung ded Herausgebers „über bie 
Stellung des vorfigenden Richters zu den Geſchwornen, 
insbefondere über feinen Schlußvortrag im Schwurgerichts⸗ 
prozeſſe.“ Das Dritte Heft bringt ung, nad) dem Schluffe 
der Mittermaier’ichen Abhandlung über Sachverftändige, 
eine Beantwortung der Frage: „Kann der Staatsanwalt 
ein Zugeftändniß abgeben oder ald Zeuge vernommen wer- 
den?" vom Dber-Staatsanwalt v. Tippelskirch in 
Stettin und außer einer preußiiches Polizeirecht berühren: 
den Erörterung eine intereffante Mittheilung vom Rechts⸗ 
anwalt Dorn zu Berlin über „Tödtung auf Verlangen 
des Getödteten,“ erläutert durch einen intereffanten Rechts 
fall, in welchem Die befannte Controverſe bei der gegen ' 
das Urtheil erhobenen Nichtigkeits-Beſchwerde in Frage 
fam und wobei jo viel klar ift, Daß Das preuß. Straf | 
gefegbuh Hier mit Dem Code penal eine zu jchreiende 
Härte führende Lüde Hat, ſowie daß, wenn die That fünf 
Bierteljahre früher begangen worden wäre, nach dem dann 
zur Anwendung kommenden Th. II Tit. 20. 8. 834 de 
Allgem. Landrechts nicht auf Todesftrafe, jondern hoͤch⸗ 
ftend aufeine zehnjährige Zuchthausftrafe hätte erfannt 
werden fönnen. — Im vierten Hefte finden wir Ab 
bandlungen 1) über die Mitwirkung Der Aerzte bei be 
Beftimmung der Zurechnungsfähigfeit zweifelhafter Ge 
müthszuftände, vom Prof. Ideler zu Berlin; (Fortſ. im 
fünften, Schluß im erften Hefte des zweiten Bandes); 2) 
über Die franzöftichen Elemente im preuß. Strafgeſetzbuch 
vom App. G. R. v. Kräwel zu Naumburg; 3) übe 
die Stellung und Wirkjamfeit der Sachverftändigen Im 
Strafverfahren vom Oberftantsanw. Paſchke zu Franf 
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t a. d. O. (ein Rechtsfall); 4) über Begriff und Straf: 
rfeit der unbefugten Mäflerei vom Stadtgerichts Rath 
mke zu Berlin; 5) über einen zweifelhaften Fall der 
fundenfälihung, vom Ob.-Trib.R. Voitus; 6) über 
: preußiiche Strafgefebgebung und die Rechts - Literatur 
ihrer gegenfeitigen Beziehung, von Abegg, fortgeleßt 
fünften Hefte und im erften Hefte des zweiten Ban- 
3 — noch ohne den Schluß. Auch das fünfte Heft 
3 erften Bandes bringt wieder Aufſätze von mehr oder 
niger allgemeinern wiſſenſchaftlichem und practiichem In- 
elle, namentlidy über Die Frageftellung von Bur— 
ardi in Königsberg, über die Verhandlung mit taub: 
mmen Angeklagten von Hartmann in Kottbus, über 
» Nothwendigkeit der Vereidung Der Zeugen in der Vor: 
teriuhung von Hüttemann in Siegen, über Den 
znigl. ſächſiſchen Entwurf einer Strafprozeß⸗Ordnung 
Vergleichung mit den preußiſchen Geſetzen über das 
trafverfahren von Schwark zu Berlin. 

Daß nicht alle Abhandlungen gleich werthvoll ſind, 
rſteht ſich bei einem Zuſammenwirken ſehr verſchiedener 
iſſenſchaftlicher Kräfte von ſelbſt; im Ganzen wird aber 
re billige und unbefangene Kritif ihre Befriedigung über 
e vorliegenden Leiftungen ausiprechen und nicht unerivo: 
n lafien dürfen, daß fich bei allen folchen Zeitichriften 
ft nad) und nach mehr und mehr tüchtige Kräfte zur 
ditwirkung zuiammenzufinden pflegen. 

Was die Mittheilungen aus der Praris be; 
ift, fo hat dem Herausgeber ein außerordentlich reiches 
Raterial aus allen Theilen der Monarchie zu Gebote 
eſtanden. Daffelbe in gewiſſer Weile zu beberrfchen, war 
ewiß Feine leichte Aufgabe; wir Dürfen aber bezeugen, 
a8 der Herausgeber ſich zur Lölung Diefer Aufgabe voll- 
ommen befähigt und Dabei den Stoff in einer jehr zweck—⸗ 
haͤßigen, Die Benugung wefentlich erleichternden Weile, 
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nach der Yegalordnung, wenn wir Dieren Audbruf 
gebrauchen dürfen, vertheilt bat. Hier, in dieien Blär 
tern, wieder einen Auszug der Mittheilungen aus der 
Praxis zu geben, kann nicht unier Zwed ſein; danken 
muͤſſen wir ed aber dem Herausgeber, DaB er das Mate 
vial fo vollftändig wie möglich in jein Archiv aufgenoms 
men hat. Nur eine unbillige und Den wejentlicyen Zwed 
der Zeitichrift ganz verfennende Kritik Eönnte Dem Heraus 
geber daraus einen Vorwurf machen, Daß er die Auswahl 
nicht auf ganz beionders intereffante Fälle und Die Fort 
bildung des Rechts in Wahrheit fürdernde gerichtliche 
Enticheivungen aufgenommen habe. Denn unjeres Erada 
tens mußte das Archiv als feine Hauptaufgabe betrachten, 
der Wiflenichaft, Praxis und Gejepgebung einen recht 
umfangreichen Ueberblick der Refultate der Gefebesanwen- 
dung zu gewähren und, was bejonders Die Enticheibungen 
des Dbertribunald betrifft, Die möglichite Volftändigfeit 
allerdings gerade deshalb zu erftreben, weil es Entidei: 
dungen Des höchften Gerichtshofes des Landes find. Daß 
diefe Entjcheidungen mit ihrer Begründung nicht den Zw 
ichnitt Haben Eönnen, wie früher im ichriftlichen, ausführ 
liche Relationen erfordernden Verfahren. Daß ferner un 
ter der Herrichaft des neuen Verfahrens, wo Die Ueber 
zeugung des Richters allein die 1. g. Thatfrage feftftellt, 
feine Beranlaffung mehr zu ſcharfſinnigen und intereffanten 
&rörterungen, 3. B. über den auf Indizien gegründeten 
Schuldbeweis geboten wird, wie in dem, Gott ſei Danl, 
bejeitigten, ichriftlichen Inquiſitions-Prozeß, Tiegt wohl vol 
lig auf der Hand. Hat doch auch der Kaffationshof in 
Paris, ohne feine Entfcheidungen in Der Ausführlichkeit 
zu begründen, wie e8 Die Sammlungen der Rechtötprüde 
Deuticher Gerichtöhöfe erkennen laffen, feit länger als 40 
Sahren alle feine Enticheidungen, ohne Rüdhalt und be 
jondere Auswahl, publiciren laffen! Liegt nicht gerade 
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dadurch eine Ueberſicht über die Entwidelung der Yuris- 
prudenz in Frankreich vor unfern Augen, wie wir fie bis⸗ 
her in deutichen Staaten nur zu jehr vermiffen? und ift 
nicht eben Damit das Mittel gegeben, auch Mängel, Lüden 
und Verftöße Fennen zu lernen und in Betreff derjenigen 
Enticheidungen, welche als verfehlt betrachtet werden müffen, 
auf eine Aenderung der Rechtsanfichten im höchften Ge— 
richtshofe Durch die öffentliche Kritif unmittelbar einzuwirken!? 
Daß das Bild, weldyes wir von Der preußiichen 
Schwurgeridhtsd-Praris durch die Mittheilungen Des 
Archivs erhalten, nicht in jeder Beziehung erfreulich ift, 
laͤßt fich freilich nicht verfennen; wir möchten aber fragen, 
ob bei gleich umfaffenden Mittheilungen aus andern gro- 
ern deutichen Staaten, in welchen Die Geſetzgebung in 
Betreff des Verhältniffes der Geichwornen zur Entichei- 
dung der Sculdfrage auf demfelben heillofen Syftem 
beruht, wie das preußifche Recht, ſich ein anderes Reful- 
tat herausftellen würde? Gegen das Archiv oder deſſen 
Herausgeber Tann offenbar hieraus Fein Vorwurf abgelei- 
tet werben; vielmehr müfjen wir ed gerade jeinen umfang- 
reichen Mittheilungen danken, daß dadurch Die Nachtheile 
des herrichenden Syftems der Frageftellung recht augen: 
ſcheinlich hervortreten, indem fi) daran die Hoffnung 
müpfen läßt, daß „der grenzenlofen Verwirrung in Der 
Sragftellung, welche Die bisherige Praris befundet, nur 
durch Adoption des einfachen, dem Weſen des Geſchwor— 
nen-Inftitutd allein entfprechenden englifhen Syftems ein 
Ziel geſetzt werden koͤnne. 

Möge fi) Der Herausgeber durch unfreundliche, be- 
fangene oder ypartheliiche Kritifen auf dem betretenen 
Wege nicht beirren laffen und für Die Fortſetzung feines 

- ebenio mühfamen als verdienftlichen Unternehmens alle 
diejenige Unterftügung finden, deren er dazu bedarf! 
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Die Einrichtung der Freiheitöftrafen iſt ein wefent- 
her Theil der Strafgeſetzgebung. Die Bedeutung der 
weckmaͤßigkeit diefer Einrichtung fteigt in Dem Verhaͤlt⸗ 
üffe, je mehr Die Freiheitsftrafe bald Die einzige, wenigftens 
% am meiften vorkommende Strafart ift, Deren fich Die 
Beirngeber bedienen, und je mehr die Erreichung Des 
Reis der Strafe von der Art abhängt, wie diefe Straf: 
al angewendet wird. 

As wir in diefem Archive 1) zulebt im Jahre 1847 
Me Darftellung der Gefängnißeinrichtungen und Erfah: 
ungen der verichiedenen Länder lieferten, durften wir Hof- 
Mm, daß eine Verftändigung darüber bald eintreten würde, 
ches der Syſteme, in welchem Umfange, mit welchen 
eichränkungen den Vorzug verdiente. Dieſe Hoffnung 
E nicht erfüllt worden. — In dem preußiichen Straf- 





) Archiv 1847 Nr. 1. 9, 11, 18. 
Archiv. d. Er. R. 1854. II. Et, & 
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geiegbuche 2) ſind Die verjchiedenen Strafanftalten auf 
geführt, mit kurzer Bezeichnung ter Richtung der Beichär 
tigungen, zu welchen Die Gefangenen angehalten werden 
fönnen; und mit Angabe der Wirkungen Der Strafarten 
in Bezug auf die Ehre Des Beitraften; allein weder in 
Bezug auf die Frage: ob und wie weit von Dem Syſtene 
einfamer Einiperrung, Das in einigen preußiichen Steaf 
anftalten eingeführt war, Gebrauch gemacht werden, neh 
über die Frage: wie Die Gefängnißdisciplin Statt finde, 
indbefondere, ob und welche Schärfungsart zuläffig ſen 
fol, enthalten weder das Geſetzbuch, noch die Verkanblus 
gen 2) eine Angabe. 

In dem öfterreichiichen Strafgeſetzbuche +) ift in Be 
zug auf die Einrichtung der Strafanftalten auf die bar 
über beftehenden oder nody zu erlaiienden be 
fonderen Berordnungen verwielen; Die zuläfigen 
Shärfungsarten find genau angegeben.5) Da unter die 
fen die Anhaltung in Einzelnhaft vorfommt, jo ift an 
nehmen, daß das Eyftem der Einzelnhaft nicht Das rege 
mäßig anzumwendende ift. Aus den Aeußerungen des $. 
Hye in feinem jehr werthvollen Kommentar zu dem Ge # 
buche 9) ergiebt fih, Daß die mit gehöriger Müßigung 
angewendete, vorzüglich nicht auf mandye Arten von @e 
fangenen, Die dieſe Einfamfeit nicht ertragen koͤnnen, aus ' 
gedehnte Siolirung als zweckmaͤßiges Beflerungsmittel ge 
hörig gewürdigt ift, daß man aber, weil Die Erfahrungs 
zu furz und zu wenig allfeitig find, um vollfommen be | 
rubigende Nefultate zu liefern, noch nicht zur Enticheidug 







2) Strafgeſetzbuch von 1851 Art. 10 u. 16. 

3) Darüber Goltvammer, Materialien I. S. 104. 

4) Strafgeſetzbuch $. 14—22. 

5) Strafgefeßbuh Art. 19—23. » 

6) Hye, das öfterreichifche Strafgefeg über Verbrechen I. ©. 362, |, 
373 u. ©. 397, ü 
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ee kommen fonnte, ob Die abiolute Iſolirung der 
linge einzuführen jei. ?) 

In den Motiven zu dem neueften Entwurfe Des 
geiebbuchs für Balern von 1853, 8) welches in Bes 
uf die Behandlung der Züchtlinge nur auf die Haus» 
ng binmeift ($. 16. 18) wird ausgelprochen, DaB man 
die vollite Aufmerkiamfeit den wiffenichaftlichen Erdr- 
jen und Erfahrungen über den Werth Der verſchiedenen 
ignißiniteme gewidmet habe, aber fich nicht veranlaßt 
ı fonnte, Das pennſylvaniſche oder das Auburniſche 
m dem Geſetzbuche zum Grunde zu legen, weil kei⸗ 
tejee Syſteme und ihrer Unterarten biöher im Ges 
der Theorie, wie in Dem der PBraris ſich ungetheil⸗ 
nerfennung zu erfreuen hätte, indem vielmehr von 
tigen Stimmen die erheblichften Bedenken, ja gera- 
ber Vorwurf gänzlicher Zwecwidrigkeit entgegengeſetzt 


Auf ähnliche Weile enthält auch der neue k. ſaͤchſiſche 
urf feine näheren Beflimmungen über die Behand- 
ber Strafgefangenen. 9) | 

Bon allen neueren Strafgefegbüchern Bat nur das 
uſche 19) Die Einzelnheiten der Disciplin durch ein 
‚ vorgeichrieben und in Belgien iſt ein hoͤchſt wichti⸗ 
dejegentwurf 11) beftimmt, Die Durchführung des Sy⸗ 
einzelner Einfperrung zu erzielen. 





). Hye hebt ©. 398 auch richtig hervor, daß es noch ver Prü- 
ung bebürfe, in wiefern die bisherigen Strafbauerfähe um- 
gearbeitet werden müflen, um das von einem geredten 
Straffyftem geforderte Ebenmaß herzurftellen. 

Motive S. 192. 

Nur über die zuläffigen Schärfungsarten enthält der Entwurf 
$-11— 13 fiebzehn Beftimmungen ebenfo über die Kleidung 
der Gefangenen. 

Gefeg yom 12. Juni 1953. 

a8 Yon Ducpetiaur bearbeitete projet de loi sur le regime 
les prisons. ©. darüber dies Archiv 1854 ©. 192, 


8° 
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Wir beflagen Died Zögern der Geſetzgeber, ſich dar 
über zu enticheiden, weldyes Syſtem eingeführt werben 
foll, und die Verweiſung der Beftimmungen über Gefäng- 
nißdisciplin auf Die Hausordnung, die in jedem Augen 
blicke geändert werden fann. Wenn 1853 im engliſchen 
Parlamente eine Klage Darüber geführt wurde, daß bie 
Richter, wenn fie verurtheilen, nicht wiffen, welche. Lehel 
der Berurtheilte leiden wird, und wenn in der Afademk 
zu Paris bei Gelegenheit einer wichtigen Berathung übe . 
das Strafenigfiem geäußert wurde: que le juge (u 
Frankreich) ne sait pas le sens penal de la peim 
qu’il prononce, !?) jo fönnen unjere deutichen Richte 
noch) viel mehr darüber klagen; ob die Verurtheilung zu 
vier Jahren eine ſchwere ift, hängt von. Dem Umftande 
der Uebel und Beichränfungen ab, welchen Der Gefangene 
unterworfen ift. Jeder gerechte Richter würde einen Schul⸗ 
digen zu einer fürzeren Zeit verurtheilen, wenn er müßte, 
daß Die Strafe während jener Zeit intenfiv härter ift, als 
die nämliche Strafzeit, wenn fie unter einem anderen mik 
deren Syſteme überflanden werden muß. 13) 

Die Strafgrößen, weldye in den Strafgeſetzbuͤchem 
feftgejegt werden, hängen davon ab, welches Strafiuftes 
man zum Grunde legt. Die Gefeßgeber würden unfehk 
bar auf eine für den Staat, wie für den Berurtheiltes 
wohlthätige Weile zu einer ganz anderen Straffcala w 
Reduktion der bisher traditionell angenommenen Sta 
zeiten fommen, wenn fie das Syſtem der Iſolirung w 
Grunde legen würden. 

Es lohnt ſich wohl der Mühe, zu prüfen, ob wir 
fich über Den Werth der verfchiedenen Syſteme und übt. 


















12) Stances et travaux de l’academie des sciences morales 185. 
(XXI. vol.) pag. 88 


13) S. darüber dies Archiv 1854 S. 195. 
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die Erfahrungen eine ſo große Verſchiedenheit der Anſich⸗ 
tm herrſcht, Daß die Geſetzgeber gerechtfertigt find, wenn 
ſie ſich nicht entſchließen, auszuſprechen, welchem Syſteme 
fie den Vorzug geben wollen. 

Eine Bergleihung des gegenwärtigen Zuftandes Der 
Wiſſenſchaft über Die Gefängnißkunde führt zu Dem un- 
erfreulichen Ergebniffe, daß unſere Eriminaliften den Ge⸗ 
genftand fehr vernachläfligen. Die früher erfchienene Zeit: 
fehrift für Gefängnißfunde, worin beſonders gewichtige 
Stimmen von Julius und PBarrentrapp laut wurden und 
die Erfahrungen aller Länder gefammelt waren, erfcheint 
nicht mehr; wenn die deutichen Eriminaliften von dem Ge⸗ 
faͤngnißſyſtem fprechen, io beziehen fie ſich gewöhnlich auf 
die vor 8 Jahren oder früher erichienenen Werfe, ohne 
zu beachten, daß feit Diefer Zeit Die Erfahrungen in den 
Ländern, in welchen das Iſolirungsſyſtem mit verfchiedes 
nen Modififationen eingeführt war, zu Ergebniflen führten, 
welche die vor S oder 12 Jahren gemachten Beobachtun- 
gen und aufgeftellten Anfichten weientlich verändern. In 
Rordamerifa, dem Lande, aus welchem England das Vor- 
bild feiner PBönitentiarhäufer entlehnte, ift der Stand Der 
Anfichten nicht mehr derjenige, welcher vor 10 Jahren der 
herrfchende war; in England, deſſen Strafanftalten die 
von den deutichen Regierungen abgefendeten Männer als 
‚Borbild nahmen, ift in den lebten Jahren wefentlich 
der Stand der Anfichten geändert. Die Anftalt von 
Pentonville 4) ift nicht mehr diejenige, welche fte 1846 
war. Eben in Bezug auf den Umfang, in weldem 
von dem Iſolirungsſyſtem von einem praftiichen Geſetz⸗ 
geber Gebrauch gemacht werden joll, ift eine Berftän- 
Digung eingetreten, welche von den deutſchen Gefeßgebern 


14) Der Berfafler diefes Aufſatzes hat im vorigen Hefte dieſes Ar- 
chivs S. 201 die neueften Einrichtungen angeführt. 
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beachtet werben follte. In Frankreich ift es ſo weit ge- 
fommen, daß in der Eitung der Pariier Akademie aus- 
geiprochen werben konnte 15): le systeme d’emprisonne- 
ment pratiquee aujourd’hui chez nous n’est que 
l’absente de tout systeme. Während in Frankreich 
1847 die Regierung, die bedeutendften Männer, Die Der 
partementalräthe, Das abjolute Siolirungsiyftem für das 
vorzüglichfte erklärten und der den Kammern vorgelegte 
Gefegesentwurf darauf gebaut wurde, erklären 1853 die 
Regierung und Die meiften Departementalräthe, Daß das 
Iſolirungsſyſtem ‚nicht eingeführt werden ſollte. Die aus 
politifchen Rüdjichten beliebte Deportation ftellt in Frank⸗ 
reich die große Frage über Gefängnißverbeflerung in den 
Hintergrund. Daß in der Zwifchenzeit Die Gefängnißfunde 
in Italien große Hortichritte gemacht hat, Daß in Toskana 
das eingeführte, auf abiolute Iſolirung gebaute Gefaͤng⸗ 
nißſyſtem fehr günftige Erfahrungen liefert, daß in Pie 
mont das dort eingeführte gemiichte Eyftem auf mande ; 
wohlzubeachtende Erfahrungen aufmerkſam machte, dag in 
Italien bedeutende Werfe von Männern, Die Durch ihte 
Stellung Gefängniffe zu ftudiren berufen waren, z. . 
von einem vorzüglichen Kenner der Gefängniffe, 16) von 
Peri, 1) von Maffone, 3) von Minghelli, 19 von For 
nafini, 20) die Gefängnißfunde erweiterten, und Die merk 


15) Seances et travaux de l’academie ]. c. p. 80. 

16) Saggio, sulla Riforma delle prigioni nello stato pontific® 
di L. P. Bologna 1847, 

17) Cenni, sulla riforma del sistema penitenziari, Toscans d 
Peri 1848. Notizie sulla riforma delle prigioni, Toscans 
di Peri Firenze 1850. 

18) La Pena dei lavori forzati di Massore (Arzt der Galeeren). 
Genova 1851. 

19) Sulla riforma delle carceri di Minghelli (Direftor der Straf: 
anftalt in Oneglia). Torino 1852. 2 vol. 

20) Sulla riforma delle carceri del D. Fornasini (Arzt ver Ge⸗ 
fängnifie). Brescia 1852. 
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wedige ftatiftiiche Arbeit über die Gefängniffe in Pie⸗ 
tont 21) bisher unbekannte Einzelnheiten liefert, wirb von 
en Männern, die ſich ihrem Berufe nach mit der Straf 
efeßgebung beichäftigen, nicht beachtet. Welche große 
ortichritte würde die Gefängnißfunde gemacht haben, 
enn in Deutichland die jährlichen Berichte der Direftos 
m, der Geiftlichen und Aerzte an den einzelnen Straf: 
falten, ähnlich wie in Amerifa und England, nicht 
loß zur Kenntniß der Minifterien, wo das Geheimmiß 
e umhüllt, jondern zur öffentlihen Kenntniß gelangen 
nd jo aud) ein Gegenftand öffentlicher Beiprechung und 
afür Durch) die Reichhaltigfeit des Materiald an Erfah: 
ungen eirie wichtige Grundlage würden, während man 
6 von dem Zuftande der Gefängniffe nichts erfährt. 
Bie wohlthätig würde es jein, wenn indbejondere Ger 
ingnißgeiftliche auf ähnliche Art, wie vorzüglich in Eng- 
md, 22) neuerlidy auch in Deutichland, 28) ihre Erfah: 
mgen über den Geelenzuftand der Gefangenen, über die 
eſten Mittel, auf fie zu wirken, mittheilen wollten, wenn 
Ränner, welche lange Zeit mit Gefängnißaufficht ſich 
chäftigen, Die Ergebniſſe ihrer langjährigen Beobachtun⸗ 
m und ihrer DVerbefierungsvorichläge öffentlich befannt 
wachen würden. Wann wird Die Zeit fommen, in wel 
ke wir auch in Deutichland einer Arbeit und erfreuen 
daten, wie fie der alte erfahrene engliiche Generalinſpek⸗ 


— — 


) Relazione del consiglio generale delle carceri nello stato 
delle cafceri. Torino 1852. 


2) Hieher gehören vor Allem die trefflichen, jährlich erflatteten 
Berichte von Clay (Geiftlicher in Prefton), die unten näher zu 
erwähnenden Schriften von Yield (a Reading) von Kingsmill 
and Burt (in London). 


3) neber die ſeelſorgliche Wirkjanfeit in den öfterreichifchen Straf: 
anpalien von Razar (Geiftliher an der Prager Anftalt). Prag 
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tor Hill 24) lieferte, worin nicht bloß freimüthig Die Män- 
gel unferer Zuftände ald Urjachen der Verbrechen, die 
Erfahrungen über die Wirfiamfeit mandyer Einrichtungen, 
einzelne Fälle zur Verdeutlichung angegeben, jondern auch 
alle Einzelnheiten der Gefängnißdisciplin einer flrengen 
Prüfung unterworfen werden. Eine reihe Veranlaſſung 
zur Verbefferung würde vorzüglich Dadurch gegeben werden, 


wenn ein Hauptübel in unferen Zuftänden, der Mangd . 


zweckmaͤßiger Anftalten zur Beftrafung und Beſſerung jw | 
gendlicher Uebertreter zum Gegenftande foldher Forihum 


gen gemacht würde, wie neuerlih in England durch das 


Wert von Garpenter 25) und den Eoftbaren Bericht de 


Commiſſion 2%) geliefert wurden, Die das Parlament nie 


derſetzte, um Sachverftändige über Die zwedmäßige Be 
handlung jugendlicher Uebertreter zu hören. So verdient 
auch eine Schrift von Combe (worin die Gefängnißftage 


in dem Zuſammenhang mit den wichtigften ragen ber. 


Strafgeieggebung erörtert wird) Aufmerkſamkeit. 27) 


Vorzuͤglich darf Die Wiflenichaft der Gefängnißkunde 


hoffen, das nothivendige Material zu erhalten, wenn dk 
Mängel einzelner Strafanftalten Gegenftand öffentlicher 
Beſprechung werden. Auch Iehrt Das Beilpiel von Eng 


land und Nordamerifa, wie viel gewonnen wird, wem 


die Preſſe die Nachtheile beftehender Einrichtungen herver 
hebt, wie dies 1853 in England und 1852 in Nana 


- nn u on AA 


geſchah, wo die Macht der öffentlichen Meinung bewirin 





24) Crime its amount, causes and remedies by Hill. London 
1853. 


25) Juvenile, deliquents their condition and treatment by Car- 
penter 1853. 


26) Report from the comittee on criminal and destitute javen- 
les. London 1852. 


27) The principles of criminal legislation and the practice of 
prison discipline by Combe. London 1854. 
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aß (in England in Bezug auf das Gefängniß von Bir- 
singham) 28) Die Regierung zut Ernennung von Com- 
siifionen genöthigt wurde, welche durch Vernehmung Der 
m Gefängnifie angeftellten Perſonen und der Gefangenen 
ur Kenntniß von Mißbräuchen und Pflichtwidrigkeiten 
elangte, welche aus den offiziellen Berichten nicht erficht- 
ich waren. So iſt der von der in Newyork zur Unter: 
schung ſaͤmmtlicher Gefängnifje niebergefegten Kommiffton 
earbeitete Bericht 29) ein Meifterwerk, das jedem mit Ge- 
angnißweſen Beichäftigten wichtige Erfahrungen liefert. 
In Deutichland verdient beionders Das Bruchlaler Män- 
erzuchthaus, in welchem jeit 1849 die abfolute Iſolirung, 
edoch mit wefentlichen Verbeſſerungen, durchgeführt ift, 
mb Das Darüber befannt gemachte Werk des Direktors 
füßlin 89) Aufmerkſamkeit. Merkwürdige Erfahrungen 
md Borfchläge liefert (mit Beziehung auf Die medlenbur- 
iſche Strafanftalt) die Schrift von v. Wi!) und reich 
m feinen Bemerkungen über Die zweckmäßige Behandlung 
er Gefangenen ift die Schrift des Gefängnißgeiftlichen 
on Prag (i. oben Note 23) über die Bedeutung der Wirk⸗ 
amfeit, Des veligiöjen Elements. Nachrichten über die Er- 
ebnifie der Neijebeobachtungen in Bezug auf mehrere 
Steafanftalten liefert das Werk vom Freiherrn v. Buol- 
Bernberg. 32) Als Ergebniß der Beobachtungen einer auf 


38) Der Bericht darüber findet fich auch in Combe's Schrift p. 101. 


29) Report of the select comittee appointed to examine into the 
affairs and condition of the state prisons of this state. 
New-York 1852. 


30) Das neue Männerzuchthaus nad) dem Syſtem der Sinzelnhaft 
von Füßlin. Garlerube 1854. 


3) Ueber Strafe und Beflerung und deren Verhältniß zu einan- 
der von v. Wick. Schwerin 1852. 


32) Die Holländifen Armen » Eolonien und die Strafanftalten von 
Berlin, Gent, Bruchſal, Genf und öfterreichifche Gefängniß⸗ 
teform von A. Brei. v. BuolsBernberg. Wien 1858. 
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Beranlaffung der franzöfiihen Afademie veranftalteten 
Reiſe des unermüblichen Forſchers Berenger Hegt jeine 
Arbeit über die Strafanftalten von England und Yranf 
reich vor. 38) Cine Reihe von Beobachtungen über Wir⸗ 
fungen der Gefängnißdisciplin verdanft man Der Schrift 
eines Gefüngnißarzte. 3%) 

Der Aufmerkjamfeit eines Ieden, welcher ſich mit ber 
Gefängnißfunde beichäftigt, find die Verhandlungen wir 
Dig, welche in den preußiichen Kammern bei Gelegenhet 
der Berathungen des Geſetzes über Beichäftigung ber 
Strafgefangenen 25) Statt fanden und viele beachtungs⸗ 
würdige Aeußerungen über die Urfachen der Verbrechen, 
über die Mittel der Verminderung der Zahl der Gefan 
genen veranlaßten. | 

Eine wichtige Grundlage für Die richtige Würdigung | 
der Bebürfniffe, die bei der zwedmäßigften Einrichtung | 
der Strafanftalten zur Sprache fommen, liefern uns die : 
ftatiftiihen Nachweiſungen, vorzüglidy Die in Den Berichten 
des Minifterd über die Strafanftalten in Frankreich, 2) ' 
die ausführlichen Nachweilungen über die Gefängnifle m | 
Belgien 37) und Preußen. 38) 


33) De la repression penale et ses formes et ses effets. Rp 
port de Berenger. Paris 1852, 


34) Ueber Gefängniffe, Strafarten, Straffyfteme und Strafanfak 
ten von Fiſcher (Hausarzt in der Anftalt von St. Georgen) 
Regensburg 1852. Viele juriftifche oder politiſche Ausfü 

en bes Verfaſſers werden weniger Anerfennung verbiens. 
iv halten ung nur an feine ärztlichen Beobachtungen. 


35) Vom 30.Mai 1854. Wir werden darüber unten umfländlide ; 
Nachricht geben. 


36) Beriht vom 11. Mai 1854. 


37) In dem Expose de 1a statistique du Royaume de la Be 
gique, periode decennale 1840 — 1850. Bruxelles 1852. p- 
449 494. 


38) In den Tabellen und amtlichen Nachrichten über ben preuf⸗ 
fhen Staat IV. Seite 359—483. Berlin 1853. 
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Bei dem Studium der neuejten geſetzlichen Einrich⸗ 
gen der Gefängniſſe Drängen fich vorzüglich drei Bes 
kungen auf, welche darauf deuten, daß Die Männer, 
iche mit der Einrichtung Der Gefängniffe ſich befchäfti- 
I, von den richtigen Grundſätzen häufig nicht durch⸗ 
ingen find. 

1) Man bemerkt, daß fo oft bei der Einführung 
ter Einrichtung die auf andere, von Den bisherigen ab» 
ichende Prinzipien gebaut find, Die damit Beauftragten 
t den alten Anfichten ſich nicht losmachen fönnen und 
ı Dem Alten möglidhft viel zu erhalten juchen. Dies 
jt fich beionders bei den Schärfungen der Freiheitöftras 
„ 3 war begreiflich, daß, io lange das Abſchreckungs⸗ 
nzip herrichte, man möglichft viele abichredende Mittel 
d Erichwerungen Der Strafe erfinnen mußte, und da, 

Gefangene in Gemeinſchaft ſich befanden, frenger 
Sciplinarmittel gegen Widerjpenftige bedurfte, 3. B. 
mfelarreft, Züchtigung, Hungerkoſt. Kaum begreift 
n aber, wie dieſe Mittel ald urtheildmäßige Schärfuns 
t der Strafe Eingang da finden fonnten, wo man das 
flem einjamer Einiperrung einführte und überhaupt das 
flerungsprinzip durchzuführen fuchte. Als das badiiche 
rafgeſetzbuch von der Commiſſion bearbeitet und zum 
tn Male von den Kammern berathen wurde, nahm 
u Darin Schärfungsuarten (einſame Einjperrung, Dun⸗ 
arreft) auf ($. 54). Damals war weder von Geiten 
e Regierung, nody der Mehrheit der Kammern die Ein- 
hung des Iſolirungsſyſtems beabfichtigt; als fpäter 
845) Das Geſetzbuch wieder berathen wurde, waren Die 
nfichten geändert und ein beiondered Geſetz führte für 
aͤnnliche Sträflinge im Zuchthaus die einfame Einiper- 
ng ein. Die Paragraphen über Schärfungen blieben 
chen und fo wurben im Urtheile von Dem Gerichte Zucht: 
us auf A Jahre mit Schärfung von 100 Tagen Duntel- 
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arreft, mit 120 Tagen Hungerfojt ausgeiprochen. Ban 
hätte erfennen follen, Daß dieſe Schärfungen mit einem 
guten Strafenſyſteme, welches Beflerung Der Sträflinge 
beabfichtigt, überhaupt nicht vereinbar ift, Daher Der bais 
rifche Entwurf von 1853, worin feine Ifoltrung vorkommt, 
die Schärfungen nicht aufnimmt, weil Die Motive zit 
Recht jagen ?%): „dergleichen ſchon im Voraus Diftk, 
zu gemeflenen Zeiten gleichſam mit fataliftifcher Nothwe 
digkeit ohne Rüdficht auf Reue und gute Aufführung fi 
wiederholenden Strafihärfungen dem Beflerungswerfe me | 
hindernd entgegenftehen." Noch mehr mußten Dieje Schär 
fungen, weldye der Richter auf Die ganze Strafbauer ohne 
Kenntmiß der Individualität Des beftraften, ohne Voraus 
fiht der im Laufe von mehreren Jahren möglicherweie | 
eintretenden körperlichen und Seelenzuftände des Chif 
lingd rein willfürlih ausipricht, im Widerſpruche mit 
dem Syſteme der abjoluten Sfolirung ftehen, bei welchen 
Körper und Geift des Gefangenen noch mehr angegriffe 
und weniger fähig werden, noch ſchwere Leiden zu erttw 
gen, welche nothwendig den Streäfling, welcher das Be 
wußtfein der Neue und der guten Aufführung hat und 
nun doch empfindliche, Geift und Körper ergreifende Chin 
fungen erdulden muß, in einen Zuſtand verfegen, welde 
der Beflerung unmoͤglich günftig fein kann.” 4% 

2) Noch mehr zeugen die oft vorfuommenden Ace 
rungen von fonft verftändigen und wohlgelinnten Mir 
nern, Daß Die Gefangenen zu gut behandelt, zu gut ge 
fpeift würden, daß man zu viel für Luft, Bewegung v1 
forge und ihnen ein beſſeres Loos bereite, als viele ir 






















39) Motive ©. 192. 


40) Die fhlimmen Erfahrungen in der Anftalt von Bruchſal Me 
trefflih nachgewiefen der Direktor der Anflalt, H. Fuͤßlin, i 
feiner Schrift: Die Beziehungen des neuen badiſchen Strof 
gefeßes zum Pönitentiarfyitem. Carlsruhe 1853. 
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brlichften, den niederen Ständen angehörige Perſonen im 
freien hätten, von der noch gewaltigen Anhänglichfeit an 
as alte Abſchreckungsſyfſftem und von einer großen Un- 
enntniß ber Berhältnifje und der Aufgabe des Strafen- 
gſtems. Es iſt erfreulich, in Diefer Hinficht Die Aeuße⸗ 
ung eines Mitgliedes der erfien Kammer in Berlin, 4) 
Jen. v. Gerlach's, zu hören, weldye gegen die zuvor bemerfte 
Inficht fich erklärt und auf die Verpflichtung des Staats 
ufmerkſam macht, für Die Gejundheit derjenigen zu for- 
en, welche er der Freiheit beraubt. Wir bitten Die treff- 
iche Schilderung des ehrwürdigen Gefängnißinipektors 
SU 42) zu beachten, wenn er die Vorurtheile und ben 
Inserftand mancher Bejucher der Gefängniffe ſchildert und 
eigt, Daß der anicheinend gute Zuftand der Sträflinge 
eine lodende Seite verliert, wenn man dagegen erwägt, 
aß Der Gefangene von dem Gefühle, jeiner Freiheit be- 
aubt zu fein, gequält und jo vielen Beichränfungen unter- 
borfen ift, Deren Fehlen ſich der zwar arme, ſchlechter genährte 
Icheiter erfreut, der in dem Umgange mit Anderen Ent 
chaͤdigung findet und in der Bewegung im Freien feine 
Befundheit ſtaͤrkt. Möchten jene Männer, welche io oft 
he jogenannte Humanität gegen die Sträflinge beklagen, 
ucht vergeflen, daß der Staat verpflichtet ift, den Sträf- 
Äingen wenigſtens jo viel Geiundheit 4?) und Kraft zu er- 
halten, daß fie nach ihrer Entlafjung aus der Anftalt im 
Stande find, wie andere freie Menichen ihr Brod durch 
Arbeit ehrlich zu verdienen. 


41) In der zweiten Kammer in der 5Aſten Situng vom 26. April 
1854 bei Gelegenheit des Bortrags über den Antrag wegen 
Beichäftigung der Gefangenen. 

42) In dem Werfe: Crime p. 145. 180. 

43) Schr gut Hat der Arzt der Pönitentiaranftalt von Philadel⸗ 
phia, Dr. Given, in den Report von 1850 den Unverftand 


nachgewiefen, der in ſolchen Neußerungen derjenigen liegt, welche 
die humanen Einrichtungen angreifen. 
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3) Ein großer Uebelſtand bei allen neueren Geſang⸗ 
nißeinrichtungen ift der, Day Die tief eingreifenden Bers 
befferungen, welche man in manden Ländern einfüht, 
nur bei den Etrafanftalten angewendet werden, welche für 
die auf längere Zeit Berurtheilten bejtimmt find. Die 
ift der Fall in Amerika und in England, wo in neuerer 
Zeit, wie wir zeigen werden, die Klagen immer häufige 
werden, Daß die Gefängnijfe, welche zur Abbüßung fr 
zeitiger Etrafen beitimmt find, in ungenuͤgendem Zuſtande 
fidy befinden. In Baden ijt nur das Männerzuchthaus 
auf die abiolute Iſolirung gebaut. **) Wir begreifen wohl, 
daß die Echen vor den großen Koften dieſe Beicyränfung 
erzeugte; allein was in den amerifanischen Berichten her 
vorgehoben wird, gilt audy hier. Wenn man Das Syſten 
der Iiolirung für Das befte erfennt, um energiich zu wirken 
und zur Erreichung Des Zweds der Strafen beizutragen, ſo 


jollte man Das Syftem au) in Bezug auf Die Mehrzafl 


der Sträflinge um jo mehr anwenden, als nad) der Er 


fahrung die Meiften, welche Verbrechen verüben, de : 


ſchwere Strafen nach fich ziehen, die in den auf Poͤniten 
tiarigftem gebauten Strafanftalten abgebüßt werben mil 
jen, vorher Eleinere Vergehen begingen, bei denen es ride 
tig geweſen wäre, ſchon ſogleich energifch einzujchreiten, 
um durch Die Scheu, weldye Die Strafe erzeugt und duch 
die beffernde Einrichtung von neuen Verbrechen abgehab 
ten zu werden. 

Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes hält es für zweb 
mäßig, in einer Reihe von Erörterungen durch Die for; 
fältige Nachweiſung, wie in allen Ländern die Gefängnif- 
Infteme durchgeführt, welche Erfahrungen und Vorſchlaͤge 


44) Nur in dem belgifhen, von den Kammern angenommenen Gnl- 

wurfe des Strafgeſetzbuchs und in dem tosfanifchen Geſetz von 

"1853 ift das Syſtem der Iſolirung in allen Strafanftalten an 
genommen, 


nie nn 


— 
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macht find, jedem mit Gefängnißeinrichtungen Beſchaͤf⸗ 
sten Materialien zu liefern, für Deren Zuverläffigfeit und 
olftändigfeit der Verfaſſer um fo mehr bürgen kann, 
8 ee in den legten Jahren jorgfältig Gefängniffe in 
ngland, Edyottland, Frankreich, Belgien, Italten und 
eutichland beſucht, durch häufigen Beſuch der Strafanftalt 
Bruchial den Entwidelungsgang des Iſolirungsſyſtems 
wirt und durch beftändige Correſpondenz mit Männern, 
che in verichiedenen Staaten als Gefängnißdirektoren, 
eiftliche ‘oder Aerzte wirken, Mittheilungen über die Ein- 
inheiten erhalten hat, Deren Kenntniß in Den Stand feßt, 
r ficheres Urtheil über den jegigen Zuftand und über die 
fe Einrichtung der Strafanftalten zu gewinnen. 

Wir beginnen mit der Darftellung des Wirkens Der 
efaͤngnißſyſteme und Des Zuftandes der öffentlichen Mei: 
ng in Nordamerifa, weil in jenem Lande die Ver: 
iedenheit der Gefängnißeinrichtungen am größten, Der 
nfluß auf die Strafanftalten, 3. B. Englands am mei- 
n erfennbar ift und das Material im reichhaltigften 
aaße vorliegt. In Rordamerifa ericheinen mehrere Zeit- 
riften, welche von Gefängnißverbefferungsvereinen aus- 
hend, theild die Nachrichten über die Wirkſamkeit fammt- 
yer Strafanftalten Amerika's fammeln, theild Aufjäge 
er einzelne wichtige Fragen, SKritifen beftehender Ein- 
Bungen und BVerbeferungsvorichläge enthalten. Dahin 
hören die jeit einem Jahre ericheinenden Zeitichriften 
n der Gelelichaft in Bofton, #5) in Bhiladelphia +6) 
d in New-York.) In jedem Staate erjcheint über Die 


) Annual Report of the Board of manages of the prison 
discipline society. Boston. {jedes Jahr erfiheint ein Be— 
riht. Der von 1853 ift der letzte. 

) Journal of the prison discipline and philantropy. Philadel- 
phia. Bierteljährig erfcheinend. 

) Report of the prison association of Newyork albans. Der 
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Wirkiamfeit der Gefängniſſe jährlich ein ausführlicher Bes 
richt von den Inipeftoren, ten Gerängnißaufiehern, den 
Geiftlihen und Tem Arzte. Borzüglih rief eingehend 
(und wertvoll, Da jeber Der Berichterftatter offen die von 
ihm bemerften Mängel ausſpricht und seine Anfichten über 
Verbeſſerung angiebt) ind Die Berichte von Benuinloanien 
von Maſſachuſſets, *?) Raw Hort, Ren:Derien, Conzeti- 
cut, 50) Ohio ı. 

Außerdem liefern Die wichtigiten Nachrichten Die von 
einzelnen Commiſſionen (welche zur Unterſuchung des Zw 
ftandes einzelner Gefängnifie niedergeiegt wurden, indbe 
iondere wenn in Der Preſſe oder in legislativen Berfamm 
lungen Mißbräudye gerügt wurden) erftatteten Berichte 
Eine Der wichtigften Arbeiten ift in dieſer Hinſicht de 
bereitö oben (Rote 27) bemerkte, 1852 in Newyork bes 
fannt gemachte Bericht, da er Die Ergebniffe der eigenen 
Beobachtungen der Commifjäre und ihre mit Den Gefäng 
nigbeamten und mit Eträflingen abgehaltenen Vernehmun⸗ 
gen liefert und auf jeltene Weile in Einzelnheiten eingeht 
Bon neueren in Amerifa erichienenen Schriften, worin die 
Gefängnißfrage erörtert ift, verdient eine Schrift von Ha⸗ 
milton 5!) Erwähnung. Viele belehrende Beobachtungen 


— 





letzte, ſehr weitläufige Report iſt der fünfte von 1850. Na 
muß ehrend anerkennen, daß der Verein durch die große FAR 
der Materialien, welche er liefert, durch die Energie, mit web 
her er Mißbraͤuche angreift, Verdienſte fi) erwirbt. 


48) Annual Report of the Inspectors of the eastern state peu- 
tentiary in Pennsylvania. Der uns vorliegende Bericht von 
1854 ift der fünfundzwanzigfte. 


49) Annual Report of the Inspectors of the Massachussets state 
prison, Uns liegt der von 1854 vor. 

50) Annual Report of the Inspectors of the state prisons of 
Newyork. Der legte von 1853. 


51) Report on the subiect of prisons by Hamilton. 1853. Die 
Schrift if an den Governor von Miſſouri gerichtet. 
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er Einzelnheiten der Gefängnißzucht find gefammelt in 
Heberichten von Parish 52) und Tellkampf 53). Beach⸗ 
1g verdienen noch zwei Schriften, von welchen Die von 
ray 5%) den Zwed hat, die Nachtheile des Pennſylvani⸗ 
en Syſtems zu zeigen, während Die Schrift von Howe 5°) 
6 Syſtem vertheidigt. 

Vergleicht man den gegenwärtigen Stand der Ans 
ten über Gefängnißeinrichtungen in Rordamerifa, fo 
men mandye ın dieſem Sande beitehenden Zuftände nicht 
Abrede geftellt werden, welche günftig auf die Ent- 
delung richtiger Anfichten über Gefängnißverbefferung 
rien, die Deffentlichfeit des amerifanifchen Lebens, Die 
heilnahme der Bürger an allen öffentlichen Einrichtun- 
n, bie Sitte, welche von jedem Beamten Rechenichaft 
dert und bewirkt, Daß von jeder Strafanftalt jährlich 
richte veröffentlicht werden, Die Freiheit ber Preſſe, 
Ihe mißtrauiſch Alles überwacht und Mißbräuche rügt, 
fen günftig darauf, Daß der wahre Zuftand jeder Straf: 
Ralt allgemein befannt wird, ein Mißbrauch nicht lange 
entdeckt und die Regierung des Staats nicht gleichgül- 
‚ dagegen bleiben Tann, da nad der Offenheit des 
harafterd Der Amerikaner jeder Gefängnißbeamte jelbft 
eu alle von ihm beobachteten Uebelftände in den Be- 
Br zur Kennmiß bringt und in Den gejeßgebenden 
efimmlungen und in den Gefängnißverbeflerungsver: 
vn Mißbräuche oder Miüngel in Der öffentlichen Ver: 


) Recollection of a tour of observation to the state prisons of 
Maryland, Newyork, Rhode-Island, Massachussets and Con- 
necticut by Parish. 1851. 


3) Abgedruckt im fifth report of the prison association of New- 


York p. 314. 
4) Prison discipline in America by Gray. London 1848. 


ö) An Essay on separate and congregate systems of prison 
discipline, by Howe. Boston 1846. 


Archiv. d. Er. R. 1854. III. St. V 
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waltung zur Sprache gebradyt werden. Daraus erflärt 
es fih, warum io häufig beiendere Commiſſtonen nieders - 
geiegt werben, um Den Zuftand der Strafanſtalten zu un⸗ 
teriuchen. 

In Nordamerika find es zwei Gefängnißinfteme, auf 
welchen tie verichiedenen Gefüngniffe gebaut find, das 
iog. Pennſylvaniſche und Das Auburniſche. Das Üxke 
(mid) separate system genannt), ift in dem Pennſylvan⸗ 
ichen state prisons 5°) und in New⸗-Jerſey, Das Zweite 
in den Gefängnifien von New-York und den meiften ante 
ven Staaten Amerifa’s eingeführt. Während Das Erſte 
ununterbrochene, einfame Einiperrung mit Trennung ber 
in ihren Zellen Tag und Nacht verwahrten Gefangenen 
mit Zwang zur Arbeit fordert, beruht Das Zweite auf ber 
Verwahrung der Eträflinge in bejonderen Zellen zur Nacht⸗ 
zeit und auf gemeinjchaftlidher Arbeit am Tage. Ber: 
gleicht man die in den legten Jahren in Amerifa erfihie 
nenen Berichte über Strafanftalten und die Aufläge übe 
Gefängnißdiiciplin, fo überzeugt man ſich bald, daß bie 
öffentliche Stimme fid) immer mächtiger für den Bor 
des separate system auoſpricht, °7) Daß hochgeachtete 
Männer in Staaten, in welchen das Syftem nicht beftck. 
und jelbft in einer Art von Partheiung mit Abneigung 
betrachtet wird, 3.8. in Maffachuffets in öffentlicher Bee. 
ſammlung den Vorzug des Benniylvanifchen Syſtems wer 
‚theidigen. 59) Non Bedeutung ift es, daß in Staakt, 


56) In Anterifa trennt man die penitentiaries, weldhe state pr- 
sons heißen und jails, welche county prisons find. 

57) Hr. Walfer (Profeffor in Cincinnati) in feinem ausgezeichneten 

erfe: Introduction to American Law, Cincinnati 1846, p- 
426 erflärt, daß die öffentliche Meinung fich Fräftig zu Gr 
fen der solitary confinement ausſpreche. 

58) Bedeutend ift in dieſer Hinficht die in Boſton 1847 im Vereine 
für Gefängnißzudht gehaltene Rede von Sumner für das se 
parate system; f. Orations and speeches by Charles Sumaer. 
Boston 1850. vol. II. p. 196. 
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in weldyen das separate system nicht eingeführt iſt, 
3. D. in Maine von geachteten Männern der Vorzug dies 
ſes Syſtems anerkannt, und Dagegen nur angeführt wird, 
Daß nad) dieſem Eyitem die Koflen zu groß, die Ertraͤg⸗ 
niffe Des Gefängniffes durch Die Arbeit der Gefangenen 
zu gering fein würden. 9%) Die Inipeftoren des Gefäng» 
niſſes in Maine heben in ihrem Berichte Die Unmöglich- 
feit hervor, Communikationen der Sträflinge, wenn fie in 
Gemeinſchaft find, zu verhindern und fchildern Die Gefah— 
ren des verderblichen Einfluffe8 Der verdorbenen DVerbre- 
cher auf minder jchlimme, vorzüglich jugendliche Webers 
treter. 60) 
Nicht jelten wird auch Die Anficht geltend gemacht, 
Daß eine zwedmäßige Verbindung der guten Eyfteme, jo 
daß in der erften Zeit die Sträflinge in einſamer Haft 
gehalten werden follten, wuͤnſchenswerth wäre, 61) während 
in einem merkwürdigen amtlichen Berichte der Commiſſion 
von Mafjachuffets 62?) der Antrag geftellt wird, in den 
state prisons Dad separate system für manche Klaffen 
von Sträflingen einzuführen. Als immer mehr in Amerika 
fiegende Anſicht erjcheint Die: daß tie Anwendung des 
separate system, dem man den Vorzug giebt, nur un 
ter gewilfen Beichränfungen gebilligt werden kann und 
war 1) daß die Strafzeiten abgekürzt würden, 2) daß 
das Syſtem nicht angewendet werde bei Perſonen, welche 
nach ihrer geiftigen und körperlichen Befchaffenheit ein- 
jame Einiperrung nicht ertragen fönnen, 3) Daß beffer als 


59) Nach dem Pennsylvanian Journal of prison discipline, July 
1852 p. 142 haben vie commissioners felbft dies ausgeſprochen. 


60) Report of the prison association of New-York 1849. p. 268. 
61) Fifth Report of the prison association of New-York 1852. 
p. 389. 
62) Im house of representatives 14 April. Report of the joint 
standing Cumittee on Prisons. p. 14. 
9 % 
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es bisher (auch in Pennmiranien) geichiebt, rür angemeſſene 
Beichäftigung, für beſſere Ginrichrung Der Zellen und für 
mehr Bewegung im Areien geiorgt werte. Vorzüglich if 
es der erite Punki, welder in allen Staaten Die größten 
Klagen hervorruft. Man beflagt cd, Tag Tie Geiezgeber, 
welche das separate system einführten, zu ehr an der 
alten auf ein untered Gelängnißnitem beredincten Ge 
wohnheit hingen, lange Dauernde Strafen zu Proben, Daß 
auch Den Richtern, welche tie Strafuriheile fällen, feine 
gehörige Voritellung von Dem Verhälmine der Abbüpung 
der Gejüngnißftrafe nad) Dem separate system zu Der Haft 
in Gemeinſchaft ſich machen und Strafen ausſprechen, ohne 
die Eumme der Uebel, Tie ſie auflegen, zu erkennen. 6°) 
Erfahrene Gefängnigbeamte bezeugen, Daß Die Gefangenen 
Die einiame Giniperrung für weit härter ald Die in ge 
meiniamer Haft betrachten und lieber viel länger nad) dem 
legten Syſtem eingeiperrt bleiben wollten. 4) Man be 
merft, daß da, wo lange dauernde Etrafen erfannt würs 
den, durch Die (jo häufig in Amerifa vorfommenden und 
vielfach nachtheiligen Begnadigungen) nachgeholfen werben 
müßte, daß, je länger Gefangene eingeiperrt würden, deſto 
mehr Die Gefahr wachſe, daß Die förperliche und geiltige 
Kraft der Sträflinge gebrochen, die Fähigkeit, nad) ihrer 
Entlaſſung ehrlich ihre Brod ſich zu erwerben, vermindert, 
geſchwächt und leichter Ceelenjtörung entwidelt würde 
Die von ſachverſtändigen Gefängnißbeamten über die Wir: 
fungen langgeitiger Freiheitöftrafen in ihren Berichten aus 
geiprochenen Anfichten, 6%) wenn 3. B. Der Vorſtand Dee 


— 





63) Report of prison association of New-York 1849. p. 45. 89. 
939. Pennsylvania Journal 1851, Januar p. 28, 1852, January 
p. 24. 

61) Pennsylvan’a Journal 1850 p. 4. v. 1852 p.9, v. 1853 p. 1, 
1856 p. 12. 

65) Geſammelt in tem fifth Report of the prison assoviation of 
New-Yerk 1852. p. 202. 
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Gefängnified von Newyork erklärt, daß nur Wenige acht 
oder zehn Jahre Einjperrung ertragen können, ohne geiftig 
und phyſiſch ſchwach zu werden, oder wenn der Arzt aus⸗ 
ſpricht, Daß fünf Jahre die längfte Zeit find, die ein 
Sträfling ertragen kann, um mit ungeichwächten Geift 
und geiundem Körper in die Welt entlaflen werben zu 
können, 8%) verdienen Die allgemeine Aufmerkiamfeit. Bors 
züglich empfehlen wir die Berichte, 67) welchen die Beam 
ten Der Strafanftalten von Birginien, wo ein Geſetz als 
Minimum der Einiperrung in penitentiary 3 Jahre 
jegte, über ihre Erfahrungen erftatten. 

Als eine zweite jegt in Amerika allgemein anerkannte 
Anficht auch derjenigen Beamten, welche Das Eyitem ab» 
toluter Ijolirung anzumenten haben, kann die angenom- 
men werden, Daß Dies Syſtem zwar bei der Mehrheit der 
Sträflinge gut anzuwenden ift und vortheilhaft wirft, Daß 
aber mandye Perſonen vorfommen, auf welche Die Iſoli⸗ 
rung nicht angewendet werden darf, weil ihr ſchwacher 
Geiſt, oder ihr Eörperlicher Zuftand, oder große geiftige 
Aufregung unfehlbar raſch zum Wahnfinn oder Tod oder 
Siechthum führen würde, während ſolche Gefangene die 
gemeinichaftlihe Haft gut ertragen fönnen. Vorzüglich 
verdienen Die Nachweiſungen, welche in dieſer Hinftcht 
der Arzt von Philadelphia giebt, 68) allgemeine Beachtung. 
Agemein feftitehend ift Die Anficht, Daß auf junge Leute 
die Iſolirung nicht angewendet werden joll. Hier hat Die 


66) In einem Bericht findet ſich auch die Stelle: Wenn ein Sträf: 
ling überhaupt gebefjert werden fann, fo bezweifeln wir, ob 
zwei oder drei Jahre Einfperrung nicht ebenfo wirkſam fein 
werben, als die von fünf oder zehn Jahren. 


67) In dem fifth report der prison association p. 204 und in dem 
27. Bericht (v. 1852) der Boftoner prison disc. society. p. 91. 


68) Befonders im Bericht von 1852 p. 25. Auch die im Report 
von 1850 p. 24 aufgeftellte Sonderung der vier Klaffen von 
Gefangenen follte beachtet werben. 
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Gejebgebung und Der Wohlthätigkeitsſinn in einzelnen 
Staaten Durch die Grrichtung ver houses of refuge oder 
reformatory schools trefflich gewirkt. 6%) Mieviel endlich 
der Erfolg des Syſtems Der J'olirung von Der Art wie 
die Erwärmung, Die Ventilation 7%) durchgeführt ift, von 
der Art der Kleidung?!) und von der Beſchäftigungs— 
weile °) der Gefangenen abhängt, it in Dem ärztlichen 
Bericht trefflich geichildert. Che wir in Einzelheiten ein 
gehen, müjjen wir noch einige Punkte hervorheben, in An 
ſehung deren gewifle Uebeljtände ſich zeigen, an deren Da 
fein in Amerifa der Sieg einer richtigen Verftändigung 
über das zwedmäßigfte Gefängnißivftem und Die zwed: 
mäßigfte Durchführung eines Syſtems ſcheitert. 

1) Eine forgfältige Vergleihung Des wirklichen 
Lebend mit den Vorichriften der Geſetze Icht, 
daß ſehr häufig auch die trefflichften Gefehe wegen Man 
geld der Energie in der Handhabung von Seiten der Beam 
ten nicht wirfjam werden, weil die Furcht vor der Ueber 
macht Des oft Durch Vorurteile oder durch egoiſtiſch⸗ 
ſchlaue Menichen irregeleiteten aufgeregten Volkes oder 
die Beforgniß des Beamten vor Dem Berluft Der Volke 
gunft, Die er nöthig hat, um gemählt zu werden, im ein 
zelnen Fall einichücdhtert und vor energiichem Cinjchreiten 
abhält, vder zur Nachgiebigfeit gegen ungeftümes Draw 
gen bewegt. Die Bergleichung der und vorliegenden Be 
richte führt auf Diefe Behauptung. Wenn man die Ch 





69) Wir werden über diefen wichtigen Gegenftand Auszüge aus ben 
Berichten mittheilen. 


70) 3. ®. im Report of the Inspectors of Philadelphia v. 1850 
p. 18, v. 1852 p. 31. 


71) Der Gegenftand wird häufig vernachläffige. Die Kleidung der 
Gefangenen ift nicht felten zu kalt und veranlaßt viele Krunf: 
heiten. S. Report of the Comittee of New-York p. 88. 


72) Nachgewieſen im Report von Philadelphia von 1850 p. 21- 
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derungen anführt, wie willkürlich, oberflächlich zuweilen 
die Vorunterſuchungen geführt und wie grundlos Verhaf—⸗ 
tungen erfannt werden,?2) wenn man ferner lieit, wie Das 
beftimmte, Die Deffentlichfeit Der Hinrichtungen ausichlie- 
Sende Geſetz geradezu auf ftörende Weije verlegt wurde. 7%) 
Die Bejorgniß, Daß auf Ähnliche Weile aud) die Ge 
jeße über Gefängnißzucht in ihrer Durchführung ungenüs 
gend gehandhabt werden, liegt nahe. 

2) Ueberall erfährt man Die Klagen verftändiger Män⸗ 
ner Darüber, daß auf den Streit, ob das Penniylvaniiche 
oder das Auburnijche Syftem den Vorzug verdient, der Bars 
teigeiſt 75) verberblichen Einfluß Hat, daß jede Partei Die 
Sache auf die Spige treibt, und in Mebertreibungen fid) 
gefällt, 79) in ihren Berichten nicht die pflichtmäßige Treue 
in Bezug auf Volftändigfeit der Thatfachen und ftrenge 
Brüfung ihrer Wahrheit beobachtet. Während die Anhän- 
ger des Auburniichen Syftems die Zahlen in Bezug auf 
die Wahnfinnsfälle und die Eterblichfeit in den Gefäng- 
niffen von Pennſylvanien übertreiben, aus dem wahren Zu- 
jammenhange die Fälle reißen, ichlau jeden Mangel in 
dem von ihnen vertheidigten Gefängnißiyften verſchweigen 
ober im mildeften Lichte Darftellen, verhüllen ebenjo die 
Freunde der Iſolirung die ungünftigen Erfahrungen und 
übertreiben in Den Daritellungen Der bei dem Auburnifchen 
Syſtem vorkommenden angewandten Disciplinarmittel und 
laͤugnen jede Möglichkeit der Beſſerung nach Diefem Sy⸗ 


13) Merfwürbige Schilderung im. Pennsylvania Journal 1851 p. 4. 
Fifth Report of the prison association 1852 p. 23. 


79 Bei einer Hinrihtung in Philadelphia waren ungeachtet dee 
gefeßlihen Berbots Tauſende von Zuſchauern gegenwärtig. 
Pennsylvania Journal 1853, July p. 147. 


5) Klagen im Report of the Inspectors of Philadelphia 1852 
p. 26. 


76) Rfagen im fifth Report of te prison association p. 13. 


360 Ueber den gegenwärtigen Zuftand 


fteme. Solche parteilichseinfeitigen Schilderungen fordern 
zum vorfichtigen Gebrauche der Berichte auf, Die von ber 
Anhängern der verſchiedenen Syſteme ausgehen. 

3) Noch fchlimmer wirft auf Die Gefängnißverbeffe 
rung in Amerifa die Politif. Wenn von einer amtlich 
niedergeſetzten Commiifion 77) ausgeiprodhen wird: under 
our present Constitution our state prisons are 
thrown entirely into the political arena and beco- 
me the football of party politics, jo verfteht man 
bald die traurige Wahrheit dieſer Behauptung durch 
die Schilderungen, Daß häufig bei der Wahl Der Gefäng- 
nißinfpectoren, Directoren, Aufſeher und anderer Gefäng: 
nißbeamten weniger auf ihre geiftigen und moraliichen Eigen 
ſchaften, welche zu dem Amte gehören und mehr auf bie 
Anhänglichfeit an die herrichende Partei geſehen, Daß da⸗ 
durd) der häufige Wechiel der Gefängnißbeamten herbei⸗ 
geführt und jelbft eine häufig nachtheilige Begünftigung 
oder Nachſicht gegen ſchlechte Beamte veranlagt wird, wel 
che in ihrer politiichen Ergebenheit bei den Männern, wel⸗ 
che einfchreiten jollten, einen Schuß finden. ' 

4) Aud) die Eiferfucht, welche zwiſchen den Gefängniß- 
beamten und den Gefängnißverbefierungsvereinen bemerf- 
bar ift, wird oft ein Hinderniß des Fortſchritts. Wide 
der erftatteten Berichte der Infpectoren enthalten lagen 
darüber, daß die Mitglieder jener Vereine durch ihre Ein 
miſchung in Die Verwaltung, durch ihre Sitte, Die Unter 
aufieher und die Gefangenen über Mißbräuche zu vernede 
men, ftörend wirfen, während die Vereine jich über die 
Hinderniffe befchweren, welche Die Gefängnißbeamten ihnen 
entgegenftellen. 

5) Ein Hauptübel liegt in der in Amerika fo häufig 


77) Report of the comittee appointed to examine the several 
state prisons. New-York 1852 p. 19. 
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vorfommenden Lebertreibung des Spefulationsgeiftes und 
in dem Streben vorzugsweiie Geld zu gewinnen und jebes 
Geſchaͤft eimträglicy zu machen. Daraus erklären ſich die 
Klagen der Berichte über das unfelige in den amerifani- 
ſchen Gefängniflen eingeführte Syſtem einem Unternehmer 
(contractor), ald einem Pächter die oͤkonomiſche Einrich- 
tung und Verwaltung des Gefängnifjes zu überlafen, wo 
dann ein angeftellter agent Alles, was ſich Darauf bes 
zieht, betreibt.?°) Es ergibt fich, Daß der contractor und 
der agent die Hauptperjonen find, daß an ihrem eijernen 
(dur manche nicht eben ehrliche Mittel durchgeführten) 
Willen jede Oefüngnißverbeflerung icheitert, DaB die Ins 
ipectoren, Die Geiſtlichen und Aerzte gegen fle nichts aus— 
richten, Daß insbeiondere die Letztern fich bitter daruͤber ſbe⸗ 
klagen, Daß ihren Anträgen, kranke, insbeſondere mit 
Zeichen beginnender Seelenftörung ericheinende Gefanges- 
ne wilder zu behandeln, nicht Gehör gegeben wird, Daß 
Die oft furchtbare Härte, mit der man den Kranken ans- 
geblich wegen Widerfpenftigfeit zu Arbeiten anhält und ihn 
firengen, Strafen unterwirft, häufig Die Folge des Einflui- 
ſes des Unternehmers ift, Daß man bei der Beſchaͤftigung 
der Gefangenen nicht darauf flieht, ob dieſe Arbeiten er⸗ 
fernen, deren Betreibung nady ihrer Entlafjung fie einft 
gut nähren fann, fondern nur darauf, weldye Arbeiten am. 
meiften einträglich jind.?®) Damit hängt Die in manchen 
Berichten der Gefängnißinjpectoren ausgeiprochene und 
von den Gefängnißvereinen ſehr getadelte Anficht zuſam⸗ 
men, Daß es bei der Gefängnißverbefierung vorzugsweiſe 
darauf anfomme, durch die Arbeit der Gefangenen viel zu 


78) Darüber von Vielen. Pennsylvania Journal 1852 April p. 49. 
October p. 19. 1854 April p. 56. PBorzüglih Report of 
the comittee of New-York 1852 p. 4. 9. 21. 


19) 3. B. das Knopfmachen. Report of the prison association 
of New-York 1849 p. 352. 
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getvinnen, was begreiflihh eine gefährliche Einſeitigkeit der 
Einrihtung der Gefängniffe herbeiführt und Die Rüdficht 
auf Befferung in den Hintergrund drängt. 

7) Auf Rechnung dieſes Strebend zu gewinnen Darf 
es gejebt werben, daß jelbft da, wo das Geſetz eine Ber- 
befierung gebietet, Diefe gar nicht oder mangelhaft durch⸗ 
geführt wird. Man erfährt darnach, Daß in Neuyerf, 
wo ein Geſetz von 1847 die Errichtung von 70 geräumi- 
gen Zellen geboten hatte, in welchen nad) Dem separate 
system Die wideripenjtigen, unruhigen, auf andere ver 
derblich wirkenden Gefangenen Tag und Nacht verwahrt 
werden ſollten, nicht nach den Willen des Geſetzgebers aus 
geführt ſind. so) Daß die Zahl der Unteraufjeher viel zu- 
geringe it, Daß in mehreren Gefaͤngniſſen, in welche 
separate system eingeführt ift, zu wenig Zellen gebaut 
find, jo Daß zwei Gefangene darin untergebracht werden 
müffen, 31) daß in andern Öefängnifien Die Zellen zu enge 
gebaut wurden, in Anderen Die Krankenſaͤle mangeln, in 
Anderen in der Kapelle nicht der nöthige Raum ift.82) 

8) Als ein großer Liebelftand wird in der amerifs 
niichen Rechtsuͤbung der Mißbraudy, welcher mit dem Be 
gnadigungsrecht getrieben wird, von allen verftändi- 
gen Männern 88) und in allen Berichten der Gefängniß 
verbefierungsvereine 84) hervorgehoben. Die Strenge der 


80) Report of the comittee of New-York von 1852 p. 22. Be 
port of the prison association von 1849 p. 42. 

81) 3. B. in New-Jersey; f. Pennsylvania Journal 1853 p. #. 

82) Ueberh. f. Pennsylvania Journal 1354 April p. 60. 

83) Vorzüglich energifch mit einer Maffe von ftatiftifchen Nadrid- 
ten durchgeführt in Lieber on civil liberty. Philadelphis 
1853. vol. II. p. 144—168. 

84) Pennsylvania Journal October 1853 p. 198. April 1854 p. 
65. Fifth Report of the prison association 1852 p. 168. 
Report of the prison discipl. association of Boston 1852. 
p. 11. 
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trafdrohungen, weldye noch in manchen Staaten in Den Ge- 
zen enthalten ift, Die oft von Den Richtern ausgeiproches 
n zu lange dauernden Freiheitsjtrafen erflärt wohl Die 
äufigfeit der Begnadigungen, allein weit mehr ift Diefe dem 
flloien Drängen der Verwandten und der Freunde des Ver: 
iheilten zuzufichreiben, welche den Governor beftürmen, 
d durch politifche Verbindungen um fo leichter ihren 
ve Durch ihr unausgeſetztes Bemühen erreichen, je mehr 
ich hier durch politifche Parteiung durchgeſetzt werden 
nn. 85) Wenn audı Gefängnißbeamte bezeugen, 86) daß - 
e Ausficht auf Begnadigung auf die Gemüther mancher 
teäflinge wohlthätig wirft, fie zur Beſſerung anregt, mit 
offnungen erfüllt, die vor Verzweiflung bewahren, und die 
egnadigung manche Ungeredhtigfeit gut macht, fo ift 
cch von den meiften Beobachtern bezeugt, daß dadurch 
e Gewißheit der Strafe, die Energie der Wirkſamkeit 
8 Etrafvollzugs geſchwaͤcht und in den Gefangenen eine 
ufregung herbeigeführt wird, weldye der Beflerung und 
r Entwidlung des moraliihen Sinns eher nachtheilig 
ird. 
9) Allgemein wird in ‚Amerika die Gleichguͤltigkeit 
dauert, mit welcher (mit wenigen Ausnahmen 37) Die 
As, nämlich Gefängnifie behandelt werden, in welchen 
e zu geringeren Freiheitsſtrafen Verurtheilten ihre Strafen 
yubüßen haben. 88) In den Berichten wird ausgeſpro⸗ 
en, Daß alle Nenitentiaranftalten nichts nügen, wenn 


) In dem Staate Maine kommt eine Begnadigung auf 34 Ge⸗ 
fangene, in Vermont eine auf 7, in Mafiadhuffets eine auf 
10, in Ohio eine auf 5, in Connecticut eine auf 21, in New: 
VYork eine auf 58. 

) Fifth Report of the prison association p. 169—171. 

N Vorzüglich im Staate Maffahuflets. Report of the prison 
discip. soc. Boston 1852 p. 139. Neuerlih wird jührlidh eine 
genaue Statiftif über fünmtliche jails in Maſſachuſſets gedrudt. 

)) Pennsylvania Journal 1850 Oct. p. 245. 1853 p. 195. Re- 
port of the prison association v. 1849 p. 98, 414. 
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nicht auch Die Gefängniffe für die Abbüßung der hir 
dauernden Freiheitäitrafen verbefiert werben. 89) 

10) Vergleicht man die Nachrichten über Die einzel 
nen Gefängniffe Amerika's, fo drängt ſich Die Ueberzen⸗ 
gung auf, daß nicht abfolut der günftige Erfolg baven 
abhängt, ob Darin das Iſolirungs⸗ oder Das Syftem ber 
Gemeinfhaft (in der Welle wie in New:Xorf oder in 
Maſſachuſſets) eingeführt if. Während gegen Die nah . 
Pennſylvaniſchem Syftem gebaute Anftalt von New⸗Jerſey 
die erheblichften Einwendungen fid) erheben und ein güw 
ftiger Erfolg nicht angenommen werden kann, liefert bie 
Strafanftalt in Charlefton günftige Reſultate. Borzüg 
lich fcheint Die Anjtalt im Staate Maine einen erfreunk⸗ 
hen Erfolg zu haben. Das Betragen der Sträflig 
icheint ſehr gut zu fein; bei einer furchtbaren Feuershamf 
im Gefängnifie arbeiteten Die Sträflinge angeftrengt' und 
verfuchten nicht, zu entfliehen; der Geiftliche fpricht ſene 
Meberzeugung aus, Daß mehrere Sträflinge gebeffert fin. 
Im Jahre 1851 fam fein Todesfall vor.2% Als eine af 
Gejundheit und gutes Betragen wohlthätig wirkende Em | 
richtung wird gerühmt, Daß. jeder Sträfling, wenn er eb | 
wuͤnſcht, ein Gärtchen befommt, in welchem er für fd | 
pflanzen darf. 9!) Der Streit über den Vorzug ein | 
Gefängnißinftems vor einem andern führt vorzüglich auf 
4 Punkte: 1) auf die Zahl der Seelenftörungen,, welde | 
in Oefängniffen vorkommen, 2) auf Den Umfang be 
Sterblichkeit, 3) auf die Nothwendigkeit, Difeiplinarfiraie 
anzuwenden, 4) auf die Zahl der Rüdfälle. Cs wir 








89) Ein merfwürdiges neues Gefängniß ift für Suffolf gebaut, we 
das separate system eingeführt ift. 


90) ©. Berichte im Report der prison disc. soc. of Boston 1853 
p. 31—34, 


91) Report of the prison association of New-York 1849 p. 26% 
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Big fein, Die Nachrichten, welche in Diefen Bes 
m in amerikaniichen Berichten vorfommen, treu 
en. 
In Bezug auf Die Seelenftörungen mag es pafiend 
nächſt die in Gefängnijien, die auf separate sy- 
eruhen, vorkommenden Sranfheiten dieſer Art nach⸗ 
In dem Gefängniffe von Philadelphia kamen 
n vorliegenden Berichten 1847 10, 1848 10, 1849 
31 8 Fälle. vor. Im Jahre 1852 fand im Ge- 
e eine merkwürdige Unterfuhung Statt. Ein Re- 
öbeichluß ordnete eine Commiſſton (aus dem Staats: 
und mehreren ausgezeichneten Aerzten) an, welde 
ſundheitszuſtand aller Perſonen unterjuchen follte, 
jeichen von Geifteöfranfheiten gäben, und daß Diele 
men, wenn es zur Herftellung ihrer geiftigen Ge: 
nöthig gefunden würde, in Die Irrenanftalt gebracht 
follten. Es wurden vor dieſe Commiſſion 18 Ge; 
gebracht, genau unterſucht. Das Ergebniß war, 
Javon in die Jrrenanftalt gebracht wurden, 3 wur: 
zwar als krank anerkannt, aber der. Sicherheit 
n ihrer Zelle, 4 indem Krankenzimmer verwahrt. 92) 
ug auf das Jahr 1853 wird berichtet, daß fein 
zahnſinnsfall vorfam, und die nad) der Anordnung 
nmijiton von 1852 in der Anſtalt Berwahrten 
nicidal mania leidend — ohne Hoffnung auf 
ing find und darunter ſelbſt 3 fich befinden, 
ohne daß ein Strafurtheil gegen fie erging, zur 
rung (der Bericht fagt: not as convicts) in Die 
ftalt geiendet wurben. 
3 den Berichten des Arztes Der Anftalt erfährt 
aß über die Grundfüge, nach welchen das Daſein 





ntyfourth Report uf the Inspectors of prison of Pennsylv. 
'p. 9. 


366 Ueker ten genenwärtigen Zuſtand 


der Insanity eines Eträflingd beurtheilt wird, unter den 
Gefängnigärzten feine Gleichförmigfeit herrſcht, Daß manche 
Derielben in ihren Tabellen nur Diejenigen al® insane 
aufnehmen, welche wegen ihrer Eeelenftörung nicht im 
Stande find, ihre Arbeiten zu verrichten. Die Berichte 
zeigen, Daß in allen amerikaniſchen Strafanftalten haufig 
Berionen verwahrt werden, weldhe entichieden ichon Wi . 
ihrer Aufnahme ieelengeftört waren und nicht in Die Star 
anftalt hätten gebracht werden iellen. Der Arzt bemalt, 
daß ſehr Häufig nur zu ipät Die Zeichen Der Seelenftörung 
entbedt werden, °3) und nad der Erfahrung oft hund 
rechtzeitige Verfügung, Daß der Kranke im Freien are 
ten darf, ſchnell jeine Herftellung erfolgt, beſonders bi 
foldyen, welche an Sinnestäuſchungen leiden, aus welchen 
fi) häufig, wenn nicht rechtzeitig und Fräftig entgegenges 
wirft wird, leicht Seelenftörungen entwideln. 

Nah den Berichten über amerifanifche Gefängnifk, 
welche nad) dem Syftem der Gemeinichaft eingerichtet find, 
zeigt fi) große Verfchievenheit. In dem penitentiary 
von Rhode Island fam 1851 unter 43 Sträflingen fen 
Fall der Eeelenftörung vor. In der Anftalt von Mafe 
huflets wurden 1853 von 642 Sträflingen 5 als insase 
in die Irrenanftalt gebracht. Aus PVernehmungen db 
Dberaufiehers über den Zuftand in Wethersfteld (Eonner 


{ 
d 
















Krankheit litt, welche die Urſache feiner Arbeitsunfähigie 
war, während er fich nicht verſtaͤndlich machen Fonnte. 
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ticut) erfährt man, Daß von 1845 bie 1848 (mo durch⸗ 
fhnittlich 140 Gefangene In der Anftalt waren) nur Einer 
jeelengeftört, aber bald wieder hergeftellt wurde, Daß aber 
5 ſchon als geifteöfranf in die Anftalt kamen, die man 
nicht entfernte, während der Inſpektor felbft bemerkt, Daß 
man Das hätte thun sollen. Aus dem Gefänaniß von 
Auburn wurden 1851 6, aus der Anftalt von Sing Sing 
Einer in die Irrenanftalt gebracht. 

Wie wenig aber den Berichten über die Zahl ber 
Seelengeftörten getraut werden kann, zeigt die Ausſage 
des Arzted Josgate (langjährigem Arzt in der Anftalt 
von Auburn, ?%) wenn er bemerft, daß dem Arzt, wenn 
er die Anzeige bringt, daß ein Sträfling geiſteskrank iſt, 
überall Hinderniffe entgegengefegt werden, daß vorzüglich) 
Der Unternehmer und die von ihm abhängigen Beamten 
(meil fie ein Intereffe Daran haben, daß fein Sträfling der 
Arbeit entzogen wird) über jede Anzeige fpotten. Die vom 
Arzte angeführten Beiſpiele find fehr traurig. iner der ver- 
nommenen Auffeher bezeugt, 95) daß er in feinem Arbeits- 
iaale 4 oft 6 Gefangene hatte, welche insane waren und 
um deren Krankheit fich Niemand kümmerte. 

Sehr merkwürdig ift der Bericht des Arztes Parish 
über feine Beobachtungen auf den Reifen. ?) Er bemerft, 
daß bei den gewöhnlich verbreiteten günftigen Berichten 
über den geiftigen Zuftand der Gefangenen in Charlefton 
im Gegeniate der PBenniylvanifchen Gefängniffe große 
Borficht nothwendig wäre, weil es ſich zeige, Daß in Die 
zuerſt genannte Anftalt nur die beſſere Klaſſe der Sträf- 
linge aufgenommen witrde, Daß auch jobald Die geringfte 


94) In dem Report der (amtlid) niedergejekten) comittee über den 
Zuftand der Gefängniffe in New:Morf 1852 p. 82. 


95) Report (in ter vor. Note) p. 149. 


96) E. im Pennsylvania Journal 1851 January p. 30. 
. 
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Spur des geiftigen Leidens ſich ergebe, der Berurtheilte 
jogleich in Die Irrenanftalt gebracht und daß Häufig Ber 
gnadigung eben wegen des ichlimmen Geſundheitszuſtan⸗ 
des ertheilt würde, wo Dann ein. jolder meift in bie 
Liſte der insane käme. Dagegen ilt ed gewiß, Daß bad 
Verhaͤliniß der Seelenjtörungen unter den ſchwarzen Ge 
fangenen fajt zwei Drittel gegen ein Drittel unter den 
weißen Gefangenen beträgt. 

Alles deutet Darauf hin, Daß es Ichwierig ijt, aus ber 
Vergleihung der verichiedenen Berichte fichere Schlüfe 
abzuleiten, welchem Syfteme der Vorzug gebühre. Alk 
Bertheidiger des separate system fügen aber ihren Be 
richten bei, Daß Died Syitem nur dann Darauf rechnen 
fönne, daß die Zahl der Seelengeftörten nicht anwachſe, 
wenn die Strafzeiten abgefürzt, für befiere Bewegung im 
Freien gejorgt und dem Arzt Feine Hinderniffe in dm 
Weg gelegt würden. 97) 

11. In Bezug auf die Sterblichkeit in den Gefaͤng⸗ 
niſſen von Amerifa ergiebt fih, Daß im Jahre 1852 in 
Maine (bei 87 Gefangenen) feiner, in New» Hampfhire 
(bei 96) 1, in Vermont (von 91) 1, in Maflachufle 
(von 452) 5, in Rhode Island (von 95) feiner, in on 
necticut (von 166) 2, in Auburn (von 771) 12, in 
Sing Sing (von 724) 19, in Clinton (von 113) 2, in 
Albany (von 175) 5, in Birginien (von 207) 13, m 
Ohio (von 469) 9, in Michigan Feiner ftarb. Im Ge 
füngniffe von Trenton (von 207) ftarben 3, in Bhiladelphie 
(von 310) 7, in Bittsburg (von 174) 2.98) Cine merk 
würdige Tabelle über die Sterblichkeit in dem Gefängnifje von 








97) Merker, Bergleihung des Zuflandes der Insanity in den Penn 
fplvanifchen Sefängniffen mit dem Ergebniffe des Pentonvill 
prison in Sherman on statistics of Insanity p. 96. 

98) Agedruct in tem Report of the comittee of New-York 

392 p. 54 
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Sing Sing während 30 Jahre liefert das Ergebniß, 
Daß, je länger die Strafzeiten find, deſto höher Das Ber: 
hältnig wird, in welchem die Sträflinge ſterben. Wäh- 
vend von den 1627, die nur 2 Jahre in ber Anftalt 
waren, 92 farben, traf von 553, welche 7 Jahre gefan- 
gen waren, 101 der Tod, von den zu 10 Sahren Verur⸗ 
theilten 462 ftarben 94. 

WUeber die VBerhältniffe der Sterblichkeit iu den Ge 
fängnifien von Philadelphia erfahren wir Folgendes. Es 
ftarben 1840 (von 406) 22, 1841 (von 397) 17, 1842 
(von 342) 9, 1843 (von 334) 11, 1844 (von 360) 13, 
1845 (von 319) 15, 1846 (von 326) 13, 1849 (von 
420) 6, 1850 (von 449) 1, 1851 (von 446) 7, 1852 
(von 436) 2, 1853 (von 400) 3. Seit 1829 his 1853 
ftarben in Philadelphia von den 3372 in jenem Zeitraume 
verwahrten Gefangenen 228. Aus den forgfältig in Die 
Einzelnheiten eingehenden Berichten des Arztes der Anftalt 
bemerft man, Daß freilich die Mehrzahl an der Phthiſis 
ftarben (1851 von 7 ©eftorbenen 4), allein aus den 
Tabellen ergiebt fich, daß ein großer Theil ber aufgenom- 
menen Gefangenen fihon in einem fchlechten Gejundheits- 
zuftande in Die Anftalt fommt. In der Strafanftalt von 
Maſſachuſſets ftarben 1843 von 642 Gefangenen 4 (3 
davon an Lungenleiden, 1 wurde von einem Mitgefanges 
nen ermordet). Nad) einer Tabelle über Todesfälle in 
Charlestown von 1837 bis 1846 9%) ergiebt fih, Daß 
1837 von 283 Gefangenen 5, 1838 von 303 7, 1839 
von 316 5, 1840 von 318 2, 1841 von 333 8, 1842 
von 271 2, 1844 von 276 2, 1845 von 287 1, 1846 
von 253 1 ftarben. | 

In den Gefängniffen von Auburn ftarben von 735 
Gefangenen, die durchſchnittlich 1853 in der Anftalt wa⸗ 


99) Abgedruckt in ver Schrift von Gran, Prison diseipline p. 9. 
Archiv. d. Er. R. 1854. III. Et. 3 
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ren, 23. Nach dem Berichte der Inipektoren von 1852 
fanden 1851 in den ©efängniffen in Sing Ging unter 
694 männlichen, am Ende 1850 im Gefängniffe befindli⸗ 
chen und 280 hinzugefommenen Gefangenen 19, unter 
den weiblichen (109) 3, in Auburn unter 732 Ende 1850 
zurüdgebliebenen und 262 hHinzugefommenen Gefangenen 
12 Todesfälle Statt. Im Gefängniffe von Clinton kamen 
unter 156, Gefangenen feit 1850 feine Todesfälle vor. 
Nach einer Durchſchnittsberechnung Des Arztes far 
ben in der Anftalt von Auburn feit der Errichtung (1818) 
jährlidy 35, Darunter waren 132, welche an, Lungenleiden 
ftarben. 100) Es ift begreiflidh, daß in dem Streite über 
den Vorzug des Auburnfchen vor dem Pennſylvaniſchen 
gegen das legte Die große Zahl der Todesfälle in den bar 
nach) gebauten Strafanftalten 101) geltend gemacht wird. 19) 
Eine gewiffenhafte Vergleichung aller 7 Berichte führt 
- aber zu dem Ergebniffe, Daß man mit Unrecht aus der 
- früher häufiger vorfommenden Zahl der Todesfälle in 
Philadelphia Schlüffe abgeleitet hat, daß Das separate 
system jo verderblich der Gefammtheit ift, Da die fett 
1846 vorfommende weit geringere Zahl beweift, Daß Died 
günftige Rejultat auch bei dem separate system zu er 
reichen war, fobald man größere Möglichkeit im Freien 
zu arbeiten und fi) zu bewegen einführte, für befere 
Luft jorgte, aufmerffam auf jedes Zeichen: beginnender 
Krankheit wurde und ſchnell für Hülfe forgte. 108) 


100) Pennsylvania Journal 1853 October p. 190. 


101) In dem second Report of the prison association of Nev- 
York 1846 p. 90—96 ift mit vielen Tabellen das Ergebniß 
ber Todesfälle nach) den beiden Syftemen zufammengeftellt. 


102) So z. B. in der Schrift vun Gray, Prison discipline p. 92, 
wo aus der Zufanımenftellung der Topesfälle in Philadelphia, 
Pittsburg und New⸗-Jerſey gezeigt wird, daß das Verhälmip 
der Todesfälle 1 zu 71,31 ifl. 


- 103) Wir empfehlen vorzügli den 17ten Report (v. 1846) der 
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IT. Ein Hauptpunft in dem Gefängnißfnfteme ift 
: Qinwendung der. Disciplinarftrafen. Ein vorzüglicher 
rund, der von den Freunden des separate system 
gen Das Syſtem des Zufammenfeins der Gefangenen 
ltend gemacht wurde, war von jeher, daß das Gebot 
5 Stillſchweigens, welches bei Diefem Syſtem unerläß- 
h iſt, nicht ohne Harte Disciplinarftrafen, insbefondere 
läge, aufrecht erhalten werden Fönne. Die fogenannte 
unfchwänzige Katze fpielte in den ©efängniffen von 
ew⸗York eine große Rolle. Durch ein Geſetz von 1847 
irden nun in New-Morf die Schläge aufgehoben und 
ame Einfperrung bei Waſſer und Brod als Discipli- 
xitrafe eingeführt. Ein ähnliches Geſetz (jedoch Schläge 
e jehr ſchwere Fälle beibehalten) erging in Maſſachuſſets. 
ı der Zmifchenzeit führten die Beamten in New⸗HYork, 
n ‚die Disciplin Träftiger aufrecht zu erhalten, Das show- 
bath (Tropfbad), Das yoke und Die Strafe des Abrafi- 
nd der Haare ein. Ein Bericht des Gefängnißvereins 
n New⸗York machte auf diefe Strafarten aufmerkjam; 10% 
fig vorfommende Klagen veranlaßten Die Regierung, 
ıe Commiſſion zur Unterſuchung der Gefängniffe zu be- 
Den. Der Beridjt dieſer Commiſſion liefert ein trauri- 
8 Bild der Grauſamkeit in der Behandlung_der Ge 
ngenen. Man erfährt, Daß dag showerbath 105) und 


Inspectors of the penitentiary of Pennsylvania, und die Re- 
ports des gewiflenhaften Arztes Given von 1846 an bis 1853, 
vorzüglich p. 55, was er über Einfluß des separate system 
auf den geiftigen Zuftand aus Erfahrung bemerkt. 

4) Fifth report of the prison association of New-York p.147— 
165, wo zugleich eine Nachweiſung vorfommt über die in den 
verfchiedenen Strafanftalten angewendeten Strafen und über 
die Erfahrungen der Gefüngnißbeamten. 

5) Nach der Befchreibung (Report of the comittee 1852 p. 68) 
befieht dies darin, daß der entfleivete Gefangene feft ro 
fhnallt, fein Kopf herabgedrückt wird, fo daß fein Naden frei 
ft, und dann von ziemliher Höhe längere Zeit Wafler in 
Tropfen nit großer Gewalt auf feinen Naden fällt. 


3* 
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der yoke 106) fehr häufig angewendet wirb und von dem 
Arzte fuͤr ſehr gefährlich, von mehreren Bernommenen für 
viel härter ald die neunſchwaͤnzige Kate gehalten und eine 
furchtbare Folter für den Sträfling ift, 10%) obwohl wir 
nicht verſchweigen Dürfen, Daß manche vernommene Zeugen 
Die Meinung ausiprachen, daß fie das showerbath nik 
für gefährlich Halten 108) und Mandye die Wiederanwen⸗ 
Dung der Schläge empfehlen, weil dieſe nicht fo Bart ald 
das showerbath wären, und doch nachdrücklicher und 
raicher wirkten. 1099) Die Geiebgebung von New Bot 
icheint nicht eingelchritten zu fein, denn aus Dem neueſten 
Berichte 119) flieht man, daß 1851 in Sing Sing 233, 
in Auburn 337 Beftrafungen (in 122 Fällen shower- 
bath und in 121 yoke, in 93 die einfame Einfperrung) 
vorfamen. Die Aufieher rühmen die dadurch bewirkte 
gute Ordnung unter den Sträflingen. In Maflachufles 
wurden im Jahre 1853 Schläge (oft nur 2, höchftens 6) 
gegen wiberfpenftige Gefangene in 15 Fällen angewen 
Det. 21 

Nach mehreren vorliegenden Berichten wurben 1851 
in manchen Gefängnifien, 3. B. in Maine, New⸗Hamp⸗ 
fhire, Connecticut, in Albany, Feine Discipfinarftrafn 
nothivendig, und Die Oberaufieher dieſer Anftalten führen 
an, daß die gute Ordnung der wohlmollenden, milden 


106) Nach Report p. 72 beſteht Dies in einem 40 bis 50 Pfund 
ſchweren Gifen, welches um feinen Naden gebracht, ven Kopf 
unbeweglidh Hält und auf die Bruft drüdt. 


107) Report p. 68. 128. 134. 225. 
108) Report p. 96. 128. 


109) Report p. 157. Man erfährt aus einer Vernehmung, daß ein 
Sträfling 100. Streiche befam. 


110) Fourth Report of the Inspectors of state prisons of New- 
York. 1852. p. 9. 101. 


111) Annual Report of the Inspectors. 1854. p. 30. 
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aber ernflen Behandlung zuzuſchreiben iſt. Sehr günftige 
Refultate ergeben fid) in Philadelphia, wo nur dee Dun 
kelarreſt als Disciplinarmittel vorfommt. Im Jahre 1845 
waren 47 Beftrafungen (die längfte auf 9 Tage), im 
Sahre 1853 nur 13 Disciplinarftrafen nothwendig. 

IV. Die Zahl der Rüdfälle wird als ein wichtiges 
Zeichen betrachtet, um darnach die Wirkſamkeit eines Ge 
faͤngnißſyſtems zu beurtheilen. Man darf vermuthen, daß 
je weniger von den aus einer Strafanftalt Entlaffenen 
wieder Verbrechen verüben, deſto befler Das dortige Sy⸗ 
ftem ſich bewährt. In Bezug auf Das separate system 
zeigen nun Die Tabellen von Philadelphia, daß von. Den 
von 1829 an bis 1845 in der Anftalt befindlichen 2059 
Gefangenen 85 rüdjällig wurden und zwar foldye, welche 
bereit8 unter Dem separate system eingeiperrt waren; 
111 wurden zum zweitenmale rüdfälig. Im Jahre 1842 
waren von 142 neu Aufgenommenen II, 1843 von 156 
10, 1844 von 138 10, 1845 von 143 9. Im Jahre 
1851 waren von 147 Aufgenommenen nur 9 rüdfällige, 
und zwar 3, welche bereits vorher in einer nad) separate 
system eingerichteten Etrafanftalt waren, 4 Die in ans 
dern Strafanftalten fich befanden, 1 der zum dritten Male, 
und zwar vorher zwei Mal nad) separate system: beftraft 
war; 1 der in andern Strafanftalten fich befand. Im 
Jahre 1852 waren unter 126 Aufgenommenen 19, Die. 
das erftemal rüdfällig wurden und darunter 7, welche 
zuvor unter separate system eingelperrt waren. Im 
Jahre 1853 famen 117 in die Anftalt, Darunter 18 Ruͤck⸗ 
fällige, wovon 10 ſchon früher in dem Pemnſylvaniſchen 
Gefängnifie waren. 

In den Gefängniffen von Maflachuffetd waren 1853 
491 und davon waren 52 das erftemal, 15 Das zweite, 
7 das dritte, 1 das vierte Mal ruͤckfällig. Don 159 
im Jahre 1853 Aufgenommenen waren 37 rüdfällig (26 
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Das erfte, 10 Das zweite, 1 das dritte MaD. Im Jahre 
1851 wurden 169 neu aufgenommen, unter diefen 18 Rüd- 
fällige, und zwar 16 als das erftemal rüdfällig (17 vor 
18 waren wieder wegen Diebftahl beftraft). Bon 472, 
die in der Anſtalt fi) befanden, waren 67 rüdfällig (47 
das erftemal). Ueber die Gefängnifie von New⸗Yöork u . 
führt man, Daß 1851 in der Anftalt von Auburn von 
732 in der Anftalt befindlichen und 298 neu Aufgenom 
menen 25 Das erftemal, 11 das zmweitemal, in der maͤnn⸗ 
lichen Strafanftalt von Sing Sing von Y54 (280 neuen) 
13 das erftemal, 3 Das zweitemal, im Weibergefängniß 
von Sing Sing von 109 (38 neum) 3 rüdfällig waren. 
In fämmtlichen Strafanftalten von New⸗York ift Das Ver 
hältnig der Rüdfälligen 1 zu 12. — Bei der Benutzung 
Diefer Zahlen überzeugt man fidy bald, daß es ſchwierig 
ift, Daraus fichere Schlüffe über den Vorzug eines Sy—⸗ 
ſtems vor dem anderen abzuleiten, weil die Tabellen über 
die Rüdfälligen auf Feiner genügenden Grundlage beruhen, 
da man nicht weiß, in welchem andern Lande im weiten 
Amerika ein Sträfling ſchon geftraft war und ebenjowenig 
wifien kann, ob nicht ein aus einer Anftalt Entlaffener. 
in einem andern entfernten Staate wieder Verbrechen be 
ging. Auch wird jede Vergleichung ichwierig, weil man 
nicht weiß, welche Zuftände, fchlechte Einrichtungen und 
Verhältniffe in einem oder dem andern Lande als Urſa⸗ 
hen auf Die Rüdfälle wirkten. Es jei noch erlaubt, zur 
vollen Würdigung der amerikanischen Gefängnißinfteme 
auf einige einflußreiche Bunfte aufmerkſam zu machen und 
zwar I) auf die Beſuche, welche Die Gefangenen 
erhalten und zwar a. in Bezug auf Beſuche durch bie 
Gefaͤngnißbeamten. Mit Recht wird hervorgehoben, daß 
Das separate system nicht ein isolitary system iſt, 
dag der Sträfling haͤufig durch Die Beſuche Der Ber 
amten wohlthätig angeregt und vor den Gefahren einer 
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tbaren Einfamfeit bewahrt wird, allein eben in Diefer 
ickſicht ergiebt ſich, daß manche Vertheidiger der Ein- 
nbaft in großer Täufchung leben, weil man aus den 
rihhten erfährt, daß Diefe Befuche häufig nur Der 
rm wegen und viel zu Furz gemacht find, als daß eine 
Althätige Einwirkung auf Die Sträflinge dadurch her⸗ 
rgebracht werden koͤnne 112) und Daß Die Bejuche Der 
teraufieher ſelbſt bedenklich find, weil von ihnen nicht 
: nöthige Bildung und der Taft erwartet werben Tann, 
Icher nöthig ift, um ihren Gefprächen eine heilſame 
tung zu geben. Dagegen wird b. als eine der 
hlthaͤtigſten Einrichtungen Die gerühmt, wenn man bie 
fuche der Gefangenen durch ihre Verwandten ausge⸗ 
int geftattet, weil nad) der Erfahrung Diele Geſpräche 
ı vielen Gefangenen befjere Gefühle erweden, Das Ge- 
ith mit Troft erfüllen und beruhigen. 113) c. Man 
ährt, daß in vielen amerifanifchen Gefängniffen Die 
itte befteht, Daß die Beſuche von Fremden, welche Die 
iſtalt befuchen wollen, finanziell betrachtet und zu einer 
werböquelle für Die Anftalt gemacht werden, was nad)- 
eilig wirft, 114) weil e8 die Gefangenen flört und eine 
nal für fie ift, wenn fie wie ein seltenes Thier Den 
liefen jedes Neugierigen Preis gegeben werben. 

2) In Bezug auf die angemendeten Mittel Der 
fferung und ihre Wirfung zeigt ſich eine Schattenfeite 


2) Pennsylvania Journal 1852 April p. 78. — Report of the 
Inspectors of prisons of Philadelphia 1850 p. 26 vgl. mit 
Report von 1852 p. 36. 


3) Wichtig Report of the Inspectors of Pennsylvania prison. 
1850. p. 27. 


4) Im Report of the Board of Inspectors of the Massachus- 
sets prisons. Boston 1854. p. 11 wird bemerft, daß Jeder, 
der 25 Cents bezahlt, die Anftalt befuchen Tann, und die Zahl 
der Beſuchenden fo groß ift, daß jährlich 1500 Dollars ge= 
wonnen werden. Nehnliches findet in New-NYork Statt. 
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darin, Daß der Linterricht nur auf Leſen, Schreiben und 
Rechnen beichränft wird, was nicht genügt, weil dadurch 
nicht Der Geift Des Sträflings ausgebildet und mit Kenntniſſen 
erfüllt wird, Die eine edlere Richtung feiner Seele geben. ' 
Auch ift Der Unterricht Deswegen zu beichränft, weil man 
nach dem oben gerügten Streben, viel Geld zu gewinnen, 
vorzugsweiſe Die Zeit auf Arbeit verwendet. Eine erfreus 
lihe Erfahrung ift Dagegen Die immer mehr verbreitete 
religiöfe Einwirfung. 115) Die jährlich erftatteten Berichte 
der Gefängnißgeiftlichen enthalten treffliche Nachweifungen; 
nur bemerkt man auch hier ein Hinderniß, infofern der 
Geiftliche nicht genug Gelegenheit erhält, Privatunterre 
Dungen mit Sträflingen zu haben und weil in manden 
Strafanftalten ed an einer Kapelle fehlt oder Der Gottes⸗ 
dienſt nicht genug auf erhebende Weile gehalten wird. ' 
Die Vergleihung der Berichte lehrt aber auch, Daß in 
der Richtung der Gefängnißgeiftlichen eine große Verſchie⸗ 
denheit herrſcht. 116) 

3 ) Der erfreulichite Fortichritt in Amerika in Bezug 
auf die Wirkſamkeit des Strafenfuftems bezieht ſich auf 
. Die Sorge für entlafiene Sträflinge. Wenn durd 
die Einjperrung der Verbrecher aus allen feinen Lebens: 
verhältniffen berausgerifien, dee Mittel, fein Gewerbe zu 
betreiben, ficy weiter Darin auszubilden beraubt, Durch bie 


115) In dem 27. Report of the board of manages of the prison 
discipline 1852 p. 16—19 finden fih Auszüge über die Gr- 
fahrungen ber Geiftlichen in Bezug auf eingetretene Beſſerung. 


116) Waͤhrend ein Theil der Geiftlichen durch Drohung von Hollen: 
ftrafen, durch die DVorftellungen, daß der Gefangene durch 
feine Verbrechen die Gnade Gottes verwirft habe und auf 
furchtbare Gemüthserfhütterungen Alles berechnet, fucht ein 
anderer Theil auf das Vertrauen der Sträflinge zu wirken, 
ihnen zu zeigen, daß durch Reue, durch würdiges Betragen fie 
das vergangene Unrecht gut machen und mit fich verföhnt täb- 
tige Menſchen werden und das Vertrauen ihrer Mitbürger er: 
werben Fönnen. 


des Gefängnißweſens. 377 


inrichtungen des Staats in Den Augen feiner Mitbürger 
erabgewuͤrdigt ift, fo liegt es nahe, Daß der Staat nad 
er Entlaſſung Des Sträflings hülfreich ihn unterftüge, 
e Hinderniſſe bejeitige, welche feinem Fortkommen ſich 
itgegenfegen. In den Staaten von Maflachufiets und 
ew⸗NYork 117) fühlte man zuerft die Pflicht, Anftalten 
x Sorge für entlaffene Sträflinge zu treffen. Es wirt 
m Dem Staate ein eigener Agent angeftellt, welchem 
e Pflicht obliegt, für Den Entlaffenen zu forgen, Der bei 
nem Austritt aus der Anftalt mit Kleidung verforgt 
rd. „Der Agent bat fich zu bemühen, Exrwerbsmittel 
m Gntlafienen zu verichaffen. Die guten Wirkungen 
ejer Einrichtung zeigen fich bereitd und zwar in ihrem 
influß auf das Betragen der Sträflinge während der 
teafzeit, weil jeßt weit mehr als früher, wo Das Gefühl 
r Berlaffenheit den Sträfling niederbrüdt und zugleich 
t einer bittern ter Einwirkung der Beflerungsmittel 
Htheiligen Stimmung erfüllte, der Sträfling durch Die 
offnung, durch gutes Betragen ein beſſeres Loos ſich 
reiten zu fönnen, zur Beflerung angeregt wurde. Zus 
sich wirkte Die Einrichtung auf das gute Betragen der 
itlaſſenen 118) und erzeugte Die günftigere Lage Derielben 
d Daher auch die Verminderung der Zahl: der Rüdfälle. 
ıfere bisherigen Nachweiiungen liefern Das Ergebniß, - 
6 der Kampf der Anhänger der verjchiedenen Gefäng- 


7) Ein guter Bericht über das Wirfen der comittee on dischar- 
ges convicts in dem Report of the prison association of 
New-Xork 1849 p. 171 ıc., über Massachussets annual Re- 
port of the Inspectors of state prisons of Massachussets 

- 1854 p. 38, von anderen Staaten fifth Report of the prison 
association 1852 p. 215. 


8) Nach dem Report of the prison association 1849 p. 65 hal- 
ten von 536 Entlaffenen 144 fi) ganz nut, 221 zu guten 
Hoffnungen beredhtigenn, 150 betragen ſich zweifelhaft. al 
wurden rüdfüllig. 
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nißinfteme noch immer in Nordamerika fortbauert. Sieht 
man auf die Zahl der Gefängnifle, welche nady dem Iſo⸗ 
lirungs⸗ oder dem Gemeinſchaftsſyſteme gebaut find, fo 
bilden die nad) dem Syſteme von Auburn eingerichteten 
Penitentiaranftalten Die Mehrzahl. Immer . mehr aber 
wächft Die Zahl derjenigen, welche das Syitem einjamer 
Haft oder doch ein gemiſchtes Syftem 119) eingeführt 
wünichen; jelbft in dem Staate Maflachuflets, wo bie 
Streafanftalten auf Gemeinjchaft der Sträflinge bei ber 
Arbeit und nur auf Ifolirung zur Nachtzeit gebaut find, 
neigt fich Die öffentliche Stimme immer mehr dahin, die 
einfame Einiperrung wenigitens bei einigen Gefangenen 
einzuführen. 120) Aus unfern Nachweifungen geht hervor, 
Daß Die Durchführung der Gefängnißiyiteme in Nor 
amerifa an manchen Zuftänden und Einrichtungen fe 
tert und Daß noch vielfache Mißbraͤuche und Unvollfom 
menheiten vorfamen. Unfere Lefer werben ftdh ferner 
überzeugt haben, daß Die flatiftifchen Nachrichten über bie 
Wahnſinns⸗ und Todesfälle und über Die Zahl der Ruͤd⸗ 
fälligen nicht genüge, um Daraus zuverläffige Schlüfl 
gbzuleiten, welches der beiden Syiteme den Vorzug ver 
dient. Ueberall aber drängt fich die Heberzeugung auf, 
‚ „daB aud in Norbamerifa die erfahrenften Männer, welde 


das Syſtem der einfamen Haft vorziehen, Diefen Borg | 


119) Wir werben fpäter auf die Vorſchlaͤge unferes deutfchen Lande⸗ 
manns Dr. Tellfampf in den Auffüben (in meiner Zeitfärift 
für ausländiſche Gefeggebung XXIU. Band Nr. 13 u. 3 u 
XIV. Bd. Nr. 4) zurückkommen. 


120) Am widhtigften ift die hier am 14, April 1849 von einer Gom- 
miffion an das house of Representatives erftattete Bericht, 
worin ausgejprodhen wird, daß es Gefangene gebe, die man 
mit Anderen nicht zufammendringen dürfe, daher im ver erfen 
Zeit ihrer Haft in einfamen Zellen verwahren müffe und da 
bei Manchem diefe Art der Haft während der ganzen Haftielt 
ia, foll, diefe Zeit jedoch nicht über 18 Monate auszu⸗ 

ehnen iſt. 


————— nam. 
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nur unter den Borausfegungen anerkennen, daß die Straf- 
zeiten bedeutend abgekürzt und dieſem Eyfteme nicht jene 
Perſonen unterworfen werden, bei weldyen weyen ihrer 
körperlichen und geiftigen Eigenthümlichfeit Die Anwendung 
der einfamen Haft von der Erfahrung als bedenklich 
nachgewieſen wird. 


XIV. 


Veber 


des Berechtigung des fubjectiven Standpunkts im 
Strafrechte 


vom 
Herrn Geheimen Juſtizrath Krug 


in Dresden. 


Der Berfafler hat ſchon bei anderen Gelegenheiten 
feine Bebenfen gegen die ausichliegliche oder zu weit ge ' 
triebene Geltendmachung des jubjectiven Standpunftes im 
Strafrechte geäußert. ) Neuere Vorgänge beftimmen ihn, 
dieſes Thema noch befonderd zur Sprache zu bringen. 

In dem Entwurfe eines Gefeßbuches über Berbre 
hen und Vergehen für das Königreich Baiern, welche 
nunmehr beendigt dem Publikum vorliegt, 2) ift ald Prin⸗ 
eip ausgefprechen, Daß der Verſuch eines Verbrechens mit | 
derſelben Strafe, wie Das vollendete Verbrechen, zu ahnden 
fel.3) Wird dieſe Beflimmung, wie kaum zu bezweifeln 


1) Nehmlich vorzugsweife in der Abhandlung über ben Begrif 
der Beihülfe zu einem Berbrechen, in Schletter’s Annalen 
‚Bd. 66 (36) ©. 1 f. insbe. ©. 4. 28. f- Pol. jenod and 
die Abh. über Cauſalzuſammenhang, in den fährt. Sahrbücern 
Bo. 8 (1853) ©. 253 ff. 


2) Der erfte, allgemeine Theil ift nehmlich ſchon im J. 1852 er 
fhienen und einer fändifchen Deputation vorgelegt worben. 


3) Die Beftimmung lautet im Art. 39: „Der Verſuch wir, fe 





leber d. Berechtigung d. fubjertiven Standpunkte im ‚Strafe. 381 


t, 


zum Gefeß erhoben, fo Haben dann die drei größeren 


Staaten Deutichlands ein Princip angenommen, das mit 
em gemeinen deutſchen Strafrechte, ja man kann wohl . 
igen mit dem innerften, auf die ganze geichichtliche Ent⸗ 
icklung des beutichen Strafredits gegründeten Rechts⸗ 
ewußtſein des deutichen Volkes, einen icharfen Gegenſatz 
ildet. 


n 


y 


Zwar iſt das gedachte Princip in Feiner der erwähn- 
Geſetzgebungen abſolut durchgeführt, ) vielmehr ift es 


weit nicht in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs ein Ande⸗ 
res verorbnet ift, nach den nehmlichen Beftimmungen, wie das 
vollendete Verbrechen, beftraft. Doch ficht den Gerichten bie 
Defugntb zu, die Strafe des Verfuches 1) bei Verbrechen, die 
mit Todes= oder lebenslängliher Zuhthausftrafe bedroht find, 
auf 15 — 20jähriges Zuchthaus, 2) bei folchen, die hit zeitlich 
beftimmter Freiheitsftrafe oder mit Geldſtrafe bedroht find, bis 
zur Hälfte des niedrigften Strafmaaßes herabzufegen.“ Be⸗ 
fimmungen, welche ald Ausnahmen betrachtet werden Fönnen, 
finden fih in Art. 237. (Bergiftung) Art. 241. (Sindesabtrei- 
Bung) Art. 245. 246. (Ausſetzung Hülflofer Perfonen). 


Die bairiſchen Beftimmungen f. in ber vorigen Anmerfung. 
Das öfterreihifhe Strafgefeb über Verbrechen, Vergehen 
und Webertrefungen v. 27. Mai 1852 ftellt im $. 8 als Pegel 
an die Spiße, daß jebe für ein Verbredhen überhaupt gegebene 
Beitimmung aud auf das verfuchte Verbrechen anzuwenden fei, 
führt zmar im $. 47a. den Verfuch als Milderungsgrund auf, 
geitattet jedoch die Berüdfichtigung dieſes Milderungsgrundes 
im $. 53. in der Regel nur innerhalb des Strafmaßes, indem 
es bei Capitalverbrechen den Richter auf die Gefeße über das 
Verfahren verweift, d. h. 'pn ermächtigt, den Verbrecher, nach⸗ 
dem er zum Tode’ verurtheilt worden, zur Begnabigung zu em⸗ 
pfehlen. Hye, Commentar, ©. 622. Eine ausdrüdliche Aus- 
nahme von biefer Beſtimmung findet ſich nur beim Morde, 
$. 138, indem hier, wenn der Tod nicht erfolgt iſt, der Thaͤter 
und ber unmittelbare Mitfchuldige (vol. $. 136) mit ſchwerem 
Kerfer von fünf bis zehn Iahren, die entfernteren Mitſchuldi— 
gen und Theilnehmer.($. 137) mit ſchwerem Kerfer von einen: 

i8 zu fünf Jahren beftraft werden follen. Bei dem ausge- 
zeichneten Morde (Meuchelmord, Giftmord, Raubmord, beſtell⸗ 
ten Mord, Berwandtenmord) treten höhere Verſuchsſtrafen ein. 
Außerdem enthalten $. 167. und 191. bei den Verbrechen ber 
Brandftiitung und des Raubes indirecte Ausnahnien, indem bei 
ten erfteren ber Eintritt der vollen Strafe von dem Ausbruche 
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in jeder berielben Durch entſchiedene, theild allgemeine, 
theils beiondere Ausnahmen beichränft, und es Darf hier 
ein ſtillſchweigendes Anerfenntnig gefunden werben, daß der 
Verſuch in der That auf einer geringeren Stufe der Straf 
barfeit fteht; ja Die Motive zu dem baieriichen Entwurfe 
S. 55 fagen Died ausdrüdlih, und laſſen als einen we 
nigftens mitwirfenden Beftimmungsgrund zu Der abwer 
chenden Behandlungsweiie Dad Bedürfnig einer Ausgler 
Hung zwiſchen Dem altbaieriichen und Dem franzöftichen 
Rechte der Rheinpfalz hindurchbliden. Diefelbe äußere 
Veranlaſſung hat unftreitig bei der preußifchen Geſetzgebung 
sum Grunde gelegen. Allein Hat ein gewiſſes Syſtem 
nur erſt in Der Praxis fich eingebürgert, fo finden fih 
dann leicht Stimmen, die das „Hiftoriich Gewordene“ ald 
das „Vernünftige” anpreiſen. 5) Die heilſamen Beſchraͤn⸗ 
kungen des Princips dürften Dann bald als unnoͤthige 
Eoneeffionen gegen einen „überwundenen Standpunft“ ver 
jehwinden, und wir würden fomit, leider nicht zum erften 


des Feuers abhängig gemacht ift, und bei dem Ießteren erfolg 
los gebliebene Drohungen gelinder geftraft werden. Bel Ver 
gehen und Uebertrefungen kommt nur der freiwillig aufgegeben: 
eu als Strafminderungsgrund in Betracht. $. 2618. 
265. 266. 
Das preußiſche St.-G.-B. vom 14. April 1851 felt 
ebenfalls im $. 32 den Sa an die Spige, daß der Berfud 
wie das Verbrechen felbft beftraft werde, und ber Richter nur 
ur Herabfebung der Strafe innerhald des Strafmaaßes befugt 
* läßt aber bei Verbrechen, welche mit Todes- oder lebent⸗ 
längliher Zudhthausftrafe bedroht find, flatt dieſen Strafen 
zeitige Zuchthausftrafe von mindeftens 10 (höchſtens 20) Jah 
ren nebft Stellung unter Polizeiauffiht eintreten. Auch bel 
Vergehen wird nad $. 33 der Berfud wie das Vergehen fell 
jedoch überhaupt nur in den Fällen beftraft, wo ihn bie Ge 
feße ausdrüdlih mit Strafe bedrohen (wie im Code pena 
Art. 3), bei Mebertretungen foll er nad) $. 336 ganz ftrafle 
fein. Sperielle Ausnahmen enthält das Geſetz nicht. 


Es verficht fich, daß hiermit nur auf die mißbräudhliche, jeved 
jeher J Nahrnehmbare Anwendung dieſes Satzes hingedente 
werden ſoll. 


5 
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tale, die Erfahrung machen, Daß unjer guted einheimi- 
ſes Recht von fremden, urſprünglich nur Durch Außerliche 
eranlafjungen eingeführten Inftitutionen und Rechtsnor⸗ 
m verdrängt wird. " 


Dieſe Befürchtung liegt um fo näher, Da das ge 
chte Prinzip in Deutichland zwei mächtige Bundes: 
nofjen findet, Das Abſchreckungsprincips) und — 
r [ubjectiven Standpunkt der neueften Strafrechts— 
orie. Denn wenn mit fo fchroffer Betonung, wie noch 
einer ber neueften Schriften Diefer Richtung geichehn 
hervorgehoben wird, Die Strafe jei Reaction gegen Den 
brecheriſchen Willen; 7) wenn es als Die wichtigfte Auf- 
be alles Sortichrittes in der Geſetzgebung bezeichnet wird, 
fen Grundſatz zur Wahrheit zu machen, 8) und wenn 
n in anderen wiflenichaftlichen Werfen dieſer Schule 


) Diefes dürfte im Code penal, nad) dem ganzen Geiſte deſſel⸗ 
ben, für die Annahme des Art. 2 entfchieden haben. IL faut 
etouffer le crime dans son germe par de grands exemples, 
fagte Corvetto bei der Discuffion defjelben im Staatsrathe. 
Locre, la legislation Frangaise etc. Tom 29. p. 105. Au: 
ßerdem wirkte die damals allgemein recipirte Meinung, daß das 
römifche Recht bei delictis gravioribus den Verſuch gleich der 
Bollendung beſtrafe. Locré a. a. O. p. 104. Diefes angeb- 
liche Princip des rönifchen Rechts laͤßt fich jedoch aus einigen zur 
Zeit politifcher Gährung erlaffenen Gefegen, welche nicht den 
Verſuch, fondern einzelne Verfuhshandlungen mit der vollen 
Strafe des Geſetzes bebrohten, und aus einzelnen auf diefe 
Geſetze bezüglichen Aeußerungen, welche durch ihre Aufnahme in 
Bandekten und Eoder den Schein der Allgemeinheit angenommen 
haben, nicht erweifen. Will man den eigenthümlichen Geift des 
römifchen Rechts kennen lernen, fo muß man fich vorzugsmweife 
daran halten, wie der Verſuch in Füllen, wofür feine befonderen 
Geſetze beftanden, behandelt wurde, alfo an Ausfprüche der Ju⸗— 
riſten, wie die L. 1.pr. und $. 2 de extraord. criminibus, 47, 
11 enthaltenen. Vgl. hierüber Zach ariä, Berfuh Th. J. ©. 
90-161. Th. I. ©. 88—129. 


7) Dfenbrüggen, vie Brandſtiftung in den Strafgefeßbühern 
Deutlihlands und der Schweiz ©. 192. Bol. jedoch ©. 43 f., 
wo Manches diefem Princip Widerfprechendes vorkommt. 


3) Ofenbrüggena. a. O. 
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nicht in Abrede geſtellt werden kann, der Wille ſei bei 


dem Urheber eines verbrecheriſchen Verſuches derſelbe, wit 


bei dem Urheber eines vollendeten Verbrechens, 9) fo legt 
die Conjequenz für Die Gejehgebung auf der Hand. Die 
meiften Jünger dieſer Schule proteftiren nun zwar gegen 


diefe Conjequenz, indem fte in dem Verſuche einen min 


deren Grad des böjen Willens nachzuweiſen beftrebt find. 
Allein dieſe Beftrebungen dürften vergeblich ſein, fo lange 
nicht das Princip, von welchem fie ausgehen, in jene 
rechten Grenzen zurüdgewiejen wird. 

Ohne Zweifel war Die fubjective Theorie, den fr 
heren rein politifchen Strafrechtsiyftemen gegenüber, in if 
vem vollen Rechte, wenn fie die ethiſche Grundlage des 
Strafrechts gebührend hervorhob; wenn fie Darauf beftand, 
daß der böfe Wille der innere Grund und jomit die 
conditio sine qua non aller Strafbarfeit fei; Daß baher 
eine That nicht beftraft werden koͤnne, wenn fte nicht in 
irgend einer, wenn auch nur indirecten Beziehung zum 
Willen ftehe, und daß daher die Böswilligfeit nicht 
nur den Richtern bei der Abmeffung der Strafe (in hy- 
pothesi) zum hauptfädhlichften Maßſtab dienen, fondern 
auch von dem Geſetzgeber bei der Feſtſetzung der Strafen 
(in thesi) vorzugsweiſe berüdfichtigt werben müffe. Tie 
feinere Ausbildung der Lehre von dolus und culpa ift die 
nächfte Frucht dieſer Erfenntniß gewefen. Allein ſelbſt auf 
Diefem der fubjectiven Seite des Verbrechens ganz eigents 
angehörigen Gebiete kann die Geſetzgebung Der objectiven 
Seite der That, als eines weſentlich mitbeftimmenben 


I) Lu den, Handb. ©. 379. Auch Kötklin, Reviflon ©. 40 
fagt: Jeder Verſuch, bei dem ſich nicht nachweijen laͤßt, daß 
ver Thäter es freiwillig dabei habe bewenden laſſen, liefert tem 
Beweis der vollftändig vorhandenen Abfiht, das Verbrechen zu 
vollenden. Auch Berner’s „innere Gliederung ber Begriffe‘ 
S. 3 ter Thellnahme am Verbrechen Läuft darauf hinaus, taf 
im Berfuche das Willensmoment vollflänbig vorhanden fe. 
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actors, nicht entbehren. Die Beftrafung ber culpofen 
erbrechen als jolchen vermag Die fubjective Theorie nicht 
deduciren. Sie leitet die Strafbarkeit derſelben aus 
nem negativ boͤſen Willen her, welcher indirect auf den 
agetretenen Erfolg gerichtet ſei, indem dieſen der Han 
Inde als einen möglichen vorausgeſetzt habe, oder doch 
i pflichtmäßiger Bedachtiamfeit hätte vorausfegen koͤn⸗ 
en. 1%) Sie ftimmt in foweit mit Der objectiven Theo⸗ 
e überein, da aud) Diefe die Zurechnung des Erfolge 
if eine indirecte, negativ böfe Willensrichtung des Thä- 
8 zurüdführt. Allein wie verträgt es ſich mit der fub- 
tiven Theorie,‘ Daß der unvorfichtig Handelnde, wenn 
getödtet hat, wegen culpojer Tödtung, wenn er 
erwundet hat, wegen culpofer Körperverlegung, 
enn er — vermöge eined glüdlichen Zufall — gar 
icht verlegt hat, gar nicht, oder nur polizeilich beftraft 
ird? Iſt nicht der negativ böfe Wille deſſen, der un- 
fichtig ein Gewehr in der Richtung nad) einem Mens 
hen fich entladen läßt, der ein Find überfährt, der eine 
Bauer fo mangelhaft aufführt, daß fie einftürzt, ganz 
nielbe, ed möge nun ein unglüdlicyer Erfolg daraus 
moorgegangen jein, oder nicht? Unausbleiblich wird man 


I) Köftlin, Revifion ©. 228 f. Luden, Handbuch ©. 260. 
Anm. 5 will den negativ böfen Willen nicht gelten laffen, und 
verwirft deshalb die lehtere Art der culpa, indem Er die erftere 
aus einem indirecten (unbeftimmten) pofitiven Willen zu dedu⸗ 
eiren fuht. Allein er verfällt tamit, wie wir bald fehen wer: 
den, in diefelben Inconfequenzen, die er vermeiden will und 
Anderen vorwirft. Auch hätte er bei dem großen Gewicht, das 
er fonft auf das Unterlaffen legt, jene Belhränfung nicht nö: 

ne gehabt. Das Unterlaffen der gehörigen Aufmerffamfeit ift 
it auch ein Unterlafjungsverbrechen, und der Erfolg wäre nad 
Luden’s Theorie denjenigen Handlungen zuzufchreiben, die der 
Thäter, während er ben Erfolg hätte bevenfen follen, vorge: 
nommen bat und bie ihn vom Nachdenken abgehalten haben. 
Bol. dagegen Krug, Unterlaffungsverbredhen, in Schletter’s 
Annalen Bd. 63. 9.3. ©. 210. 

Archiv d. Er. R. 1854. IT. Et. Aa 
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Durch den jubjectiven Standpunft zu Der Annahme Stü- 
bel's geführt, Daß es culpoje Verbrechen nicht gebe, ſon⸗ 
dern nur gefährliche Handlungen, Die zwar polizeilidy be 
firaft werden fönnen, aber nur Dann, wenn fie ald ſolche 
(4.2. als unvorſichtiges Schießen, unvorjichtiged Gebah—⸗ 
ven mit Feuer und Licht, unvorlidhtiges Fahren, unvorſich⸗ 
tiges Bauen) ausdrücklich mit Strafe bedroht find. Koͤſt— 
Lin beftreitet dies, indem er E. 242 bemerkt, exft durch 
den Effect werde eine criminelle Zuredhnung möglich, da 
ohne einen ſolchen Die Frage gar nicht entftehen Fönne, ob 
der Wille des Handelnden negativ böje geweſen fei, und 
ob er diefe mittelbare (2) Folge feiner Handlung Hirte | 
vorausjegen fönnen. Allein wie Mancher iſt fchon übe | 
die Kolgen, welche jeine Unvorſichtigkeit hätte Haben koͤn— 
nen, erblaßt! Wenn der Schü losdrüdt, bevor dad 
Zeichen gegeben ift und der Zieler ſich in jeine Hütte zw 
rüdgezogen hat, jo wird Jedermann urtheilen, daß et 
unvorfichtig, aljo negativ böje, gehandelt Babe, der Ziekr 
möge nun getroffen worden fein, oder nicht. Luden's 
Argumentation fommt auf Daffelbe hinaus, indem er (That 4 
beitand S. 553 f.) behauptet, nur aus dem wirklich ar | 
getretenen Erfolge könne man abnehmen, daß der Ber } 
brecher den darauf (unbeflimmt) gerichteten Willen gehabt 
habe, ja „bei nichteingetretener Nechtöverlegung Habe ha ] 
Handelnde auch nicht den Willen derjelben gehabt“ 
Heißt das aber nicht aus dem Erfolge auf ben Wil 
zurüdichließen, was Luden anderwärte ſo entſchieden ver⸗ 
wirft? (Handb. S. 251.) 
Hoͤchſtens bis zu einer Beruͤchſichtigung des Erfolged |. 
innerhalb des Strafmaßed vermag Die jubjective The fi 
vie es zu bringen, obwohl felbft Dies eire aus ihren Priv 
miffen jchwer zu vechtfertigende Conceſſion if. Koͤſt⸗J 
lin jcheint etwas “Derartiges im Sinne zu haben (od 1: 
gleich er Die culpojen Verbrechen als folche aufrecht zu 
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erhalten jucht), wenn er ©.252 bemerkt, ed mache wentg 
Unterſchied, ob der culpos Handelnde getöbtet, Brand ges 
fiftet, oder welchen Schaden er fonft hervorgebracht habe, 
obgleich die Größe des Schadens auf das Maß der 
Strafe von Einfluß fei. Allein wie verträgt fich Dies 
mit dem unmittelbar vorhergehenden Sage, die objertive 
Qualität dee Handlung werde nicht imputirt? Die ob⸗ 
jecetive Theorie fann den Grad der culpa innerhalb 
des Strafmaßes berüdichtigen, weil fie den inneren Grund 
der Strafbarkeit ebenfalls auf die innere Seite der Hand⸗ 
lung ftüßt; für die jubjective Theorie Hingegen müßte 
der Umfang des Erfolgs eigentlic) ganz indifferent fein. 
Jedenfalls Tann er auf Die species delicti feinen Einfluß 
Haben, wenn, wie Köftlin a. a. O. ebenfalls fagt, „Die 
innere Natur des culpofen Delictö Durch den Gegenitand 
nicht modificirt wird. “ 

Wenn daher Köftlin ©. 241 Hinzufügt: „Gefähr- 
liche Handlungen gehören vor Die Polizei, fo lange es bei 
der bloßen Möglichkeit des Unrechts geblieben ift, fallen 
aber der Rechtspflege anheim, wenn ſich Das wirkliche 
Unrecht Daraus. entwidelt hat,” wenn er ferner S. 242 
zu Ende äußert: „bei culpofen Verbrechen werde das mit- 
telbar in der gefährlichen Handlung enthaltene, an fid) 
Unrechte zugerechnet, der innere Grund der Zurech⸗ 
nung 11) jei freilich in beiden Fällen (bei der polizeiwidri- 
gen Handlung und bei Dem culpojen Verbrechen) Der 
ſelbe, naͤmlich das Negativböjefein des Willens, wodurch 
er die poſitive Bedingung für mittelbar entſtehendes Un- 
xecht werde,” jo unterichreiben wir zwar dieſe Säge voll- 
fommen, allein Köftlin wird Dadurch offenbar der fubjectiven 


11) Wir machen darauf aufmerffam, daß Hier alio doch zwiſchen 
dem inneren Grunde und der äußeren Veranlaſſung ber 
Beſtrafung ımterfchieden wird. 


u “ 
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Theorie ungetreu, indem er die Worte „Unrecht,“ „das 
an fih Unrechte,“ „unmittelbar entftehendes Unrecht“ in 
einem Sinne gebraudt, der nur der objectiven Thesrie 
angehört und mit feinen Definitionen $. 2 ff. in einem 
fpäter noch näher zu betrachtenden Widerſpruche ſteht, 
nämlidy in dem Sinne einer materiellen Rechtsver⸗ 
legung; und wenn er endlid als Schluß feiner Argus 
mentation ©. 242. 243 den Satz hinftellt: gerade weil der 
negativ boͤſe Wille nur negativ bös, nur Möglid: 
feit des Unrechts (i. e. des objectiven Unrechts) jei, muͤſe 
Die Zurechnung eine veriehiedene fein, jenachdem Dieje Moͤg⸗ 
lichkeit bloße Möglichkeit bleibe, oder Die Wirklichkeit (ci. 
des objectiven Unrechts) aus fi) entbinde, fo wird da 
durch jene Inconſequenz nicht gemindert, als Der negativ 
boͤſe Wille fein anderer und ſchlimmerer wird, wenn aus 
der Möglichkeit des objectiven Unrechts fich Die Wirklich 
feit defielben entbindet. | 

Daß auch bei ſolchen Handlungen, Denen feine be- 
ſtimmte Abficht, fondern nur der allgemeine und unbe 
ftimmte Gedanke „zu verlegen” zum Grunde Tiegt, bie 
Strafe in thesi (obwohl unter Berüdfihtigung des min 
deren Grades ber dabei vorhandenen Böswilligkeit) nad 
dem Erfolge bemeflen werden müfle, ja felbft bei eine 
beftimmt begrenzten Abficht der darüber hinausgehen 
Erfolg nicht ohne Einfluß auf die Strafe in thesi bie 
ben fönne, hat der Verfaſſer bereit3 an einem ande 
Orte nachzumeilen gejucht. 12) 

Ebenſowenig, als die Strafbarfeit Der _ eulpa als 
ſolcher, vermag nun die ſubjective Theorie die geringere 
Strafbarkeit Des Verſuchs nachzuweiſen. Sie wird maus 


12) Ueber dolus und culpa und insbefondere über den Begriff der 
en Abfiht, Leipzig bei Tauchnitz. 1854. ©. #6f 
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weichlcch zur Gleichſtellung deſſelben mit dem vollendeten 
Verbrechen gedraͤngt, obgleich ihre Vernerer dies nicht zu⸗ 
geſtehn wollen. 

Die ſubjective Theorie kann die chjective Seite der 
That, das Thatmoment, wie ſie es nennt, nur als Be⸗ 
weis moment für den boͤſen Willen des Thäters gelten 
laſſen. Daher verſteht Luden, im Sinne dieſer Theorie, 
unter den ſcheinlichen Werken der Carolina bewei⸗ 
ſende Werke. 13) Er verwirft Daher aber auch Die ge— 
ringere Strafbarkeit des Verſuchs und leitet Die abwei⸗ 
chende Vorſchrift der Carolina nur aus der deutſchen 
Rechtsanſicht her, welche dabei in Betracht ziehe, daß der 
Verſuch in objectiver Hinſicht eine geringere oder gar 
keine Stoͤrung der Rechtsordnung hervorbringe. Er haͤlt 
es ſogar für nöthig, Das deutſche Recht gegen den Vor⸗ 
wurf, ald ob es hiernach nicht bis zur vollftändigen Er- ' 
fenntniß des Weſens Des Verbrechens gelangt jei, in. 
Schutz zu nehmen, indem er hervorhebt, daß ed Doch ben 
Verſuch im Allgemeinen mit Strafe bebrohe, und Diefe 
Strafe nicht viel geringer jei, ald Die des vollendeten 
Verbrechens, was doch, wenn eben nur bie fubjective 
Seite der That in Betracht fäme, keineswegs gemügen 
würde, da der Verſuch, wie Luden ausdrüdlich bemerkt, 
in jubjectiver Hinficht der Vollendung gleich fteht. 19 

Auch Abegg, Lehrb. 8, 98. ©. 156. deducirt Die 
geringere Strafbarfeit des Verſuchs aus Dem weniger 
vollftändigen Unfange der ſich ergebenden Verlegung, aljo 
aus der objectiven Seite der That. 

Heffter, obwohl aud er den fubjectiven Standpunft 
keineswegs einfeitig fefthält (vgl. S. 6. 8. 35. 58. 59. 


13) Luden, Abſchn. 1 (Verſuch d. Verbr.) ©. 461. 
14) Sa ren Verſuch ©. 45. 48. 49. 611 und Handbuch ©. 
79 f. 
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9%. 3. feines Lehrbuchs), glaubt doch im 8. 99. Die ges 
ringere Strafbarfeit des Verſuchs aus Der fubjectiven Seite 
des Verbrechens debuciren zu müflen. Wenn nehmlich 
nur das vollendete Verbrechen das untrüglichfte Zeugniß 
für Die Enticdyiedenheit und Gefliffenheit des Willens abs 
gebe, ſo koͤnne Diefelbe mit Recht fo lange für zweifelhaft, 
und eine Aenderung des beweglichen Willens für möglid 
gehalten werden, als bie verbrecherifche Abficht noch midt 
vollfommen erreicht fei. Allein abgejehn Davon, ob bie 
Entſchiedenheit und Gefliffenheit Des Willens nicht aus 


anderen Umftänden hervorgehn könne, und ob bie bloße 


Möglichkeit einer Willensänderung die Strafbarkeit des 
in dem Verſuche bereits manifeftirten Willens zu 


ändern vermöge, 15) jo legen wir ja bei den vollendet - 


Verbrechen auf die Entichiedenheit und Gefliffenheit des 
Willens 19) Fein jo großes Gewicht, um Darauf Strafab⸗ 
flufungen in thesi zu gründen, fondern wir ftellen die 
felbe, al etwas nur der fubjectiven Schaͤtzung Unterlie 
genbes, der Berüdfichtigung des Richters bei der Abmeſ⸗ 
fung der Strafe in 'hypothesi anheim. Dieje ratio 
würde Daher zu derjenigen Behandlungsweiie führen, wel⸗ 
he dem $. 47. und 53. des öfterreichiichen und Dem 
$. 32. des preußifchen Geſetzes zum Grunde liegt. 


15) Au Zachaxiä, Verſuch Bd. II. ©. 56, um die fubjedive 
Theorie von ihrem Standpunkte aus zu widerlegen, bebient ſib 
diefes Argumentes, indem er darauf aufmerffam macht, daß ft 
die zum tödtlihen Streih erhobene Waffe ber gitern 
Hand des Verbrechers entfalle. Oft möchte dies nicht vor: 
fommen; öfter hingegen, daß der Thäter fofort nad vollbrach⸗ 
ter That von bitterer Reue ergriffen wird. 


16) Es muß hiermit wohl etwas Anderes, als dolus determinatus, 
gemeint fein, da ein Verſuch mit wirklich unbeftimmter Abfiät 
nicht denkbar if. Krug, unbeit. Abfidt ©. 81. Neuerdings 

. au Otto, vom Verfuh d. Verbr. S. 77. Selbft die unde 
ſtinimte Abficht macht oben nad Heffter $. 65 feinen Unters 
ſchied für die Strafe in thesi. 
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Die geringere Strafbarfeit des beendigten Verſuchs 
weiß Heffter nur aus hiftorifchen Gründen, und daraus 
daß der Mangel des Erfolgs das Gefühl der Unluft und 
ber Verlegung mindere, zu erklären, da fein ferneres Ars 
gament, daß wenigftens in fehr vielen (N) Ballen nad 
der Wahl der Mittel nicht anzunehmen fei, der Verbre⸗ 
her habe durchaus und um jeden Preis den Effect ges 
wollt, eben nur für gewiffe Fälle gilt, und Die’ bereits 
oben entwidelten Gründe gegen fich hat. 

KFöftlin, ©. 363, gefteht zu, Daß Die volle Eonfes 
quenz Des jubjectiven Gefichtöpunctes zur Beſtrafung des 
reinen Wahnverbrechens, ja der nuda cogitatio führen 
würde. Dies ift richtig, infofern man unter cogitatio. 
nicht den bloßen Gedanfen — denn diefer kann unwillfürs 
lid) entftehen — iondern Dad Hegen und Pflegen des vers 
breiheriichen Gedankens verfteht, das bereits eine innere 
That, wenn gleich feine Handlung, 17) enthält. Seine 
Argumente für die geringere Beftrafung des Verſuchs 
überhaupt find im Wefentlichen Diefelben, welche Heffter 
geltend macht. Bei dem beendigten Verfuche erfennt ex 
die Berechtigung des Objectiven an. Er giebt ausdruͤck⸗ 
lich (S. 434.) Zahariä Recht, wenn dieſer ſich auf Die 
Werentlichfeit der objectiven Seite und auf den Unter 
ſchied zwiſchen der rechtlichen und der moraliichen Zurech⸗ 
nung berufe. Der Kern feiner Argumentation aber liegt 
in dem Satze, Daß das Verbrechen wejentlid) Handlung 


17) Handlung, von Hand, bezeichnet nur die nach außen gerichtete 
Thätigfeit, welche fi der Drgane des Leibes, um Einwirkun⸗ 
gen auf vie Außenwelt hervorzubringen, bedient. Inſofern hat 
die neueſte Strafrechtstheorie Recht, wenn fie darauf befteht, 
daß das Verbrechen wefentlih Handlung fei, wodurch jedoch 
das Wefentlihe des Objectiven bereits anerfannt wird. Denn 
Wil len s act ift auch die innere That, wie 3. B. das willend- 
fräftige Belämpfen einer üblen Gewohnheit, der Trägheit, üb- 
len Laune, Zerftreutheit u. |. w. 
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fei, und daher nur die vollendete Handlung den 
vollen Begriff deſſelben darftelle. 

Dieſer Sab führt ung mitten in das Centrum ber 
Betrachtungsweiſe hinein, welche Der neueften Strafrechts⸗ 
theorie zum Grunde liegt.18) Diefe läßt ſich in mehr- a8 
einem Betracht ald vermittelnde bezeichnen, Da fie die 
rein fubjective Anfchauungsweile mit der objectiven, jedoch 
mit principiell vorwiegender Bedeutung des Subjectiven, 
zu vermitteln fucht, und fich Dabei des Wortes „ vermit 
teln” fogar ald eines Stichwortes bedient.1%) Ihr Grund: 


gedanfe ift nehmlidy, Daß in der Handlung Willem . 


That, oder, wie ed anderwärts richtiger ausgebrüdt wid, 


Gewolltes und Geſchehenes (denn die That ift eben nit 
blos Geſchehenes), zur Einheit vermittelt werde. Dar 
in, daß Die vermittelte Einheit auch das Geſchehene um 
faßt, liegt die Anerkennung des Objectiven, als eines mit 
beftimmenden Factors; Die vorwiegend fubjective Venden 
aber ipricht fich Darin aus, daß dieſes Objective nur ad 
ein Moment in dem GSubjectiven der Handlung, als 
Thatmoment aufgefaßt wird. Am deutlichften und be 
ftimmteften Bat fi) Berner hierüber ausgeſprochen 
„Die Handlung” — jagt er S. 180 feines Werfes über 
die Theilnahme — „ift Vermittelung des Geichehenen und 
Gewollten; fie fchließt aljo in fich den ganzen Cauſalzu⸗ 
jammenhang Bis zum Erfolge. Der Cauſalzuſammenhang 
liegt innerhalb der Handlung. Es giebt gar fein 
Handlung ohne Cauſalzuſammenhang. Man begeht dem 


18) Wir meinen damit nicht die Theorie irgend eines einzelnen 
Schriftftellers, fondern die Grundanficht, welche, mit mehr oder 
weniger Abweichungen im Ginzelnen, in ven aus der ſubjecti⸗ 
ven richtung hervorgegangenen Werfen, namentlidy von Lu: 
den, Köftlin und Berner, ſich fund giebt. 


19) Fi Berner, Theilnahme S. 27.(gegen Abegg) 41 und 
öfters. . 


— — — — 
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nady‘ einen Verſtoß gegen den Begriff der Handlung, 
wenn man von einem Cauſalzuſammenhange zwifchen 
der Handlung und ‘dem Erfolge redet. Iſt 3. 2. ein 
Menſch durch einen Schuß getödtet worden, fo befteht'Die 
Handlung Teineswegd blos in dem Abdrücken Des Gewehr 
tes, fondern ſie greift bis zum erfolgten Tode Durch. Der 
Erfolg ift nicht Das Andere der Handlung, fondern das 
Andere. des Willens; beide aber find in der Handlung 
Eins. Der Wille ift nur inſofern Willensmoment, 
als er in die That umfchlägt; er ift aber in feinem Um; 
ſchlagen begriffen bis zum Eintritt des Erfolgs. 
Bon dem Augenblide an, wo die Kugel ihrem Ziele ent- 
gegenfliegt, ift der Wille ald Moment felbftitäindig in 
bie Objectivität entlaffen. Er ift nunmehr Das freigege- 
bene Princip, Das den Erfolg felbftändig berbeiholt, ihn 
aber dem Subjecte, das ihn abgefchidt hat, zurücdhringt. 
— Sin dem Augenblide, wo eine Folge des der Außen- 
welt gegebenen Impulſes nicht mehr mit der Handlung 
identiſch wäre, fondern Hinter oder jenieit Derielben läge, 
fönnte von Zurechnung feine Rede mehr fein; Die Folge 
wäre zufällige Folge. Es ift Die unfpeculativfte Be⸗ 
trachtungsweile von der Welt, wenn man zwiichen Hands 
fung und Erfolg einen Zwifchenraum denkt. Es iſt Dies 
eine Auffaſſung, deren Möglichkeit man bei denen faum 
begreift, Die den Begriff der Handlung auch nur einmal 
wahrhaft gedacht haben. Hier läßt man Die ganze Bewe⸗ 
gung, welche Vermittlung ift, zur todten Mitte ers 
ftarren, d. h. man fpricht dem Begriffe der Handlung 
gradezu Hohn. Verfahren wir jo bei der Anwendung un 
ierer philoiophifchen Begriffe, fo find dieſe überflüffig. Sie 
bleiben denn unferer Wilfenfchaft ein unorganifches Aus 
Benwerf und und felbft leere Wortklänge.“ 
So weit Berner. 8 gehört allerdings einiger 
Muth dazu, gegen dieſe geharniichte Phalanr apodictiſcher 
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Sätze einen Angriff zu wagen. Das Geringfte, was wir 
dabei riskiren, ift, unter die Schwachen gerechnet zu wer 
den, denen das Licht der neueren Philojophie noch nicht 
aufgegangen jei. Allein Die Wahrheit ift ja auch indem 
Schwachen mädhtig! Als richtig müflen wir zuwörberft an- 
erkennen, daß, wenn eine Handlung von dem beabfichtig- 
ten Erfolge begleitet ift, der Cauſalzuſammenhang von 
dem Willen bis zum Erfolge ein ununterbrochener ift, und 
daß man daher hier‘ von einer indifferenten, todten Mitte 
nicht ſprechen kann. Selbft wenn A einen Selbftihuß 
legt, durch welchen acht Tage ſpäter B getödtet wird, iſt 
die Entfernung der Mitte nur eine fcheinbare. Objeckiv 
wird der Erfolg durch Die angeregte Naturfraft, fubjectv 
durch den fortwirfenden Willen vermittelt. Selbft wen 
A jeinen Willen geändert, und alles Mögliche gethan 
hätte, um den Selbftichuß wieder zu entfernen, ihm bie 
aber — vielleicht weil er inmitteld zur See gegangen 
war, — nicht möglich geiveien wäre, würde immer noch 
der Erfolg das durch die Handlung vermittelte Product 
ſeines felbftändig fortwirfenden Willens fein.2%) Wichtig 
ift ferner, Das, in gewiſſem Betracht jede Handlung einem 
Erfolg Hat, d. h. eine Veränderung in den Erjcheinungen 
der Außenwelt hervorbringt, wie 3. B. das Gehen eine 
Bewegung der Füße, Das Schreiben eine Schwärzung 
Des Papiers. Iniofern nun der Erfolg dem Hanbdelnden 
zugerechnet, gleichiam zur Handlung hinzugerechnet wir, 
fann man am Ende das gefammte Object der Zurechnung 
ebenfogut Handlung al3 That nennen, und es ift dann 
zwiſchen Diefen beiden Benennungen fein weiterer Unter⸗ 
ſchied, als daß ein und derfelbe Begriff bei der Denen 


20) Es ergiebt fi) hieraus, wie unrichtig es if, den freiwillig auf: 
egebenen Verſuch nidt blos für hraflos- fondern gar nidt 
. für. Berfuch zu achten. . 
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nung „Handlung“ von der jubjectiven Seite, bei der Bes _ 
nennung „Ihat” von der objectiven aufgefaßt wird. 
Allein genau genommen ift denn Doc, ſchon Der obige 
Gebraudy des Wortes Erfolg nicht ganz richtig. Erfolg 
hängt offenbar mit Folge zufammen; er bezeichnet Die zu⸗ 
rechnenbaren Folgen der That. In dem Begriffe der Folge 
liegt aber das Merkmal des Nachfolgenden, durch Zeit 
und Raum Getrennten. Und in der That wirb niemand, 
wenn er unbefangen jpricht, Die Bewegung der Fuͤße einen 
Erfolg des Sehens, die Schwärzung des Papiers einen 
Erfolg des Schreibens nennen; warum? weil Dieje Er⸗ 
fcheinungen mit der Darauf gerichteten Thätigfeit des Sub- 
jects gleichzeitig eintreten, eine unmittelbare untrenns 
bare Wirkung derfelben find. Erfolg nennen wir nur Dies 
jenige Wirkung, die gleichfam von der Handlung fich ab» 
Löft, indem fie zugleich Die Wirkung eingreifender, von dem 
Willen des Handelnden nicht völlig abhängiger, und noch 
nad) Beendigung feiner Ihätigfeit felbftändig wirkender 
KRaturkräfte des Zufalls, ift. 2) Daß die Wirfung Dies 
fer Naturfräfte, weil fie durch den Handelnden angeregt 
find, immer noch Product feiner Handlung, mithin feines 
Willens bleibt, und mit der Handlung zufammen ein Gans 


21) Man erlaubt fi mit den Worten „erfolgen ‚" „Erfolg,” wie 

bei fo vielen Worten, eine große Willfür. So fagt man, daß 
eine Handlung erfolge, ftatt gefchehe, und nennt daher reine 
Handlungen, wie Inceſt, Ehebruh u. dgl. einen „Erfolg. 
Allein diefer Gebraud des Wortes ift unrichtig und hebt alle 
Beſtimmtheit der Sprache auf, er follte daher vermieden wers 
den. Allerdings kann auch der Wille gebrochen werden, wie 
. B. durch eine ylökliche Lähmung der Hand. Allein dann 
Tommt es gar niht zum Handeln. Kommt es aber zum 
Handeln, fo fchlägt jeder wirkliche Willensad, welcher über: 
haupt auf äußere Thätigfeit gerichtet ift, auch fofort, gleiche 
zeitig und nothwendig in Handlung um, und die Handlung 
fann daher nicht als ein Erfolg deffelben bezeichnet werben. 
Bol. auch Brackenhorſt, über das mißlungene Verbrechen, 
im Archiv d. Gr. M. 1847. ©. 69. Note d. 


= 
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zes bildet, erfennen wir an; allein wir nennen dieſes 
Ganze nicht Handlung, fondern That. 


„Man denke an ben Unterfchted zwifchen Großthat 
und — Großhandlung! Mit tem Begriffe „That“ verbin- 
den wir ftetd Die Vorftellung von etwas Schwerem, Das 
wir eben deshalb zum Derdienfte anrechnen und felbft an 
Dem Verbrechen zuweilen bewundern. Cine Handlung 
fann gut, lobenswerth, fcehön, edel, und auf der andern 
Seite ſchlecht und fchändlich fein, allein groß, ungeheuer 
nennen wir nur Die That, weil wir eben in der Ueberwin⸗ 
dung Der Schwierigkeiten, fet es Durch Beherrfchung bes 
Zufalls, von welchem der Erfolg abhängt, oder in ber 
GSelbftbeherrfchung, oder auch in der Niederdrüdung wis 
derfirebender natürlicher Gefühle, Die dazır nöthig war (in 
der inneren That) das Große oder Ungeheure finden. 


Der Erfolg ift daher ein Beftandtheil Der That, 
nicht der Handlung, weil ihn der Menfch, wie Dies bie 
Volksiprache jo treffend bezeichnet, „nicht in der Hand 
hat.“ Handlung nennen wir die nach außen gerichtete 
menſchliche Thätigfeit nur inſofern, ald wir uns das id, 
derſelben als ein ganz von der. Willfür abhängiges, mit 
der Thaͤtigkeit felbft zufammenfallendes benfen, wie z. B. 
das Schießen, Stechen u. ſ. w. 


Es kommt nehmlich Hier, wie bei allen relativen Be 
griffen, Alles auf die Beziehung an, in welcher fie gedacht 
werden. So fügt man von einem Eroberer, er habe feine 
großen Thaten durch viele fchlechte Handlungen beflelt. 
Diefe Handlungen werden meift wirkliche Thaten fein. Als 
lein wir ziehen Die Schwierigkeit des Erfolgs nur bei den 
großen Thaten, Die wir ihm zufchreiben, in Betracht. An 
Drerfeit8 find innere Thaten ganz von dem Willen abhän- 
gig, allein weil mir die Erreichung des Zieles (Ueberwin⸗ 
dung einer üblen Gewohnheit) ald fehwierig und unſicher 


R 
im Strafrechte. 397 


betrachten, nennen wie fle Thaten, Denen wir eben Deshalb 
auch einen Erfolg zufchreiben. Eben dadurch kann auch 
das, was wir fonft Handlung nennen, zur That werden. 
Das Schiegen, Stechen an ſich nennt Niemand eine That, 
allein geſchieht es zur Ausführung eines Mordes, fo kann 
man ed That nennen, indem man Die moralifche oder pſy⸗ 
chologifche Schwierigkeit eines folchen Entfohluffes in 
Betracht zieht. Andrerſeits iſt Das Einfteigen in ein Ges E 
bäude feinem Weſen nach fohon eine That. Allein indem 
wir ald das eigentliche zu erreichende Ziel dad Stehlen 
betrachten, nennen wir ed die zum Behuf eines Diebftahls 
vorgenommene Sandlung. 


Jeder Erfolg wird nun zwar durch Handlungen vers 
mittelt, allein die Handlung tft eben hier nur das Ver⸗ 
mittelnde, und als ſolches dem DBermittelten, dem Er- 
folge, entgegengefebt- Der Erfolg ift daher allerdings Das 
Andere der Handlung; Das Andere Des Willens ift Die 
That. Die Handlung vermittelt den Erfolg .mit. dem 
Willen zue Einheit der That. Dieje Bermittlerrolle 
fönnte fie freilich nicht übernehmen, wenn fie nicht von 
beidem, dem Willen und dem Erfolge, etwas in fich hätte. - 
Sie ift die Tochter des Willens und Die Mutter ber 
That. Sie enthält den Willen als Abficht 22) und den 
Erfolg als das Beabfichtigte in fich, und kann grade hier: 
durch eine befondere Bedeutung erhalten Gum Verſuche 
der Toͤdtung ıc. werden). Und da nun in Diefem Ber 
mittlungsprogefie, wenn er fich bis zur Vollendung fort 
fest, Tein eigentlicher Stillſtand ftattfindet, fo läßt ſich die 
Auffafiung der Handlung als einer in den Erfolg über- 


22) Abfiht ift die Richtung des Willens auf die Folgen der Hanb- 
Iung. Sie umfaßt an fi) auch die über den verbreherifchen 
Erfolg hinausgehenben Folgen — die Endzwede des Verbre⸗ 
chers; allein im Criminalrechte fommt nur die auf den Erfolg 
gerichtete Abfiht in Betracht. 


\ 
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greifenden Bewegung wohl rechtfertigen. Nur muß man 
dann den PVermittlungsprozeß bi8 an die Außerfte Peri- 
pherie des Kreiſes, innerhalb deſſen die Handlung ſich de 
wegt, ausdehnen, und fagen: die Handlung vermittelt die 
Eriheinung mit dem Gedanken zur That. 


Bolgendes Schema, wobei man ſich den Platz, ben bie 
That einnimmt, ald den Mittelpunft eines Kreifed denken 
möge, defien Peripherie das Ganze umſchließt, wird it 
Auffafjung veranfchaulichen. 


Gedanke (Abſicht) Erſcheinung 
Wille Handlung. Erfolg. 
That. 


Die Handlung iſt hiernach Die innere, fubjective, von 
Gedanken ald Willen ausgehende und zur Erfcheinung als 
Erfolg binführende DVermittlerin der That, Die That 

“ift das äußere, objective, erflarrte Product der Sanl- 
lung. | 


Haben wir hiermit der Bernerichen Auffaffung, web 
che den fämmtlichen Theorien dieſer Schule zum Grunde 
liegt, eine gewiſſe Berechtigung zugeftanden, fo Eönmen wir. 
es doc nicht billigen, wenn man, Dem gewöhnlichen und 
tief in der Sache begründeten Sprachgebrauche zumider, 
Darauf befteht, Das, was feinem Wejen nach That if, 
grade ald Handlung zu bezeichnen, und namentlich die 
von dem Erfolge hergenommenen Bezeichnungen der Ihat 
mit dem Worte Handlung zu verbinden. Man Tann ab 
lenfalls Die Tödtung eine ftrafbare Handlung nennen, ab 
fein man fann nicht von einer Handlung Des Toͤdtens 
ſprechen. Kein Unbefangener thut Dies, vielmehr fprict 
man nur von einer auf Tödtung gerichteten Handlung. 
Dies ift Die Handlung des Schießens, Stechens u. f. m. 
Die vollendete Tödtung aber nennt man eine. ftrafbare 
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Zhat. Steafbare Handlung gebraudt man, wenn man 
unbefangen und ohne Nebengedanken fpricht, nur von ſol⸗ 
hen Berbrechen, zu benen fein Erfolg in dem oben ent: 
widelten Sinne gehört, wie 3. B. von Meineid, Injurien, 
Inceſt u. ſ. w. 23) obwohl man auch Diefe Verbrechen in 
gewiffer Beziehung (indem man auf die innere That das 
Hauptgewicht legt) ald That bezeichnen kann. Jene Aus- 
drucksweiſe „Handlung des Tödtend” Hat fich in Die Ju⸗ 
risprudenz zunächſt eingeichlichen, um Damit zu beweiſen, 
daß bloße Vorbereitungshandlungen nicht ftrafbar feien, 
weil fie noch nicht den Anfang der im Gejeß- verbotenen 
Handlung enthielten. Allein man kann die Straflofig- 
feit Der Vorbereitungsverhandlungen ohne dieſes Argument 
darthun.?4) Die jubjective Theorie hat Diejen Begriff der 
Handlung fi zu Nube gemacht, weil Damit gewifferma- 
gen der Erfolg auf die jubjective Seite Der That hinüber⸗ 
gezogen wird, und gleichlam nur ald ein accessorium 
des Willens (als Thatmoment) ericheint. Allein wenn 
Damit der obige Begriff der Handlung gerechtfertigt, 
und nun wieder aus Diefem die Prävalenz der fubjectiven 
Seite deducirt werden follte, fo wäre dies ein Zirfel im 
Schließen. Die fubjective Theorie follte vielmehr den von 
und entwidelten engeren Begriff der Handlung acceptiren, 
Da derielbe ihrem Begriffe des beendigten Verſuchs zur 
nothwendigen Grundlage dient. Seht fidy der Begriff der 
Handlung bis zum Erfolge fort, fo endigt Der Verſuch erft 
mit Dem Momente, wo die That in den Erfolg umichlägt. 
Iſt aber die Handlung mit der Thätigfeit Des Verbrechens 
beendigt, fo enthält die beendigte Handlung einen 


23) Schon Stübel Hat darauf aufmerffam gemacht, wie feltfam 
es fi ausnehmen würde, hier von einem „Thäter” zu fprechen. 
24) Gonfequent müßte man dann — annehmen, daß der wirkliche 


Verſuch ohne beſondere Strafdrohung ſtrafbar fei, weil er ei⸗ 
nen Anfang der verbotenen Handlung enthalte. 
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beendigten Verſuch des Verbrechens, und Dies ift 
der Köftliniche Begriff des beendigten Verſuchs.?*) 
Kehren wir nun zu Dem obigen Argumente Köftlind 
für Die geringere Strafbarfeit des beendigten Verſuches 
zurüd, jo ergiebt fi) der Sag, daß die vollendete Hands 
lung den vollen Begriff des Verbrechens darftelle, als 
falih. Die vollendete (beendigte) Handlung ift eben der 
beendigte Verſuch, deſſen einfachen, eigentlichen Begriff 
man daher nur auf joldhe Verbrechen anwenden Fann, be 
denen ein Erfolg in dem oben entwidelten Sinne von 
der Handlung ſich ablöjt.2%) Der volle Begriff des Verbre⸗ 
chens aber ift Die beendigte (in dem Tpeciellen Geſetz mit 
Etrafe bedrohte) That. Kommt es alio, nach Köftlin und 
ber jubjectiven Theorie, nur auf die Handlung, ald das 
von dem Willen des Subjectd ganz Durchgedrungene an, 


25) Köſtlin a. a. O. S. 411 f. Köftlin wird durch feinen Begriff 
der Handlung dahin geführt, einen beendigten Verſuch auch 
bei folhen Verbrechen zu flutuiren, die nur in einer Handlım 
beftehen, 3.8. bei der Injurie. Allein der verächtliche Blid, 
der das befeidigende Wort anfündigt, ift nicht Serſug der In⸗ 
jurie, er iſt ſchon Injurie, und der Auftrag zu injuriiren ik 
an fi nur eine Borbereitungshandlung, die man aus dem 
fubfeetiven Standpunfte zum Verſuche erhebt: Den Wahnvers 
brechen liegt aber ebenfalls eine beenvigte Handlung * 
Grunde. ie natürlich, und wie tief in dem allgemeinen Ve⸗ 
wußtfein begründet unfer Begriff der Handlung übrigens fe, 
dafür it der befle Beweis, daß das Wort felbft ven Verfech⸗ 
tern des hier beftritienen Begriffs in der von uns vertheibi 
Bedeutung entfchlüpft. So fagt Köftlin S. 355: „Of 
Zweifel liegt Verfuhung vor, wenn bie Abficht in dem furef 
fiven Mebertreten ihrer Momente in das objertive Dafein unter: 
brochen worden ift, fei es nun, daß noch nit einmal die 
vollftändige Handlung vorliegt, oder daß die let 
Wirfung (der Erfolg) ausgeblieben ift, mit deren Eriftenz der 
Begriff des Verbrechens erfchöpft wäre. 


26) Nur in der Form des Verfuchs an einem ungeeigneten Gegen⸗ 
ſtande und der erfolglofen Anftiftung, ivenn men biefe über: 
haupt als Verfuch betrachtet, läßt Pi ein beendigter Verjud 
auch bei anderen Verbrechen denken. Dies find aber abgeleitete 
Nebenformen. 
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jo iſt der beendigte Verſuch von dem vollendeten Verbre: 
hen nicht weſentlich verfihieden. Nur der Erfolg als fol- 
her, dieſer vom Zufalle abhängige, von der Handlung 
ſich ablöiende Schlußftein der That, begründet den Unter- 
ſchied, Der ſomit nur ein objectiver ift. 

Gejegt aber auch, der obige Sap wäre wahr, würde 
denn Daraus, Daß der beendigte Verjuch nicht dem Be⸗ 
griffe des vollendeten Verbrechens -entipricht, feine min- 
dere Strafbarkfeit folgen? Wäre er dem Begriff nach 
mit Dem vollendeten Verbrechen identifch, jo Fönnte ja Die 
Frage, ob er minder ftrafbar ſei, gar nicht auftauchen! 
Iſt nicht der Anftifter, der Complottant, von dem Urheber 
dem objectiven Begriff nad) -verfihieden, und werden nicht 
Beide demungeachtet aus dem fubjectiven Standpunfte 
für gleich ftrafbar mit demfelben geachtet? Sol ſich Die 
Strafe (die Strafe in thesi) nur nad) der Bosheit des 
Willens richten, ſo kann die geringere Strafbarfeit Des 
beendigten Verſuchs nur durch den Nachweis begründet 
werden, Daß Demfelben ein minder bier Wille zum 
Grunde liege, ald dem vollendeten Verbrechen. Die fub- 
jective Theorie vermag daher die geringere Steafbarfeit . 
Des beendigten Verſuchs nur Dadurch zu halten, daß fie 
jeden Berfuh als einen Verſuch mit unzureichenden 
Mitteln betrachtet. 2% Der Mörder, der feines Opfers 
gefehlt Hat, Hätte beſſer zielen, ein befiered Gewehr neh: 
men, einen gelegeneren Zeitpunkt abwarten jollen, fo würbe 
er feinen Zwed erreicht Haben. Darin, daß er Died nicht 
gethan, gibt fich eine mindere Energie des böjen Willens 
fund, ald wenn ex feine Anftalten io getroffen hätte, Daß 
die That gelingen mußte. 23) Freilich aber verlangen wir 
auch fonft bei der Imputation verbrecheriicher Handlungen 


27) Köftlina.a.D. ©. 371 f. 
28) Koſthin a.a.D. ©. 433. 
Archiv, d. Er. R. 1854. III. St, Bb 
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nicht die hoͤchſte Energie bes Willens. Auch bei dem 
vollendeten Werbrechen ſpielt der Zufall feine Rolle. 
Ja wir können in gewiflen Sinne jagen, Daß alle Thaͤ⸗ 
tigfeit des Menfchen nur Verſuch fei, Da Das Gelingen 
nie von ihm abhängt. Daraus würde aber gerade fol 
gen, daß bei der Strafbarfeit auf den Erfolg gar nicht 
geiehn werde, und in der That kann die fubjective 
Theorie hier einen erheblichen Unterſchied nicht nad 
weifen. Wenn zwei nad einem Menfchen fchießen, de : 
Eine ihn fehlt, der Andre ihn trifft, wer wollte behaupten, 
daß deshalb bei den Lehteren eihe größere Energie des 
boͤſen Willens voraudzufeßen fei als bei dem Erſteren? 
Hoͤchſtens eine größere Geſchicklichkeit und fomit eine groͤ⸗ 
Bere Sefährlichfeit Des Berbrecherd kann man vor 
ausjegen; allein Daraus kam wenigftens Die fubiec- 
tive Theorie eine größere Strafbarkeit nicht hetleiten. 
Eben Daffelbe ift. bei den Berbrechen mit untrüglichen 
Mitteln, ja fogar bei den meiften Wahnverbrechen, der 
Ball. Sie find in Der Regel nicht aus. einem minder bi 
fen Willen, fondern nur aus einem minderen Grade 
von Erfahrung, Bildung und Umſicht hervorgegangen, 
lauter Momente, Die zwar bei der Strafabmeflung inner 
halb des Strafmaaßes zu berüdfichtigen find, aber ein 
nieberere Strafftufe in thesi, wie beim Verſuche nicht zu 
begründen vermögen. Auch von ihnen gilt, was Köſtlin 
S. 425 von dem beendigten Verſuche fagt, „für den This 
ter und jein fubjectived Bewußtfein find fe das vollendete 
Verbrechen felbfi;" demnach müßte aber Die fubjective 
Theorie fie auch für gleich ſtrafbar erachten. i 
(Fortſetzung im naͤchſten Hefte.) 
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Beiträge 
zur 
zweckmäßigſten Einrichtung der Schwurgerichte 
insbeſondre 
inwiefern bie That⸗ und Rechtöfrage feharf getrennt werden kann. 
Bon 


| Herrn Appellationsgerihtsrath y. Kraͤvel 
zu Naumburg. 


Nach den jet geltenden Deutichen Geſetzen ift: 

a. nur in Gemäßheit der preußifchen und Anhalt 
Bernburgiichen Geſetzgebung gegenden, ſich „ſchuldig“ 
befennenden Angeklagten, ohne Zuziehung Der Ge⸗ 
ſchworenen zu erkennen und 

b. nur in der Braunſchweigiſchen Strafprozeßordnung 
bei den, an Die Geſchworenen zu richtenden Fragen, 
der unrichtige franzöfifche Grundfag: der Son- 
derung der That: und Rechts frage aufgegeben. 

Zur Verhängung einer Strafe gehört: 

A. Die Feftftelung von Handlungen oder Untex⸗ 

laffungen des Angeklagten Durch Beweis 

B. ein Strafgefeß, welches Die bewiefenen Hand⸗ 

lungen oder Unterlaſſungen mit Strafe bedroht und 

C. die Abmeſſung der Strafe innerhalb der von die⸗ 

ſem Stlfgefeb angegebenen Grenze. 

Hat der Richter allein das Erkenntnis han, 

ar” 


] 


) 
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fo ift Diele Sonderung überflüfjig; wirfen Dabei aber Ge 
fchworene mit, jo fragt es ſich, inwieweit fie bei dieſen 
Drei verichiedenen Operationen mitzumirfen haben. Unbe— 
ftritten gebührt ihnen nicht die Abmeſſung der Strafe 
zu C, wogegen ihnen Die Seftftelung der Handlungen 
des Angeklagten dur Beweis zu A unzweifelhaft aus: 
ſchließlich und ohne Mitwirkung der Richter zufteht. 

Die zahlloſen Zweifel über Die Grenze zwiſchen der 


Thätigkeit der Geichworenen und derjenigen der Richter 


betreffen alle den Bunft zu B, Die Enticheidung Der Frage: 
ob das Strafgejeb durch Die gegen den Ange: 
flagten erwieienen Handlungen. verlegt if? 


- Auf den erften Blick fcheint es freilich am zmecmäßigften, 


die Gefchworenen nur zu fragen, „welche Handlungen 
gegen den Angeklagten erwieſen find?" und dem Richter, 
welcher der Geſetze am beften fundig ift, Die Beant: 
wortung der Frage, „ob Die eriwiefenen Handlungen das 


Strafgefeg verlegen,” zu überlaffen. Man hätte dann ein ' 


feftes Princip, nad) welchem alle Zweifel zu, enticheiden 
wären. 

Dies Princip ift jedoch Dem Geiſte des Schwurgerichts 
geradezu entgegen. Sollten die Gefchworenen wirklich nur 


die Beweisfrage enticheiden, jo hätten alle Diejenigen Recht, 


welche behaupten, die Zuziehung Der Geſchworenen fe 
eine unnüße, Zeit und SKoften verichwendende. Zugabe. 
Zur Entſcheidung der Beweisfrage gehört nur Scharffin 
und Erfahrung. Man kann nicht behaupten, Daß hierin 
die Richter Den Laien nachftehen, und daß Die Laien zur 
Entfcheidung Der Beweisfrage geeigneter jeien als die 
Richter. 

Weſen und Zwed des. Schwurgerichts Tonnen nict 
befier geichildert werden, als mit des ehrwürbigen Juſtus 
Möfer Worten, Die nicht oft genug wiederholid werden 
fönnen: 
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Was kann unbilliger und graufamer fein, als 


einen Menjchen zu verdammen, ohne verfichert zu 
jein, daß er das Gefeß, deſſen ‚Hebertretung ihm 
zur Luft gelegt wird, begriffen und verftanden, 
oder begreifen und verftehen Tonne? “Die Deuts 
lichite Probe aber, daß ein Verbrecher das Geſetz 
verftanden habe, oder doc verftehen könne und 


folle, ift unftreitig diefe, wenn 7 oder 12 ungelehrte: 
- Männerihn danach verurtheilen, und durch ebendiejes . 


Ürtheil zu erkennen geben, wie der allgemeine 
Begriff des übertretenen Geſetzes geweſen, und wie 
jeder mit bloßer gefunder Vernunft begabte Menſch 
ſolches ausgelegt habe. 

Dies ift Die einzige Probe von der wahren 


‚Deutlichfeit des Gefeges, welche Der Gelehrte, 


nie geben kann, weil feine Sinne zu geichärft, zu 


fein, über den gemeinen Begriffen zu fehr erhaben 


‚. fin. 

. ft Died aber richtig, fo ift es vecht eigentlich Auf- 
gabe der Geichworenen, fi) darüber auszulprechen, ob 
der Angeklagte durch Die erwiefenen Handlungen Das 
Strafgeleg verlegt Hat? Grade ihre unbefangene, laien⸗ 
hafte Auffaffung des Strafgefeges ift ihr Vorzug. Sie 
ftehen Dem Strafgeieb ebenfo ungebildet, ebenfo wenig 


durch wiflenihaftlidye Studien vorbereitet gegenüber, wie 


der Angeklagte. Nulla poena sine lege, d. h. feine 
Strafe kann verhängt werden, wenn fie nicht Durch ein 
dem Angeklagten verftändliches Geſetz verhängt ift. 
Erklären aber die Gefchworenen, daß das Geſetz Die ers 
wiefenen Handlungen des Angeklagten ihrer Auffafiung 
nach nicht mit Strafe bedrohe, daß er alio einer Der: 
legung deſſelben nicht ſchuldig ſei, jo könnte man den 
Angeklagten nicht ohne Graujamfeit nady dieſem Gefeße 
beftrafen. 


/ 
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Laßt man Dagegen den Richter über die Berwend- 
barkeit des Strafgeſetzes auf die erwieſenen Handlungen 
urtheilen, fo fommt dieſe laienhafte Auffaffung bes 
Strafgefeped gar nicht zur Sprache. Der gelehrte Richter 
faßt das Geſetz im Zufammenhang mit deſſen Vorarbeiten, 
Praͤjudikaten und wiſſenſchaftlichen Commentaren auf. So 
lange die Richter das Strafgeſetz ſo auffaſſen, wie es 
der Abſicht der Staatsgewalt entſpricht, wird ſich kein 
Einſchreiten der Staatsgewalt als noͤthig herausſtellen, 
wenn auch die Auslegung der Richter dem Laien unfind- 


bar if. Erft die Zuziehung der Gefchtworenen bei A - 


faffung der Straferfenntniffe bringt Deren Iaienhafte Auf 
faffung zur Kenntniß der Staatögewalt. Erft fie führt 
nothwendig dahin: Die Strafgefehe fo abzufafien, daß 
fie auch dem Laien verftändlich find. 


Es fcheint jedoch nicht nörhig, dieſe Sähe und Moͤſers 


Ausfpruch weiter zu rechtfertigen. Derfelbe erfreut ſich 
bereitö allgemeiner Anerkennung. Dies hat fich auch bei 
der Berathung der preußifchen Kammern über Das Schwur: 
“ gerichtöverfahren im Jahre 1852 herausgeftellt. Sowohl 
in ber Kommiſſion der 2. Kammer; ald im Plenum 
wurde gerade Möfers Ausſpruch von allen Seiten !) al 
Grundlage und Rechtfertigung des Schwurgerichts ange 


fehn, aber, wie das fo häufig geichieht, aus demſelben 


Grundfag wurden Die verfchiedenften Syſteme abgeleitet. 
Bevor wir jedoch auf dieſe Intereffanten “Debatten 
näher eingehen, müffen wir die Beſtimmungen vorats 


ſchicken, weldye nad; dem engliſchen und franzöſiſchen 


Rechte fuͤr die hier zu beſprechende Frage gelten. 
Das engliſche Schwurgericht beginnt mit ber 


1) ‚Botiftänbige Materialien zu der Verordnung dom 3. Ian. 1849 
und bem 
107, 459, 466 u. 468. 


efeg von 3. Mai 1852. Berlin 1852 ©. 101, 104, 


s 
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Frage an den Angeflagten: ob er ſich der Anflage gemäß 
„ſchuldig“ befennt. Befennt fih Der Angeklagte 
ſchuldig, fo fteht damit feft, Daß der Angeklagte Das in 
Der Anklage benannte Verbrechen begangen hat. Der 
Richter ſetzt das Strafmaaß nach dem übertretenen Geſete 
ſeſt, und die Sache iſt abgethan. 

Früher?) warnte der Richter, welcher zugleich als 
von Amtswegen beſtellter Vertheidiger des Angeklagten 
angefehen wurde, wohl denſelben, daß er nicht ein über⸗ 
eilted „ſchuldig“ bekenne. Bentham führte aber aus, dag 
es unpafiend fei, wenn dem Richter Die Rolle auferlegt 
würde, den Angeklagten zu warnen. Seit der Zeit 
Tommen auch dergleichen Warnungen nicht mehr vor. Es 
findet feine Crörterung darüber ftatt, welche einzelne 
Handlungen der Angeklagte zugefteht, und ob dieſe Hand- 
Umngen auch wirklich den Thatbeftand des zur Anklage geftell- 
ten Berbrechens bilden. 

Bekenntſich aber der Angeklagtenicht ſchul⸗ 
dig, ſo wird jedem Geſchworenen ein Abdruck der Anklage 
zugeſtellt, welche die dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
concreten Handlungen enthält, und am Schluß das Ver⸗ 
brechen benannt, deſſen er beſchuldigt wird. Bei der Ver⸗ 
handlung wird indeß ſtets feſtgehalten, daß es nur darauf 
anfommt, die Geſchworenen in den Stand zu ſetzen, ihrer 
Meberzeugung gemäß „ichuldig” oder „nicht ſchuldig“ zu 
fprechen. Sobald dieſelben erklären, daß fie hinreichend 
von der Sache unterrichtet find, Hört die Verhandlung 
auf. Eine Frage wird den Geſchworenen nicht vorgelegt. 
Sie ſprechen ihr „ſchuldig“ oder „nicht ſchuldig,“ jenachdem 
fie annehmen, daß ber Angeklagte das in der Anklage 
bezeichnete Verbrechen begangen hat oder nicht. Die 


2) Das englifche, etife und nordamerikaniſche Strafverfahren 
von Mittermai er ©. 3 
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Frage: welche von den in der Anklage aufgeführten Hand- 
lungen der Angeklagte wirklich begangen Bat oder nicht, 
Die eigentliche Beweislage ift nur eine Vorfrage bei 
ihrer Berathung. Ihr Ausipruch ergiebt hierüber 
nichts. 

Damit aber die Geſchworenen im Stande find zu 
beurtheilen, ob das Strafgefeg durch Die Handlungen 
des Angeklagten verlegt ift, erläutert ihnen der Richter 
das Geſetz und die vorkommenden Rechtsbegriffe. Aud 
diefe Belehrung ift aber Fein unerläßlicher Theil des Ber 
fahrens. Nicht felten fpricht der Vorſteher der Geſchwo⸗ 
renen das „Nichtihuldig” aus, ehe nody der Richter feinen 
Schlußvortrag gehalten 3. 


Es kann jedoch auch der Fall eintreten, daß ſich die . 


Geichworenen außer Stande fühlen, Die Enticheidung 
darüber abzugeben: ob die erwieſenen Handlungen des 
Angeklagten dad Strafgefeg verlegt haben? In dieſem 
Falle fteht ihnen frei, ihren Anſpruch auf Die in ber 
Anklage enthaltenen Thatjachen zu befchränfen, und dem 
Richter Die Beantwortung jener Frage überlaffen. Weber 
die Stimmen ber Bürger noch die der Nechtögelehrten in 


England find aber einem foldyen Specialverdift günftig )y. 


Die Unvollftändigkeit oder Unbeftimmtheit bei der Erik 
rung Darüber, welche einzelne Thatjachen als erwieſen aw 
zuſehen find, und welche nicht, Hat oft viel Streit verar 
laßt. Die Gefchworenen, welche doch Die ganze Schuld⸗ 
frage zu enticheiden haben, geben fich durch ſolche be 
jhränfte Entſcheidung ein fchlechte8 Zeugnig. Deshalb 
it e8 bei der Rechtsausuͤbung in Straffachen faft gan 
außer Gebrauch gefommen. Der neuefte Fall Fam in 
Liverpool vor, wo ein Mann der Bigamie angeklagt war, 


3) A. a. O. S. 433 u. ©. 434 Anmerf. 5. 
4), A. a. O. S. 486. - oe 
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weil er jeine Schwägerin geheirathet und bei Deren Leb- 
zeiten nody eine zweite Frau genommen hatte. Nach 
engliſchem Geſetz ift aber die Ehe mit der Schwägerin 
nichtig. Die Geſchworenen waren -nun Darüber im Zweifel, 
ob troß der Nichtigkeit der erften Ehe Die zweite Ehe nicht 
ftrafbar jei, und überliegen die Beantwortung dieſer Frage 
den Richtern, welche den Angeklagten freilprachen. Man 
jollte denken, daß auch ein Laie einjehn fann, daß eine 
nichtige Che Feine Che if. Mag indeß eine Frage 
noch fo zweifelhaft fein, fo giebt Dies Doch dem zu deren - 
Entſcheidung Berufenen und Berpflichteten Fein Recht, ſich 
dieſer Entjcheidung zu entziehn. 

Wohl jedem gelehrten Richter find wohl fchon fo zwei- 
felhafte Fälle vorgekommen, Daß er die Entjcheidung am“ 
liebften ganz abgelehnt hätte, er muß fie aber geben, es 
ift Dies feine Pflicht, welcher er fo wenig wie der Ge 
ſchworene ſich entziehen Kann. Beide müfjen die Ent 
‚Iheidung nad) ihrem beften Wiffen geben. Damit genü- 
gen fie ihrer Pflicht. 

Das franzöfiiche Verfahren beruht auf einem 
ganz anderen Princip. Es beſteht aus feften ein für alle 
Mal bei Strafe der Nichtigkeit vorgeichriebenen Normen. 
Es beginnt nicht mit der Srage an den Angeklagten: ob 
er ſich fchuldig befennt. Ja auch wenn der Angeklagte 
Dies unaufgefordert thäte, und feine Verurteilung danach 
außer allem Zweifel wäre, fo muß das Verfahren doch 
feinen ein für alle Mal vorgeichriebenen Gang nehmen. 
Die Zeugen werden vernommen, Der Staatsanwalt und 
der Bertheidiger halten Reden über Reden über Die Frage: 
ob der Angeklagte Handlungen begangen hat, durch welche 
Das Strafgeſetz verlegt iſt. Der Praͤſident hält allemal 
feinen Schlußvortrag. 

Den Geſchworenen wird die Anflagejehrift nicht mit 
getheilt, -jondern es werben ihnen beflinimte Fragen vor 
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gelegt. Die frangöfiichen Anklagen eignen ſich auch nicht 
zur Mittheilung an die Gefchworenen. Während Die eng 
lifche Anklage eine bloße Zujammenftellung Der gegen den 
Angeklagten erwiejenen oder zu erweiſenden Thatſachen, 
ohne einſeitige Ausführungen für die Schuld des Ange 
flagten enthält, ift Die franzoͤſiſche Anklage eine Parteis 
fhrift. Ihr Inhalt ift nur darauf berechnet, Die Ge 
ſchworenen von der Schuld des Angeflagten zu überzeus 
gen, deshalb kann dieſer einjeitige Parteivortrag den 
Geſchworenen nicht in die Hand gegeben werden. 


Die franzöftiche Gefehgebung ging ftet® Davon au, 
Daß Die Geſchworenen durch Beantwortung der Fragen 
fi) nur über den Beweis der Thatſachen auszuipre 
chen hätten, während der Gerichtshof Dad Strafgelet 
auf die jo feftgeftellten Thatiächen anzumenden habe 
Der code des delits et des peines v. 3. Brum. IV. 
machte es ſich zur beionderen Aufgabe, Diefe Sonderung 
Durchzuführen. Es follte in allen Fällen befonders beant. 
wortet werden, ob der Thatbeftand erwiefen jei, ob 
der Angeflagte der Thäter fei, ob ihm die That zu; 
gerechnet werden könne, weldhe beſchwerende Um 
ftände erwieſen Teilen. 


Danach fiel alfo die Entſcheidung der obigen Frage 
B.: ob die erwiejenen Thatfachen vom Gele mit Strafe 
bedroht find? dem Gerichtshofe ausschließlich zur Beant 
wortung anheim. Dagegen verordnet Art. 337 Des Code 
d’instruction criminelle: 


Die aus der Anklage fi) ergebende Frage wird in 
‚folgender Faſſung geitellt: 
Iſt der Angeflagte jchuldig, den und den Mord 
(tel meurtre), den und Den Diebftahl (tel vol) 
oder Das und Das Verbrechen (tel autre crime) 
mit allen denjenigen Umftänden begangen zu ha 
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ben, welche in der ſummariſchen Wiederholung des 
Anklageakts enthalten ſind? 

Die Frage ſoll alſo darauf gerichtet werden: ob der 
ageklagte ſchuldig iſt, das Verbrechen begangen zu 
ben, wie es in ber Anflageafte bezeichnet iſt. Sonach 
Ien aljo die Gefchworenen feftftellen, ob ber An⸗ 
Elagte das Verbrechen begangen hat, wie er Dei- 
ı nach der Anklage beichuldigt ift, ihnen liegt aljo Die 
ftftellung zu B. ob, die Gefchworenen haben zu beur- 
eilen, ob die erwieſenen Thatfachen den durch Das 
trafgeſetz feftgeftellten Thatbeftand des Verbre⸗ 
ens bilden, defien der Angeklagte bezüchtigt ift. 

. Diefe durch die Worte des Art. 337 wohlbegründete 
uslegung hat jedoch nur einzelne Vertheidiger, In ber 
mzoͤſiſchen Praris aber niemald Einigung gefunden. 
tan führt gegen diefe Auslegung im Wefentlichen an: 9 

1. Sie weiche von der früheren Geſetzgebung, und 
? Verhandlungen des Staatsraths ergäben, daß man 
cht Habe fo weit gehn wollen. | 

Das neue Geſetz muß aber aus fich felbft erflärt wer: 
n,. und feine Saffung läßt nur Die obige Deutung zu. 

2. Art. 342 jchließe die rechtliche Beurtheilung 
r Strafbarfeit ausdrüdlicy von der Beurtheilung der Ge⸗ 
worenen aus. Diefer Artikel enthält die Borhaltung, 
che der Vorfteher den Gefchworenen im Berathungs- 
nmer zu machen hat; fie fchließt mit den Worten: 

Kur auf die Thatfachen, weldye der Anflage zum 
Grunde liegen und von ihr abhängen, Haben Die 
Geſchworenen Rüdiicht zu nehmen. Sie fehlen 
gegen ihre Hauptpflicht, wenn fie, an die Beftim- 
mungen Der Strafgeſetze denkend, die Folgen in 


) Daniels Geunbfäße des xheinifchen und franzöfifchen Strafe 
verfahrens ©. 189 f. 
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Betracht ziehn, welche ihr Ausipruch für den An- 
geflagten haben fann. Ihr Beruf ift weder die 
gerichtliche WVerfolgung, noch Die Beftrafung der 
Verbrechen, fie find nur Dazu berufen, zu entſchei⸗ 
den: ob der Angeklagte des Verbrechens 
ſchuldig ift, deſſen er bezüdtigt wirt. 


Dffenbar ftimmen die Schlußworte ganz mit dem Art. 
357 überein. Es wird nirgend gejagt, Daß Die Geſchwo—⸗ 
renen fi) nur über den Beweis von Thatfachen auf 
‚zuiprechen haben, jondern fie follen Die Frage entjcheiden: 
ob der Angeklagte des in Rede ftehenben Verbrechens 
ſchuldig ift. 

Wenn vorher den Gefchworenen eingefchärft' wird, ſie 
ſollen bei Abgabe ihres Wahrſpruchs nicht an Die geiek- 
lichen Folgen deffelben denken, jo fann dies im Zuſammen⸗ 
hange mit dem dort vorher Gefagten nur heißen: fie fol 
len bei Beurtheilung der Schuldfrage nur Die Lage der 
Sade und die Stärfe der Beweife in Betracht ziehn, 
nicht aber um deshalb Die Schuldfrage verneinen, weil fie 
glauben, Daß die gefegliche Strafe zu hart fei. 

Menn es heißt: ihr Beruf ift nicht Die Beftrafin.y 
der Verbrechen, jo ift Dies in dem Sinne ganz richtig, 
daß die Strafe nicht von den Geichworenen, fondern vom 
Gerichtshof ausgeiprochen wird und zu verantworten if. 


3. wird der Ar. 364 angeführt, welcher lautet: 
Der Gerichtshof Ipricht Den Angeklagten frei, wenn 
die Shat, deren er fehuldig erklärt ift, durch fein 

Strafgeſetz verboten if. - 

Es ift nicht zu leugnen, daß Diefer Artikel für die 
Anficht ſpricht: daß die Geſchworenen ſich nur uͤber die 
thatſächliche Beweisfrage auszuſprechen haben. Er kann 
aber auch ſehr wohl auf den Fall bezogen werden, wenn 
die Geſchworenen einzelne erſchwerende Umſtaͤnde vernei⸗ 


Sn 
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nen, und der Gerichtshof annimmt, daß für den fo mo- 
dificirten Sal eine Strafe vom Geſetz nicht verhängt ift. 

4. Endlich wird gegen Die hier vertheidigte Aus- 
legung des Art. 337 angeführt, daß nach derfelben der 
Ausſpruch der Geichiworenen in ein vechtliches Urtheil über: 
gehe. Er würde alio eine rechtöwifjenichaftlihe Ausbil- 
dung voraugjegen, und unausführbar fein. 

Das ift offenbar eine petitio principii. Es ift 
ja eben zu erweiſen, Daß Die Geichworenen Dies rechtliche 
Urtheil nicht abgeben follen. Es ift oben gezeigt, Daß Der 
Vorzug der Gefchworenen eben in ihrer laienhaften Auf- 
faffung des Strafgeleged beruht, und e8 kann nicht zuges 
geben werden, daß ein Laie nicht im Stande fei, zu be 
urtheilen, ob ein Etrafgejeg auf einen concreten Fall An- 
wendung findet. Offenbar geht Dies Argument aber auch 
auf Das Gebiet des Gefehgeberd über, und hier handelt 
es ſich Doc) nur um Die Auslegung eined gegebenen Ge- 
ſetzes. 

Daß übrigens die Geſchworenen wohl befähigt find, 
dies rechtliche Urtheil abzugeben, Das lehrt Das engliiche 
Schwurgeridht. 

Die franzoͤſiſche Praxis hielt indeß daran feft, Daß 
die den Geſchworenen vorzulegenden Fragen nicht fowohl 
den gejeglichen Begriff der ftrafbaren Handlung, fondern 
daß fie Diejenigen Thatſachen enthalten müßten, melde 
erwiefen fein follen, um das Strafgeſetz zur Anwendung 
zu bringen. 

Hier beginnen aber die zahlloſen Zweifel und unend⸗ 
lichen Schwierigkeiten. Es iſt unbedingt moͤglich, bei allen 
Unterſuchungen die zu beweiſenden Thatſachen als ſolche 
auszuſondern, und Die den Geſchworenen vorzulegenden 
Fragen zu bloßen Beweisfragen zu machen, wie ſie nach 
den Vorſchriften der Preuß. Allg. Gerichtsordnung im 
status causae ausgeworfen wurden. Aber auch diejeni⸗ 
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gen, welche dieſen Satz in ſeiner ſtrengen Conſequenz ver⸗ 
theidigen, laſſen Ausnahmen zu. So Hält es Daniele © 
für erlaubt, Begriffe des gemeinen Lebens, z. B. betrüg- 
lich (doch gewiß ein Rechtöbegriff und eine Rechtöfrage), 
‚in die Frage aufzunehmen. Nur wo Zweifel vorherzuſehn 
feien, müßten anftatt des Begriffs die entfprechenden that 
fächlichen Eriheinungen in die Frage aufgenommen wer 
Den. 

Mer weiß aber, ob und welche Zweifel Die Geſchwo⸗ 
renen haben werben. Niemand fragt fie. 

Das eigentlihe Uebel liegt indeß tiefer. 

Jedes Strafgefeb ftellt allgemeine Merkmale, Be 
griffe auf, weldye zufammentreffen müffen, wenn bie ar 
gedrohte Strafe Anwendung finden fol. Wenn 5.8. be 
wieſen ift, Daß der Angeklagte beftimmte Worte gefagt hat, 
und die Anflage auf Majeftätsbeleidvigung oder Betrug 
geht, fo muß zur Anwendung des Strafgefeßes noch feſt⸗ 
geftellt werben, ob der Angeklagte mit Diefen Worten 

die Ehrfurcht gegen Das Staatsoberhaupt verleft, 

in eigennüsiger Abftcht getäufcht hat. 
Die Ehrfurcht, der Eigennuß, die Taͤuſchung find aber 
feine Thatfachen, jondern Begriffe, unter welche eine 
Menge verichiedener Thatfachen gebracht werden Tönnen. 
Die Beantwortung der Frage: ob jene bewiefenen 
Worte unter den Begriff der Ehrfurchtöverlegung, des Ei, 
gennutzes, der Täufchung fallen, ſtellt alſo keinesweges 
eine Thatſache feſt, dieſe Antwort iſt vielmehr ein rei 
nes Urtheil. 

Nach der franzoͤſiſchen Theorie zerfallen aber alle 
vom Schwurgericht zu beantwortenden Fragen in Rechts⸗ 
und Thatfragen. Welches. find denn nun aber eigentlid 
Die Thatfragen. Rechtsfragen find unzweifelhaft folk, 


6) A. a. O. 6. 19. | 
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Deren Beantwortung in das Gebiet der Rechtswiffenichaft 
‚gehört. Wollte man aber Die vom Schwurgerichte zu ent: 
fheidenden Fragen nad den wifienfchaftlichen Gebieten 
eintheilen, in die fie gehören, fo ftänden den Rechts’ 
fragen die medizinifchen, Die theologiichen u. f.w., 
furz Die nady den verichiedenen Wiffenfchaften zu benennenden, 
fo wie diejenigen Fragen gegenüber, welche ohne bejon- 
dere wiſſenſchaftliche Kenntniß beantwortet werben 
fönnen. Man fieht alfo nicht ein, warum die Thatfrage 
der Gegenfag der Rechtsfrage ifl. Der Nechtöverftändige, 
der Arzt, der Landwirth, alle Sachverſtaͤndigen gründen 
wie die Laten ihr Urtheil Darüber, ob die bewielenen That 
ſachen unter den allgemeinen gefetlichen Begriff der ftraf- 
baren Handlung fallen, auf beflimmte Thatſachen, des⸗ 
Halb wird aber Doc) die Frage nach Diefem Urtheil feine 
That frage. 


Faßt man den Begriff der Thatfrage dahin auf, 


daß fie nur die Frage nach dem Beweis der concres 
ten Thatſachen des vorliegenden Falles betreffen, fo 
ift er viel zueng. Man weiß nicht, wohin Die Fragen 
gehören, durch Deren Beantwortung feftgeftellt wird, Daß 
die erwieſenen Thatfachen auch den geieglichen Begriff der 
frafbaren Handlung bilden. ragen, welche doch fo Häufig 
ſehr erheblich und fehr zweifelhaft find. 

Hieraus ergiebt ih, daß die Einiheilung der Fra- 
sen in That- und Rechtsfragen feine exichöpfende if. 
"Beide Fragen bilden feinen richtigen Gegenfag, und find 
von ungewiſſer, ſchwankender Bedeutung. Diefe Unter: 
ſcheidung eignet ſich Daher nicht dazu, als Enticheidungs- 
norm für Die Frage zu dienen, ob eine Frage von Den 
Geſchworenen oder dem Gerichtöähofe zu beantworten if. 

Ein Beifpiel bringt Die Sache vielleicht noch befier 
zue Anſchauung. Wenn die Tödtung des eheleiblidhen‘ 
Kindes mit haͤrterer Strafe bedroht ift, fo wird zur An- 


! 
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wendung des Strafgeſetzes feſtzuſtellen fein, ob Der Ange⸗ 
klagte als ehelicher Vater des getödteten Kinded anzu— 
ſehn iſt. Iſt nun feſtgeſtellt, daß der Vater mit ſei— 
ner Ehefrau nur an den Grenzen der Conceptionszeit 
fleifchlichen Umgang gehabt hat, während die Illegitimi— 
tütöflage vorgeführt ift, jo Fann Die Frage, ob Das Kind 
als ein eheliches anzufehen ift, vom medizinifchen und ju— 
riftifchen Standpunkte aus beurtheilt werden. Diefe Frage 
iſt alfo beides, eine mebizinifhe und eine Rechts: 
frage. Nach der franzöfifhen Theorie wäre es wohl 
eine That» und eine Rechtsfrage, und man weiß 
nicht, ob über Diele Frage die Geſchworenen oder der 
Gerichtshof zu enticheiden hat. 

Das allein richtige ift, Daß der Arzt und Der Praͤſt⸗ 
dent des Schwurgerichts als mediziniſche und juriſtiſche 
Sachverſtaͤndige den Geſchworenen auseinanderſetzen, wie 
die ſtreitige Frage nach den Regeln der Medizin und der 
Jurisprudenz zu beurtheilen ſei. Die Geſchwornen aber 
haben zu entſcheiden, ob der Begriff eines „ehelichen“ 
Kindes auf den vorliegenden Fall anzuwenden ift? 

Ale Zweifel laffen fi) auf Die Frage zurückführen: 
jollen Die Gejchworenen oder fol der Gerichtshof beurtheifen 
und feftftellen, ob Die concreten Thatjachen Des Falles den vom 
Geſetz abftract aufgeftellten Begriff des Verbrechens bilben. 

Beim engliihen Schwurgericht gebührt. dieſe Fell 
ftellung unbedingt den Geſchworenen, wie es dem Weſen 
des Schwurgerichts gemäß ift. Die franzöfifche Praris 
ſchwankt hin und her, weil das von ihr aufgeſtellte Prin- 
cip der Sonderung in That- und Rechtöfrage einen feſten 
Anhalt zu geben nicht geeignet iſt. 

Fragt man nun: was iſt in unſerem deutſchen 
Vaterlande Rechtens, ſo fehlt auch hier ein feſtes all⸗ 
gemeines Syſtem. Es bewahrheitet ſich auch hier der 
Ausſpruch des Prinzen Eugen von Savoyen: Deutſch⸗ 
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land fennt fein anderes Intereffe, als Das durch Den weſt⸗ 
phälifhen Frieden janctionirte Geſetz der Uneinigfeit und 
Trennung, der itio in partes. Deshalb müffen die vers 
fhledenen deutichen Gefege einzeln aufgeführt werben. 

Art. 75 des preußiichen Geſetzes vom 3. Mai 1852 
lautet: 

Wenn der Angeflagte fi ſchuldig be— 
fennt, und auf näheres Befragen alle Thatfachen 
einräumt, welche Die wefentlichen Merkmale der ihm 
zur Laft gelegten ftrafbaren Handlung bilden, ſo 
wird Die Staatsanwaltichaft und der Verteidiger 
darüber gehört, ob die Ihatfrage als durch das 
Befenntniß des Angeklagten feftgeftellt zu erachten 
ſei. .... 

Der Gerichtshof hat, wenn er gegen die Richtigkeit 
des Bekenntniſſes kein Bedenken hegt, nach Anhörung der 
Staatsanwaltſchaft und des Vertheidigers über Die An- 
wendung des Geſetzes ohne Zuziehung von Gefchiwornen 
das Urtheil zu fällen. 

Hiernady genuͤgt alſo nicht, wie beim englifchen 
Schwurgericht, das Schuldigbefenminiß des Angeklagten 
zu feiner Verurtheilung ohne Zugiehung Der Gefchwornen. 
Der Angeklagte muß zugleich ein vollftändiges thats 
ſächlich es Geftändniß ablegen, und es wird Darüber vers 
handelt, ob der Angeklagte alle Thatfachen eingeräumt hat, 
welche den gefeglichen Begriff der firafbaren Handlung 
bilden. Diefe Abweihung vom engliichen Verfahren dürfte 
fi) vollfommen rechtfertigen. Der Staat ift weſentlich 
dabei betheiligt, Daß die Strafe nur Denjenigen treffe, Der 
Das Strafgeſetz wirklich) verlebt hat. Deshalb muß der 
Gerichtshof prüfen, ob das Geftändniß glaubhaft ift, und 
ob die zugeftandenen Thatfachen den geieglichen Begriff 
Des zur Anklage geftellten Verbrechens bilden. Es fpricht 
zwar die Vermuthung dafür, Der Angeflagte werde ſich 

Archiv. d. Er. R. 1854. III. St, & 
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aus Furt vor der Strafe nicht unbegründet für 
fehuldig erklären. Der Angeklagte kann aber in einzelnen 
Fällen die Beftrafung wünfchen. Er verlegt feine Pflicht, 
wenn ex fi) ohne Grund für „ſchuldig“ erklärt. 

Ganz anderd liegt Die Sache, wenn Die Geſchwornen 
das „Schuldig” ausiprechen. Diefe find Durch ihren Eid 
als Richter verpflichtet, ihre wahre Ueberzeugung auszu⸗ 
ſprechen, ob der Angellagte Das Strafgeſetz verletzt hat 
oder nicht. | 

Dieſe gefegliche Beitimmung gilt im Weſentlichen 

2. auh im Herzogtum Anhalt-Bernburg 
nad) dem Geſetz vom 28. März 1850, das Die preußt 
ſche Verordnung vom 3. Januar 1849 mit wenigen Ab 
änderungen einführt. 

3 Für das Fürftenthbum Waldet hat Diele 
Verordnung nad) dem Geſetz vom 14. Jan. 1850 gleich⸗ 
falls Geltung, Doch ‚gehört grade die Sortlaffung der Örage: 
ob der Angeklagte ſich fchuldig befennt, zu den wenigen 
Abänderungen bei Einführung der preußiſchen Verordnung 
vom 3. Januar 1849. 

4. Im Koönigreiche Baiern iſt Das Schwur 
gericht Durch Das Geſetz vom 10. November 1848 gam 
nach dem in Rheinbaiern geltenden franzöfifhen Vorbild 
eingeführt. Der Angeklagte wird Deshalb fo wenig ge 
fengt, ob er ſich ſchuldig befennt, als er überhaupt über 
den Inhalt der Anklage vernommen wird. Daffelbe gik 

5. Zür das Großherzogthum Helfen md 
Rhein-Heffen nad den Geſetzen vom 20. Oct. 188 
und dl. Der. 1848, fowie 

6. für das Herzogthum Naſſau nad) dem Ge 
fe vom 14. April 1849, doch kann nach Art. 142 dieſer 
Gef. der Präfident vom Angeklagten in jeder Lage des 
Verfahrens Aufklärung verlangen. | 
77. Im Königreidh Hannover ift Das Schwuß 
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geriht durch Die Strafprogeßorbnung vom 8. November 
1850 eingeführt. Es ift im Weientlihen das franzöftiche 
Berfahren beibehalten, zu den erheblicheren Abweichungen 
gehört indeß der $. 185, welcher beflimmt, Daß nad, Vers 
lefung der Anflageacte der Borfigende den Angeklagten 
über die ihm Schuld gegebene That vernehmen fol. Sem 
Schuldbekenntniß Hat indeß auf Den Gang der Verbands 
dung feinen weiteren Einfluß. 

Aehnlich Tauten: 

8 Für das Königreih Württemberg: Art. 122 
des Gefebes vom 14. Auguft 1849. | 

9. Für das GroßherzogtHum Baden: $. 91 
und 230 des Geſetzes vom 5. Februar 1851. 

10. Für Surbeifen: $. 304 des Geſetzes vom 
3l. October 1848. 

11. Für das Herzogthum Braunfehweig: $. 
133 der Strafprogeßordnung vom 22. Auguft 1849. 

12. Fuͤr das Großherzogth. Sachſen-Weimar, 

13. „„Herzogth. Sachfen-Meiningen,' 


14. u u „ Schwarzburg - Sons 

Dershaufen und 

15. un " Schwarzburg-Rudol—⸗ 
ſtadt, 

16. Anhalt-Deffau und 


Köthen: rt. 282 der für dieſe fünf Länder im Jahre 
1850 erlaffenen Strafprozeßordnung. 

Dies find die Länder Deutichlands, in denen das 
Schwurgericht jetzt befteht, nachdem es in Deftreich Durch 
die Verordnung vom 11. Sanuar 1852 wieder aufgeho⸗ 
den worden. 

Söona wird nur in Preußen und Anhalt 
Bernburg das Erkenntniß ohne Zuziehung der Ge - 
ſchwornen abgefaßt, wenn der Angeklagte fi ſchul⸗ 
Dig bekennt. Es ift fehr zu bedauern, Daß diefe Durchs 

&:* 
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aus praftiihe Einrichtung des engliihen Schwurgerichts 
nicht überall bei uns Eingang gefunden Hat. Das Ber 
fahren wird dadurch zwedmäßig vereinfacht, ohne daß ir 
gendiwo nachtheilige Folgen Daraus entftanden wären. 

Was aber die Faſſung der den Geſchwornen 
vorzulegenden Fragen angeht, fo ift Died der 
Gegenftand vielfacdyer Erörterungen geworden, als den 
preußifchen Sammern im Jahre 1852 die Verordnung 
vom 3. Januar 1849 zur Genehmigung vorgelegt war. 
Die verſchiedenen, damald geltend gemachten Anfichten 
finden ihren Ausdrud in dem Commilfionsberichte der 
zweiten Sammer. 

Eine Meinung ging dahin: das engliiche Schwur⸗ 
gericht in allen feinen wejentlidyen Theilen einzuführen 
und deshalb Die einfache Frage über Schuldig oder Nicht⸗ 
fchuldig, d. 5. über Die Anwendbarkeit Des oder der frag 
lichen Hauptartifel des Geſetzes auf den Angeflagten u 
ſtellen. Es wurde Dies Dadurch motiviert, Daß nad) Ju⸗ 
ſtus Möfer’s obigem Ausſpruch die Gefchworenen als bie 
Repräjentanten der öffentlihen Meinung anzufehen feien, : 
und Diefe öffentliche Meinung durch Das englifche Verſah— 
ren allein zur vollftändigen Geltung komme. 

Diefe Anficht fand jedoch weder in der Commiffien, 
noch beim Plenum die Biligung der Mehrheit. Mar 
wendete ein, Daß Die Vorausfegungen, auf welchen Das 
Berfahren in England beruhe, bei une nicht überall vor: 
handen jeien. 

Ausführlicher ift hier eine zweite Meinung 9) zu be 
rühren, weil fle unfere Srage befonders klar hervorhebi. 
Sie lautet: 

„Es fei vollkommen richtig, wenn Die wefentliche der 


7) Bollftändige Materialien u. ſ. w. ©. 101 f. u.140. 
8) A. a. O. S. 104. 


der Schwurgerichte. 421 


Deutung des Schwurgerichts in dem Grundfage gefunden 
werde, daß Niemand mit fchwerer Strafe belegt werben 
dürfe, von deſſen Schuld nicht rechtsunfundige Geſchworne 
durch den rechtöfundigen Richter überzeugt werden könn⸗ 
ten. In dieſem Grundfage liege die Rechtfertigung des 
Inſtituts, nicht in Der bloßen Fiction, Daß die Gefchwornen 
die öffenlihe Meinung zu vepräfentiren hätten. Wo nur 
durch kuͤnſtliche juriftifhe Deduction die Eriftenz 
einer flrafbaren Handlung gefunden werde, der natür> 
liche Berftand rechtichaffener und unparteiifcher Laien aber 
feine Weberzeugung Davon gewinnen koͤnne, Da widerfpreche 
ed dem natürlichen Rechtögefühle, den Angeklagten mit 
Strafe zu belsgen, bei dem doch jene juriftifche Einficht 
nicht voraudgefegt werden Fönne. In dieſem Sinne fei 
ed vollfommen richtig, wenn man in det Zuziehung von 
Gejchworenen die Vermittelung zwifchen dem Gefe und 
dem Rechtsbewußtſein des Volks, aus deſſen Mitte Die 
Geſchwornen hervorgingen, erblide . . . 

Hieraus folge nun die gänzliche Unftatthaftigfeit der 
durch Die Verordnung vorgefchriebenen Trennung der That 
und Rechtsfrage. Dieſelbe fei ſchon an ſich praciih uns 
ausführbar, da in unzähligen Fällen Worte, in denen 
Rechtsbegriffe ausgeiprochen würden, aus der fogenannten 
Thatfrage gar nicht zu entfernen feien, wenn man ſich 
nicht auf weitichweifige und unüberfehbare Definitionen 
einlafien wolle, deren eigentlicher Sinn einem Nichtjuriften 
am wenigften einleuchten werde. Sie fei aber auch dem 
Zwede des Schwurgerichtd grabezu entgegen und deshalb 
prineipiell zu verwerfen. Warum es der Zuziehung 
von Geſchwornen bebürfen folle, um feftzuftellen, ob eine 
That, ohne Rüdfiht auf ihre rechtliche ualification, 
begangen fei, laſſe fich gar nicht abfehn. Niemand werbe 
leugnen, daß der Richter ſich Das Urtheil über Diefe That 
frage nad) einem complicirten Beweisverfahren viel beffer 
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und zuverläffiger zu bilden im Stunde fei,. ald die Ge 
ſchwornen. Sollte aber das Schwurgericht feine angege- 
bene hohe Bedeutung erhalten, jo fomme es darauf an, 
die Gefchiwornen mit Dem Geſetzbuch in der Hand davon 
zu überzeugen, daß und welches Strafgefeg verleßt, oder 
mit anderen Worten: daß und welches Verbrechen be 
gangen fei, nicht aber, welche einzelne Thatſach e erwie 
fen fei. 

Es handele ſich ganz eigentlich den Geſchwornen 
gegenüber um’ Die Verftändigung über den Redytsbegriff 
des zur Enticheidung ftehenden beſtimmten Verbre⸗ 
chens, denn nur dann würden fie ihr „Schuldig” oder 
„Nichtſchuldig“ mit Bewußtſein ausiprechen, und nicht 
etwa in Die Lage gebracht werben, Daß aus ihrer Beam⸗ 
wortung Der Thatfrage Binterher von dem Gerichtshofe 
Folgerungen gezogen würden, Die ihrer Ueberzeugung ganz 
widerfpräden, und Daß aliv ein Verbrechen beftraft würde, 
welches fie keineswegs für vorhanden hielten. 

Angenommen 3. B. ed handele fi) um Urkunden⸗ 
oder Wechfelfälichung, fo fei die Beurtheilung Der Frage, 
ob ein Wechſel oder eine Urkunde vorhanden jei, gewiß 
eine Rechtsfrage. Wenn aber Den Geſchwornen Die Frage 
etwa dahin vorgelegt würde, ob der Angeklagte ein Pa⸗ 
pier dieſes oder jenes Inhalts angefertigt habe, fo könne 
ed ganz füglich vorfommen, daß fie Diele Frage bejahen 
müßten, obgleich fie Der Ueberzeugung wären, daß ber an 
gegebene Inhalt des Papiers daffelbe noch gar nicht m 
einer Urkunde oder einem Wechſel mache, und daß bi | 
einer abweichenden Rechtsanficht des Gerichts doch bie 
ſchwere Strafe Der Wechſel⸗ oder Urfundenfälichung ver 
hängt würde, während fie vielleicht einen einfachen Beirug 
für vorhanden hielten. Wolle man aber Die Definitin 
der Urkunde oder des Wechſels in die Frage aufnehmen, 
jo gelange man nur auf einem Umwege Dazu, grade 
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die Rechtöfrage durch Die Geſchwornen beantworten zu 
laſſen. 

Die Unterſcheidung zwiſchen That⸗ und Rechtöfrage 9%) 
aufzugeben, jei Daher praftifch und principiell nothwendig. 

Die Gründe dafür, Daß die Gefhwornen, nicht 
aber Die Richter gu entſcheiden haben, ob das Strafgeſetz 
Durch Die erwielenen Handlungen des Angeklagten verlegt 
worden, koͤnnen nicht bündiger und überzeugender vorges 
tragen werben. Gegen alle Erwartung ift aber das prafti- 
ſche Refultat dieſer Erwägungen in die Worte zufammen- 
gefaßt:  - 

.Es koͤnne der Ausſpruch über Schuld oder Unichuld 
nicht Den Geſchworenen allein überlaffen werden, Da ih: 
nen Die Dazu erforderlihe Kenntniß der Ger 
jeße abgehe. Deshalb follten Die Richter und Geſchwor⸗ 
ven gemeinichaftlid, das „Schuldig” oder „Nichtſchuldig“ 
ausſprechen. 

Dieſer Vorſchlag fand freilich keinen Beifall. Der 
Widerſpruch gründet ſich aber nicht auf deſſen eigene ofr 


fenbare Inconiequenz, daß erft Die Intenhafte Auf⸗ 


faffung des Strafgejeges durdy Die Geſchwornen als Haupts 
vorzug des Schwurgerichtd gerühmt, dann aber die Gel- 
tendmachung dieſer Inienhaften Auffaffung bei Anwen⸗ 
Dung des Strafgeießed von ber Hand gewieſen voird, 
Man wendete vielmehr ein: „Es liege in der Natur ber 
Sache, daß bei gemeinjamer Berathung zwiſchen Richtern 
und Geſchwornen die erfteren vermöge ihrer genauen 
Kenntniß der Acten und ihrer höheren juriftifchen Bildung 
das Uebergewicht haben würden. Man würde daher nicht 
fowohl einen Spruch der Geſchwornen, welcher nad) der 
richtigen Auffaffung des Inſtituts aus Der umbefangenen 
Anſchauung ichlichter Männer hervorgehn ſolle, erhalten, 


9), Materialien u. |. w. ©. 109. 
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fondern ein Gemiſch von um fo zweifelhafterem Werthe, 
als fehwerlich vorauszufegen fei, daß Die Geſchwornen ſich 
Durch ihre Berathung mit den Richtern die wahren Gründe 
‚der rechtlicher Beurtheilung des Falles hinlänglich klar zu 
machen und anzueignen im Stande fein würden. “ 

Die Mehrheit der Commiſſion ſprach fich endlich ge 
gen die bisherige Faſſung des 8. 101 der Verordnung 
vom 3. Januar 1849 aus, welche Tautet: 

Die Frage beginnt mit den Worten: Iſt der An 
geflagte ſchuldig? und muß alle Hatjächlichen Merk⸗ 
male des Verbrechens enthalten, wegen deſſen Die 
Anflage ausgeſprochen worden ift. 

Diefe Faſſung des 8. 101 Hätte wohl Die Deutung 
zugelaffen, daß unter den aufzunehmenden thatſaächli⸗ 
hen Merkmalen des Verbrechens nicht ſowohl Die je 
besmaligen concreten Handlungen, fondern daß die in 
Geſetz aufgeftellten thatiächlichen Merkmale, alfo die ge⸗ 
feglien Begriffe, welche den Thatbeftand bilden, in 
Die Frage aufzunehmen feien. In die Praris hatte jeroch 
eine ſolche Auslegung in Hinblid auf das franzöfiide 
Vorbild niemals Eingang gefunden. 

Auch die Mehrheit der Commiſſion ging von dem 
franzöftihen PBrincip der Trennung der That⸗ nm 
Rechtsfrage aus. 19) Eine Schuld im ftrafrechtlichen 
Sinne fünne nur in der PVerlegung eines beftimmten 
Strafgeſetzes gedacht werden. Deshalb fei Die Frage: iR 
der Angeklagte ſchuldig? eine ungeeignete. Allerdings 
habe die Frage alle weſentlichen Merkmale Der dem Ar 
geflagten zur Laſt gelegten ftrafbaren Handlung zu um 
faflen, und jowohl die äußere und innere That, und alle 
auch den Borfag, Die Fahrläffigfeit und Die Zurechnung® 
fähigfeit zur Enticheidung der Geichwornen zu ftelle. 


10) Materialien ©. 130. 
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Lege man aber den Geſchwornen die Thatfrage mit 
den Einleitungsworten: iſt der Angeklagte ſchuldig? vor, 
fo koͤme Died nur dazu ihren, dieſelben irre zu leiten, 
und der Anfidyt Raum geben, als hätten fie nach unbes 
ſchraͤnktem Ermeſſen noch etwas Anderes ald die Thats 
frage zu ihrer Gognition zu ziehen. Es fei daher noth- 
wendig, jene Einleitungsworte aufzugeben und zu fragen: 


Hat der Angeflagte die und Die That begangen? 


Man ging mit dieſem Vorſchlage aljo auf das vor 
Einführung des Code Napoleon zur Zeit der Republif 
geltend geweſene franzöftiche Syſtem zurüd. 

Der franzöftihen Rechtsanſchauung entfprechend ſchlug 
die Commiffion noch einen Zufaßartifel vor, 19) welcher 
den Gedanken ausfpricht, Daß bei der Frageftellung Rechts⸗ 
begriffe, Die nicht eine allgemein befannte und in dem ge- 
gebenen Falle unbeftrittene Bedeutung haben, foviel als 
möglich durch gleichbebeutende Ausdrüde des gewöhnlichen 
Lebens eriet werben follen. Von der Minderheit wurde 
Dies nur Deshalb für unzuläffig erachtet, weil man mit 
der Definition und Auflöjung Der Rechtsbegriffe nicht weis 
ter gehen dürfe, ald das Geſetz ſelbſt. Man gelange 
fonft in ein Gebiet, wo Der Streit über die Richtigkeit der 
Definition nicht zu vermeiden fei. 

Die Mehrheit hielt aber Die Rüdficht für uͤberwie⸗ 
gend: den Gefchwornen fo viel irgend möglich Die Fragen 
in jeder Beziehung verftändlich zu machen, was nur auf 

dieſem Wege zu erreichen jei. 

Bei der Plenarberatfung wurde von den Vertheidi⸗ 
gern des Commiſſionsantrags die Eingangsformel der 
Frage dahin modificirt: 12) 


11) A. a. O. S. 132. 
12) 9. a. O. ©. 595. 
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\ Iſt der Angeklagte überführt? 

Die Redner ſprachen hauptſaͤchlich über Diele Ein 
gangeworte, die Faſſung Des inneren, weientlichen Theils 
Der Frage ift wenig erörtert. Nur der Abgeordnete Buͤr⸗ 
gers fagt: 18) 

„Der wahre Gegenftand, der Hier erörtert werden 
müffe, fei nicht Der, ob die Geſchwornen auch Rechts⸗ 
fragen. zu enticheiben haben, oder bloß über Die nadte 
Thatſache, fondern der, ob fie nur über Die Frage: ifl 
der Angeklagte fchuldig, eine beftimmte Handlung began- 
gen zu haben? oder auch über Die fpecielle Nedts- 
frage, ob die vorliegende ihm zur Laft gelegte Handlung 
eine ſtrafbare fei oder nicht. 

Thäte man Died Lebtere, fo läge darin eine win 
ſchenswerthe Entwidelung des Geſchwornengerichts, jet 
aber fei es kein praftiiches Bebürfniß, die Geſchwornen 
mit Diefer zuweilen ſchwierigen jurifliihen Stage zu be⸗ 
laſten.“ 

Der Regierungs-Commiſſar machte darauf aufmerk⸗ 
fam, 1%) daß die Anfhauung des engliihen Rechts nicht 
dahin gehen fönne, Daß die Freiſprechung des Angeklagten 
in allen Fällen erfolgen müffe, wo zwölf Männer aus 
dem Volfe nicht die Ueberzeugung gewinnen können, ob 
ber Angeklagte das Geſetz verlegt Habe oder nicht. Wär . 
Dies der Fall, fo würde Die bloße Eriftenz eines Spedals 
verdicts Die Freiſprechung zur Folge haben. 

Der Sat darf jedoch in diefer Art nicht aufgefaft 
werden. Es ift nur richtig, Daß eine Freifprechung er⸗ 
folgen muß, wenn die zwölf Geſchwornen das Geſezt da 
Hin verftehn, daß es auf die That des Angeklagten Feine 
Anwendung finde, und Dies in ihrem „Nichtſchuldig“ aus 


13) 9.0. D. ©. 601. 
14) A. a. O. ©. 606. 
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fpredhen. Trauen fie fi) aber felbft nicht die Befähigung 
zu, eine Antwort darüber zu geben, ob das Strafgeieg 
Durch Die erwielenen Handlungen des Verklagten verlebt 
worden, und enthalten fie ſich dieſer Entfcheidung, fo lafs 
feh fie Ddiefe Srage unbeantwortet, und übertragen 
dem Richter die Beantwortung derjelben. Confequenter 

wäre es freilich, Ddiefe Frage durch ein anderes Schwur⸗ 
gericht entſcheiden zu laſſen. Man hat aber den kuͤrzeren 
Weg der Entiheidung durch den vorfigenden Richter vor⸗ 
gezogen. Weil Dies indeß Doch gegen das Weſen des 
Schwurgerichts läuft, ift das Specialverdict abfolut ges 
worden. Eine abfolute Anomalie des engliichen Schwurs 
gerichts kann Defien Wejen nur argumento e contrario 
darthun, man kann aber nicht diefe abfolute Anomalie 
als eine Conſequenz des englischen Schwurgerichts dar⸗ 
ftellen. 

Dies überfah auch der Juftizminifter, indem er 
ausführte: 15) e8 beruhe auf einem Mißverftändniffe, wenn 
gejagt werde, im engliichen Strafverfahren beftehe bie 
Unterſcheidung zwilchen der That⸗ und Rechtsfrage nicht. 
Die Falle, in welchen dieſe Unterfcheidung Erheblichfeit 
gewinne, feien Diejenigen, in denen es zweifelhaft erfcheine, 
ob Die ermittelten Thatſachen unter ein beftimmtes Straf⸗ 
geſetz fallen. In dieſen ichwierigen Fällen jeien aber bie 
englifhen Geſchwornen zu Epercialverdicten über Die ers 
wieſenen Thatſachen berechtigt. 

Wenn man uͤbrigens auch davon abſehn will, daß 
das Specialverdict in England ziemlich abſolut geworden 
iſt, ſo kehrt man doch die Sache um, wenn man jene 
Ausnahme zur Regel macht. Wenn die Geſchworenen in 
England allemal zu prüfen haben, ob der Ange 
Hagte durch feine erwiejenen Handlungen das ihnen ber 


15) 9.0.9. ©. 485. 
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zeichnete Geſetz verletzt hat, ſo entzieht ihnen die fran⸗ 
zoͤſiſche Geſetzgebung ein für alle Mal dieſe Befugniß. 
Die franzoͤſiſchen Geſchworenen können nur den Beweis 
der Thatſachen feſtſtellen; damit iſt ein Hauptzweck der 
ganzen Einrichtung verfehlt. 

Schließlich gab auch der Regierungs— Commiſ— 
far zu, 10 daß das Schwurgericht nur dann vollkommen 
feiner Beftimmung entiprehen Eönne, wenn Die Trennung 
der Rechtöfrage von der Thatfrage ganz aufgegeben werde. 

Man war fonad) ziemlid) allgemein von der Unhalk 
barfeit dieſer franzöfiihen Theorie überzeugt. ‘Dennod 
vermochte man nicht. von ihr loszufommen. 

Wenngleich in den oben angeführten Worten Des Ab- 
georbneten Bürgers, eines xheinifchen Juriſten, anerkannt 
ift, daß die Competenz der Geſchwornen und Richter nicht 
unter Zugrundelegung der Begriffe von That⸗ und Rechts⸗ 
frage geregelt werden kann, fo ſieht er zuletzt den ftreitigen 
Punkt doch wieder als Die fpecielle Rechtsfrage an: ob 
die vorliegende dem Angeklagten zur Laſt gelegte Hand⸗ 
lung eine ſtrafbare ſei oder nicht. 

In einem ſo weiten Umfange wird aber von keiner 
Seite die Competenz der Geſchwornen behauptet. Zut 
Beurtheilung der Frage, ob die Handlung Des Angeklag⸗ 
ten überhaupt ſtrafbar fei, gehört eine Kenntniß als 
ler geltenden Strafgeſetze. Es ift keineswegs Sache det 
Geſchwornen, diejenigen Gefege zu ermitteln, welche mög 
licherweife auf die Handlungen des Angeklagten Anwen⸗ 
bung finden koͤnnen. Dies geichieht hauptfächlich in der 
Bosunterfuhung durch Rechtsverftändige. Auch bei 
ber Verhandlung vor dem Schwurgericht haben nicht bie 
Geſchwornen, fondern Die Richter, der Staatsanwalt md | 
der Vertheidiger darauf zu achten, Daß Die moͤglicherweiſe 


16) 9.0.0. ©. 6ll. 
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mr Anwendung kommenden Geſetze in Fragen für Die Ge⸗ 
ſchwornen aufgelöft und vorgelegt werden. Sonad fällt 
yen Geſchwornen niemald die Beurtheilung im Allges 
neinen anheim, ob der Angeklagte überhaupt eine 
teafbare Handlung begangen hat, ſondern e8 fol ihnen 
mr Die befondere Frage vorgelegt werden: ob der Ange 
Iagte Handlungen begangen hat, welche unter beflimmte 
n der Frage aufgeführte allgemeine Begriffe fallen. Die 
Prüfung, ob Diele Stage den gejeglichen Vorfchriften 
ntfpricht, Die eigentliche Rechts frage hierbei unterliegt 
ven Ermefjen der Geſchworenen keineswegs. 

So beftimmt z. B. $. 175 des preuß. Strafgeſetzbuchs: 
Wer vorfäglich und mit Ueberlegung einen Men» 
ſchen tödtet, begeht einen Mord. 

Dei einer folchen Anklage Tann es zweifelhaft fein: 

1. ob der Tod eine Folge der Verlegung ift? 

2. ob ein Menfch getödtet ift, oder eine nicht lebens⸗ 
fähige Frucht? 

3. ob mit Meberlegung getödtet iſt? 

Alles dies find Doch Feine Nehtsfragen, denn 
u deren Beantiwortung bedarf e3 Feiner Rechtöfenntniffe. 

Es ift daher ein Irrthum, wenn man glaubt, Die 
frage: ob die Handlungen des Angeklagten die gejehli- 
yen Merkmale eines beftimmten Verbrechens bilden, fei 
ine Rechtsfrage. Grade aus dieſem Irrthum find alle 
zweifel und Unzuträglichfeiten der franzöftichen Theorie 
ei der Frageſtellung hervorgegangen. 

Die Rathlofigkeit der preußifchen Braris bei Anwen⸗ 
ung dieſer Theorie trat fofort zu Tage. Die Frageftels 
ung bot das reichfte Feld für Controverſen aller Art. 17) 
8 wirb genügen, hier folgende Beifpiele anzuführen. 


7) ara für breußifches Strafreht 1853 S. 43—55, 201—225, 
0— 368, 537—54 


430 Beiträge zur zwedmäßigen Einrichtung 


1) Rah 8.218 Rr.2 wird ein Diebftahl ein fchwes 
ver, wenn er zur Nachtzeit in einem betvohnten Gebäude 
begangen wird. 

Die Feftftelung des Begriffe „zur Nachtzeit“ wurde 
in vielen Fällen dem Gericht, in anderen den Geſchwore⸗ 
nen vindizirt. 18) 

2) Bei der Anflage wegen Widerjeglichfeit gegen einen 
Beamten, der ſich in Ausübung feines Amtes befunden, führte 
Das Obertribunal aus, daß die Frage, ob der Beamte ſich In 
Ausübung feined Amtes befunden habe, rechtliche (7) und far 
tiſche Momente enthalte, Deshalb könne dieſe Frage nicht fo ab⸗ 
ftraet vorgelegt werden, fondern fie müfle in ihre concreten 
thatfächlichen Bedingungen und Umftände aufgelöft werben. '%) 

3) $. 247 des Strafgeiegbudys lautet: Wer in ber 
Abſicht, fih oder Anderen Gewinn zu verfchaffen, eine 
Urkunde verfälicht, begeht eine Urfundenfälichung. 

Unter Urkunde ift jede Schrift zu verftehn, welde 
zum Beweiſe von Verträgen, Verfügungen, Verpflichtun⸗ 
gen, Befreiungen oder überhaupt von Rechten und von 
Kehtöverhältniffen von Erheblichkeit ift. 

Der Juftizminifter und das Ober- Tribunal nehme 
an, 19) Daß nicht Die Geſchworenen, jondern Daß der Ge 
richtshof zu beurtheilen Habe, ob Die gefälichte Schrift a8 
eine Urkunde anzufehen. ſei. Richt einmal Die Frage: ob 
die Schrift zum Beweiſe von Berträgen, Verfügunge 
u. ſ. w. von Erheblichkeit jei, brauche den Geſchworenen 
vorgelegt zu werden. 

Es ift in der Anmerkung 8 angeführten Stelle des 
Commiſſionsberichts ausgeführt, wie ſehr dies gegen bei 
Zweck und das Weſen des Schwurgerichts verftößt. 

4) Am 24. Suni 1853 wies das Ober - Tribund 


18) A. a. O. S. 55. 
19) A. a. O. S. 209. 
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eine Nichtigfeitöbeichwerde zuruͤck, welche darauf geftüßt 
war, Daß den Geichworenen nicht Die Frage vorgelegt 
war, ob der Angeklagte fich habe Gewinn verfchaffen 
wollen. Es mußten die concreten Thatiachen in Die 
Frage aufgenommen werben, aus welchen auf die gewinns 
ſuͤchtige Abſicht vom Gerichtshof zu fehließen fei. 29) 

Am 14. Septbr. und 20. Dctbr. 1853 aber wur 
den Die NichtigfeitSbefchwerden zurückgewieſen, welche 
um Deshalb erhoben waren, weil der Begriff „Gewinn“ 
ohne weitere Auflöjung in thatfächliche Merkmale Diefes 
Begriffs in die Frage aufgenommeh worden u. ſ. w. u. ſ.w. 

Bei dem Schwanfen der Anfichten darüber, ob nur 
die in Der Anklage behaupteten concreten Thatfachen, ober 
aud) der aus demielben gefolgerte thatfächliche Begriff des 
Gefeges in die Frage aufzunehmen ift, werden jebt ge- 
wöhnlich ſowohl Die conereten Thatſachen ale aud) der 
gefegliche thatfächliche Begriff in Die Anklage aufgenom- 
men. Iſt alfo z. B. feftzuftellen: ob der Angeklagte 
„unzüchtige” Handlungen begangen hat, fo. fragt man: 

Iſt der Angeklagte fchuldig, Das und Das gethan und 
jomit unzüchtige Handlungen begangen zu’ haben? 

Dies anicheinend unerhebliche Zuviel kann aber leicht 
nachtheilige Folgen haben. Es ift natürlich nicht möglich, 
alle Die einzelnen Handlungen des Angeflagten, welche 
in Der Anklage erwähnt und bei der mündlichen VBerhands 
[lung nod) zur Sprache gekommen find, in die Frage auf- 
zunehmen. 

Run lehrt aber die Erfahrung, daß die Geſchwore⸗ 
nen den thatfächlichen Begriff, der zum geſetzlichen That⸗ 
beftand des Verbrechens gehört, mit Recht in Handlungen 
ſinden, aus denen der Vorfibende jo wenig wie der Ge⸗ 
richtshof Diefen Schluß gezogen Hatte. Werden Deshalb 


20) 9. a. O. ©. 47. 


432 Beiträge zur zweckmaͤßigen Ginrichtung 


folhe Thatſachen nicht in Die Frage mit aufgenommen, jo 
kann es zweifelhaft fein, ob Die Geichworenen auf diele 
Thatfachen bei Beantwortung der Frage Rüdficht nehmen 
Dürfen. Laßt man Died zu, weil Die Gefchiworenen die 
Fragen unter Prüfung aller Beweiſe aus dem Inbe—⸗ 
griff der vor ihnen erfolgten Verhandlung nach Art. 95 
des Geſetzes vom 3. Mai 1852 zu beantworten haben, 
fo können Die Gejchworenen in die Lage kommen, daß fi 
alle in Die Frage aufgenommenen concreten Thatſachen 
für nicht erwiefen erachten, und doch das Vorhandenſein 
des aus demſelben abgeleiteten thatfächlichen Begriffs be | 
jahen. 

Dies wäre aber ein ſich widerfprechender Ausſpruch, 
der nah 8. 97 des Geſetzes vom 3. Mai 1852 um de 
halb zuruͤckzuweiſen fein würde. 

Sonach führt Diefe Aufnahme einzelner concreier 
Thatfachen in Die Fragen zu einer jchädlichen Befchrän 
fung und Bevormundung der Geſchworenen. Da aber 
auch nicht der Vorfigende allein, fondern der ganze Ge 
richtöhof nach Beantivortung der Fragen feftzuftellen hat, 
ob Die bejahten conereten Thatfachen den gefeglichen That 
. beftand des Verbrechens bilden, fo mußte -auch nicht der 
BVorfigende allein, fondern der ganze Gerichtshof vorker 
Die Frage redigiren und dafür Sorge tragen, Daß all 
nad) der Anfiht der Mehrheit der Richter erhebliche 
Thatjachen in die Frage aufgenommen werben. 

Es fcheint jedoch nicht nöthig, Die Unausführbareit 
eined ſolchen Verfahrens weiter nachzuweiſen, da ned 
Niemand den Sat: daß die Geſchworenen nur Die That 
fachen feftzuftellen Haben, in Diefer feiner vollen Eonfequm 
aufgeftellt und deſſen Ausführbarfeit behauptet Hat. Man 
läßt von dem Princip ab, wo es unbequem ift, md 
giebt es damit als Princip auf. ; 

Es kann nicht unbemerkt bleiben, daß dieſer unrichtge ſJ 


x 
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Grundſatz der Trennung von That: und Rechtsfragen 
auch bei den Geſchworenen ſchon Eingang gefunden zu 
haben ſcheint. 

In Gemäßheit der Begriffsbeſtimmung des Dieb⸗ 
ſtahls im 8. 215 des preußiſchen Strafgeſetzbuchs wird 
beim Diebſtahl den Geſchworenen die Frage vorgelegt: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, ſich Sachen rechts⸗ 
widrig zugeeignet zu haben? 

Es iſt nun vorgekommen, daß ein Geſchworener ſich 
geweigert hat, dieſe Frage zu beantworten, weil ſte die 
Rechtsbegriffe „zueignen” und „rechtswidrig“ enthalte. 
Das ift ganz confequent; vichtig iſt es aber nicht! 
Der Geſchworene muß Begriffe von Recht und Ei- 
genthum Haben, und beurtheilen koͤnnen, ob der Angeklagte 
fich ohne Recht in Den Beſitz der fremden Sache geſetzt 
bat? 

Wie die preußiiche, fo ift auch Die Gefebgebung in 
ben übrigen oben angeführten 15 Deutichen Staaten mit 
ber einzigen Ausnahme von Braunfchweig dem fran- 
zöftfchen Prinzip gefolgt. 

$. 140 der Braunſchweigiſchen Strafprogeßord- 
nung aber lautet: 

Die Hauptfrage fol dahin gehn: ob der Angeklagte 
ſchuldig jei? 

Dabei ift Das Verbrechen nach jeinen gefeßlichen 
Merkmalen anzugeben, mit Hinzufügung des Orts und 
ber Zeit Der Begehung. 

Können fi) die Geſchworenen über Diefe Frage nicht 
einigen, fo find fie berechtigt, Den Thatbeſtand des in 
Frage ftehenden Verbrechens in deſſen einzelne Beftandtheile 
von dem Gerichtähofe auflöjen zu laſſen, und über bie 
hiernach gebildete Reihe von Einzelfragen ſpecielle Wahr- 
fprüche abzugeben. 

Archiv d. Er. R. 1854. III. St. Dr 
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Man ſieht, dieſe Vorſchrift entſpricht ganz dem Weſen 
des Schwurgerichts und dem engliſchen Verfahren. 

Die Geſchworenen ſollen beurtheilen, ob "Die vom 
Geſetz feftgeftellten Merkmale des Verbrechens in den er- 
wiejenen Handlungen des Angeklagten zu finden find. 

Getrauen fie fich nicht, hierüber ein Urtheil abzuge- 
ben, fo fteht ihnen zu, ein Specialverdiet zu fällen, und 
Demgemäß Die Formulirung der Frage unter Aufnahme 
der Thatjachen zu verlangen, in welchen der Staatsanwalt 
die gejeblichen Merkmale und Begriffe Des Verbrechens 
findet. 

Nach dem Zeugnig Mittermaierd 21) Hat fich diefe 
Vorſchrift in Braunfchweig praktiſch wohl bewährt. Die 
Geſchworenen find keinesweges, wie man zu fürchten ge 
neigt ift, allgemeinen Eindrüden, einem ungetoiffen Gefühl 
gefolgt, ohne ſich der Gründe ihres Urtheils klar bewußt 
zu fein. Sie haben vielmehr Die erwiefenen einzelnen 
Thatſachen wohl erivogen und danach ihr Urtheil gefällt, 
wie viele vom Referenten erzählte Fälle ergeben. 

Dagegen haben die Berathungen unverhältnigmäßig . 
lange gedauert. Kurze Berathungen find felten. Häufig 
dauern fie 3, A und 5 Stunden. Dies findet indeß darin 
feine Erklärung, daß zum Beichluß der, Geſchworenen 
Einftimmigfeit erforderlich ift. Dabei wird viel Zeit ver 
ſchwendet. Mag eine Anficht noch fo unbegründet md 
von der Mehrheit als ſolche anerkannt fein, fo lange be 
Einzelne dabei verbleibt, hindert er den Beſchluß. % 
weniger klar fi) der Widerfprechende feiner Gründe be 
wußt ift, um fo ſchwieriger ift es, ihn von deren Umrichtig⸗ 
feit zu überzeugen. Doch iſt Hier nicht der Ort zur Er 
örterung Diefer Streitfrage. 

Nur zwei Punkte find noch hervorzuheben. 


21) Gerichtsfaal von 1853 ©. 1 folg. 
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Nach der Braunſchweigiſchen Str. P. O. haͤlt der 
Praͤſident des Schwurgerichts keinen Schlußvortrag. Es 
wird und geſagt, 2%) daß dort manche Stimmen laut wer: 
den, welche Die Einführung Des Schlußvortrags wünfchen, 
jedoch zugleich Die Anſicht ausgelprochen, daß der Geſetz⸗ 
geber denjelben mit Recht nicht mitaufgenommen habe. 
Dagegen möchte aber Folgendes in Erwägung zu ziehen 
fein: 

Wenn man in Braunjchweig mit Recht den Geſchwo⸗ 
renen Die Beantwortung der Frage überläßt, ob Die vom 
Geſetz aufgeftellten Begriffe, welche den Thatbeſtand des 
Verbrechens bilden, in den beiwiefenen Thatjachen zu fins 
den fei, fo müſſen auch alle zuläffigen Mittel angewendet 
werden, um den Geſchworenen dieſe gefeglichen Begriffe 
zur möglichften Klarheit zu bringen. Nachdem aljo von 
dem Staatsanwalt und dem BVertheidiger über Die wahre 
Bedeutung des Strafgeſetzes gefprochen ift, erfcheint es 
nothwendig, daß fich der Vorfitende, wie Died in England 
gefchieht, hierüber noch als ein parteilofer Sachverftändis 
ger vernehmen läßt. Dann aber muß der Taienhaften 
Auffafiung der Gefchworenen die Anwendung des Straf: 
gefebes auf den vorliegenden Fall überlaffen werden. 

Mit weit mehr Recht wird die Nothwendigfeit des 
Schlußvortrags des Alftfenpräftdenten beim franzöſi— 
{hen Schmwurgericht in Zweifel gezogen. Dennoch bürfte 
audy Hier dieſer Schlußvortrag weit öfter genußt ald ge⸗ 
ſchadet haben, wenn man die Sache praftifch anfleht. 

Eine zweite Abweichung des braunfchweigifchen vom 
englifchen Schwurgericht befteht darin, Daß den englifchen 
Geſchworenen die Anflagefchrift felbft eingebändigt wird, 
in welchen zuerft Diejenigen Thatſachen aufgeführt find, 
auf welche ſich die Behauptung ftüßt, daß Der Angeflagte 


22) 4. a. O. S. 13. 
Dde 
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das in der Anklage, feinem gefeglihen Begriff nah 
bezeichnete Verbrechen begangen hat. 

Die braunfchweigiichen Gefchworenen erhalten nur 
diefen legten Theil der engliihen Anklage. Ihnen wir 
nur das in feine gefeglichen Begriffe aufgelöfte Verbrechen 
unter Hinzufügung von Zeit und Ort der That in Form 
einer Trage vorgelegt. 

Diefe Hinzufügung von Zeit und Ort der That ge 
nügt aber nicht, um den Geſchworenen im Berathunge- 
zimmer die concrete Anfchauung der Sachlage zu erleich⸗ 
tern. Es muß ihnen in Das Beratfungezimmer auch eine 
Zufammenftellung der Thatfachen mitgetheilt werben, melde 
der Staatsanwalt zur Begründung der Anklage behauy- 
tet, um fo dem Gedäcdhtniß der Geſchworenen zu Hülfe 
zu fommen. Es wird bei Anflagen, welche fich auf viee 
gleichartige Verbrechen erftteden, den Gefchiworenen kaum 
möglich fein, Die einzelnen Fälle zu unterfcheiden, wenn 
ihnen bloß Ort und Zeit der That, 3. B. Der einzelnen 
Diebftähle angegeben ift. 

Die Geſchworenen müffen auch bei ihrer Beratung 
den Beweis der einzelnen Thatfachen erörtern. Nur in 
die Frage gehören dieſe Thatfachen nicht, weil die Ge 
ſchworenen im Berathungszimmer gleich felbft aus den 
bewiefenen Ihatjachen den Schluß, zu ziehn Haben, ob die 
erwiefenen Thatfachen den gefeblihen Thatbeftand 
des Verbrechens bilden. Sie brauchen darüber keine 
Gründe zu geben, wie fle zu Der ganzen oder theilweiſen 
Bejahung oder Verneinung der ihnen vorgelegten fo allge 
mein gefaßten Frage gekommen find. 

Diefe Abweihung vom engliichen Verfahren Hat dem 
auch, in Braunfchweig den Nachtheil, daß man Die Fra⸗ 
gen, Dem 8. 140 der St. P. D. entgegen, auch auf bie 
einzelnen Thatjachen richtet, und fo den vom Geſetz vor 
gefchriebenen richtigen Weg bei der Srageftellung verfehlt. 


der Schwurgerichte. 437 


So werben bei den Anklagen wegen Diebftahls die 
tzelmen entiwendeten Sachen, bei der Majeſtaͤtsbeleidigung 
einzelnen Schmaͤhworte in die Frage mitaufgenommen, 
ihrend dem geſetzlichen Begriff entſprechend nur gefragt 
den follte, ob der Angeklagte überhaupt Sachen fort- 
nommen oder überhaupt Worte gefagt hat, durch welche 
8 Staatsoberhaupt gefchmäht ift. 

In einer Sigung am 12. Mär; 1852 wurde die 
age dahin geſtellt: 

Iſt die Angeklagte ſchuldig, in dem Zeitraum vom 
end Des 17. bis zum Morgen des 18. October 1851 
t lebendiged uneheliches Kind geboren und dadurch 

daß fie Daffelbe, ohne ihm die nothwendige pflicht- 
mäßige mütterliche Pflege angedeihen zu laffen, auf 
dem falten Lehmboden ihres ungeheizten Wohn- 
gemaches nadt und von aller Hülle entbloͤßt nach 
der Geburt liegen ließ, 
a Tod ihres neugeborenen Kindes innerhalb Der erſten 
: Stunden nad) defien Geburt zu B. vorfählich verur- 
ht zu haben. 

Richtiger wurde am 17. Juni 1852 die Frage da⸗ 
t gefaßt: 

Iſt Die Angeklagte fchuldig, am Abend des 5. Dechr. 
51 auf. dem ©. Hofe zu B. ihr neugeborenes unehe⸗ 
„es Find (männlichen Gejchlechts) während der Geburt 
er innerhalb der erften 24 Stunden nach Dderfelben 
ach abfichtliche Entziehung aller Pflege) vorfäglich ge- 
‚tet zu haben. 

Am richtigften wären aber auch Bier die eingeflam- 
rten Stellen fortgeblieben, denn es gehört nicht zum 
tzuftellenden gefeglihen Begriff, daß das Kind ein 
innliches geweien, noch Daß die vorfägliche Toͤdtung 
ide durch abſichtliche Entziehung aller Pflege 
olgte. 
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Freilich werben Die Gefchiworenen darüber zu bera- 
then haben, ob 3. B. der Angeklagte alle Diejenigen 
Worte gelagt hat, wie Dies in der Anklage behauptet ift. 
Der einzelne Gefchworene Hat aber die vorgelegte Frage 
unabhängig nad) feiner eigenen Ueberzeugung zu beant- 
. Worten. Wird ihm nach der richtigen Theorie, wie fie 
im $. 140 der Braunfchweigiihen St. P. O. ihren Aus 
Drum gefunden hat, die Frage in ihrer allgemeinen Faflung 
vorgelegt: ob der Angeflagte Schmaͤhworte gegen Das 
Staatsoberhaupt ausgeftoßen hat, jo muß er die Frage 
bejahen, unbefümmert, ob auch die andern Geſchworenen 
wie er annehmen, Daß der Verflagte Die Worte gejagt 
bat, in denen er Die Schmähung findet. 

Nach der franzöfiichen Theorie müffen fich Die Ge 
fhmorenen in ihrer Antwort aber audy Darüber ausipre 
chen, welche einzelnen Worte der Angeklagte gefagt bat. 
Geht dann der Beichluß bahin, daß der Angeklagte die 
Worte nicht gefagt hat, in denen die Minderheit allein 
die Schmähung findet, fo führt Dies dahin, Daß der An 
gellagte freigefprochen wird, wenn auch alle Gefchworenen 
der Meinung find, daß der Angeklagte Worte gefagt hat, 
welche ald eine Schmähung des Stantdoberhaupts anzu 
ſehn find. 

Die franzöfifche Theorie bei der Frageftellung ift ſo⸗ 
nad in ihrem Princip unrichtig, fie beichränft Die Geſchwo⸗ 
renen unnüg in ihrem freien Ermeſſen, und fuͤhrt zu 
falſchen Wahrſpruͤchen. 

Democh hat ſie, mit Ausnahme von Braunſchweig, 
überall in den deutſchen Geſetzgebungen Eingang gefunden! 


XVI. 
Beiträge 
zur 


Gefchichte der Abfaffung der Peinlichen Gerichts- 
Drdnung Kaifer Earl’ V. 


von 
Abegg. 


Es ift eine oft ausgefprochene Bemerkung, daß ung 
über Das Zuftandefommen der P. G.O. Carl's V., über 
die Verhandlungen, überhaupt über Den Gang der lange 
fortgefegten Arbeiten der mit der Vorlage, der Prüfung 
und Verbeſſerung der Entwürfe Beauftragten verhäftniß- 
mäßig nur dürftige Nachrichten aufbewahrt find. Außer 
den Anträgen bei Kaiſer und Reich und einzelnen Zus 
ſicherungen in den Reichs⸗Abſchieden haben wir vornehm⸗ 
lich aus der Vergleihung der Bamberger und Bran- 
denburger Hals-Gerichts-Ordnung, ben beiden 
auch erft in neuerer Zeit volfftändig herausgegebenen Pr o- 
jecten von den Jahren 1521 und 1529 mit der P. G.O. 
felbft 1) die Ergebniffe über den allmäligen Abſchluß Des 


1) Die P. G.⸗O. Kaiſer Carl's V. nebfl der Bamberger und ber 
Brandenburger H.:©.:D. — mit den Projerten der P. G.:D. 
von den Jahren 1521 und 1529, beide zum erftenmale voll- 
ftändig nah Handfchriften herausgegeben von Dr. H. Zöpfl. 
Heidelberg 1842. 
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Werkes feftzuftellen, wozu dann noch einzelne gelegentliche 
Aeußerungen kommen, die dem Geſchichtsforſcher in einer - 
Weiſe entgegentreten, wie fie oft mehr gefunden als gejuct 
werben. 

Solche Aeußerungen find ſchon Deshalb wichtig, weil 
fie eine wenn aud) noch fo geringe Vermehrung des Stof⸗ 
fe8 enthalten, der uns in fo befchränftem Maße geboten 
it. Sie gewinnen an Wichtigkeit, wenn fie Durch ihren 
Inhalt und in den Stand fehen, nad) irgend einer Seite 
hin einen Blick in ein nur wenig erhelltes Gebiet zu thum, 
wenn fie einen Anfnüpfungspunft an fonft bekannte That⸗ 
fahhen gewähren oder eine Beftätigung deſſen enthalten, 
was auf anderen Wegen befannt oder angedeutet if. 

In diefer Vorausjegung darf ich hoffen, durch nad 
folgende Mittheilung aus einer jegt erſt eröffneten Quelle 
einen Kleinen Beitrag zu liefert, welcher den Freunden der 
Geſchichte unſeres Gegenftandes nicht unwillkommen fen 
wird. 

Die fo eben erfhienene Ein und dreißigfte Lie 
ferung der „Bibliothef des literarijchen Ber 
eins In Stuttgart” enthält: „Urkunden zur Ge 
ſchichte des Schwäbiſchen Bundes (14881593), 
herausgegeben von Dr. R. Kluͤpfel, Univerſi— 
tätsbibliothekar in Tübingen. Zweiter Theil 
1507—1533. Stuttgart 1853." 9 

Hier findet fi unter dem 18. Juni 1523 mit de 
Meberfchrift: „Inſtruction Des Ulmer Gefanbdten 
auf dem Städtetag zu Eßlingen am Sonntag 
nach Viti,“ nad) der Erwähnung mehrerer Punkte fol 
gende beachtendwerthe Stelle: 

„4) Die Halsgerihtsordnung fei nieman 


2) Der erfte Theil ift 1846 erfchienen und bilvet bie vwierzehnte 
Publication. 
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Den mehr als den Reihsftädten zum Nachtheil 
erdacht und zu nichts fürftändiger, als alle 
Mebelthäter zu harzen und zu pflanzen. Und 
Da jie den Freiheiten der Reihsftädte entge- 
gen jei, fo fei fie ihnen nicht annehmlich.“ 

Daß Darunter Die im Entwurf vorgelegte Peinliche 
oder Halsgerichts⸗Ordn. Carl's V. zu verftehen fei, kann 
nicht bezweifelt werden. In jene Periode fallen Die Ar- 
beiten in Betreff Der Abfaſſung einer Peinlichen Gerichts- 
Drdnung für Das ganze Rei, das Project vom Jahre 
1521 lag vor, und es ift eine im Juni 1523 erfolgende 
Erklärung der Städte des ſchwäbiſchen Bundes wohl nur 
hierauf zu beziehen. Nirgends findet fidy eine Spur oder 
Andeutung, daß eine andere Halögerichtö- Ordnung oder 
der Entwurf einer folchen vorgelegt und eine Erklärung 
über Diefelbe verlangt worden fe.) . 

Man wird aber durch Die angeführte Stelle fofort 
an alle die Schwierigfeiten erinnert, mit welchen — von 
den innern, in der Sache felbft und der Aufgabe liegen- 
den abgejehn — auch) äußerlich bei Der Eiferfucht, mit der 
die Reichöftände ihre Gerechtfame und Freiheiten zu be⸗ 
wahren und gegen Eingriffe ficher zu ftelen ſuchten, das 
neue Werk zu kämpfen hatte, an Alles das, was, um 
es kuͤrzlich zufammenzufaflen, bei der endlichen Verabſchie⸗ 
dung Die am Schluffe der Vorrede befindliche |. g. jalva- 
torifche Clauſel veranlaßte. 


3) Die frühere und. neuerlich wieder aufgeftellte Meinung, bap 
fon unter Marimilian I. ein — einer Pein 
G.⸗O. vorgelegt worden und diefes die gemeinjame Quelle der 
Bamberger, Brandenburger und ver P. G.O. Carl's V. fe 
ee insbefondere hin tlich der Länder des Rothweilſchen 

erichtszwanges und derjenigen des fränfifhen Rechte), Din 

baum, im neuen Archiv des Er.“R. XI. ©. 3 424 

wird jegt wohl nicht mehr vertheibigt; ng Wächter im Srhis, 

neue Folge 1834 ©. 82 und wieberum Birnbaum ebenda 1885. 
. 122. 
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„Doch wollen wir Durch Diefe gnedige erinnerung 
Ehurfürften, Fürſten und Stenden an jene alten wohl 
hergebrachten rechtmeiligen und billihen gebreuchen nichts 
benommen haben.“ 

Auf dem Reichstag zu Wormd 1521 war der „ent 
worfene Begrif“ der Reichöverfammlung übergeben und 
in dem hierauf abgefaßten Reichsſchluſſe Dem nachmaligen 
Reichsregimente zu Nürnberg Die fernere Erwägung em⸗ 

pfohlen worden. ) 

„Befehlen wir hiermit unſerm ‚Statthalter und Rü 
then, daß fie peinlihe G.O. wie die Hier mit Rath der 
Ständen in ein Form und Begriff geftellt, für Die Hand 
nehmen, weiter nach Nothdurft ermefjen und erivegen, und 
fürder an unfer flatt dem Rechten und Billigfeit gemäß 
im Heil. Reich aufrichten und da zu halten allenthalben 
im Reich verichaffen und verfügen.” 5) 

Daß. ohnerachtet Des Dringend gefühlten und wieder 
holt ausgeiprochenen Bedürfniſſes einer Verbeſſerung be 
Strafrechtöpflege, einer Abftelung vielfacher arger Miß⸗ 
bräuche und Ungerechtigfeiten, denen man durch die Abs 
faffung ‚einer Reichs⸗Ordnung abhelfen zu fönnen glaubte, 
dennoch dieſer Entwurf, ſowie jpäter Die verfündigte P. 
G.⸗O. viele Gegner nach fehr verichiedenen Seiten hin, 
insbefondere aber unter Denen hatten, . deren Die ſalvato⸗ 
riſche Clauſel gebenft, worunter Die Reichsſtaͤdte nicht bie 
geringften waren, ift zu befannt, als daß wir hier noch 
etwas hinzuzufügen Veranlaſſung hätten. 

Allerdings waren jene Klagen nicht, wie früher oft 
behauptet worden, bie einzige ober wenigſtens nächfte Ber- 
‚mlaffung jenes wichtigen Unternehmens. Ein tieferer 
Grund, wenn au) nicht beflimmt ausgefprochen, der frei- 


4) Malblanc, Geſchichte der P. ©.-O. ©. 172 f. 
5) Sammlung der Reichs-Weſhicde Tom. TI. P. 206. 
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lich mit jenem gefühlten Beduͤrfniß nicht im Widerfpruch 
ftand, vielmehr daſſelbe vecht hervortreten ließ, war Die 
Nothwendigkeit in Diefer Webergangsperiode von dem 
Standpunkte des Altern germaniichen Rechts, der Subjefti- 
vität, der Gewalt und Selbfthülfe und eines der Zeit und 
ihren Anforderungen nicht mehr entiprechenden Beweis⸗ 
ſyſtems, zu den durch Die Verbreitung des wiſſenſchaftlichen 
Studiums des Rechts unter dem Einfluffe insbeſondere des 
roͤmiſchen Rechts — durch eine mit Vorficht zu veranftal- 
tende Feſtſetzung der in Anwendung zu bringenden Be- 
flimmungen in einer Weile zu helfen, weldye ebenio die 
politifhe, wenn auch nur bedingte Selbftftändigfeit Der 
Meichsftände anerkannte, als fie den Fortſchritten der Wif- 
ſenſchaft und einer durch fie geläuterten Praxis den Ein- 
gang offen hielte. 

Das ift aber nicht der Standpunft, von welchem aus 
bie Reichöftädte gegen das Werf ſich verwahrten. Diefer 
ift vielmehr der politifche, „Da fie (die Halsgerichts⸗Ord⸗ 
mung) den Freiheiten Der Neichöftädte entgegen fei, io fei 
Re ihnen nicht annehmlich.” 

Es drängt fih Die Frage auf, inwiefern Die vorges 
legte Halsgerichts⸗Ordnung Die Freiheiten Der Reichsſtaͤdte 
heeintraͤchtige? 

Dieſe muß durch Berückſichtigung des Verhaͤltniſſes 
der neuen Vorſchriften zu den hergebrachten Rechten der 
Reichsſtädte hinſichtlich des Strafverfahrens beantwortet 
verden. Zunaͤchſt jedoch giebt Der ſchon mitgetheilte Sag, 
'o furz er gefaßt iſt, eine Antwort und Aufklaͤrung, an welche 
ich noch mehr anfnüpfen läßt. Nachdem die Beichwerbe 
iber Die durch die beabfichtigte neue Geſetzgebung bezweckte 
Beeinträchtigung unverhüllt in den Worten ausgebrüdt 
ft: „Die Halögerichtsordnung fei niemanden mehr ald den 
Reihsftädten zum Nachtheil erdacht,“ wird Die für unfere 
Betrachtung wichtige Erklärung hinzugefügt: „und zu nichts 
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fuͤrſtaͤndiger, als alle Uebelthäter zu harzen und zu pflan⸗ 
zen.“ | 

Man fieht alfo Deutlid aus Dem Zujammenhange, 
Die Reichsftädte finden in dem neuen Gefeße eine Begim 
ftigung der Verbrecher, deren fchneller Verurtheilung, wie Ä 
foldye bisher: ftattfand und meift mehr im Intereſſe der 
Sicherheit und des Selbftichutes, al8 in dem ‘Der Gerech⸗ 
tigfeit gelibt wurde, 9) nunmehr, wenn die H⸗G.O. ein 
geführt werden follte, ein erhebliches Hinderniß entgegen 
geftellt würde. Es ergiebt fich ferner unzweifelhaft, daß 
das Mipfällige in Dem neu vorgeichriebenen Verfahren 
liege, wonach dem früher ſ. g. „furzen Prozeß machen“ 
fein Raum mehr blieb. Auf den Inhalt der Straf 
gefege kann die Beichwerde wohl nicht gehen. Nicht zu 
erwähnen, daß, und noch lange Zeit nachher, dem Ge 
fege der Vorwurf gemacht worden, ed jei äußerſt ſtreng 
und, wie man häufig zu fagen beliebt, „mit Blut geſchrie⸗ 
ben" — ein Vorwurf, Der, wenn man alles berüdfichtigt, 
‚was eine gründliche Würdigung vom Standpunkte der Zeit 
erfordert, keineswegs durchweg gegründet it — fo muf 
man jedenfall anerfennen, daß den Uebelthätern, an Ne 
zunächft Hier zu Denken ift, den Friedbrechern, Wir; 
dern, Räubern, Brandftiftern, Dieben ır. theils 
ausdruͤcklich, theild durch Verweifung auf-Gebraud und 
Ortsgewohnheit, Herkommen ıc. Strafen gedroht find, be 
denen ſich — auch für den Zwed der Sicherung und 
fhredung — Die Reihhsftädte umſomehr beruhigen fen 
ten, als grade hinſichtlich diejer Strafen — wenn nur die 
Borausjegungen der gerechten Anwendung berfelben gehb 
tig. hergeftellt wären, Die neue Gerichts⸗Ordnung nicht 


6) Beifpiele und Nachweiſungen der von den „Reicheftäbten unab⸗ 
bitelich geubten Rechtspflege." S. bei Malblanca. a. O. 
. 29, 
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wefentlich von dem frühern Rechte Abweichendes enthielt. 
Anders, was die Vorfchriften über das Verfahren, den 
Beweis, Die Merkmale des Thatbeftands und die 
Bedingungen der Herftellung deſſelben ande 
langt. Eben das, was als ein erheblicher Fortſchritt bes 
zeichnet, was als einer der Hauptvorzüge der P. G.⸗O. 
betrachtet werden muß — die Einführung eines geordne⸗ 
ten, freilich langſamen Prozeſſes, Die von der früheren ers 
heblich abweichende Beweistheorie, die Beichränfungen der 
Anwendung der peinlichen Frage Durch genaue Beftimmung 
über die Vorausſetzungen ihrer Zuläffigfeit bei dem Da- 
fein genügender Anzeigen, Das ausdrüdliche Verbot Der 
endlichen Verurtheilung zu peinlicher Strafe, das Erfor⸗ 
derniß eines vollgültigen Geſtändniſſes oder einer gehöri⸗ 
gen Ueberführung durch |. g. Directe Beweismittel, und zu 
allem diejen Die Berweifung auf den Rath der Rechts⸗ 
verftändigen, wodurd Dem fremden und gelehrten Rechte 
der überwiegende Einfluß gefichert werden und der Volkes 
gerichtsbarfeit ein beträchtlicher Eintrag geſchehen mußte, 
bei der, neben Der allgemeinen VBoriehrift ) fo oft und bei 
fo vielen Öelegenheiten eingefchärften Bemerkung, daß der⸗ 
gleichen wichtige, und große Verantwortlichkeit begründende 
Sache, mit ihren „fubtilen Unterfchieden,“ „über Das Vers 
hältniß der ungelehrten Schöppen und des einfältigen 
Mannes“ gingen.) Das war erflärlicherweije den Reiches 
ftäbten widerwärtig und ließ ihnen eine Geſetzgebung als 
„nicht annehmlich“ und als „zu ihrem Nachtheil erdacht“ 
eriheinen, die „ihren biäherigen Steiheiten entgegen“ und 
nur geeignet jei, Die Frevler zu begünftigen. 

Harzeg, heißt in der alten Sprache, wie mid) ein 
Sachkundiger belehrte, fo viel als „herziehen,“ in Die Länge 


7) Erftes Project Art. 223. 
8). Erſtes Projert Art. 156. 
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ziehen. ) Der Sinn iſt alſo, die Uebelthäter werden duch 
das neue Verfahren, welches ihre ſchleunige Verurtheilung 
unmöglich macht, widerrechtli, in der Form Rechtens, 
einem lange Dauernden Prozeſſe mit dem für. fie möglicher 
weile günftigen Ergebniß der Freiiprechung unterworfen; 
fie werden, da die durch Beftrafung überhaupt, insbeſon⸗ 
dere durch raſche Verurtheilung und Vollziehung zu be 
wirkende Abſchreckung und Unihädlichmachung verloren 
geht, fogar „gepflanzt," d. 5. es werden Die Verbrechen 
überhand nehmen und die zu ſolchen Geneigten fich nicht 
mehr fürchten, jondern, ficher gemacht, vorzugsweiſe zum 
Nachtheil der Reichsſtaͤdte ihr ftrafbares Gebahren fur 
ſetzen. 


tigkeit dieſer Auslegung beftätigen. 


Bei der damals noch allgemein herrſchenden Unſtcher⸗ 
heit, Den wiederholt vorfommenden Landfriedensbrüden, 
Gewaltthätigfeiten, Fehden, oft ohne vorgängige Abſage⸗ 
briefe, waren es vornehmlich Die Städte, die eine beffere 
Polizei übten, und unter Andern auch durch eine umnach⸗ 
fichtliche Strenge in Handhabung der Strafgerichtäbarkeit 
theild jene Zwecke, deren oben gedacht ift, zu erreichen 
tuchten, theils die Anerfennung in Anſpruch nehmen 
durften, Daß Die Mängel, welche man dem Verfahren auf 
dem Lande und den außerhalb der Städte ftattfindenden Maß⸗ 
regeln gegen Ruheftörungen vorzumerfen gerechten Grund 
hatte, hier jedenfall8 weniger hervortraten. Ja Dieje Min 
gel, die Vernachläffigung der Rechtspflege, das Zurüd: 
ziehen des Adels und felbft der Fürften gun Der Theil: 
nahme an derfelben, wogegen fi) Kaiſer Earl V. er 


9) Sarten — durare, manere. Oraf, althochdeutſcher Sprach⸗ 
ſchatz IV. Berlin 1838. ©. 1 


Eine kurze geſchichtliche Betrachtung wird Die Rich⸗ | 


4. 
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laͤrt, 1%) die Willkühr der Verurtheilungen auf der einen, 
er Begnadigungen auf Fürbitte oder gegen Geldſpende 
uf der andern Seite mußten für Die Städte, in Denen 
ei fich entwidelndem größern bürgerlichen Verkehr und 
yandel das Bedürfniß der Sicherheit und Ordnung um 
» mehr ſich geltend machte, nothwendig Die, Fefthaltung 
n flrengen Maßregeln bedingen, da fie gensthigt waren, 
fi) gegen den Unfug der Fremden und Benachbarten 
urch die Fräftigften Vertheivigungsmittel zu jchügen.“ ı1) 


Der Gefichtspunft der Verfolgung des Verbrechens 
n öffentlichen Intereffe, d. 5. doch immer auch des ge⸗ 
reinen Nutzens und nicht bloß der Gerechtigkeit, 
angt zwar hier fchon früh an, fidh geltend zu machen, 
och aber fo, daß noch immer mehr die privatrechtliche 
Seite Der Verfolgung Durch den Ankfläger vorherrichend ers 
beint. 12) Der Gedanke einer dem Verletzten oder deſſen 


I) Borrebe gum erften und zweiten Project. Art. 1 des zweiten 
Projects der P. G.⸗O. 


I) Luther, von der falſchen Bettler Büberey. Wittenberg 1528. 
Malblanc, a. a. O. S. 41 f. Gutachten, die Mängel und 
Gebrechen des Juftizwefens betreffend von 1517 Art. 14, bei 
Harpprecht, Staats-Arhiv TH. I. ©. 311 und ferner von 
1518 eod. ©. 383. DBgl. die (übrigens ungemein bürftige) 
Nürnbergifhe Halßgerichts-Ordnung v. 3. 1481, 
zuerft abgedrudt bei Siebenfees, Materialien zur Nürnb. 
Geſch. TE U. Nürnberg 1792. ©. 532—550. 


3) Den Beifpielen, welche Zöpfl: das alte Bamberger Recht als 
Duelle der Carolina, Heidelberg 1839, ©. 126 f. anführt, bie 
Hrtheilsformeln, „man foll dem Kläger helfen, mit dem 
Mefier, dem Beil, dem Strange ıc. füge ih aus Gie- 
benfees a. a. D. ©. 539 Hinzu: „So Pllen die Schopfen 
urtheilen:.Er hab der Dieberey genug befannt, fo daß fein der 
ancleger zeugniß und der gegenwärtige Diep entgeld" — 
„Herr Richter, Scintmal Im der Ancleger fein leib 
und leben mit den Rechten abgewunnen hat, fo fragt 
darnach, ob Im jemandt darum Beh oder veintfchaft zu tragen 
oder das In arfgen Im anndten oder opfern wolt, was Rechts 
er. zu demfelben folt habend und wartend fein.” 
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Angehörigen zu leitenden Rechtshülfe bei Ausübung der 
Blutrache. 

Mit der Aufnahme der zunaͤchſt in den Entwürfen 
ausgeiprochenen Grundſaͤtze war aber zweierlei geboten. 
Eritens mehr, aber nicht ausfchließend formell, die 
Geltung der fremden Rechte, insbeſondere des römischen, 
was nothiwendig auch materiell für den Inhalt der an- 
zumwendenden Rechtöbeftimmungen von dem weitgreifendſten 
Einfluffe fein mußte. Zweitens, daß nunmehr an bie 
Stelle jenes früher mehr privatredytlichen und jubjectiven 
Geſichtspunkts der des öffentlichen Rechts umd der Ob 
jectivität trat. ‚Beides hängt nahe zujammen und wird 
um fo ſchwerer zu enticheiden fein, von welchem aus vor 


zugsweiſe Der Widerwille gegen die Neuerung und die | 


Ungeneigtheit der Städte ausgegangen fei, da ſchwerlich 
ein ganz klares Bewußtſein über Das ganze Verhältniß in 
jener Zeit, Die wir als eine Mebergangsperiode "bezeichnet 
haben, überall geherricht Hat. Denn das liegt grade in 
der Natur einer folchen, daß fie ſich mehr noch einem in 
nern nothiwendigen Gelege ergiebt, und ihre Ergebniſſe 
hervorbringt, als Daß Diefe das Werk einer beftimmten 


— — alu: we o —_. — 


Reflexion find. Darf man allerdings bis zu einem ge 
willen Grade dieſes leßtere und jenes Bewußtfein, jene in 


ficht in Die Nothwendigkeit, auf gegebenen poſttiven Grund 


lagen, bei dem Gefehgeber annehmen, und ift mit Reht 


in Diefer Hinficht das Verdienft Schwargenberg’s, dk 
Weisheit und Vorſicht feines Verfahrens, wodurch er det 
Wiffenichaft und einer hernach ſich bildenden beffern Pır 
xis den gebührenden Einfluß ficherte, in unferer Zeit befon- 
ders anerkannt worden, 18) fo kann man nicht in gleichen 


13) ©. vornehmlih v. Wächter, gemeines Recht Deutfchlande. 
Leipzig 1841 und Deffen: ad historiam C. C. C. symbols- 
rum p.1. Lips. 1835 mit meiner Anzeige in den Ihahrbuͤchem 
der deutfchen jurift. Literatur. Band XXVIL ©. 193 f. 
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Maße bei den Vertretern der Staͤnde und insbeſondere der 
Städte dieſes Bewußtſein, und noch weniger ein entſchie⸗ 
denes Streben, demſelben gemäß zu handeln, vorausſetzen. 
Inmitten Der Bewegung und der eine Neugeftaltung bebin« 
genden Berhältniffe ftehend, find fe nicht vermögend, ſich 
auf einen unbefangenen Standpunkt zu verfeßen und Die 
Sorderungen der Zeit an fich zu würdigen; noch weniger 
erſcheinen fie geneigt, diefen ein Opfer ihrer Unabhängig- 
feit, ihrer hergebrachten Gerechtſame zu bringen; voll 
ends nicht, wo fie in dem eigenthümlichen, jebt beftehen- 
den Rechte ein fihered Mittel der Geltendmachung ihrer 
Interefien finden und das Gefühl einer Meberlegenheit ha⸗ 
ben, weldyes ihnen die bisherigen Rechts Einrichtungen 
gaben, deren Werth nady dieſer Seite hin für fie un⸗ 
zweifelhaft ift. 

Gewiß ift ed, daß Die Immer mehr eindringenden 
Grundfäbe des römifchen Rechts und die des canoni⸗ 
fhen Rechts, welches auch far jenes vermittelnd wirkte, 
das Bedürfniß einer Abhülfe auch wohl durch ein neues 
Geſetzeswerk dringender heraußftellten, wie auch in den 
vielfachen Hierauf gerichteten Verfuchen von Prigatperjonen 
fih daſſelbe befundete (Riederer, Ulrich Tengler, 
Sebaftian Brandt ꝛc.); aber eine fo großartige Aufs 
faffung über die ganze Bedeutung des römifchen Rechts 
und deſſen weltgeichichtliche Stellung, Die fi, anderer 
Gründe und Einflüffe Hier nicht zu gedenken, vornehmlich 
an die Idee der Fortfehung des römilchen Reiche, als 
deſſen Träger nunmehr das Germanentfum, und zwar 
das chriftliche, erfcheint — Das Heilige roͤmiſche Reich 
beuticher Nation — und an die Würde des römifchen 
Kaiſers Fnüpft, der Juſtinian feinen „Vorfahr im Reiche" 
nennt, — eine ſolche Auffaffung, wie fie unferer Zeit ges 
läufig ift, darf der gelegentlichen Aeußerungen ohngeach⸗ 
tet, als allgemeine in jener Periode nicht gefucht werben, 

Archis d. Er. &. 1854. IE 5 & 
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Die das Nothivendige, mehr nur einem innern Drange und 
felbt zum Theil mit Widerftreben folgend, vollbringt. 
Wohl aber fand ein Bewußtſein deſſen Statt, was man 
bei einer Neuerung entbehren, worin man ſich befchränft 
fehen würde, und Die ſchon früher an anderen Drten au 
gefprochene Abneigung gegen die fremden Rechte beruht 
unter Andern auf der unleugbar gegründeten Beſorgniß, 
Daß es mit der Volksgerichtsbarfeit und Allem, was mit 
biefer in rechtlicher und politiicher Hinfiht in Verbindung 
fteht, ein Ende nehmen müffe. SHierüber war man nicht 
Im Ungewiſſen, und es hätte Faum der ſchon erwähnten 
Berweifung auf den Rath der Rechtsverſtaͤndigen und ber 
Angabe ‚der Urfachen der Nothwendigfeit Des wiederholt. 
eingeſchaͤrften Gebots des Suchens um Rechtsbelehrung 
bedurft, um den Betheiligten fühlbar zu machen, wie die 
gelehrte Jurisprudenz überwiegend, Dann ausſchließend zur 
Geltung kommen und dem Zuſtande der Gegenwart ans 
gegentreten müffe, mit weſchem — fo weit von dem hier 
zu betrachtenden Gegenftande Die Rede ift — Die Städte 
entweder zufrieden waren, auch) etwanige, von ihnen ſelbſt 
nicht beſtüttene Nachtheile durch den Nuten 2c. auszuglei⸗ 
chen, oder, fofern jener ihnen jelbft nicht zufagte, deſſen nö 
thige Verbeſſerung fie ohne jene gefährlichen Neuerungen 
erreichen zu Tönnen für möglich erachten mochten. 

Wir find im Stande, aus der Quelle felbft, aus 
welcher wir obige wichtige Notiz über Die Beurtheilung 
entnommen haben, welche der vorgelegte Entwurf eine 
Halsgerihts-Ordnung von Seiten der Städte des ſchwaͤ⸗ 
bifchen Bundes erfahren, noch einen Beleg für ‚jene Ab⸗ 
neigung gegen Das fremde Recht anzuführen, Der zwar 
nur zur Beftätigung des ſchon Bekannten dient, aber doch, 
nach der "Beichaffenheit der Quelle und bei Dem hier ev 
fichtlichen Zuſammenhang an Bedeutung gewinnt. 

In dem Entwurfe der Statuten des ſchwähbiſchen 


% . 
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zundes „Vergriff der Aynung,“ welche um Jacobi 1487 
uf der Verſammlung zu Eßlingen angenommen und dem 
lbſchied einverleibt wurde 14) — nachdem das erſte kai⸗ 
liche Mandat, Nuͤrnberg, den 26. Juni 1487, ergangen 
yar, in -welchem die Errichtung des ſchwaͤbiſchen Bundes 
ngeordnet ward, 15) findet fich folgende beachtenswerihe 
ztelle: 16) 

„Item ob jeman uſſerhalb dieſer verainung, wer der 
der die waren, unsz gemainlich oder ſunder die unſern oder 
le fo uns zu verſprechen ſtond, mit frömden ausz⸗ 
endigen rechten, gaiftlihen oder weltlichen, 
ahin wir zu recht nit gehören, zu befömern und umb zu 
iben würden underflon, über Das wir oder Die unſern 
on Denjelden an billiche und fürzufommen nit werent er» 
dert, noch jene, die verfagt hatten, Darwider und darin 
Den wir einander hanthaben, jchigen und ſchirmen, da⸗ 
it wir und die unfern follicher frömder und audzs 
ndiger gericht entladen und bei ziemliden 
nd billigen Rechten mögen beliben.”- 

„Doch ob wir oder die unfern mit geiftlicyen gerichten 
m geiftlicher fach wegen von jeman uſerhalb Diefer uſer 
nung würdent angelangt und fürgenommen, daß fo hieran 
nvergriffen feyn ongevärlidh. “ 17) 

Merkwürdig, obſchon von geringerer Bedeutung für 
iſern Sean, ift auch Der gleichfolgende Sat, den 


I) Yefunben au Seihiäte bes Seiten? ne auraus ne 
ben von Dr. lüpfel. Erſter Theil. 
Stuttgart — one des literarifchen Berne in Sul 


gart 
) Abedraat bei Datt de pace public p. 272. 
3) Urkimden a.a.D. ©.5 f. 
) Died begicht ſich auf die Competenz, wobei zwar auch In dem 


Sa das Berbot eine Anma ung verfelben, aber nicht 
biefes allein zu verfichen if. 


Er? 


; 
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ich fchon wegen der Beziehung auf Die Strafrechtöpflege 
mit aufnehmen zu Dürfen glaube: 

„Würden aber wir gemainlic oder funder die un 
fern, fo und zu veriprechen ftend, mit weftvelifchen ge 
richten anders, dann nad) ordnung und berfelben gericht 
und reformacion uszwyſet, fürgenomen, darwieder follen 
wir ein ander als vonftat ouch handhaben.“ 

Die nächfte Beftimmung des Bundes war die Durch⸗ 
führung bes im Jahre 1486 zu Frankfurt gefchlofienen 
Landfriedens. Bei den damaligen noch jo häufigen 
Verletzungen defielben vermochte dieſem nicht: fofort lediglich 
im Wege des gefeglichen Verfahrens entgegengetreten zu 
werden, und jener Zwed bedingte gegen Die Friedbrecher 
eine Gewaltanwendung, die aber, als vom Bunde aus⸗ 
gehend und ſich auf Die gerechte Abwehr und Unſchaͤdlich⸗ 
machung der Gegner beichränfend, nun auf gefeßliche, oder 
beftimmter, auf vertragsmäßig feflgefeßte Regeln zuruͤd⸗ 
geführt werden follte. 1) Bon Zehden, Abfagungen, ir 
neren Sämpfen, insbefonbere von bundesmäßigen Erem 
tionen gegen Briebensbrecher, Deren Burgen angegriffen 
und zerftört werden, ift Dann auch grade in Der und vor 


— werden Eönnte durch eine engere Verbindung ber 


erhalten, daſſelbe abzufchliegen. Es wurbe fofort ein Aueſchuß 
gewählt, welcher einen Entwurf der Bundesftatuten, einen jo 
genannten „Bergriff ber Aynung” entwarf 3.“ | 
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fiegenden Urfundenjammlung fehr häufig die Rede. Bes 
ſchwerden wider Die nämlichen Perſonen kommen wiederholt 
vor und Die Bundeshülfe gegen Diefelben, auch wo fie als 
meilende“ beichloffen wird, läßt oft lange genug auf 
fi) warten und zeigt fich nicht überall genügend. Diefe 
Hülfe und beziehungsweile Execution ift aber nicht übers 
al Erſatz eines rechtlichen Verfahrens, fondern theils 
Zolge Deflelben und Ausführung eines Rechtsſpruchs, 
wenn auch nicht ſtets eines Gerichts, fondern oft unmit- 
telbar des Bundesbeſchluſſes oder Auftrags, theils geht 
fie neben anderem Berfahren her und es zeigt fich auch 
hier vielfach Das Ungeorönete der inneren Berhältnifie. 
Bermochte doch felbft der ſ. g. ewige Landfriede von 1495 
mit den gleichzeitigen Einrichtungen für Die innere Ruhe 
und Sicherheit und Die Geltendmachung des Rechts im 
Wege gerichtlichen Verfahrens, wie groß auch der Dadurch 
bewirkte Sortfchritt war, nicht fofort feiner Beftimmung 
ganz zu entiprechen, indem nicht blos jene gewaltjamen 
Störungen des Friedens ununterbrochen fortdauerten, ſon⸗ 
dern felbft noch fpäter die PB. G⸗O. Carl's V. neben den 
auf die Erhaltung des Landfrievens berechneten Straf 
gelegen, Vorbehalte für Die Fälle erlaubter Fehde, wenns 
gleich unter großen Beichränfungen zulaffen mußte. 19% 
Noch ift der innere Friede nicht der regelmäßige Zus 
ftand, weldyer nur in einzelnen Ausnahmefällen eine kurze 
Unterbrechung erfährt, wie Das Unrecht und das Verbre⸗ 
chen in einer fpätern Zeit ald eine einzelne und vorüber- 
gehende Störung auftritt, gegen die ſich Die überwiegende 
Macht des Ganzen, Die Ordnung des Rechts und das 
Recht felbft nothwendig behauptet; es iſt vielmehr die Be⸗ 








19) Meine Interſuchungen aus dem Gebiete der Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft S. 367 f. il da in Weiske's Rechtslexikon. Bd. VI. 
voc. „Landfriedensbruch“ S. 260. 
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grändung und Erhaltung der Ordnung erſt das Ergebniß 
beftimmter, durch die Sitte kemeswegs ſchon genügend un- 
terflüßter, höherer Gebote, Verträge und Buͤndniſſe und 
auch hier wieder nur erft als ein Ziel, Das Durch vereinte 
Kraft erreicht werden joll, als Gegenftand eines Strebens 
aufgeftellt, dem alle Kräfte im weitern und engern Kreiſe 
dienſtbar gemacht werden follen; weshalb Demm immer 
mehr Darauf gedrungen wird, Daß Fürften und Stände, 
wie Städte fi) dem Bunde anfchließen, Die ſich zur an 
geblichen Behauptung ihrer Unabhängigkeit 20) oder aus 
anderen Rüdftchten fern gehalten hatten. “Der Friede wird 
durch eben Die Mittel und Handlungen wieder aufrecht zu 
erhalten gejucht, denen man entgegenzutreten ſich genöthigt 
fießbt; Dur Krieg und Gewalt: oder Diefer muß jener 
um des Friedens willen entgegentreten; Der unrechtmäßis 
gen Gewalt muß die rechtmäßige begegnen. Dieſen Grund⸗ 
gedanken kann man faft.durd Die ganze Darſtellung ver 
folgen und wird ihn in einer Reihe von Urkunden aus 
gebrüdt finden: er iſt von großer Bedeutung für bie 
Geſchichte nicht blos, aber auch des Strafrehts jener 
Periode, und dient unter andern ebenfo zur Erflärung bes 
Beduͤrfniſſes und Strebens der bald nachher angebafnten 
Strafgefeßgebung, als der Schwierigkeiten, unter welchen 
biefelde endlich zu Stande fam, und des Widerſpruchs, 
ben fie namentlich auch von Selten ber Städte erfuhr. 


230) Der Adel hielt Insbefondere ſolche Gewaltübung, bie oh 
nicht auf feiner Seite allein ftettfand, für rechtmäßig. 
Jahre 1520 erklärt der (Raubritter) Thomas von ash : 
„daß es eine ehrloſe Lüge ſei, daß er den Grafen —* 
von Dettingen unbewehrt feiner Ehre niedergeworfen habe. 
Daß er entleibt worden ſei, thue ihm leid, es fei nicht feine 
Abficht gewefen, aber es fei doch nicht unadelich "gefchehen. 
Wofern der Bund diefe Hülfe (den Gegnern) reiche, fo fei er 
mit feinen Helfern genöthigt, fi des daraus entfichenden 
—8 an den Bundesſtänden zu erholen.” Urkunden IL 
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Es ift jedoch kaum nöthig, Daß wir hierauf weder die 
Beranlaffung jener wichtigen Gejeßed- Entwürfe und det 
fpäter verabichiedeten B. G.⸗Q., noch die Hinderniffe, 
welche bejeitigt werden mußten, befchränfen follten; nur 
Haben wir für Die gegenwärtige Aufgabe, nicht. in Die 
übrigen, nad) der einen und andern Seite in Betracht 
fommenden Momente einzugehen, deren Ineinandergreifen 
bei einer umfaffenden Geichichte der Abfaffung der C. C. C. 
allerdings nicht außer Acht gelaffen werben darf. 

Indem ich mir Die Anführung einiger Beiſpiele aus 
biejer größtentheild neuen und für Die Gejchichte Des deut⸗ 
ſchen Strafrechts noch nicht zugänglich geweſenen Quelle 
vorbehalte, erlaube ich mir, aufmerkſam zu machen auf 
ein merkwürdiges Geſetz über Gottesläſterung und 
verwandte Verbrechen, welches in dem Abſchied der 
Bundesverſammlung zu Eßlingen den 22. Nov. 
1488 vorkomnit, und insbeſondere in dem Exemplar des 
Noͤrdlinger und Eßlinger Archivs als Beifag ſich findet. 2") 
Bemerkenswerth iſt Die Theilnahme des Bundes an ber 
Uebung der Rechtspflege und den hiermit in Verbindung 
ftehenden Maßregeln, und — den Inhalt der Verord⸗ 
aung betreffend — die fonft in den Reichögefegen nicht 
erfichtliche Zufammenftellung der Gottesläfterung und 
der Shmähung weltlicher Perſonen, fowie der Ber 
leidigung durch Schmähgedichte zc. „Lyeder fingen, ſpre⸗ 

chen und machen.“ 22) 


21) Urkunden Th. J. S. 48 f. Bol. auch ©. 128. Abſchied zu 
Urach, 24. Februar 1492. „Es werden ae beſchloſ⸗ 
fen gegen Beichädigung der Kirchen, das Fluchen und Voll⸗ 
teinten.” ©. 184. Bundesabſchied zu Eßlingen, 30. Auguf 
1492: „Strafbeflimmung gegen das gottesfäfterlidhe Zutrinten 
Jeder Bundesyerwandte foll eine Sahung fürnehmen, woburd 
dieſem Lafer gefteuert werde.“ 


32) Bol. Reichs⸗Abſchied vom Jahre 1500 Tit. 33 mit der Königt. 
Satzung zu Worms 1495. R. P. O. vom Jahre 1530 Tit. I. 
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„tem zur Fuͤrkomung der goplefterung und ſchme⸗ 
hung, auch der pepftlichen und weltlichen Hoͤwptern, fs 
ſchwoͤren, Iyeder fingen, jprechen und machen befchahen ift 
ain ordnung fürgenomen und verlaflen, nachden Die ött 
was lang iſt, Das die getrudt, und fürtter jm bund al 
Ientbalben uszgeben und nichts des minder yetzund zu 
vermyden und zu Halten verkuͤndt werben ſoll. 22) 


ıc., vom Jahre 1548 Til. I. ꝛc. Werner R.⸗A. vom Jahre 
1524 $. 28, vom Jahre 1530 $. 58, vom Jahre 1541 $. 40, 
vom Sabre 1570 $. 154 ıc. 1577 Tit. 35. P. G.⸗O. Ark.‘ 
106. 110. 


23) Diefe in Patentform gedrudte Verordnung lautet: 

„Nachdem Got der almechtig fein werde muter Maria und 
als himliſch her, deszgleihen und dartzu zu zeiten unfer haili⸗ 
ger vatter bapft die Faiferlich Majeftät kuͤnglich Wirde herren 
und ſtett baider durch frawen und mannsnamen, jung und alt, 
wider die gefaßt der riftlichen Eichen und ains jeben crifl- 

laubigen menfchen feligfeit mit merflihem groszem gogleftern, 
Khweren. fluden, fagen, fpreden und liedern Angen geleſtert 
und geſchmecht, dadurch land und leut geplagt werden, und in 
widerwillen gegen einander fallen und kommen mögen, ſolichs 
h fürfommen und Got den allmedhtigen feiner werden muter 
aria und allen hinmlifhen her zu lob er und gefallen ver 
obgemelten gaiftliden und weltliden Heupter haben gemain 
bauptleut und rätt des löblihen buntes im land 
Schwaben ernftlli bevſolhen, daß in allen ſchloſſen ſtet⸗ 
ten, maͤrkten, dörffern und gebietten allenthalben dem gemelten 
Bund vervannt, offentlich verfüntt und zu halten veſtiglich ge 
botten werden fol, welicher oder weliche es feyen, jung ober 
alt, frawen oder mannsnamen, hinfüro Got lestern und ſchwe⸗ 
ren, oder die geiftlichen oder weltlichen heupter, und wer mit 
fingen, jagen —2* oder in ander obgemelt weis ſchmehen, 
dasz dieſelben all nach erkanntnusz ihrer oberfait und irem 
vershulben an leib oder gut geftraft, und follen auch bars 
über allentbalben auffmerfer gefaßt werden, bie 
überfarer gerügen und angegeben. Wo audy ander bei ſolichen 
ſchweren goßlesterungen und ſchmehungen ungewenlicy waren und 
das hörten die fo dabey find und follihs hörten, follen die fel- 
ben ſchwerer goßlesterer und fehmeher irer oberfait auch rügen 
und angeben, wo das nit befcheh, fo follen fie darum auch ge 
büst und geftraft werden, audy nad) erfenntniß irer obern und 
nachdem ettlih fuszknecht, die den fürften, bern und fletten 
diefen bunt verwant, uff den tail der wiberwertigen geloffen 
find, das dann ain jeder im bunt und dartzu verwannt, ben ſei⸗ 


N 
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Eine* Folge jener Zuſtaͤnde der Gewalt 24) war aber, 
aß fie in fich felbft den Grund fteter Erneuerung und 
ortdauer hatten, denn der Friedbrecher feßt Der gegen 
m gerichteten Bundesgewalt wieder Gewalt entgegen, 
nd es finden ſich auch in unferen Quellen bei Gelegenheit 
mer Fehde, deren Behandlung ſich durch eine Reihe von 
zerſammlungen fortfegt, eine Menge von Freveln aller 
Irt, Raub und Plünderung, Brand, Mißhandlung, Ver: 
undung, Gefangennehmung, Tödtung ꝛc. erwähnt. 

Sch gedenfe hier 3. B. des Falls „der Acht gegen 
litter Ludwig von Habsberg, wegen eined von ihm 
nternommenen Einfalls in das Gebiet des Abtes von 
doggenburg.“ „Die Vollziehfung diefer Acht gab von 
seiten des Beichädigten zu mancherlei Klagen Veranlaf- 
mg.” 25) Berner: „Klagen des Rathes der Stadt Wan⸗ 


nen offenlich verfünden, und zuhalten veftiglih gebieten fol, 
das; ſich dhainer usz dem krais des; bunts uff den tail ber 
weiderwertigen thü, dann welicher das darüber tätt den völt 
man’ darum an leib und gut ftraffen. Deszgleichen fo jollen 
die den bunt zugehörig und uff den widerwertigen tail gelauffen 
d, von ihren obern bey obgemelter penftraff und busz ernft- 
lich erfordert werden, fi fürberlich wider anhaim zu thun, und 
bem.allein fol auch geftrads nachgegangen werben.“ 


6) Diefer Zuftand war aber nicht blos in Deutfchland. Er herrſchte 
auch, und noch längere Zeit in andern Ländern. Ich führe, 
trade, weil e8 die Periode unter Earl V. betrifft, folgende 
telle an, aus der „Relation über den Zug des Kaiſers wider 
Tunis im Jahre 1535 von Antoine de Berrin." Staats 
papiere zur Geſchichte Kaifer Karl’s V., mitgetheilt 
von Dr. Lanz. Stuttgart 1845. (Bibliothef des lit. Ver⸗ 
eins Band XL) Anhang ©. 580. „Sa diete Majeste tout 
le tamps qu’elle fut au dict Palerme entendit et vagua song- 
neusement et tres vigillamment et choses eoncernant la 
justice, pollice et bon gouvernement du dict rayaulme, mesme- 
mant quant & 1a justice, qu’avait este par le passe mal ex- 
erc&e et administree de maniere qu’il advenoit souvent plui- 

. sieurs murdres, pilleries, larecins, forces et violences, tant 
aux champs que aux villes. Et furent prixs et emprisonnes 
pluissieurs tant barons, nobles, que autres, et aucun excuteg.‘“ 


5) Urkunden Th. J. ©. 50-57, 


458 Beiträge zur Gefchichte der Abfaffung der P. G.O. 


gen an Nördlingen 1489 gegen den Landvogt Johannes 
von Sonnenberg,” 2%) — wo denn audy Die Verſuche, ſol⸗ 
ches DBerfahren zu ordnen, ſich wenig erfolgreich erweir 
fen. 27) Unter den Beichlüffen 1490 ift zu bemerken: 
„Sollen alle Bundesverwandten Darauf Halten, ‚feine 
Sreihartsbuben?9) zu hegen, fondern wo bie betreten 
werben, fle aus dem Gebiete ded Bundes hinauszuſchaſ⸗ 
fen,” fo wie: „Auf die Klagen, daß Die Verwandten des 
Bundes weltlidie Sachen gegen einander vor geiſtlichen 
Berichten vorbringen, ift beichloffen, Daß keiner den an 
dern um weltlicher Sachen willen mit geiftlichem Gexricht 
belangen foll," was an das vorher Mitgetheilte himſicht⸗ 
lich der Beichränfung der Anwendung fremden Recht 
und Gerichts erinnert, aber auch vielleicht, bei der Maw 
gelhaftigfeit der weltlichen Nechtöpflege, als eine Not 
hülfe ericheinen mochte. ?29) Ferner die auf einer Reihe 
von Bundestagen verhandelte Sadye Beter Verber’s, di 
faft alle Arten des Friedensbruchs, mit Einfchluß von 
Tödtungen und Hintichtungen „unerfolgt Rechtens“ in 
fi) begreift, 3%) die Berichte der Streitigkeiten über die 
durch Die eidgenoͤſſiſche Geſandtſchaft geichehene Werbung 
1497, die eine ganze Gefchichte des Urſprungs der She 
tigfeiten mit dem Reiche enthält, woraus nachher (1499) 


26) A. a. O. ©. 87. 


27) A. a. O. S. 84 f. Ordnung, wie es im Falle eines Angrift 
von Seiten des Angegriffenen gehalten werben foll, und in 
welcher Form die Hülfe zu fuchen und zu leiften ſei.“ ©. 88. 
„Role wasz in bien Artikin zu thun ober zu Iasın fe." 


28) Klüpfel ©. 87. Note * erklärt dies: Freiheitobuben 
——— bie als Gaukler oder mit einem ähnlichen Geſchif 
des Müuͤſſiggangs im Lande umherziehen.“ 


20) A. a. O. ©. 87. 
30) A. a. O. ©. 152 f. 172f. 235 f. 414, 431. 


* 
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der Krieg entſtand. 29) Und neben vielen einzelnen Kla⸗ 
gen 8?) in den „abihied gemaind Bundes vers- 
famblungstags jo uff St. Sebaftiandtag zu 
Nürnberg fürgenomen worden ift a. dmi. 1500 
und ein jahr,” Die „Inftruftion: was die verorbneten 
Botichafter bei roͤmiſcher Königliche Majeftät werben und 
handeln follen." 


1) Da mehrere Bundesverwandten wider das Recht 
des Landfriedens und den Bund befhäbigt und befriegt 
werben, ımd die Gefahr, zumal wenn man nicht wehr- 
Baftig, zunehme, fo rufen fie ihn um des Landfriedeng, 
den er zu handhaben verpflichtet, und um des Bundes 
willen, in welchem er fi) ald Erzherzog von Defterreich 
befinde, an“ — „dadurch werde Die jetzt fürgenommene 
Drdnung im Reid) (das Reichsregiment) gedeihen und ber 
Friede erlangt werden. ” 

2) Würde er fi), wie fich deſſ nicht veriehen, bes 
Handelns nicht annehmen wollen, fo, wären fie verurs 
ſacht, auf einem andern Bundestag Maßregeln gegen die 
Landfriebensbrecher zu nehmen, 3%) worauf denn wieder 
neue Anordnungen ergehn, „damit obgemelt veuberey, 
beichedigung und befchwerden imbuut, beft eer fürfomen 
und gewendt werden." 3%) 

Die Angabe der Friedensbruchsfälle Tieße ſich bes 
trächtlich vermehren und mehr Stoff zur Schilderung des 
traurigen Zuftandes zufammenbringen, aber ich beichränfe 


31) A.a.D. ©. 228. 


32) A.a. O. ©. 415. 438, 444. 458. 464. 473. 485. 551. Händel 
zwiſchen Brandenburg und Nürnberg. ©. 458. 464. 473. 


33) #. a. D. ©. 428—430. Ein intereffanter Fehdebrief einiger 
ſchwaͤbiſchen Evelleute an Hans von Naſſenbach ©. 474. Ant: 
wort befielben ©. 475. 


3) A. a. O. ©. 445. 0 
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mid auf Das, was mit unjerm Gegenftande in unmittel⸗ 
barer Verbindung fteht. 

Dahin gehört die Unficherheit, ja Schutzlofigkeit, 
welche jo häufig gerade durch die Perjonen herbeigeführt 
wurde, denen neben ihrer Hauptbeflimmung des Kriege: 
Dienftes es oblag, allerdings unter höherer Führung, für 
die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung und des ir 
nern Friedens zu jorgen, nehmlicy Der geworbenen Gold: 
linge. Es lag dies in den damaligen öffentlichen er 
hältniffen, nicht minder wie in der Rohheit der Eitten, 
der man ja auch bei anderen Staaten jo vielfach begeg- 
nete. Denn Die Friedensbruͤche, über Die wiederholt ge 
Hagt wurde, Die auch nicht jämmtlidy eines wenigflend 
ſcheinbar rechtfertigenden oder entfchuldigenden Vorwandes 
entbehren, gingen von den NRittern und Edeln, felbft von 
Fürſten aus, und fallen nicht blos als eigentliche freyek 
hafte Gewaltthaten denen zur Laft, die das Waffenhand⸗ 
werf treiben. Bei legtern aber kommen fie in zwiefahe 
Weiſe vor: in der einen, wo die Ausübung ihres pfucht— 
mäßigen Kriegsdienftes eine Reiche von Mißbräuchen zur 
Golge hat, und zu foldhen Die Gelegenheit bietet, 35) we 
bei nicht ftetS Der Verdacht abgelehnt werden Fann, daß, 
jene mit mindeſtens ftillihweigender Genehmigung und 
gefliffentlicher Nachiicht ihrer Obern handeln, Dann in de 
andern, wo vornehmlich Die für den Augenblid nicht im 
Dienfte ftehenden oder vorübergehend entlafienen Reiftgen, 
Reiter und Fußfnechte, fi) auf Koften der allgemeinen 
Sicherheit einem wüften Leben ergeben, welches fi in 


35) A. a. O. S. 55 f. „Auf die arzeg von Röm. Kaiſ. Rai. 
von muthwilliger Räuberei und Beſchädigung iſt des Bundes 
unterthaͤnige Antwort, daß ihm nichts lieber ſey, als dag ern 
lihe Orbnung gemacht werbe, wie und weldhermaßen wiber bie 
Thäter, ihre Helfer und Anhänger und Fürfehieber mit Straf 
gehandhabt werben ſolle.“ 1511. 
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e Außern Ericheinung und formell wenig von ihrem jon- 
gen dienſtlichen untericheidet, darum aber auch um fo 
fährlicher ift und nicht geduldet werden darf. Wir wer: 
n fehen, wie aud) diefer Umftand in der fpätern Ge- 
jgebung berüdfichtigt wurbe, und mögen Deren fonft bes 
nfliche Beflimmungen- aus den gefchichtlichen Voraus⸗ 
jungen und Erfahrungen einigermaßen gerechtfertigt oder 
ch erflärlich gelten laſſen. 

Auf dem Berfammlungstag zu Ulm, den 18. Mai 
97, wird bemerft: 8%) on 

„Da mannigfadye Klagen vorfommen, wegen Der 
uthwilligen Räuberei, 27) welche allenthalben im Bunde 
«falle, fo ift beichloffen, ernftlich ‚zu befehlen, wenn Je⸗ 
and zu Roß oder Fuß, in Städten oder auf dem Land 
8 verdächtig betreten würde, fo fol der feftgenommen 
d vor Gericht geführt werben: und wo Jemand auf fri- 
ver That ertappt würde, jo folle man demſelben unver- 
glich nacheilen, ihn zue Hand nehmen und gegen ihn 
ndeln, wie fich gegen ſolche Webelthäter gebührt. Es 
llen aud) alle, Die dem Bund verwandt find, den Ihren 
fehlen, wo fie gefährliche Leute in den Herbergen fin- 
n würden, fo follten fie Diefelben unverzüglich zur An⸗ 
ige bringen.“ 38) 


) A. a. O. J. ©. 229. 


) Es wird daher auch der Vorzug inländifcher und vortheilhaft 
Befannter Rriegsleute vor fremden gelegentlih hervorgehoben. 
3.3. Abſchied zu Nördlingen den 19. Sept. 1500. Urkun⸗ 
den I. ©. 412. „Item — daß ein jeder pundtverwandt mit 

. emft und allem vleiß daran fein fol, fein anzal zu roß und zu 
fuß, fo jm erafft der aynung zu Haben gepürt, von guten, 
gefhidten und befannten und fonderlih fover man 
Die Haben mocht undertanen gefeffen leuten zu fiden, 
und fh der fremden unbefannten knecht zu entſchla— 

en und zu mieffingen, damit man deſter reblicher Volk 
Daben — mögen.” 


) Bel. noch ©. 146 (u. 1501). „Es foll auch eyn jeder allent⸗ 


. 
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Auf gleiche Weile wird in dem „Abſchied der Bun⸗ 
besverfammlung zu Nördlingen auf Mifericordiä Domini 
am 10. April 1502” beftimmt: 9) 

„Da an vielen Orten Fußknechte und andere müſſige 
- Leute, denen das Land. verboten ift, gehegt werden und 
daraus viel Unraths und Muthwillens erwaͤchſt, fo ik 
beichlofien, daß alle Bundesverwandten ein ernftlich Ge 
bot in ihren Landen und Herrichaften ausgehen laſſen for 
len, daß ſolche Knechte und muͤſſige Leute nicht geduldet, 
fondern ‚geftrafft und ausgetrieben werden.“ 

So glaubte man denn auch genügenden Grund zu 
haben, dergleichen Perſonen, 4%) insbefondere wenn fie bei 
den Wirthen einen übermäßigen Aufwand machten und 
nicht über ihre Erwerböquellen fich ‚befriedigend auszuwei⸗ 
fen vermochten, der Räuberei zu bezüctigen. Die 
Bamberger und Brandenburger H.⸗G.⸗O. ftellen 
daher Art. 47, die beiden Projecte Art. 40 und endlich 
die C. C. C. Art. 39 dieſes Verhaͤltniß unter Die Rubrif 
„Der Berdacht der Räuber genugiame Anzeige,“ als ger 
eignet auf, fofort gegen ſolche Leute einzufchreiten, ja es 
. wird Die hierauf gegründete Anzeige, ohne daß, wie in 
dem vorhergehenden Art. 38 und in den übrigen Fällen 
von einem vorliegenden concreten Verbrechensfalle Die Rede 
ift, für fi) allein, d.h. es wird das Dafein und Wirthe- 


halben bei ben feinen verfügen und verfchaffen, wo man let 
zu roß oder fuß gefarlich fi halten oder wandeln, daß die ge: 
rechtfertigt werben follen, wie fi gepürt.“ oo 


39) A. a. O. ©. 464. vgl. auh ©. 319. „Es melden fidh drei edel 
redlich Geſellen — die in Eßlingens Dienſt treten. wollen; er 
(Hans Ungelter) Halte es für gut, wenn nicht nur biefe, fon: 
dern auh 10—20 andere Dailige fiatt Fußknechte genommen 
werden, denn jedermann habe ein groß Erfäreden 
ob den flüdtigen Buben.“ 


40) Urkunden IL. 24. Den 9. October 1508: „Die Anſtalten ge 
gen raubende Meifige und Tußtnräite (len erweuert werben.“ 
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msleben dieſer Perſonen fuͤr hinreichend erachtet, den 
chluß auf verübte Raͤuberei zu begründen. 41) 

„Item Fo reyſig oder fuſſknecht gewonlich bei ber 
rten ligen und zern, und nit ſolche redliche dienſt hands 
rung oder gült Die fie Haben anzengen können, Davon 
ſolch zerung zimlich thun mögen, Die feyndt argkwonig 
id verbechtlih zu vil böſen fachen, und allernegft zu 
uberey, als jonderlidy auff unferm und des Reichs ge- 
eynen landtfrieden zu merken, darinnen geſatzt ift, Daß, 
an jolche buben nicht leiden, fondern annehmen hertiglich 
gen und umb ihr mißhandel mit ernft ftraffen fol, deſſ⸗ 
eichen ſoll eyn jede oberfeyt auff Die verdechtige bettler 
id landferer fleißig auffiehens haben.“ 42) 

Zu bemerken ift bier der Reichs⸗Abſchied von 1548 
it. „von herrenlvien Knechten;“ auch der von 1595 $. 
wachdem“ und 1577 Tit. VIL 

Die mit Holzichnitten verzierte Ausgabe der Bam⸗ 
ger H. G.O.48) ftattet Die betreffenden Artifel mit ei⸗ 
m Bilde aus, wo foldhe Söldner an einer Wirthötafel 

weiblicher Geſellſchaft ſich mit Kartenfpiel unterhalten 
id der Freuden eines wohlbefegten Tiſches genießen. 
dem ſchwebt Drohend das Werkzeug über dem Haupte, 
ittelft Defien er einft vom Leben zum Tode gebracht wer- 


) Der Art. 39 ſteht mit andern von Art. 33 an bis Art. 44 ein- 
fchlieglich, unter der allgemeinen Rubrif „Bon anzengen fo fi 
auf fonderlid miffethatten ziehen und ift eyn jeder arti- 
kel zu rebliher An eygung derſelben miſſenthat genugſam und 
darauff peinlich zu fragen.” 


) Der A Zas „deflgleihen — haben” kommt nur in der P. 
G.⸗O s V. vor; er fehlt in der Bamb. und Brandenb. 
H.⸗G. vn nd in beiden Projecten. 


) Am Schlufie des erften Projects fteht: „Nota zu bebenfen, ob 
man umb des gemeynen manns wiellenn, etliche figurenn, "wie 
in der Bamb. H.⸗G.⸗O. gefhehenn , inn diefe Ordnung auqh 
ſtellen wolle.“ 
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den würde: Schwert, Rad, Galgen, Brandpfahl ıc. Yes 
ber dem Bilde ftehn die Verſe: 

„Biel vertun und wenig haben 

Zaigt argkwenig diefe knaben 

Sw ubel vil, die ftreflich fein‘ 

Dadurch fie kommen offt in pain.” 


Unter den vielen Beichwerden über Gewaltthätigfeiten 
intereffiren uns vornehmlich Die der Städte. So möge 
denn aus dem „Abſchied der Bundesverfammlung 
zu Ulm den 8. Ianuar 1508” hervorgehoben werben: 

„Die Stadt Augsburg klagt, daß ihre Bürger 
. Matthäus Pfiſter und Matthäus Herwart durch Heinz 
Baum in dem pappenheimichen Gebiet gefangen genom⸗ 
men und nad) Böhmen geführt worden feien.“ 4%) 

„Die von Nürnberg zeigen an, daß ihr Bürger 
und Pfleger zu Lichtenau, Martin Löffelholz durch Heinz 
Baum auf freche Weife wider den Landfrieden bei dem 
Schloſſe Lichtenau gefangen genommen und weggefühtt 
worden ſei.“ 45) 

Den 1. Juni 1508: „Die Städte Nürnberg, Him 
und Isny Hagen, daß mehrere ihrer Bürger auf dem 


44) Urkunden zur Geſchichte des Söawäbiiden Bundes, 

eben von Dr. RK. Klüpfel. TH. I. Stuttgart 1608 

ibliothef des Literarifchen Vereins Th. XXXI.) 
Folgende 5 eig wie wenig genügend und wie —2*— bie * 
war: „ und erkennt, daß er den Gefangenen Hülfe u 
thun ſchuldig fei, dieweil aber "m diefer Zeit des Wetters hals 
ber füglich nichts vorgenommen werden koͤnne, ſo wolle man 
einſtweilen dem Pfalzgrafen der Landtafel zu® men unb bem 
Herrn am Guttenftein deshalb ſchreiben, bob Ze —8 
der Hülfe die nöthigen Anſtalten treffen. 
mittler Zeit durch Herzog Albrecht zu ae —— 
drich zu Brandenburg, die Städte Augsburg, N und 
andere über die Sache Kundfchagt eingezogen werben.” 


45) A. a. O. S. 16. „Es wird beſchloſſen kraft der Einung Hülfe 
zu leiften, in berfelben Weife, wie es denen von Augsburg 
zugeſagt worden iſt.“ 
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Beg nad) Leipzig im Thüringer Wald gefangen genommen 
md geſchatzt worden feien. Die Bundeöverfammlung ordnet 
Yähere Uriterfuchung der Sache an und giebt Befehl, Die 
Ihäter niederzumerfen und zu Handen zu bringen.” 46) 
Den 9. October 1508: „Die Städte Nürnberg, 
Ilm und Isny bringen wiederholte lagen vor, Daß 
nehrere ihrer Bürger und Diener im Namen Haintz Bavms 
tedergemworfen, theils geichaßt feien, theild noch in ſchwerem 
Hefängniß Liegen. Die Verfammlung erkennt, daß ernft- 
ich gehandelt werden müfle, wenn dem Bund nicht merf- 
icher Epott und Schaden daraus erwachſen folle.” — An 
de böhmifche Landtafel fol von Bundeswegen um Ab⸗ 
tellung der Räuberei gefchrieben werden, da auch Kur⸗ 
ürft Friedrich zu Sachfen mit einigen andern Fürften Bot- 
after zu der Landtafel in Böhmen ſchicken wolle. 
Bon Nürnberg läuft Die Anzeige ein, daß drei 
zrer Kaufleute in dem Gebiete des Grafen von "Dettin- 
en zwifchen Oftheim und Gnotzen von 14 Mann zu Roß 
efangen genommen und weggeführt worden feien.” 47) 


6) A. a. O. ©. 23 vgl. Note *. „Reihsftäbtifhe Kaufleute, bie 
auf die Leipziger Oftermeffe reifeten, wurden in dem Thürin- 
ger Wald zwiſchen Judenbach und Gräfenthal von 24 Raifigen 
angeiprengt (es waren ſechs von Nürnberg, einer von Isny 
und Laup Gimper und Marr Pflaum von Ulm) gefangen ge- 
nommen, ihnen die Augen verbunden, fie von einander abge- 
fondert, hinweg geführt und nad langem Zurückhalten gegen 
ein Gelbfumme Iosgelafien. Nürnberg und Ulm fahndeten auf 
die. Thaͤter.“ Ulmer Rathsprotocoll. Vgl. ©. 41. 


) A. a. O. ©.23. 24. Vgl. ©. 33. Abſchied der Bundesver- 
fammlung in Augsburg den 16. Juni 1509. „Den Stübten 
Nünrberg, Ulm und Jony wird zum Schuge gegen Heine Baum 
und fetne Anhänger eine Bundeshülfe von 400 Mann zu Roß 
und 4000 zu Fuß befchloffen, und Wilhelm Truchfeß, Freiherr 
von Waldburg und Wendel von Homburg als oberfle Feld⸗ 
bauptleute darüber gefeßt. Jeder foll mit feiner Mannſchaft 
bei St. Gilgentag in Regensburg fi einfinden.“ In dem Ab- 
fhied vom 22. Auguft 1509 heißt es aber: „Die Zeit der 
Hülfe,. weldhe den Stäpdten Nürnberg, Ulm Er Senn zus 


Archiv. d. Cr. R. 1854. III Et, 
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Abſchied der Bundesftädte zu Ulm am hei: 
ligen drei Königstage den 6. Januar 1510. „Die 
Städte beichließen, den Reichstag zu Augsburg zu beſchik⸗ 
fen, und auf demjelben von Seiten Der Städte folgende 
Klage anzubringen — — 2) wegen der immer noch · taͤg⸗ 
lich vorkommenden Räubereien — " 

Eben fo „Abſchied des gemein pundtsver 
fammlungstags fo — gen Augsburg fürge: 
nommen worden ift den 4. Sept. 1511." Zum Achten 
fayn noturfft von aynem velthauptmann zu veden, auch 
zu ratichlagen, wie die muthwillig vöberey, fo an vil or: 
ten entften will, und der überfliffig koſten im pundt hin- 
füro fürfommen und abgeftellt wird.“ 48) 

Abſchied des Bundestags zu Augsburg 
den 3. April 1512. „Es kommt zur Sprache, Daß man 
überall im Bunde über muthwillige Räuberei und Be 
ſchaͤdigung klage. Es wird beichloffen, Daß die Bundes: 
verwandten ein genaues Aufmerkfen Darauf Haben jollen, 
und wo etwas zu ihrer Kunde fomme, nad) Vermögen 
ernſtlich Dawider Handeln follen.” 49) | 


efagt worden if, wird verlängert, fo daß ein jeber mit 
Feiner Mannichaft an St. Maurizentag in Regensburg fein 
fol. Mebrigens foll der Bund eine gütliche Beilegung ber 
Sache verſuchen.“ Diefe kommt denn am 22. Sept. 1509 end: 
lich durch Vertrag zu Stante. N. a. O. ©. 34. Unter den 
„Helfern“ des von Guttenſtein und Baden, die fämmtlid von 
der über fie verhängten Acht freigefprochen werben, wird Gans 
von Selbig erwähnt. Vgl. S. 80. — Dafelbft auch ein an- 
derer intereffanter Fall gewaltfamer Befreiung eines Todtſchlä⸗ 
ers duch Graf Wolfgang zu Dettingen wider Markgraf 
—— von Brandenburg. 


48) A. a. O. Th. U. ©. 36. 52. Andre Fälle zwiſchen Füuͤrſten, 
wobei zum Theil Selbfthülfe wegen angeblihen Rechts flatt: 
findet ©. 37 — 41. 49. 64. 67. 80. 101. 107. 110. 118. 120. 
125. 131. 153. 167. 174. 177. 189. 194. 203. 208. 218. 
223. 224. 


49) A. a. O. ©. 57. 
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Abſchied des Städtetags zu Ulm den 6. Mai 
1512. „Da manchen Bundesverwandten durch muthiwillige 


1 


Ahfagung, Beraubung und Schagung der Ihrigen großer 


Schaden widerfahren ift, fo wird befchloffen, den offens 
baren Thätern, den wiffentlichen Enthaltern Haulern, Hos 
fern, Helfern, Fürfchiebern und Beiftändern ein ernſtliche 
Straf zu thun, worüber in nächfifommender Faſten ein 
Bundestag gehalten und ernſtlich gerathfchlagt werden 
fol." 50) 

Abſchied der Bundesverfammlung in Nörds 


lingen den 25. Auguft 1515. „Die, Städte Nürns - 


berg, Memmingen und Isny Hagen, DaB Hans 
Balthafar von Endingen mehrere ihre Bürger heichädigt 
und in das Schloß Ortenberg ‚gefangen gefebt habe. Man 
will abwarten, bis die Thalheren des Schloffed und 
Thales Drtenberg die ihnen von Dem Regiment zu Enfis- 
heim auferlegte und bis auf den Liebfrauentag feſtgeſetzte 
Antwort geben, und wofern ſie nicht erfolgt, bei dem Res 
giment zu Enfisheim wieder mahnen.” 91) 

Abſchied der Bundesverfammlung zu Ulm 
13. Dec. 1515. „In dem gedrudten Abfchied Die zehns 


jährige Einung betreffend befinde ſich ein beionderer - 


Artikel wegen der Leute, Die gefährlich zu Roß odker zu 


Fuß Hin und wieder ziehen und werben. Diefer Artikel. 


fei bisher wenig beachtet worden, er wird Daher erneuert 


50) A. a. O. ©. 58. Hier ift auch von einem Bundesgericht die 
eve. Diefes foll in den nädften 10 Jahren in Augsburg 
feinen Sitz haben, wenn ſich jedoch ſterbende Läufe dort beges- 
ben würden, fo folle das Gericht nach Gutvünfen der Bundes 
hauptleule an einen andern Ort verlegt werden. ©. 59. 65. 

1. . 


51) A. a. O. ©. 99. 117. 135. 143. 155. Die Antwort blieb 
aus troß aller Mahnungen. Neue Klage von Nürnberg unb 
Augsburg über Raub, Wegführung, Verbrennung ıc. am 
19. Februar 1521. A. a. O. ©. 208. 


gi” 
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und ernftlich befchloffen, feinen Inhalt fleißig zu vollziehen. 

Es fol nehmlich jeder Bundesverwandte fein fleißig Auf- 

merken und Kundſchaft haben laſſen, und wo etwa gefähr- 

liche Leute reiten, oder anhalten, ſoll allenthalben im 

Bunde Sturm gefchlagen und mit tapferm Ernſte eilends 
” zugezogen werben.” 52) 

Für die Anfhauung der Damaligen Zuftände gewährt 
eine jolche concrete Darftellung, die Mittheilung beftimm- 
ter, in verhältnigmäßig Furzer Zeit und in einem begrenz 
ten räumlichen Gebiete ſich wiederholender Fälle, bie 
Schilderung des Eindruds, welchen fie auf die. unmittel- 
bar oder mittelbar Betroffenen machte, ein deutlicheres Bild 
als die abftracte Angabe der Rechtsunſicherheit, Friedens: 
flörungen ꝛc. Um dieſes Bild noch mit einigen Zügen zu 
vervollftändigen, erlaube ich mir hier und in den Anmer 
tungen Einige in Betreff der Händel mit Götz von 
Berlihingen und Franz von Sidingen anzuführen. 
Allerdings wird ein Theil des poetifchen Reizes verloren 
gehen, welchen Die Betrachtung des Untergangs des Rit- 
terthums und des Abtretend des mittelalterlichen Princips, 
gegenüber den beginnenden neuen Geftaltungen, insbejon- 
dere der nun überwiegenden Macht Der Städte, der feftern 
Begründung und Geltendmachung des Rechts darbieten; — 
wir mögen diefen in jeiner Sphäre anerfennen und und 
immer von Neuem dem Genuffe des unvergänglichen 
Kunſtwerks Hingeben, welches Göthe, der auch Diele 


52) A. a. O. S. 111. „Wegen Verdachts der Landfriedensflörung 
follen folgende Heren von Adel zur Aurgation vorgeforbert 
werden: rig von Thüngen zu Zeittelsfels, Chriſtoph von 
Thüngen zu Burgfin, Philipp von Rechberg von Hohen-Rech⸗ 
berg, Vogt zu Goͤppingen, Wilhelm von Rechberg von Hohen⸗ 
Rechberg zu Weiſſenſtein, Wolf von Rechberg zu Hohen⸗-NRech⸗ 

berg, Wilhelm von Degernfelb zu Ehbach, Thomas von Ehingen 

u Rediberphaufen.“ Abfchied der Bundesverfammlung in Auge: 

urg 10. Febr. 1516. A. a. D. S. 116. 124 
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Zeit und ihre Verhältniffe mit gewohnter Feinheit gewür⸗ 
Digt, mit unübertroffener Wahrheit Dargeftellt, und Dramatifch 
vor Die Augen bringt, indem er unferer Herzens⸗Empfin⸗ 
Dung den Sieg- über den kalt veflektirenden Verftand ein- 
räumt. Die Hiftoriiche Forſchung hat eine andere Auf: 
gabe, und das Strafrecht, obſchon auch einer poetiichen 
Seite nicht entbehrend, darf letztere nicht als Die übertoles 
gend berechtigte gelten laffen. 


Abſchied der Bunbesverfammlung zu Roͤrd— 
lingen den 26. Juli 1513. 


„Dieſer Bundestag iſt zu gütlicher Handlung zwifchen 
den beihädigten Bundesverwandten und den Landfriedens- 
brechern berufen worden und Markgraf Eafimir von 
Brandenburg als Fatjerliher Commiſſarius 
Darauf erfhienen. Der Urheber des Landfriedenshruches 
aber, Goͤtz von Berlihingen, hat nicht nur die Ci⸗ 
tation verachtet, und ift nicht erichienen, fondern hat auch 
indeffen den Bund zu noch mehr Schimpf und Beradhs 
tung, denen von Nürnberg und andern Bundesver- 
wandten 4 Wagen mit Kaufmanndgütern nahe bei Mers 
gentheim, Die des Markgrafen Friedrich Geleit hatten, 
raublich genommen, geplündert, und was er nicht wegfühs 
ren fonnte, verbrennen laſſen. Es wird nun ein allgemei- 
nes Aufgebot des Bundes zur Beftrafung dieſes muth⸗ 
willigen Handels in Antrag gebracht und beichloffen.” 5%) 


53) Urkundenbuch Th. I. S. 73. „Man beabfihtigte eine nicht uns 
bedeutende Ruͤſtung, namentlich follte an —2* eine anſehn⸗ 
liche Anzahl zuſammengebracht werden. An Schlangenbühfen 
mit allem was dazu gehört, follte Dann 8, Bamberg 6, Bran- 
denburg 8, Nürnberg 8, Eid ſtedt 4 Stück ſchicken, Bamberg 
follte 4. Stüd bringen, da Ellen fhießen mit Bücfenmet- 
Ben fo viel man dort hat, Nürnberg foll Haben Fr wei ſcharfe 

Mepen, 4 Singerin und 4 Nachtigallen mit ihren Büchfenmel- 
fern, und fol jeder Theil alle Doku, und was zu ben 
Büchfen gehört, mitbringen.” Vgl. ©. 2 
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Die Beſchwerden der Städte über die Vergeblichfeit 
ihrer dringenden Geſuche um Hülfe ericheinen wohl ge- 
rechtfertigt, wenn man auch hier wieder fieht, wie langs 
fam und zögernd bei Ausführung von Beichlüffen verfah- 
zen wurde, deren gebieterifche Nothwendigkeit anerkannt 
worden war. 

In dem „Abſchied Der Bundesverfammlung vom 
9. Septbr. 1513” wird beliebt: 

„Mit der Bundeshülfe gegen Götz von Berli- 
hingen will man es in Betracht der großen Kriegshand- 
lung, womit: römifche Kaiſerliche Majeftät in dieſer Zeit 
an vielen Orten beladen ift, bis nädhftes Frühjahr 
anftehen lafien, am 1. Mai aber jollen alle Bunbesftände 
mit ihrer Mannichaft zu Uffenheim im Feld ericheinen.“ 8) 

Abſchied der Bundesverjammlung in Augd- 
burg den 13. März 1514. 

„KRürnberg macht die Anzeige, daß Valentin von 
Biſchoffsroda und Chriftofel von Oberftein der Stadt eine 


54) N. a. O. ©. 75. — Der Abſchied des Berfammlungstage in 
Augsburg den 28. Nov. 1515 enthält eine ausführliche Beftims 
mung über das Berfahren in Friedensbruchſachen, welche mit- 

utheilen die Grenze, die ich mir hier fegen muß, nicht geflat- 
det. Nur der Anfang möge Plag finden, zugleich als Beitra 

zur Lehre von den Delikten der Eorporationen. Na 

vorangegangener Unterhandlung mit dem römifchen Kaifer, wie 
es mit den Landfriedensbrechern und Aechtern zu Halten fe, 
über welche man an den lebten Bunbestagen zu Nördlingen 
und zu Ulm gehandelt habe, welche Stände ſich des Geleitkru: 
ches und des Noms in Franken halb — gefchehen, purgieren fol: 
Ien. Als verdächtig der Theilnahme erſcheinen Bischoff Lorenz 
zu Würzburg, das Domcapitel dafelbft fo wie die geiſtlichen 
und weltlichen Räthe und Amtleute, der Schultheis zu Würz- 
burg, Richter, Bürgermelfter, Rath umd Zertot q; Ochſen⸗ 
furth, Amtmann, Richter, Rath und Gericht zu Kiffingen an 
der Sal, Zentgraf, Schultheis und Geriht zu Thumersdorf — 
der Commenthur zu Mergentheim und feine geiftlichen und 
feine geiftlihen und weltlichen Amtleute daſelbſt.“ vgl. ©. 83. 
„Das Streifen foll wegen des eingefallenen Unwetter und bes 
Winters vorläufig unterlafen weiten! S. Tr. 


‘ 
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muthwillige Feindſchaft angefagt und ſich der Fehde Des 
Götz von Berlihingen angenommen haben. Es wird 
beichloffen, ſolches allenthalben im Bunde zu verkünden, 
Damit fidy ein jeder Danach zu richten wiſſe.“ 55) 
| Abſchied in Nördlingen 30. April 1514. „Auf 
Pfingften follte auch wieder ein Bundestag in Augsburg 
gehalten werden um von den betheiligten PBarteien, na⸗ 
mentlih von Berlihingen, Selbig und den andern 
Aechtern Das Zus oder Abfagen anzunehmen, ob fie die 
gütliche Abrede in Linz annehmen wollten.“ 56) 
Dazmwifchen wiederholte Klagen über langfames Ver⸗ 
fahren, Streit wegen des Geleitredhtd, Der verfäumten 
Nacheile, Competenzeonflifte zwifchen dem Faiferlichen Hof- 
gericht zu Rotweil und den jtädtifhen Gerichten, 5) aud) 
ausnahmsweile ertheilte Erlaubniß zur Anwendung der 
Selbfthülfe. 58) | 


v 


55) A. a. O. ©. 84. Ein anderes Zeugniß der Zuſtände ©. 85. 

„Die Bundeshauptleute berichten, daß dem Abt zu Würth ab» 

efagt worden fei wegen Claufen Schneiders, der des Abts 

Bein und fürzlih zu Spalt gefänglidy eingebracht worden fei. 

ie Abfager haben auf den Fall abgefagt, wenn 
Claus Schneider peinlich gefragt und ihm feine 

Glieder zerriffen würden." DBgl. ©. 91. 


56) A. a. O. S. 85. 


57) Abſchied zu Nörblingen ven 11. Nov. 1614. „Wegen der in 
Ausficht geftellten Freiheit der Purgation läßt die Bundesver- 
fammlung den Kaiſer erfuchen, daß er den erforderlichen Brief 
bald ausfertigen laſſen möge, da neuerlih wieder allenthalben 
im Bunde Störungen des Kandfriedens vorgefallen, denen nicht 
gefleuert werden könne, wenn der Bund nicht das Recht habe, 
die Thäter zur Purgation zu fordern.” ©. 91. 93. 303. 


58) Abfchied in Ulm den 15. Januar 1615. Wolf von Freiberg 
zu Rickhauſen fchreibt wegen feines leibeignen Knechts Hans 
Rugelmann , der von Conrad von Rietheim feit Tängerer Zeit 
gefänglich gehalten worden, ohnerachtet er ſich feines Theile 
aller Fiemtichfeit erboten, und bittet den Bund um Verwen⸗ 
dung in dieſer Sade. In Betracht, daß Conrad von Riet⸗ 
yeim fi) wegen Kugelmanns und Anderer, die er damals im 

efüngniß gehabt, erboten habe zu Recht zu fliehen, aber fein 
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Abichied in Ulm den 13. Sept. 1515. 

„Der Erzbiihoff von Mainz bringt Klage vor, daß 
man ihm jeinen Bundestagsgejandten Doktor Johann 
Kuchenmeifter, als er zu dieſem Bundestag habe reiten 
wollen, mit feinen Snechten in Taiferlicher Majeftät Geleit 
niedergeworfen und hinmweggeführt habe. Dieß müfle dem 
Bund zu großer Verachtung, zu Spott und Nachtheil ges 
reichen; wie e8 jetzt dem Doftor Kuchenmeifter zugeftoßen, 
‚ fo könne es nächſtens einem Andern zuftoßen. Es wer- 
den etliche verordnet, um Kunde einzuziehen und Gelder 
aufzulegen, und anzugeben, wer die Thäter ſeien. Es foll 
aud ein jeder Bundesverwandter zu Niederwerfung umd 
©efangennehmung Goͤtzens von Berlichingen behülf 
lid) fein.” 59) 

Abſchied in Augsburg den 10. Febr. 1516. 

„Mainz begehrt Hülfe gegen Götz von Berli: 
hingen und feine Anhänger Es wird auf Sonntag 
Eantate ein Bundestag in Nördlingen angefeßt, um das 
Nähere hierüber zu bejchließen.“ 60) 

Nach wiederholten Klagen wird beliebt, Die Sadıe 
einftweilen auszufegen. 6) 


Wort nicht gehalten, vielmehr dem genannten Kugelmann au: 
Berhalb rechtlicher Erkenntniß und gegen fein Zufagen geftraft 
habe, wird befchloffen dem von Mietheim ernftlich zu fchreiben, 
daß er feinen Gefangenen binnen 14 Tagen entlaffe, wofern 
er aber das nicht thue, werde der Bund den Wolf von Frei⸗ 
berg nicht hindern, mit eigner Gewalt feinen Leibeignen frei 
zu machen.” Meine Unterfuhungen S. 367. 


59) A. a. O. ©. 110. 1%. 


60) A. a. O. ©. 115. Abſchied in Nördlingen 24. Juni 1516. 
„Der Erzbifchoff von Mainz läßt an Vollziehung der Ihm % 
gen Götz von Berlichingen zugefagten Hülfe mahnen. Die 
Beltimmung, wann diefe Hülfe in Volzug geſetzt, und wer 
zum Bundeshauptmann erwählt werben ſoll, wird auf ben naͤch⸗ 
fien Bundestag verfihoben, der am Sten Juli zu Augsburg ge 
halten werden ſoll.“ ©. 129. 


61) Abſchied in Augsburg den 8. Juli 1516." Im Betreff ber 
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Abſchied zu Ulm den 6. Februar 1519. 
„Der Stadt Heilbronn wird befohlen Den 


Götz von Berlichingen ledig zu laffen.” 6%) 


Nach mehren Jahren erneuern fich viele andere Be⸗ 


ſchwerden, 3. B. gegen den fränfiichen Raubritter Thomas 
von Absberg, 6%) auch die wider Gt. Am Schluffe 
bes Berichts über einen „an Eßlinger und Ulmer Bürs 
‚gern verübten Friedensbruch“ am 17. Nov. 1525 wir 


62) 


mainzifchen Hülfe gegen Götz von Berlihingen wirb ge⸗ 
funden, daß es dem Bunde doch auch zu befchwerlich wäre, 
wenn er neben ber Kriegshülfe, welche er dem Kaifer leiften 
müfle, auch noch diefe mainzifche Fehde ausfechten folle.. Man 
befchließt daher, daß mit lepferer für diefen Sommer fill 
geflanden werden folle" ©. 131. — Am 5. Januar 
1517 Kaiferlihes Mandat, „worin die Stände der fechs Birke 
des Reichs der Stadt Worms zu Hülfe gegen Franz von 
Sidingen aufgemahnt werden.” ©. 135. „Sickingens Han⸗ 
del” ©. 140. — „Schilderung der von demfelben verübten 
Graufamfeiten und Frevel“ 141. 144. 145. 


A. a. O. S. 163. Abſchied in Augsburg 24. Februar 1521. 
„Auf ein Anbringen, welches auf diefen Tag im Namen der 
Faiferlihen Majettät von ihren Commiflarien wegen der reis 
laffung des Göb von Berlihingen gefchehen iſt, befihließt 
die Bundesverfammlung auf Hinterfihbringen, den Götz von 
Berlihingen auf eine Urfehde falferlicer Majeftät zu Ges 
fallen, Thomas von Ehingen zu Gut und auf die Fürbitte 
feiner Freundfhaft, Götz von Berlihingen Loszu- 
laffen und die 2000 $1., welche die Bundesſtaͤnde den Knechten 
für feine Gefangennehmung bezahlt hatten, nachzulaſſen.“ N. a. 
. ©. 203. 


Abſchied in Augsburg 24. Juni 1521. „Götz von 
Berlichingen foll losgelaffen werben, und der — 
Freiherr zu Waldburg, wird im Namen des Bundes beauf⸗ 
tragt ihm die Urfehde abzunehmen." N. ca. DO. ©. 208. 


Berfammlung der obern Städte in Memmingen 26. Juni 
1521. „Drittens habe fie des von Berlihingen Begehren 
und Urfehd erwogen und für das Beſte angefehen, daß bie 
ſtaͤndiſchen Bundesräthe, wenn von der Sade geredet würde, 
daß der von Berlichingen zahle und ihm nichts nachge⸗ 
laffen werde.” Ebendaſelbſt. . 


63) A. a. DO. Th. II. ©. 189. 192. 194. 224. 232. 243. 


⸗ 
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bemerkt: „daß der Thäter mit Thomas von Absberg 
und Goͤtz von Berlichingen in Verbindung ftehe.“ 6% 
Ich leifte Verzicht, mehr aus den Quellen beizubrin- 

gen, deren Studium nidyt genug empfohlen werben Fain. 
Für unfern Zweck ift es hinreichend, Das zu beftätigen, 
und durch Die Angabe befonderer, vecht augenfcheinlicher 
Fälle zu unterflügen, was über den Rechts⸗ und Sitten⸗ 
zuftand jener Periode, Die der Abfafiung der P. ©. O. 
unmittelbar vorherging, angeführt zu werben pflegt. Wel- 
ches war aber nun das Verhältnig der Städte insbelondere? 
Wir beantworten dieſe Frage zunächft wieder mit 
Ruͤckſicht auf das, was wir aus ber und eröffneten reichen 
Duelle fchöpfen. Die Städte find einerieltd genoͤthigt, 
mit Aufwand von großen Koften und Menfchenfräften 
die Fehden der Fürften mit auszufämpfen, andererſeits, 
grade am meiften in ihren auf eine friedliche Ordnung 
berechneten Intereſſen gefährdet, häufigen Räubereien und 
Friedensſtoͤrungen ausgelegt, in ihren Bürgern, welde 
des Handeldverfehrd wegen reiien, oder in ihren Waaren⸗ 
fendungen, des foftbaren Geleites ohngeachtet, ſteten frevel⸗ 
haften Angriffen, faft ſchutzlos Preis gegeben. Die nad 
"wiederholten Verhandlungen ihnen endlich zugeficherte Hülfe 
wird, aus irgend einem meift ſchwachem Grunde, wegen 
vorgerüdter Jahreszeit, übler Witterung, nochmaligen 
Verſuches gütlicher Beilegung, zu großen Beichwerben und 
Koften, oder wegen Uneinigfeit unter den Bundesgliedern, 
der Geltendmachung anderer dringenderer Intereſſen, auf 
eine gelegenere Zeit hinausgeichoben und dann enblid mit 
nur ungenügendem Erfolg gewährt, wenn fie nicht gan 
unterbleibt, während in ber Zwiſchenzeit Der Uebermuth 
ihrer Dränger wächft; Die Straflofigfeit der Friedensbte⸗ 


64) 9. a. O. S. 296. 
mn Dr 
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her vermehrt die Zahl derjelben. 65) Dabei find durch 
"die Einrichtung des Bundes felbft, obfchon dieſer haupt: 
fächlicy die Aufrechthaltung des Landfriedens und der in- 
neren Ruhe fid) zum Zwecke geſetzt Hatte, die Städte 
mehr oder minder gehemmt, ſich mit eigener Kraft zu 
ſchuͤtzen, und das Recht, auf welches fie hingewieſen wer: 
ben, zu deſſen Verbreitung oder Verwirklichung die Hülfe 
dienen follte, wird vergebens in Anfpruch genommen. 

So finden wir bereit in der „Inftruftion für 
Ulrich Strauß, Nördlinger Gefandter gen Ulm 
auf den Wahltag” den 23. April 1499 eine foldhe 
-Befchwerbe: 

„Es bünfe fie gut, daß das Stäbtevolf unter einem 
eigenen Haupimanne beifammen bleibe, damit ihm deſto 
weniger Unbilliged zugemuthet werde, er koͤnne dennoch 
unter dem Feldhauptmann ftehen. Den Bundesräthen 
follte fo viel Gewalt gelafien werden, damit man nit 
"mehr alio angeführt werde, fie follten aud in Städte- 
ſachen mehr helfen und nicht Diefe liegen laffen 
und den Größern helfen.“ 69 

Unter jenen Umftänden konnte auch nicht fofort eine 
umbedingte Gewißheit erwartet werden, ben Bund nad) 
Ablauf der Zeit, für welche er zuerft eingegangen dann 
erſtreckt war, noch ferner jo beftehen zu laſſen. Hierüber 
belehrt und „der Abfchied der Städtebotjichaften 
auf einem Tag zu Ueberlingen“ den 12. April 1520. 

„Boranftehende Städteboten verfammelten fidy zur 
Borbereitung auf die Erftredungshandlung am Sonntag . 
Mantate und vereinigten ſich zu folgender Antwort: Es 


65) Urkunde OD. ©. 264. „Abſchied zu Nördlingen den 17. Mai 
1525. „Zur Befchirmung der armen Leute gegen bie Edelleute 
fol auf gemeine Bundes Koften eine Schaar von 35 Reifigen 
für die nächſten 2 Monate beftellt werden.“ 


66) Urkunden Th. I. ©. 323, 


S - 
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fei ja noch eine gute Zeit und gegen Dritthalb Jahre, bis 
die befchworne Bundeseinung ihre Endſchaft erreiche. Da 
nun nad) ‚ausgegangenen Mandaten Der römiiche Kaiſer 
Willens fei, fich auf künftigen Monat März. ins Deutiche 
Land zu begeben, um daſelbſt Frieden, Recht und 
gute Ordnung aufzurihten, fihern Handel 
und Wandel zu begründen und glle Uneinig- 
feit und Straßenräuberei abzuftellen, fo wolle 
man defien Ankunft erwarten, che man etwas Beſtimmtes 
über die Erſtreckung zufage, um fo mehr, da ſich in der 
Zeit allerlei begeben Eönne.“ 67) 


Noch unzweideutiger Ipricht fi die Mißſtimmung in 
den „Belchwerden der Städte auf dem Keichstag zu 
KRürnberg im Frühjahr 1523 aus." 


„2) Sie bejchweren fih über den im Wormſer 
Landfrieden enthaltenen Artikel, Daß Feiner als Land: 
friedensbrecher oder Aechter geftraft werben Dürfe, er fei 
denn zuvor rechtlich citirt, gehört und mit Ur- 
theil für einen Aechter erflärt. Bei dem Rechts⸗ 
verfahren, das To langſam fein Ende erreiche, 68) Haben 
die Beichädigten, welches beionders die Städte ſeien, 
‚außer dem empfangenen Schaden auch noch Zeitwerluß und 
‚andere Nachtheile zu erleiden, und am Ende fei noch un⸗ 
gewiß, ob das Urtheil auch vollzogen werbe. 





67) Urkunden Th. I. ©. 183. 


68) A. a. D. ©. 326 die Befchwerde: „Nr. 8. Niemand unters 
halte das Kammergericht mehr als die Städte, und niemand 
werde von demfelben mehr umgetrieben als die Städte.“ Anbee 
Zeſchwerden ergehen von andrer Seite gegen den Bund, 3.2. 

238. „Wenn der Bund oder andre große Gewalten einen 
—— begehen, ſo erkläre man ſie nicht in die Acht, arme 
Edelleute aber werden bei ſelbſt rechtmäßiger Gegenmefr 
eilends en und blutig in die Hölle geworfen. “ Bol. 
II. ©. 237. Nr. 


N 
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3) Daß fie unter den Ihrigen oft fo lange Rechts 
ſpruch und Erecution nicht erlangen Eönnen, indeß fie die 
Gerechtigkeit ſchleunig üben. Injonderheit finden ungehor- 
fame und zurüdgetretene Bürger und Unterthanen ber 
Städte bei andern Fürftenmäßigen und dem Adel Zufluct. 

4) Daß die Geleiter fo Foftbar und Doch fo wenig 
ſchuͤtzend feien. 

5) Daß die Reichsftädte, ihre Bürger und Verwandte 
vielfältig und wider alle Rechte, den Landfrieden und Die 
Reichsordnung beichädigt, bedrängt und beraubt, und Die 
Thäter noch beichirmt werden, woraus Verderben der Deut- 
hen Nation und Untergang des Handel und Gewerbes, 
womit Das heilige Reich nicht zum geringften Theil unter- 
halten werde, erfolgen müffe.” 69) 

Bei der endlichen Auflöfung des Bundes wird bes 
merkt: „Der Bund fei den Städten mehr verberblidh, als 
nüglich geworben“ 70) und „fie können aljo nicht finden, 
daß der Bund ihnen nützlich geweſen fei.” 71) 

Daneben finden fic) einzelne Spuren, daß auch Ge 
genftände der Strafrechtöpflege im weitern Umfange, als 
der Friedensbrüche, zur Erörterung gefommen, wobei Denn 
die. Städte eiferfüchtig über die Bewahrung ihres Herkom⸗ 
mens. und ihre Rechte wachten. 

Ich ziehe folgende Stelle aus, die in dem „Abfchied 
des Bundestags, weldher wegen Erftredung 
des Bundes auf St. Sebaftiansdtag gehalten 
worden iſt“ den 20. Januar 1511 fich findet. 

„stem der Artikel, Das Der malefizhandel und 
Die Sachen fo die er antreffen, im bundt ausgenommen fein 


69) Urkunden Th. II. ©. 239. 
70) A. a. O. ©. 351. 
71) Ra. O. S. 355. 
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follen ift gerathichlagt aus bewegenden urjachen zu befiern, 
und noch volgender mass zu feßen. 

Es follen aud) in allen vor und nachgeſchriben ar⸗ 
tickelln aussgenomen umvergryffen fein, die malefitz— 
hendell und Die ſachen fo Die err antreffen, und der 
ſelben gehallten werden, wie jedertaill gefreytt, vers 
tragen, herkommen oder jn gebruch iſt, und fo 
der kains deſſelben orts vorhanden war, ſoll es deshalben 
gehallten werden, wie recht iſt.“ 72) 

Ja, bei einem Zweifel über das Geleite, welches 
„von etlichen gefährlicher, verdächtlicher, auffehüche und 
geſchwynder weyſe gebraucht“ werden koͤnnte, lehnten die 
Staͤdte (am 22. Januar 1515) den von Eßlingen geſtell⸗ 
ten Antrag ab,“ von Seiten des Bundes vom Hofßgericht 
zu Rotweil Erläuterung zu begehren, wie es ſich mit Die 
jem Geleite verhalte." Die Bundesverfammlung befchließt 
jedoch, Daß fie dieſes nicht für nöthig halte, denn bei 
Diefer Gelegenheit fonnten Die Stände über und wider 
ihre erlangte und hergebrachte Freiheit auf 
manderlei Weife befhwert und gefhwädt 
werden. Man wolle daher lieber die Sache auf fid 
beruhen laffen.” 73) 

Auch die Zmwiftigfeiten, welche zu Ende dieſer Periode 
(1523) zwiſchen dem Bunde und dem ohnlaängſt errichte⸗ 
ten Reichöregimente eintraten, ftehen mit der Strafrechts⸗ 
pflege in Verbindung, obgleich Gegenftände anderer Akt, 
insbefondere Die Politik und die Kirchenreformation betref 
fend, in den Vordergrund treten. Der urfprünglich auf 
Herbeiführung einer Reform der Reichsverfaſſung berech⸗ 
nete ichwäbiiche Bund, war zu einer, wie wir fehen, nicht 
einmal ausreichenden Einigung Behufs Erhaltung de 


72) A. a. O. Th. U. ©. 4. 
73) 9. 0.0. S. 9. 
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dandfriedens geworden, und jene Aufgabe mehr dem 
Reichöregiment zugefallen. ”*) So fam es zu Eonfliften, 
u gegenfeitigen Beichwerden und Anfhuldigungen. 

Die Reichsftädte, in und außerhalb des Bundes, 
gleich fie, wie wir urfundlich nachgewieſen haben, mit 
em Bunde unzufrieden find, beichweren ſich doch auch 
iber das Reichsregiment, wiewohl fie mit dieſem, welches 
ich der Kirchenverbefferung geneigter erzeigte, wieder mehr 
ujammenftimmen. 75) 

Ob die Streitigkeiten, zwifchen den Marfgrafen 
von Brandenburg und der Stadt Nürnberg 79% 
nsbefondere, einen wenigftend mittelbaren Einfluß auf Die 
Stimmung der leßtern und hiernach der Städte überhaupt, 
infichtlih Des Entwurfs Der Halsgerichts- Drbnung ge- 
abt Haben, wage ih, in Ermangelung der Quellenzeug- 


4) ©. tie Darftellung von Klüpfel „Eiferfuht und Mißhelligs 
Teiten zwifchen dem Schwäbifchen Bunde und dem Reichsregi⸗ 
mente” a. a. O. ©. 235, welche insbefondre auch wegen ur⸗ 
kundlicher Mittheilungen,; auf das, übrigens mit Borficht zu 
gebrangjenbe Werk von J. E. Jörg, Deutfhland in der 

evolutionsperiode von 1522 bis 1526 verweifet. 
Srfterer jagt ©. 26: „Als das NReichsregiment anfing, Lands 
friedensbrecher zu firafen und zur Verantwortung zu ziehen, 
beflagte fich der Bund über Eingriffe in feine Befugniffe, und 
wenn der Bund feine Pfliht thun wollte, fo machte ihn das 
Reichsregiment Schwierigkeiten. Wer von dem einen anges 
fochten wurde, fuchte bei dem andern Schuß.“ 


5) Infteuftion der Bundesgefandten auf dem Bundestage in Ulm, 
. auf Lätarr 1523. „Ulnı inftruirt feine Gefandten, allen moͤgli⸗ 
hen Fleiß anzuwenden, daß die Handlungen bes Reichsregi⸗ 
ments und ded Kammergerichts, woburdh fie fih unterftchen, 
den Bund in feinen Sachen zu irren und zu hindern, abge- 
ftelli werden. Nörblingen inÄruiet feine Gefandten, in An⸗ 
fehung der Befchwerden über das Reichsregiment und Kammer⸗ 
gericht foll er fein Aufmerfen auf Augsburg, Nürnberg und 
Ulm haben, jetoh fo glimpflid Handeln, daß bei ihm nicht 
ein größeret Unwille gegen das Regiment und das Kammer: 
gericht als bei den andern vermerkt werde." A.a.D. ©. 242. 


6) Urkunden I. ©. 392. 439. 464. 473. 550. 555. II. ©. 9. 14. 
153. 159. 178. 186. 193. 207. 227. 
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niffe, nicht zu entſcheiden. Doch darf hier daran erimert 
werden, Daß der Berfafler der Bamberger H. G. O. 
Sohann Freiherr von Schwarzenberg ipäter in 
die Dienfte der Markgrafen Georg und Eajimir 
von Brandenburg getreten, daß damals ſchon 1516 
die Brandenburger H. G. O. erfhienen, und Schwar- 
zenberg 1521 Mitglied des Reichsregiments und vorüber: 
gehend Vorfigender deſſelben war. 77) 

In dieſem Jahre 1521 Hatte ſich ein Ausichuß der 
Stände auf dem Reichstage zu Worns wieder mit bem 
Entwurfe der B. ©. O. beichäftigt, und es war der in- 
zwiichen Darüber entworfene Begriff der Reichsverfamm- 
lung übergeben worden. 7) Es kann nun wohl feinem 
Zweifel unterliegen, daß Die oben mitgetheilte Aeußerung 
der Städte vom 18. Juni 1523 in Anfehung ber ihnen 
angeblich nachtheiligen und mit ihren Freiheiten in Wider: 
fpruch ftehenden H. ©. O. fi) auf Das Furz zuvor her⸗ 
ausgegebene Projekt beziehe. 

Es bleibt nunmehr nody übrig, einen Blick auf das 
fruͤhere Verfahren zu werfen und zu eroͤrtern, welche 
Rechte der Städte Dabei vornehmlich durch Die neue Ord⸗ 
nung gefährdet erichienen. Daß es fi) hauptſächlich um 
das Verfahren Handelt, und nur mittelbar von ben 
Strafen, ift oben bereitS erinnert worden. Wenn auf das 
Nürnberger und Bamberger Redjt befondere Rüds 
fiht genommen wird, fo findet Dies feine Rechtfertigung 
theil® in der Bedeutung, welche die Stimme Nürnberg 
in dem Rath der Städte hatte, theild, was von bem 
Bamberger älter Rechte bemerkt worden ift, und eben 


77) „Malblanc Gefhichter ©. 119. 


78) Rathfchlag Fleinern und größern Ausfchuffes von ben Reiches 
fländen auf dem Reichstag zu Worms anno 1521. trium Re- 
gum die H. G. O. betreffend.” Dal. Kress Comm, ad C.C. Ef. 
Praef. $. XVI. Maldlanı a... D. S. v 
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darum auch im weitern Umfange gilt, „wie auffallend 
eben dieſes Bamberger Stadtrecht ſeiner nachgewieſenen 
autonomiſchen Entſtehung ungeachtet, mit dem Inhalte 
der übrigen Rechtsquellen, namentlich den Stadtrechten 
des 14ten und IBöten Jahrhunderts übereinſtimmt, und 
wie dieſe Uebereinſtimmung ſogar in einer großen Reihe 
von Einzelnheiten und Singularitäten hervortritt.“ 79) Es 
ift wohl anerkannt, 8%) daß bis zu Diefen neuen Geſetz⸗ 
gebungen — wenn man fie fo nennen darf, — Das Straf 
verfahren weſentlich auf altgermaniſchen Rechtögrundfägen 
beruhte, welche felbft durch die Gapitularien Carl's des 
Großen mehr nur feftgeftellt,, auch theilweiſe weiter ent⸗ 
widelt, als neu eingeführt worben find, und Diefer Um⸗ 
ftand, vermöge deſſen bei der Schöppeneinrichtung, neben 
vielfacher Willkühr in der Beſtimmung der Strafen, ſich 
eine firenge Beobachtung hergebrachter Formen zeigt, ft 
nicht ohne Einfluß auf die Behauptung eines im Ganzen 
gleichmäßigen Verfahrens, welches nur ſchwer einer: ver 
änderten Yorm unter dem Einfluß der fremden Rechte 
wich, Die vielfach mit Mißtrauen aufgenommen wurde. 
Man darf nun wohl die alten Grundſaͤtze und Vor⸗ 
fehriften über den Beweis und die erleichterte Ueber⸗ 
führung bei der beichrienen und handhaften That, ferner 
bei der übernächtigen That, im Fall des ungehorfamen 
Ausbleibens des zu drei Friften DVorgelabenen, die Mord⸗ 
acht, das Richten auf blinfenden Schein — als ſolche bes 
trachten, von denen man fi) um fo weniger zu entfernen 
geneigt war, jemehr man die Strafe vornehmlich als Mit 
tel der. Sicherung betrachtete, und jemehr man glaubte, für 
den Schuß des Angefchuldigten oder Angeklagten In allen 


79) Zöpfl, das alte Bamberger Recht als Quelle ber x Carolina. 
Heidelberg 1839. ©, 45 


80) Zöpfl, a. a. O. ©. 131. Ä 
Archiv d. Gr. R. 1854. IIL Et. &, 
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andern Fällen Her unbefchrienen That, durch die Beſchraͤn⸗ 
fung Des Inzichtprogefied, Durch Die Zulaffung zum Reini- 
gungs-Eide, Der Musführung der Nothwehr, — überhaupt, 
wie in dem alten Bamberger Redyte, durch dad Richten 
in freundlichen Rechten im Gegenfate zu dem nad 
firengen Rechten geforgt zu haben. Allerdings wurde 
gegen den eines Verbrechens bezüchtigten Richtbürger 
fürzerer Prozeß beliebt. ‘Da Diefem weder auf ficheres Geleit, 
zum Zwed feiner Vertheidigung, noch — ba er auf Inzicht 
und Leumund fofort gefänglicdy) gehalten werden durfte, — 
auf den Reinigungs» Eid ein gefehlich anerkanntes Recht 
zuftand, jo wurde, wenn er weder Durch Die Hanbhaftigs 
feit der That oder blinfenden Schein überführt werben 
fonnte, noch ein Geftändniß (gichtiger Mund) ftattfand, 
leihter, als in andern Fällen, oder ald vollends gegen 
Bürger, die Anwendung der Yolter für zuläffig erach⸗ 
tet. Dieß um fo mehr, als ſich grade bei Dem Unweſen, 
von welchem wir je viele Beilpiele beigebracht haben, eine 
Ungeneigtheit der Bürger zum Zweilampfe mit gemeinen 
Berbrechern fid) erzeigte. ED Auch das Beftebenen kann 
hier erwähnt werben, obſchon dieſes bald hinwegfiel °) 


83) Böpfla.a. O. S. 136 ıc. Derfelbe bemerft ©. 143. „Dem 

Ungenofjen len man fon nad altem Rechte den Kampf vers 
weigern (Sadıfenfp. I. 63. 9. 3., Schwabenfp. Gap. 171., 

Freiburger Stabtreät von 1120. $. 44, Je mehr ſich aber 
die Mafie des Gefindels in Deutfchland, theils in Folge ber 
damals üblihen Soldmiliz, theils in, Kolge der Zunahme ber 
arbeitenden Klafie in den Stäbten vermehrte — je verächtlider 
der Verbrecher in ben meiften Faͤllen ſchon an war, u 
weniger Tonnte der erbgefeflene Bürger geneigt fein, mit je 
dem Shrolche, ber ungeachtet der dringenditen Inbiden le 
fh zu ſchlagen. ahrſcheinlich trat in der Altern Zeit in 
Bamberg uud rade überall ba ber gerichtliche Zweikampf ein, 
‚wo fpäter die Tortur eintrat, namentlich im Leugnungsfalle bei 
dem Inzicht- und Leumundsprozefle. 

82) Bamb. und Brand. G. G. O. Art. 273: „Item das befiben 
der Mebelthäter und andern mißbrauch — wollen wir Biemit 
aufgehoben und abgeihon Haken.“ 
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und Damit der Tortur ein weitered Gebiet eröffnet wurbe, 
befien Mißbräuhen Schwarzenberg mit eben fo viel 
Umficht und Humanität entgegentrat, als wohl unter ats 
dern hierin einer der Gründe lag, aus welchen bie 
Stäbte die „neue, zu ihrem Nachtheil erdachte H. G. O.“ 
für „nicht annehmbar” erklärten. Noch weiter, als im. 
Bamberger Rechte, wo doch nur auf Grund eines, wenns 
gleich durch Die Marter erpreßten Geftänbniffes, ein Tos 
desurtheil ausgeiprochen werden Durfte, ging der Nuͤrn⸗ 
berger Leumundsprozeß in ©emäßheit des vom 
Kaiſer Ludwig dem Bayer im Jahre 1340 ertheils 
ten Privilegiums, wonach, wenn Schöffen und Rath Durch 
Stimmenmehrheit die Anzeigen (Indicien) für genügend 
erklärten, jofort auch ohne Geftändniß auf Die Todesftrafe 
erfannt werden durfte. 82) 

Iſt nun das Ergebniß, daß in der P. G.⸗O. das 
Verfahren auf blinfenden Schein, weldyes die Bamberger 
H. G. O. unter der Benennung „Erklären in die Mord⸗ 
acht“ aus dem frühern Rechte himübergenommen, fo gut 
wie gar nicht amerfannt ift, 59) daß in allen andern Fäl⸗ 
len, bei handhafter That, Inzicht und Leumund ſtets ents 
weber ein Geftänbniß oder Die Weberführung durdy zwei 
vollig tabellofe Zeugen erfordert, fonft aber, und insbes 
fondere auf Anzeigen, niemals eine Verurtheilung zu end⸗ 
licher peinlicher Steafe für ftatthaft erklärt wurde, fo wird 


83) Siebenkees Materialien Th. I. ©. 547. Böpfla. aD. 
©. 145. Note 10. „Diefes Privilegium wurde in Nürnberg, 
fo oft auf Leumund gerichtet werben follte, im Berichte ver⸗ 
lefen.” Dafelbft noch weitere gefhichtlihe Nachweiſungen, daß 
hierin wahrfcheinlih nur eine Beftätigung früherer Privilegien 
enthalten war. 


84) „Bon ber Bamb. H. G. O. Art. 229243 und 244—263 find 
nur Art. 229 und 230 als Art. 149 in die C. C.C. übergee 
gangen und hier außer allem Zufammenhang geriflen in bie 

ehre von ber Toͤdtung eingefhoben.“ Zöpfl ©. 170. 


&y* 
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man zugeben müflen, daß Die Etädte in der Annahme bes 
Entwurfs der neuen H. G. O. eine erhebliche Beichränkung 
ihrer Rechte und Freiheiten finden fonnten. Daß grade 
für Bamberg wegen der größern Mebereinftimmung ber 
von Schwarzenberg entworfenen H. G. O. mit dem äften 
Stadtrechte der Unterfchied weniger fühlbar war, muß zu 
gegeben werden, fommt aber für unfre Darftellung nicht 
weiter in Betracht, da Bamberg, unter fürftbifchöflicher 
Herrſchaft, nicht unter den Städten des Bundes ſelbſtſtaͤn⸗ 
Dig vertreten ift. 

Das Nürnberger Recht, obſchon im Uebrigen auf 
gleichen Grundjägen, mit dem Bamberger Rechte und 
dem fonft in Deutjchland geltenden beruhend, ift am we 
nigften eine Duelle, die Schwarzenberg benugt hat,®5) 
um fo näher lag es Hier, mit Berufung auf Ältere Privi⸗ 
legien, fich gegen den neuen Entwurf zu verwahren, wozu 
unter im Ganzen gleichen Vorausfegungen, auch die an 
dern Städte fich bewogen finden mochten. 

Man fieht, das mißbilligende Urtheil über jenes War 
bei den Zeitgenoffen beruht auf ganz andern Gründen, als 
die ungünftige Aufnahme, weldye daſſelbe bald nach ber 
Publication von Seiten der Gelehrten, auch wohl ber 
Fürften fand, und al& die, größtentheil der Unkennmiß 
zuzufchreibende wegwerfende Weife, mit welcher in neuerer 
Zeit über deſſen Wertb und über die Hohen Verdienſte 
feines Verfaſſers hie und da abgeiprochen worden ift. Es 
bedurfte einer längern Zeit, und insbeſondere einer Be 
freiung von den frühern Vorurtheilen, und auch wohl von 
jenen der Einführung anfangs entgegengetretenen Vorauss 
fegungen, um dem neuen Berfahren Eingang zu verichaf 
fen und eine undefangene Würdigung möglich zu machen. 
Auch Darf man nie außer Acht laſſen, Daß nicht alle 


85) 8ôpfl a. a. O. ©. 145. 173, 
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Mängel, über welche jpäter mit Recht geflagt worben, 
dem Gelee zuzufihreiben find, indem vielfach dieſes uns 
berüdfichtigt blieb, oder ihm entgegengehandelt wurde. 
Doch ift Darüber jest Fein Zweifel, und ich will Diefen 
Gegenftand nicht weiter erörtern. 

‘ Dagegen ſei e8 mir ‚verftattet, auf die Reichhaltigkeit 
der von mir benutzten Quellen hinzuweiſen, welche außer 
den erwähnten für die Geſchichte des Rechts und der 
Rechtspflege, fo wie für den Rechts- und Sittenzuftand- 
lehrreichen Angaben, noch viel Wichtiged über Die begin» 
nende Kirchenreformation, 8%) über den Bauernkrieg und 
das Berfahren gegen die Aufrührer, über die Stellung 
Deutichlands zu Frankreich enthält, was hier weiter aus⸗ 
zuführen nicht am Orte ift. Ich erwähne zum Schluß 
mittelft Hinweilung einen interefjanten Yal eines, wenn 
ich fo fagen darf, politiichen Prozeſſes EN und eine That⸗ 
fadye, die zur Beftätigung einer fonft jchon vorgetragenen 
Anficht dient. 


Man führt häufig unter den Veranlaffungen der DB. - . 


G.⸗O. die Klage über die Ausartung und Mißbräudhe 
der heimlichen Gerichte an. Wenn nun gleich weder Dies 
ſes als eine der wichtigften Urfachen behauptet werben 
fann, noch das Berfahren der meftphäliichen Sreigerichte 
überall jo beichaffen war, wie man unter dem Einfluffe 
unrichtiger Borftellungen früher oft annahm, fo haben Doch 
die neuern Forfchungen es unzweifelhaft gemacht, Daß es 
durch Das Verfahren der Fehmgerichte und Die Dabei gels 
tenden Grundjäße faft unvermeidlich zu ſchweren Mißbräus 
hen und zu Fingeiffen in Die Rechtspflege fait alle deut⸗ 


86) Auf die vemeligen Verhaͤltniſſe bezieht ſich die Klage am Schluſſe 
der Inſtruktion — auf dem Bundestag zu Ulm 1528. „Nota: 
die frome prediger henft man, Straßentäuker und Mörder 
läßt man pleiben.“ Urkunden Th. u. S. 330. 


87) A. a. O. S. 2. 0.146.145. 
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{hen Staaten kommen mußte. Dahin gehört bei dem 
Uebergewicht der Kläger und Freiſchoͤffen über Die Nicht: 
wiſſenden unter andern rüdjichtlich der Eideshuͤlfe, bei der 
Unmöglichkeit des Angeflagten, Eideshelfer aus der Zahl 
der Freiichöffen zu finden, welche in der hoͤchſten erforder: 
lichen Zahl denen des Klägers entgegengefeßt werben ſoll⸗ 
ten, die Häufigkeit der Berurtheilung Des ungehorſam 
Ausgebliebenen, das Berfahren bei Handhafter That, wo 
fofort von drei Freifhäffen das Urtheil geiprochen und 
vollzogen werden durfte 89): ferner Die Leichtigkeit, eine 
Sache, unter dem Vorwand. der von dem ordentlichen 
Landesgerichte vermeigerten oder verzögerten' Juſtiz, vor 
einen weftphälifchen Sreiftuhl zu bringen, wo Dann das 
meift erfolgende Bontumacial-Urtheil Den Provocanten „ein 
wahres Privilegium feiner Faſſung nad) ertheilte zu jeber 
Gewaltthat, Raub, Brand, Mord wider deren Gegner, und 
dazu diente, jene gegen den Vorwurf der unerlaubten 
Fehde oder des Landfriedensbruches zu ſchützen.“ 39%) Dies 
je8 behalte man im Auge und vergleiche Damit, was bie 
Urkunden über jolche Faͤlle und insbeſondere über Herzog 
Ulrich erwähnen, um für das Gejagte weitere Belege zu 
finden. 90) 


88) Wächter Beiträge zur deutſchen Geſchichte, insbefondere zur 
Geſchichte des deutfhen Strafrechts. Tübingen, 1845 ©. 35 
bie 38 und den S. 37 erwähnten Fall des Herzog Wlri von 
Mürttemberg, ber den Hans v. Hutten im Büllinger Walde 
mit eigener Yauft gerichtet hatte, und fih auf fein Recht als 
weftphälifcher Freifhöfe berief. 

89) Söpfla. a. D. S. 94 Note 20. 

90) Urkunden Th. U. ©. 127—150. 162. Doch fehlt es hieräber 
auch nicht an andern Quellen, 3. B. Sattlers Geſchichte 
De aa ea Württemberg, Heydt Gefchichte Herzog 

8.1C. 


Rundſchau 


über 
die neueſten Fortſchritte in Bezug auf die Strafgeſetzgebung, 
Geſchichte des Strafrechts, Strafrechtswiſſenſchaft, Criminal⸗ 
ſtatiſtik, gerichtliche Medicin, Rechtsſprüche ber oberſten Ge⸗ 
richtöhöfe über merkwürdige Fragen des Strafrechts, 
von 
Mittermaier. 


Die Redaction des Archivs des Criminalrechts glaubt 
eine oft gefühlte Luͤcke ausfüllen zu muͤſſen, welche dadurch 
entfteht,. daß auch bei dem beften Willen Derjenige, der 
mit den Fortichritten des Criminalrechts ſich befannt ma⸗ 
hen will, nicht im Stande fein wird, Die zerftreuten, oft 
durch Die Mittel des allgemeinen Verkehrs nicht verbrei- 
teten, in verichiedenen Ländern erfchienenen Materialien zu 
erhalten, durch deren Benutzung allein ed möglich wird, 
mit allen Einzelnheiten in den Fortichritten der Strafgeſetz⸗ 
gebung, Strafrechtswiſſenſchaft und der Hülfewiffenfchaften 
berielben fich zu befreunden. Wir glauben unfern Lefern 
einen Dienft zu thun, wenn wir biefe Lüde Dadurch auss 
füllen, daß wir in jedem Hefte Des Archivs in einem 
Aufſatze eine Rundfchau über alle neuen in irgend einem 
Lande befannt gewordenen neuen Erſcheinungen liefern, 
durch deren Kenntniß Die richtige Würdigung der Forts 
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ſchritte moͤglich iſt. Dem Zwecke dieſer Rundſchau gemäß, 
die nur Diejenigen, welche mit der Entwickelung der Straf . 
geſetzgebung und der Wiffenfchaft ſich betraut machen 
wollen, aufmerfjam madyen fol, wird ſich unfer Aufiag 
nur auf eine gedrängte Angabe des Fortichritts bejchrän- 
fen, aber doch fo viel mittheilen, Damit Jeder jelbft ur 
theilen kann, ob die Mittheilung der Aufmerkiamfeit wür- 
dig ift, zugleich aber eine Hinweiſung enthalten, wo das 
Nähere gefunden werden kann, oder durch Furze erläuternbe 
Bemerkungen die Benutzung zu erleichtern juchen. Die 
Rundihau wird die Mittheilungen unter folgenden Rubri- 
fen liefern: I. Strafgeſetzgebung, IL. Strafrechtswiſſen⸗ 
jchaft; IH. Geſchichte des Strafrechts; IV. Griminafftatis 
ftif; V. Gerichtliche Medicin; VI Merkwürdige Fragen, 
erläutert Durch Rechtöjprüche Der oberften Gerichtöhöfe 
verfchiedener Länder. 


I. Neueſte Geſetzgebung in Straffaden. 


1) Bolizeiftrafgefegbud) für Die Staaten des 

. Herzogs von Modena v. 12. Febr. 1854 
Das aus 268 Paragraphen beftehende Polizeiftraf 
geſetzbuch für Modena kann nicht wie Das franzöfiiche im 
IV. Buch des Code enthaltene Gefeg über Die contra- 
ventions betrachtet werden, jondern ericheint mehr als 
ein Strafgeſetzbuch für alle Vergehen, die nicht. zu den 
fchweren Verbrechen gehören. Das Geſetzbuch enthält (nach 
8.1.2) die fogenannten contravenzione, ferner Beftims 
mungen mit dem Charakter, den Verbrechen zuvorzufoms 
men, und foldye Strafvorfchriften über Uebertretungen, 
welche eigentlich zur Claſſe der Vergehen gehören, ‚aber 
wegen ihrer geringeren Strafbarfeit zu ben Polizeiübertre⸗ 
tungen gerechnet werden. Nach $: 12 Tann die Polizei 
auch wegen der in dieſem Gefegbuche nicht mit Strafe 
bedrohten Handlungen einfchreiten, indem ſie wegen 
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Gleichheit des Grundes die ähnlichen Uebertre⸗ 
tungen gedrohten Strafen anwendet. Nach $.6 wird ber 
Dolus immer vermuthet und Der Uebertreter muß den Ge 
genbeweis. führen. Die Strafen find (9) Geldfirafen von 
20—500 Francs, die Bewahrung und Arreft im Haufe; 
Gefängnig (geihärft nach Umftänden durch Hungerkoft und 
förperliche Züchtigung, Einfperrung in casa di forza mit 
Zwang zur Arbeit bis ein Jahr und Verbannung. Wie 
ausgedehnt das Geſetzbuch ift, ergiebt fi) daraus, daß 
auch Strafoorichriften über Diebftahl, Injurien, Körpers 
verlegung vorfommen. Diebftahl ift (13) die vorfägliche 
aus Gewinnjucht wider Willen des Eigenthümers verübte 
Aneignung oder Wegbringung einer fremden beweglichen 
Sache von einem Orte zum andern. Wer ſchlechten Ruf, 
vorzüglich in Bezug auf fremdes Eigenthum, Hat, und eine 
geftohlene Sache befigt, wird als Urheber des Diebftahle 
betrachtet, wenn er nicht den rechtlichen Erwerb barthüt. 
Die Strafe des einfachen Diebftahls trifft auch Den, wels 
cher furtum improprium verübt (gleichftehend der Un- 
terihlagung (18). Die Strafe ift für den Thäter, der 
über 10 und nit 14 Jahre alt ift, bei Betrag bis 60 
Lire (bei höherem Betrage tritt Criminalftrafe ein) Ges - 
fängnig von 10 bis 60 Tagen; die Strafe fleigt um ein 
Drittel für den Dieb, der 14, aber noch nicht 21 Jahre 
alt ift, und iſt Gefängniß von 30 Tagen bis A Monaten 
für den, der das 2lfte Jahr vollendet hat. — Nah $.26 
it als Imjurie bezeichnet jede Aeußerung oder Handlung, 
die auf die Verachtung oder Herabwürbigung des Andern 
gerichtet ift, ohne Förperliche Verlegung zu enthalten 
(Strafe 5—30 Tage Gefängniß und von 10—40 Tagen, 
wenn Jemand Anderen vorjäglid, die Aeußerung ober 
Handlung einer andern Perſon mittheilt, welche geeignet 
ift, Dem Hafle oder der Verachtung des Publifums den 
Andern auszufegen. — Rad $. 40 ift als Realinjurie 
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erklaͤrt jeder einfache mit der bloßen Hand ohne Gebrauch 
eines Werkzeugs zugefügte Schlag und jede koͤrperliche 
Verletzung, welche durch einen verwundenden oder erſchuͤt⸗ 
ternden Gegenſtand hervorgebracht iſt und ihrer Natur 
nach heilt, ohne in dem Verletzten einen bleibenden Nach⸗ 
theil oder Schwaͤchung der Sinneswerkzeuge oder eined 
Drgand, oder ein Hinderniß im Gebrauche der Koͤrper⸗ 
ober Geifteöfräfte über 15 Tage hervorzubringen (Strafe 
6—30 Tage Gefängniß). Die 56. 52—55 beziehen ſich 
auf Gottesläfterung. Unter Der Rubrif: Uebertretung ge 
gen öffentlihe Moral find $. 56 unverfländige, obſcoͤne 
oder unmoraliſche Handlungen oder Heußerungen mit öffent 
lichem Aergerniß, Hurerei (62), Baden an öffentlichen Or 
ten geftellt (64). Ein Capitel bezieht fich auf Die Ueber 
tretung Der Nichtbeobachtung der Feiertage (66— 70), ein 
anbered auf Waffentragen (71—-86), auf verbotene Spide 
(87), auf unerlaubte Vereine und Verfammlungen (96 
108). Jeder, ber irgend einer Geſellſchaft (die auf 
nicht unerlaubte Zwecke Bat, aber der Polizei nicht ar 
gezeigt iſt) angehört, wird mit 10—100 Lire beftraft 
(109). Ueber Trunfenheit beftimmt $. 111; gewohnheits⸗ 
mäßige Trunfenheit entſchuldigt, während Die zufällige Ueber 
tretung feine eigene Uebertretung ift, aber Die Wirkung Hat, 
daß derjenige, welcher in foldyem Zuftand eine der in bie 
ſem Geſetze bebrohten Uebertretungen begeht, außerordentlich 
mit einer milderen Strafe belegt und da, wo Die Trunken⸗ 
beit gänzlich den Gebraudy Der Berftandesfräfte raubte, 
ftraflos fein kann. Der $. 113 bezieht fih auf umher 
Ichweifendes Leben, 117 auf Bettelei, 119 auf Maslen⸗ 
tragen und Sffentliche Vergnügungen, 129 auf Anftalten 
zur Vorbeugung von Feuersbrunſt, 6. 133 Uebertretumgen 
durch unvorfichtiges Ausftellen oder Werfen ſchwerer Ge 
genftände, $. 147 auf Haltung von Wirthshäujern und 
ähnlichen Öffentlichen Höufern, &. 167 Uebertretungen durch 
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Verbreitung von Krankheiten, 170 auf Abwendung von 
Schaben dur Thiere, 183 auf Verkehr mit heimlichen 
Arzneien und -Biften, 189 Uebertretungen in Bezug auf 
Maß und Gewicht, $. 195 Gefährdung der Geſundheit; 
$. 200 bedroht die einfache Herausforderung zum Duell 
mit Gefängnis bis 6 Monat und mit Geldftrafe, die An- 
nahme milder und jeden Rathgeber oder Anftifter, Billis 
ger des Duells, ebenfo Den, welcher dem, der Duell vers 
meigert, Betrachtung ausdrüdt, wie Den Urheber bes 
Duelle. — 


2) Aufhebung der Todesftrafe im Banton 

Neufchatel 1854. 

Im großen Rathe von Neufchatel ftellte in Der 
Sitzung vom 8. Juni 1854 der Staatsrath Guillaume 
den Antrag, die Todeöftrafe aufzuheben. — Es mag nicht 
ohne Intereſſe jein, den Gang der Verhandlungen bar- 
über und Die vorgebrachten Gründe kennen zu lernen. 
Der Antragfteller beftritt der bürgerlichen Gefellichaft das 
Recht, einen Menichen zu tödten, befämpfte Die Anſicht 
Derjenigen, welche Zodesftrafe Durch die Bibel rvechtfertis 
gen wollen, dadurch, Daß man dann auch alle harten 
Stafdrohungen des alten Teftaments noch anwendbar ers 
Hären müßte, führte an, Daß dem Sünder nie Die Reue: 
abgejchnitten werden dürfe. Ein Haupttheil jeiner Gründe 
bezieht ſich Darauf, daß die Todesſtrafe Feine abfchredende 
Kraft habe. — Bon den Rednern, welche für den Antrag 
fiimmten, wurben feine neuen Gründe vorgebracht; vers 
gebens ſucht man in den Reden Nachweiſungen von Er 
faßrungen oder ftatiftiiche Nachrichten. Merkwürdig ift, 
daß Die tüchtigften Advocaten, welche in der Berfammlung 
waren, 3. B. Ealame (der nur bei vorbedachtem Mord 
die Tobesftrafe beibehalten will), Lardy Warre gegen ben 

Antrag fich erflärten und Humbert Droz Darauf hinwies, 
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daß in Neufchatel zwei Drittel Der Verbrechen von Aus 
länbern verübt würden und fo die Aufhebung der Todes⸗ 
ſtrafe gefährlich fein würde. Ein Redner (Philippin) fin 
det in der Einführung der Jury und in der Gefahr ge 
richtlicher Irrthuͤmer einen Hauptgrund für Aufhebung der 
Todesftrafe. Ein Mitglied (Villemain) wollte Todesftrafe 
abſchaffen, der Mörder follte Iebenslängliche Einiperrung 
leiden, aber jo, Daß er nie begnadigt werden kann 
(ionderbarer Vorichlag, Der. mit der menjchlichen Rüdficht, 
daß Beflerung bei jedem Berbrecher möglich iſt und 
dann die Gnade einwirken muß, im Widerfpruche fteht). 
— Bei der Abftimmung erklärten fih 49 für und 22 
gegen die Aufhebung der Todesſtrafe. 


1. Griminalfatiftif. 


1) Nachweilungen der Wirfiamfeit der Staatöbehörbe 
in Der Vorunterfuchung in Belgien während zehn 
Sahren. 

In der amtlichen Statiftil von Belgien (ex- 
pose de la situation du royaume) Brüffel 1852 if 
auf S. 403 f. Die Zahl derjenigen Fälle angegeben, worin 
während der zehn Jahre 1840—49 die Staatsbehörbe 
feine Strafverfolgung betrieb. Während im Gar 
zen 282,540 Fälle zur Anzeige famen, wurden 51,040, 
alfo nahezu der fünfte Theil, von der Staatsbehörbe nicht 
verfolgt. Neben verfchiedenen Gründen dieſes Verfahrens, 
3. B. Verjährung (466 Fälle), Tod der Befchuldigten, 

ft auch eine fehr bedeutende Zahl von Fällen bemerkt, 

worin Die Stantsbehörde nicht verfolgte, weil fie felbft er- 
fannte, daß Das Belek den Ball nicht mit Strafe be 
Droßte (16,383 Fälle) oder weil Die Sache zu geringfügig 
erihien (9816 Fälle). Ein foldyes Verfahren giebt ch 
rendes Zeugniß für Die weile Maßigunget der belgiſchen 
Staatsbehoͤrde. 
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An die Gerichte brachte die Staatsbehörde 215,337 
Fälle, jedoch nur 65,073 vor den Unterfuchungsrichter, 
hingegen 150,264 unmittelbar vor das Zuchtpolizeigericht, 
weil fie den Fall nicht ald Verbrechen, fondern. nur als 
Vergeben verfolgen wollte. Wir machen uniere Lejer aufs 
merkfam auf Die von Herrn Buchner in der Zeitfchrift für 
ausländische Geſetzgebung, Band XXVI. Nr. 25 geliefers 
ten Nachweiſungen über die Wirfjamfeit der Staatsbehörbe 
in Frankreich. 


2) Amtliche Strafftatiftit von Frankreich 

. (eompte general de l’administration de la ju- 

stice criminelle en, France) von 1852 über Die 
Zulaffung von Milderungsgründen. 

Wie in den früheren Jahren, fo ließen auch 1852 
die Geſchwornen in einer fehr großen Zahl von Fällen 
milbernde Umftände bei ihren Verurtheilungen zu und er- 
Härten dadurch, daß fie Die im Geſetz gedrohte Strafe für 
ungerecht erachteten. Auf S. 2 des Berichts iſt Die Zahl 
aller wegen Berbrechen Angeklagter zu 7096 angege- 
ben; 2208 davon wurden freigeiprochen und A888 ver: 
urtheilt. Nah S. 14. fprachen nun in faft zwei Drit- 
teln aller Fälle, naͤmlich bei 2935 Angeklagten, die 
Geſchwornen das Dafein von mildernden Umftänden aus, 
md in Folge davon jehte der Gerichtshof in 1074 Faͤl⸗ 
len fogar die Strafe um zwei Grade herab. Es nimmt 
fich etwas fonderbar aus, wenn Diefen Zahlen gegenüber 
der kaiſerliche Juftizminifter auf S. XI. erflärt: es bleibe 
in Diefer Beziehung noch viel zu thun, und die Straf 
verfolgung fei nicht hinreichend kraftvoll geweſen. — 
Nur wenige Arten von Verbrechen wollen wir befonders 
hervorheben. Wegen Mordes wurden 128 verurteilt, 
davon 92 mit mildernden Umftänden, und bei 27 febte 
der Gerichtshof die Strafe um zwei Grade herab. Inter 
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18 wegen Vergiftung Verurtheilten find 15 mit mil 
dernden Umftänden (bei ſechs Strafen um zwei Grade 
herabgeſetzt) und jelbft bei 3 Batermördern (7 im 
Ganzen verurtheilt, wurden mildernde Umftände angenoms 
men (bei zwei Strafen um zwei Grade herabgelegt). We 
gen Todtichlags wurden 79 verurtheilt, 64 Davon mit 
mildernden Umftänden und bei 23 wurde Die Strafe um 
zwei Grabe herabgeiegt; wegen Todtichlags an Beamten 
im Dienft wurden 6 verurtheilt und bei 5 Davon milbernde 
Umftände zugelaffen (bei 3 Strafe um zwei Grabe her 
“ abgelegt); wegen Todtſchlags bei Ausführung eines ans 
dern Verbrechens oder Vergehens wurden bei 8 (von 11 
im Ganzen) mildernde Umftände zugelaflen (nur bei einem 
Strafe um zwei Grade herabgefett). Wegen Brand 
fiftung an Wohnungen wurden 99 verurtheilt, bei 77 
davon mildernde Umftände angenommen (bei 54 Herab⸗ 
jegung der Strafe um zwei Grade). Bon 111 Sins 
desmörderinnen wurden 105 nur mit Annahme von 
mildernden Umftänden verurtheilt (alſo faft alle) und be 
90 davon wurde die Strafe um zwei Grade herabgeicht. 
Wegen Diebftahls mit Einfteigen oder Einbruch wur 
den 1161 verurtheilt, 662 Davon mit mildernden Umſtaͤn⸗ 
den und bei 415 davon wurde die Strafe um zwei Grabe 
herabgeſetzt; Rüdfällige wegen deflelben Berbrechend 
waren 104, nur bei 18 wurden mildernde Umftänbe an 
genommen und bei 12 davon Die Strafe zwei Grade her 
abgeießt; wegen Diebftahl8 der Dienftboten und Lohndiene 
endlich wurden 499 verurtheilt, bei 391 mildernde Um⸗ 
fände angenommen, aber nur bei einem die Strafe um 
zwei Grabe herabgefekt. 


II. Reue merfwürdige Arbeiten über Die 
Strafrechtswiſſenſchaft. 


D Die neueſten winken Bearb:ttungen des 
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Strafrechts in Frankreich von Bertauld und Tres 
buiien. 

Der allgemeine Theil des Strafrechts Hat in Frank 
reich zwei tüchtige Bearbeiter gefunden an Bertauld (Pro- 
ſeſſor in Ga&n), der 1853 ein Buch: Cours de droit 
penal, Paris herausgab (eine ausführliche Anzeige Darüber 
Babe ich geliefert in der Zeitfchrift für ausländiiche Geſetz⸗ 
gebung Band XXVI. Nr. XV. ©. 251) und Trebutien 
(Brofefior m Caën) in feinem Werfe: Cours &l&men- 
taire de droit criminel. Paris 1854 vol. I. (f. meine 
in alle Einzelnheiten eingehende, aber aud) die Mängel 
wiffenichaftlicher Arbeiten in Frankreich rügende Anzeige 
im der Zeitichrift XXVI Nr. XXI ©. 349). In neue 
fer Zeit Bat nun Bertauld unter dem Titel: Lecons de 
legislation criminelle. Appendice au cours de Code 
penal. Paris 1854, eine Reihe von Abhandlungen über 
die Zehre von der amnestie und Begnadigung, die von 
der rehabilitation, von der Verjährung und einen Com⸗ 
mentar zu den neuen franzöflichen Geſetzen vom Mai 
1854, über Aufhebung des bürgerlichen Todes und über 
Transportation geliefert. Bon Trebutien ift der zweite 
Theil feines Cours erfchienen, worin der Berfafler aus: 
führlicher ald einer jeiner Vorgänger auf 663 Seiten und 
ſyſtematiſch Das ganze franzöftiche Strafverfahren entividelt. 
— Nähere Anzeigen beider Werke wird das nächfte Heft 
Der Zeitjchrift enthalten. 


2) Teoria del codice penale Toscano col testo a 
fronte, le spiegazioni del Comentario per Jac. 
Buonafanti. Lucca., Vol. I. 1854. 

Wir haben bereits in Diefen Archive auf die Wich⸗ 
tigkeit des neuen Strafgefeßbuchs für Toskana aufmerkſam 
gemacht. Man macht in Italien dieſem Geſetzbuche den 
Borwurf, DaB es zu ſehr den Deutichen Geteßbüdyern und 
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den Anſichten deutſcher Criminaliſten nachgebildet iſt. Um 
ſo werthvoller auch für die deutſchen Juriſten iſt das oben 
bemerkte Werk, welches Den Zweck hat, alle großen Fra- 
gen der Geſetzgebung, die auf Die richtige Auffafiung des 
Geiftes des neuen Geſetzbuchs fic beziehen, zu exörtern. 
Der Berfafler, welcher mit der Deutichen juriftiichen Lite⸗ 
ratur vertraut ift, nimmt auf Die Arbeiten der deutſchen 
Griminaliften Rüdficht. Er, felbft in einer hohen practi- 
fhen Stellung (ald fubftituirter Generalprofurator) hat 
bereit 1847 in Piſa ein guted Werf: .manuale di di- 
ritto penale, herausgegeben, worin er das ganze Straf⸗ 
recht darftellte, jo wie e8 durch Die italienifchen Crimina⸗ 
liften und Die Entſcheidungen der oberften Gerichtähöfe 
Staliens - fortgebildet wurde, und jein jehiged Merk, 
Das einen Gommentar zum neuen Gefeßbuche liefern 
fol, ichließt fih den früheren Werfen an. Veberall 
wird bei jeder Lehre der wiſſenſchaftliche Standpunkt 
und der Stand Der neuen Gefebgebungen (mit Rüdiicht 
auf Frankreich und Deutfchland) angegeben, und dann ber 
©eift, welcher in dem Capitel den tosfanijchen Gefeßgeber 
leitete, nachgemwiejen und jede einzelne Stelle zergliebert. 
Ueber mandye Bunte, 3. B. Geſchichte Der Aufhebung 
der Todesftrafe in Toskana (p. 138— 163), über Die Ruͤck⸗ 
fihten, nach welchen der Gefeßgeber Die Drohung des 
Marimums und Minimums beftlimmte (S. 193 — 207), 
über Zurechnung (p. 268) find ausführlih. — Eine nü- 
here Anzeige des Werks wird Die Zeitichrift für auslaͤndi⸗ 
ſche Geſetzgebung enthalten. - 


IV. Rechtsſprüche der oberſten Gerichte uͤber 
merkwürdige Srafen Des Strafrechts und 
Strafverfahrens. 


1) Inwiefern kann der. Eaffationshof in Anfehung der 
Thatſache, daß der Angeklagte wur Zeit der Bers 
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übung des Verbrechens noch nkht 16 Jahre alt 

war, auf Die erft in der Cafſationsinſtanz vorgefom- 

mene Berufung auf Dies Alter Rüdficht nehmen? 

In einem Falle war ein junger Mann wegen eines 
ſchon vor einiger Zeit verübten Verbrechens vor das 
Schwurgericht geftellt. Der Angeflagte hatte fich weber 
in der Vorunterfuchung, noch in der mündlichen VBerhand- 
lung darauf berufen, daß er noch nicht 16 Jahre alt ſei; es 
wurbe Daher auch wegen Des Alters Feine befonbere Frage 
an die Geſchwornen geftellt und da der Angeklagte fchul- 
Dig erklärt wurde, fo trat Verurtheilung ein. In der 
Gaffationsinftanz machte er auch geltend, Daß er zur Zeit 
der Verübung des Verbrechens noch nicht 16 Jahre alt 
geweien, Daß er. Dies nicht vorgebracht, weil er nicht be⸗ 
lehrt geweſen, daß der Umftand von Wichtigfeit wäre. 
Der franzöftfche Eaflationshof verwarf durch Rechtsſpruch 
vom 19. April 1821 das Nichtigkeitsgefuh, und zwar 
weil eine Rechtsvermuthung vorliege, daß der Angeklagte 
das 16te Jahr erreicht hatte, Indem Fein Geburtsichein 
vorlag, der ein niedrigered Alter bewies, weil auch aus 
dem Wahrfpruche der Jury die ſtillſchweigende Annahme 
hervorgehe, daß der Angeklagte 16 Jahre alt war und 
weil der Baffationshof, da Die Thatfache als unumſtoͤßlich 
entichieden gelte, darauf als Wahrheit bauen müfle. Bir 
halten Diele Anſicht für eine fehr bedenkliche (conſequent 
würde Damad) Des formellen Rechts wegen A., 
der zur Todesftrafe verurtheilt wurde, weil erft fpäter ent» 
deckt wird, Daß er noch nicht 16 Jahre alt war, hingerich⸗ 
tet werden müffen). Der erfle obige Grund wird wider- 
legt durch den Satz, daß eine Rechtsvermuthung ohne ein 
Geſetz nicht begründet ift; Der zweite beruht auf einer pe- 
titio principii; die Geſchwornen entfchieden ja nicht, Daß 
A. über 16 Jahre alt war, da fie gar nicht Darüber ge- 
fragt wurden; Der dritte Grund beruht au dem all 
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lichen Sate, daß der Caſſationshof nie Mittel anwenden 
darf, um ſich zu überzeugen, ob Die als wahr angenom- 
mene Thatſache auch wahr iſt. Gegen Die Anficht des 
Gaffationshofs. erklärten ſich auch in Frankreich Helie in 
theorie du code penal vol. II. p. 182 und neuerlich 
Trebutien im Cours de droit criminel I. p. 119. 


_ 


.2) Ueber. Die Strafverhandlung und Beurtheilung des 
 ... Falls eines mit zerftoßenem Glas verübten Verſuchs 
des Giftmords, erläutert durch ein Erkenntniß des 
Obertribunald von Berlin vom 22. Sehr. 1855. ° 

. Am 16. September 1852 wurde Der Tagelöhner 
Garn des verjuchten Kindesmords vor dem Schwurgerichte 
Breslau angeklagt. Der Angeklagte brachte dem Kinde, 
welches nach ärztlihem Gutachten an der Auszehrung 
farb, geftoßenes Glas bei. Ein aͤrztliches Gutachten er 
flärte, Daß der Genuß von pulverifirtem Glas nicht geeig- 
net ift, Die Geſundheit des menſchlichen Körpers zu zer 
ſtoͤren, noch weniger, einen tödtlichen Einfluß zu üben. 
Die Geſchwornen beiahten die an fie geftellte Frage: ift 
‚der Angeklagte jhuldig, dem Finde mit dem vorher über 
legten Borfabe, Dafielbe zu tödten, feingeftaubtes Glas 
beizubringen verfucht und dadurch, daß er im Finften 
den zwilchen feinen Fingern gehaltenen Glasftaub in den 
Mund des Kindes fallen laflen, einen Anfang zur Aus 
führung des Mordes gemacht zu haben? Das Geriht 
verurtheilte den als ſchuldig Erklaͤrten zu 10 Jahr Zucht⸗ 
haus. Auf eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde vernichtete das 
Obertribunal das Urtheil am 22. Februar 1853 und fprad 
in den Euticheidungsgründen aus, Daß die Strafbarfeit 
des. Verſuchs nur dadurch bedingt werde, Daß Der Ange 
flagte aud) dae Berbredyen ausführende und zur Ausführ 
rung geeignete Handlungen begangen habe. Im vorlie 
genden Falle iei ed wun Kroglich geblieben, ob Das von 
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dem Angeflagten gewählte Mittel den Erfordernifien des 
Geſetzes entipreche;, dies liege in der mangelhaften Srage: 
ftellung und Die Anklage ericheine fo nicht als erledigt. — 
Nach Vernichtung des Urtheild wurde von dem Ober: 
medicinalcollegium ein Sadjenarbitrium eingeholt, in wel- 
chem diefe Behörde ausſprach, daß die Anfichten darüber, 
ob zermalmtes Glas an ſich geeignet ift, toͤdtlich zu wir- 
fen, verfchieden feien; das Collegium ftimmt dem erften 
ärztlichen Gutachten bei, Daß das pulverifirte Glas nicht 
als tödtlidy anzuiehen jei und eine fchädliche oder tödtliche 
Wirkung nur dann eintreten könne, wenn das Olaspulver 
ipige Theile enthalten hätte, was aus der Unterjuchung 
nicht hervorgehe. 

In der mündlichen Verhandlung wurden an Die Ger 
ſchwornen diesmal drei Fragen geftellt; Die erfte wie in 
der früheren Verhandlung, nur mit Weglafjung, ob Dex 
Angeklagte einen Anfang der Ausführung gemacht Habe. 
Die zweite Frage war: Konnte durch die Beibringung des 
Glaſes der Tod des Kindes herbeigeführt werden? ‚Die 
dritte: ift in den in Frage I. gedachten Handlungen ber 
Anfang der Ausführung des Mordes enthalten und ift Die 
Ausführung nur Durd) äußere, von dem Willen des Thäters 
unabhängige Umftände verhindert worden? Die erfte Frage 
wurde bejaht, Die zweite und Dritte verneint (Der Publi- 
ct. 1852 vom 14. Sept. Nr. 74 und 1853 vom 1. 
März Rr. 17). Der mitgetheilte Fall ift in vielen Be- 
ziehungen der allgemeinen Aufmerkiamfeit würdig, I) weil 
er Die Euticheidung des Obertribunals veranlaßte, daß zum 
ſtrafbaren Verfuche die Anwendung geeigneter Mittel no- 
thig ift, 2) weil der Ausipruc des Obermedicinalcolle⸗ 
ziums, daß geftoßenes Glas an ſich Fein Gift und unter 
welchen Vorausſetzungen es gefährlich werden kann, wid): 
ig iſt; 3) weil der Fall zeigt, wie viel bei den Wahr: 
prüchen der Jury von der Art der Frageftellung abhängt 
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und wie nothiwendig, wenn man nicht Dem englifchen Sy— 
ftem folgen will, bei dem franzöftichen Syſtem der Frage: 
ſtellung oft die Auflöjung in verichiedene Fragen werden 
fann, weil fonft die Geſchwornen irre geleitet werben, 
wenn nicht eine geeignete Rechtsbelehrung Durch den Praͤ⸗ 
ſidenten die Gefahr befeitigt. 


3) Inwiefern kann Der durch den Bäder geſchehene 
Verkauf des Brodes, weldyes nicht das vorſchrifts⸗ 
mäßige Gewicht hat, unter ein Strafgefeh geftelt 
werben, erläutert durch feanzöftiche Rechtsſpruͤche. 

Die franzöfifhe Geſetzgebung enthält nur im Code 
penal art. 423 eine Strafbrohung, weldye man hieher zu 
beziehen juchte, wobei man aber bald fand, Daß Die Worte 
des Geſetzes nicht wohl paßten; die im. Sabre 1832 ver- 
fuchte Verbefierung des Geſetzes zeigte ſich ebenio umwirk 
ſam, daher das Gefet vom 27. März 1851 die Lüde 
ausfüllen jollte. Wie fchwierig Die Anwendung ift, lehrt 
die Verfchiedenheit Der franzöftichen Rechtsſpruͤche. Eine 
treffliche Abhandlung darüber und über die Rückfichten, 
welche der Geſetzgeber und der Richter bei Diefem Verge 
hen zu nehmen haben, enthält das Journal du droit 
criminelle par Morin. 1854, avril p. 105 — 118. 
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XV. 


Veber 


des Berechtigung des fubjectiven Standpunkts im 
Strafrechte 


vom 
Herrn Geheimen Juſtizrath Krug 
in Drespen. 


(Kortfeßung des Auffabes Nr. XIV. im vorigen Hefte.) 


Wenn hiernach die fubjective Theorie, auch in der 
vermittelnden Geſtalt, welche fie in den Schriften ihrer 
neueften Verfechter angenommen hat, zu Solgerungen führt, 
welche dieſe ſelbſt perhorresciren, fo wird es erlaubt ſein, 
an der Richtigkeit ihrer Prämiffen zu zweifeln. 

Indem wir und nun einer Prüfung derfelben unters 
ziehen wollen, haben wir vor Allem den eigentlichen Streit- 
punft zu firiren. Wir haben bereitd oben zugeftanden, daß 
der innere Grund aller Strafbarfeit in dem ethiichen Chas 
tafter der That, in dem böfen Willen zu fuchen ſei. Dem⸗ 
nady wird auch der Sat, daß die Strafe ihrer Idee nad 
Reaction gegen den böfen Willen fei, nicht beftritten wers 
den fönnen. In der That wird auch dieſer Sat an fi 
von Niemanden beftritten. Selbft Die entichiedenften Ver⸗ 
theidiger objectiver Theorien, ein Feuerbach, Grolmann u. 
A. m., geftehen ihn zu. Allein fie behaupten, daß dieſe 
Idee eine ethifche fei, deren Realifirung nur won due 
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höheren fittlichen Weltordnung erwartet werden Fönne, und 
welche feinen unmittelbaren Schluß auf Die Rechte des 
Staates und auf die bürgerliche Strafe ‚geftatte; daß 
vielmehr die Kompetenz des Staates und die Rechtmäßig- 
feit deſſen, was der Staat ald Strafe vollftredt, eines 
befonderen Nachweiled bedürfe, und daß fi} Der Staat 
Dabei eines beflimmten Zweckes bewußt jein müffe. Died 
ift e8, was die fubjective Theorie nicht zugeftehen will. 
Sie will einen Unterichieb zwifchen der Strafe an fi (der 
Idee der Strafe überhaupt) und der bürgerlichen Strafe 
nicht gelten laſſen, obgleich fie zugeben muß, daß ud . 
noch in anderen Kreifen, ald in dem des Staates, „ge 
fraft " wird. Sie will ferner von beionderen Zwecken 
der Strafe neben dem Rechtsgrunde derfelben nichts 
wiffen, fondern vielmehr Recht und Pflicht Der bürgerlis 
chen Strafe unmittelbar aus der Idee der Strafe her 
leiten; obgleich fie nicht in Abrede flellen kann, daß 
bie Strafe neben der rechtlichen auch eine politiſche Be: 
Deutung hat, und Diefe beiden Geſichtspunkte in dem 
Princip ded allgemeinen Wohles — alfo in Rüdfichten 
des Nutzens, der Zwedmäßigfeit — ihre Vermittlung fin 
den.D Hierdurch, Daß fie Die bürgerliche Strafe un: 
mittelbar aus der Idee der Strafe, als einer Reaction 
gegen den böfen Willen, Herleitet, wird Die ſubjective 
Theorie zu dem, was fie if. Es ergiebt ſich Hieraus, hab 
die fubjective Theorie nothwendig zugleich eine abfolute 
fein muß, ja daß fubjectiv und abfolut Hier identifch find. 

Unfere Polemik wird daher nicht das Grundprin: 
cip der fubjectiven Theorie, fondern nur Die Mitteljäße 
betreffen können, deren doch auch fie bedarf, um von je 
nem Grundprincip zu ihren Folgejägen zu gelangen. Es 
ift alſo derſelbe Streit, der fich bei allen abjoluten Theo 


1) Köſtlin a. a. O. S. 591 f. 
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xien wiederholt hat. Es Handelt ſich um bie Brüde, auf 
welcher man, wie Feuerbach fagt, über die weite Kluft: ge⸗ 
langt, bie zwiſchen der moralifchen Vergeltung und der 
bürgerlichen Strafe liegt. Sehen wir daher zu, ob es ber 
neueften Strafrechtöwifienichaft gelungen ift, eine haltbare 
Brüde zu bauen! 


Wir halten. und dabei zunaͤchſt an das ſchon oft al- 
legirte Koͤſtlin'ſche Werk, deſſen ausgefprochene Tendenz 
es ift, dad Strafrecht im Lichte der neueften Philoſophie, 
Die fich für eine Fortbildung der Hegel’ichen giebt, neu zu 
begründen: Möge der Berfafler defielben darin die Ans 
erfennung finden, daß wir fein Werk, und zmar nicht bloß 
&ußerlich, als Repräfentanten Der neueften Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft betrachten! 

Dos Fundament der Koͤſtlin'ſchen, wie jeder Debu- 
etion des Strafrechts, bilden natürlich Die Begriffe von 
Recht und Unrecht, über welche Die neue Revifion im 
6. 1 und 2 ſich verbreitet. „Recht,“ Heißt es Dajelbft, 
„ift Die Sittlichkeit in der Form des objectiven Dafeins; 
Unrecht alfo ift die Unfittlichfeit in der Form des ob- 
jectiven Dajeind. 2) Wie alle Formen der Sittlichfeit, fo 
befteht auch das Recht in der Identität (Uebereinftimmung) 
des allgemeinen Willens (der practiichen Vernunft Der 
Gattung, wie es S. 23 genannt wird, alio des Geſetzes, 
als Sitten: und Rechtsgeſetz), mit dem beionderen Willen, 
Das Unredyt aljo in der Differenz Diefer beiden Willen. 
Die Eigenthümlichkeit aber des Rechts (mie des Unrechts), 
anderen ſittlichen Mächten (und Eriftenzen) gegenüber, 
liegt eben darin, daß es Das objective Dafein, das Außere 
Leben der Gattung, ihre Eriftenz in der Natur, ihre Sub- 





2) Wir geben die Säbe in etwas veränderter Ordnung. Die 
Treue der Relation wird dadurch nicht gelitten Haben. 


Te 
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ſiſtenz aus berfelben und ihre Coeriftenz zu feiner Sphäre 
hat.“ 


Wir könnten hiergegen zunaͤchſt einwenden, daß das 
Wort „ Recht,“ indem es als Identität des allgemeinen 
Willens mit dem befonderen (richtiger wohl: des beſonde⸗ 
ren Willend mit dem allgemeinen) definirt wird, in ber 
Bedeutung des Rechten, justum, gebraucht ift. Denn da 
nicht bloß Die Sprache, jondern auch die Wiffenichaft zwi 
ſchen dem. Rechten und dem Rechte ſtets unterichieden hat, 
indem fie behauptete, daß jenes ein ethifcher,, Diefes ein 
juridifcher Begriff ſei, ſo flieht e& einer petitio principü 
ſehr ähnlich, wenn man ohne Weiteres dieſe Begriffe 
identificirt. Allein wir. fehen hiervon ab. K. will damit 
fagen, daß das Recht nicht feiner inneren Natur, jondern 
nur feinem Gegenſtande nad) von der Sittlichfeit verihie 
den fei; er bemerkt eben deshalb noch im $. 1, Daß alle 
fittfichen Elemente, jobald fie den Boden des Außeren Da 
jeind betreten, unter den Typus des Rechts fallen. Wit 
wollen ihm Dies nicht beftreiten. 


Allein wir fragen nun weiter: was heißt: den Bo 
den des äußeren Dajeins betreten? was bedeutet: das 
objertive Dafein zu feiner Sphäre haben? 


Zunädhft könnte man Darunter verftehen, Daß das 
Wollen in Handlung übergehe. Danach mürbe in 
dem zulegt angeführten Satze liegen, daß alle unfittlichen 
Handlungen zu Gegenfländen des Strafrechts werden 
fönnen. Wir wollen audy Dies nicht beftreiten. Allen 
es läge darin Fein Untericheidungsmerfmal von Recht und 
Sittlichfeit. Oder follte Damit gefagt fein, daß der Staat 
jede unfittlihe Handlung mit Strafe bedrohen müffe? 
Dies würde allerdings zu weit führen, und ift auch wohl 
nicht Die Abficht gewelen. Dann fehlt e8 aber an einem 
Kriterium dafür, weldye Handlungen, weil fie eben dem 
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echte zuwider ſind, der Staat mit Strafe bedrohen 
üſſe. 

In der That wird in 8. 6. 7. 8. 9 noch ein anderes 
viterium aufgeftellt. Das Unrecht, heißt es Dafelbft, be 
ehe in einer Verlegung, und zwar in der Verlegung 
gend eined nady Qualität und Quantität beflimmten 
‚echtes einer beftimmten fittlichen Potenz, welche den Bo⸗ 
en der Objectivität betreten habe, alio nicht bloß fittlicher 
inzelweſen, fondern aud) des Staates, Der Kirche u. f. w., 
it anderen Worten eines beftimmten Rechtsfubjectes,®) 
jo in einer NRechtöverlegung. 

Zur Erläuterung diefes Begriffs wird bemertt: das 
yeinliche) ) Unrecht. jet Die Verlegung des Rechtes als 
echtes (8.6). Object derfelben jei das Recht als ſolches 
. 8), jedoch in feiner qualitativen und quantitativen Bes 
mmtheit (8.9). Weberfegen wir dies in concretere Auss 
üde, fo wird damit gelagt jein jollen: Cigenthums: 
rbrechen 3. B. seien nicht Verlegung des Eigenthums⸗ 
chts überhaupt, ſondern eines beftimmten, einer beftimmten 
erion zuftehenden Eigenthumsrechts; aber Das eigentlich 
erbrecheriiche Daran liege nicht In der Entziehung einer 
ı Eigenthum befindlichen Sache, fondern in der Verlegung 


) Bgl. auch Berner, über ten Begriff des Verbrechens, in 
Archiv des Er.-R. 1849. ©. 457.463. Zwar proteftirt Köf- 
lin S. 25 gegen den Ausdruck Rechtsſubject und moralifcie 
Perſon, allein was ift eine fittlihe Potenz, deren Recht ver: 
legt werben fann, die alfo doch Rechte hat, andres, als ein 
Mechtsfubject, und was ift eine (fittlihe) Wotenz, die den Bor 
den ber Objectivität beitreten bat, andres, als eine (moralifche) 
Perfon? Auf den Hegel’fchen Unterfchieb zwifchen Moralität 
md Sittlichkeit ift es Bier doch wohl nicht abgefehn? 


) Das Wort „peinlich“ ift hier inbifferent. Denn was hier über 
die Natur des Unrechts gefagt wird, bie negative * 
mung, daß es eine äußere Beſchaͤdig ung naicht vorausfı 
müßte natürlib von dem ethiſchen —* Sem unrecht an 
um ſo mehr gelten. 
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des beftimniten Eigenthums rechts als ſolchen; ebenio liege 
bei dem Derbrechen der Tödtung das Weſentliche nicht in 
der Aufhebung des Lebens, jondern in der Verlegung des 
Rechtes auf Leben. 

Wir dürfen annehmen, daß diefe Säbe einen we: 
ſentlichen Beftandtheil der Argumentation bilden, da im 
$. 10 die Deduction der Strafe unmittelbar daran ange 
fnüpft wird. Auch beſtimmen fie weientlich Den ſubjeck⸗ 
ven Charakter des Syftems. Denn kommt bei dem Ber 
brechen nur die Verlegung des Rechts als jolchen in De 
tracht, fo ift fchon der Verſuch einer (objectiven) Rechts⸗ 
verlegung Verbrechen, Da er eine Verlegung Des (Jubjectiven) 
Rechts auf Leben, Eigenthum u. |. w. enthält — freilid 
aber audy gleich ftrafbar, wenn auf die objective, d. i. 
bier materielle Verlegung gar nichts anfommt. Wir be 
ftreiten aud) jene Säge feinedwegs, da wir ja das Sub 
jective ebenfalld al8 den inneren Grund der Strafbarfet 
anerkennen, und der Verluſt des Lebens, des Eigenthums, 
ein Ereigniß ift, das Jeden auch ohne Verbrechen treffen 
fann, ja, io viel Das Leben anlangt, früher oder fpäter 
treffen muß. Auch wollen wir die Gegner nicht bei den 
Eonfequenzen halten, da ja eine Vermittlung des ob 
jectiven mit dem fubjeetiven Standpuncte beabfichtigt wird. 

Allein wir müflen uns nunmehr nach dieſer Vermitt⸗ 
lung umjehen. Sollte fie etwa im $. 3 enthalten fein, 
welcher von der Verwirklichung Des Unrechts handelt? 

„Das Unrecht,” Heißt es hier, „verwirklicht fih in 
folgendem Stufengange:- 

1. Der an ſich noch mit dem allgemeinen identiſche 
Wille ift Ihm ebenjo unmittelbar entgegengeieht. Im ſei⸗ 
ner Unbefangenheit ift er die Möglichkeit zu Beiden, dem 
Rechte gemäß zu fein oder baffelbe zu verlegen. Das Uns 
recht iſt hier bloß ein mögliches. 

2 Der befondere Wie heht eine Einheit mit Dem 
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allgemeinen wirklidy auf; aber jeine Differenz von dieſem 
iſt noch nicht für ihn (feine bemußte), vielmehr glaubt er 
fich noch in der Einheit mit ihm und fordert dieſe- Hier 
iſt das Unrecht bereits ein wirkliches, aber ein noch 
unbejangenes. 

d. Die Differenz des befonderen Willens von dem 
allgemeinen ift für den beionderen Willen, d.h. er weiß 
ſich im Gegenfag gegen jenen und fordert (will) Dielen 
Gegenſatz. Hier ift das Unrecht vollftändig wirk⸗ 
liches Unrecht, Verbrechen.“ 

Zunähft muß es auffallen, daß in einem Stufengange, 
in weldyem fi) das Unrecht verwirklichen ſoll, zuerft 
ein mögliches, dann erft ein wirkliches, und zuleßt 
nod) ein vollftändig wirkliches Unrecht auftritt, wo⸗ 
nad) alio Das erfte und zweite noch Fein vollftändig wirk⸗ 
lches, mithin auch kein verwirflichtes wäre. Es fcheint 
hiernach, daß mit jenen drei Säben nur die Stufenfolgen 
bezeichnet werden follen, durch welche Das Unrecht erſt zur 
Verwirklichung gelange. Und in der That bezeichnet Die 
erfte derielben etwas, das noch gar Fein Unrecht iſt. Denn 
was jonft kann man unter einem Willen, der mit Dem 
allgemeinen identiich, aber doch zugleich demſelben entge⸗ 
gengeſetzt iſt, verſtehen, als den Willen uͤberhaupt, der in 
feiner Freiheit, das Gute oder Das Boͤſe zu wählen, zu dem 
allgemeinen Willen ſich indifferent verhält, der Daher eben 
fo gut zum Recht ald zum Unrecht ausichlagen Tann, 
aber ſich noch in feiner dieſer Richtungen geäußert hat. 
Allein jo ift es denn Doc, nicht gemeint, da in$.D gegen 
dieſen indifferenten Willen die vorbeugende Thaͤtigkeit der 
Bolizei, und zwar nicht etwa bloß der Bräventiv- ( Wohl⸗ 
fahrts⸗)Polizei, ſondern der Rechtspolizei aufgeruien, 
und daraus die Strafbarkeit der Polizeiübertretungen her⸗ 
geleitet wird (S. 33 f.). Dies kann aber doch offenbar nur 
Bann geichehen, wenn ber Wille fich .bereitö geäußert hat, 
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und zwar fo geäußert hat, Daß Daraus das wirflidye Uns 
recht hervorgehen Tann. Iſt es aber fo gemeint, worin 
beſteht dann dieſes wirkliche Unrecht? — in der objecti- 
ven, materiellen Verlegung. Offenbar werden da 
her hier Die Ausdrüde: Unrecht, mögliches, wirkliches Un- 
recht, in doppelter Bedeutung gebraudt., Das mögliche 
Unrecht ift bereitö wirkliches Unrecht in Dem Sinne, daß 
ihm ein (negativ) rechtöwidriger Wille zu Grunde liegt, 
welcher als gefährlie Handlung in Die Sphäre des 
objectiven Daſeins bereitö eingetreten ift, da ſchon die Ges 
fährdung das Recht in dem Sinne, in weldyem Dies in 
8.6—9 entwidelt wird, verlegt. Dadurch wird es nım 
allerdings zu einer Stufe der Verwirklichung des Unredhts, 
aber in einem anderen Sinne, als in welchem dieſes ein 
mögliches genannt wird, da die ideelle Rechtsverletzung 
($.6—9) bereits vorhanden, und nur die materielle erſt 
eine mögliche ift. 

Die zweite Stufe ſoll das civile Unrecht bezeichnen, 
allein fie bezeichnet einerjeitS mehr, andrerſeits weniger, 
- al dieſes. Das „unbewußte" „unbefangene” Unrecht 
umfaßt nehmlidy auch die culpoſen Recdhtöverlegungen als 
ſolche, die in der Glaffification fonft ganz fehlen. 5) An 
Drerfeitö würde Durch Die Beichränfung des civilen Unrechts 


5) Mit Unreht wird Hegel in der Anm. zu F. 3 S. 28 getabelt, 
daß er das unbefangene Unrecht als das bloß möglihe nehme 

Wenigſtens wird dabei von ihn das Wort nicht in einem dop⸗ 
pelten Sinne gebraudt. Daß Hegel den oligeivergegen beim 
Unrechte Feine Stelle anzuweijen wife, ift ein Vorwurf der auf 
den ungetreuen Jünger zurüdfällt. Denn diefer Hätte nach 88. 
.6—9 in dem Bolizeivergehen das wirkliche Unrecht nachweiſen 
follen. Ober gehört etwa der Staat nit zu den „flitlichen 
PVotenzen,” deren Recht verleßt wird, wenn man feine Sicher⸗ 
heit, feine Wohlfahrt gefährdet, und überhaupt feine Gebote 
nicht befolgt? So weit denn auh Hegel in $. 233 (©. 
295) feiner Nechtslehre in dem Polizeivergehen ein wirk⸗ 
liche s Unrecht nad. 
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uf Das unbewußte, unbefangene, jede mala fides, jede 
mthwillige Prozeßführung in den Kreis Des peinlichen 
Inredhts gezogen werden. Aber auch hierbei, bei dem un- 
efangenen, jedoch wirklichen Unrechte,. wird unter Unrecht 
ie materielle Verlegung verftanden,, da Daffelbe nady 
. 11 durch Schadenerfag wieder aufgehoben werben 
U, dieſer aber eben nur Die materielle Verlegung (ja 
ieſe kaum vollftändig), Die ideelle hingegen ($. 6—9) nie⸗ 
als aufheben Fann. 

Nimmt man nun an, Daß auch unter Nr. 3 unter 
em wirklichen Unrecht Dafielbe verftanden werde, wie 
nter 1 und 2 — und dies ift doch das erfte Erforderniß 
der logifchen Stufenfolge, daß fie fi in allen ihren 
Iliedern auf Denielben Gegenftand beziehe — , fo befteht 
uch Das Verbrechen weſentlich in der materiellen Ver— 
eBung. Es ift Far, daß man Dadurch zu ganz anderen 
tejultaten, ald den oben aus $.6—9 gezogenen, gelangt. 
zei dem Verbrechen der Tödtung ift dann der Tod eben 
weſentlich, als der Darauf gerichtete Wille, und Der 
zerſuch Der Toͤdtung ift dann noch Fein Verbrechen, we⸗ 
igſtens nicht das Der veriuchten Tödtung. 

Eine Vermittlung zwiſchen Diefem Reſultate und 

em der 88. 6—9 findet ſich nicht, und wir Dürfen Daher 
bon hiernady wohl behaupten, daß die referirte Theorie 
icht eine Vermittlung, ſondern nur eine Vermiſchung 
es objectiven und Des jubjectiven Standpunftes enthält. 
sie braucht die Ausdrüde „Unrecht“ und „Verlegung“ in 
oppeltem Sinn, bald in jubjectivem, bald in objectivem, 
nb wir werben daher aud) bei der Prüfung ihrer weite 
mn Urgumentationen dieſe beiden möglichen Bedeutun⸗ 
em im Auge behalten müffen. 

Diefe weiteren Argumentationen find in 89.4.5 und 


D enthalten. 
„In allen jeinen Formen ‚“ heißt ed, an $. 3 an⸗ 
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rüpfend, im €. 4, „fei Das Unrecht das in ſich ſelbſt 
Nichtige, ein bloßer Schein, mithin ein ſich ſelbſt Auf 
hebendes und fein Gegentheil Korderndes. Wenn ſchon 
ed eine pofitive Eriftenz ſei (habe), io komme ihm doch 
fein wahrbaftes Sein zu, jondern e8 eriftire eben als ein 
Nichtfeiendes, dem wahren Sein in feiner Sphäre Wider: 
fprechendes und darum durch und durch Wiederaufzuhe 
bende®. 

Diefe Wiederaufhebung gefchehe (8.5) bei dem bloß 
möglichen Unrechte durch Vorbeugung und Schuß (Pr 
Bzeiftrafe ?— S. 29); bei dem unbefangenen (eivilen) Uns 
rechte durch Schadeneriad. Auch das peinliche Unrecht 
ſtifte jederzeit (?) einen Außerlidhen Schaden, Der wieder 
aufgehoben werden muͤſſe. Allein bier genüge es nidt 
an der aͤußerlichen Entihädigung. Da vielmehr dieſes 
Unrecht jeine Exiſtenz weſentlich für den befonderen 
Willen, Hiermit noch außer und über der Sphäre de 
Außerlichen Dafeins habe, fo fordere e8 feine Wiederauf⸗ 
hebung auch in dieſer weiteren Sphäre. 

Da nun das Verbrechen weſentlich Berlegung fe 
($. 6—9, fo müfle audy die Wiederaufhebung der Ber 
legung — als Regative der in dieſer geliebten Regation 
— ſelbſt ald Verlegung des Berlegenden auftreten; und 
da die Verlegung des Rechts ftetd eine nady Art umd 
Größe beſtimmte ſei (8. 10), 10 müfle auch Die Wieder 
aufbebung derielben die gleiche Beftimmtheit nad) Art und 
Größe als ein Außerlidher Act an fi tragen, fie mülle 
Wiedervergeltung des Zwanges mit Zwang nah 
dem Principe des gleihen Maßes, des Werthes 
ſein.“ 

Wir wollen dahingeſtellt laſſen, ob es zweckmaͤßig ſei, bie 
Strafe als eine Verlegung zu bezeichnen, da es doch vielmehr 
die Aufgabe jeder Strafrechtstheorte jein muß, nachzuwer 
fen, daß die Strafe Feine Berlegung enthalte. Der Ef. 
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meint hier Verletzung des beſonderen, dem allgemeinen 
Willen entgegengelesten, alio unberedhtigten Willens, bie 
alſo wenigftend feine Rechtöverlegung enthält. Wir wol 
len ferner nicht urgiren, Daß „Zwang“ wenigftend fein 
nothwendiges Moment, weder im Begriffe des Verbrechens, 
nody der Strafe iſt. Wenigftens kann man bei Berbres 
hen, wie Duell, Ehebruch, Inceft, Verleumdung u. dgl. 
doch nur ſehr uneigentlid) von einem Zwange fprechen; 
und der Berbrecher kann ja die Strafe auch freiwillig über 
fi nehmen. Allein wir wollen und bei dieſen Nebens 
Dingen nicht aufhalten, fondern der Argumentation in ih⸗ 
ven weientlichen Beftandiheilen Schritt vor Schritt folgen. 

Zunaͤchſt alſo: „das Unrecht ift das in fidh jelbft 
Richtige, ein bloßer Schein, ein fich ſelbſt Aufhebendes.* 
So weit flimmen wir völlig zu. Allein fchon das Naäͤchſt⸗ 
folgende „und fein Gegentheil Forderndes“ muß vielmehr 
beißen „fih in fein Gegentheil Umkehrendes.“ Denn 
wenn das Unrecht nur Schein ift und ſich jelbft aufhebt, 
fo muß es ja die Verwandlung. in ſein Gegentheil ſelbſt 
bewirken. Nur die „pofitive Exiftenz” des Unrechts fann 
einer Wiederaufhebung von außen bedürfen. Dieje pofl 
tive Exiſtenz Defielben liegt — nah K. — in der Rechts⸗ 
verlegung. Diele, als ideelle aufgefaßt (8. 6—9), Tann 
nicht wieder aufgehoben werden; das Recht als joldyes ©) 
bleibt ewig verlebt, wenn ed einmal verlegt war. Jeden⸗ 
falls würde eine Verlegung des Verletzers die Ber: 
legung des Rechtes, wie fie K. fich Denkt, nicht wieder 
aufheben, fie würde das verlegte Recht des Verletzten nicht 
zu einem unverleßten machen. Wollte man aber den Be⸗ 
griff der materiellen Rechtöverlegung ($ 3) zum Grunde 


6) Nehmlih das concrete Recht, wie es Köftlin nimmt. Das 
Necht in abstracto, jus sensu objectivo, fann gar nicht vers 
legt werben. - Köflin $. 9. 
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legen, ſo fände Diele ihre Wieberaufhebung im Schaden 
erfabe und bedürfte Daher feiner weiteren Wiederaufhebung. 
Was hätte alſo der Staat Hier noch weiter zu thun? 
Mit Recht jagt K. im $.5 Nr. 3, das Unrecht habe jene 
Eriftenz wefentlich für den (nicht in dem) böfen Willen. 
Das heißt doch wohl: es liege in der Verlegung, jofern 
Diefe eine gewollte jei; und mit Recht fügt er ferner hin 
zu: dieſe Exiftenz defielben liege über und außer be 
Sphäre des Äußerlichen Dajeind. Was aber geht den 
Staat, ald den Ausdrud der Rechtsidee, d. i. der fittfichen 
Idee in Der Sphäre des Außerlihen Dafeins (©. 
704) das an, was über und außer Diefer jeiner Sphäre 
liegt? Wenn aber Diejed über und außer der Sphäre des 
Etaated liegende Element des Unrechts wieder aufgehoben 
werden jollte, wie koͤnnte Died Dann durch Die Negation ded 
Aeußerlidhen, der Verlegung — mag man den Be 
griff iveell oder materiell, nad) 88. 6—9 oder nady $. 3 
faflen — bewirkt werden? Sie fünnte nur durch Wieder 
aufhebung des böjen Willens, alſo durch Verwandlung 
defielben in einen guten, d. i. durch Bejjerung, ge 


ſchehen. 

Anders, aber nicht glücklicher, hat Luden, Handb. 
$.3f S.7 f. das Strafrecht des Staates unmittelbar 
aus der ſittlichen Natur des Unrechts abzuleiten geſucht. 
Er geht aus von dem Rechte des Menſchen, mit freiem 
Willen zu handeln. „Dieſes Recht habe der Menſch, weil 
er Vernunftweſen ſei, denn die Vernunft ſei nicht denkbar 
ohne die Fähigkeit, mit freiem Willen zu handeln. Wie 
aber der Menſch diefes Necht nur aus dem Grunde habe, 
Damit er die ihm obliegende Pflicht, vernünftig zu han 
deln, erfülle, jo könne ihm daſſelbe auch nur unter der 
Bedingung zuftehen, daß er diefer Pflicht wirklich genüge. 
Alfo utüffe Das objective Recht demjenigen das (ſubjective) 
Necht, mit freiem Willen zu handeln, nothmendig abfpre 
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chen, der Die Pflichten verletze (nur dieſe?), Die es ihm 
. jelbft auferlegt habe.“ 

Z3Zuvboͤrderſt wäre zu erinnern, daß bier Recht und 
Fähigkeit, mit freiem Willen zu handeln; gleichbedeutend 
gebraucht wird, da Doch das erftere ſich nur auf die aͤu⸗ 
Bere Freiheit (Breiheit von Zwang) beziehn Tann, Die 
legtere aber fi auf Die innere Freiheit, die auch ber 
Zwang nicht aufhebt, bezieht, und Daß daher auch das 
Wort Freiheit in dDoppeltem Sinne gebraudht wird. Wir 
wollen indeß dies nicht urgiren. Der Verfafler will Damit 
fagen, nur der innerlich Freie habe das Necht der äußeren 
Sreiheit. Allein folgt denn daraus die bürgerliche Strafe? 
Was daraus folgt, ift das Recht des Zwanges gegen den 
unvernünftig Handelnden, alfo des Erecutiondzwangd im 
Civilrechte, der Nothwehr gegen Verbrecher. Wollte man 
weitere Folgen daraus ableiten, fo würde Dies auf lebens⸗ 
länglihe Preiheitöberaubung wegen jeden Verbrechens 
führen. Luden felbft fühlt Dies recht wohl. Er fagt nicht, 
wie Köftlin a. a. O. ©. 774 ihm willfürlich ſubſtituirt, 
es liege ein Widerfpruch Darin, wenn der, der feiner Pflicht 
zuwider handelt, das Recht des freien Handelns in glei⸗ 
chem Maaße haben folle, wie derjenige, der pflichtgemäß 
Handelt, fondern er jagt: „in gleicher Weiſe.“ Er gefteht 
Damit zu, Daß fein PBrincip zu einem gerechten Maaße 
Der Beftrafung nicht führt, und fucht dieſem Mangel da⸗ 
Durch abzuhelfen, daß er in 6. 4 Hinzufügt: das objective 
. Recht müfje Vorfchriften für Die einzelnen Verhaͤltniſſe ge- 
ben, und für dieſe Vorfchriften müfje daflelbe gelten, wie 
für das objective Hecht im Allgemeinen, nehmlich Daß 
der Menfch das Recht, mit freiem Willen zu handeln, nur 
unter der Bedingung habe, daß er denfelben gemäß handle, 
und Daß er folglich Diefed Rechts verluftig werden, mit 
anderen Worten, eine Strafe erleiden möüfle, 
wenn er denjelben zuwider handle. Allein heißt denn „des 
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Nechted, mit freiem Willen zu handeln, verluflig werden“ 
wirklich fo viel, ald „eine Strafe erleiden?“ Liegt nicht 
alje in jenem „mit anderen Worten“ ein offenbarer Sprung 
im Schließen? Cine weitere Deduction des Strafmaßes 
findet fi) bei Luden nicht, Denn im $. 9, wo er ex pro- 
fesso vom Strafmanpe fpricht, wird es ald ein mit dem 
Borhergehenden außer allem Zufammenhang ſtehendes Po⸗ 
ftulnt bingeftellt, daß der Mapftab, nach welchen geitraft 
wird, jich nad) dem Grade beftimme, in welchem unver- 

. nünftig gehandelt worden. Abgeſehn Davon, ob Die Un- 
vernünftigfeit Grade habe (Luden felbit jagt S. 22, daß 
alle Pflichten gleich Heilig feien), erfcheint hier mit einem 
Male ein ganz neues, unvorbereiteted Fundament der 
Strafe, dad mit dem Obigen fogar in Widerfpruch fleht. 
Oben hieß es: der Menſch hat das Hecht, frei zu handeln, 
nur unter der Bedingung, daß er vernünftig handle. Rn 
bandelt er unvernünftig. Uber Luden entzieht ihm das 
Hecht, frei zu handeln, keineswegs; er fperrt ihn nur eine 
Weile ein; dann kann er wieder unvernünftig handeln! 
Wie Iäßt fich hierin irgend eine Gonfequenz und überzeu⸗ 
gende Veweiskraft entdecken? 

Die practiſchen Folgerungen, welche aus der abſolu⸗ 
ten Nichtigkeit des Unrechts und der Nothwendigkeit einer 
Negation der Negation des Rechts wirklich abgeleitet wer 
den koͤnnen, ſind: 

1) für den Verbrecher die Pflicht der Beſſerung, 

2) für den Berlegten das Recht der Vertheibigung 
gegen Das Unrecht (Ded Zwangs gegen den Zwang) 
der Nothwehr, 

3) für den Staat das Reit und die Pflicht, 
Unrecht mit allen rechtlichen ihm zu Gebote Pr 
henden Mitteln zu verhüten. 

Daß aus feinem Ddiefer Rechte und Pflichten das 

Strafrecht des Staates deducirt werden kann, if ſchon 
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nendlich oft nachgewieſen worden, und wird von Koͤſtlin 
icht beſtritten. 

Zwar würde ſich gegen einen Zwang zur Beſſerung 
fincipiell nichts einwenden laſſen, denn zu dem, was ſeine 
flicht iſt, kann Jeder gezwungen werben, ſobald ein An⸗ 
zer an der Erfüllung dieſer Pflicht ein Interefie hat. 
es ift Die fittlihe Grundlage jedes. Zwangsrechts. 
ur muß die Pflicht eine nach Dualität und Quantitaͤt 
ftimmte fein, weil jonft der Zwang unausführbar ift. 
ur in gewiffen engen Kreiſen fann Beflerungszmang, 
s Zuhtzwang, zur Ausübung kommen. Die Befferung 
ı Allgemeinen läßt ſich nicht erzwingen. Auch würde 
iefferungszwang feine Strafe fein, fondern vielmehr der 
bee der Strafe gradezu widerfprechen, da er nicht nad) 
m Werthe der That, fondern nach der Beſſerungsbe⸗ 
irftigfeit und Beflerungsfähigfeit des Verbrechers abzu- 
efien fein würde. 

Die Nothwehr fann ebenfalls nicht zur Grundlage 
8 Strafrechts dienen, da fie nur gegen verfudhte 
erbrechen gerichtet fein fann. Wollte man aber jeden 
erbrecher für ein reißendes Thier aniehen, gegen deſſen 
zuth man ſich in einem fortwährenden Stande der Noth- 
ehr befinde, jo würde Died zur lebenslänglidyen Einfper- 
ing aller Verbrecher führen. 

Zur Verhütung von Verbrechen würde allerdings 
wang, und zwar auch pivchologiicher Zwang, an ſich 
ıtthaft fein. Auch wird davon in der Geftalt von Orb- 
ings- und Disciplinarftrafen überall unangefochten Ge- 
auch gemadht. Ihn aber zum Brincip des Strafrechts 

machen, davon müßte ſchon die Sruchtlofigfeit dieſes 
eginnens abhalten. Auch bietet ex, gleich dem Beſſe⸗ 
ngözwange, feinen gerechten Maaßftab der Strafe Dar, 


). Auch die Polizeiſtrafen find meiftens Zwangsſtrafen. 
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was ebenfalls ſchon zur Genüge von Anderen ausge 
führt iſt. 

Jener Satz von der Nichtigkeit Des Unrechts und ber 
nothiwendigen Negation der Negation bat aber nody eine 
andere, metaphufiiche Bedeutung. E8 liegt darin die An- 
erfennung des Satzes, Daß das Unrecht jich felbft be- 
ſtraft, mithin einer fittlichen Weltordnung, die aber ohne 
die Borausfegung eines bewußten und lebendigen Schöpfers 
und Regiererd der Welt nicht gedacht werden kann. 

Die Philofophie ignorirt den Glauben an eine gött- 
liche Weltordnung und Weltregierung, weil er nur auf 
einem fubjectiven Grunde beruhe, und nur Das objectiv 
Ermeisliche Anſpruch auf Algemeingültigkeit habe. Ja 
es haben felbft fromme Gemüther ihr Diefes Ignoriren der 
fubjectiven Erfenntnig als ihre Necht zugeflanden, weil ihr 
Beruf und ihre Sphäre eine ganz andere fet, als Die de 
Glaubens, und — weil fle fürchteten, ihrerfeits Durch das 
Eindringen der Bhilofophie (deren doch auch die Theologie 
nicht entbehren kann. Tholud, über das Verhältniß der 
Bernunft zur Offenbarung, fünfte Beilage zu deſſen Wet 
über Die Sünde) in das Gebiet Des Glaubens zu Conceſ⸗ 
fionen genöthigt zu werden. Allein kann es Denn wohl 
zweierlei Wahrheit geben? und wenn nun alle Kreife dei 
menfchlichen Erfennend in einem innigen Snfammenhange 
ſtehen, kann dann in dem einen wahr fein, was in bem 
andern falfch ift? oder kann dad, was in Dem einen ald 
wahr erfannt wird, für den andern gleichgültig fein? 

Jenes Abſchließen der Philofophie gegen alle fubjective 
Erfenntniß muß fich fofort als ein unberechtigtes ermeifen, 
wenn wir und unbefangen Rechenfchaft Darüber geben, 
wie weit unfere objective Erfenntniß eigentlich reicht. Be 
ruht ja Doch felbft das, was wir zunächft als objertive 
Gewißheit betrachten, nehmlich unfere unmittelbare finn- 
liche Wahrnehmung und Erfahrung, auf. dem fubjertiven 
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Vertrauen, daß der Eindruck, welchen unſer Seelenorgan 
durch die Sinne empfängt, feine Täuſchung ſei; daß dem 
finnlich Wahrgenommenen au ein finnlich Eriftirendes 
entfpreche. Denken wir und einen Menfchen, Der ohne alle 
vorausgegangene Erfahrung, jedoch mit der vollen Fähig- 
feit de8 Wahrnehmend und Denkens, in die Sinnenwelt 
verfeßt würde, fo würde ein folcher nicht wiflen, ob Das, 
was bier feinen Sinnen entgegentritt, Traum oder Wirf- 
lichkeit ſei. Erſt die Erfahrung, daß alle Wefen feiner 
Gattung die gleichen Eindrüde empfangen, würde in ihm 
Die fubjective Meberzeugung begründen, daß er es mit wirf- 
lichen ihn umgebenden Dingen zu thun habe. Die Allge- 
meinheit der Erfahrung ift ed alfo, was deren Ergebniffe 
für ihn zur objectiven Wahrheit erhebt. Allgemein und 
objectiv find Daher nahe verwandte, ja in Hinflcht auf Das 
Erkennbare identifche Begriffe. 
Ehenfo wie im Sinnlichen, verhält es ſich nun auch 
im Geifligen. Wir koͤnnen jelbft Die unmittelbaren That⸗ 
fachen unfered Bemußtfeind nur unter der Voraudfegung 
als objective Wahrheiten behandeln, daß unfer Be- 
wußtfein nicht blos das unfere fet, fondern von allen Wefen 
unſerer Gattung getheilt werde. Weber diefe Ueberein⸗ 
flimmung unferes Bewußtfeind mit dem aller Anderen, noch 
Die Webereinftimmung unferer finnlichen Wahrnehmungen 
mit der Wirklichkeit Tieße fich aber erklären, ohne beides, 
fowohl die Geftaltungen der Sinnenmelt, ald auch das Ber 
wußtfein der in ihr lebenden Weſen, auf eine gemeinfame 
Duelle zurüdzuführen. Daß diefe Duelle eine Tebendig 
fchaffende und wirkende höhere Macht fei, ift eine That» 
fache, wegen deren wir und ebenfalls auf Die Allgemein- 
beit dieſer Meberzeugung berufen können. Denn fie Tiegt 
ſelbſt den objectivften Anſchauungsweiſen zum Grunde. Nur 
ob Diefe Macht mit Bewußtfein wirke und ſchaffe, Das 
ift eigentlich die Srage, über welche es niemald zu einer 
Archiv 9. Er. R. 184. IV. Gt. u Rt 
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übereinftimmenden Anſicht unter denkenden Menſchen kom⸗ 
men wird, weil wir und Das Bewußtſein nur in der be- 
ſchraͤnkten Form eined Sonderbemußtfeins denken Eönnen, 
das Bewußtſein des Weltfchöpfers und Weltregiererd aber 
als ein allumfaffendes, jedes Sonderbewußtfein in fich auf: 
nehmendes, gedacht werden müßte. Indeß gehört gewiß 
fein minder ſtarker Glaube dazu, um anzunehmen, daß 
die Welt in ihrer planvollen Harmonie dem Ungefähr, 
oder, was auf Daffelbe Hinausläuft, „der Idee“ ohne ei- 
nen bewußten Träger derfelben, ihr Dafein verdanfe, und 
das Bewußtfein fich nur aus dem „Unbewußten“ entwidle 
(Carus, Pſyche). Diefer Gedanke ift eine Hypotheſe, 
welche, die äußerfte Oberfläche der Erfcheinungen (nehm- 
lih das Erwachen des Bewußtfeind im Kinde) für das 
Weſen Derfelben nehmend, nicht einmal den Verftand zu 
befriedigen vermag. Auch leiftet Diefelbe nicht Die mindefte 
Garantie für Die Einheit des Bewußtfeind Aller; viel 
mehr, wie in der Natur Fein Blatt völlig Dem andern 
gleicht, Eönnte diefelbe wohl auch ganz verfchiedene Be, 
wußtfeindformen bervorbringen, wenn nicht Natur und 
Bewußtſein aus Einem fchaffenden und erhaltenden Geifte 
entfprungen wären, in welchem wir leben, weben und find, 
und deſſen Bewußtſein (3. B. von Necht und Unrecht) aud 
das unfere ift. 

Aud der Verwerfung aller fubjectiven Erkenntniß, 
welche Kant unter dem Titel von Poftulaten Der practi- 
jhen Vernunft noch gelten Tieß, iſt zunächit Der (ſubjective) 
Idealismus, d. 5. diejenige Weltanfchauung herborgegan- 
gen, welche alles außer und Eriftirende ald Idee, als Pro- 
duct des denkenden Ich's betrachtete, des Einzigen, deſſen 
wirfliches Sein man Doch nicht in's Problem ftellen Tonnte 
noch mochte. : Auf das practifche Gebiet hinübergeleitet — 
wogegen jedoch der geiftvolle Begründer deſſelben ausdrück⸗ 

lich protefliete, hiermit aber Freilich ſelbſt über feine Lehre 
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den Stab brach — mußte dieſes Syſtem unvermeidlich zur 
Apotheoſe des Ich's und zur Negation alles deſſen, was 
Sitte, Recht und Geſetz heißt, hinführen. Denn wenn 
das Ich die einzige wahre Subſtanz iſt, ſo iſt der indivi⸗ 
duelle Wille, d. h. die Willkür eines Jeden, Herr der 
Welt, und es kommt nur darauf an, wie weit ſein ſchoͤpferi⸗ 
ſcher Geiſt dieſe Herrſchaft zu realiſtren vermag. Der Bes 
griff der Pflicht iſt für ihn nicht vorhanden; hoͤchſtens 
eine Pflicht gegen ſich ſelbſt erkennt er an, über die er ſich 
aber leicht hinwegſetzt, wenn ſie ihm unbequem wird; der 
Begriff des Rechts geht unter in dem des Geſetzes; Geſetz 
aber iſt, was die übermaͤchtige Mehrzahl der Iche be= 
ſchließt; der Staat ift eine angemaßte Tyrannei, Die man 
factifch gelten laͤßt, ſo lange man muß, oder fo lange man 
ihres Schußes oder ihrer Protection bedarf, Deren Berech⸗ 
tigung man aber, dem individuellen Willen gegenüber, auf 
ein Minimum redueirt wiflen möchte. Um wenigften ver- 
trägt fich mit Diefer Weltanfhauung die Strafe. Sie 
fommt höchftend als ein Mittel, jich und feine Freunde 
gegen allerlei Unbehsigliches zu ſchützen, in Betracht. Sie 
iſt fomit eigentlich ein Unrecht, und man kann es dem 
Verbrecher nicht verargen, wenn er fie fogar ald ein Ver⸗ 
brechen betrachtet. 

. Dieſe Eonfequenzen des (fubjectiven) Idealismus ha⸗ 
ben ſich nur zu fühlbar geltend gemacht. Die neuere Phi⸗ 
loſophie ſetzte ihm daher den objectiven Idealismus 
entgegen, d. h. ſte erhob die Idee ſelbſt zu einer lebenden 
Subſtanz, Die aus fich ſelbſt alles erzeuge und ſich auch 
in dem Menfchen ihren eigenen Körper bilde. Alſo eine 
Idee ohne einen Träger derfelben; eine Vorſtellung ohne 
Vorſtellendes, ein’ Gedanke ohne Denfenden Geift, Plan . 
und Abficht ohne Bemußtfein! Schon der Name hätte 
gegen dieſe Verirrung warnen follen, da er eine reine 
contradictio in adjecto enthält. Denn Der Bild, Vor⸗ 
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ftelung,, iſt etwas rein Subjectived. Wie kann nun das 
Subjective, dad Erzeugnig des Subjectd, zum Objectiven 
werden‘, außer eben wieder in der Vorſtellung des Sub- 
jects? Wie kann e8 eine erzeugende, fchöpferifche Kraft 
entfalten, die nicht Die Kraft feined Trägers, alfo eines le⸗ 
bendigen, denfenden und bemußten Weſens (einer Sub- 
flanz) wäre? Ä | 
Diefem Einwande zu begegnen, erfand man den Bes 
griff des obfjectiven Geiſtes. Der Geift fei das Ob- 
jective, Subjtantielle und Seiende, aus welchem aller 
Wechſel der Geftalten, alle Formen des Dafeins entfprin- 
gen, und zwar einerfeits ald Geift in der Natur, an⸗ 
drerſeits als fittliher Geiſt. Allein wo fand man 
diefen objectiven ſittlichen Geiſt? Hegel fand ihn im 
Staate. „Der Staat," fagt er, „ift Die Wirklichkeit der 
‚fttlichen Idee — der ſittliche Geiſt, als der offenbare, 
fich felbit Deutliche (bemußte), fubftantielle Wille, der 
ſich denft und weiß, und das, was er weiß, und fofern er 
ed weiß, vollführt." Anzuerfennen ift hierin, Daß der 
Geiſt denn doch als ein perfönliches, denkendes und be 
wußtes Weſen gedacht wird. Allein fol Damit mehr ge- 
fagt.fein, ald daß der Staat die Form fet, in welcher fi 
der Geift feiner Bürger concentrire und eine objective Ge⸗ 
ftalt als Geſetz, öffentliche Gewalt u. f. w. annehme, alfo 
das, was man jich zeither unter einer juriftifchen (mora- 
liſchen) Perfon gedacht bat, fo iſt darin eine unftatthafte 
. Berfonification enthalten. Dem Geifte, melcher Die Welt 
“regiert, .müffen wir Bemwußtfein und perfönliches Leben zu 
- jehreiben (obwohl der Ausdrud Perſon in jofern nicht 
. paßt, als er etwas Begrenzte bezeichnet), weil wir ohne 
Died die Mebereinftimmung unſeres Bemußtfeind mit dem 
‚der Anderen und mit den Erfcheinungen der Sinnenmwelt 
nicht zu erflären vermöchten. Jede weitere Perfonification 
-ijt eine unnötbige, mithin unftsttgefte Hovetheſe. 
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Die Jünger Hegel's find denn auch mit dieſer Per- 
jonification nicht zufrieden. Sie werfen tem Meifter vor, 
Daß jein Staat ed nicht dazu bringe, wahrhaft objectiver 
Geift zu fein. Was aber denken fie fich unter dem ob» 
jectiven Geifte, welchen doch auch fie dem Staate zufchret- 
ben? Offenbar fol derfelbe etwas Höheres fein, als der 
individuelle Geift Der einzelnen Menfchen, da ſie ihm eben- 
falls die Rolle eined Trägerd der fittlichen Weltordnung 
in der Sphäre des änßerlichen Daſeins zutbeilen. ‚Allein 
er zeigt ſich auch zu Diefem befchränften Berufe als un- 


geeignet, da er jich nur.ald die Duinteflenz des Geiftes - 


der im Staate lebenden Menſchen denken läßt. Er kann 
Daher auch nicht als ein abſolut höherer, fondern nur als 
ein relativ höherer, für die gemeinfamen Angelegenheiten, 
betrachtet werden. Und in der That lehrt die Erfahrung, 
daß der Geift, melcher die Staaten regiert, keineswegs hoͤ⸗ 
ber ſteht, als der der Edelſten unter ihren Bürgern. 
Selbft wenn der Edelſte derfelben an der Spitze des Staa⸗ 
tes ftunde, würde er fich Durch Die untergeordneten Organe, 
deren er fich bedienen muß, fo vielfach gehemmt und von 
feiner Höhe herabgedrüdt finden, daß die Refultate feines 
geiftigen Wirfend immer nur der Durchfchnittöfumme des 
allen. Einzelnen inwohnenden Geiſtes entfprechen würden. 
Dazu kommt, Daß die Subftantiellfegung des Staates Recht 
und Geſetz von deſſen Belieben abhaͤngig macht; und leider 
hat auch dieſe Doctrin bereits ihre Früchte getragen, da 
man in Der Gefeßgebung Alles für erlaubt halt, wenn nur 


die Kammern, die fich gern ald die eigentlichen Träger des 


fubftantiellen Volksgeiſtes betrachten, ihre Zuftimmung ge⸗ 
geben haben. 

Die neueſte Philoſophie hat ſich daher wieder bis zum 
abſoluten Geiſte zu erheben geſucht. Wenn jedoch 
Köftlin darunter den Geiſt der Menſchheit verſteht, fo 
fommt auch Dabei immer nur ein Durchfchnittögeift. heraus, 
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der wohl noch unter dem Niveau des Geiſtes gebildeter 
Staaten flehen mödhte. | 
Schon Hegel ſprach von einem abfoluten Geifte, der 
fich in dem Prozeſſe der Weltgefchichte feine Wirklichkeit 
gebe. Allein auch er bezeichnete ihn ald das Allgemeine, 
18 die wirkende Gattung in der Weltgefchichte. Wie 
fönnte aber Diefer Geift, der Doc; immer aus der Gattung, 
alfo aus Endlichem bervorginge, der abfolute fein?! Er 
könnte höchſtens al8 ein werdender gedacht werden, der 
in unendlichem Sortfchreiten dem Abſoluten entgegenftrebe. 
Allein dieſer unendliche Fortſchritt, von Dem fo viel ge⸗ 
fabelt wird, ift undenkbar und gegen alle Erfahrung. Das 
Menſchengeſchlecht wird hienieden ein gewiffed Maß der 
. geiftigen Entwidlung nie überfchreiten. Während es in 
einer Beziehung und auf einem Punkte der Erde fortfchreis 
tet, fchreitet e8 in einer andern Beziehung und auf einem 
andern Punkte zurüd. Ein Volk Töft das andere ab, wel⸗ 
ches immer nur einen Theil feiner geifligen Errungenfchaft 
auf feine Nachfolger überträgt. Das lette der Völker wird 
aber keineswegs das gebildetfte fein. Man vergißt bei 
der Annahme jenes unendlichen Fortſchritts in Anfchlag 
zu bringen, Daß das Menfchengefchlecht, als folches, an dieſe 
Erde gebunden ift. Die Erde aber theilt mit allem Erſchaffe⸗ 
nen Dad Loos der Vergänglichkeit, das freilich Schubert 
ſelbſt dem menfchlichen Leibe nur wegen ded Sündenfalls zu⸗ 
fihreiben wollte! Sie wird, wie ſte vor einer gewiſſen Reihe 
von Jahrtaufenden, welche man berechnen kann, entflanden 
tft, fo auch nach einer gewifjen, wenn auch noch jo langen 
Neihe von Iahrtaufenden altern und fterben. Wie fie aber 
lange Zeit beftanden bat, bevor fie dem Menfchen- 
gefchlechte zur Wohnung dienen Eonnte, fo wird ficher auch) 
:  Jange vor ihrem Untergange das Menfchengefchlecht abfter- 
- ben, und Die legte Generation, welche Die alternde Erde er- 
» blickt, dürfte höchſt wahrſcheinlich, dem Zuftande ihrer 
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Wohnung entſprechend (dennenach Fechner wohnen wir 
nicht auf, ſondern in der Erde, da die Atmoſphaͤre zur 
Erde gehört), eine geiſtig und Eörperlich herabgekommene, 
‚ein Pygmaͤengeſchlecht, fein. Wie fäme fle auch dazu, alle 
geiftigen Errungenfchaften der früheren außfchließlich zu 
erben? Nur in einem anderen Leben und unter anderen 
Bedingungen des Daſeins ift ein unendlicher Fortſchritt, 
dort aber für Jeden, denkbar. Das irbifche Leben Des 
Menfchengefchlechtd, mithin auch feine Gerechtigkeit, fol 
und muß nur unvollkommen bleiben, da es zur Vervoll⸗ 
kommnung beftimmt ift, Vervollkommnung aber Unvollfom- 
menheit voraudfegt. Nur Gott ift vollkommen; er Fonnte 
den Menjchen nicht vollkommen fchaffen, Da ein vollfon- 
menes Weſen Gott feldft fein würde, Dafür legte er aber 
in ihn den Kein unendlicher Vervollkommnung und fchuf 
ihn hiermit zur Glücfeligfeit des Werden s, während Er 
ſelbſt in der Glückſeligkeit des Sein lebt. 

Nur durch die Annahme eines bewußten Schöpfers 
und Regierers der Welt erhält die Idee einer fittlichen 
MWeltordnung und hiermit die Idee der Gerechtigkeit Leben 
und Wahrheit. Denn nur unter diefer Borausfegung kön⸗ 
nen wir vertrauen, daß dieſe Ordnung eine fittliche fei, 
in und nach welcher nur das Gute befteht, das Böfe aber 
unfehlbar fich felbft beftraft. Auch muß diefe Strafe eine 
abfolut gerechte fein; denn ſie befteht ja fchlieplich in nichts 
Anderem, ald daß der Schuldige feine Schuld für das er- 
fennt, was fie wirklich iſt. Die Leiden, durch welche 
er zu diefer Erfenntniß geführt wird — und Die ja auch 
den Schuldlofen treffen können — find Nebenfache. Wer 
fle für die Hauptfache nähme, würde dadurch auf Außeren 
Genuß einen Werth legen, ber ihm nicht zufommt, und 
eben Dadurch den Beweis liefern, Daß er von der wahren 
Erkenntniß noch fern fei. Die wahre Erfenntniß würde 
die Entäußerung son allem bloß Außerlichen — nicht durch 
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dad Gute felbft vermittelten — Genuffe (die Buße) als ein 

‚ Bebürfniß empfinden, Dadurch aber auch zur Sühne und 
Rechtfertigung, d. i. zum Bewußtfein der wiederhergeftell- 
ten Einheit mit ſich felbft und mit Gott, gelangen. 

Was es dem denkenden Menfchen fo ſchwer macht, den 
Slauben an eine göttliche Weltregierung feftzubalten, ift 
Die Frage nach dem Wie ? derfelben und für den Juriften ins- 
befondere die feheinbare Unvereinbarfeit eines göttlichen Ein- 

wirkens auf die Geſchicke der Menfchen mit der Willensfreiheit 
. bed Menfchen. Allein ift nicht die Willenäfreiheit ſelbſt uner- 
klärlich? Bleibt nicht Die Philoſophie überall, wohin fle 
fi) wende, vor Raͤthſeln fiehen? Selbft den Gedanfen 
der Ewigkeit und Unendlichkeit vermag der menfchliche Geift 
nicht zu faflen. Wir können uns die Ewigkeit nur als eine 
unendlich verlängerte Zeit, die Unendlichkeit nur als einen 
unendlich erweiterten Raum denken, weil unfer VBorftellungs- 
vermögen an Die Kategorien von Zeit und Raum gebunden 
if. Das Bild des Kreiſes mag (nad) Hegel) dem Begriffe 
der Ewigkeit entfprechen; aber was entfpräche Dem der Un 
endlichkeit? Die Kugel gewiß nicht, da jte ein allfeitig 
Begrenztes if. Gleichwohl können wir dem Begriffe der 
Ewigkeit und Unendlichkeit nicht ausweichen, denn fo weit 
wir immer die Grenze hinausrüden mögen, fo taucht im- 
mer wieder Dad Gefpenft der Frage auf, was hinter der 
Grenze fei. Ganz derfelbe unauflösliche Gegenfaß, der des 
Begrenzten und des Unbegrenzten nehmlich, ift es nun, der 
und auch in den Gegenfäßen von Körperlichem und Geiſti⸗ 
gem, individuellem und univerſellem Sein, Nothwendigkeit 
und Freiheit entgegentritt. Keiner Philoſophie iſt es ge⸗ 
lungen und wird es gelingen, das Raͤthſel dieſer Gegen⸗ 
füge zu loͤſen, vielmehr beſteht die wahre Weltweisheit 
darin, anzuerkennen, daß alles Menſchliche, mithin auch 
das menſchliche Wiſſen, ſeine Grenze hat, die wir nicht 
überſchreiten ſollen, ſo lange wir ſelbſt noch im Reiche 
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der Endlichkeit weilen. Nur ahnen fünnen wir, daß dieſe 
Gegenfäge im Lichte eines höheren Seins verfchwinden 
und fomit die Worte des Sängerd zur Wahrheit werden: 


Ein Tag ift vor Ihm taufend Jahr, 
Die Ewigkeit — ein Augenblid. 


Wer nun an dem Glauben an eine göttliche Welt- 
ednung und MWeltregierung fefthält, für den liegt aller- 
ings in jener „Regation der Negation“ eine „iehr ernfte 
„peration wirklicher, lebendiger Mächte". (Koͤſtlin S. 37.) 
Nein daß der Staat eine dieſer Mächte jei, ift nicht 
rwieſen, vielmehr ift erwieſen, daß er zu dieſen Mächten 
ucht gehöre, -da jene Negation fi auf das Innere 
ezieht, Die Sphäre des Staates aber das Aeußere ift. 
Jegel entging dieſem Einwande, indem er Recht und 
Sittlichfeit identificirte und den Staat felbft zum Träger 
er fittlihen Weltordnung erhob. Es lag darin eine neue 
formel für Die alte Anficht, daß Staat und Kirche mit 
zu) der Handhabung des Gottesreiches auf Erden beauf- 
ragt (berufen) feien, eine Anſicht, Die zwar nicht Den Spott 
erDient, mit welchem Luden fie abfertigt 8), Die aber 
och irgend eined Erweiſes bedarf. Auch hat Die neuefte 
Schule jenen Hegelichen Satz fallen lafien, dadurch aber 
ich bed Rechtes, von der Rothwendigkeit der Strafe an 


8) Er fagt ©. 38. feines Handbuchs: Hätte Gott der Obrigkeit 
das Strafrecht übertragen, fo hätte er ihr auch die Art und 
Weiſe feiner Ausübung angeben müſſen. Daß dies nicht der 
Fall fei, beweife die Art und Weite, wie es ausgeübt worden 
fei. Freilich Hat Gott den Menfchen Fein modernes Straf: 

eſetzbuch ſammt Proceßordnung in die Hand gegeben, aber er 

Bat ihnen Bernunft gegeben, ihre Pflicht zu erfennen, und 
Berftand, die geeigneten Mittel zur Erfüllung berfelben zu 
wählen. Wäre die Unvollfommenheit der Ausübung ein Be- 
weis gegen den göttlichen Urfprung der Pflicht, fo wäre fie ein 
Beweis gegen die Pflicht überhaupt. 
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ſich auf Die Competenz des Staates zu fchließen, begeben. 
Es fehlt ihr noch immer die Brüde, welche von der mo- 
ralifhen Vergeltung zu dem Strafrechte des Staates füh- 
ren fl. Man Tann aus der Idee Der fittlichen Welt 
ordnung nur die Idee der Strafe entnehmen, weldyer das, 
was der Staat dem Verbrecher zufügt, allerdings mög. 
fichft entiprechen muß, wenn es Strafe genannt werden 
fol. Allein da die Strafe, weldye der Staat verhängt, 
etwas Aeußeres ift, jo fann fie auch nur dem entiprechen, 
al8 was die Strafe in der fittlihen Weltordmung er: 
ſich eint. Daraus ergiebt fid) aber ſchon Die Bedeutung 
des Objectiven im Strafrechte. Denn wir Tönnen um 
doch die fittlihe Weltordnung nur fo denken, Daß das 
Unrecht durch feine Folgen auf feinen Urheber zuruͤd⸗ 
wirke. Run aber kann nur das Geſchehene, Das in 
die Außenwelt Eingreifende, eine Wirkung, mithin and 
nur dieſes eine Rüdwirkung haben; auch die göttlide 
Strafe ift Daher ihrer Erfcheinung nad) Reaction gegm 
die verbrecherifche That, Die aber freilich Den verbreders 
[hen Willen in fidy begreift. 

Auch im Bereiche des rein Ethifchen laͤßt fich Die Strafe nur 
al8 Reaction gegen die böfe That denken; nur freilich nicht 
blos gegen Die äußere, fondern auch gegen Die innere hat. 
Auch dieſe enthält aber ein Objectived, ein Eingreifen tn dad 
Aeußere, nur freilich nicht in Dad Aeußere des Menſchen, 
fondern in dad Neußere an dem Menfchen, beftehe e8 auch 
nur in einer Wallung des Blutes, in einem Beben der 
Nerven un. |. w. Der Gedanke kann nicht Begenfland 
der Strafe fein, weil er umpwillführlich entſteht; der 
Wille aber fchlägt fofort in That um, wie bereits oben 
bemerkt worden if. Berner bat daher zwar Medt, 
wenn er in der Abhandlung über den Begriff des Verbre⸗ 
hend (Archiv d. Er. R. 1849. ©. 453.) behauptet, daß 
zur Unfittlichfeit feine Handlung gehöre, allen er über 


— — — 
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flieht, daß auch die Unfittlichkeit (Innere) That if. Den 
bloßen Gedanken hält auch Er nicht für unfittlich. (Ebend. 
©. 454). 
Der Gedanke, daß die Strafe Negätion der Nega- 
tion fei, Die fi) durch Verletzung des Verlegers vollziche, 
findet ſich befanntlid, fchon bei Hegel. Indeß läßt ſich 
feiner Darftellung beffelben noc, eine andere Bedeuͤtung 
- abgewinnen. Er betrachtet Das Verbrechen nicht als eine 
Verlegung des Rechtes einer außer dem Verbrecher eris 
ſtirenden fittlichen Botenz (des Rechts des Verletzten), fon- 
dern ($. 99 der Rechtslehre) als eine Verlegung, welche 
dem an Sich feienden Willen, und zwar hiermit ebenfo 
dieſem Willen des Verletzers, als dem des Bers 
legten und Aller, zugefügt werde. Er jagt ferner: Die 
pofttive Exiſtenz der Verlegung fei nur als der befon- 
dere Wille Des Verbrechers. Die Verlegung Die- 
ſes (befonderen) Willens, als eines Dafeienden Willens, 
ſei aljo Die Aufhebung des Verbrechens. Nach ihm voll- 
sieht alfo die Negation der Negation fi) Dadurch, Daß 
der allgemeine Wille, der zugleich der allgemeine 
Wille des Verletzers (feine „denkende Allgemeinheit”) ift, 
den befonderen Willen defielben verlegt, und zwar 
in demfelben Maaße, wie jener (der allgemeine Wille) 
Buck diefen (den beionderen) verlegt worden if. Was 
Weißt das? Wie kann der allgemeine Wille des Ver⸗ 
letzers den beionderen Willen deſſelben verlegen? Ofs 
fenbar nur Dadurch, daß er ihm etwas auferlegt, was die⸗ 
fem, dem befonderen Willen, als ein Schmerz, ein 
Leiden, alfo als Verlkdung, er ſcheint, obwohl ed an 
fi, und im Sinne des allgemeinen Willens (feines ver- 
nünftigen Selbft) feine Verlegung ift. 
Unferes Erachtens iſt hiermit ſehr beſtimmt auf bie 
Pflicht der Buße Hingebeutet, aus ‘welcher der Verfaſ⸗ 
fer diefer Abhandlung in einer früheren Schrift (die bir 
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gerlihe Strafe ald Bußzwang, Zwidau bei Schumann, 
1836) das Strafrecht zu deduciren gefucht hat. Buße ift 
Verzicht auf den Genuß irdiicher Güter wegen des 
Mißbrauchs derielben. Der Mißbrauch aber befteht darin, 
daß fie eben nur als Mittel des Genufles, zur Befriedi 
gung finnlihher Gelüfte und Neigungen, benugt werben, 
während die Vernunft — Die Denfende Allgemeinheit — 
den Gebrauch derſelben ald Mittel zur Entfaltung ver- 
nünftiger Thätigfeit fordert, und den Genuß nur in ſofern 


billigt, als er die natürliche, ungeiuchte Folge folcher Thaͤ 


tigfeit if. Nun läßt fich jedes Verbrechen als ein Mis— 
brauch irdiicher Güter betrachten. Der Dieb misbraudt 
nicht nur feine Fähigkeiten und Kräfte, fondern er mik 
braucht Das Eigenthum der Andern, indem er es ftiehlt, ald 
ein Mittel zur Befriedigung jeiner Habſucht. Der Moͤr—⸗ 
der misbraudt den Gemordeten. Er würdigt ihn zum 
Mittel der Befriedigung feiner Begierde herab, möge biele 
nun in Rachſucht, Habſucht, oder bloßer Mordluſt beſte— 
ben. Er handelt hiermit dem zuwider, was Hegel al 
oberiten Rechtögrundjag aufftelt: Sei Perſon und ade 
auch die Andern ald Perfonen. Dadurdy wird der all 
gemeine Wille, die denkende Allgemeinheit (die Vernunft) 
in dem Verbrecher verlegt. Sie erwiedert Die Ber 
legung, indem fie dem befonderen Willen (der Sinnlich⸗ 
feit) den Genuß irdifher Güter in dem Maafe, in 
welchem er foldye Güter gemißbraucht hatte, entzieht, d. h. 
indem der Verbrecher fich jelbft Ciein allgemeiner Wilke 
dem befonderen) die Nothiwendigfeit Der Buße vorhält, 
und ihm Diefe — wenn der allgemeine Wille zum Durch⸗ 
bruch gelangt — wirklich auferlegt. Die Buße ift dem 
Derbrecher Pflicht, wie ihm Die Beflerung Pflicht ift, denn 
fie ift der Anfang und hiermit zugleich Das äußere Kenn 
‚zeichen Der Beſſerung. Ja die freiwillige Buße ift Bel 
jerung und führt Daher eine wirklihe Wieberaufhebung 
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md Tilgung der Schuld mit fih. Sie wird hierdurch 
yem DBerbrecher zugleih zum Bedürfniß, indem er nur 
Yadurcdh zur Sühne und zum Zrieden mit ſich felbft (zur 
lebereinftimmung feines allgemeinen mit Dem beionderen 
Willen), mit Gott und den Menjchen gelangen kann. 


Ih muß mich hier, fo mie überhaupt zur Ergänzung 
Diefer Abhandlung, un nicht zu weitläufig zu werden, auf 
meine oballeg. Schrift beziehen. Ob auch die Todesftrafe 
aus der Pflicht der Buße hergeleitet werden könne, habe 
ich Dafelbft dDahingeftellt gelaffen. Ich begnüge mich auch 
“ bier mit einigen Andeutungen. Auch das Leben ift em 
Nirdiſches Gut, und zwar der Güter höchftes nicht. Man- 
chem ift e8 fogar eine Laft, ja eine Dual, namentlich dem 
Schuldbeladenen, und dem, der ohne Hoffnung der Frei⸗ 
heit beraubt ift. Daß es unerfeglich ift, hat e8 mit allen ande= 
ren Gütern gemein. Kein verlorener Augenblid fann erjegt 
werden ; auch Der Pfennig, wenn ich ihn gerade jebt zu 
einem vernünftigen Zwede brauche, iſt unerfeßlich. Leicht⸗ 
fertiged Wegwerfen des Lebens ift freilich Sunde. Allein 
fein trdifches Gut follen wir Teichtfinnig wegwerfen ; auch 
das geringfte ift ein anvertrautes Pfund, womit wir für 
unfer höheres Sein Haushalten follen. Wohl aber follen 
wir es der Idee und der Pflicht zum Opfer bringen. Der 
zum Tode Verurtheilte opfert fein Leben der Idee der Ge- 
rechtigkeit. Cr thut dies freiwillig, wenn er zur vollen 
Erkenntniß feiner Schuld gelangt, oder wie Sokrates denkt. 
Er thut ed gezwungen, wenn er fich zu folcher Höhe nicht 
zu erheben vermag. Für den aber, der ein fremdes Leben 
feinen Gelüften geopfert hat, ift Der Verzicht auf den Genuß 
des eigenen Lebens Fein zu großes Gegenopfer. Auch wird 
grade die Todeöftrafe, wie ich bereit in jener Schrift be= 
merkt habe, noch am meiften von den Berbrewern ald eine 
Buße ihrer Schuld empfunden. 
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Die Buße kann der Staat erzwingen, da fie ihrem 
Begriff nad) in einem fpeciellen, qualitativ und quantitas 
tiv beftimmbaren Leiden befteht; er Darf fie (da noͤthig) 
erzwingen, weil Buße dem Verbrecher Pflicht ift; er foll 
fie erzwingen, weil Died eines Der rechtlichen Mittel 
ift, Deren ſich der Staat zur (möglichften) Verhütung von 
Verbrechen bedienen fann. Denn der Bußzwang wirkt 
durch feine Folgen auf Die Verminderung Der Berbrechen 
hin. Er Hat zunächſt — aber freilih nur, wenn er ge 
recht ift, d. 1. feinem eigenen Princip treu bleibt — Die 
moralifche Wirkung, Daß er das Geſetz als ein unver- 
letzliches Darftellt und dadurch Die allgemeine Achtung vor 
dem Geſetze erhöht: Er fihredt ferner den Boͤſen und 
beruhigt. den Guten. Er kann endlich Dem Verbrecher 
zur Beflerung Dienen, wenn er Darauf eingerichtet und 
Dazu mit Weisheit benupt wird. Ja er bildet ganz ge 
wiß ein Moment: in dem Proceſſe, durch welchen der Ver, 
brecher nach, und nad, vielleicht fpät, endlich aber doch 
ſicher, zur Erfenntniß und zur Beflerung geführt wir. 
Nur Zweck und Princip der bürgerlichen Strafe kann 
die Befferung nicht fein, da der Staat es nicht in ber 
Gewalt hat, dieſen Zweck innerhalb Der ihm durch ben 
Begriff der Buße geſteckten Grenzen zu erreichen. Nicht 
Beſſerungs-, nur Bußzwang ift die bürgerliche 
Strafe. 

Indem nun der Staat Durch vernünftige Erwägung 
der in jeinem Bereiche liegenden Aufgaben und Mittel 
Darauf geführt wird, die Buße von dem Berbrecher zu 
fordern, und da nöthig zu erzwingen, wird er hierdurch 
zugleich Organ der fittlihen Weltordnung und der in 
ihr nothwendig begründeten Strafe. Doc ift er keines⸗ 
wege Das einzige Organ Derfelben. Vielmehr ift Alles 
Organ derielben, was dem Berbrecher -thatjächlicy feine 
Schuld zum Bewußtſein bringt; denn zuletzt iſt es Doc 
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nur Das Gewiſſen, welches an ihm die Strafe vollzieht, 
indem es ihn Das, was ihm widerfährt — und was ja 
an fich, ald Ereigniß, auch den Schuldlofen treffen kann — 
als Strafe empfinden läßt. Irgend ein ſolches Organ 
findet fi) gewiß, und der unentdedte Verbrecher ift am 
härteften beftraft, da ihn nebft der Dual des Gewiſſens 
auch die Furcht vor Entdedung und Strafe durch das 
Leben begleitet, und ihm jelbft das, was Andere ald Ges 


nuß und als Glück empfinden, zur Bein madt. Wird. 


aber das Verbrechen entdedt, jo findet Die Strafe ihr 
Drgan in dem dadurch bedingten Verhalten der Mitmen- 
fhen. Die Form, in welcher fie ſich äußert, ift unver 
fentlih. Hiftoriich ift e8 entweder die rohere der Rache, 
oder die mildere der Aufhebung der Gemeinfchaft mit dem 
Berbrecher (aquae et ignis interdictio, Friedloſigkeit), 


Die jedoch in firenger Durchführung Ichlimmer fein würde, 


als. die Rache, da Niemand auf die Länge aller Gemein 
ſchaft mit jeines Gleichen entbehren kann. Sie ift aber 
Die natürliche, fi) ganz von felbft geltend machende Folge 
Des Verbrechens, da fein rechtlich Gefinnter mit dem Ver⸗ 
brecher Gemeinichaft haben fann, jo lange er ſich nicht 
bußfertig zeigt; denn die Buße ift ja der Anfang und 
Das. Zeichen der Beſſerung. Sobald daher Das fociale 
Leben zu einer vernünftigen Geftaltung, zum Staate, ges 
langt, beihränft die Gemeinde ihre ftrafende Thätigfeit 
Darauf, Daß fie von dem Verbrecher Die Buße fordert 
und Da nöthig erzwingt 9). Zwar ift hiernach der Buß⸗ 


9) Wenn Fichte hierin einen Abbüßungsvertrag fand, fo hängt 
dies mit feiner ganzen Auffafjungsmweife zufammen. Allein der 
Gedanke, daß die bürgerlihe Strafe Buße fei, ift gewiß eben 
fo richtig, wie der Grundgedante ter Fichteſchen Philoſophie 
überhaupt, daß alle menſchliche Erfenntniß eine fubjective fei. 
Es ift zu verwundern, daß jener Gedanke fo wenig Frucht ge 
tragen bat, da ja die Bezeichnung der Strafe als einer Buße 


* 
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zwang nur Surrogat der Strafe, da die wirkliche (ethiſche, 
göttfiche) Strafe fletS weiter greift, ald Die erzwungene 
Buße. Nur mit der freiwilligen Buße, die zugleich Bel: 
ferung wäre, würde Die Strafe, ihrer Idee nad, ihr Ziel 
finden. Allein immer ift der Bußzwang eine der Rüd- 
wirfungen , welche Das Verbrechen durch feine Folgen, 
und zwar von felbft, d. h. ohne daß es Dazu eines re 
flectivenden Entichluffes, fie als Strafe zu vollziehen, 
bedarf, nach fich zieht, und der Staat erfcheint Daher, 
indem er den Bugzwang vollzieht, ald eines der Organe, 
durch welche das Unrecht fich felbft beſtraft. Indem er 
fih aber dieſes DVerhältniffes bewußt wird, und nun den 
Bußzwang als Strafe vollfiredt, kann er wohl fagen, 
Daß er „aus Liebe der Gerechtigkeit” ftrafe und hiermit 
einen göttlichen Beruf erfülle. Die innere Nothwendig⸗ 
feit der Buße, mit anderen Worten: Das Gerechtigfeits 
princip, hört hiermit auf, für den Staat bloßer (unbewuß⸗ 
ter) Rechtsgrund der Strafe zu fein; es wirb ihm (be 
wußter) Grund 1% "und hiermit zugleich Zwed de 


in Aller Munde if. Wir wechſeln mit den Ausprüden Strafe 
und Buße, Gelvftrafe und Geldbuße; wir laflen die Strafen 
„verbüßen“; wir achten das geringere Verbrechen durch die Strafe 
des fchwereren für „verbüßt”; wir bauen „PBönitenzhäufer” und 
machen „Bönitentiarfyfleme”. Aber Niemand fragt fi, was 
denn Buße eigentlich fei._ Man kann fi dies wohl nur bar 
aus erklären, daß Buße ein unliebfamer, den Stolz des Ich's 
demüthigender Begriff ift, dem man lieber aus dem Wege gehn 
möchte. Aber das Ausweichen hilft nichts, wenn die Sude 
felbft in ihrer Wahrheit fich geltend madt. Die Buße ift das 
Mittelglied zwifchen Strafe und Beflerung, und hiermit zugleid 
der Mittelbegriff, durch welchen man von der göttlichen Strafe 
aur menfchliden, von der ewigen zur bärgerliden Gerechtigkeit 
gelangt. 


10) Diefe Begriffe hat Berner, phänomenolog. Darftellung der 
Strafrehtstheorien, im Archiv d. @r.R.1845. ©. 166. nicht unter: 
ſchieden, da doch zwifchen dem Rechtsgrunde, d. i. dem Grunde 
des Mechtes zu ftrafen, und dem Grunde der Strafe, d. i. dem 
Motiv ihrer Volltredung, ein Nenborer Unterichieb if. 
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Strafe. Er erkennt die Gerechtigkeit als Selbſtzweck an. 
Indeß muß er ſich doch immer bewußt bleiben, daß die 
Gerechtigkeit, welche der Staat durch ſeine Strafe 
uͤbt, nicht die Gerechtigkeit an ſich iſt; daß zwiſchen ſei⸗ 
ner Strafe und der ethiſchen, goͤttlichen Strafe, zwiſchen 
ſeinem Berufe und dem göttlichen, noch ein Unterſchied 
bleibt, und daß Daher die bürgerliche Strafe noch einer 
anderweiten Rechtfertigung, aus dem fpeciellen Berufe Des 
Staates, aus jeinem Sntereffe an der Beſtrafung des’ 
Verbrechens, mithin aus äußeren, politiſchen d: i. ftaat- 
lichen Zweden, aus Ruͤckſichten des öffentlichen Wohles 
bebarf, ohne welde er feine Beranlafiung haben 

‚ ſich in das Werf Der ewigen Gerechtigkeit einzu: 
miſchen. Indem er Dies beherzigt, befchränft er ſein 
Strafrecht auf ſolche Handlungen, an deven Verhütung. 
ee ein (mittelbare ober unmittelbares) Intereſſe hat; 
enthält fidy der Strafe, mo feine Strafe mehr ſchaden, 
als nützen würde (Betrug bei Verträgen, stuprum ıc.) 
und madıt fie von dem Antrage des Verletzten abs 
hängig, wo deſſen Intereſſe ald überwiegend erſcheint — 
was natürlich Alles bei einer Strafe, die Die Idee der 
Strafe repräientiren und in ihrem vollen Umfange vers 
wirklichen follte, ganz unftatthaft jein würde. 

Endlich, obwohl durch Die bürgerliche Strafe, den 
Bußzwang, da er nur Surrogat der Strafe ift, Das Un- 
recht nicht. völlig getilgt wird, fo muß Doch der Staat Das, 
was er ald Strafe voliftredt, auch als Strafe gelten laſſen. 
Für ihn, d. h. aus feinem Standpunfte, ift Pie erzwun⸗ 
gene Buße die Strafe des Verbrechens, Da jede andere _ 
Strafe ganz außer feinem Geſichts- und Berufgfreiie liegt. 
Mit der vom Staate vollftredten Strafe hat daher der 
Berbrecher jein Verbrechen verbüßt. 11) Sie gereicht ihm, 


11) Doc zeigt fich ihre Unzulänglichfeit auch darin, daß fle dem 
Archiv d. Er. R. IV. St. 1854. Ki 
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dem Staate gegenüber, zur Sühne unb Rechtfertigung. 
Ste gereicht ihm Dazu auch vor Gott und fich felbft, wenn 
er fie mit reuigem Herzen, als wohlverdienten Lohn Teiner 
That, Hinnimmt. Was ihm dann noch ferner Widriges 
begegnen mag, wird von ihm nicht als Strafe empfunden, 
fondern als Unglüd, ale Schickung, als Pruͤfung, oder — 
als Ungerechtigkeit. 
Beruht hiernach das Strafrecht des Staates 
1) auf der Pflicht des Verbrechers zur Buße, 
2) auf dem Interefle und der Pflicht des Staates, 
Verbrechen zu verhüten, 

fo ergiebt ſich aus biefen beiden Momenten bie Weſen⸗ 
lichkeit der objectiven Seite des Verbrechens: Dem 
Die Buße. fegt ihrem Begriff. nad (als äußeres Zeichen: 
der Beflerung) einen wirklichen Mißbrauch irdifcher Guͤter 
voraus, dem fie in ihrem Maße entiprechen fol. Und eben 
dieſer Mißbrauch, Diefe äußere That, kann es auch nur 
fein, was den Staat veranlaßt, feine verhütende Thaͤtigkeit 
gegen die Perſon des Verbrecherd zu richten und von ihm 
die Buße zu fordem. Gott flraft auch Die innere, ber 
Staat nur die äußere That als foldhe. Er ftraft fie aber 
eben als That, nicht als bloßes Ereigniß, d. i. weil und 
jofern fie auf dem böjen Willen beruft. Nicht aber 
ftraft er den bloßen Willen; Daher negativ böfe Hand: 
lungen (Unvorfichtigfeiten) überhaupt nur, iniofern fie ent 
weder jeinen fpecielen Verboten zumiderläufen und dadurch 
pofitio böfe werden (PBolizeivergehen) oder eine objective 
Störung jeiner Außerlichen Ordnung zur Folge gehabt ha 


. ben (eulpoje Verbrechen). Auch den poſttiv böjen Willen 
firaft er nicht bloß als fulchen, fondern nur injofern er 


Beftraften nicht von allen nachtheiligen Folgen des Verbrechens 
befreit. Seine vollftändige bürgerliche Ehre fann er (als re- 
stitutio famae) erſt durch wahrhafte Beſſerung wieder er: 
werben. 
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fid) in einer auf böfe That gerichteten Weile geäußert hat, 
apparentibus factis, wie. ®obler im Art. 178 der P. ©.-D. 
überjegt; 12) auch Dann aber noch immer geringer, als 
wenn er wirklih in böfe That übergegangen, aus. dem 
Verſuche eined Verbrechens zum vollendeten Ver⸗ 
brechen geworben iſt. 18). 


Dies iſt die objective Theorie, wie ſie dem gemeinen 
Rechte und den meiſten neueren Strafgeſetzgebungen zum 
Grunde liegt. Ihr iſt die Beruͤckſichtigung des Subjecti⸗ 
ven keineswegs fremd, denn daſſelbe liegt ja als ein noth⸗ 
wendiges Moment in dem Begriffe der That. Daß da⸗ 
gegen der Erfolg als ein nothwendiges Moment in dem 
Begriffe der Handlung nicht liege, glauben wir oben er⸗ 
wieſen zu haben. Die ſubjective Theorie dürfte eigentlich 
nur „Handlungen mit töbtlicher ıc. Abſicht“ anerkennen; 
fie müßte alle ihre Strafbrohungen jo faflen: „Wer etwas 
unternimmt, um einen Menfchen zu töbten, wird — beftraft.“ 
Und wie wollte fie es nun, von ihrem Standpunfte aus, 
rechtfertigen, Die Strafe foldyer Unternehmungen zu erhoͤ⸗ 
hen, weil zufällig der Erfolg eingetreten ift?. wogegen bie 
objective Theorie ohne Inconſequenz ihre Strafe mildern 
fann, wenn der Erfolg nicht eingetreten ift. 1%) Sie Tönnte 
ſich hiergegen nur fträuben, wenn Abfehredung ihr Prin⸗ 
cip wäre. - Dies ift fie aber keineswegs. Sie ift weder 


12) Dig iſt us die Anfiht Mittermaier’s im n. Ardiv. Bd. 


13) In 3 auch der Verſuch eines Verbrechens als That be⸗ 
zeichnet werben koͤnne, |. S. 397 des diesjähr. Archivs. 


14) Wegen der näheren Ausführung der Gründe für die mindere 
Strafbarfeit des Verſuchs vom objectiven ee aus 
verweife ih auf Zachariä, Verſuch Bd. I. 1f. 

ar 
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Grund, noch Rechtögrund, noch Zweck der Strafe. Sie 
ift nur, gleich Der Beflerung, eine Folge der Strafe, die 
allerdings den Zwecken des Staates dient, da fie auch 
ihrerjeitd zur Verhütung von Berbrechen beiträgt. Dee 
Staat benugt daher die Strafe zur Abichredung, wie er 
fie auch zur Beflerung benußt, allein er benugt dazu eben 
nur die Strafe, in deren Begriff es liegt, daß fie, 
als eine gerechte Buße der Schuld, mit der That nad) 
ihrem objectiv erfennbaren, jedoch im Lichte des Subjecti- 
ven betrachteten Werthe im Berhältniß fleht. 159) Sie 
ſteht daher dem Abſchreckungsprincip als ſolchem geradezu 
entgegen, indem ſie zugleich den ſubjectiven mit dem ob⸗ 
jectiven Standpunkte vermittelt, während Der ſubjectiven 
Theorie die Vermittlung des objectiven Standpunkte mit 
dem fubjectiven niemals gelingen ann, ba fie das Ob⸗ 
jective principiell zuruͤckſtoͤßt. Auch iſt es merkwuͤrdig, 
daß gerade Die ſubjective Theorie, Die ſich Doch Die Be 
fämpfung des Abichredungsprincips zur hauptfächlicften 
Aufgabe macht, demfelben in Die Hände arbeitet. Allein 
Died ift die natürliche Folge jeder Uebertreibung. Gie 
war früher Die Folge der übertriebenen und einfeitigen 
Geltendmahung des objectiven und iſt Dermalen Die na 
türfiche Folge der übertriebenen Geltendmachung des fub- 
jectiven Standpunftes im Strafrechte. 


15) Abegg, Strafrehtstheorien ©. 23 f. und im Archiv d. Er. R. 
1845 (über die Bedeutung des Befferungsprincips 2.) S. 252 f. 
In wieweit innerhalb der durch das Gerechtigfeitsprincip (den 
Begriff der Buße und Strafe) gezogenen Grenzen politifde 
Zwecke berüdfichtigt werden koͤnnen; |. auh Berner, Ardiv 
1845. ©. 169 f. 


KIX. 


Die Strafarten 
Bon 
Dr. Arnold. 


$. 1. Wenn man die verfchiedenen Strafarten und 
den verſchiedenen Vollzug derſelben betrachtet, wie foldye 
zu verſchiedenen Zeiten ftattfanden und noch jest theils 
ftattfinden, theils wieder eingeführt werben wollen, fo fießt 
man deutlich, wie Anfangs der Mangel an Kenntniß der 
‚Aufgabe des Staats in der Strafgefeggebung einer Zweck⸗ 
mäßigfeit der Strafen entgegenftand und jet noch Ein 
feitigkeit in der Auffaffung jener Aufgabe herrſcht. 

Es ift Hier nicht von dem Zwed der Strafe in ſtraf⸗ 
rechtswiſſenſchaftlicher Beziehung die Rede, fondern von 
den verichiedenen Zweden, welche die Legislation bei 
Aufftellung der verichiedenen Strafarten und bei Am 
. vehnung des Vollzugs derjelben verfolgt. 


6. 2. Gerechtigkeit glaubte man wohl immer zu 
üben, aber der Zuftand der Bildung und Gefittung nicht 
nur des Volks, fondern auch der Regierenden, war ge 
woͤhnlich das leitende Princip. — Wiedervergeltimg und 
Rache dachte man ſich bei den fruͤheſten Strafgeſetzgebun⸗ 
gen: Auge um Auge; Zahn um Zahn; Leben um Leben. 
Selbft wern man Abfchredung Anderer Ad art Wa 
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vorfeßte, 1) Konnte man von jenem Princip ſich nicht tren- 
nen. Daß die Strafe ein Uebel für den Berbrecher fein 
müffe, dachte man fich jederzeit: aber“ eben um ſie als 
Uebel zu charakterifiren, fann man auf Verftümmelungen 
und Peinigungen: Handabfauen; Nafen- oder Ohrenab⸗ 
fchneiden, Rädern von unten d. h. wo erft nadı Je 
fehmettern der Füße und Arme der Todesſtoß gegeben 
wurde; Förperlidhe Züchtigung entweder bis. Der Sträfling 
der Marter unterlag, oder während der Strafzeit täglich, 
mwöchentlid oder in längeren Zwilchenräumen, oder aud 
beim Eintritt in Die Strafanftalt und beim Austritt aus 
derfelben; ſchwere Arbeit in der Strafanftalt bei weniger 
und unverdaulicher oder Doch nicht nahrhafter Koft u. |. w. 
Um den Zwed der Abfchredung zu erreichen, vollzog man 
die Strafen oͤffentlich und um Die Freiheitsftrafen doch 
theilweiſe öffentlich zu vollziehen, ließ man die Sträflinge 
Öffentlich arbeiten oder ftellte fie vor der Abführung an 
den Strafort öffentlih aus. Um gegen abermalige Ber: 
brechen deſſelben Thäterd zu fichern, kam außer Todes- 
firafe und lebenslänglicher Einferferung auch Die Depor- 
taion in Anwendung. An fittliche Beſſerung Des Uebel 
thaͤters, an Heranbildung defielben zu einem nüßlichen 
Gliede der Staatögefellichaft dachte man beinahe gar 
nicht; im Gegentheil es gab und giebt zum Theil nod 
Strafanftalten, welche ald Schule Des Laſters und des 
Berbrechens betrachtet werden Eönnen. Noch weniger aber 
forgt man faft überall dafür, daß der Verbrecher nah - 
überftandener Strafe Gelegenheit habe, auf redliche Weite 
fi zu näßren und nicht Durch Mangel an Arbeit und 
Verdienft gezwungen. fei, aufs Neue dem Berbrechen fid 
zu ergeben. 

$. 3. So manchen Steafgefegbühern glaubt man 


rd) 5, Huch Moſe, AVU. 18. . 
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anzuiehen, daß fie bei Aufzählung der Strafarten und 

i Anordnung des Vollzugs mehr von Betrachtung Des 
erfömmlichen und von Berüdfichtigung der nun- einmal 
rhandenen Strafanftalten, als von Prineipien geleitet 
urden und Daß man vor Verbeſſerungen zuruͤckſchaudert, 
il man fich wohl bewußt ift, Daß das Neue nur mit 
orficht eingeführt werden darf, dieſe Borficht Nachdenken 
fordert und Pläne, welche Nachdenken erfordern, nicht 
mer Beifall erhalten; der Orundgedanfe, auf ‘welchen 
ın baut, ift hie und da die alte Formel: „dem Verbre⸗ 
r zur wwohlverdienten Strafe und Andern zum ab- 
wedenden Exempel.“ 


$. 4 Es mag daher wohl der Mühe lohnen, Die 
rihiedenen Zwecke zu befprechen, welche der Gefehgeber 
it den Strafen, die er androft, zu erreichen fuchen foll. 
5 muß dabei vorausgefchidt werden, Daß Gerechtig⸗ 
t und Humanität die urerläßlichen Bedingungen einer 
yen Strafart fein müffen. Gerecht if Die Strafe nur, 
mn fie im Verhältniß zur Verſchuldung fteht: Human 
uß fie fein, wenn fie nicht ftatt Abſcheu vor dem Ber: 
echen, Abicheu vor dem Geſetz erregen foll und Deshalb 
id alle Peinigungen eben jo wie ‚bie Verftüimmelungen 
riverflich. 

Nebft der Gerechtigkeit und Humanität iſt aber auch 
e Zwedmäßigfeit erforderlich und hier fragt es ſich, 
38 denn der Gefehgeber mit der Strafe bezweden fol 
id will. 


$. 5. Die Strafe muß nothwendig ein Uebel fein, 
elches der Verbrecher als gefegliche Folge feiner geleb- 
idrigen That ertragen muß. Gebietet num glei) Die 
‚erechtigfeit, daß die Etrafe nur verhältnißmäßig — Die 
umanität, daß ſolche Feine Peinigung ſei, ſo fordert doch 
e Zwedmäßigfeit, daB Das Uebel von der Art und 
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Größe jei, Daß die Empfindung defielben das Wohlgefallen 
"an dem Erfolg der That überwiegt. 

$. 6. Abſchreckung vor Begehung der That 
fann die Zuerkennung der Strafe für eine bereits began⸗ 
gene That nicht fein und eben fo wenig rechtfertigt fich 
die Strafe ald Mittel, denielben Verbrecher von Begehung 
künftiger Verbrechen abzubringen. Abichredung Anderer 
Ducdy den Vollzug der Strafe. — verichieden von Ab 
ihredung durch Strafandrohung (Abichredungstheorie) — 
bat ſich durch Die Erfahrung als unzureichendes Mittel 
längft bewährt und der öffentliche Strafvollzug erregt 
leichter Mitleid als Abjchredung, zumal der Anblid des 
Leidenden feine lebendige Vorftellung feines Verbrechens 
und noch weniger eine Ueberzeugung von der Geredhtig- 
feit des Strafurtheild gewährt: Diele Ueberzeugung kam 
nur Die Deffentlidhfeit der Strafproceßverhand: 
. lung geben, welche in Verbindung mit der Veberzeugung, 
dag Die zuerfannte Strafe auch vollzogen werde, weit 
mehr als der öffentlihe Strafvollzug geeignet ift, im 
Bolfe den Gedanfen an die Wachfamkeit und Wirkjamfdt 
der firafenden Gerechtigkeit lebendig zu erhalten und da 
durch vom Verbrechen abzuhalten. 

$. 7. Entziefung der Möglichfeit, neue 
Verbrechen zu begehen, darf der Zwed der Strafzufügung 
um deswillen nicht jein, weil Daraus, daß Jemand ein 
Verbrechen begangen hat, noch nicht Die Wahricheinlichkeit, 
noch weniger die Gewißheit hervorgeht, daß er abermald 
ein Berbrechen begehen würde. Auch könnte nur die Tor 
deöftrafe Diefen Zwed gänzlich erfüllen, weil auch bei 
lebenslänglicher Einferferung eben fo wie bei Deportation 
die Möglichkeit neuer Verbrechen nicht entzogen iſt. 

$. 85. Moraliihe Befferung des Verbrechers 
muß Dagegen Nebenzwed der Strafgufügung fein und es 
IR Beilige Pflicht des Staots, darauf hinzuwirken. Denn 
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wenn nicht gleich jeder Verbrecher ein moraliſch verborbes 
nee Menſch ift, vielmehr einzelne Verbrechen nur ein Bros 
Duct der Mebereilung, des Leichtſinns, ja fogar zumellen 
der Roth find, fo daß der Berbrecher ſchon Durch die Er; 
innerumg an feine Uebelthat, noch mehr aber duch Den 
Eindrud der erlittenen Strafe von neuen Verbrechen ab« 
gehalten wird, ſo ift doch Die Mehrzahl Der Verbrecher 
von der Art, daß Mangel an Erziehung, Bildung und 
Religiofität, ferner Mangel an Erwerb und ebenio Leicht⸗ 
finn und Verführung leicht wieder zum Verbrechen verleis 
ten fann und Died um fo mehr, wenn Freiheitsſtrafen 
nicht mit dem Zweck der moraliſchen Beflerung vollzogen 
werben, vielleicht im Gegentheil die Strafanftalt nur eine 
Schule des Lafterd if. Der Staat. bat das Recht, für 
die Volkserziehung zu forgen; um fo mehr muß er das 
Recht haben, Dafür zu forgen, Daß die Verbrecher während 
der Strafzeit gebeflert werden: ja er hat Die Pflicht zu 
Diefer Sorge, denn indem er dem Verbrecher die Freiheit 
und damit die Möglichkeit entzieht, nach freiem Willen 
an feiner Beflerung zu wirken, übernimmt er Die Verbinds 
lichkeit, Diele Beflerung zu veranlafien und Die. Staatöges 
ſellſchaft kann mit Recht von der Staatögewalt erwarten, 
Daß Diefe den in ihrer Gewalt befindlichen Verbrecher 
nicht moraliich veriihlimmert, ſondern moraliſch gebeflert 
zurüdgebe. Eben deshalb find jene Strafen ganz uns 
zweckmaͤßig, welche nur ein fchnell vorübergehende® Lehel 
enthalten; zwedmäßig find nur jene Strafen, weldye wäh- 
rend ihrer Dauer Dem Büßer Zeit und Gelegenheit 
laflen, ſein Inneres zu betrachten, jeine Sehler und feinen 
Beruf ald Menſch und als Glied der Staatsgenoſſenſchaft 
zu erfennen und die Nothwendigkeit eines befieren Lebens» 
wanbel® einzuiehen. Ganz unzwedmäßig und der Beſſe⸗ 
rung geradezu entgegen wirfend find Strafen, welche Das 
Ehr⸗ und Schamgefühl ſchwaͤchen oder gar ertödten. 
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$. 9. Daß jede Strafe nur den Verbrecher und 
nicht einen Dritten treffen darf, das iſt von der Ge 
vechtigfeit unbedingt geboten 2). 
| $. 10. Die Strafe muß demnach in ihrer Zufi— 
gung ein Uebel ſein, welches dem Verbrecher und nur 
dieſem in gerechtem Verhaͤltniß zu deſſen Verſchuldung 
und in den Graͤnzen der Humanitaͤt zugefügt wird und 
defien moralifche Beflerung zu bewirken geeignet ift. 

8. 11. Gehen wir nun über auf die einzelnen 
Strafarten, wie fie in Deutichland Heut zu Tage. noch. 
vorkommen, zum Theil nod) gewünicht werden, jo finden 
wir: ZTodesftrafe; YFreiheitsftrafen; Ehrenftrafen und de 
müthigende Strafen; Förperliche Zuchtigung ; Vermoͤgens⸗ 
ftrafen. | 
$. 12. Der Streit, ob Todesſtrafe mit Recht zu⸗ 
gefügt werden koͤnne, bleibe hier uneroͤrtert: es ſei zuge 
geben, daß der Staat das Nothrecht habe, für ſolche Ver⸗ 
brechen die Todesſtrafe anzudrohen und vollziehen zu las 
fen, wo ohne ſolche Strafe das Wohl des Staats. wirklich 
Gefahr läuft. Aber Hüte fi) die Staatsgewalt, mit der 
Todesſtrafe freigebig zu fein. Es ift nichts gefährlicher, 
als das Volk an den Gedanken zu gewöhnen, daß Hand: 
lungen, welche e8 für ſchwere Verbrechen Hält, durch 
Menichenblut gefühnt werden müflen. Die Leidenichaft 
weiß diefen Gedanfen auszubeuten und weiter auszudeh⸗ 
nen, als es im Sinne des Gefeßgeberd liegt. Selbſt 
beim Mord, wo die Todesftrafe ſich noch am erften recht⸗ 
fertigt, ift Die Verbreitung des Gedankens gefährlich, daß 
der Mord nur durch den Tod des Mörders gefühnt wer 


2) Unusquisque ex suo admisso sorti subiicitur, nec alieni 
eriminis successor constituitur. Fr. 26. D. de poenis (48. 
19). — Peccata suos teneant auctores. Const. 22. Cod. de 
poenis (p. 47). 


Die Strafarten. 5343 


den koͤnne, und gerade die Herrſchaft dieſes Gedankens 
iſt es, welche z. B. in Baiern zur Zeit noch die Abſchaf⸗ 
fung der Todesſtrafe unmoͤglich macht, denn es gibt dort 
ein paar Bezirke, wo Lynch⸗-Juſtiz und Blutrache zu 
fuͤrchten wären, wenn nicht die ſchwereren Fälle des Mor- 
des, namentlich jene, welche mit Beinigung verbunden find, 
mit Dem Tode beftraft würden. Ganz unrichtig und Durdy 
die Erfahrung widerlegt ift Die Meinung, daß die Todes: 
firafe, und namentlich die öffentliche Vollziehung derſelben, 
vom Verbrechen abichrede. Im ftebenzehnten und im acht⸗ 
zehnten Jahrhundert wurden mehr Todesurtheile gefällt, 
als im neunzehnten Iahrhundert Verbredyen begangen 
werden, für welche Todesftrafe gedroht if. Don Benes 
Dict Carpzov wird. gemeldet, daß er 20,000 Todes 
urtheile gefällt habe. In dem baieriichen Rentamte Burg⸗ 
haufen (einem Bezirke von beiläufig zweimalhunderttauiend 
Seelen) wurden von 1748 bis 1776 bei 1100 Menſchen, 
alfo im Durchſchnitt jährlich) nahe an 40 Menichen dur 
Henkershand getödtet. Noch in den legten Jahren des 
achtzehnten Jahrhunderts verging in München nicht Leicht 
ein Sonnabend ?), an welchem nicht wenigftend eine Hin- 
richtung war; nod) leben Zeugen von fünf Hinrichtungen 
an.einem Tage +). Im ganzen damaligen Baiern mit 


3) Die Todesurtheile wurden am Donnerftag vom Hofgerichte be= 
fchloffen; eine zweite Suflanı gab es eben fo wenig als Bot 
-legung des Urtheils an den Regenten zur allenfallfigen Begna- 
digung. Tod. crim. v. J. 1751. P.D. C. 10. 8. 13. 14. 
Vor der Thüre des Sikungszimmers wartete der Scharfrichter, 
bis nad beendigter Sigung der Secretär heraustrat und ihm 
anfündigte, auf wie viele Hinrichtungen er fih für nächften 
Samftag vorbereiten müfle. \ 


4) Diefer Zuftand war nicht blos in Baiern, fondern im größten 
Theile von Deutfchland und der Verfaſſer dieſes Aufſatzes 
fannte einen alten Scharfridhter zu Bamberg, welcher unter 
fürſtbiſchöflichen Regierungen über (eg sgehnbundert Tobesur- 
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Oberpfalz (beilaͤufig 1%, Millionen Menſchen) kamen am 
Schluſſe jener Periode 376 Hinrichtungen in einem Jahre 
vor. Es war dem weiien und milden Könige Marimilian 
Joſeph vorbehalten, Anfangs durch Begnadigungen die 
Zahl der Hinrichtungen und im Jahre 1813 durd ein 
milderes Strafgeſetzbuch auch Die Zahl der Todesurtheile 
zu mindern. Zwar wollte Anfangs das Worurtheil dieſe 
Mifderung der Strafgefege als Gefährdung der öffent 
lichen Sicherheit verbächtigen: allein der Erfolg kroͤnte 
das Werk. Die Verbrechen minderten fi) immer mehr 
und in den 15 Jahren von 18°%,, bis 1847/,s wurden In 
den 7 älteren reifen, wo erwähntes Geſetzbuch herrſcht 
(bei einer Bevölferung von vier Millionen) nur 87 Todes 
wetheile gefällt 9), jo Daß auf ein Jahr nicht einmal 6 
Todesurtheile kommen und felbft hievon wurbe Der größte 
Theil durch Die Gnade des Negenten in Freiheitsſtrafe 
verwandelt. Die öffentlidye Sicherheit nahm Dabei immer 
mehr zu und der Beweis war geliefert, Daß mildere Straf 
geſetze die Verbrechen nicht vermehren. Eben fo liegt der 
Beweis, daß Todesftrafe und deren Vollzug nicht abſchre⸗ 
dend wirken, nicht nur in früherer Erfahrung, ſondern 
auch darin, daß ſeit dem Jahre 1848, mo gerade die mit 
Tod bedrohten Verbrechen fi mehren und mehr Hin 


theile vollzogen Hatte. — Der Nachrichter Franz in Rürns 
berg bat in einem Tagebudy (von 1573 bis 1617) dreihundert 
ein und ſechszig vollzogene Lebensftrafen aufgezeichnet. Für eine 
Reichsſtadt eine bedeutende Zahl. 


5) Hermann, Beiträge zur Statiftif des Königreichs Baiern. 
Heft D. S. 66 — 71. — Man vergleihe Gerichtsſaal, 
Jahrg. 1852. ©. 27 fg. 


6) Nur von den Schwurgeridhten von Oberbatern (Bevoͤlkerung 
700,000 Seelen) wurden vom Januar 1849 bi6 Januar 1854, 

» alfo in 5 Jahren 34 Perfonen zum Tode verurtheilt. Indeſſen 
ift auch die Todesftrafe noch viel zu häufig angedroht. Be 
gnadigung tritt in den meihen Tim ein. 
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richtungen vorkommen, nach jeder Hinrichtung neue Ver⸗ 
brechen ſolcher Art begangen werden. 

Mag nun auch vor der Hand die Todesſtrafe nich 
nicht beieitigt werden fönnen, to hat man Doch hie und 
Da bereits gefunden, daß die öffentliche Vollziehung ders 
felben nicht nur zwecklos ift, indem ſte nicht abſchreckt, ſon⸗ 
dern auch ſogar nadıtheilig wirkt, weil die Volksmaſſe 
einen Speftafeltag bei einer Hinrichtung findet, an den 
Anblid von Menſchenſchlaͤchterei ſich gewöhnt und vor 
schwerem Berbrechen, namentlid) des Mords und des Tod⸗ 
ſchlags weniger zurüdichaudert : infofern find auch Die In⸗ 
tramuralhinrichtungen zweckmaͤßig, zumal durch Entziehung 
des Aunblicks der Hinrichtung Das Volk des Gedankens 
entwoͤhnt wird, daß es Menſchenblut ſehen muͤſſe, wenn 
eine That begangen wurde, welche es fuͤr ein ſchweres 
Verbrechen hält. If dieſe Entwoͤhnung eingetreten, dam 
fann man unbedenklich Die Todesſtrafe gänzlich abſchaffen. 

Der Bollzug der Todesſtrafe darf aber auch nicht 
duch Hinzufügung einer phyſiſchen oder pinchologiichen 
Beinigung gefchärft werden. Died erfordert ſchon die Hu⸗ 
manitaͤt; es erheifcht folches aber auch die Würde Der 
firafenden Gerechtigkeit. Das Handabhauen, Zwicken mit 
geühenden Zangen, Rädern find bereits abgeſchafft und Die 
Öffentliche Ausftellung vor der Hinrichtung wird kaum 
mehr vorkommen, fo wie das Schleifen zur Richtftätte auf 
einer Kuhhaut zu den veralteten Mishandlungen gehört. 
Aber noch hat man andere pinchologiihe Peinigungen. 
Dahin gehört Das Abführen vom Gefängniß zu einem öf- 
fentlihen Play und Dort Die abermalige Verfündung des 
Todesurtheild, wo Doch der Menſch in den lebten Minu- 
ten ſeines Lebend und nachdem ex ſich bereitd reumuͤthig 
zu Gott gewendet hat, nicht erft mit der Ablefung eines 
richterlichen Urtheild und juriftifcher Entfcheidungsgrände, 
die ihm jchon befannt find, oder mit einer Urgicht, Die 


\ 
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für ihn weder Neues noch Erbauliches enthält, gequält 
“werden follte; Die veraltete Ceremonie eines hochnothpein- 
lichen Halsgerichts; das Stabbredyen, deſſen Bedeutung 
kaum Die Juriften zu erklären wiflen, dem Verbrecher aber 
ganz unbekannt if. Zur piychologiihen Qual kann man 
auch rechnen, wenn dem Verbrecher gegönnt wird, ſich 
noch drei Tage Aufichub der Vollziehung zu erbitten: es 
ift öfters der Entſchluß mit großem Kampf verbunden, 
welcher dem Unglüdlidyen um jo mehr nidyt veranlaft 
werden jollte, ald das Reſultat dann doch iſt, daß bie 
Drei Tage erbeten werden. Das Läuten mit dem Armen 
Suͤnder⸗Gloͤcklein iſt zwar für den Berurtheilten nicht 
leicht eine Dual, denn er wird jchwerlich feine Aufmerk⸗ 
famfeit auf jene. Töne wenden:. e8 bat aber auch Feine 
Abſchreckung für Andere zur Folge und wer da glaubt, 
daß dadurch vieleicht eine religidje Stimmung im. Bolfe, 
vielleicht ein Gebet für den Sterbenden veranlaßt werbe, 
der gebraucht die Strafeehtöpflege zu einem veligiöfen 
Zwed, ohne zu bedenken, Daß wer nicht fchon durch den 
Gedanken an eine‘ bevorftehende Hinrichtung zu religioͤſen 
Gedanken veranlaßt wurde, auch nicht Durch dieſes Glocken⸗ 

geläute dazu gebracht werden wird: ſoll übrigens bie 
Glocke eine chriftlich geweihte fein, jo Eönnte man fragen, 
ob dem Verbrecher Diefelbe Ehre des Sterbegeläutes mit 
geweihter Glode gebühre wie dem ehrlichen Menjchen und 
ob. Diefelbe Glocke auch bei Nichtehriften gebraucht werden 
fol : gebraucht man aber eine ungeweihte Glocke, fo wird 
gerade der Zwed, den man bei Diefer ceremonidien Hand: 
lung haben fönnte, Erweckung veligiöfer Gedanken, bedeu- 
tend geihwädht. Bei der Intramural- Hinrichtung Fönnte 
man auch noch dur das Läuten andeuten wollen, Daß 

jest die Hinrichtung wirklich) vollzogen wird: allein dieſer 
Zweck wird durch die Beiziehung von Zeugen weit beffer 
erreicht. 

un. 
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Die firafende Gerechtigkeit muß mit Ernſt, Würbe 
und Einfachheit handeln. _ 

$. 13.. Freiheitsftrafen werben entweber lebens: 
länglidy oder auf beftimmte Zeit zuerkannt. Das Uebel, 
das fie enthalten, befteht außer Entziehung der Freiheit 
bei längerer Strafbauer im Anhalten zur Ordnung und’ 
jur Arbeit. Hierdurch und durch religisien Unterricht 9 
und Anhalten zum Gottesdienft wird Befferung bewirkt, 
zu welcher jedoch öfter noch ftrengere Maaßregeln (Discs 
plinarftrafen) erforderlich find. Diefe müflen zwar in em⸗ 
pfinblicheren Uebeln beftehen, als die Freiheitsftrafe an 
fi) enthält, aber ſtets in den Gränzen der Humanität 
gehalten und auf DBeflerung gerichtet werden. Einfame: 
Einfperrung wirkt als joldyes Mittel, darf aber nicht 
lange dauern, theils weil dadurch leicht eine. Gemüths- 
krankheit erzeugt werden Fann, 9) theild weil gerade der 
Zwed, den Menichen jo zu befiern, daß er bei wiebers 
erlangter Freiheit ein nuͤtzliches Glied der menſchlichen 
Geſellſchaft fei, vereitelt oder doch erichwert wird, wenn 
man den Büßer der menichlichen Gefelfchaft entzieht. . 
Gerade darin erprobt ſich eine Strafanftalt, wenn fie eine 
Geſellſchaft von Verbrechern jo zu beflern weiß, daß troß. 
ihres Beilammenlebend doc Die entfchiedene Mehrheit: 
dauernd gebeffert wird. 1) Geradezu zweckwidrig, nämlich 


7) Das öfterreichifche Strafprogeßgefeb v. I. 1853 $. 323 hat 
in obiger Beziehung mufterhafte Borfchriften. 


8) Aber wirkliche Religion muß gelehrt werben, nicht Formreli— 
gion, nicht Buchſtabenglaube. 


9) Dies läßt ſich nicht ganz wegſtreiten, wenn auch die Gegner 
des Ifolirungs- Syftems hier übertrieben haben mögen. an 
fommt auch bereits von biefem Syſtem allmälig zurüd. 


10) Dbermaterg Syſtem in Münden bewährt fich noch immer 
als mufterhaft und‘ ver Herzog von Modena hat es nun auf) 
in den Strafanftalten feines Staats durch Obermaier ein- 
führen laflen. 
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Dem Zweck der Bellerung entgegenwirfend iſt es, die 
Streäflinge zu öffentlihen Arbeiten anzuhalten, we 
durch alles Ehr- und Schamgefühl erſtickt wird 11) und 
nm überdies der Nachtheil erzeugt wird, daß zur 
Berhütung der Flucht Wachen aufgeftellt werden müffen, 
welche abgeiehen von ber dadurch veranlaften Vermehrung 
ber often, auch die Erlaubniß erhalten, nad) dem allas 
falls Flüchtenden zu fchießen, 10 daß der Staat auf ber 
einen Seite den Trieb anregt, bie Freiheit zu ſuchen, auf 
der andern Seite mit der Befriedigung dieſes Triebes bie 
Gefahr verbindet, das Leben oder Doc) die gejunden Glie⸗ 


Der zu verlieren: Maaßregeln, Denen man Das Prädikat - 


der. Humanität eben fo wenig ald Das der Zweckmaͤßigkeit 
beilegen fann. 

8. 14. Sörperlide Züchtigung wirb newer 
Dinge, jedoch nur von vereinzelten Stimmen, namentlich 
für gewiſſe Vergehungen empfohlen. In der Wiffenfchaft 
iR man fo ziemlich über Die Unzweckmäßigkeit und Ir 
humanität dieſer Strafart einverftanden und es wire 
Ueberfluß, hierüber noch mehr zu fagen, zumal es Jedem 
einleuchten wird, Daß eine Strafart, welche nur vorüber 
gehenden Schmerz erzeugt und nicht während der Straf 
Dauer Zeit und Gelegenheit zum Nachdenken und zur 
Beflerung verfchafft, nicht beffert (ſ. oben 8.8), im Gegen 
theil nur Erbitterung und Rachgierde erzeugt. 

Eine andere Frage ift, ob vielleicht Die Erfahrung 
lehrt, daß Alles, was gebildete Männer gegen Die Förper: 
liche Züchtigung gefagt und gefchrieben, unpraftifch, auf 
mißverftandener Philantropie beruhend und Durch den Er- 
folg widerlegt jei. SHierüber fann aus Baiern, wo Her: 


11) Neuerdings hat Dies ein in ber a fanblung, ber Bůßer ſeht 
erfahrener Dann bemerfi. Fueßlin, die Beziehungen des 
neuen großherzogl. badiſchen Strafgefehes zum Boentientiar: 
ſyſtem. Karlsruhe 1853, Seite 9. 
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manns obenerwähnte Beiträge zur Statiſtik ſchaͤtzbare 
Materialien liefert, Gründliches gefagt werden. Man 
hatte in Baiern vom Jahre 1837 an zwei Luſtra hindurch 
der Meinung nadygegeben, daß Förperliche Züchtigung ein 
bewährtes Mittel fei, von gewiffen Vergehungen abzu- 
ſchrecken und das Volk zu beffern und man glaubte, diefe 
Anftcht beſonders dadurch plaufibel zu machen, daß ja 
auch Kinder ohne Schläge nicht zu erziehen wären. 12) 
Während jener zwei Luftra- wurden nach mäßiger Schäßung 
in den fieben ältern Kreiſen des Königreichs (die Pfalz 
ift glüdlicherweife Durch das Geſetz gegen dergleichen Be- 
Kandlung geihügt) über eine Million Streiche ausgetheilt 
und erft buch ein Gefeg vom 12. Mai 1848 wurde Die 
förperliche Züchtigung im Gebiete des Strafrechts abge- 
ſchafft, die Abichaffung als polizeiliched und militäriiches 
Strafmittel zugefichert, beim Militär auch durchgeführt, 
bei den Polizeibehörden einige Zeit hindurch "ausgeführt. 
Die Folgen der häufigen Züchtigungen waren zunehmende 
Rohheit, Erbitterung und Rache gegen Die Beamten: 
keineswegs Abnahme derjenigen Verbrechen, Vergehen und 
unmoralifchen Handlungen, welche man zu mindern hoffte, 
im Gegentheil Vermehrung derielben. Es vers 
mehrten ſich nämlih im jährlihen Durchſchnitt 19: 


12) Diefe Anfiht war doppelt unrichtig: eine vernünftige Kinder: 
erziehung bedarf der Schläge nicht und das baieriſche Voͤlk ift 
weder fo unmüntig, daß es mit unartigen Kindern verglichen 
werden Tann, noch fo roh, daß es glei dem Thier behandelt 
zu werben verbient. 


13) Hermann, a. a. D. ©. 108 fg. dann 2 fg. 12 fg. ferner 
Heft I. S.162 fg. — Obige Berhältnifje beruhen zu a. bis e. 
auf Bergleihung der vier Jahre 18/4 bis 183%/,, mit den 
neun Sahren 1837/,, bis 18*%/,, (18%, fehlt); zu f. auf 
Bergleihung der zwei Sahre 1835/,, und 183%, mit ben 
zehn Jahren 1837/,, bis 18*%,,; zu g. auf Vergleihung ber 

wölf Jahre 18%/,, bis 189%, mit den fieben Jahren 
1837/,, bis 18%3/,,. — Weitere Notizen waren aus Hermann 
nicht zu ſchoͤpfen. 
Archiv d. Er. R. IV. St. 1854. , Mu 
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. 8) Todfläge von . . » 138 auf 148, 

b) Berbredyen der Koͤrperver⸗ 
fegung von » «2 0 ...%9 » 273, 

c) Berbrechender Eigenthums- 
befhädigung von . . . 1 ; 13, 

: d) Vergehen der Körperver: 
letzung (Raufhändel) von 823 ⸗ 1178, 

e) Vergehen der Eigenthums- 


befhädigung von . » . 9. 169, 
f) Bettler und Vaganten von 60,857 - 64,221, 
8) Außereheliche Kinder von 29,287 ⸗ 30,159. 


Der Haß gegen die Beamten artete in Radye aus: 
ein Beamter wurde derb burchgeprügelt, „Damit Die Het 
‚ren auch wifjen, wie die Schläge ſchmecken;“ ein Aſſeſſor, 
welcher Die Förperliche Züchtigung gerne anwenden ließ, 
fam gebunden davon, indem er nur gezwungen wurde, 
gleich einen Pudel über einen Stod hin und Herzuiprin 
gen, „weil er jo große Freude an dem Stud habe; ein 
anderer Afleffor wurde aus Rache wegen häufiger koͤrper⸗ 
licher Zücdhtigung fo gefchlagen, Daß er einige Wochen zu 
Bett liegen mußte." 1) Man darf nicht glauben, daß 
vielleicht die Rohheit noch mehr zugenommen Hätte, wenn 
jene zwei Luftra nicht mit den feharfen Züchtigungen da 
zwilchengetreten. wären. 15) Die Erfahrung ſpricht auch 


14) Wer dieſe Beifpiele als Beleg anführt, wie nothwendig för: 
perlihe Züchtigung fei, der mag hiezu befondere Gründe 
Den: er fann von Hermann a. a. O. fih belehren 
aſſen. 


16) Ein Gerichtsarzt verſicherte, er fei nun ſechs Jahre in ſeinem 
Amte und habe während dieſer Zeit alle Monate. zweimal, je⸗ 
desmal wenigftens zweihundert Streiche austheilen fehen, allein 
das fei noch immer nicht genug, vielmehr nehme die Rohheit 
immer mehr zu. Als man ihn hierauf fragte, ob er denn eine 
Arznei noch länger anwenden würde, wenn feine Patienten 
nach deren Genuß immer fränfer würden, ſchien ihm erg 
leuchten, daß körperliche Aühtlaung kein Arferungemittel fel 
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hiegegen. Die größten Verbrecher hatten ‚gewöhnlich vors 
er Die meiften Eörperlichen Züchtigungen erhalten, .oft 100 
bis 800 Streiche; ein Mörder, welcher vor einigen Jah⸗ 
ren in München Singerichtet wurde, hatte vor dem Mord 
400 Streidye empfangen: wie weit müßte man dieſes an⸗ 
geblicye Befjerungsmittel treiben, bis es wirkt. 1% Als im 
Jahr 1848 die körperliche Züchtigung bei den Gerichten geſetz⸗ 
lich aufgehoben, beim Militär ebenfalls abgefhafft wurbe 
und bei den Bolizeibehörden ein paar Jahre lang außer 
Mebung fam, beflerte fid) dad Volk 1) und das Militär 
beträgt fich mufterhaft. Bon den obengenamten Verbre⸗ 
en und Bergehen minderten fih im Jahr 18%%,,, 

a) Todſchlaͤge (früher 13) auf . . . . 77, 

b) Berbrechen der Koͤrperverletzung von273 auf 150, 
. ©) Bergehen der Koͤrperverletzung von 1178 auf 947, 

d) Vergehen der Eigenthumsbeichädigung von 

169 af . 2 2 2 2 2 2 nn. 

Daß das Bilitär ſich mufterhaft beträgt, ift nicht 
nur in ganz Baiern, fondern auch bei Gelegenheit des 
Zugs nach Kurheſſen im Auslande anerkannt und von. 
zwei baieriichen Feldherren 18) officiell ausgefprochen. 

Nur gelegentlicy fei bier jenen, welche gegen Rohheit 
und Muthwillen des jungen Landvolks die koͤrperliche 
Zücdhtigung unentbehrlicy erachten, bemerkt, daß in einigen 


16) Man könnte hier wie jener Arzt handeln, deſſen Patienten tu 
der Regel immer kraͤnker wurden und der dann ſtets verfidherte, 
daß dies eine von ihn durch Kunft hervorgebrachte Kriſts ſei. 
Der Tod endete gewöhnlich diefe Krifis. 


17) Weber die Gründe der feit ein paar Jahren häufiger vorkonıs 
menden Morde in einem fpäteren Aufjage. BR 
hl, 


18) ©enerallieutenant Fürft von Thurn und Taris im Tageobefe 
über die Bataille von Bronzell (v. 10. Nov. 1850, f. allgem. 
Zeitg.). — Generallieutenant Freiherr von Gumppenberg tm 
Tagesbefehl beim Rückmarſch feines Armeekorps. — War wohl 
Dekerreids Armee je tapferer als im Iehten Feldzug in Ita⸗ 
‚Ken, wo die. Brügelftcafe abgefchafft war? 

Mut 
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Landgerichten in Baiern namentlich wider Raufer von 
Profeſſton polizeilicher Arreft von mehreren Tagen, wel 
her nur an Sonn- und Feiertagen zu erflehen, mit gutem . 
Erfolg angewendet wird. Gerade an foldhen Tagen wird 
der meifte Unfug verübt, der Arreft an Diefen Tagen ver 
hindert den Unfug, entzieht, das Vergnügen des Wirths⸗ 
hausgehens und des Tanzens auf längere Zeit, Kinder 
nicht am Gottesdienft, welcher vielmehr befucht werben 
muß und Die längere Dauer Diefer Strafe führt weit 
mehr zur Meberlegung und Beflerung als Die in wenigen 
Minuten überftandene Eörperliche Züchtigung. 

$. 15. Ehrenftrafen find gewöhnlich nur Folgen 
anderer Strafen. Daß bei ſchweren Verbrechen folde 
Folgen eintreten müflen, namentlich in Beziehung auf 
Berhältnifie, welche befondered Vertrauen erfordern, 3. 2. 
Öffentliche Aemter, bedarf Feiner Ausführung. Auch die 
Unfähigkeit zur Leiftung eines Eides gehört hieher, inio- 
fern nicht Dadurch, Daß Iemand unwürdig erklärt wird, 
einen Eid zu leiften, Die Strafe aud) einen Dritten trifft 
oben $. 9. Gerade hierin aber beeinträchtigen gewoͤhn⸗ 
lich Die Gelege auch Die Rechte Dritter. Wer einen An- 
ſpruch gegen einen Verbrecher nur durch den Eid deſſelben 
beweifen kann, oder wer im Streit mit einem Dritten den 
Verbrecher als Zeugen bedarf, der fellte nicht blos des— 
halb diefer Beweismittel verluftig fein, weil ein Verbrecher 
fhwören jol. Wer wird wohl glauben, daß jeder Tod: 
jchläger auch verdächtig fei, falſch zu ſchwoͤren: oder daß 
derjenige, welche in der Noth geftohlen, auch meineidig 
werde. Nur den Meineidigen Tann Dad Geje unbedingt 
für unwürdig erklären, Tünftig einen Eid zu leiften, weil 
die Richter dem Eid eines ſolchen Menichen gar feine 
Beweisfraft beilegen koͤnnen. Bei andern Verbrechern 
ſollte das Geſetz den Strafgerichten nur Die Ermächtigung 
geben, die Eidedunfähigteit entwoeder. süne Auitelchränfung 
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auf gewiffe Zeit als Folge der Strafe zuguerfennen ’ 
l. Code penal, Art. 42), foferne fle hiezu in der 
e des Verbrechens oder in dem Charakter des Ver⸗ 
18 Grund finden. 1) Die Rehabilitation, welche 
» Deutfchen Strafgefehe aufgenommen werben follte, 
auch Bier vorzubehalten. 





n iwiefern das Zeugniß eines Verbrechers glaubwürdig fei, 
hört da, wo Beweisregeln beftehen, in die Prozeßgeſetze. 


XX. 


Ueber den 
Gerichtsſtand der Connexität im Strafprozeſſe 


von 
Herrn Hofgerichtsrath Gerau 


in Darmſtadt. 


Die beſondere Zuftändigfeit der Strafgerichte wegen 
Connexitaͤt mehrerer zu verhandelnden Straffälle „gehört zu 
den ungeordnneten Theilen des früheren Deutichen Straf 
verfahrend. Die Prozeßgeſetzgebung der neueren Zeit hat 
deshalb der Regelung dieſes Gegenftandes, insbeſondere 
bei der Einführung der Gefchwornen-Gerichte, ebenfo wie 
bei dem Inftitut der. Einzelrichter mit entfcheidender Ge 
walt in geringeren Straflachen, ihre Aufmerkſamkeit zuzu⸗ 
wenden ſich genöthigt geiehen, weil die Zuftändigfeit ber 
Geichwornen Gerichte in allen Gefehgebungen weſentlich 
auf die fchweren Verbrechen, Dagegen Die Zuftändigfeit ber 
Einzelrichter auf die mit geringen Strafen bedrohten Ber 
gehen beichränft ift, ſonach mehrere Strafgerichte mit ei⸗ 
ner nad) der Größe angedrohten Strafe abgefchiedenen 
Strafgewalt nebeneinander beftehen, bei Werübung eines 
und defjelben Verbredyend aber häufig mehrere Perſonen 
betheiligt find, Deren Handlungen mit ſehr verfchiebenen 
Strafen bedroft find, und ebenfo in demjelben Verbrecher 
öfters verfchiedenartige gleichzeitig zu beftrafende Verbre⸗ 


Ueber den Gerihjefland der Eonnerität im Sttafſprozeſſe. 358 | 


hen fehr verſchiedener Strafbarkeit zufammentreffen, bei 
welchen dieſes Zufammentreffen einen bebingenden oder 
mobificirenben Einfluß auf Die wegen der fämmtlichen ein» 
zelnen Verbrechen anzufegenden Gefammtftrafe Außert. 

Die Frage über Feſtſetzung eines Gerichtsſtandes wer 
gen Eonnerität mehrerer gleichzeitig zu verhandelnden Straf 
fälle Hat darum, in ihrer richtigen Löfung eine erhöhete 
Weitgreifende Bedeutung und Schwierigkeit erlangt. 

Der auf Begründung eines beionderen von dem ges 
wöhnlichen abweichenden Gerichtoſtand Einfluß Außernde 
Zufammenhang mehrerer Verbrechen kann entweder in Der 
gegenfeitigen Beziehung und Verbindung der abzuurthei- 
lenden Vergehen verfchiedener PBerfonen in Derfelben 
Strafſache beruhen, weil alio Die Handlungen verſchiede⸗ 
ner Berfonen fich auf ein umd Daflelbe Verbrechen beziehen, 
oder in dem Zulammentreffen mehrerer verichiedener Ver⸗ 
brechen in der Perſon deffelben Verbrechers, weil 
alſo mehrere verfchiedene gleichzeitig abzuurtheilende Ver⸗ 
gehen deſſelben Beſchuldigten vorliegen. Dieſer lehtere 
AJufammenbang erfordert hier inſoweit eine beiondere Be⸗ 
achtung, als nad Vorſchrift der meiſten Gefeßgebungen 
bei ſolchem Zujammentreffen Die Strafe der einen That 
nur mit Derüdfichtigung der übrigen Vergehen und bereit 
Beitrafung im Sinne des Geſetzes beftimmt werben kam, 
alio Das Zufammentreffen dieſer gleichzeitig zu beftrafendeh 
verfchiedenen Gefekesübertretungen deſſelben Subjects auf 
Die dadurch verwirkte Gelammtftrafe einen bebingenden 
oder modificitenden Einfluß äußert. ) Die franzöftiedye 
Strafprogeßordnung Art. 227 zählt zu den conneren Bers 
gehen auch: „wenn Die Schuldigen, Die einen — — — 


1) Müller, Lehrb. des Gem. Beni, Geim.» Pryt 8.63. Henke, 
Hand db. bes Grim.-Re ts. 4. Th. ©. 212 u. f. Heffiiches 
Strafgeſetzbuch von 1841 Tit. 8. ðefeb —* 23. Febr. 1849. 
Bapifches Strafgefegbud) von 1845 Tit. 6. 
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begangen haben, um fich die Mittel zur Ausübung der 
anderen zu verſchaffen, Die Vollziehung Derfelben zu ers 
leichtern, zu vollenden, oder um die Straflofigfeit zu 
ſichern.“ Dieſe einzelnen Faͤlle fallen jedoch unter einen 
Der: zuvor angedeuteten Haupt-Gefichtspunfte. Das Roͤ⸗ 
mifche, Canoniſche Recht, jowie auch die PB. G.O. kennen 
einen beionderen Gerihtöftand der Connerität nicht. Die 
P. G.⸗O. fpriht nur von dem Falle, wo ein mit dem 
Verbrechen zufammenhängender Civilpunkt entichieden wer: 
den ioll, die 1. 9. Cod. de accus. redet nur von ber 
idealen Eoncurrenz von Verbrechen und fehreibt nichts über 
die Zuftändigfeit der Gerichte vor. 

Auch eine übereinftimmende gemeinrechtliche Praris 
mangelte früherhin in den deutſchen Strafgerichten. 2) Die 
Prozeßgeſetze neuerer Zeit anerkennen übereinftimmend das 
Bedürfniß eines beionderen Gerichtöftandes für connere 
ftrafbare Handlungen, allein ihre desfallſigen Vorfchriften 
find verichieden. Das Königl. Würtembergifche Edict von 
1818, der Entwurf einer Crim.⸗Proz.⸗Ordnung für Hans 
nover Art. 34, das Baieriſche Straf-Gefegbuh Th. I. 
$. 24, eine Königl. Saͤchſiſche Verordnung vom 7. Febr. 
1820 fchreiben vor, Daß das bezüglich des Urhebers eines 
Verbrechens zuftändige Gericht auch über Die übrigen 
Theünehmer dieſes Verbrechens abzuurtheilen babe. Die 
franzoͤſiſche Strafprozeß⸗Ordnung verordnet Art. 226: Das 
Appellations- Gericht erkennt bei der Verſetzung in den 
Anklageftand durch ein und daſſelbe Erkenntniß über die 
eonneren Vergehen, worüber ihm die Acten zu gleicher Zeit 
vorliegen,” ohne Daß das Geſetz über Die Gompetenz 


2) Martin, Erim.-Proz. $. 26. Note 8 u. 40. Weftphal, Crim.⸗ 
R. Nm. 118. Quiſtorp, Grundf. $. 576. Stübel, Crim.⸗ 
Berf. $. 253. Henke Handb. 4. Thl. $. 286. Heffter, Aral 
. für &r.:R. Jahrg. 1834. &, 391. Müller, a.. a. D. ©. 63 
Mittermaier, Ar io, Sahne, 1834. ©. 268. 
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Berhältnifie etwas beftimmt. Der Cafſationshof hatdas Recht, 
wenn verichiedene Gerichte oder Unterfuchungsrichter mit 
der Cognition über die nämlichen Vergehen oder über 
‚eonnere Vergehen befaßt find, dieſe verichledenen Sachen 
an daſſelbe Gericht zu verweilen, Art. 525. Das hefftiche 
Geſchwornen⸗Gerichts⸗Geſetz von 1848 Kat durchgängig 
Diefelbe Beftimmung, wie die franzoͤſiſche Proceßordnung 
über connere Berbrechen. Das baterifche Geſchwornen⸗ 
Gerichtö » Gele von 1848 beftimmt Art. 52: Wegen des 
Zufammenhangs der Sache werden an Das Appellations- 
Gericht zum Zwede der Berweilung vor das Geſchwornen⸗ 
Gericht auch andere als die mit Todes, Ketten oder 
Zuchthausſtrafe bedrohten Verbrechen oder Vergehen vers 
wiefen, wenn biefelben mit der von dem Schwurgerichte 
abzuurtbeilenden ftrafbaren Handlung in einer und derſel⸗ 
ben Perfon zufammentreffen; desgleichen wenn bei einem 
mit Todes⸗, Ketten oder Zuchthausſtrafe bedrohten Vers 
brechen Mehrere angeflagt find, von welchen Einen 
oder den Anderen nur eine geringere Strafe treffen Tann. 
Nach einem heſſiſchen Gelege von 1849 Fönnen concurri- 
rende Verbrechen befielben Angeklagten vor die Alftfen vers 
wiefen werden, wenn aud) einige an und für ſich nicht 
zur Competenz der Geichwornen gehören. Nach der bas 
diſchen Procepordnung von 1845 ($. 16) begründet Die 
ZuRändigkeit eines Gerichts über den Urheber auch die 
Zuftändigkeit über die Gehülfen, felbft wenn die Hand» 
lung von denielben in anderen Gerichtsbezirken veribt 
wurden. Beim Complotte ift, wenn Die mehreren Theil 
nehmer in verfchiedenen Bezirken thätig waren, dasjenige . 
Gericht über alle zuftändig, welches zuerft eingefchritten 
iſt. Nach 8. 8 dieſes Gefehes wird da, wo Jemand mehs 
rerer in verichiedenen Gerichtöhezirfen begangener Verbre⸗ 
chen beichulbigt iſt, dasjenige Diefer Gerichte competent, 
welched der Zeit nach zuerft von feiner Zuftändigfeit Ge⸗ 
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brauch gemadıt hat. Wenn vun mehreren gleichzeitig ab: 
zuurtheilenden Vergehen derielben Perſon ein Theil zur 
Zuftändigfeit des Amtsgerichts, ein Theil zur Zuftändig- 
keit des Bezirksſtrafgerichts gehört, fo erkennt letzteres auch 
über die erfteren, Art. 64 der Gerichtöverfaffung. Wenn 
von mehreren Angefchuldigten Einer einen befreiten Ge 
zichtöftand hat, fo urtheilt Das für legteren zuftändige Ger 
richt über alle Teilnehmer. Zum Erkenntniſſe über die 
Begünftigung von Verbrechen ift Das Amtsgericht infowelt 
suftändig, als das Verbrechen, auf Das ſich Die Begim- 
fligung bezieht, felbft zu feiner Zuftändigfeit gehört. Da 
die Begünftigung nur mit Gefängnißftrafe von hödhftend 
1 Sahr und Geldbuße geftraft. wird, ſo folgt ‚Hieraus für 
ſchwerere der Zuftändigfeit der Amtsgerichte nicht über 
wieſene Verbrechen die Anerkennung des Gerichtsftand«s 
der Connerität auch für das Verbrechen der Begünftigung 
bei dem höheren Gerichte. — Nach einem im Drude er⸗ 
fchienenen Entivurfe einer Strafproceßordnung fürs Königs 
reich Sachſen erftredt ſich die Zuftändigkeit des Gerichte 
der begangenen That auf alle Theilnehmer, Anftifter, Ur⸗ 
heber, Gehülfen und auf die Beglinftiger, dagegen hängt 
es beim Zufammentreffen mehrerer gleichzeitig zu beftras 
fender Verbrechen in derielben Perſon von dem Staats⸗ 
anmalte ab, ob er den Antrag auf Unterfuchung bei dem⸗ 
ſelben oder bei mehreren zuftändigen Gerichten ftellen mil. 
Ebenſo fteht Demielben dieſe Wahl zu in dem Falle, wo 
eine Perſon als Theitnehmer oder Begünftiger bet verichies 
Denen Verbrechen betheiligt if. Nach einem heſſiſchen 
Entwurfe von 1852 kann das in einer Straflache zw 
ftändige Gericht auch mit der Aburtheilung der commere 
Vergehen befaßt werben. Wenn connere Vergehen zm 
gleichzeitigen Unterfuhung und Entſcheidung gelangen fol 
Ien, fo fönnen fie nur vor Dad Gericht gebracht wer 
den, welchem bie Zufänbigfeit beimahnt, Die ſchwerſten 


im Strafprozefle. u 858 . 


Der fir jene Handlungen in Den Geſetzen angedrohten 
Strafen auszuiprechen. Wenn verichiedene Gerichte Ders 
felben Provinz mit derſelben Strafſache oder mit conneren 
Strafiachen befaßt find, fo beftimmt der Anklageſenat der 
Provinz, welches Derfelben Die Unterfuhung zu führen 
und in der Sache zu enticheiden hat; gehören bie verichies 
Denen Gerichte verſchiedenen Provinzen an, fo erläßt das 
allen vorgeiegte Gericht die Beftimmung. Diefe Behdrs 
den haben zugleich. die Befugniß, wenn verichiedene Ge- 
richte derjelben Provinz mit der nämlidyen Strafiache oder 
mit conneren Strafiachen befaßt find, Die Sache an das» 
jenige Gericht zu verweilen, welches wegen der überwies 
genden Wichtigfeit, oder Der Zahl Der in deſſen Sprengel 
Degangenen ftrafbaren Handlungen, Der Zahl der zu vers 
schmenden Zeugen oder fonft zur Erleichterung des Ver 
fahrens. ald das Geeignetfte ericheint. 


Die Anfichten der Rechtögelehrten über Die Zwea⸗ 
maͤßigkeit eines beſondern Gerichtsſtands wegen Connerxi⸗ 
tät nach Ruͤckſichten der Geſetzgebung, insbeſondere über 
den ſolchen von dem Geſetze anzuweiſenden Umfang find, 
verichieden ®). 


Rechtsgelehrte, welche dieſe Frage einer umfaflenderen 
Beurtheilung unterworfen haben, haben Bebenfen gegen 
große Ausdehnung des Gerichtöftandes der Connerität 
geäußert, insbefondere für den Ball foldher von dem Ges 
fee vorgefhhrieben würde. Die Anfichten Diefer 
Mechtögelehrten drüsen fi in den folgenden Hauptiägen 
aus. Das Gefeh dürfe nicht gebieten, daß in allen 
Faͤllen der Gerichtäftand der Urheber für alle Theilneh- 
mer zuftändig fei; Dagegen folle das Gefeh das Ober: 





3 Henke a. a. Ge 258. Müller a. a. O. ©. 43 Note 5. 
Mittermaier are, Zuhrgang 1834 ©. 271 u. f. 
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gericht ermäctigen in Fällen, wo bafielbe es zweds. 
mäßig findet, daß ein Thellnehmer an demſelben Gerichte 
proceffirt werde, welches über den Urheber zuftäntig ifl, 
den erfteren an dieſes Gericht zu verweilen. Das Geſetz 
folle diefe Befugniß des Obergerichts auf die Anftifter 
und die Perfonen einfchränfen, welche der Theilnahme .an 
dem Berbrechen dringend verdächtig ſeien, mit Ausſchluß 
jedoch foldyer Befugniß bei den der jogenannten Begünfli- 
gung Verdächtigen. Diefen Anfichten unterliegt Die De 
fürdytung, daß durch die Ausdehnung des Gerichtsftandes 
der Eonnerität leicht eine Ungerechtigkeit gegen den Ange 
klagten verurſacht werden koͤnne, und Daß folcher felbft da, 
wo er begründet fei, feine Begünftigung verdiene, weil er 
die Summe der Leiden, die mit jeber Unterfuchung für 
den Angeichuldigten verbunden fei, ohne Noth vermehre, 
ihn zu Eoftfpieligen Reifen nöthige u. |. w. Es wird zw 
gleich Die Anficht ausgeiprochen, daß Das Proceffiren aller 
Theilnehmer bei demjelben Gericht Feine Bortheile ge 
währe, 3. B. wenn Beftändniffe vorliegen, die Beweiſe 
leicht erbracht werden können. Eine Gefeßgebung iolle 
nicht mehr Beichränfungen der Freiheit eintreten laſſen, 
dem Angeichuldigten nicht mehr Nachtheile auferlegen, als 
zur Erreichung Des Zwecks durchaus nothwendig jei. — 
Bom Standpunkte der Gefeßgebung aus die Sache er 
wägend kann ich mich mit Diefen Anfichten in den meiften 
Beziehungen nicht confirmiren. Ich finde Die angeführten 
Gründe nicht entfcheidend und gelange bei jorgfältiger 
Prüfung der Sache zu meiftens abweichenden Anfichten, 
weldye auch in den neueften Gefegen aufgenommen find. 

Die Gründe für den Gerichtöftand der Connerität 
bezüglidy mehrerer zu entfcheidender zufammenhängender 
Strafſachen fordern natürlich überhaupt vor Allem einen 
Zufammenhang in der verbre®erifchen That ober 
in der Berfon des. Berbrehens: Sie. können nur be 
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ruhen in dem Intereſſe des Staats an einer "raicheren, 
einfacheren, weniger Foftipieligen Verhandlung, fowie an 
einheitlicher Anwendung der Strafgefete. Sobald Diele 
Rüdfichten eintreten, Tann von einer Ungerechtigkeit oder 
Härte gegen den Verbrecher nicht Die Rede fein, es kann 
aber ein etwa abweichendes Intereffe Des Verbrechers Feine 
vorherrichende Beachtung fordern, wo das Intereſſe der 
Geſammtheit und des Geſetzes damit im Widerfpruche 
ſteht. Bon einem Rechte des Verbrechers, Durdy einem be- 
flimmten Richter gerichtet zu werden, kann gegenüber den 
Befugniffen der Gefeßgebung zur Beftimmung der verfchie- 
Denen Gerichtsftände nad) Gründen des öffentlichen Inter⸗ 
efie Feine Rede fein. Dem geſetzlich beftimmten Richter 
gegenüber kann von einem natürlichen Richter nicht gefpro- 
Gen werden. Allein enticheidend Fönnen ſonach nur 
Gründe der Gefeßgebungspolitif fein. ine Anordnung, 
welche die einheitliche richtige Anwendung der Strafgefehe 
auf dem einfachften, zuverläffigften und wohlfeilften Wege 
ſichert, entfpricht aber Der Gejebgebungspolitift gewiß am 
meiften, ja allein. Daß der Gerichtsftand der Konnerität 
im Strafprozefie in den Fällen der Betheiligung mehrerer 
Berfonen bei demſelben Verbrechen, ſowie bei der Concur⸗ 
renz mehrerer Verbrechen in demielben Subjecte, fobald 
eine wahre Commerität vorhanden ift, ſtets dieſen Zweck 
fördert, und daß auch in Fällen der fogenannten Begün- 
fligung. diefes häufig der Fall fein wird, Das wird meines 
Ermeſſens mit Gründen nicht widerfprochen werden fön- 
nen und fich aus der folgenden Darlegung ergeben. Bei 
der fogenannten objectiven Connerität muß als Vor⸗ 
ausfegung dieſes Begriff ein äußerer oder innerer Zu ſa m⸗ 
menhang der phyſiſchen oder geiftigen Thätigfeit 
Der verfchiedenen Verbrecher in Bezug auf ein be- 
ſtimmtes Verbrechen ſtatt finden, ihre Ihätigfeit muß in 
einem und Demjelben Verbrechen zufammen> 


I 
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treffen." Es genügt nicht, Daß Die mehreren Perionen daß 
jelbe Ziel, jedoch auf verichiedenen Wegen und durch unab 
hängige gelonderte Handlungen erftreben wollen. Es ift im 
Gegentheile erforderlich, daß Die Beftrebungen Der mehr 
ven Verbrecher ſich auch Derfelben That zumenden, ober 
dag wenn fie zur Erreichung deflelben Zieles verichiedme 
verbrecheriiche Handlungen unternehmen, Died im Folge 
einer unter ihnen getroffenen Verabredung, .alio im Be 
hältnifie des Complotts erfolgt, fonady Diefelbe vereinte 
geiftige Kraft fie leiter. Der Kal, wo verichiedene ver 
bredherifche Gruppen unabhängig von einander für den⸗ 
felben verbrecherifchen Zweck verichiedene Handlungen, je 
Doch ohne Verabredung vornehmen, kann keinen Gerichts 


‚ ftand wegen Zufammenhangs begründen, und kann Darm 


auch nicht als Gegenargument angeführt werden, wei 
hier fein Zufammenhang in derſelben That oder in ber 
wirfenden geiftigen Kraft ftattfindet, der alleinige Zuſam⸗ 
menhang in dem gleichen Zwede, aber den Gerichts 
ftand der Connerität nicht begründen kann. “Der befftihe 
Entwurf von 1853 erklärt fehr richtig: „Connerität iſt 
indbejondere dann vorhanden, 1) wenn Diefelbe Perſon ver 
fchiebener ftrafbarer Handlungen beihuldigt wird, 2) wen 
verichiedene Berfonen als Ucheber, Thellnehmer, Gehülfen 
oder Begünftigte einer ftrafbaren Handlung beſchuldigt 
werben. 

Der Umftand, auf weldhen von den Gegnern Diele 
Gerichtsſtandes Gewicht gelegt wird, Daß ein zur Beihälfe 
gedungener Theilnehmer öfters Das Detail des Verbrechens, 
auf welches feine Mitwirkung ſich bezieht, nicht kenne, 
den Ort nicht wifle, wo die Hauptthat verübt werben: 
folle, daher auch nicht angenommen werden Tönne, daß et 
fi) dem Gerichte unterwerfe, wo Das Berbrecdhen verübt 
wird, ebeniowenig wie derjenige, der fih zum Geheimhal⸗ 
ten eines verabrebeten Verbrechens verpflichtet, ericheint 
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unerheblich. Es fommt Darauf nit an, welchem 
die ein Verbrecher ſich unterwerfen will,. oder nicht 
fondern welches Gericht Das Geſetz nach überwiegen 
runden der Zwedmäßigfeit für das zuftändige erklärt 
bezeichnet hat. Wer alddann ein Verbrechen verübt, 
amit von Geſetzeswegen dieſem Gerichte verfallen, 
in Unfenntniß, wo ein Verbrechen zur Ausführung 
it, ſolches unterftüßt, der hat fich, fobald das Geſet 
ımt, daß er an demfelben Gerichte wie der Urheber 
firt wird, Dur, feine Handlung dieſem Gerichte im 
us unterworfen, wenn er auch bei feinen Handlungen 
weiß, welches Gericht dies iſt. Die Beiorgniß, Daß 
efeglicher Anordnung eines Gerichtsſtands wegen ob⸗ 
en Zufammenhangs mehrerer Strafſachen durch vor⸗ 
unbegruͤndete Annahme eines Zuſammenhangs An⸗ 
aldigte ihrem geſetzlichen Richter entzogen werden 
en, kann feinen Grund gegen die Zwedmägßigfeit 
jolchen ©erichtöftandes abgeben. Diefer Grund bes 
zu viel. Gegen ſolche mögliche irrthuͤmliche Ans 
ung eines geſetzlich beflimmten Gerichtöftandes müffen 
eſetzlichen Beftimmungen felbft, jowie Die Rechtsmittel 
en. Und welcher erhebliche Nachtheil Tann überhaupt 
ı Angelchuldigten daraus entftehen, wenn er, ftatt 
dem competenten, von einem unzuftändigen Gerichte 
mal vernommen wird. 
Bon felbft verfteht es fih, DaB der Zufammenhang 
erer Sachen gewiß, wenigftend wahrfcheinlich fein 
‚ wenn der Richter aus Gründen der Gommerität, 
abgejehen Hiervon, nicht begründete Zuftändigfeit in 
ruch nehmen will. Es werden indeß deshalb nidyt 
fi, Anftände ergeben, weil die allgemeinen Voraus⸗ 
gen zur Vorladung eines angeblichen Anſtifters, Ges 
n, Complottanten, Begünftigerd, vor Gericht in ber 
L in denfelben Umftänden beruhen, weldye die Zuftäns- 
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Digfeit eines Gerichts wegen Connerität ‚begründen und 
dieſer Borladung ohnehin voranliegen. Die allegirten 
neuen Strafprozeßordnungen haben übereinftimmend bie 
Zwedmäßigfeit der Verhandlung und nticheidung der 
. conneren Verbrechen durch ein und baffelbe Gericht aner- 
fannt. Die dahin bezüglichen Anordnungen weichen aber 
darin ab, Daß fie zum Theil die vereinte Verhandlung 
und Enticheidung vorfchreiben, zum Theile nur den 
Gerichten überlajjen, ſolche zu verordnen. Auch ſchei⸗ 
nen mir in dieſen verſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen 
Die Geſetze über Die Beſtrafung der zuſammentreffenden 
mehreren Verbrechen und Vergehen defielben Angefchuldig- 
ten und Deren nothiwendigen Eonfequenzen nicht genug be: 
rüdfichtigt zu fein. Nicht zu billigen fcheint mir Das 
Syſtem Des ſächſiſchen Entwurfs, welches bei in der 
Perſon defielben Angeſchuldigten zufammentreffenden meh; 
reren Verbrechen ed Der Wahl des Staats- Anwalts über 
läßt, ob er den Antrag auf Unterſuchung bei Den ver 
fhiedenen zuftändigen Gerichten oder ob wegen einiger 
oder wegen aller dieſer Verbrechen bei einem ober bei 
mehreren und bei welchem oder bei welchen Diefer ver 
ſchiedenen zuftändigen Gerichte Der begangenen That fiel 
len wil. Die vollftändigften Beftimmungen find diejeni⸗ 
gen des heffiichen Entwurf. Daß alle Theilnehmer 
deflelben Verbrechens, alfo der. fämmtlichen Miturheber, 
Anftifter, Complottanten, Gehülfen von einem und dem 
jelben Gerichte zu gleicher Zeit proceffirt werden, das 
muß meines Ermeſſens eine‘ Gefepgebung als Regel 
verordnen, wenn fie nicht gegen Die Gebote der Zwedc⸗ 
mäßigfeit verftoßen, eine nachtheilige Zerriffenheit, Weit 
läuftigfeit und Koftfpieligfeit in das Verfahren hineintra⸗ 
gen will. Nur felten werden Fälle eintreten, wo Die 
nicht Der Ball iſt. Geſetzliche Regeln müſſen aber nad 
Der größeren Mehrzahl der Te vemrfen und gegeben 
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werden. Das Geſetz joll deshalb meines Ermeſſens unter 
Bermeidung der mit Weiterungen, Arbeits⸗ und Koſten⸗ 
Vermehrung verbundenen jedesmaligen Einholung der Ent- 
fcheidung eines Den verichiedenen zuftändigen Gerichten vors 
gelegten höheren Gerichts, dem Gerichtsftand der onnert- 
tät, ſonach das gleichzeitige Prozeſſiren aller Theilnehmer 
eines Verbrechens an einem und demſelben Gerichte gefeß- - 
lih als Regel vorichreiben, jedoch um etwaigen in 
einem Ausnahmsfalle mit dieſem Gerichtsftande Des Zus 
fammenhangd verbundenen möglidyen Unzuträglichfeiten 
vorzubeugen, dem zur Verſetzung in den Anklageſtand zu- 
ſtaͤndigen Gerichte Die Ermächtigung beilegen, nach beſon⸗ 
deren Gründen der Zweckmäßigkeit, Ausnahmen von der 
Regel eintreten zu laſſen, und demjenigen Gerichte die ges 
trennte Verhandlung und Entfheidung der That eines 
ober mehrerer Theilnehmer, Gehülfen oder Begünfiger zu 
überweiien, welches, abgefehen von dieſem Zufammenhange 
das zuftändige gewelen fein würde. Sobald das Geſetz 
Die gleichzeitige Verhandlung und Entfcheidung connerer 
ftrafbarer Handlungen bei demſelben Gerichte vorfchreibt- 
ober zuläßt, jo muß daflelbe zugleidy dasjenige Gericht ale 
das hierzu competente bezeichnen, welchem Die Zuftändig- 
feit beiwohnt, die fchwerfte ber für die angeichulbigten 
Handlungen im Gefege angedrohten Strafen auszuiprechen. 
Diefer Sag ift eine nothwendige Folge der verfaflungss 
mäßig abgegränzten Competenz der verſchiedenen Gerichte 
erfter Inftanz nad) der mehreren Größe der den verfchie 
denen Verbrechen angedrohten Strafen, indem dem wegen 
GEonnerität für das ſchwere Verbrechen zuftändigen Gericht 
wohl auch das leichtere zu beftrafen zuftändig werden kann, 
nicht aber umgefehrt Die Strafgewalt eines für. Zuerfen- 
nung geringerer Strafen zuftändigen Gerichts auf höhere, 
die Gränzen feiner Zuftändigfeit überragende Strafen aus- 
gedehnt werden kann. Die Anftiftung und Beihülfe haben 
Archiv. d. Cr. R. 1854. IV. Gt. Mn 
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zwar ihren eigenen felbftftändigen, von dem IThatbeftande 
des Verbrechens des phyftichen Urhebers getrennten, fei- 
neswegs aber völlig unabhängigen Thatbeftand. Anftif- 
tung und Beihülfe ftehen in nothwendiger Beziehung zu 
‚ dem Berbrechen des phyſiſchen Urhebers al, Hauptthat 
gedacht, der objective Charakter jener Verbrechen wir 
ſtets nach der Handlung des phyſiſchen Uchebers beflimmt. 
Iſt die That des Lebteren objectiv ftraflos, fo muß auch 
Anftiftung und Beihülfe ftraflos bleiben und umgekehrt, 
Anftiftung und Beihülfe find beendigt, wenn der Anflifter 
reſp. Gehülfe Alles gethan hat, um den phyfifchen Ur: 
heber zur verbrecheriihen That zu beflimmen reip. dem 
felben die beabfichtigte Hülfe geleiftet Hat, allein Dennoch 
nimmt die Anftiftung und Beihülfe einen anderen objecti- 
ven Charakter und verſchiedene Strafbarfeit an, je nad: 
dem die Handlung Des angeftifteten reſp. unterflügten 
Verbrecherd in Den Grenzen des Verſuchs ftehen geblieben 
oder zur Vollendung gefommen iſt. Unter allen Umftän 
den wird alfo der Thatbeftand des Verbrechens des phnfl: 
ſchen Urhebers maaßgebend für den objectiven Charakter 
und die Strafbarfeit der That des Anftifters und Gehül- 
fen und für die Zumefjung deren Strafe fein. Die Ber 
bandlungen über den Thatbeſtand des Verbrechens des 
phyſiſchen Urheberd bilden ſonach fletd Die nothwendige 
Grundlage des Verfahrens und der Enticheidung gegen 
den Anftifter und Gehülfen. Das Straferfenntniß gegen 
den Erfteren gewährt unter allen Umftänden den Maaß— 
ftab der Zumeſſung der Strafe der Lebteren. Die Straf 
barfeit der Letzteren kann nur durch Peftftellung deren 
Verhaͤltniſſes zum phyſiſchen Urheber und deſſen That er 
mittelt und alles dieſes ziwedigemäß nur in einem gemein 
Ichaftlichen gleichzeitigen Verfahren gegen Alle vor dem 
felben Richter feftgeftellt werden, indbelondere wenn das 
Verfahren wefentlih mündlich if. Werden dieſe verſchie⸗ 
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Denen Theilnehmer bei verſchiedenen Gerichten prozeffitt, . 
fo müßten ebenſo viele wiederholte Verhandlungen ftattfin- 
Den, die überdies unter allen Umfländen dennoch auf der- 
felben Grundlage des objectiven Thatbeftands des phyſi⸗ 
ſchen Urhebers ruhen müßten, weil die Aufnahme des 
Thatbeftands in den meiften Fällen volfftändig nicht mehr: 
mald vorgenommen werden kann; Die Verhandlungen wür; 
Den zu widerfprechenden, wenigftend dem Geifte der Ge⸗ 
fege widerftrebenden Reſultaten führen, weil die Strafe 
der Anftifter und Gehülfen in der Regel nach der Größe 
Der Strafe des phnftichen Urheber bemefien werden foll. 
Aus dem Angeführten geht m. E. klar hervor, wie 
nothwendig es ift, Daß eine Geſetgebung das gleichzeitige 
Prozeſſiren der Anftiftee und allee Gehülfen mit dem 
phnfiichen Urheber, fo wie aller Complottanten bei dem⸗ 
ſelben Gerichte al8 Regel vorſchreibt und nur für 
einzelne Fälle den Gerichten die Befugniß verleiht, aus- 
nahmsweile nach befonderen Gründen mehrerer Zweck⸗ 
mäßigfeit einen Anftifter oder Gehülfen, Dem, abgefehen 
von dem Zufammenhange fonft zuftändigen Richter zur. 
abgeionderten Unterfuhung und Entſcheidung zu über 
weiſen. — Wegen des Zufammentreffeng mehrerer 
Berbrehen in der Perſon deſſelben Verbre— 
ers Fann der Gerichtöftand der Connerität nur in Dem 
Halle begründet und angenommen werden, wenn entweder 
aus derjelben That verfchiedene Verbrechen entftehen, ibenle 
Concurrenz, oder wenn Die wegen verichiedener verbrecherie 
fcher Thaten zu verhängenden verfchiedenen Strafen einen 
bedingenden oder modiftcirenden Einfluß auf einander 

Außern. | 
Die neueften Strafgefeßbücher haben über Die Beftra- 
fung mehrerer zufammentreffender gleichzeitig zu beftrafen- 
der Berbrechen deffelben Angefchuldigten Grundfäge aus; 
geſprochen, aus welchen ſich der befondere Gerichtsſtand 
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wegen Zufammenhangs verfchledener Straflachen in der 
Berion deſſelben Beichuldigten der Regel nad) als noth- 
wendige conjequente Folge von jelbft ergiebt. 

Bei dem Zuiammentreffen.. der Totes- und lebend: 
laͤnglichen Zuchthausſtrafe mit anderen Strafen wegen 
mebrerer verübter Berbrechen wird nur auf erftere erfannt. 
Bei Erkennung von Freiheitsftrafen vericyiedener Gattung 
wegen mehrerer Verbreihen wird Die geringere Strafe in 
die ſchwerere Strafgattung umgewandelt und im vermin- 
derten Berhältniffe der fchwereren beigeichlagen. Bei Zu 
erfennung mehrerer Freiheitsftrafen derſelben Gattung wird 
die Strafe des fchwerften Verbrechens in vollem Betrage, 
die Strafe der anderen nur in einer geringeren Quote ber 
vegelmäßigen Dauer in Anſatz gebracht. 

Hieraus ergiebt fic) aber mit Notäwendigfeit, daß 
über alle concurrirenden noch nicht abgeurtheilten ftrafba- 
ven Handlungen deſſelben Beichuldigten von demſelben 
Gerichte in der Regel zu gleicher Zeit abgeurtheilt wird, 
fall8 Died aber wegen ganz befonderer Gründe nic 
zweckmaͤßig fein follte, alddann von demjenigen Gerichte, 
welches -bezüglich des Ichwerften Verbrechens competent 
if, entweder zuerft erfannt oder, wie der fächfiiche Ent 
wurf im Art. 397 vorgefchrieben hat, in einem Nachtrags⸗ 
Erkenntniß, nad) Denen über Die Zumeffung der Strafen 
bei concurrirenden Verbrechen im Geſetzbuche gegebenen 
Borfchriften Die verwirkte Gefammtftrafe beftimmt wird, bis 
wohin dann Die Vollfiredung der von den verſchiedenen 
Berichten ausgefprochenen einzelnen Strafen verjchoben 
bleiben muß, eben weil Die Zumeflung der Strafe des 
geringeren Vergehens nach Gattung und Dauer der Strafe 
durch das Erfenntniß über das ſchwerſte Verbrechen be 
Dingt wird. Selbſt abgefehen von Diefen Gründen wirb 
ſchon nad), Gründen der Zwedmäßigfeit das Geſetz das 
gleichzeitige Verfahren bei demielben Gerichte wegen mehr 
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rerer concurrirender ftrafbaren Handlungen um deswillen 
als Negel vorzuichreiben haben, weil alsdann Anklage, 
Verhandlung und Bertheidigung in der Regel gleichzeitig 
erfolgen, auch über alle Verbrechen durch ein und Daffelbe 
Urtheil erfannt werden kann, während bei getrennter Bes 
handlung der einzelnen Verbrechen ebenio viele getrennte 
Anklagen, Verhandlungen, Vertheidigungen und Urthelle 
erfolgen müflen. Daraus, daß bei concurrirenden ftraf- 
baren Handlungen Die geringeren Strafen fidy an. Die 
ſchwerere anfchließen, und Daß Das Erfenntniß über das 
ſchwerſte Verbrechen für Die Strafe ber geringeren nad) 
Gattung und Größe der anzufehenden Strafe maaßgebend 
ift, folgt zugleich, wie ſchon zuvor bemerft worden, Daß 
wenn die Verhandlung und nticheidung über mehrere 
concurrirende Verbrechen aus Gründen der Comnerität 
an ein und Daflelbe Gericht verwielen werben, daß als⸗ 
dann zwar nicht nothwendig Die Morunterfuchung, wohl 
aber die Haupt Verhandlung und endliche Enticheidung 
Hinfichtlich aller concurrirenden Verbrechen dem rüuckſichtlich 
des jchwerften Verbrechens zuftändigen Gerichte. zur 
Enticheidung überwieien werden muß. Auch in ſolchem 
Halle des Zufammenhangs mehrerer Straffachen ift jedoch 
die Aburtheilung aller foldyer Straffälle dur ein und 
daſſelbe Gericht nicht abfolut nothwendig, indem auch 
bei getrennter Aburtheilung derielben, ſoferne Das für Das 
ſchwerſte Berbrechen zuftändige Gericht feine Entichet- 
dung zuerft fält und den anderen Gerichten Davon 
Kenntniß giebt oder wenn das bezüglich Des ſchwerſten 
Verbrechens zuftändige Gericht, nachdem Die anderen. Ge- 
richte ihre Erfenntniffe gefällt Haben, in einem Nachtrags⸗ 
Urtheile nach Maaßgabe der fämmtlichen einzelnen Urtheile 
mit Hinblick auf die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs 
über das Zuſammentreffen mehrerer zu beſtrafenden Ver⸗ 
bredyen bie den zu Verurtheilenden treffenbe Geſammtſtrafe 
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beftimmt, was im Falle getrennter Verhandlung und Ent 
ſcheidung wohl das zwedmäßigere ift, den Geſetzen über 
Beftrafung concurrivender Verbrechen genügt werden Fann. 
Auch die Gründe der Zwedmäßigfeit fönnen fonad) in je 
dem einzelnen Yale Beachtung finden und follen darum 
entfcheidend fein, und darum foll das Geſetz in dieſen 
Fällen Des Zujammentreffend mehrerer ftrafbaren Hand 
lungen bei demjelben Beſchuldigten den Gerichten das 
Recht verftatten, nach bejonderen Gründen der Zwech⸗ 
mäßigfeit in einzelnen Sällen Ausnahmen von Diefer Regel 
der gleichzeitigen Verhandlung und Enticheidung der jämmt- 
lichen Verbrechen durch daſſelbe Gericht eintreten zu laflen. 
Mebereinftimmend mit dieſen Anfichten beftimmt Dex heſſiſche 
Entwurf einer Strafprozeßordnung: Connerität ift insbe 
jondere vorhanden 1) wenn die nämliche Perſon verſchie⸗ 
dener flrafbarer Handlungen beichuldigt wird, 2) wenn 
verichiedene Perſonen als Urheber, Theilnehmer, Gehülfen 
oder Begünftiger einer ftrafbaren That befchuldigt werden. 
Ueber mehrere connere ftrafbare Handlungen kann aud, 
wenn wegen berjelben Die Vorunterfuchungen getrennt ge: 
führt find, durch einen Beſchluß entichieden werben. 
Connere ftrafbare Handlungen werden zur gleichzeitigen 
Verhandlung und Enticheidung vor das nämlidhe Ge 
richt verwieien, fofern nicht Die Daraus entftehenden 
Schwierigkeiten des Verfahrens oder funftige befondere 
Gründe eine Trennung des Verfahrens rechtfertigen. ’ Sind 
mit einem ſchweren Verbrechen andere ftrafbare Handlun⸗ 
gen conner, jo muß auch in Anfehung Diefer die Einfen 
dung der Acten an den Anklage-Senat beim höheren Ge 
richte verordnet werden u. f. w. 

Bei der idealen Concurrenz von Verbrechen verfteht 
Rh die Verhandlung und Enticheidung durch ein und 
daffelbe Gericht von felbft, weil hier nur eine That 
eines Subjects feftzuftellen und über foldhe zu erkennen iſt. 
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, Die Aufnahme des beionderen Gerichtsftandes der 
Gonnerität für Dad Vergehen der Begünftigung kann 
zwar nicht nad) jo enticheidenden Gründen der Nothwen⸗ 
Digfeit und Zmwedmäßigfeit in Schug genommen werben, 
wie in den zuvor berührten Fällen, wohl aber jcheinen 
mir auch bezüglid der Begünftigung für eine Geſetzge⸗ 
bung überwiegende Gründe für die Anordnung vorzulie 
gen, daß der der Begünftigung Angefchuldigte regelmäßig 
bet demfelben Gerichte proceffirt wird, welches über das. 
Hauptverbrechen, reſp. Die Hauptthat, auf welches fich Die 
Begünftigung bezieht, zu verhandeln und zu enticheiden ’ 
hat. Die Handlungen, welche man zur Begünftigung 
zählt, find allerdings eigene Delicte. Sie haben ihren ge- 
trennten felbftftändigen Thatbeſtand, flehen unter beſonde⸗ 
ren Strafgeſetzen. Daß jedoch bei den unter den Begriff 
der Begünftigung fallenden Handlungen nur jelten eine 
Beziehung zu einem beftimmten Verbrechen hervortrete, 
wie von Rechtögelehrten behauptet worden tft, darin kann 
ich nicht beiftimmen. Es ſcheint mir vielmehr eine foldye 
Deziehung zu einem beftimmten Verbrechen in der Regel 
einzutreten, bei der Strafzumeflung aber eine Bezugnahme 
auf ein oder mehrere vorangegangene Verbrechen ſtets 
unvermeidlich. 

Das heſſiſche Strafgeſetzbuch beſtimmt im Art. 87: 
Wer ohne vorheriges Einverftändnig erft nad) vollbrad- 
ter That dem Urheber oder Gehülfen in Beziehung 
auf das Verbrechen wiſſentlich Vorſchub leiſtet, 
macht ſich der Beguͤnſtigung ſchuldig. Dahin gehoͤrt na⸗ 
mentlich 1) wer wiſſentlich Verbrecher bei ſich aufnimmt, 
verbirgt oder ihnen zur Flucht behuͤlflich iſt. 2) Wer 
Verbrecher vorjäglich durch Bertilgung der Spuren des 
Verbrechens oder der Beweismittel Hülfe leiftet ober 
zu ſolcher BVertilgung mitwirft. 3) Wer Die Dur Das 
Verbrechen gewennenen Sachen wifjentlih in Verwahrung 
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nimmt, verheimlicht, an ſich bringt oder zu Deren Abſat 
an Andere verhilft. 

Dieſelbe Vorjchrift enthält Die badische Prozeßorbnung 
von 1845. | | 

Das Vergehen der Begünftigung fett alfo mit Not 
wendigfeit eine ober mehrere vorangegangene Berbreden 
eines Andern voraus #). 

Eine Begünftigung als für fih vollig unabhängige 
That ift fonady nicht möglih. Das Gefagte tritt felbf 
in dem Falle ein, wenn das Gele zum Thatbeftande der 
Begünftigung nicht erfordert, Daß der Begünftiger den 
Borichub Ieiftet, um damit dem Verbrecher als fol- 
chem zu nügen, um das Verbrechen, Die Zwede 
des Verbrechens zu billigen, Die Erfolge zu 
fördern, fondern. nur überhaupt wiſſentlichen Vorſchub 
verlangt, werm er auch aus Mitleid, Furcht, Freundſchaft, 
Eigennuß geleiftet wurde. Eine richtige Strafzumeffung 
fann ohne Kenntniß.- der vorangegangenen That und der 
Beziehungen des Begünftigerd zum Hauptverbrecher in 
den meiften Fällen nicht erfolgen. Die Strafzumefiungd | 
gründe find bei der Begünftigung Diefelben, wie bei jebem 
anderen Verbrechen, wenn gleich der objective Geflchtd 
punft weniger maaßgebend jein fann. Auch Die Begüns 
fligung bat ihren rechtsverletzenden Erfolg, in fo weit fie 
dem Verbrecher den Erfolg feines Verbrechens, Die Straf. 
loſigkeit fichert, ober fördert, Dadurch. aber den Verluſt bed 
Verletzten noch nicht vollendet reſp. Die Beftrafung vereis 
telt und damit der Gefahr für Die Rechtsordnung Forts 


4) Wollte man auch in dem Falle, wo Jemand einen ver: 
meintlihen Verbrecher aufnimmt, eine vermeintlich ge: 
ſtohlene Sache kauft, eine verſuchte Begünftigung annehmen, fo 
jest doch die Begünftigung, fobald von dem Gerichtsſtande we: 
gen Eonnerität die Rede ift, nothwendig ein wirklich voran: 

. gegangenes Hauptverbrechen voraus. 
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fegung gewährt. Diele Erfolge müffen aber bei ber 
Strafzumeffung berüdfichtigt werden. Vorzugsweiſe ift 
für Die Zumefjung der Strafe des Begünftigerd der Ges 
finnungszuftand des Begünftigers, tein Bemwußtiein von 
der Befichaffenheit und der Schwere der That des Haupts 
verbrecherd und Die Abjicht ſeiner Handlung von entichels 
dendem Einfluffe.e Aus allem dieſem aber ergiebt ſich, 
Daß eine richtige Durchführung der Unterfucdhung, fowie | 
eine vollftändige Beurtheilung der Strafbarfeit der Bes 
günftigung eine genaue Kenntniß der Verhandlung über 
dad Hauptverbrechen, ſowie der Ausſagen der Verüber 
der Hauptthat vorausießt. 

Aus dieſen Gründen fowie zur Vereinfachung des 
Verfahrens wird die Annahme eined Gerichtsftandes we⸗ 
gen ded Zuſammenhangs der Strafiadhen auch bei Der 
Begünftigung in den meiften Fällen von entichiedenem 
Bortheile, nie aber von Nachtheil jein, und nie kann dar⸗ 
aus eine Beeinträchtigung der vollen Vertheidigung Des 

Beichuldigten, nie eine Rechtöverlegung oder Ungerechtig⸗ 
feit gegen den Begünftiger erwachlen. Dagegen aber wird 
‚in Folge der gleichzeitigen Verhandlung Verminderung der 
Arbeitslaft, Abkürzung des Verfahrens, richtigere Beurer 
theilung Des Vergehens der Begünſtigung eine vortheile 
hafte Folge dieſes Gerichtöftandes auch bei der Begünftis 
gung jein. Bei der Begünftigung: joll jedoch die Geſetz⸗ 
gebung diefen Gerihtöftand m. E. gleichfalls nur ald Re 
gel vorichreiben, den Gerichten aber die Befugniß verleis 
hen, in einzelnen YAllen nady Gründen mehrerer Zweckmaͤ⸗ 
Bigfeit Die Verhandlung und Aburtheilung wegen Beguͤn— 
ſtigung dem ordentlichen Gerichte zu uͤberweiſen. 

Die zu Gunften des beionderen Gerichtöftandes we⸗ 
gen Zuſammenhangs verfchiedener Straffachen iprechenden 
Gründe haben indeg nur Bedeutung und Anwendbarkeit 
für den Sal, wenn Dadurch eine gleichzeitige Ver⸗ 
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. handlung und Aburtheilung vor Demfelben Ge: 
richte herbeigeführt werden kann; alfo wenn die 
Verhrechen des Anſtifters, des im Complotte Geſtandenen, 
des Gehuͤlfen, Beguͤnſtigers, die weiteren concurrirenden 
ſtrafbaren Handlungen des Beſchuldigten zur Sprache und 
Verhandlung kommen, fo lange das Verfahren ge- 
gen den phyfifhen Urheber der Hauptthat reſp. 
wegen ber anderen Verbrechen deſſelben Angeſchuldigten 
noch im Gange und noh nicht durch Aburtheis 
lung in erfter Inſtanz beendigt ifl. Iſt Die Verhand⸗ 
lung über die That des phyfiichen Urheberd bereitö ger 
ſchloſſen und durch Urtheil beendigt, alddann Tann durch 
die Verweifung der .ipäteren Unterfuhung gegen den An 
ftifter, Theilnehmer, Begünftiger an das Gericht, welches 
gegen den phyſiſchen Urheber der Hauptthat früher proce 
Dirt und entichieden hat; in Bezug auf Verminderung 
ber Arbeit und Koften, fowie auf zuverläffigere Durchfuͤh⸗ 
rung und Enticheidung der Sache nichts gewonnen wer: 
den, und e8 liegt alsdann fein Grund vor von der ger 
wöhnlihen Ordnung in der Zuftändigfeit der Gerichte 
abzumweichen. Die Acten des Verfahrens gegen den phy—⸗ 
fiihen Urheber der Hauptthat werden zwar auch in fol 
chem Falle Ipäteren Verfahrend gegen weitere Theilnehmer 
ftetö eine nothiwendige Grundlage für das Verfahren gegen 
den Ipäter prozeiitrt werdenden Theilnehmer bilden. Allein 
ed ift Dann im Erfolge dafjelbe, ob dieſe Acten von dem 
Gerichte, vor welchem das frühere Verfahren ftatt hatte, 
oder von einem anderen Gerichte benußt werden. In 
einem wie in dem anderen Falle muß in dem fpäteren 
Berfahren die Verhandlung gegen ipäter zur Verantwor⸗ 
tung gezogene Theilnehmer bei einem wie bei Dem andern 
Gerichte bejonderd durchgeführt werden. 

Der vor Kurzem im Drude erichienene Entwurf 
einer Strafprogeßorbnung für das Königreich Sachſen 
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anerkennt gleichfalls, wie oben bereits bemerkt worden, den 
Gerichtsſtand der Connexitaͤt. Er verordnet unbedingt, 
daß ſich die Zuſtändigkeit des Gerichts der begangenen 
That auf alle Theilnehmer, Anſtifter, Urheber, Gehüuͤlfen 
und Begünftiger des Verbrechens erftreden fol, auch wenn 
deren Handlungen in anderen Gerichtsbezirken verübt wur: 
den. Bei dem Zufammentreffen mehrerer Verbrechen in 
der Perfon deſſelben Verbrechers überweift Das Geſetz es 
dem Ermefjen des Staatsanwalts, ob. er den Antrag auf 
Unterſuchung wegen jedes ſolcher Verbrechen bei dem da⸗ 
für competenten Gerichte zur abgefonderten Verhandlung 
und Entſcheidung, oder ob wegen einiger oder wegen aller 
Diefer Berbrechen bei mehreren oder bei einem und bei 
welchem der an fich zuftändigen Gerichte ftellen will. Die 
Wahl hängt alio lediglich von dem Staatsanwalte ab. 

Gleiches Wahlrecht geftattet dieſes Geſetz Dem Staate- 
anwalte in dem alle, wenn Berfonen, welche bei Dem 
einen Berbrechen als Theilnehmer oder Begünftiger be⸗ 
theiligt find, aud) bei einem andern Verbrechen betheiligt 
find. If in Dielen Fällen des Zufammentreffens mehrerer 
firafbaren Handlungen Die Unterfuhhung wegen eines oder 
einiger Verbrechen bereitd eröffnet worden, fo fann der 
Staatsanwalt Die getroffene Wahl nicht mehr abändern, 
nur das höhere Gericht kann die Unterſuchung einem an- 
deren Gerichte übertragen. Ift wegen eined Verbrechens 
die Hauptverhandlung anberaumt, jo fann bei dieſem Ge⸗ 
richte nicht ferner der Antrag auf Unterfuhung von Ver- 
brechen geftellt werden, Die nicht an ſich zur Zuftändigfeit 
Deflelben gehören. 

Abweichend hiervon beftimmt der heffifche Entwurf, 
weldyer eine gleichmäßige Zuftändigfeit des Gerichts Des 
Sprengeld des verübten Verbrechend und des Wohnorts 
des Beichuldigten neben einander ausipricht, daß in allen 
Fällen, in welchen mehrere Gerihtöftände begründet find, 
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die Sadye mag in einem Derielben bereit anhängig ſein | 
oder nicht, fo lange nicht in erfter Inftanz erkannt ift, bie 
Sache an dasjenige Gericht verwielen werden farm, wer 
ches wegen der überwiegenden Wichtigkeit oder der Zahlder 
in defien Bezirk begangenen ftrafbaren Handlungen, oder 
nad) der Zahl der zu vernehmenden Zeugen ober fonk 
zur Erleichterung des Verfahrens Das Geeignetfte ericheint. 
Der heſſiſche Entwurf hat aber die weitere Beftimmung, 
daß wenn connere ftrafbare Handlungen zur gleichzeitigen 
Unterfuhung und Entiheidung gelangen follen, folche nur 
an dasjenige Gericht gebracht werden Dürfen, welchem bie 
ſchwerſte der für jene Handlungen angedrohten Strafen 
auszuiprechen obliegen wird. Die Beſtimmung des jächflichen 
Entwurfs, nad) weldyer beim Zujammentreffen mehrerer Ber 
brechen in der Perſon deſſelben Beihuldigten die Wahl 
des Staatsanwalts allein Die Zuftändigfeit beftimmt, Tann 
ich nicht billigen; ebenfowenig die weiteren Beftimmunge, 
nad) welchen, wenn einmal die Hauptverhandlung wegen 
eines beftimmten Verbrechend anberaumt ift, bei bielem 
Gerichte nicht ferner Der Antrag auf gleichzeitige Unter 
fuchung weiterer Vergehen deſſelben Angeichuldigten, die 
nicht an ſich zur Zuftändigfeit deſſelben gehören, gefehlt 
werben kann. Ich trete in beiden Beziehungen den Grund 
fägen Des heſſiſchen Entwurfs bei. Die Beftimmung ber 
Gerichtsftände und der Vorausjegungen für deren Eins 
tritt gehört in das Bereich Der Oefepgebung nad 
Gründen des öffentlihen Wohle, der Zweckmäßigkeit und 
Nützlichkeit. Die Gründe für den Eintritt Des Gericht 
ftandes der onnerität, jowie für das ausnahmsweiſe 
Nichteintreten deſſelben hat das Geſetz anzudeuten, Die Pr 
fung des Vorhandenjeind dieſer Gründe für Die Zuſtaͤn 
Digkeit der Gerichte, alio der Bedingungen ihrer Zuftäw 
digkeit, haben die über dem Parteiintereffe erhaben ſtehen⸗ 
ben Gerichte felbft zu prüfen. Die Wahl des Anktägerd 
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n nur da entſcheidend fein, wo mehrere Gerichtöftände 
| electiv concurriven, Dem Geſetze aljo gleichgültig ift, 
Die Sache an dieſem oder an jenem Gerichte proceffirt 
d. Sobald aber das Gefeg felbft die vorherrſchende 
Imäßige Verhandlung einer Strafiache vor einem bes 
mten Gerichte im öffentlichen Intereſſe nad) Gründen 
Öffentlichen Nutzens für zwedmäßig und nuͤtzlich er- 
it, wie Diefe Auffaffung aus. allen den neueren Pro - 
wonungen.hervorleuchtet, alddann darf in den Willen . 
Anklägers die Wahl nicht gelegt werden, fondern es 
dann nur in jedem einzelnen Kalle zu prüfen, ob Die 
gefeglichen Auffaffung unterliegenden Gründe in dem 
iellen Fragefalle wirklich zutreffen. Diefe Erwägung 

diefer Ausſpruch ift aber Sache der Gerichte, als 
il der richterlichen Entſcheidung. Ohne vorgängigen 
: nachfolgenden Antrag des Staatsanwaltd oder Pri- 
inklaͤgers kann zwar beim Anklageprincip Feine Verfol⸗ 
g wegen eines Verbrechens erfolgen. Daraus aber 
t nicht, Daß auch da, wo unter gewifien Vorausſetzun⸗ 

die Wahl zwiichen zwei Gerichtsftänden von dem 
ee geftattet ift, lediglich in den Willen des Anklaͤgers 
Entiheidung zu legen il. Im Gegentheil, es iſt 
he des Gerichts nad) den Andeutungen und dem Sinne 
Geſetzes und den Rüdfichten des öffentlichen Nutzens, 
Id das Gericht die Verfolgung eines Befchuldigten er- 
it, auch das Gericht zu bezeichnen, vor welchem Die 
handlung ftattfinden fol. Der fächfiihe Entwurf 
mt der Staatsanwaltichaft um deswillen dad Wahl⸗ 
kein, weil fie bei ihrer Senntni von den fämmtlidyen 
ide vorliegenden Verbrechen am eheften wird ermeflen 
ıen, ob und in wie weit eine Vereinigung ber Unter 
ung der verfchiedenen Verbrechen zweckmaͤßig ift, ober 
t. Meines Erachtens aber ift ein richtiges Urtheil 
r Zuläjligfeit und Zmedmäßigkeit der vereinten Bew 
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Handlung connerer Verbrechen vor demſelben Gerichte erft 
nad) beendigter, wenigftend vorgerüdter Vorunterſuchung, 
und nicht ſchon von vornherein vor Ermittelung des That ! 
beftandes und ber zu gebrauchenden Beweife möglich, und | 
darum ift der richtige Moment für eine Desfallfige Be 
flimmung in den meiften Fällen, derjenige, wo der Be 
fehuldigte vor Gericht geftellt wird, zumal der Gerichte. 
ftand der Connerität feine wahre Bedeutung nur für die 
Hauptverhandlung erlangt. Wird Feine förmliche Bor: 
Gerichtſtellung ausgeſprochen, fo tritt dieſer Moment ein, 
fobald die Vorladung zur Verhandlung, welche der Ent 
fheidung zu Grunde gelegt wird, erfolgt, und bei dm 
Einzelrichtern, wenn von mehreren zur Competenz verfhis 
dener Einzelrichter gehörenden ftrafbaren Handlungen die 
Frage ift, fobald Das vorgeſetzte Bezirksgericht folche vor 
Einen Derjelben verweift. 

Wenn nad) dem Geſetze der Gerichtöftand Des verübte 
Verbrechens der regelmäßig zuftändige ift, Die Ausnahme⸗ 
zuftändigfeit Des Gerichtd des Wohnorts genau beftimmt 
iſt, dann Hat die Ausführung diefer Säbe Feine Schwir 
rigfeit. Wo aber das Geſetz Die gleiche Zuſtändigkeit de 
Gerichts des Sprengeld der begangenen That und de 
Wohnorts neben einander anerkannt, wie Der heffifche Ent 
wurf, da bedarf e8 zugleich einer geieglichen Beftimmun 
Darüber, welches Gericht zunächſt einzufchreiten ver 
pflichtet ift, veip. bei welchem Gerichte der Staat 
Anwalt feine Anträge zunächft zu ftellen Hat, und bad 
fann nur Das Gericht Des begangenen Delict! 
fein. Mangelt eine folche Beflimmung, wie bies in 
heſſiſchen Entwurfe der Fall ift, fo wird der Fall eintıw 
ten, Daß vor erfolgter Verweifung beide Gerichte ihr 

Thätigfeit eintreten laffen ober feine. 
Ebenfo ift wohl darin eine Unvollfommenheit dei 
ſaͤchſiſchen Entwurfs zu erbliden, daß in Dem Gefehe bi 
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Vorfchrift mangelt, daß wenn mehrere connere ftrafbare 
Handlungen zur gleichzeitigen Verhandlung gebracht wer⸗ 
den, ſolches nur bei dem bezüglich des ichwerften Vers 
brechens zuftändigen Gerichte gefchehen Darf. Diele Be⸗ 
flimmung ergiebt fi) da, wo verichiedene Gerichte eriter 
Inſtanz mit nad) der Größe der ftrafbaren Handlungen 
abgegränztem Wirkungskreiſe neben einander beftehen als 
nothiwendig, wenn überhaupt das Princip des Gerichts⸗ 
ſtandes der Connerität Realität haben joll. 

Das eben angeregte Bedenken hat aber um fo mehr 
Bedeutung, ald auch Die Zuftändigfeit der Staatsanwalt: ' 
ichaft auf Diejenigen ftrafbaren Handlungen beichränft ift, 
wegen deren Das Gericht, welchem fie beigegeben ift, zu- 
ſtaͤndig ift. 

In Diefen Betrachtungen liegt aber auch der Grund, 
warum das Geſetz auch nicht der Willführ der Gerichte 
es überlafien darf, ob ſie Die mehreren Theilnehmer eines 
Verbrechens an ein und daſſelbe Gericht zur Unterfuchung 
und Aburtheilung verweilen wollen. Es folgt vielmehr 
hieraus, daß das Geſetz folches gleichzeitige gemeinichaft- 
liche Verhandeln ald Regel vorfchreiben muß, den Gerichs 
ten aber in einzelnen Fällen ausnahmsweiſe nach beionde- 
xen Gründen der Nuͤtzlichkeit und Zwedmäßigfeit zu erlau- 
ben hat, bei der Erkennung der Hauptverhandlung das 
getrennte Prozeffiren bei verfchiedenen Gerichten anzuordnen. 

Iſt in den Strafgefegen das Princip aufgenommen, 
DaB das Zufammentreffen mehrerer gleichzeitig zu beftras 
fenden Verbrechen in der Berfon des Angefchuldigten einen 
moDdificirenden Einfluß auf die Strafe der einzelnen Vers 
brechen Außern fol, io verträgt ſich das erwähnte Syitem 
Des fächfiichen Entwurfs hiermit nicht. Sehr gut ift in- 
dem heiliichen Entwurf der Ausdrud gewählt, daß Die 
mehreren zu gleichzeitiger Unterfuchung und Beftrafung 
gelangenden conneren ftrafbaren Handlungen vor das⸗ 
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jenige Gericht gebracht werben Dürfen, welchem Die Zuftän- 
Digfeit beiwohnt, die ſchwerſte der für jene Handlungen 
angedrohten Strafen zuguerfennen. Nach Dieiem Sage 
werben die fammtlichen Theilnehmer eines Verbrechens in 
der Regel, aber doch nicht nothiwendig an Dem Gerichte, 
welches für den, Urheber zuftändig ift, prozeſſirt werden, 
indem im concreten Yalle den Gehülfen wegen befonbderer 
Straferhöhungsgründe und concurrirender Bergehen höhere 
Strafbarkeit treffen fann, es werden ferner jämmtliche in 
derjelben Perſon zufammentreffende ftrafbare Handlungen 
an dem für Die ſchwerſte That zuftändigen Gerichte ver 
handelt. Auch da, wo eine Perſon bei mehreren Berbre 
hen nur als Gehülfe betheiligt ift, Fönnen nad) Wort 
und Geift des Heififchen Geſetzes dieſe connexen Vergehen 
durch die Ankflagefammer an daflelbe Gericht zur gleid> 
zeitigen Verhandlung verwiejen werden, aber immer nur an 
das ruͤckſichtlich des ſchwerſten zuftändige. 

Der koͤniglich fächfiiche Entwurf hat den Gerichts⸗ 
ftand Der begangenen That als den regelmäßigen, jedoch 
unter mehreren Ausnahmen vorgeichrieben, er hat ſodam 
Die bezuͤglich des Gerichtsſtands der Connerität bei meh 
teren in Derfelben Berfon des Urhebers zufammentreffenden 
gleichzeitig zu beftrafenden Verbrechen aufgenommenen 
Grundfäge auch für den Fall zur Anwendung geftattet, 
wenn Diefelbe Perſon gleichzeitig zu proceffiren und zw 
beftrafen ift nicht. al8 Urheber verichiedener Verbre⸗ 
hen, fondern ald Gehülfe oder Begünftiger bei vers 
fbiedenen noch nicht abgeurtheilten Verbreden. 
Daß Die Unterfuchung verfhiedener Verbrechen, bei welchen 
Semand als Gchülfe betheiligt ift, deshalb aud be 
züglich der übrigen Betheiligten an ein und Daffelbe Ge 
richt, welches, abgefehen von dieſem Zufammentreffen nich 
zuftändig geweien wäre, verwieſen wird, das würde m. €. 
nicht gerechtfertigt und in den meiften Ballen nicht we 
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mäßig fein. Der Gehülfe ift nur eine Nebenperfon, er 
bat nur den geringeren Theil an dem Berbredjen und 
folgih an der Strafe, feine Strafe befteht nur in einem 
geringeren Theile der Strafe Des Urheberd, und es würde 
deshalb ungerecdhtfertigt fein, den Urheber aus Gründen, 
die weder in feiner Perſon, noc in feiner That felbft ber 
ruhen, vor einem anderen ald dem Gerichte Des hier ver: 
übten Verbrechens zu prozeſſiren wegen des zufällis 
gen Umftandes, daß eine Nebenperfon noch ein weiteres, 
mit dem erfteren in gar feiner Verbindung ftehendes Ver- 
brechen begangen bat. Für die Sache felbft und die Vers 
handlung wird in den meiften Fällen durdy folche Beſtim⸗ 
mung nicht eine Erleichterung, fondern offenbar eine Er⸗ 
fchwerung herbeigeführt. Hiernach glaube ih, daß man 
den bier berührten Fall nicht zu den conneren Verbrechen 
zählen jol. Es wird zwar aud in dem Kalle, wo Je⸗ 
mand als Gehülfe an mehreren gleichzeitig zu beftrafen- 
den Verbrechen betheiligt ift, dieſer Concurrenz in Demfel- 
ben Berhältniffe ein mobdificirender Einfluß auf die Strafe 
der einzelnen Verbrechen des Gehülfen geftattet werden, 
muüſſen, falls und wie Diejed bei den concurrirenden gleich- 
zeitig zu beftrafenden Verbrechen des Urhebers im Geſetze 
vorgeichrieben ift S); allein ed Fann diefer Umftand m. €. 
nicht die Abänderung des gewöhnlichen Gerichtsftandes 
begründen, weil Died bezüglidy der betheiligten Urheber 
nicht gerechtfertigt werden kann, audy ſelbſt nicht einmal 
zwedmäßig fein würde. Will man in ſolchem Falle auch 
auf den der Beihülfe bei mehreren Verbrechen 
Angeflagten die Borichriften des Strafgeſetzbuchs 
über Beftrafung concurrirender gleichzeitig zu beftrafender 


6) Das heffifche Strafgefeßbud) macht wenigftens hier feinen Un- 
terfchien zwifchen Urhebern und Gehülfen, es fagt im Allgemei- 
nen: „ift ein zu Beftrafender mehrerer Verbrechen oder Ber: 
gehen ſchuldig, fo 30.“ . 

Archiv d. Er. R. IV. St. 1854. Dp 
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Berbrechen eined Urheberd anwenden, jo muß dann die 
Aburtheilung der leichteren Vergehen bis zur Aburtheilung 
des jchweriten verichoben werden, oder zwedmäßiger in eis 
nem Nadytragsurtheile von Seiten des mit der Enticher 
dung des fchweriten Verbrechens befußten Gerichte Die vers 
wirkte Gejammtftrafe nad) Anleitung der Vorſchriften des 
Strafgeſetzbuchs über concurrirende Verbrechen deſſelben 
Angeſchuldigten nach erfolgter Entſcheidung der verſchiede⸗ 
nen einzelnen Gerichte beftimmt werden. Rad) dem Dar 
gelegten ſoll m. E. die Geſetzgebung in dem hier erörter- 
terten Betreffe folgende Saͤtze aufnehmen: 

1) Alle Theilnehmer eines Verbrechens, Miturheber, 
Gehülfen, Complottanten und Begünftiger werden regel 
mäßig vor demfelben Gerichte und zwar in der Regel 
gleichzeitig prozeſſirt. 

2) Ebenfo werden Die gegen denjelben Angefchuldig 
ten zur Anzeige kommenden mehreren noch nicht abgeur—⸗ 
teilten ftrafbaren Handlungen in der Regel vor Demielben 
Gerichte zu derielben Zeit verhandelt und entichieden. 

3) Diefe gleichzeitige Verhandlung erfolgt auf Ber 
weilung des Criminal: Senats — Rathskammer — vor 
‚ dem von Diefem nach den Andeutungen unter 6. 7 hierzu 
beftimmten Gerichte. | 

4) Die Berweilung erfolgt fpäteftens in Dem die Stel 
lung vor Gericht, oden wo joldher Beſchluß nicht ergeht, 
in dem die unmittelbare Borladung zu der Haupwer—⸗ 
handlung verfügenden Beſchluſſe. | 

5) Vor dieſer Verweiſung ift jedesmal Der Staat 
Anwalt mit jeinem Antrage zu hören. 

6) Die Verweilung zur gleichzeitigen Verhandlung 
bat ftet8 an dasjenige Gericht zu geichehen, welchem bie 
Zuftändigfeit beiwohnt, Die [eh iwerfte der für jene ange: 
fhuldigten Handlungen in den Gefegen angebrohten Stra⸗ 
fen auszuſprechen. 


/ 
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7) Wohnt nad) dem unter 6) aufgeftellten Principe 
dieſe Zuftändigfeit mehreren Gerichten: in gleichem: Vers 
hältniffe bei, fo ift Die Verhandlung und Enticheidung an 
dasjenige dieſer zuftändigen Gerichte zu verweilen, welches 
wegen tiberwiegender Wichtigkeit oder der Zahl der in 
defien Sprengel begangenen ftrafbaren Handlungen, wegen 
der Zahl der über Dielelben zu vernehmenden Zeugen oder 
aus fonfligen Gründen als das zur Erleichterung Des 
Verfahrens geeignetfte ericheint. Können fich in ſolchem 
Falle die Eriminal-:Senate — Rathskammern — der verſchie⸗ 
denen Gerichtsbezirke über das Gericht, an weldyes Die Ver: 
weijung geſchehen joll, nicht vereinigen, fo erfolgt Diele 
Berweifung durch den Anklage» Senat des ſolchem vorges 
festen höheren Gerichtb. 

8) Die Verweifung zur gleichzeitigen Verhandlung 
vor demſelben Gerichte kann hinſichtlich einer jeden Sache 
geichehen, fo lange folche noch nicht in erſter Inftanz ents 
ſchieden ift. 

9) Dieje Verweifung vor ein und daffelbe Gericht 
zur gleichzeitigen Verhandlung kann Hinfichtlich eines oder 
mehrerer der verichiedenen Theilnehmer derfelben ftrafbaren 
That, fowie bezüglidy einer oder mehrerer der: gegen Den: 
jelben Angefchuldigten angezeigten zulammentreffenden ftraf 
baren Handlungen unterbleiben, wenn Das zur Berweilung 
zuftändige Gericht nad) Vernehmung des Staatsamwalts 
der Anſicht ift, Daß nach den befonderen Verhaͤltniſſen 
eines oder mehrerer der Theilnehmer derſelben ftrafbaren 
Ihat, oder eines oder mehrerer in Derielben Perſon zus 
fammentreffenden ftrafbaren Handlungen Die abgefonderte 
Verhandlung vor Den verichtebenen ſonſt zuftändigen Ges 
richten zweckmaͤßiger iſt. 

10) Wenn mehrere Theilnehmer derſelben ſtrafbaren 
Handlung oder mehrere in der Perſon deſſelben Ange⸗ 
ſchuldigten zuſammentreffende ſtrafbare Handlungen an 

On* 
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daffelbe erkennende Gericht zur gleichzeitigen Procedur vers 
wiefen find, jo hängt e8 von dem Ermeſſen dieſes Gerichts 
und von deſſen Befchluffe ab, ob die verichiedenen Ber: 
brechen der mehreren Lheilnehmer derſelben ftrafbaren 
Handlung reſp. Die mehreren Verbrechen deſſelben Bes 
fhuldigten in derſelben gemeinihaftlichen Verhandlung oder 
ob in mehreren getrennten Verhandlungen nach einander 
verhandelt und abgeurtheilt werden follen, bei den Cole 
gialgerichten nach vorheriger Vernehmung des Staats: 
Anwalts. 

11) Diefe Verweifung vor ein und daſſelbe Gericht 
zur gleichzeitigen Verhandlung wegen mehrerer in der Perſon 
deſſelben Beicyuldigten zufammentreffender ftrafbarer Hands 
lungen fann auch ftattfinden, werm der Zulammenhang 
nur darin beruht, daß einer oder einige der Befchuldigten 
bei den mehreren fteafbaren Handlungen nur als Gehül- 
fen oder Begünftiger betheiligt find. In dieſem alle 
bleibt jedoch dieſe Verweiſung zur Verhandlung vor dem 
jelben, abgefehen von dieſem Zulammenhange nicht zuftän- 
Digen Gerichte, auf die Begünftiger oder Gehülfen be 
ichränkt, in deren Perſon der Zufammenhang ftattfindet. 

12) Wenn nad Art. 9 mehrere in der Perſon de) 
jelben Belchuldigten zufammentreffende ftrafbare Hand: 
lungen an verichiedene Gerichte zur abgejonderten Ver 
handlung und Entfcheidung verwiejen werden, jo hat das 
jenige Gericht, weldyem die Zuftändigfeit beimohnt die 
ichwerfte der verwirkten Strafen zu erfennen, nad) denen 
von den mit Den einzelnen Strafiachen befaßten Gerichten 
ergangenen Straf⸗Erkenntniſſen in einem Nachtrags⸗Urtheile 
die den Angefchuldigten treffende Gejammtftrafe, nach ben 
Vorſchriften der Strafgeſetze über: modificirte Zumeflung 
der Strafen für mehrere zufammentreffende gleichzeitig zu 
beftrafende ftrafbaren Handlungen deſſelben Angeichuldigten, 
zu beftimmen. 


J 
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Das Gericht if bei dieſem Nachtrags-Urtheile an die 
rechtliche Beurtheilung und Entfcheidung der übrigen Ge- 
richte gebunden, foweit nicht das Zufammentreffen der 
verichledenen Strafen auf die Strafe der einzelnen Ber: 
brechen nad) dem Gefebe einen modificirenden Einfluß zu 
üben bat. 


XXI. 
Die Berufung 
auf 
das Nehtsbewußtfein im Volke 
von 
Ham J. D. 9 Zemme, 
Profeffior der Rechte in Zürich. 

In der neueren Zeit bricht fih in ber Deutichen 
Rechtswiſſenſchaft mehr und mehr die Anerkennung des 
Sates Bahn, Daß Das wahre Recht in einem Staate nur 
dasjenige jein könne, Dad in dem allgemeinen Rechtöbe- 
wußtfein des Volkes lebt. Richt Der eigentlich ſ. g. his 
ftoriichen Schule unferer Juriften gebührt das Verdienſt 
Diefer Anerfennung. Sie Hat eine Stellung eingenom- 
men, die ſolche Anfichten nicht als berechtigt gelten laffen 
fonnte. Andere Richtungen in der Jurisprudenz vertheis 
digen den Saß; bejonderd im Criminalrecht. Ich nenne 
bier z. B. Mittermaier, Geib, Marguardfen. 
Auch ich Habe ihn in meinen criminaliftiichen Schriften 
ftetö vertheidigt. Insbeſondere Habe ich ihm zulegt in 
meinem Lehrbuche Des preußifchen Strafrechts (Berlin 
1853) eine praftiihe Geltung dadurch zu verfchaffen ge 
ftrebt, Daß ich Die Auslegung und Anwendung Des neuen 
preußiichen Strafgeſetzbuchs durchgängig auf Das im 
Volke lebende Rechtsbewußtſein Hinzuleiten ſuchte. Ich 
hatte das um jo mehr für recht und alſo nothwendig ge: 
halten, als mancherlei Einflüffe, ſelbſt die Disparateften, 
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- fo z. B. einerſelts der franzoͤſiſchen Jurlsprudenz, anderer⸗ 
ſeits der gemeinrechtlichen deutſchen Doctrin, dazu beige— 
tragen hatten, in dieſem Geſetzbuche ein, oft ſonderbar 
gemachtes Recht aufzuſtellen. | 

Sch war dabei auf manche Widerfprüde gefaßt ges 
wefen. Ich hatte aber auch auf manche Zuftimmung ge 
rechnet. Ic habe mich in Beidem im Ganzen nicht ges 
täuicht. Indeß babe ich Widerfpruch von einer Seite 
erfahren, von welcher ich ihn nicht erwartet hatte. Im 
erften Hefte des Jahrgangs 1854 dieſes Archivs (S. 152 f.) 
ift Oſenbrüggen in einem Auflage: „die Berufung auf 
das Rechtsbewußtſein im Volke“ gegen Diefe Berufung 
überhaupt, und ſpeciell in Beziehung auf mich aufgetreten. 
Von einem Gelehrten, der mit fo richtigem Sinn und mit 
eben ſo viel Geſchick als Gluͤck fo manchen Irrthuͤmern 
der gewoͤhnlichen Doctrin Des gemeinen deutſchen Crimi⸗ 
nalrechts entgegengetreten iſt, wie Oſenbrüggen, hatte 
ich Zuſtimmung erwartet. 

Ich bin ihm und mir eine Entgegnung ſchuldig. Ich 
wäre dieſe zugleich der Frage ſchuldig, um Die es ſich 
handelt. Dieſe Frage wird noch mehr an Bedeutung ge⸗ 
winnen. Sie wird die Frage werden, um die ſich Die fer⸗ 
nere Ausbildung unfered geſammten Rechtözuftandes drehet. 
Sie wird Died werden, weil fie e8 werden muß, und 
weil fie e8 ſiegreich werden muß. Sie bedarf deshalb. 
einer fehr gründlichen und ausführlichen Erörterung, aͤhn⸗ 
lich, aber auch freilich zugleich in anderer Weife, als in 
Beſeler's Volks- und Juriſtenrecht. 

Mir fehlt leider gegenwärtig die Zeit zu ihrer aus⸗ 
führlichen, alfo auch gründlidyen Beſprechung, da ih mit 
anderen unaufichieblichen Arbeiten vollauf beichäftigt Bin. 
Selbft jene unaufſchiebliche Schuld gegen DOfenbrüggen 
(und mich) Kann ich jegt nur mehr Durch kurze Andeuhuns 
gen — die nachfolgenden — abtragen. 


— 
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Ich Habe zunächft eine Bemerkung vorauszufciden: 
. Dfjenbrüggen meint, meine entichiedene Berufung auf 
das Rechtsbemußtiein im Volke müſſe wohl durch den 
traurigen Zuftand der Strafrectspflege, wie er nament 
lich durch das Goltdammerſche Archiv des Preußiſchen 
Strafrechts documentirt werde, hervorgerufen ſein. „Solchen 
Entſcheidungen und Erſcheinungen gegenüber, wie man fie 
dort finde, koͤnne man ed mir nicht genug Dank wiflen, 
wenn ich ed fo eindringlich den Preußiſchen Juriſten vor 
halte, Daß es noch ein Rechtsbewußtſein im Wolfe gebe.“ 
Dienbrüggen ſelbſt bat zu Ichlagende Beweiſe aufge 
führt, al8 daß irgend Jemand ihm in dem erften Theile 
ſeines Satzes möchte widerfprechen koͤnnen. Zur Wider 
legung des zweiten Theiles Defielben, des Edyluffes in Be 
ziehbung auf mid), muß ich aber bemerfen, daß ich in gleich 
entichiedener Weife ſchon namentlidy in meiner Kritik des 
Preußischen Strafgeſetz⸗ Entwurfs von 1843 auf das im 
Volfe lebende Recht provocirt habe. Und dazu hatte eine 
dringende Aufforderung für mich gelegen, nicht etwa in 
einer verkehrten Auffaffung und Anwendung des Rechts, 
die icy bei den Preußiſchen Gerichten gefunden hätte, fon 
dern in der mangelhaften Beichaffenheit des Rechts, nach 
welchem die -Preußiichen Gerichte zu enticheiden Hatten, 
und durch welches fie an gerechter Enticheidung, an dem 
Herausftellen und Anerfennen des Rechts des einzelnen 
Falles nur zu häufig gehindert wurden. Dieſes Recht 
aber war eben das pofitive, mit Der Rechtsanfchauung des 
Volkes nicht im Einklange ftehende Recht, und daß es 
damit nicht in Einklang ftehe, das lehrte mich eben täg- 
lich meine praftiiche Stellung im Leben des Volles erfen- 
nen. Doch hier fomme ich auf einen Gegenftand, deffen 
weitere Berührung mid) fchon mitten in meine Ausführung 
bringen würbe. 

Zur Sache jelbft ift die Angriffsweife Oſen brüggens 


_ 
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zen die Berufung auf das Rechtöbewußtiein im Volfe 
Weientlichen folgende: Er geht davon aus, daß dieſes 
chtsbewußtſein identisch oder „Doch verſchwiſtert“ ſei 
t dem ſ. g. „gelunden Menfchenverftande”, der dann 
eder in den meiften Füllen feine mehrere Geltung habe, 
) das „natürliche Gefühl“. Es fei nun einerfeits 
haus „Feine Zeit zurüdzumünfchen, in weldyer die Ju: 
prubenz, dieſes enfant terrible, noch in den Windeln‘ 
|, der geiunde Menichenverftand Daher vorzugsmeile das 
ht zu finden hatte,” in weldyer „Das Recht einen fo 
nüthlichen Charakter hatte”, und „die Alten Rechtsquellen 
d Rechtöiprüche fo reich an poetiichen Formen und an Bils 
ſprache waren“. Andererfeits ftelle fi) „das allgemeine 
chtsbewußtſein im Volke“ durchaus nicht als „fo leicht er- 
nbar und ficher” dar. Jedenfalls „leben wir nicht mehr 
primitiven ZJuftänden, und fehnen wir uns nicht nad 
en zurüd, daher fönne auch Die Rechtspflege feine pri- 
tive ein, deren Handhabung Jedermann aus dem Volke 
vachien wäre”; „Demgemäß Fünne denn auch der ges 
ide Menfchenverftand, bei aller Anerkennung feines Wertheß, 
‚ oberfter Richter für alle Rechtöfragen nicht gelten, und 
n ihm verfchwifterten Rechtsbewußtſein im Wolfe tolle 
ht die Nechtöwiffenichaft untergeordnet werden, wohl 
er jolle dieſe deſſen Stimme hören”. 

Ih Habe Hierauf Folgendes zu erwiedern: Nur ne: 
tbei fei vorab bemerkt, was ſich fpäter klarer heraus⸗ 
Ien wird, daß geiunder Menichenverftand und Rechts⸗ 
pußtiein eines Volkes weder identiich noch Geichwifter find, 
dern an ſich gerade fo zu einander fidy verhalten, wie 
chtsphiloſophie überhaupt und pofitived Recht eined bes 
nmten Volkes, ſo wie ferner, Daß bekanntlich aud) Ver⸗ 
nd und Gefühl zwei verfchiedene Dinge find. Dieſes 
tere Spricht freilich au) Oſenbruͤggen ſcharf aus, in 
n er bemerkt: „der Verſtand Eönne irren, jein Gefühl 
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halte der Menich für untrüglidy, wie den Infimft der 
Thiere". Ich meine dabei nur, Daß der Menſch feinen 
Verftand nicht minder für untrügli hält; er verläßt ſich 
aber auf beide, fieht dann freilich hinterher oft genug ein, 
daß beide ihn getäufcht hatten. Allein auch Die Iurik 
prudenz kann täufchen, fid, und Andere. 

Aber auch in anderer Weite ftellt ih Dfenbrüggens 
Deduction nicht als haltbar dar. Es ift nicht richtig, 
daß das allgemeine Rechtsbewußtiein nur in „primitiven 
Zuftänden“ zur Geltung gefommen fei; es galt vielmehr 
fehr oft auch gerade zu Zeiten eines fehr lebendigen Ber: 
fehrs; die Geichichte (Noms) zeigt und Togar, Daß dad 
Bedürfniß feiner praftiichen Anerkennung gerade durch 
vermehrten und erweiterten Verkehr des Lebens ſich drin 
gender herausftellte.e Man fann der Anficht nicht beitre 
ten, daß Das allgemeine Rechtöbemußtiein nur babe praf- 
tiich fein können, al die Jurisprudenz noch in Den Win 
dein lag; die Geichichte zeigt und auch Bier (ſowohl m 
Rom wie in Deutichland), Daß gerade auf Der Grundlage 
und in den Grenzen des allgemeinen Rechtsbewußtſeins 
im Volke fi die tüchtigfte wiſſenſchaftliche Bearbeitung, . 
und Behandlung des Rechts ausbildete. Nebenbei be 
merft, habe ich Die Rechtswiſſenſchaft noch nicht als 
enfant terrible bezeichnen gehört; wohl aber möchte man 
gewiß berechtigt fein, einen Zuftand der Doctrin fo zu 
bezeichnen, der jo manche fchlimme Auswüchle Hat und 
jo manche traurige Früchte trägt, wie ja gerade Dien: 
brüggen io vielfach verdienftlich hervorgehoben hat, in 
feinen Aufiägen über die PBräfumtionen des Dolus im 
Strafrechte, in feiner vortrefflihen Abhandlung über bie 
Brandftiftung, und zulegt noch in dem Aufiage, gegen da 
ich bier fämpfe, nämlidy in demjenigen Theile deſſelben 
den ich nicht befämpfe, dem ich vielmehr vollfommen bei 
fimme, in dem er eine in den neueren Rechtsſpruͤchen 
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Preußens ſich documentirende neue Doctrin (eine Doctrin zeigt . 
ſich darin, wenn audy gewiß Feine Wiffenichaft) nach Ges 
bühr behandelt. Doch weiter: Daß gelunder Menfchens 
verftand und das Rechtöbewußtfein im Wolfe nicht eben 
eind und Daffelbe, oder auch nur nicht verichwiftert jeien, 
habe ich bereitd bemerkt. Allein angenommen, es ſei fo, 
jo möchte Doch nicht einzuiehen fein, wie Die Wiſſenſchaft 
folle den Berftand beherrſchen koͤnnen. Endlich mag nicht 
wohl einzuiehen fein, wie, feine Identität oder Geſchwiſter⸗ 
fchaft zugegeben oder angenommen, Der geiunde Menichen: 
verſtand jo ſchwer und fo unficher zu erfennen fein ſollte. 
Indeß ic) habe näher auf Die Sache einzugehen. Ich 
fanm es, für Diesmal, wie gelagt, leider nur in fehr all 
gemeinen Umriſſen. 

Alles Recht bezieht fi auf die Handlungen der 
Menichen gegen einander, alio immer auf das Zufam- 
menleben der Menichen. Es ift Das von der Vernunft als 
nothwendig für dieſes Zulammenleben Erkannte. Die 
Bernunft ift Eine; fie kann nur Eind und Daffelbe als 
nothwendig erfennen. Bor der Vernunft fann Das Recht 
nur Eins jein. Allein das Recht gilt eben nur für das 
Zufammenleben der Menichen; ed Tann nur in Diejem 
zur Ericheinung fommen; das Zufammenleben der Mens 
ſchen ift aber ein vielfach verichiedenes, bedingt durch viels 
fach verfihiedene Lagen und Berhältniffe. Das zur Es 
fcheinung kommende Recht muß mithin auch nothwendig 
ein vielfacdy verichiedenes fein. Daher kann Denn auch 
geltendes Recht weder begründet noch feftgeftellt werben 
blos und allein durch die Philoſophie; Die Geichichte muß 
mit Dieier Hand in Hand gehen. — Nah der Verſchie⸗ 
Denheit des Zujammenlebend der Menfchen beftimmen wir 
verichiedene Völker — nicht immer nur, aber Hauptiädh- 
lich nad) der Abftammung, wie Mandhe wollen —. Jedes 
Volk hat fein eigenes Recht. Es ift gebildet. durch Die 
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ı Individualität Des Volkes; dieſe wieder durch Klima, 
Bodenbeſchaffenheit, nachbarliche Verhältniſſe, Schyidiale, 
religiöfen Glauben und den durch das Alles ausgeprägten 
Geiſt und Charakter des Volkes. Wie in jeinen Anfän- 
gen? Darauf giebt die Antwort jene philofophifche Be 
deutung des Rechts: Es konnte fidy nur bilden und bil 
dete ſich nur als das von der Vernunft für nothwendig 
Erkannte, angewandt auf Das individuelle Zuiammenleben. 
Jedes Recht eined Volkes kann in feinem UÜrfprunge, in 
dem erften Zufammenleben eines PVolfes, nur Das fein, 
was von Allen als nothiwendige Norm für ihr Zufam- 
menleben anerkannt ift. Jedes Recht eines Volkes iſt 
daher in feinem Anfange nothwendig Volksrecht, in dem 
Bewußtſein und in dem Willen Aller, des Ganzen, wie 
jedes Einzelnen, Staatsrecht ). Dies ift die naturgemäße 
Ericheinung des Rechts bei einem Volke. Es ift aber 
auch — gerade darin — nur der naturgemäße Zuftand 
alles geltenden Rechts. 

Diefer naturgemäße Zuftand kann lange bei einem 
Bolfe dauern; er fann bald unterdrüdt, vernichtet wer 
den. Unſer gemeined Recht, Strafrecht wie Civilrecht, 
Strafprozeß wie Civilprozeß, iſt ſeinen weſentlichen Thei⸗ 
len nach entſtanden aus den roͤmiſchen und den einheimi⸗ 
ſchen deutſchen Rechten. Werfen wir einen Blick in die 
Geſchichte dieſer beiden Rechte. Bei den Römern finden 


1) Die Anſicht, die man freilich noch oft hört, daß im Leben ber 
Bölfer ftaatliche und vorftaatliche Zuftände unterfchieden werben 
müffen, und daß es erſt in jenem ein Recht gebe, glaube id 
hier nicht noch bekämpfen zu müflen. Der Menſch Tann nur 
unter der Herrihaft des Rechts zufammenleben, und bie Herr: 
haft des Rechts ift der Staat, wenn aud noch nicht ſogleich 
der geordnete Staat, den man jebt vorzugsweife als Staat be: 
zeichnet. Der Staat ift Feine zufällige Erfcheinung, Fein Ding, 
das ein Volk nach Zufall oder Laune fi fertig machen koͤnnte 
oder nicht, fondern die natursnothwendige Bedingung für bie 
menſchliche Eriften;. 
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wir im Anfange der (zu uns - gekommenen) Geichichte 
jenen naturgemäßen Zuftand bereitd vernichtet ; wir erfah⸗ 
ren urkundlich nichts mehr über ihn ?).. Bei den Deuts 
ichen hat er fich lange erhalten, bis es einem jahrhunderter 
langen fremdartigen Bemühen gelungen war, ihn vielfach 
zu vernichten. — durch Einführung des römiichen Rechts. 

Die ältefte Geſchichte des römijchen Rechts zeigt ung 
dieſes einerſeits feſt und ftarr, andererjeits für feine praßs 
tiiche Anwendung meift als ein Geheimniß in den Häns 
den Einzelner, die ed dem Volke vorenthielten. Das 
war ein Regierungs- aber Fein Volksrecht. Die Politik 
Roms, die aud) noch in fpäterer Zeit das Recht durch⸗ 
drang, mochte e8 ſchon ſehr früh jo mit ſich gebracht haben. 
Aber trogdem, und troß der Bildung des Volks in Diejer 
Politik und für dieſe Politik, bildete fi in dem Volke 
ein Volksrecht, ein allgemeines Rechtsbewußtjein, entges 
genftehend jenem. alten, harten, ftarren Rechte, mit ihm 
fäwpfend und es befiegend. Denn nur hauptfächlich Das 
im Bolfe lebende Rechtöbewußtiein war jene aequitas, 
Die der Brätor in jeinem Rechte anerfannte, und Die er 
eben Deöwegen nothwendig anerkennen mußte. Und Diejes jo 
anerkannte und zur unmittelbaren praftifchen Öeltung gebrachte 
Volksrecht, das im allgemeinen Bewußtſein und alfo auch in 
dem allgemeinen Willen des Volkes lebende Recht mar 
es, Das nun Jahrhunderte lang, immer der Entwidelung 
des Lebens und des Verkehrs und den dadurch erzeugten 
Bedürfnifien fi) anichließend, weiter ausgebildet wurde. 
Daſſelbe Volksrecht war es, deſſen Grundjäge die claffi- 
ſchen römiichen Juriften aufluchten, zum Bewußtiein brach⸗ 
ten und zu jener Syftementwidelung, Die von ber Welt 


2) Dürfte man der Sage glauben, jo hätte es für das römifhe 
Volbk gar nicht eriftirt; es hätte von Anfang an ein Regie⸗ 
rungs⸗, kein Volksrecht gehabt. 
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noch jett bewundert wird, und immer wird bewundert 
werden. Freilich brachten Dieielben Juriften, namentlid 
fpäter, audy manche fremdartige, dem Volke nicht angehö- 
rige Zuthat hinein, Syftemmacherei , Spitfinbigfeiten, 
‚Antiquitäten u. |. w., Die Zuthaten ihres Juriſten— 
rechts. Und noch Ipäter brachten Die Kaifer ihr despo⸗ 
tiſches Vorzugsrecht hinzu, und wahrlich in nicht gerin- 
ger Menge. So ift das roͤmiſche Recht, dazu vielfach um 
verftanden, nach Deutichland gefommen. 

Das Ältefte deutſche Recht war lediglich Volksrecht. 
Es war gebildet durch den allgemeinen Rechtswillen bes 
Volkes; es lebte nur in dieſem. Wie es in Dem Gan- 
zen — der Gemeinde, der Rechtsgenoſſenſchaft, dem 
Staate —, mithin auch in jedem Einzelnen — den 
Mitgliedern der Gemeinde, den Rechtsgenoſſen — lebte, 
ſo wurde es auch unmittelbar durch die Gemeinde, durch 
die verſammelten Rechtsgenoſſen, aus ihrem unmittelbaren, 
lebendigen Rechtsbewußtſein heraus „gefunden“ und auf 
den: einzelnen Ball zur Anwendung gebradyt. So fonnte 
denn nur fommen und fam denn nur das Recht des ein 
zelnen Yalles zur Erſcheinung. Dieier Zuftand erhielt 
fich lange in Deutichland; er war Der wahre Zuftand des 
Rechts und der Freiheit. Es ift befannt, wie es im Gans 
zen verdrängt, vernichtet wurde. Es ift aber aud be 
fannt, welche, der Freiheit und mithin auch Dem Rechte 
abholde Intereffen ihn verdrängten. Im dreizehnten Jahr 
hunderte ichon begann der Kampf Des fremden mit bem 
einheimiichen Rechte Im jechözehnten mwährte er noch 
fort, wenn gleich er nur noch mit fehr ungleichen Kräften 
geführt wurde. Noch aus dem Anfange des fiebenzehnten 
Jahrhunderts ift e8 uns aufbewahrt, wie einzelne Deutiche 
Städte Dagegen proteftirten, Daß das Reichskammergericht 
die Rechtöftreitigfeiten ihrer Bürger nad) dem fremden 
Rechte enticheiten wolle. Der Kampf hörte auf, mit 
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einer Niederlage für das einheimiſche Recht, aber nicht 
mit einer gänzlichen; noch manches gute und herrliche Stüd 
Deutichen Rechts hat fich practifch erhalten. Noch mehr 
hat fidy erhalten in dem Rechtsbewußtiein des Volks, ohne 
Daß es zur praktiſchen Geltung mehr fommen kann, gegens 
über jenem jagreichen fremden Rechte und einem andern 
Rechte, das fidy in Diefem oder unter feinem angerufenen - 
Schutze neben Demfelben, und, befonders in neuerer Zeit, 
gegen Daflelbe geltend zu machen gewußt hat. Ich meine 
einerfeit8 Das deutiche Juriftenrecht, Das Recht der Doctrin 
und Praris, und andererjeitd Dad neue Regierungsrecht. 


Ich ziehe einige Schlüffe aus Diefer fummarifch- 
geſchichtlichen Darftellung. 


Zuerft finden wir ein Drängen der genannten Voͤl⸗ 
fer zur Begründung und Aufrechthaltung des in ihrem 
allgemeinen Bewußtſein lebenden Rechts und in gleichem 
Mae ein Zurüdweiien des ihnen aufgedrungenen fremden 
Rechts, ſei dieſes fremd als ein Recht anderer Völker oder 
als Regierungsrecht. Zum Andern finden wir Diefe Er⸗ 
ſcheinungen nidyt etwa in den primitiven ZJuftänden, ſon⸗ 
dern gerade umgefehrt in einem Zuftande der bereitd weit 
vorgeichrittenen und bewußt gewordenen Entwidelung des 
gefammten Lebens jener Völker. Drittens finden wir fie 
in Deutichland namentlidy dem entiprechend, am entichies 
denften hervortretend gerade in denjenigen Bolfsichichten, 
in. denen Das Bewußtiein ihres Rechts, ihrer Freiheit, is 
ver Nationalität am meiften andgebildet war und zugleid) 
ber lebendigfte und complicirtefte Rechtöverfehr herrſchte: 
Die deutſchen Städte namentlich hielten am kraͤftigſten feſt 
an dem einheimiichen Rechte, und in gleicher Weile ift es 
befannt, wie auch der Adel bei den Austrägalgerichten 
ausdrüdlich feftzuiegen pflegte, wie Die Austräge Recht 
iprechen follten nicht nach den fremden geſchriebenen Ge⸗ 
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iegen, iondern vielmehr aus ihrer Vollmacht nad alter 
Art. 

Endlich bedarf ed nach dieſen Erſcheinungen jelbit, 
und nach dem, was ich oben über Weſen, Entſtehung und 
Bildung des Rechts überhaupt entwidelte, wohl kaum nod 
der Bemerfung, daß joldye Ericheinungen eben durchaus 
in dem Weſen des Rechts begründet find. Das Recht ift 
in dem Volke, das Recht ift für Das Voll; es gehört 
durch und dur dem Bolfe, dem Ganzen an. Wenn 
man das Volk, dieſes Ganze, nicht ald eine unmündige Maffe 
anfieht, Die geleitet, bevormundet, beherricht werden 
muß, fo fann man ihm unmöglid) das Vermögen und die 
Befugniß abfprechen, jein Recht ſelbſt zu bilden und zu 
pflegen. Nur Abjolutismus und Defpotismus koͤnnen es 
anders wollen. 

Ich komme auf Dienbrüggen’s Einwendungen 
zurüd. Nach dem Bemerkten wird ed Faum zweifelhaft 
jein, daß jeine Oppofition nur auf Mißverſtändniſſen be 
ruht, und ich darf überzeugt fein, Daß bei feiner klaren 
und umſichtigen Auffaſſung unferer Rechtszuftände, Die 
aud aus jeinen Schriften hervorleuchtet, meine gegenwär 
tigen Bemerfungen und wenigftend um Vieles näher bein 
gen werden. „Wir jehnen und nicht nad) primitiven Zu— 
ftänden zurück.“ Gewiß nicht. Aber welcher echte Römer 
hätte in den Zeiten der Roͤmiſchen Kaijerdefpotie, ald das 
Amt des Praͤtors hauptiächlich auf die öffentlichen Spide 
beichränft war, fi) nicht nad) jener Zeit zurüdgejchnt, 
wo das Imperium Des Praͤtors feinen fehönften Beruf 
Darin fand, das im römischen Wolfe lebende Recht an 
uerfennen und zu hegen? Und wann finden wir das 
deutſche Leben nationaler, freier, rechtlicher, fittlicher® Jeht, 
im neunzehnten Jahrhundert, unter fo vielen Inftitutionen 
eines nach allen Seiten hin audgebreiteten Verkehrs, einer 
nad) den verichiedenften Richtungen bin entwidelten @uk 
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tur? . Oder in jenen Zeiten der Hanfa, Die trotz allen 
Hindernifien des Feudalweſens durch ihren großartigen 
Verfehr eine Weltmacht und die Quelle für die äußere 
und innere..Civilijation Europas geworden war? 

.. Über das Recht lag damals noch in den Windeln. 
Das Recht? Das fremde Römische Recht wohl, das man 
dem Volke aufzudrängen juchte, obwohl man es felbft 
nicht einmal verftand. Aber auch das einheimiiche, das 
Deutiche, Das in dem deutichen Volke lebende? Wamnn 
hätte Diejed denn feine Ausbildung erhalten? In Syftem 
hat man es feitdem allerdings gebracht; man Hat feine 
Grundiäge wifjenichaftlid) entwickelt und Dargeftellt. Aber 
hinzugethan, am Beſſerem wenigftend Hinzugethan hat Die 
Wiffenichaft wahrlich feitvem nichts. 

Aber das damalige Criminalrecht war graufam, 
in feinen Strafen, wie in feinem Berfahren. Trotz der 
„Berjüngtheit” oder der „Symbolif der Berjüngtheit * 
herrichten Galgen und Scheiierhaufen, Folter und andere 
Marterwerfzeuge. Es ift das wahr. Aber jede Zeit hat 
ihre Vorzüge und ihre Gebrechen. Muß man dent Diele 
nothwendig mit in den Kauf nehmen, wenn man jene will? 
Und wann war das deutiche Strafrecht und Berfahren 
graufamer, in jener „primitiven“ Zeit, in der „Jedermann 
- aus dem Volke feiner Handhabung gewachſen war,” oder 
in Der fpäteren Juriftenzeit Carpzow's u. ſ. w. mit allen 
Martern der Tortur und geichärften Todesftrafen? Und 
wann war denn das Römilche Recht graufamer, in den 
Zeiten der Nepublif oder unter Dem Despotismus Der 
Kaifer? Oder andrerfeitd, war das Römifche Recht nicht 
noch weit grauſamer al$ das deutſche jener Periode, wie 
Dfenbrüggen meint? Und am Ende, wenn wir Die 
Summe der gegenwärtigen Civiliſation betrachten gegen⸗ 
über der des Mittelalter, welches Strafredht ift graufas 
mer? Es gibt auch eine raffinirte Grauſamkeit. Naiv ift 

Archis. d. Cr. R. 1854. IV. Et, By 
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freilich jetzt die Grauſamkeit nicht mehr, aber deſto heuch⸗ 
leriſcher und jcheinheiliger. Und was will man da lie 
ber ? 

„Wir fehnen und nidyt nach Zeiten zurüd, in Denen 
der Handhabung der Rechtspflege jeder Mann aus dem 
Volke gewachſen wäre." “Der neueren Belebung der Ge 
fehwornengerichte gegenüber ift Das Koch wohl einigermas 
Ben ein Anachronismus. Allein ſehen wir Biervon ab. 
Bethmann⸗Hollweg in der Borrede (S. VIE) jeines 
Grundriſſes zu Vorleſungen über den gemeinen Eivilpro- 
zeß erzählt Folgendes: „Mit Vergnügen erinnere ich mid, 
wie mein trefflicher, verewigter Sreund Hajfje, Deflen Um; 
gang gerade Durch Die lebendige Verbindung von Theorie und 
Praxis fo lehrreich war, in einer Spruchſache Durch gründliche 
Exegeſe der 1. 75 de evict. in Verbindung mit 1. 35 de 
act. emti den Käufer eines als Bauftelle erkauften 
Grundftüdd gegen Die Unbil einer den Bau fchlechthin 
hindernden Servitut fehügte” Man wird mir einwerfen, 
Diefe Anekdote ftehe ja Dfenbrüggen zur Seite. Aber 
. id frage einfach: Welcher Rechtszuſtand in einem Lande, 
wo Das geltende Recht fo unbefannt und Dabei fo dunkel 
und verworren ift, Daß der ehrliche Mann gegen Unbill 
vor Gericht nur Dadurch gefchüst werden kann, Daß einer 
der gelehrteften und fcharffinnigften Iuriften des Landes 
feine Gelehrſamkeit und feinen Scharffinn aufbieten muß, 
um aus den Geſetzen, Dazu noch aus den Geſetzen eines 
fremden Volks, Die vor mehr als taufend Jahren bei dem 
fremden Volke Recht gemacht haben, das jegige Recht her- 
auszufinden und herauszuftehlen? Aber wer, Der e8 wohl meint 
mit dem Rechtözuftande feines Vaterlandes, muß nicht 
in einem ſolchen Zuftand einen Fluch für Recht und Bolf, 
Dagegen einen Segen finden in dem Zuftande, in welchem 
Das Recht in der Ueberzeugung eines Jeden fo allgemein 
und lebendig lebt, daß chen „FScermant aus dem Volle 
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der Handhabung Deffelben gewachlen wäre?" Und wer, 
wenn er die richtige Einficht von Dem Weſen des Rechts 
hat, wirb nicht jenen Zuftand einen unnatürlichen, unwah⸗ 
ven, ungerechten und gerade den lebtern Dagegen einen 
wahren, naturgemäßen und eigentlich gerechten finden? 
„Das allgemeine Rechtsbewußtſein im Wolfe ift nicht 
leicht erkennbar." Das ift- ein Einwurf, deſſen ſchweres 
Gewicht Niemand verfennen wird. Aber er ift kaum zur 
Hälfte begründet; freilih Leider beinahe zur Hälfte. 
Die eingedrungenen fremden Rechte, die Doctrin, die ſich 
Hauptjächlid) nur mit ihnen beichäftigte und befchäftigt, das 
neuere Regierungsrecht, das Alles Hat Dazu beitragen 
müflen und Dazu beigetragen, das allgemeine Rechtöbes 
wußtjein im beutichen Volke vielfach) zu verwirren, theil- 
weife zu vernichten. Aber einerfeitS Hat doch ein gut Stud 
defielben fogar praftiih) anerkannt werden müffen, naments 
fih im Criminalrecht. So z. B. find die Grundfäge von 
Diebftahl und von der Unterichlagung, vom Mord und 
Todtichlage, auch theilweile Die vom Betruge, alio gerade 
Diejenigen Lehren, die auf die meiften vorfommenden Vers 
brechen ‚Anwendung finden, allen Bemühungen früherer , 
und zum Theil neuerer Gelehrſamkeit zum Trotze, im 
deutſchen Strafrechte (dem Weſen nach) immer Diefelbe ges 
blieben, wie fie ſchon feit den älteſten Zeiten in der Deuts‘ 
chen Rechtsanſchauung wurzelten; fremdes Recht und 
fremde Rechtsanſchauung haben fie nicht verdrängen und 
nit ausrotten Fönnen. Selbſt Dad neuere Regierungs⸗ 
recht muß fie anerkennen, und es ift nur, nebenbei bemerft, 
kläglich anzufehn, wie die fümmtlichen neuern Deutichen 
Strafgefeßbücher fich Die traurige Mühe geben, jedes durch 
andere Worte und andere Wendungen, den Begriff von 
Verbrechen feftzuftellen, über Deren Weſen der Rechtsfinn des 
Volks keinen Augenblid im Zweifel ift; ein Verfahren, das 
Dann nur Dazu Dienen fann, auch d a8 Rechtöbemußtjein im 
Ä Rr 
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Bolf zu verwirren, das bisher unbeftrittän als allgemein 
erkennbar feftftand. Indeß auch für andere Theile des 
Rechts, die pofitiv .von dem fremden Rechte, von der Doc 
frin und von Der neuen ©ejeßgebung anders behandelt 
find, läßt fich Die Rechtsanſchauung, die darüber im Volke 
lebt, doch am Ende auffinden und mit weniger Schwie- 
tigkeit, als derjenige meint, Der nicht im Wolfe gelebt hat. 
Man thut dem Volke großes Unrecht, wenn man ihm nur 
Rechtsgefühl, oder Rechtsſinn, wenn man ihm nidyt viel- 
mehr auch ein Rechtsbewußtſein einräumt, und zwar ein 
geihichtlich überfommenes und geichichtlich gebildetes Rechts: 
bewußtjein, und auch ein, fhon Darum eben, allgemeines. 
Man lebe mit dem Volfe, und man wird es erkennen. 
Bezuüglich des Strafrechts darf ich hier auf meine Erfah—⸗ 
zungen mid) berufen. Ich habe in faſt allen Provinzen 
des Preußiſchen Staats als Richter fungirt, von der Nähe 
des Rheins bis zur Memel, in der Hauptftabt wie auf 
dem Lande. Ich habe überrafchende Rejultate Der Webers 
einftimmung gefunden. | 

Dienbrüggen wendet mir ein, ic) „vermöge (troß- 
dem) nicht immer mit Sicherheit anzugeben, weldye Ant- 
wort das allgemeine Rechtsbewußtſein auf einzelne Fragen 
gebe." Er führt dafür ein (nur ein) Beiſpiel aus meinen 
Schriften an. Ich gebe den herausgefundenen Widerſpruch 
zu. Er führt außerdem einzelne Beifpiele an, wie vers 
ſchiedene Rechtslehrer von einander abweichend einzelne 
Fragen vermeintlich aus demſelben allgemeinen Rechtsbe⸗ 
wußtjein beantworten. Auch Diefe Abweichungen find zu⸗ 
gegeben. Allein einmal, treffen dieſe Wideriprüche und 
Abweichungen nothiwendig das allgemeine Rechtöbernußtfein 
und defien Erfenntnißquele? Können fie denn nicht aud) 
in einer mangelhaften oder unrichtigen Benugung der letz⸗ 
teren oder Auffaflung des erfteren ihren rund haben? 
Zum andern, kann denn über einzelne zweifelhafte Fragen 
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auch das Rechtsbewußtſein nicht ſchwanken und namentlich 
lid) anfangs unklar fein? Wo find denn Die meiften und harte 
nädigften Controverjen des Rechts? Unftreitig in dem Juris 
ſtenrecht. Und nimmt Denn dieſes nicht Bewußtſein, Rechts⸗ 
bewußtjein und am Ende allgemeines Bewußtiein der Ju⸗ 
riftenwelt für fih in Anſpruch? Warum gerade Dem 
Rechtsbewußtſein Des Volks Vorwürfe machen, wenn es 
einmal über eine einzelne Frage ſchwankt? Hat namentlich) 
das Juriftenrecht Die Berechtigung Dazu? Zumal das herr⸗ 
fchende, gegenüber Dem unterbrüdten Element? ‘ 

Ih komme bier fchließlih auf die Stellung der 
Rechtswiſſenſchaft gegenüber dem allgemeinen Rechtsbe— 
wußtjein. Wie jede Wiffenfchaft für ihren Gegenftand, fo 


hat auch die Rechiswiffenfchaft unftreitig eine Hohe Auf⸗ 


gabe für das Recht. Aber fie muß ſich darum nicht eins 
bilden, Daß fie eine Quelle, eine Schöpferin des Rechts 
fei. Ihre Aufgabe ift, Die Grundfäge des Rechts zum 
Haren und allgemeinen Bewußtſein zu bringen, durch Auf 
ſuchung des oberften Grundſatzes ded Rechts, durch Ents 
widlung der weilen Grundſätze aus jenem, durch Verbin⸗ 
Dung aller miteinander, durch Ordnung und Darftellung 


des gefamnıten Nechtsftoffs auf Hiftoriichem Chierher auch u 


die vergleichende Jurisprubdenz), wie auf dogmatiſchem 
Wege. Dadurch wird fie denn freilich zu einer wichtigen 
Bildnerin des Rechts, neben dem Leben und dem Verkehr, 
indem fie den Rechtsſinn läutert und_ veredelt, und das 
Rechtsbewußtſein ftärkt und Fräftigt. Aber fie macht 
dadurch Fein Recht, ebenfowenig wie Die Theologie Gott 
macht. Das Juriftenrecht, wenn man Darunter Dad von 
Juriften gemachte Recht verfteht, ift vom Uebel. Vom 
Guter ift das Juriſtenrecht nur, wenn und in fo weit es 
dem in dem allgemeinen Bewußtfein des Volks Iebenden 
Rechte Dienet. — 

Ich Könnte noch Manches gegen die Angriffe auf 


‘ 
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eine Berufung Des Rechtsbewußtſeins im Volke, alſo ge 
gen dieſes Rechtsbewußtſein felbft erwiedern. Ich Fönnte 
3. B. fragen, warum denn Die Surisprudenz fo genau und 
forgfältig mit allem Apparat der Gelehrfamkeit unterfucht 
und feftzuftellen fucht, was vor taufend und mehreren 
Jahren das Rechtsbewußtſein fremder Voͤlker Als Recht 
anerkannte, Dagegen ſich nicht Darum befümmern fol, was 
gegenwärtig in unferem eigenen Bolfe und Defien Be 
wußtfein als Recht lebt. Ich koͤnnte Dabei näher einge: 
ben in jene fonderbare |. g. geichichtliche Behandlung des 
Rechts, welche Die Gefchichte als mit der Gegenwart beendigt 
aufftellt. Ich Fönnte Daran erinnern, wie Dagegen jogar unlere 
modernen Gefebgeber doch wenigftens den Schein retten wol; 
fen, ſich nicht außerhalb des allgemeinen Rechtsbewußt⸗ 
feins zu ftellen. Oft genug berufen fie fi) auf dieſes, 
allerdings manchmal in einer Weife, daß man mit Mits 
termaier fein Erftaunen nicht unterdrüden kann, mit 
welher — KFühnheit oder Naivität fie gerade Dasjenige 
treffen, von welchem das in Berufung genommene Rechte: 
bewußtfein eben nichts weiß. Dieſe Berufung felbft und 
die Nothwendigfeit der Beachtung des allgemeinen Rechts⸗ 
bemußtfeind von Seite der Gefeßgebung fünnen und wol 
len fie aber nicht zuruͤckweiſen. WIN man doch zumeilen 
fogar durch die Geſetzgebung ein Rechtsbewußtſein im Volfe 
Schaffen. Weber das Alles und manches Andere viel 
leicht ein anderes Mat. 


XXI. 

Ueber 
den gegenwärtigen Zufland des Gefängnißweiens, 
die Durchführung der verfchiedenen Shfteme und die gemachten 
Erfahrungen in Nordamerika, England, Frankreich, Italien, 
Belgien, Normegen, Deutfchland, den Niederlanden 

und der Schweiz, 
von 


Mittermaier. 
(Fortſetzung des Auffakes von Ar. XI. im vorigen Hefte.) 


Unfere Darftellung wendet fich zunädft zu dem Ge- 
faͤngnißweſen in England und fnüpft ihre Mittheilungen 
an die Darftelung in dieſem Archiv vom Jahr 1847 3 
and an die Nachrichten, welche wir ald Ergebniß des Be- 
ſuchs englifher Gefängniffe über die im Jahr 1850 in 
England bewirkten Umgeftaltungen des Gefängnißwefens 
wmitgetheilt haben.?) Ein reichhaltiges Material bietet in 
dDiefer Beziehung England dar. Vorzuͤglich enthalten Die 
von den vor der Barlamentscommiffton vernommenen Perfo- 
nen mitgetheilten Nachrichten über Die einzelnen Gefängnife, 
über gemachte Erfahrungen ımd über Die Verbeſſerungs⸗ 


1) Im Archiv des Eriminalrehts 1847 S. 7—16. 


2) In der Schrift: der neuefte Zuftand der Gefängnißeinrichtuns 
en in England und englifche Erfahrungen über Ginzelhaft von 
ittermaier. Heidelberg 1850. 
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vorfchläge einen werthuollen Stoff. Da die Commilfion 
faft alle Direktoren, Geiſtliche, Aerzte der einzelnen Straf- 
anftalten, aber auch viele Männer vernommen hatte, die 
nad) ihrer Stellung als Mitglieder, Auffichtscommiffarien 
oder fonft nach ihrem lebhaften Interefje für Gefängnif- 
verbefferung Gelegenheit Hatten, Strafanftalten zu beobach⸗ 
ten, fo enthält der Bericht, welcher alle dieſe Vernehmuns 
gen mittheilt, einen Schag von wichtigen Erfahrungen. 3) 
Die Parlamentscommilfion wurde durch die Petition einer 
großen Berfammlung von Berfonen, welche Die Gefäng- 
nißfrage zum Gegenſtand ihrer Beratbungen machte, ver 
anlaßt. *) 


Eine ähnlihe Sammlung von wichtigen Erfahrungen 
und Berbefferungsvorfchlägen findet ſich in den Beilagen 
zu dem neuften Berichte der Commiſſion on eriminal and 
destitute juveniles. 5) Dan erfennt immer mehr in 
England, daß die wachiende Zahl jugendlicher Uebertreter 
auf einen jchredenerregenden Zuftand Der Immoralität, auf 
die Mangelhaftigfeit der bisher angewendeten Beſſerungs⸗ 
mittel und die Nothwendigkeit einer gründlichen Abhülfe 
des Uebels deutei. Einer im December 1851 in Bir 
mingham abgehaltenen Verſammlung wohlwollender und 
erfahrener Perſonen über juvenile delinguency bradite 
das Ergebniß ihrer Beichlüffe —) an das Parlament, und 
bei der durch Die Preſſe verftärkten Macht der öffentlichen 


3) Der Bericht führt den Titel: Report from the select comit- 
tee on prison discipline 1850. 


4) Rahere⸗ darüber in meiner Schrift: der neueſte Zuſtand 
. 26. 
5) Report from the select comittee on criminal and destitute 
juveniles, London 1852. 
‚ 6) Abgedruckt in dem Anhange des in der vorigen Note bemerften 
Berichts pag. 443. 
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. Meinung in England fonnte der wichtige Oegenftand nicht 
lange von Der Geſetzgebung unbeadytet bleiben. Wenn 
audy die angeführte Commiſſion ihre Vernehmungen zur 
nächft nur auf Die Gejeßgebung in Aniehung der jugends 
lidyen Berbrecher zu beziehen hatte, fo führte doch "Die Bes 
vathung bald auch auf den Zuftand einzelner Gefängniffe 
und auf Die Mängel der beftehenden Gefängnißiyfteme. - 


Eine vorzüglide Duelle von Erfahrungen liegt in 
den jährlich erftatteten Berichten über Die Gefängniffe und 
zwar müflen hier folgende getrennt werden. 1) Die Bes 
richte, welche jährlich Der verdienftuolle Oberft Jebb, der Ges 
neralinfpector über alle Gefängniffe erftattet. In diefen Bes 
richten werden nicht bloß Die Nachrichten über die einzels 
nen Convict prisons,”) jondern auch alle Erfahrungen 
über Verbefjerungen der Gefängnifle und Den Damit zus 
fammenhängenden wichtigen Punkten mitgetheilt.S) 2) Die 
Berichte der Direktoren der Convict prisons, Daher über 
den Zuftand von Pentonville, Parkhurſt, Milbank, Port⸗ 
land, Dartmoor 20. Daneben befinden fit die Be 
richte Der Governors, der Aerzte und der Geiftlichen, die 
bei jedem Conviet prison angeftellt ſind.) 3) Die 
Berichte der Generalinfpectoren über den Zuftand der un 
ter ihrer Aufficht ftehenden Gefängniffe. Sie find wich⸗ 
tig, 1%) weil man daraus den Zuftand der Grafſchafts⸗ 


7) Darunter werden die Strafanftalten verftanden, in welchen bie 
zur Transportation Berurtheilten gebracht werben. 


8) Unter den Titel: Report on the discipline and management 
and the convict prisons and disposal of convicts by Jebb.* - 


9) Unter dem Titel: Report of the Directors of convict pri- 
sons. Der legte vor uns liegende report ift v. 1854. 


10) Sie erfcheinen unter den Titel: Report of the Inspectors ap- 
pointed to visit the different prisons of Great Britain. Be 
fondere Berichte erfcheinen über die Gefängniffe in Schott- 
land. (Wichtig vorzüglid der Report of the generalboard of 
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und boroughs-®efängniffe mit Den Berichten der Gouver⸗ 
neurs, Aerzte und, Geiftlichen Eennen lernt und die Erfah 
rungen, welche Die ©eneralinfpectoren bei ihrem jährlichen 
Befuche von Gefängniflen gemacht, mit ihren Borfchlägen 
mitgetheilt erhält. 

Einer befondern Erwähnung verdient noch der von 
dem unermüdlichen Forſcher, Berenger in Paris an die 
Akademie Der Wiſſenſchaften erftattete Bericht über Das 
Ergebniß der auf Auftrag unternommenen Reiſe nad) 
England; 11) es iſt intereffant Die von einem anderen 
Standpunkt aus aufgefaßten Beobachtungen eines Franzo⸗ 
fen, der jelbft ſoviel mit der Gefängnißverbeflerung ſich 
beichäftigte, über Die Wirkſamkeit des Syſtems in ben 
engliihen Gefängniffen mit den engliihen Berichten zu 
vergleichen. Don Bedeutung für das Studium find vor 
zuͤglich Die Berichte der Gefängnißgeiftlihen, da Diele 
Männer am meiften Gelegenheit haben über Die Urſachen 
der Verbrechen, über den Seelenzuftand der Sträflinge 
und Die Mittel ihre fittlihe Erhebung zu bewirken, Er⸗ 
fahrungen zu fammeln. 17) Nicht bloß bei jedem Jahres 
berichte über einzelne Strafanftalten findet fich der befon- 
dere Bericht des Geiftlichen; dieſe Männer find es aud, 
welche vorzüglicd) von der Barlamentscommilfton als Zeugen 
vorgerufen und deren Bernehmungen veröffentlicht werben. !?) 


Directors of prisons in Scotland. Edinburgh 1853). Und 
. über Irland wichtig der neuefle annual report of the Inspec- 
tor of Government prisons in Ireland. Dublin 1854. 


11) De la Repression penale et de ses formes et de ses effets. 
Paris 1852. 

12) Es wird fich jedoch unten ergeben, daß über die Auffaflung 
der menfchlihen Natur und über die zweckmäßigſte Art ber Ber 
Handlung ber Sträflinge eine große Verſchiedenheit unter den 
englifhen Gefängnißgeiftlihen herrfcht. 

13) 3. 3. in den reports der oben in Rote 9 angeführten Com: 
miffionen. 
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Manche dieſer Geiſtlichen machen aber auch in eigenen Schrifs 
ten Die Ergebnifie ihrer Erfahrungen befannt, insbefondere die 
Geiftlichen von Pentonville und Reading 1%) und in umfaffen- 
den Jahresberichten der würdige Clay, Geiftlicher an der 
Strafanftalt von Preſton und Hamilton von Durham. 15) 
Eine befondere Arbeit über die Wirkungen des Iſolirungs⸗ 
ſyſtems hat der Geiftliche von Pentonville, Herr Burt, 
befannt gemacht. 19) 

Die Gefängnißzucht wird aber auch in England nicht 
felten Gegenftand öffentlicher Beiprechungen, 1 theils in 
der Breffe, fo oft die Wirkſamkeit neu eingeführte Maaß⸗ 
regeln oder befannt gewordener Mißbräudye in einer Ans 
ftalt die öffentliche Aufmerkffamfelt erweden. Won den 
wiffenichaftlichen Zeitfihriften beipricht insbefondere auch Die 
Zeitichrift für piychologifche Medicin alle wichtigen, auch 
das Wirken des Arztes betreffenden Fragen der Gefäng- 
nißzucht. 18) 

Auch die Wiffenfchaft bleibt in England nicht unthä- 
tig in Bezug auf Gefängnißverbefierung. Vorzüglich ver 
Dient das Werk des durch lange Beobachtungen ald Ges 
neralinipector der Gefängniffe und reiche gelammelte Er- 


14) In Bentonville ift Herr Kingsmill, in Reading Herr Field 
Geiftliher, f. über ihre Arbeiten meine Schrift: über den neues 
ften Zuftand ©. 19—22. 


15) Unter dem Titel: Chaplains Report on the Preston house of 
correction presented to the magistrates of Lancashire. — Es 


find bis jebt 30 Berichte von Clay. 


16) Results of the system of separate confinement at Penton- 
ville Prison by Burt. London 1852. 


17) Selbft bei Gelegenheit der Berathung des Budget oder wenn 

- ein auffallendes Ereigniß (3. B. Klagen über Mißhandlung 
eines Gefangenen) befannt wird und ein Parlamentsmitglied 
Fragen an den Minifter ftellt. 


18) Journal of psychological medicine by Winslow. Insbeſon⸗ 
- dere gehören hierher Auffäbe 1852 October p. 945. 527. 
1853 April p. 179 (über Seelenflörungen in Gefaͤngniſſen). 


N 
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fahrungen ausgezeichneten HiN 19) allgemeine Aufmerkiam- 
keit. Das Werk beipricht alle wichtigen Bunfte der Straf 
gefeßgebung, der Eriminalftatiftif und Der Gefängnißkunde. 
Nachdem der Berfafier Die Urſachen der Verbrechen er 
forfcht und manche Täufchungen der Griminalftatiftif her 
vorgehoben (p. 1— 42), die Mittel der Verbeſſerung der 
CGvorzuglich auch der focialen) Zuftände. angebahnt (p. 43 
bis 134), erklärt er ſich über Die Notbwendigfeit der Ber 
befierung der Strafgefeßgebung (von der er eine ver 
fländige Milde, Gerechtigkeit und Abftufung ‚Der Strafe 
nach der Verſchuldung und Berechnung auf Befferung der 
Sträflinge erwartet [p. 139—163]) ſpricht fich (mit An 
gabe merfwürdiger Erfahrungen) gegen Die Todesſtrafe 
aus (p. 168) und entwidelt nun (mit Prüfung einzelner 
Spyfteme) die Gefängnißfunde, mit Eingehen in jede Ein- 
zelheit der Lehre. Der Verfaſſer warnt Davor, zuviel von 
dem Iſolirungsſyſtem zu erwarten, Das er nur als erfolg. 
reich und wirfjam bei gewifjen Arten von Sträflingen an 
erkennt (p. 243). Nicht weniger bedeutend iſt ein Werl 
der Miß Garpenter, 20) welches zwar zunächft auf die ber 
fien Mittel jugendliche Sträflinge zu beſſern, ſich bezieht, 
allein da die Verfaflerin mit praftiihem Sinn und ver 
ftändig ihr Leben der Berbefferung der Uebertreter wid 
met, fo enthält das Werk aud) merkwürdige Erfahrungen 
über Wirfjamfeit der Strafe und Die geeignetfte Behand: 
lung der Sträflinge. In den wifjenfchaftlichen Zeitichrif 
ten ift regelmäßig Die Gefängnißeinrichtung Gegenftand 
werthvoller Aufſaͤtze. 21) 


19) Crime its amount, causes and remedies by Frederic Hill 
late Inspector of prisons. London 1853. 

20) Juvenile char delinguents condition and treatment by Mary 
Carpenter. London 1853. (Bon p. 364 entwidelt fie bie 
Örundfüße über den Zweck der Strafe). 

21) Ausgezeichnet ift hier die Arbeit im Edinburgh Review 1854. 
October pag. 563—632. 
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Eine neue Richtung zeigt ſich in’ England in den wif- 
fenichaftlichen Forſchungen derjenigen, welche Die Gegner 
alles Generalifirens in Bezug auf Behandlung von Men 
ſchen find und davon ausgehen, daß dieſe Behandlung 
fih nad) der Individualität der Menſchen geftalten, übers 
haupt auf die menfchlidhe Natur und dabei auf das Ges 
hirnleben berechnet und auf Erwedung edler Gefühle ge- 
richtet fein muß. Als Vertreterin diejer (unten näher zu 
entwidelnden) Anſicht ericheint die Schrift von Combe. 22) 
Die Entwicklung der Anſichten über Das Gefängnißweſen 
in England hängt noch innig zuiammen mit der Umges 
ftaltung des ganzen Strafenigftems iu jenem Sande, und 
hier vorzüglid) mit dem Transportationsfyftem und mit 
der ſeit längerer Zeit in England vorherrfchenden Rich⸗ 
tung auf die Einrichtung der Strafen zur Bewirfung der 
Beflerung der Uebertreter. 23) Vorerſt war dieſe Rich⸗ 
tung in der Einrichtung der Transportation nady den Co⸗ 
lonien jeit etwa 10 Jahren vorherrihenn. Man ers 
kannte die Nothwendigkeit, jedem Eträflinge die Ausficht 
zu eröffnen, daß er durch fein gutes Betragen in eine 
befjere Lage veriegt werde. Jeder Sträfling follte füh— 
Ien, daß ſein künftiges Schidfal nur von ihm abhänge. 
Man kam daher zu einer Elaifififation der Transportaten 
nad) dem Ergebniffe ihres Betragend. Die ſchlimmſten 


22) The principles of criminal legislation and the practice of 
prison discipline investigated by George Combe. London 
1854. 


23) Es ift merfwürbig, daß in England die Unterfuhung über 
Strafzwed und allgemeine ftrafrechtliche Grundfüge fein Gegen 
ftand wiflenfchaftliher Arbeiten ift; daß aber die Frage über 
Zweck und Einrichtung der Strafen vr’süglid von den Prafti= 
fern bei Gelegenheit der Berathungen über Einrichtung der 
Strafen zur Sprache gebradt und von dem praftifhen Stand⸗ 
punft aus aufgefaßt, dabei eben faft allgemein die Nothwen⸗ 
digfeit anerfannt ift, die Strafe auf Beflerung der Sträflinge 
zu berechnen. i 
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Sträflinge jollten unter ftrenger Zucht nach Norfolkinſel 
kommen ; die beffern in eine Probeclaffe nad) Vandiemens⸗ 
land, wo fie unter Aufficht arbeiteten, von da in die Klaſſe 
der Sträflinge mit einem Probepaß, wo fie ſich ſelbſt Ar- 
beit juchen durften, bei fortdauernd guter Aufführung 
fonnte der Sträfling in.die Claſſe der ticket of leave 
Leute vorrüden und dann freie Arbeit gegen eine gewiſſe 
Gebühr erhalten, zuletzt felbit die Freilaſſung erwerben 
nur unter der Bedingung, daß er vor Ablauf Der Straf— 
zeit nicht in fein Vaterland zurüdfehre. Schon 1843 er 
fannte man aber in England, daß das Syftem nur wir 
fam fein Eönne, wenn vorerft bei jedem zur Transporta⸗ 
tion Verurtheilten Mittel der Beſſerung durch Linterrit 
und religiöfe Einwirfung angewendet würden; zu Diefem 
Zwei wurde nad) der Mufteranftalt Bentonville in Lon⸗ 
don eine Anzahl ausgewählter zur Transportation Verur⸗ 
theilter gebracht, um Dort 18 (fpäter 12) Monate in ein⸗ 
famer Haft mit geeigneten Befferungsmitteln verwahrt zu 
werden, mit Der Ausficht durch guted Betragen eine Ur 
lauböfarte tiket of leave zu verdienen und Dann in ber 
Colonie in eine beffere Elaffe verfeßt zu werben. Bal 
aber bemerkte man eine Lüde im Spftem, indem & be 
denklich fhhien, Die 12 Monate lang einfam Verwahrten 
einzufchiffen und in die Colonie zu bringen. Man hoffte, 
Daß Durch eine Uebergangsſtufe, wenn noch einige Zeit der 
12 Monate lang Ifolirte vor der Einfhiffung in eine auf 
Gemeinſchaft gebaute Anftalt gebracht würde, jeine Ge 
jundheit geftärkt und Das MWerf der Befferungsverfude 
auch unter der Gemeinſchaft fortgefeßt werden koͤnnte. 
Man errichtete daher Die Anftalten von Portland, Dart- 
moor, in denen Die Sträflinge öffentliche Arbeiten verrich: 
teten. Das Befferungsmwerf wurde Dadurch bewirkt, daß 
‘der in Diefen Anftalten Befindliche wieder durch gutes Be: 
tragen (man führte Aufführungsgeichen, badges, ein) den 
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Vortheil der Abkuͤrzungen der Strafzeit und Verſetzung 
in eine guͤnſtigere Strafclaſſe, bewirken konnte. Auf dieſe 
Art konnte der in Pentonville Jahre lang in Einſamkeit 
Bewahrte durch gute Aufführung in Portland erlangen, 
Daß er nur 134% Jahr Dort zu bleiben und mit Urlaubs 
paß nach der Colonie transportirt wurde, wo er wieder 
durch gute Aufführung während 2 Jahren jich einen Frei⸗ 
ſchein verichaffen fonnte.e — Manche andere Berbefferuns 
gen, 3. B. die pafiende Abfonderung auf den Transports 
fohiffe, Die Erteilung des Unterrichts während der Reife 
wurden eingeführt. Mit dem Erfolge war man im 
Ganzen zufrieden. 2) Immer mehr aber flieg in den aufs 
blühenden Eolonien Die- Abneigung gegen die Transpors 
tation; die freien Einwanderer fanden dadurch die Moras 
litaͤt und Sicherheit gefährdet; die Petitionen um Ab⸗ 
ſchaffung der Transportation vermehrten fih; das Beilpiel 
Der Einwohner des Vorgebirgs der guten Hoffnung, Die 
Durch ihren pajfiven Widerftand die Verbringung von. 
Deportirten von ſich abwendeten, zeigte Der Regierung Die 
Gefahr. Man war in die Alternative gelebt, entweder 
durch Die Fortdauer Der Transportation Das Aufblis 
ben der Colonie in Auftralien zu hindern, Die Erbitterung 
Der freien Einwanderer zu reizen, Die freiwillige Einwan- 
Derung zu hindern, oder Die jeit der Entdedung der reis 
chen Soldlager noch mehr ald ein erwünfchtes Ziel der 
Auswanderung betrachtete Bolonie zu begünftigen, durch 
ihre Blüthe zu gewinnen, aber Dann auf Die Transporta- 
tion zu verzichten. Die oͤffentliche Meinung fprach ſich 


24) Sehr werthoolle Nachrichten über die Zuftände in der Eolonie 
über das Betragen der Transportirten finden ſich in den re- 
ports unter dem Titel: convict discipline and transportation 
Correspondence on the subiect of convict discipline and 
further correspondence (vorzüglid die v. 1850). 
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immer entſchiedener für die letzte Anſicht aus 25) und jo 
fam (wenn aud) mit vielem Widerftreben namentlich von 
Seiten vieler Richter) Das Gele v. 20. Auguft 1853 zu 
Stande, durch welches die Gerichte in Fällen, in denen 
fie bisher zu 7 — 14jähriger Transportation verurteilt 
haben würden, verpflichtet, und in den Fällen, in wel- 
hen fie fonft zu 14jähriger bis lebenslänglicher ‘Deporta 
tion verurtheilten, ermächtigt wurden, ftatt der Depor 
tation zur Strafarbeit (penal servitude) zu. verurthels 
len.?%) Zugleich wurde Der Regierung das Recht: gege 
ben, Jedem zur Deportation oder Steafarbeit Verurtheils 
ten nach Ablauf der Hälfte der Strafzeit wegen guter 
Aufführung eine bedingte Begnadigung zu ertheilen (über 
welche unten näher zu ſprechen ift). 29 | 

Es leuchtet ein, daß Diefe neue Einrichtung, durch 
welche das Befferungsprinzip eine neue Sanction erhielt, 
eine große Umgeftaltung im Gefängnißiyfteme bewirken 
mußte. England mußte nun Strafanftalten erhalten, in 
welchen Die zur Strafarbeit Verurtheilten im Vaterland 
felbt auf 6, 12,-20 Jahren , felbft auf Lebengzeit 


‚eingeiperrt werden fonnten. Man erkannte Die Nothwen⸗ 


Digfeit, Da8 Syſtem der Einzelhaft möglichft- in allen Ges 


25) Gute Aufſaͤtze in ber Times z. B. vom 4. März 1853, vom 
13. Oct. 1853. 


26) Das gefetliche Verhältnig iſt folgendes: 7 Jahr Deportatione- 
firafen 4 Jahr penal servitude, 7 — 10 Jahr Deportation 
4 — 6, 10 — 15 Jahr Deportation 6 — 8, über 15 Jahr 
Devortation 6 — 10, der Iebenslänglichen Deportation auf) 
lebenslängliche penal servitude. 


27) Nach den neueften fatiftifchen Tabellen für 1853 ergibt fid, 
daß in den 4 Monaten, in welchen das neue Geſetz in Wirk: 
famfeit ift, zur penalsservitude in England verurtheilt wurden! 
372 zu 4 Jahr, 97 zu 4 — 6, 25 zu 6 — 8 10 zu 10 Jahren. 
Sn Schottland wurden 82 zu 4 Jahren, 30 zu mehr ale 4-6 
Sahren, 8 zu mehr als 6 — 8 Jahren, und 2 zu 10 Jahren 
penal servitude yerurtheilt. 


* 
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ngniffen in der Art durchzuführen, daß Die zur Strafar- 
it Verurtheilten eine gewiffe Zeit hindurch der wohlthaͤ⸗ 
jen auf Beflerung berechneten Einwirkung der Einzelhaft 
aterworfen und vorbereitet würden, in den Strafunftalten, 
o in Gemeinjchaft öffentlihe Arbeiten zu verrichten find, 
ve Übrige Strafzeit der penal servitude zuzubringen, 


8 der Sträfling durch Beflerung fih würdig machte, 


ne bedingte Begnadigung zu erlangen. In Bezug auf 
ie Durchführung Des, Syſtems der Einzelhaft war für 
je Regierung eine Schranfe gezogen durch die Beichlüffe, 
elche 1850 die Barlamentscommiffton gefaßt hatte. 28) 
JYarnach wird Die gänzlihe Abfonderung der Gefangenen 
it Ausnahme der Stunden während des Unterrichts, Der 
Irbeit und des Gottesdienfted als nothwendig erklärt, um 
er moraliſchen Anſteckung entgegenzuwirfen; e8 wird ge 
dert, daß wirkiame Mittel ergriffen werden, um bie 
Interredung der Sträflinge, da, mo fie in Gemeinfchaft 
nd, zu hindern. Die einfame Einfperrung fol bei allen 
defangenen, welche nicht zu mehr als Imonatlichem Ges 
ingniffe verurtheilt find, angewendet werden, in fo fern nicht 
hyſiſche oder geiftige Gründe entgegenftehen, bei Gefan- 
enen, weldye zu langjährigen Freiheitsftrafen verurtheilt 
nd, ſoll Die einfame Einfperrung in der erften Zeit aber 
icht für länger als 12 Monate angewendet werben. 
Jarte Arbeit wurde als wohl vereinbar und wirkſam mit 
em Iſolirungsſyſtem anerkannt: Gefangene, welche zu 
ange dauernden Strafen verurtheilt find, follen nad) Ab⸗ 
auf der Zeit einfamer Einfperrung in Gemeinſchaft arbei- 
en und zu Diejem Zwecke jollen auf Staatsfoften Bezirks⸗ 
jefängniffe für Diejenigen errichtet werden, welche aus Der 
infamen Haft fommen. Die Anftelung der für dieſe Ge⸗ 


'8) Ueber die Verhandlungen der Commiffion und ihre Zeſchluſſe 
ſ. meine Schrift über ven neueſten Zuſtand ©. 23—33 


Archiv d. Cr. R. 1854. 1V. St. Qa 


. 
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fängniffe nöthigen Beamten ſoll von der Regierung ausge: 
hen. Eine beftändige Aufficht des Staats über dieſe Ge 
fängniffe ſoll Statt finden. 

Nah Dielen Richtungen geichahen in England die 
Arbeiten für die Durchführung des Syftems der einiamen 
Einfperrung. Es follte Died allmählig in allen Gefäng— 
niffen auf Gefangene, welche nicht zu längerem als 3mo⸗ 
natlihem Gefängniffen verurtheilt find, und bei Denen, Die zu 
ange dauernden Freiheitsftcafen verurtheilt wurden, für 
die erften 12 Monate angewendet werden. Da die Re 
gierung nicht genug Gefängniffe Hatte, über die fie frei 
verfügen konnte, jo fam man Dazu, in den Grafichaftöge: 
fängniffen, in welchen Zellen für Iſolirung gebaut waren, 
eine gewiſſe Anzahl von foldyen Zellen zu miethen, und 
dahin die zur Transportation Verurtheilten zu fenden, um 
Die erfte Zeit ihrer Strafe in einfamer Einjperrung zuzu⸗ 


. bringen. 


In Bezug auf Die Anwendung des Iſolirungsſyſtems 
ging in der neueften Zeit eine Beränderung vor. Aus 
einer Verhandlung im Unterhaufe (am 12. Junius 1854) 2%) 
erfährt man, daß nach der Erklärung des Minifters Pal 
merfton Die Regierung ſich veranlagt geſehen Habe, auf den 
Grund erhaltener Mittheilungen über Die durch einfame 
Einiperrung leicht gefährdete Eörperliche und geiftige Ge 
fundheit dad Marimum diefer Einfperrung auf 9 Monate 
zu fegen. Der Minifter erkennt an, daß die Anfichten 
über die Wirkungen der Iſolirung fehr getheilt feien, er 
ſelbſt erklärt fich für Dies Syſtem, befonders bei Eräftigen 


Raturen. 30%) ine wichtige Verbefferung fam in England 


29) Times v. 13. Juni 1854. 


30) Bet der in dem Unterhaufe darüber eniftandenen Berathung er: 
klaͤrte Macartely, daß in Irland mehrere Gefängniffe gebaut und 
ganz nach dem separate-Sutem vingrriätet worden feien, daf 


— 
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im Jahr 1854 in Bezug auf die Behandlung jugendli⸗ 
cher Mebertreter zu Stande. Aus den Mittheilungen der 
von der Parlamentscommiſſion vernommenen Berfonen 81) 
ergab fih, daß das Beftehen des Syſtems, junge Ueber 
treter in Die gewöhnlichen Gefängniffe auf kurze Zeit zu 
fenden, ein fehr verderbliches fei; man überzeugte fich, Daß 
durch einen längeren Aufenthalt jolcher früh verborbenen 
jungen Leute in Den durch freiwillige Beiträge gegründes 
ten Rettungsanftalten (reformatory schools)82) am mek 
ften Beflerung erzielt werden koͤnne. Jugendliche Verbre⸗ 
her mit anderen in Gemeinfchaft zu bringen wurde für 
gefährlidy, Anwendung des separate system (mit ge 
eigneten Beichränfungen) auch auf junge Vebertreter für 
wohltgätig erkannt. Erfahrene Richter wünfchten, daß den 
Magistrates die Befugniß ertheilt werden follte, jugend⸗ 
liche Uebertreter nach Umftänden ftatt zur Gefängnißftrafe 
zu verurtheilen, in folche Rettungsanftalten zu fenden. Am 
allgemeinften wurde die Maaßregel vorgeſchlagen, daß ju⸗ 
gendliche Mebertreter nach Ablauf ihrer Strafzeit in einer 
reformatory school auf gewiffe Zeit gefendet und Mits 
tel ergriffen werben follten, um die Eltern folder Ueber 
treter zu einem Beitrage zur Erziehung ihrer Kinder in 
der Rettungsanftalt zu zwingen. Nah langen Beras 
thungen fam33) endlich) am 10. Auguft 1854 folgendes Ges 


dort Gefangene 4 Jahre und 7 Monate ohne allen Nachtheil 
eingefperrt wurden. Andere Erflärungen bezogen fi) auf. das 
Syſtem der ticket of leave, wovon unten gefvrocdhen werben 


fol. 
31) Gefammelt in dem in Note 5 angeführten Berichte. 
32) el werden unten über dieſe Schulen genauere Nachrichten mitse _ 
theilen. 
33) Aus den Ausfagen vieler Sachkundigen ergab fih, dag ein 
Hauptgrund der Vermehrung jugendlicher Webertreter in der _ 
Schaͤndlichkeit der Eltern liegt, welche ihre Kinder früh zu Ver⸗ 
_ brechen verleiten und wenn die Kinder eingefperrt werden, gleiche 
gültig oder felbft froh find, weil fle dann zur Unterhaltung der 
nder nichts beizutragen haben. 


De 
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fe zu Stande. D Der Staatsſecretär joll einen ber 
‚Beneralinfpectoren der Gefängniffe abordnen, um die durch 
freiwillige Beiträge gegründeten reformatory schools 
‚näher zu unterjuchen und wenn fich Der Infpector von dem 
Werthe der Schüler überzeugt, ein Zeugniß über die gute 
Wirkjamfeit der Schule auszuftellen. 2) Alle Richter 
‚werden ermächtigt, wenn junge Leute unter. 16 Jahren 
vor fie wegen Vergehen gebracht werden, zu verfügen, 
Daß der Mebertreter außer der Gefängnißftrafe, wenn fie 
14 Tage oder darüber beträgt, nad) überftandener Strafs 
‚zeit in eine reformatory school auf 2 bis 5 Jahre ge 
bracht werden joll. 3) Die Staatöfaffe ift ermächtigt, aus 
den von dem Parlament hierzu angewiefenen Geldern eine 
Summe zur gänzlichen oder theilmeifen Unterhaltung des 
--Mebertreterd in der Schule beizutragen. 4) Kinder, die 
aus ſolchen Schulen entlaufen oder fi} ſchlecht Dort be 
tragen, fönnen vom Friedensrichter zur Strafe auf höd- 
ſtens 3 Monate in Das Grafichaftögefängniß geiendet 
werden. 5) Die Koften für Die Unterhaltung Des Kindes 
fallen den Eltern oder Stiefeltern zur Laſt und 6) geeig- 
nete Maaßregeln find angeordnet; um die Eltern zur Ev 
füllung diejer Pflicht zu zwingen. 


Bergleicht man. bie Art, wie in England Die Gefäng- 
nißfrage, vorzüglich in Bezug auf Das Syftem der einfe- 
men Einfperrung, im Gegenjage zu Der im vorigen Auf 
fage gefchilderten Auffaffung in Amerifa, ſich geftaltet, ſo 
zeigt fich, daß die durch Die Monardhie und Die Central⸗ 
fraft im Staate begründete Sorgfalt für Gefängnißver: 
befierung mohlthätig wirft. In England befteht eine 
ſämmtliche Gefängniffe und ihre Wirffamfeit beauffichti- 
gende Bentralanftalt, an deren Spite ein verantwortlicher 
©eneralintendant, der zugleich als Vorftand der Directoren 
der Gefängniffe fteht und wnmieihor wit dem Gtantdje 
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eretair verfehrt. Der gegenwärtige Generalintendant ift 
“Der fräftige, eifrige, mit Den nöthigen Senntniffen ausge⸗ 
rüftete Oberft Jebb. 3%) Er ftellt Die Gefängnißbeamten- 
an, entwirft Die nöthigen Reglements, wacht über ihre Vollzies 
hung, jorgt für den Bau der Strafanftalten, entſcheidet 
über alle Die Gefängnißeinrichtung und Zucht betreffenden 
Fragen und über die Ihm vorzulegenden Baupläne, felbft: 
. der GSrafichaftsgefängniffe und erftattet jährlich einen um⸗ 
faffenden Bericht über die Gefängniffe. Wohlthätig wirft: 
die Veröffentlihung dieſer Berichte, welche dann Gegens 
ſtand der Beiprechung in der PBreffe werden. ‘Dem Ger 
neralintendanten ftehen zwei Directoren zur Seite und zur: 
Durbführung der Anordnungen, Beauflichtigung der Ges 
fängniffe ihres Bezirks find für Wales A Generalinipecs 
toren (unter ihnen ein Arzt) angeftelt (mit 800 Pfund’ 
Gehalt) und veröffentlichen ihre jährlichen Berichte. Auf 
dieſe Art ift. für eine gewiffe Gteichförmigfeit in der An⸗ 
ordnung und Durchführung des Gefaͤngnißſyſtems geſorgt. 
— Wenn aud die Anordnung und Einrichtung der Ges 
fängniffe zunächft nicht Gegenftand der Geſetzgebung ift,' 
und Der Staatsiecretair (eigentlid) der Generalintendant) 
allein über alle Einzelheiten verfügt, io ift Doch das Ger 
fängnißmwefen dem PBarlamente nicht fremd, und zwar in 
ſo fern von ihm die nöthigen Gelder bewilligt werden muͤſ⸗ 
fen und bei Gelegenheit der Berathung darüber gewöhns 
lich eine Verhandlung über Punkte des Gefängnißwefens 
Statt findet, die Miniftee auch Häufig von den Mitglies 
dern des Parlaments über neue Maaßregeln, über Erfah⸗ 
rungen, vorzüglid) wenn die Preſſe Mißbräuche in. Ges 
fängniffen zur Sprache bringt, gefragt werden. Wo neue 


34) Die von ihm gemachte günftige Schilderung von Berenger in 
der Schrift: De la repression penale p. 38 muß von Jedem, 
der Herrn Jebb kennt, unterſchrieben werben. 
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Geſetze, um das Strafigftem zu regeln oder dem Minifte- 
rium neue Ermächtigungen zu geben, nöthig werben, 
bedarf es ohnehin der Zuftimmung Des Parlaments , wel 
ches (mie dies 1850, 1853 geichah) befugt ift, Commiſ— 
fionen zur Unterjuchung des Gefängnißweiens anzuordnen. 
HB. Reben diefer tief eingreifenden Gentralijation der Ans 
ordnungen über Gefängniffe befteht in England nad) dem 
Grundſatz des self govergment eine gewiſſe ſelbſtſtaͤn⸗ 
dige Wirfjamkeit der Grafichaften und Gemeinden in Be 
zug auf das Gefaͤngnißweſen ihres Kreiſes. Da dieſe 
Gefängniffe auf Koften der Grafſchaft und Die gaols of bo- ' 
roughs auf Die der betreffenden Gemeinde gebaut und unter 
halten werden, fo ift auch nad) dem engliichen, Syſtem 
es Sache jener Forporationen, über die Erbauung und Die 
Einzelnheiten der Einrichtung zu beichließen! In den Graf 
fchaften enticheiden nur darüber die Graftchaftsrichter 
(Sriedensrihter) und in Bezug auf Die Gefängniffe der 
Gemeinden die Lofalrichter; fie beftimmen, ob gebaut 
werden fol und nad) weldhem Plane, 88) fie ernennen die 
Gefängnißbeamten (audgenommen in einigen, wo die Re 
gierung den Governor beftätigt, wein die Regierung Zel- 
len für ihre Gefangenen miethet) und in einigen, wo 
der Sheriff das Ernennungsreht hat. Wir erfahren aus 
der Schilderung eined langjährigen Generalinipectors, 3% 
Daß das Syſtem fehr nachtheilig ift, Daß die oft fehr zahl- 
reichen magistrates von. zu verichiedenartigen Anfichten 
über Gefängnißzucht geleitet find, fo daß ſowohl die Fra⸗ 
gen über Verbeſſerung, als die Entwerfung der Gefaͤng⸗ 
nißregeln oft fehr ungeeignet entichieden werden, daß bei 
der Wahl der Beamten nicht immer große Weisheit fi 


85) Die Pläne müffen dem Staatsfecretair eingefandt werben. 
36) Hill in der Schrift: Crime p. 83642, 
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zeigt, weil die Abjtimmenden oft nicht die Wichtigkeit des 
Berufs zu würdigen verftehen und weil da, mo ed auf . 
Geldfragen ankömmt, der Gemeinderath zu entfcheiden hat, 
und hier manche Berbefierung an zu weit getriebener 
Sparfamfeit oder der Scheu mancher Mitglieder vor Neues 
rungen ſcheitert. Es ift Daher anerfannt, daß, folange 
nicht eine oberfte Behörde über die Einrichtung aller Ge: 
fängnifje enticheidet, eine gute efängnißorganifation nicht 
zu erwarten iſt. Die fogenannten, von der Gefammtheit 
Der magistrates, der Korporation, gewählten visiting ju- 
stices fönnten zwar wohlthätig wirken und erfüllen auch 
in manchen Arten gut ihre Pflicht, aber nicht genügend, 
fo daß Mißbräuche in einzelnen Gefängniffen nur durch Die 
beſuchenden Oeneralinfpectoren und durch Die firenge wachende 
Preſſe entdeckt werden. Es erklärt fi) demnach leicht, Daß in 
vielen Grafichaftd- und Lofalgefängniffen Das Iſolirungsſy⸗ 
ftem gar nicht, in andern höchft mangelhaft eingeführt ift. 

4) Um den Zuftand der Gefüngnißzucht in einzelnen 
Srafihaftsgefängnifien Englands Eennen zu lernen, dienen 
befjer al3 Die erftatteten Jahresberichte Die Unterfuchuns 
gen, welche durch Ereigniffe, die in Gefängniffen vorfas 
men, veranlaßt wurden. Wir wollen aus der großen 
Zahl der und befannt gewordenen Unterfuchungen einige 
mittheilen. Die Preſſe Hatte mehrere im Leicefter Graf 
fhaftsgefängniffe beftehende Mißbräuche gerügt. Eine 
von dem hiezu beauftragten Oeneralinpector Berry vorgenoms 
mene Unterfuchung 37) ergab, daß die Verurtheilung zur 
fogenannten fchweren Arbeit (hard labour) 38) in der 
Anwendung große Schwierigkeiten hat und empürende 


37) Das Ergebniß der Bernehmungen ift in der Times vonr21. 22. 
23. September 1853 veröffentlicht. 


38) Der Richter in England kann entweder zu einfachem Gefaͤng⸗ 
niß oder zu Gefaͤngniß mit ſchwerer Arbeit verurtheilen. 
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Härten veranlaßt, weil, wie der Gouverneur felbft ge 
fteht, 29) nur durch jehr ftrenge Strafen Der Wideripen- 
flüge zur Arbeit gezwungen werden kann. Der Geiftlidhe 
giebt an, daß die Sträflinge durch dieſe Arbeiten bei hard 
labour mehr reizbarer und weniger geneigt werben, mo: 
ralifchen Unterricht anzunehmen. Rad) der Ausjage ded 
Arztes befinden ſich die Sträflinge oft im Zuſtande voͤlli⸗ 
ger Erichöpfung und Kraftlofigfeit und fommen zu Selbft- 
mordverjuchen. Aehnliche Zeugniffe wurden von den Ge 
“ fangenwärtern abgelegt, mit der Angabe, Daß nicht felten, 
wenn fie den Arzt eine Anzeige von dem fchlechten Zu⸗ 
ftande eines Gefangenen machten, der Arzt nichts that. 
— Noch ſchlimmere Nachrichten ergab Die Durch den 
Selbftmordveriuh eines Sträflingd veranlaßte Unterſu⸗ 
Hung im Orafichaftögefängniffe von Birmingham. Es 
ergab fih, Daß der Arzt felten und oberflächlidy Die Sträf 
linge beiuchte, 40) Daß die beſuchenden Magiftrate ihre 
Pflicht nicht thaten, nur oberflächlich fragten, Die Bemer⸗ 
fungen Des Geiftlichen nicht gehörig laſen. Der Be 
richt des mit der Unterfuchung beauftragten Inſpectors 
Dercy 1) lehrt, Daß ſeit Eröffnung des Gefängniffes (1850) 
14 Selbſtmordverſuche (in den legten 16 Monaten 12: 
bei 3 erfolgte der Selbftmord, 4?) in Folge grauiamer 


93) Er gibt an, daß die Arbeit an ver Crank (einer Mafchine, bie 
einer Winde gleicht, und wo die Sträflinge den durch die Achſe 
laufenden Baum mit großer Anflrengung mehrere 1000mal am 
Tage herumdrehen müffen) von den Gefangenen gehaft wir, 
dag durch diefe Arbeit die Sträflinge ganz von Fleiſch fallen. 


40) Die gewöhnliche Frage war: wie geht es euch? ohne daß er 
fid) weiter erfundigte. 


41) Auch abgedruckt in Combe’s Schrift: the principles p. 101-6. 


42) Die Berichte des Gouverneurs zeigten fih) als unwahr; flatt 
der wahren Urfache des Selbfimordverfuhs (Hunger und Grau: 
famteit) waren im Berichte angegeben die Pein des Gewiſſens. 
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Behandlung vorfamen. Die (ohne geſetzliche Ermächtis 
gung) angemwendeten Strafen gegen Widerfpenftige waren - 
die Zwangsjadfe, Die Entziehung des Bettd, Einjperrung: 
ohne Geſtattung der Bewegung im Freien, übertriebene 
Berurtheilung zur Hungerfoft und Schläge.*2) 2 

Da nach der englifchen Einrichtung, wenn der Tob. 
eined Gefangenen in der Anftalt erfolgt, eine Unterſu⸗ 
hung durch den Goroner eintreten muß, fo werben Das: 
durch manche unpaflende Zuftände, Die in Strafanftalten 
vorfommen, befannt.e Aus zwei ſolchen Unterfuchungen 
von Gefangenen in Milbant 3) ergab fi), Daß der Tod: 
(in einem Falle durch Selbftmord) Folge der Wirfung dem’ 
Siolirung war. #5) IM. Günftiger auf die Entwidelung 
eines genügenden Gefängnißfyftems wirft in England, daß, 
in Diejem Lande nicht zwei Urfachen, weldye wir oben bet; 
Nordamerika als ftörende ‚Einflüffe bezeichnet haben, vor⸗ 
fommen; bei den Anftellungen der Gefängnißbeamten wird‘ 
nämlich nicht der leicht ſchädlich wirkende Gegenſatz vor 
fchroff einander gegenüberftehenden politifchen Parteien 
einflußreih. Wenn in Amerifa Die herrichende Partei 
nicht felten Die ihr treu ergebenen Männer begünffigt und 
eine bedenkliche Nachſicht übt, fo wird in England dar 
über feine Klage gehört, wenn auch, wie überall, Beis 
jpiele von Begünftigung aus Familienrüdfichten und vor« 


43) Die Zwangsjade wird empören? angewenbet, da die Jade hart“. 
am Nacken zugefchnürt und die Arme fo fefl an die Bruſt ans 
gezwängt werden, daß der Gefangene, der jo 12 Stunden an 
der Wand ftehen muß, an feiner Gefundheit leidet. 


44) Londonderry sentinel 1852 vom 24. Dec. und Times v. 11. 
Sanuar 1853. 


45) Der Arzt (Baylen) gab vor dem Goroner an, daß eine 6Gmo⸗ 
natlihe SIfolirung Körper und Geift des ©efangenen ans 
greife und der Governor (Groves) fprach die nämliche Ueber- 
eugung aus. — Wir werden unten nachweiſen, wie jehr man 
ch hüten muß, aus folden Ausfagen zu viel abzuleiten. 
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nehmen Empfehlungen nicht fehlen werden. Auch erhält 
in England die Durchführung des Gefängnißigftemd eine 
befiere Richtung, da eine gewifle großartige Freigebigkeit, 
mit welcher das Parlament Gelder zur Verbeflerung von - 
Gefängniffen bewilligt, unverfennbar ift49) und Die in 
Amerika oft bemerkbare vorherrichende Richtung, durch die 
Gefängnißeinrihtung möglichft zu gewinnen und aus zu 
weit getriebener Sparſamkeit nothwendige Verbeſſerungen 
zu unterlafjen, ift in England nicht ſichtbar. 7) 

IV. In Bezug auf die Wahl tüchtiger Gefängniß- 
beamten, insbelondere der Governord der Gefängnife wird 
Immer mehr in der Preſſe die Bedenklichfeit der engliichen 
Sitte hervorgehoben, 48) als Gefängnißdirectoren Männer 
anzuftellen, welche zuvor im Militaie gedient und durd 
gewiſſenhafte Wflichterfüllung, Durch ftrenge Handhabung 
der Disciplin fich auszeichneten. Die ziemlich verbreitete 
Anficht, daß ſolche Männer, deren bisherige Beichäftigung 
fie den nothmwendigen Studien entfremdete, welche zum 
tüchtigen Gefängnißbeamten gehören, gewöhnt an eine un 
bedingte Unterwerfung und an ausnahmelofe Anwendung 
gewiſſer Norichriften und durch militairiiche Anfichten leicht 
zu dem Glauben verleitet, Daß nur durch große Strenge 
die Zucht erhalten werden fönne, häufig nicht geeignet fein 
werben ald Gefängnißbeamte zu wirken, 49) weil zur Wirk 


46) Nach den neueften Berhanblungen im Parlamente wurden im 
Unterhaufe am 12. Juni 1854 17387 Pf. für die Befoldung ber 
höheren Gefängnißbeamten und 371931 Pfund für die govern- 

. ments prisons and convict establishments bewilligt. 


47) Nach einer neuerlihen (Edinburg Review 1854 p. 573) Berech⸗ 
nung foften die convict establishments jäührlih 500,000 Pit. 
und bie übrigen Gefängniffe nod etwas mehr. 


48) Combe the principles p. 90. 


49) Man beruft fih auf den neuerlich befannt gewordenen Fall (ſ. 
oben Note 37 — 39) des fonft ehrenwerthen Governor Aufn, 
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famfeit eines folchen weientlich eine große Menichenfennts 
niß, eine Einrichtung des Benehmens nach der Individuas 
lität der Gefangenen, ein Wohlwollen, Dad am meiften 
verbunden mit Conjequenz und fittlihem Ernſt geeignet ift, 
auf die Beflerung zu wirken, gehören, 5%) daher auch in 
amtlichen Berichten!) bemerft wird, daß jest, nachdem 
der Beflerungszwer erreicht werden fol, Die Stellung eis 
ned Gefängnißdirectord weit jehwieriger ift, als früher, 
und eine rüdfichtölofe Härte, die den Gefangenen zeigt, 
daß menichlihe Gefühle dem VBorftande fremd find, zu 
Erbitterung und Widerftand reizt und Die Durchführung 
der befieren Cinrichtung hindert. 52) 

V. In Bezug auf das in England zum Grunde lies 
gende Syftem und die Geltung des Siolirungsiyitems 
muß man Die verjchiedenen Arten der Strafanitalten uns . 
tericheiden. 52) 

A. Das Gefängnis von Bentonville in London, 
baut auf das Ifolirungsiyftem. Mit Unredyt würde man 
Dies Gefängniß in feinem gegenwärtigen Charafter demje⸗ 
nigen gleichftellen, wie e8 in den erften Jahren ſeines Be⸗ 
ſtehens eingerichtet war und den Ausländern vorfchwebt, 
welche ed bejuchten und zur Nachahmung in andern Län⸗ 


der lange Offizier war und unter dem bie oben erwähnten Grau= 
famfeiten vorfamen. 


50) Man muß zur Ehre vieler Governors bemerken, daß fle große 
Achtung genießen und daß ihre Bernehmungen vor den Comit⸗ 
FA bewähren, daß fie von der Wichtigkeit ihres Berufs erfüllt 
ind. 


51) Gute Bemerfungen in Jebbs Report on discipline and mana- 
gement of conwict prisons for 1851 pag. 52. 


52) In dem Report für 1852 p. 89 wird bemerft, daß es fehr gut 
fein würde, wenn man zu Gefängnißauffehern tüchtig gebilvete 
und geübte Schullehrer befommen könnte. 


583) Ueber Parfhurft fol unten im Zufammenhange : mit den Ge⸗ 
fängniffen für jugendliche Sträflinge geſprochen werben. 
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dern empfahlen. Während es urſpruͤnglich nur eine Zahl von 
den zur Transportation verurtheilten Steäflingen enthielt, 
welche man als diejenigen auswählte, Die wegen ihrer kraͤftigen 
förperlichen und geiftigen Stärfe am beften Die Jfolirung ers 
tragen fönnten, werben jetzt ohne Rüdficht auf Gelundheit und 
fonftige Eigenfchaften-alle zur Transportation Verurtheilten 
dahin gebradyt. Während urfprünglich Die Sträflinge 18 Mo- 
nate darin zubracdhten, wurde feit 1850 Die Zeit auf 12 und 
feit 1854 auf 9 Monate herabgefegt. 5%) Urſpruͤnglich 
waren alle Sträflinge der Iſolirung während Der ganzen 
Zeit unterworfen; allmählig führte man die Gartenclafle 
ein, indem man Gefangene, bei weldyen man beforgte, daß 
ihre Geſundheit Durch Sfolirung leiden konnte, in dem 
Garten beichäftigte (jedoch fo von einander getrennt, daß 
fein Verkehr unter den Sträflingen Statt finden jollte, 
man verwandte Andere zu häuslichen Arbeiten, 3. B. in 
der Küche, in der Bäderei. Anfangs war den Gefanges 
nen die Bewegung im Freien nur in den durch hohe 
Mauern von einander abgefonderten ziemlich Fleinen Spa 
zierhöfen geftattet, fo Daß immer nur ein Gefangener in 
einem Hofe fid) bewegen fonnte; die Erfahrung lehrte, daß 
Diefe Art der Bewegung ganz ungenügend fei, und feit 
1852 wurden vorerft einige Scheidemauern weggenommen, 
die Gefangenen fonnten in größern Räumen eine mehr 
das Muskulariyftem entiwidelnde Bewegung machen *9) 
und die guten Früchte der neuen Anordnung zeigten fih 
in Der Berminderung Förperlicher und geiftiger Krankhei⸗ 
ten. 5%) Seit 1851 wurde eine neue auf Aufmunterung 


54) Meine Schrift über den neueften Zuſtand ©. 5. 

55) Nach dem ärztlichen Berichte in Reports of the directors 1853 
p. 37 konnten alle Sträflinge (100 auf einmal) Jeder getrennt 
vom en und 12 Fuß entfernt in großen Räumen ſpazie⸗ 
ren gehen. 

56) Report on the diseipline of the convict prisons by Jebb for 
1852 p. 9 etc. Ä 


- 
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zur Befferung berechnete Anordnung getroffen, indem Sträf- 
linge, weldye fih 6 Monate Hindurd gut aufführen, und 
gut arbeiten, Die Auszeichnung (badge), und dadurch den 
Anſpruch auf Vergütung ihrer Arbeit (gratuities) erhals 
ten.°”) Die Abjonderung der Gefangenen auch) beim Un⸗ 
terricht und während Des Gottesdienftes, fo wie das Tras 
gen einer Masfe ift übrigens in Pentonville beibehalten.58) 
Bei 50 Sträflingen fanden im Jahre 1853 die Director 
ren nöthig, fie in Gemeinichaft arbeiten zu laffen. 5% 

B. Eine zweite Claſſe von Gefaͤngniſſen bilden Die 
‚Grafichaftögefängniffe, in weldyen das Separatefyftem ein⸗ 
geführt ift, und worin Die Regierung eine gewifle Zahl 
von Zellen micthet, um darin ihre zue Transportation 
BVerurtheilten auf ähnliche Weife, wie in Pentonville, zu 
verwahren und durch Iſolirung auf Beflerung zu wirken, 
bis die Sträflinge (nad) 12, jetzt I Monaten) nach Port⸗ 
land oder Dartmoor gebradyt werden koͤnnen. Solcher 
Gefängniffe find 9.69% In allen diefen Strafanftalten iſt 


57) Report on the discipline of convict prisons for 1851 p. 18. 


58) Nach den neueflen reports of the directors of convict pri- 
sons 1854 (für das Jahr 1853) pag. 14. waren in Bentonville 
im December 1853 521; während 1853 wurden aufgenommen 
760 (im Ganzen 981). Davon kamen nad Portland 278, 
Dartmoor 23, Andere nad ben Hulls, fo daß 484 blieben, 
Von diefen farben 3 durch Selbftmord, 3 erhielten Begnadt- 
gung aus ärztlichen Gründen. — Ueber Bapnfinnsfälle werden 
wir unten im Zufammenhange berichten. 


59) Nah dem obigen Report 1854 p. 23 wurber auf den Grund 
des aͤrztlichen Ausſpruchs 25 wegen Förperlichen Leidens und 25 
wegen Beforgnig von Seelenftörung als unfähig, iſolirt zu 
fein, erflätt. Nah dem Ausſpruch des Arztes bewährte fich 
die Maaßregel gut. 


60) Nach dem Report von Jebb von 1853 p. 2 find es Wakefield 
mit 412, Preſton mit 50, Leeds mit 50, Leiceſter mit 112, 
Northampton mit 60, Bath mit 24, Reading mit 40, Bedford 
mit 70, Perth mit 180 Gefangenen, für weiche bie Regierung 
Zellen miethete. 
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das Separateinftem nicht für alle Gefangene eingeführt, und 
das Gefängnig enthält nur eine beftimmte Anzahl von 
Iſolirzellen, während die Uebrigen in Gemeinſchaft unter 
dem Schweigſyſtem arbeiten. Man erfennt aber immer 
mehr, Daß das Separateiyftem fich weit befjer bewährt, 
als jedes andere, Daher Die verftändigen Magiftrate dahin 
wirfen, daß allmählig überall Died Syſtem durchgefuͤhrt 
wird. Unter den Gefängniflen, in welchen auf: Die befte 
Weiſe dieſe Durchführung geichieht, verdienen Die Gefäng- 
nifie von Wafefield, 61). von Reading 6%) und befonderd 
von Preſton 68) hervorgehoben zu werden Man mürde 
aber fehr irren, wenn man glaubte, daß es in Diefen Ge 
fängniffen auf eine gleicyförmige Weiſe durchgeführt if. 
Mährend in Wafefield und Prefton Feine Trennung der 
Gefangenen während des Gottesdienftes ift, wird in Bath 
(einem fett 1842 neu und ganz auf Separateſyſtem ge 
bauten Gefängniß) 6%) das Syftem firenge durchgeführt, 
ebenſo in Reading. In Prefton tragen Die Gefangenen 
. feine Masken und haben Bewegung im Freien, fo daß 
fie in Preſton felbft gymnaftiiche Mebungen machen. 

C. Eine eigene Art von Steafanftalt bildet Mit 
banf, deſſen Syftem im Laufe der Zeit vielfady geändert 
wurde. Vor 1849 war e8 ein Depot der zur Transpor⸗ 
tation DBerurtheilten; aus dieſen wurde für Die Probe 
und Befjerungsanftalt PBentonville eine Zahl Der Beften 
ausgewählt; feit 1849 wurden aus allen zur Transportr 


61) Darüber die Ausfagen des Governors vor dem Comittee im 
Report von 1850 pag. 145. 


62) Darüber die Ausfagen des Governors, des Geiftlichen und 
Arztes von Reading in dem Report von 1820 p. 202. 228. 39. 


63) Vorzüglich Clay in den ſchon angeführten Jahresberichten. 


64) Schilderung des Kaplans von Bath in dem Report der Gomits 
fee von 1850 p. 335. 
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tion Verurtheilten Einige nad) Bentonville, Andere nad) Mil⸗ 
bank gebradht ; da man nur 700 Zellen hatte, während eine 
große Zahl won Gefangenen ſich in Milbanf befand, 65) 
verfügte man, daß die Eträflinge nur 6 Monate in se- 
parate cells und darnady in Gemeinſchaft, jedoch mit 
Schweigſyſtem zubringen follten. Da nah Milbank auch 
Sträflinge gebracht werden, die fich in Portland und ähn- 
lichen Anftalten ſehr fchlecht betragen und Die man einem 
neuen Befferungsverjuche durch Iſolirung unterwerfen will, 
auch Eörperlich ichwächliche Gefangene aus den Grafichafte- 
gefängniffen nad Milbank gebracht werden, 66) befinden 
ſich viele fehr ichlechte, und wieder Gefangene von ganz 
Ichlechter Gefundheit in Milbanf ; das Separatelyftem kann 
nicht energiich durchgeführt werden und weder aus den 
Tabellen über Sterblichkeit, 67) noch denen über Wahnſinns⸗ 
fälle 68) fönnen wir Schlußfolgerungen über Die Wirkung 
des: Separateſyſtems ableiten. 69) 

D. Vorzuͤglich wichtig find Die Gefängniffe, welche 
beſtimmt ſind, diejenigen aufzunehmen, welche zur Trans⸗ 
portation verurtheilt waren, 12 (oder jetzt 9 Monate vorher 
in einfamer Einſperrung (um dem Beſſerungsverſuche ums 
terworfen zu werden) zubrachten und nun vor ihrer Trand- 
portation in Gemeinichaft mit Andern zu öffentlichen Ar⸗ 
beiten gebraucht werben. Der Zweck Diefer Verwahrung 


65) Im Jahre 1852 waren 2909 Sträflinge in Milbanf. 


66) Reports of the Girectors of convict prisons for 1852 p 127. 
Reports for 1853 p. 


67) Im Jahre 1853 kamen 28 Todesfälle (9 unter den weiblichen 
Gefangenen) vor. 


68) Es find 1853 24 Fälle des Wahnfinrs angeführt. 


69) Son ven angeführten 2909 Gefangenen von Milbant famen 

nad) Pentonville, 288 nad Portland, 118 nad) Portsmouth 

und als invalide 59 nad) Stirling Gaflle und 197 nad Dart- 
moor. 
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ift, theils die Geiundheit der Sträflinge, welche durch Die 
Iſolirung geſchwächt fein kann, Durch Die Arbeit im Freien 
zu flärfen, theild das Beſſerungswerk fortzujegen und 
zwar inden der Unterricht und vorzüglich religiöje Einwir⸗ 
fung fortgeiegt, der Eträfling zur Ordnung und regelm& 
Bigen Arbeit, in Gemeinihaft mit Andern 7%) gewöhnt, 
durch die eingeführten Aufmunterungen und Die Ausfiht 
durch gutes Betragen Bortheil zu erhalten, zur Befferung 
angeregt und vorzüglich einer neuen ſchweren Probe ur 
terworfen wird, indem man noch mehr feiner Beſſerung 
vertrauen kann, wenn er auch ungeachtet der durch das 
Zufammenleben mit Anderen eintretenden Verſuchungen ſich 
gut beträgt. 

Zu dieſen Strafanftalten gehört die von Bortland,?') 
geeignet für wichtige öffentliche Arbeiten mit großen Ge 
bäuden (darin 700 Zellen, um Sträflinge in der Nadıt 
aufzunehmen), mit einer großen Umfafjung, welche die 
Entmeihung hindert. 7?) Berner Dartmoor (früher ein 
Gefängniß für Kriegsgefangene), vorzüglich beftimmt, um 
dort ſchwächlichere Sträflinge, weldhe zu Den Arbeiten 
von Portland nicht taugen, und überhaupt ſolche aufzw 
nehmen, welche Iandwirthichaftliche Arbeiten betreiben koͤn⸗ 
nen.?3) Portsmouth prison ?*), jeit 1852 beftimmt, um 
die Gefangenen aufzunehmen, Die vorher in den Hulfs von 


70) Zum Stillſchweigen werben die Sträflitge nicht angehalten. 


71) 130 englifche Meilen von London — bei der Stadt Weymouth. 
Es ift eine Infel von 5 Meilen Länge und 2 in der Breite 
— für die englifchen Marine wichtig. 


72) Ueber die Errichtung ven Portland f. meine Schrift: über ben 
neueften Zuftand ©. 15 und gute Schilderung in Berenger de 
la repression p. 49 etc. 


73) Berenger p. 73. 


74) Darüber Reports of the directors 1853 p. 227. und Reports 
1854 p. 
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Portsmouth waren und zu den für die Marine und den 
Hafen nothwendigen Arbeiten gebraucht wurden (1. J. 
1853 befanden ſich Darin 1245 Gefangene). , Für Die zur 
Transportation verurtheilten Weiber, Die hier ihre zweite Pro⸗ 
beftufe Durchmachen follen, ift neuerlich das Brirtongefäng- _ 
niß beftimmt. Vorerſt wurden dahin 75 in Milbank ausges 
wählte weibliche Sträflinge gebracht.75) Reben diefen Straf 
anftalten beftehen vorläufig noch die Hulfs fort, nämlich 
Schiffe, auf welchen Die zur Transportation Verurtheilten 
verwahrt werden. Auch hier Hat die Regierung manche 
BVerbeflerungen angebracht. 76) 


VI Das Ergebniß der Berichte über den Zuftand 
Diefer Anftalten ift ein günftiges. 7”) Aus den Berichten 
ergiebt fi), daß verhältnifmäßig Feine große Zahl von 
Disciplinarftrafen gegen Sträflinge erkannt werden muß⸗ 
te,?8) daß die Zahl der Todesfälle fehr gering ift, 7% 
Daß nad) dem Zeugniffe des Arztes die mwohlthätige Wir: 
fung der Arbeit im Freien bei den aus den Iſolirungsge⸗ 
fängniffen austretenden Gefangenen durch Zunahme an 


75) Siche Reports of the directors 1854 p. 305. Die Sträflinge 
find in 3 Klaffen getheilt und ihre Behandlung richtet ſich nad) 
ihrer Aufführung. 


76) Berenger p. 68, Reports of the directors 1854. p. 251, 


77) Die Schilderung ven Berenger p. 59—67, fein Lob der Ord⸗ 
nung, der guten Haltung der Sträflinge während des Gottes⸗ 
bientes, der Arbeitfamfeit — ift doppelt bemerfenswerth, da 
Herr Berenger — ein feiner Beobachter — ein enifchiebener 
Freund des Iſolirungsſyſtems iſt. 


78) Nach dem Report von Jebb über 1851 p. 20 wurden von 
1395 Sträflingen nur 414 geftraftl. — Im Jahre 1853 muß 
ten 436 geftraft werben (3 mit förperlider Züchtigung). 

79) Im J. 1851 flarben in Portland 4, die nämliche Zahl der w 
desfälle war im 3. 1852. Im J. 1853 ſtarben 8. — 
Dartmoor, wo viele ſIwachliche (oft mit zerſtoͤrter Sefunbhcit) 
hinkamen, "farben 1853 39. 


Archiv d. Er. R. 1854. IV. St. Fr 
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Gewicht und Arbeitskraft ſich zeigt.8%) Die Zahl der 
Wahnfinnsfäle ift unbedeutend.) — Alle Gefängnißbe 
amten diefer Anftalten rühmen im Ganzen das DBetragen 
der Sträflinge und einen Geift der Ordnung. Von Be 
Deutung ift, daß überall, jo oft Der Zuftand von Portland 
im Parlamente zur Sprache koͤmmt, auch von Männern, 
welche entfchiedene Freunde der Iſolirung find, auf den 
Grund ihrer Beſuche in Portland günftige Schilderungen 
des Syſtems gemacht werden, daß Die Gefaͤngnißgeiſili⸗ 
chen dem Betragen ber dortigen GSträflinge auch während 
des Gottesdienfted das befle Zeugniß geben. 82) Nicht 
gering darf geachtet werden, daß der Gefängnißgeiftlide 
Sield, welcher der Gegner jedes Affociationsiyftems war, 
und ungünftig über Bortland fprach, fpäter auf den Grund 
feiner Beobachtungen 83) feine frühere Meinung völlig 
zurücknimmt. 3% 

. VIE Die widtigfte am Meiften von allen Freunden 
- der Oefängnißverbefferung befprochene Frage ift Die, ob, 
wenn man bie gute Wirkſamkeit des Iſolirungsſyſtems am 


80) Bericht des Arztes in ben reports of the directors for 1851 
p. 180. 


81) In Dartmoor Fam gar Fein Wahnfinnsfall, in Portland im 9. 
1853 famen 3 vor. ' 


82) Der Geiftliche von Portland im Report v. 1854 p. 138 bemerkt, daß 
das Betragen und die Aufmerkſamkeit der Sträflinge in dem 
Gottesdienſte dem einer Berfammlung gebilveter freier Menfchen 
nicht nachſteht. 

83) Sein Brief iſt abgedruckt in Jebbs Report für 1851 p. 98. 


84) In der neueſten Zeit Hat jedoch Combe in der angeführten 
Schrift p. 70 das Syftem von Portland und Dartmoor geta⸗ 
delt, weil dort die Arbeit nicht darauf berechnet ift, den moralifihen 

- und geiftigen Zuftand der Gefangenen zu verbeflern, und das 
orbentlihe Beiragen der Sträflinge nur durch firenge Zudt er⸗ 
zwungen wirb, wo man fragen muß, was bei dem entlaſſenen 
Sträling, auf welchen die Verfuchungen einflürmen, bie Stelle 
bes äußeren Zwaungs erirken \l. . 


a‘ 


des Gefängnißwefene. 631 


erkennt, nicht Die guten Früchte deſſelben zerfidtt ober 
geichwächt werden, wenn Der Sträfling in Gemeinichaft mit 
andern fömmt, und ob Die Geſetzgebung hoffen darf, durch den 
1853 gemachten Verſuch an die Stelle der Transporta: 
tion. Die Einfperrung in Gefängniffe in England zu fes 
den, die beabfichtigten Vortheile zu erzielen. Dieſe Frage 
tft in neuefter Zeit von dem erfahrungsreichen Gefängniß⸗ 
geiftlichen Clay 85) und in der wertävollen Abhandlung 
in der Zeitichrift von Edinburg36) trefflidy erörtert wor⸗ 
den. Die dem von der Regierung gemachten Verſuche 
günftige Antwort fügt ſich vorzüglich darauf, baß nieht . 
die Aftoctation, welche nad) dem neuen Syfleme in ber 
Art eintritt, daß Die Sträflinge erft nach einer laͤngeren 
Zeit völliger Iſolirung eintreten, nicht mit der alten Ge 
fängnißeingchtung zuſammenwerfen dürfe, und daß gegen 
jene neue Einrichtung Die Einwendungen nieht geltend gemacht 
werben fönnen, welche der Gemeinſamkeit der Sträflinge. 
da entgegenftehen, wo diefe ohne ſolche Borbereitung zus - 
fammenleben follen. Man muß annehmen, Daß ber. Ge⸗ 
fangene, der in der einfamen Haft durch die Gefängniß⸗ 
zucht, Durch moralifcye und religiöie Einwirkung und durch 
die Vortheile, welche die Iſolirung bietet, mehr zur Ein 
ſicht feines Unrechts gefommen ift und edlerer Entichlüffe 
fähig wurde, in Die Gemeinſchaft der übrigen Sträflinge 
mit andern Gefühlen eintritt, als Derjenige, welcher ſo⸗ 
gleich nach der Verurtheilung mit andern Gefangenen zus 
fammengebradht wird. — Man muß davon audgehen, 
Daß in biefer zweiten Stufe das Beſſerungswerk fortgefegt 
wird (hier in der Richtung, daß der Sträfling audy Die 
Probe beftehen muß, ob er auch bei den durch Gemein- 


85) Chaplains twenti-ninth Report on the Preston house of cor- 
rection 1853 p. 17. 


86) Edinburgh Review 1. c. p. 583. 
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haft mit Anderen auf ihn einftürmenden Berfuchungen 
wiberfteht), Daß religiöje Einwirkung und Unterricht die 
guten Vorfäge in ihm noch mehr befeftigen und Daß der 
Gefangene durch Die Ausficht auf Vortheile feines guten 
Detragend, auf Belohnungen, Abkürzung der Straffeit, 
oder bedingte Begnadigung neue Antriebe zur Befferung 
erhält. Wir Haben oben Die Zeugniffe der Beamten, vor: 
zuͤglich auch der Gefängnißgeiftlichen über Das gute Be 
tragen der Mehrzahl der Sträflinge von Portland und 
Dartmoor angeführt; wir bitten hier noch beſonders Die 
Zeugniffe über die gute Wirfung zu beachten, welche bie 
Berbringung von Sträflingen, welche längere Zeit abfolut 
kolirt waren, in Gemeinfchaft ausübt.EN) Vergleicht man 
Damit noch. Die Zeugniffe über die wohlthätige Wirkung 
der badges (Auszeichnungen) auf Das Bezragen - der 
Sträflinge, 89) ſowie Die Zeugniffe über Das gute Be 
tragen der Transportirten, welche in Portland vorher 
waren, 39 Die verhältnigmäßig geringe Zahl von Entwei⸗ 
chungen,ꝰo) die Nachweiſungen einzelner Beifpiele eines 
Betragens von Sträflingen, Die große Beweiſe guter Ge 
finnungen gaben, 91) endlich die Zeugniffe, wie das Sy 


87) Reports of the directors for 1852 p. 26. Alle bezeugen, baf 
hier au der wahre Charakter der Gefangenen am beften er: 
fannt werben kann. 


88) Reports for 1851 p. 126, for 1852 p. 254. 
89) Nachweifungen in reports for 1852 p. 177. 


90) Reports for 1853 p. 123. In Portland verfuchten 4 die Ents 
weichung, fle gelang feinem. In Bortsmouth (wo bie Entwei⸗ 
hung fo leicht if) wurden 10 Verſuche gemacht. 


91) Nach report for 1852 p. 239, for 1853 p. 216. In einem 
Falle zeigte fi eine rührende Sorgfalt von Gefangenen, einem 
Gefängnißbeamten, der während ber Arbeit verunglüdte, beizus 
fiehen. In einem andern Falle brachte ein Gefangener Gelb, 
das er fand und leicht hätte unterfchlagen können, dem Beam⸗ 
ten. 
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ſtem Die Sträflinge nad) der Art ihres Betragens im 
Claſſen (mit gewiffen Vortheilen oder Nachtheilen) eins 
rüden zu laffen, fich als ein gutes ꝰ2) Mittel der Beffes 
rung bewährt, fo überzeugt man fi) bald, Daß dies neue 
engliiche Syſtem der Beachtung würdig if. — Die Bes 
richte Der Gefängnißgeiftlichen find reich an merkwürdigen 
Erfahrungen, 3. B. wenn der Geiftlihe von Bortland 
ausipricht, 93) daß ein fehr großer Theil der Sträflinge 
ohne alle Gefahr nach der Hälfte der Strafzeit entlaflen 
werden Tönnte; und ein Anderer die häufig verbreitete Ans 
ficht widerlegt, Daß Die Heuchelei der Sträflinge fo fehr 
bedenklich wäre. 9%) Be 


Einer befondern Aufmerkiamfeit find die Erfahrungen 
der durch ihre Stellung mit Gefangenen genau vertrauten 
Männer würdig, welche verfihern, Daß es überall, z. B. 
in einer Stadt, eine Heine Zahl von Menfchen ift, welche 
eine Maſſe geringerer Vergehen übend, immer wiederfeh- 
vend in Oefängniffe, die eigentlich Gefährlichen find, fo 
daß, wenn ſolche Menfchen unichädlih gemacht werden 
fönnten, die Sicherheit bald hergeftellt wäre, 95) Daß, wenn 
Die Gefängniffe gut find, angenommen werden darf, daß von 


92) Im J. 1852 waren in Portland in der 1. Claſſe 639, in ber 
2. 109, in der 3. 64; am Ende des Jahrs waren in der 1. 
Claſſe 737, in der 2. 45, in der 3. 30. — Bon der 3. Claſſe 
rüdten in die 1. 34, von ber 2. in die 1. 73. 115 rüdten 
alfo vor, 11 wurden in tiefere Claſſen geſetzt. Im J. 1853 
waren in der 1. Claſſe 973, in der 2. 211, in der 3. 128; am 
Ende des Jahres waren 224 in höhere Elaflen vorgerüdt. 


93) Reports for 1852 p. 12. 


94) Nach reports for 1851 p. 176 erklärt der Geiftlihe, daß die 
Sträflinge, welche Feiner religiöfen Gefinnungen offen, dieſe 
Anſicht ausfprechen, überhaupt durch öftere Geſpräche fich bald 
der wahre Seelenzuftand zeigt. 


95) Radweifungen aus Polizeiberihten in Hill's Werf: Crime 
p. 29. . 


N 
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100 @efangenen 60 als gebeffert zu betrachten find ımd Alles 
nur Darauf anfömmt, wie für entlaffene Sträflinge gelorgt 
wird. ꝰe) As ein Vortheil wird e8 erklärt, Daß diejeni- 
gen, weldye zur Transportation verurtheilt wurden, bie 
fehlimmften und gefährlichften Menfchen wären, während 
die Erfahrung lehrt, Daß oft Uebertreter, bei denen bie 
Befterung am erften zu erwarten iſt, zur Transportation 
verurtheilt werden.) Die Bedingungen, unter welchen 
jedoch die Erfahrenften das neue Syſtem vertheidigen, 
nach welchem ftatt Transportation. Die Sträflinge vorerſt 
auf etwa 9 Monate einfam eingefperrt, Dann in Gemeinichaft 
(wie in Portland) zu Arbeiten gebraucht werben, aber 
Hoffnung haben, nach einer gewifjen Zeit bedingte Begna 
digung zu erhalten, find folgende: I) Daß in dem Syſte⸗ 
me der Gemeinſchaft noch einige Berbefferungen einge 
führt werben;?9) 2) daß für die Feine Zahl von völlig ver: 
dorbenen Sträflingen, die auch nad dem Portlandſyſtem 
immer vorfommen werden, ftrenge, Die Geſellſchaft fichernde 
Maaßregeln ergriffen werden, 9%) 3) daß wenn das Syftem 
der bedingten Begnadigung durchgeführt wird, Die noch 
oft beftehenden Maaßregeln vermieden werden müffen, 
durch welche Der entlaffene Sträfling ebenfo an feinem gus 
ten Fortkommen, ald an fittlicher Erhebung gehindert wird, 


96) Elay in feinem 28. Report p. 97. 


97) Clay in feinem 29. Report (für 1852) p. 22. ftellte zufanmen, 
welche Gefangene in Prefton zur Transportation verurtheilt 
waren; bier zeigt ſich freilich, daß die Verſchuldung diefer Leute 
hoͤchſt verſchieden war. 


98) 8. B. daß jeder Sträfling ‚zur Nachtzeit eine beſondere Zelle 
erhalte und daß für Unterricht in Arbeiten geforgt werde, wel 
he nach der Entlafjung vom Entlaffenen betrieben werben Töns 
nen und ihn gut nähren. 


99) In Bezug auf folde Werkonen wünlhen noch erfahrene Mäns 
) ner bie Beibehaltung der Tronsportstion. 
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3 B. Polizeiaufficht, 190) A) dag für Anftalten geforgt wird 
durch welche der entlafjene Sträfling thätige Theilnahme, 
Die Mittel ehrlichen Erwerbs und eine Freiſtaͤtte für Faͤlle 
augenbliklicher Noth findet. 101) 

VII Um den Stand der öffentlichen Meinung in 
England in Bezug auf Gefängnißfgfteme zu jchildern, mag 
ed zwedmäßig fein, vorzüglich folgende Richtungen zu 
bezeichnen. 

A. AS die am meiften verbreitete, von der größten 
Zahl der Gefängnigbeamten vertheidigte Anficht kann Dies 
jenige angefehen werden, welche das Iſolirungsſyſtem als 
das Heilfamfte betrachtet, jedoch nicht für längere Zeit, fons 
dern höchftens für ein Jahr, 102) und zwar jo, daß für 
Sträflinge, welche zu längerer Freiheitsſtrafe verurtheilt 
find, die nur zum Uebergang an die Einfperrung in Ges 
meinichaft vorbereitende einfame Einfperrung (wie in Pens 
tonville) für eine gewiffe Zeit angeordnet werden muß. 
Darüber, wie ferner Die Iſolirung abfolut fein, insbeſon⸗ 
dere ob nicht bei Unterricht, bei der Bewegung im Freien, 
bei dem Gottesdienfte Gemeinfchaft geftattet werben foll, 
findet fich noch Feine Vebereinftimmung der Anſichten. 108) 
100) Report for 1853 p. 194. 


101) Eine folche Anftalt, gegründet durch wohlthätige Menſchen, 
befteht in England in Durham. Sie wirkt vortrefflih. Wir 
werden unten Nachricht darüber und über die Wirkungen des 
neuen Gefeßes in Bezug auf bedingte Begnadigungen geben. — 
©. vorläufig darüber den Report der comittee von 1850 p. 
384 und Jebb Report on discipline 1853 p. 114. 


102) Ueber die Zeit, für welche die Iſolirung erfannt werben fol, 
findet zwar noch eine Verſchiedenheit der Anſichten Statt. 
Darüber, daß 6 Monate zu wenig ſeien, und daß nicht über 
12 Monate Iſolirung erfannt werben foll, fcheint am meiften : 
Vebereinflimmung zu Yreihen. Die unten (Mol, 105) anzus 
führende Anfiht von Burt ſteht ziemlich tfolirt da. 


103) Wir werden unten über jeden dieſer Punfte (au über das 
Duefentragen) die verſchiedenen Anfihten und Erfahrungen 
angeben. 
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Gewiß ift, Daß immer entichiedener das Separatefuftem, 
jedoch mit zwedmäßigen Beichränfungen, als nothwendig 
anerkannt wird. 104) 

B. In einer ftrengeren Richtung ift Dies Syſtem 
neuerlich von dem zweiten Geiftlichen in Bentonville, Hrn. 
Burt, beleuchtet 105) Nach feiner Anficht ift Abſchreckung und 
Unterbrüdung der lafterhaften Neigungen durch Härte der 
Strafen, durdy Die Einwirfung des Gefühle, Daß nur 
durch Vermeidung Des Verbrechens das drohende furdt- 
bare Uebel der Strafe vermieden werden kann, die Haupt: 
fahe in der Gefängnißzucht, welche mit der religiöjen 
Einwirfung verbunden fein muß, weldhe dem Verbrecher 
die Schredniffe zeigt, welche die Religton dem llebelthäter 
droht. Nach der Anficht von Burt wirkt die einfame Ein 
fperrung Anfangs mächtig auf das Gemüth, dann aber 
tritt Gewöhnung ein; jpäter erfi muß bei längerer Ein 
Sperrung Die wahre Wirkung der Strafe eintreten, indem 
Die Kraft der Ausdauer erfchöpft, das Leiden tief gefühlt 
und die SHartnädigkeit gebrochen wird. Dies gejchehe 
niht in 9 oder 12 Monaten, jondern erft bei längerer 
Dauer der Iſolirung, wobei er Die Gefahren für Die phy—⸗ 
fiiche und geiftige Gejundheit in Abrede ſtellt. Nach ſei⸗ 
ner Anfiht wird auch ein Syſtem wie in Portland mit 
gemeinfchaftlicher Arbeit immer die guten Früchte Der Jſo⸗ 
lirung zerflören. Gegen Diefe Anfichten, welche auf einer 


“ww 


104) Die ‚neueften Stimmen für das Syftem find die von Clay, 
der ausführlich vor der Comittee on crime and destitute ju- 
veniles 1853 p. 186 feine Erfahrungen angiebt, aber das in 
Prefton eingeführte Separatefyftem empfiehlt. — Ferner gehö- 
ren hierher die Berichte der Directoren und Geiftlichen (vor 

üglich des Gefüngniffes von Mountjoy in Irland, wo das 
ſolirungsſyſtem eingeführt if). Insbeſondere entwidelt ter 
©eiftliche in dem annual Report of the inspector of govern- 
ment prisons in Ireland 1854 p. 43. trefflih die Bebingun: 

en, unter welchen des Iſolirungsſyſtem wohlthätig iſt. 

105) Sn ber oben Note 15 angeführten Schrift. - 


% 
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bedenklichen Generaliſirung der menfchlichen Natur und 
auf die Vorftellung von der Allmacht der Abſchreckung 
beruhen, Hat fich neuerlich Combe 106) erhoben und im 
völligen Wideripruche mit Burt ftehen die Erfahrungen des 
ehrwürdigen Gefängnißgeiftlichen Clay, wenn er in feiner 
ſchoͤnen Entwidlung reformation of prisoners 107) ent 
ſchieden das Prinzip der Abſchreckung verwirft und nur 
von einer ernten, die Individualität der Gefangenen berüd- 
fihtigen denmenjchlichen Behandlung die Wohlthat der Bel 
jerung erwartet. 108) . 

C. Eine dritte Claſſe bilden Diejenigen, welche eine 
völlige Umgeftaltung der bisherigen Anfichten über Straf: 
anftalten fordern und darin zuſammenſtimmen, Daß fle 
nicht voraus im Urtheil beftimmte in einem gewiſſen 
Umfang von Uebeln beftehende Strafen anerkennen und 
jede Generalifirung Der Vorfchriften tadeln. Dahin gehört 
a) das Syftem von Maconochie, oder Das Marfen- und 
Socialſyſtem, 199%) nad) welchem die Selbftthätigfeit des 
Sträflings entwidelt, Die Strafzeit (vorerft in einſamer 
Haft, dann in Afforiation) gleichſam in Marken geändert 
wird, und einem Theil der Strafzeit eine gewiffe Zahl 


106) In der Note 21 angeführten Schrift. 


107) In feinem 28. Report (1851) p. 42 fagt Clay: If the priso- 
ners are not reformed, they are in spite of floggers, se- 
parate confinement or, others more punishments criminals 
stillin heart and only wait for what the may think a safe 
opportunity to become criminals in act. 


108) In dem angeführten Auffabe in Edinburgh Review p. 598 
wird behauptet, daß man nach allen Zeugnifien der Erfahrung 
die Beſſerungsfaͤhigkeit aller eder doch der meiften Sträflinge 
annehmen Tonne. 


109) Wir haben in der Schrift : Ueber den neueften Zuftand ber 
Gefängniffe S. 24 eine Darftellung diefes Syſtems gegeben ; und 
ein deutfher Schriftfteller, Here Wulfen, hat unter dem Titel 
Berbrehen und Strafe — das Markenſyſtem von Hrn. Marcos 
nochie überfegt, Frankfurt 1851, dies Syſtem entwidelt. 
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von Marken entipricht, wo der Sträfling durch fein gute 
Betragen gewiſſe Marken und damit Anſpruch auf Abkuͤr⸗ 
ung | der Strafzeit erwirbt. Die Sträflinge arbeiten in 
‚Keinen Abtheilungen nad), ihren Fähigkeiten, unter wechſel⸗ 

ſeitiger Berantwortligpfeit, wenn von den Genoffen be 
‚Blafje Mebertretungen. verübt werden. Der Erfinder dis ' 
ſes Syſtems, der in der Strafcolonie in Norfolk: Island 


x ‚buch fein Benehmen Achtung fi) erwarb, hat in Bir 


‚mingham, ‚wo er Borftand der Strafanftalt war, fein 
Spftem zum Theil durchzuführen verſucht. 110) b) Nach 
‚den Anfichten von HIN 112) follte man den Verbrecher wie 
‚einen moraliſch Franken betrachten, und fo wenig man ben 
Mohnfinnigen für eine voraus beftimmte Zeit im eine 
‚Serenanftalt jendet, auch den Uebertreter in Die Strafan- 
‚ftalt nicht zum Ausftehen einer beftimmten Strafzeit brin⸗ 
‚gen, ſondernihn in einer ganz feiner Individualität anpaſſen⸗ 
‚den Weife behandeln und wenn er gebeffert ift, entlaffen. 
‚Der ‚praftifche Sinn des Hrn. HiN bringt ihn aber ſelbſt 
‚zur ‚Meberzeugung, daß ein foldher Plan nur langfam in 
das Leben geführt werben fönne. 

o).Am umfaffenpften erflärt ſich Combe 112) gegen 
das Generalifiren im Gefängnißinftem. Treu feiner Ge 
hirnlehre fordert Gombe, daß jeder Verurtheilte von einer 
Eommiffion erfahrener Männer in feinem phyftfchen und 


‚410) Diele Männer in England, wenn fie auch nicht feine Anfichten 
‚völlig theilen, fprechen bod von ihm mit großer Achtung. 
So Hill on Crime p. 161. Combe the principles p. 83. Ma 
conochie verlor feine Stelle in Birmingham; fein Syftem be: 
währte fich nicht, fcheiterte aber, wie Combe fagt, p. 84, an 
ben alten Borurtheilen und an den daran getoöhnten Beam 

en 


111) In der Schrift: Crime p. 150. Aehnliches hatte früher $r. 
Simpfon in einer Schrift vorgefihlagen und das Belang 
wie ein moraliſches Hospital betrachtet. 


112) Camhe the prigeiplgs p. AO. 
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moraliichen Zuftande unterfucht, daß vorzüglich nach der 

Beichaffenheit feines Gehirns, feine Individualität nad 
den vorherrfchenden Neigungen, nach den befonderen mo⸗ 
ralifhen und geiftigen Gebrechen des Sträflingsd erforfcht 
und darnach jeine Behandlung im Gefängniffe eingerichtet 
werden fol, weil der menfchlihe Organismus das Mit 
tel ijt, Durch weldyes Die moralifche Einwirkung, Die in 
Der Strafe liegen joll, auf das Individuum zu gefchehen 
hat, fo daß auch Gefangene, mit ihren hoͤchſt verichie- 
denen organiſchen Zuftänden, insbefondere des Gehirns 
einer gleichen Behandlung nicht unterworfen werden Füns 
nen und fo aud Die Wirkfamfeit des Iſolirungsſyſtems 
eine fehr verfchiedene fein wird. Man begreift leicht, daß 
gegen diefe durch merkwürdige Beobachtungen 118) unters 
ftüsten Worfchläge vielfache Einwendungen vorgebradht 
werden, welche fich darauf gründen, Daß darnach der 
. Charakter der Strafe verichwindet, Daß Die phrenologifche 
Erforihung und die. Schlußfolgerungen daraus trüglich 
find, und Die geforderte Behandlung der Gefangenen nad) 
ihrer Individualität fi) bald als willfürlicher und rl 
Iofer Verſuch zeigen werde. 


113) Vorzüglich gehört dahin die p. 64 gemachte (gewiß von ben 
aufmerffamen Beamten jeder Strafanftalt beftätigte) Erfahrung, - 
daß manche Sträflinge in der Einfamfeit mit einer mit Tüftler: ' 
nen und frivolen Bildern fich befchäftigenden vrgantafie eine 
vorzüglihe Luft an ſolchen Bildern haben und wo fie Gele: 
genheit haben, auf jedem Blättchen Papier oder an ber Mauer 
obfeöne egenflände zeichnen. 


(Fortſetzung im nächften Hefte.) 


Berbefjerungen. 


Belgende in diefem Jahrgange ſich findenden Druckfehler bittet man 
zu verbeſſern. 


v. u. Rehtefällen ft. Rechtsquellen. 
. o. dem ſelben ft. verfelben. 
nah "Brages beizuiegen »entfiehen.« 
. verfhienene entichiebene. 
.Iharferft. ichroffe 
nd 7. und ©. 386. 13. l. vorausgefehn und vorausfehber 
ft. vorausgefegt und neranaeden. 
arRarrung fl. Entfern 
tn FR he eanafter ein feht nöthiges) Komma. 
. ichti 
‚3.6 MN L. ea ft. erſuchung. 
 üntauglihen ft. untrüglichen. 
.o. gelinden ft. gebunden. 
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